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Unterrichts⸗ und Prüfungsieien. 


1. 
Nenes Aegulativ über Ausbildung, Prüfung und Anftellung für die 
unteren Stellen des Sorftdienftes in Derbindung mit dem Militairdienft 
im Jägerforps. Dom ı. Oktober 1897. 


Algen. Berfg. an fämmtlidhe Königlichen Regierungen (mit Ausſchluß von Aurich und Sigmaringen). 
II. 18399. 


Berlin, den 12. Oftober 1897. 


Mehrfache Ergänzungen und Abänderungen des Regulativs über Ausbildung, 
Prüfung und Anftellung für die unteren Stellen des Forſtdienſtes in Verbindung 
mit dem Militairdienft im Jägerkorps vom 1. Oktober 1893*) haben einen Neudruck 
nöthig gemacht. 

Die Königliche Regierung erhält bierneben Eremplare ber betreffenden Be⸗ 
ſtimmungen, welche das Datum des 1. Oktober 1897 (a.) tragen und von bdiefem 
Zeitpunkte ab an die Stelle des Regulativs vom 1. Oktober 1893 treten. 

Bon dieſen Eremplaren ift je eines jedem der Herren Oberforftmeifter, Regierungs⸗ 
und SForfträthe, Oberförfter, Landräthe und fomweit der Borrath reicht, auch Inſtituts⸗ 
und Kommumal-Öberförftern zu behändigen. 

Die Königliche Regierung wolle außerdem Beranlaffung nehmen, in dem dortigen 
NRegierungs-Amtsblatte auf die neuen Beftimmungen binzumweifen. 

Minikterium für Landwirthichaft, Domänen und Forſten. 
In Bertretung: Sterneberg. 


a, 


Beitimmungen 
über Ausbildung, Prüfung und Anftelung für die unteren Stellen 


des Forftdienftes in Verbindung mit dem Militairdienft im Jagerlorps, 
Bom 1. Ottober 1897. 
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IU. Der Militairdienſt beim Jäger: V. Die Forfivderforgungsbered> 
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gung auf bas Forfibiebftaplägeieg 8 16. Lifte der Forſtverſorgungsberechtigten 8 36. 
Allgemeine Vorſchriften über das Ver⸗ 
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Klfe A . 2 2 2 2 2. 8 3l. 
Lifte der Neferve:-FJäger ber Klaſſe A $ 23. 


I. Allgemeine Grundzüge. 
81. 

Einen Anſpruch auf Anftellung als Förfter oder Yorfthülfsauffeher im Stants- 
bienfte*) haben nur diejenigen Perfonen, die die Tyorftanftellungsberechtigung gemäß 
nachftehender Beftimmungen erlangt haben. 

Die gleiche Berechtigung ift erforderlih für ſolche Forſtbeamtenſtellen der 
Gemeinden und Anftalten, die ein Jahreseinkommen von mindeftens 750 Marl, 
einfchließlich des Werthes fämmtlicher Nebeneinnahmen, gewähren, aber feine höhere 
Befähigung erfordern, wie die eines Königlichen Förſters. 

Auch die Königlichen Mevierförfterftellen find vorzugsweiſe an geeignete Työrfter 
zu vergeben. 

Als Ausweis für die Anftellungsberechtigung gilt der Horfiverforgungsfgein 
(fiehe auch $ 25). 

Die Anftellungsberehtigung wird erworben: 

a) durch vorfchriftsmäßige forfttechnifche Ausbildung, 
b) durch volle Erfüllung der zu übernehmenden befonderen Pflichten bes 
Militairdienftes im Sigentonpe (6 14). 


unmittelbaren Staatsbeamten vom 27. März 1872 (8.6. ©. "268) aufmerffam gemacht. Was in 
biejen Beſtimmungen von ben Regierungen gefagt tft, gilt auch für bie Hoflammer ber Königlichen 
Bamiliengüter. 


Erfterer erfolgt durch: 

1. praftifche linterweifung während der Lehrzeit (8 4), 

2. Forſtunterricht beim Käger-Bataillon ($ 10), 

3. weitere forftliche Beichäftigung und Unterweifung während des Militair- 

Referveverhältnifies, 
und ift nachzuweiſen durch das Beſiehen zweier Prüfungen (88 11, 12 und 20). 
II. Die Lehrzeit. 
82. Eintritt in die Lehre und ihre Dauer. 

Die Laufbahn für den Forſtſchutzdienſt beginnt mit einer mindeflend zwei⸗ 
jährigen forftlichen Lehrzeit. Der Eintritt in die Lehre darf nicht vor Beginn des 
16. Lebensjahres und muß fpäteftens am 1. Oftober desjenigen Kalenderjahres 
erfolgen, in dem ber Bewerber das 18. oder, wenn er die Berechtigung zum ein- 
jährig-freiwilligen Militärdienft erworben hat, das 20. Lebensjahr vollendet. *) 

Der Bewerber bat fi) drei Donate vor dem beabfichtigten Beginn der Forſt⸗ 
lehre bei dem Oberforftmeifter desjenigen Bezirls, in bem er ſich aufhält, oder in 
dem er in die Lehre treten will, fchriftlich anzumelden und babei vorzulegen: 

1. das Geburtszeugniß, 

2. ein Unbefcholtenheitszeugniß der Polizeibehörde feines Wohnortes, 

3. ein Atteft eines oberen Militairarztes, daß er frei von Förperlichen Ge- 
brechen und wahrnehmbaren Anlagen zu chronifchen Krankheiten ift, ein 
Iharfes Auge mit beutlichem Unterfheidungsvermögen für fämmtliche 
Farben, gutes Gehör, fehlerfreie Sprache hat und eine Körperbefchaffenheit 
befitt, die kein Bedenken gegen die künftige Tauglichkeit zum Militairdienft 
begründet **), 

BZeugniffe der befuchten Schulanftalten ober der Lehrer über Schulbildung, 
insbefondere darüber, daß er bis zur gegenwärtigen Meldung einen ftetigen 
Schuluntericht genoffen oder feit dem Abgange von der Schule feine Fort⸗ 
bildung ununterbrochen betrieben bat, 

5. einen felbftgefchriebenen Lebenslauf. 


*) Bezüglich der Bewerber für den Königlichen Forſtverwaltungsdienſt vergleiche 8 6. 
*) A, Hinfichtlich ber für den Eintritt in bie forftliche Lehre erforderlichen Körperbeichaftenheit 
find nachftehende Beſtimmungen maßgebend: 
1. Als Minimalmahe für bie Körpergröße und ben Braftumfang haben zu gelten: 


r 


im Wlter von: Körpergröße: Bruftumfang : 
15 Jahren 151 cm 70—76 om 
16 pr 153 ” 78—179 u 


17 „ 166 „ 70—81 „ 

3. Das rechte Auge muß vollkommen fehlerfrei fein (volle Sehſchaärfe, keine Refraktions- 
Unomalien). Auf dem linken Auge darf die Sehichärfe nicht weniger als *j, der nor⸗ 
malen betragen. Kurziichtigleit auf dem linken Auge, bei welcher ber Fernpunktsabſtand 
70 cm ober weniger beträgt, ſchließt vom Eintritt in bie Forſtlehre aus, 

8. beide Ohren mäflen normale Hoͤrweite befigen, 

4. die Sprache muß fehlerfrei fein, 

5. bie in der Uinlage 1 ber Heer-Drbnung bon 232. November 1888 verzeichneten Fehler 
maden ber Mehrzahl nach zur Aufnahme ungeeignet, wenn fie nicht jehr unbebeutenb 
find ober ſich noch Heben Tafien. 

B. Bur Erlangung bes milttaträrztlichen Atteſtes Haben ſich die Bewerber mit ihren Ge⸗ 
fuchen rechtzeitig an das nächſte Lanbwehr - Bezirk! - Kommando zu wenben, welches bie direlte Zu⸗ 
ſtellung bes Atteſtes an ben Oberforftmeifter besjenigen Bezirks, in bem ber Bewerber ſich anmelden 
will, veranlafien wirb. 

1* 
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Der Bewerber wird Hinfichtlich feiner Schulbildung zum Eintritt in Die Lehre 
ohne Weiteres als geeignet erachtet: 

a) wenn er das Zeugniß ber wiffenfchaftlichen Befähigung für den einjährig- 
freiwilligen Militairdienft erworben, 

b) wenn er durch den Beſuch einer höheren Schule (Gymmafium, Progym- 
nafium, Realgymnafium, Realprogymnaftum, Ober⸗Realſchule, Realſchule, 
höhere Bürgerfchule) die Reife für die Tertia (bezw. an höheren Bürger- 
ſchulen für bie dritte Klaffe) erreicht bat. 

Genugt der Bewerber den Bedingungen zu a und b nicht, fo Bat er ſich einer 
befonderen Prüfung in den Schulfenntniffen zn unterziehen. 

Iſt eine Prüfung nicht erforderlich, fo benachrichtigt der Oberforftmeifter den 
Bewerber davon, daß er die Befähigung zum Eintritt in die Yorftlehre nach Maß- 
gabe der VBeftimmungen vom 1. Oktober 1897 nachgewiejen bat. Wird eine Priü- 
fung nötbhig, fo kann der Oberforftmeifter geeigneten Falls einen Regierungs⸗ und 
Forſtrath oder einen Oberförfter*) des Bezirks mit deren Ausführung beauftragen. 

Die Prüfung foll feftftellen, ob der Bewerber befähigt ift, Gedrucktes und 
Geſchriebenes geläufig richtig zu lefen, feine Gedanken über eine einfache Aufgabe 
in einem kurzen Aufſatze verftändlih und ohne erhebliche Fehler in der Recht⸗ 
fhreibung, mit gut leſerlicher Handfchrift niederzufchreiben, und in ben vier 
Spezies fowie in der Regeldetri mit benannten und unbenannten Zahlen, ferner 
mit einfachen und Dezimalbrücdhen geläufig und richtig zu rechnen. 

FR das Ergebniß genügend, fo läßt der Oberforftmeifter dein Bewerber die 
vorgedachte Benachrichtigung zugeben. 

FR das Ergebniß nicht genügend, fo bemerkt ſolches der Oberforftmeifter auf 
dem letzten Schulzeugniffe. Die Meldung zur Wiederholung der Prüfung Tann 
nad) Ablauf von neun Dlonaten erfolgen, wenn nad) Maßgabe des Alters des 
Bewerbers die Zulaffung zur Forftlehre dann noch ftatthaft ift. 


$ 3. Wahl des Lehrherrn. 


Die Lehrzeit kann während des erften Jahres bei jedem vom Regierungs⸗ 
und Forſtrath und Oberforftmeifter des Bezirks zur Annahme eines Lehrling$ 
ermädhtigten, im praftifchen Forftdienfte des Staates, der Gemeinden, öffentlichen 
Anftalten oder Privaten angeftellten Forftbeamten zurüdgelegt, muß aber während 
des zweiten Jahres bei einem Stants-Öberförfter oder bei einem vom Regierungs⸗ 
und Forſtrath und Oberforftmeifter des Bezirks zur Ausbildung von Lehrlingen 
ermäcdhtigten vermwaltenden Beamten de8 Gemeinde-, Anftalts- oder Privatforft- 
dienftes zugebracht werden. 

Feder Forftbeamte, welcher einen Lehrling annehmen will, bat die fchriftliche 
Annahme-Genehmigung für jeden einzelnen Fall bei dem Negierungs- und Forftrath 
und dem Oberforftmeifter des Bezirks einzuholen. Dem Antrage find beizufügen bie 
im $ 2 unter 1 bis 5 erwähnten Schriftftüde und die im 8 2 weiter vorgefchriebene 
Benachrichtigung eines Oberforftmeifters. 

Im Berfagungsfalle ift die Berufung an den Oberlandforftmeifter flatthaft, 
deffen Entſcheidung endgültig iſt. Diefer entſcheidet au, wenn Wegierungs- und 


") Bu den „Oberförftern” im Sinne diefer Beſtimmungen gehören auch die ben Zitel , Forſt⸗ 
meifter” führenden Revierverwalter. 
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Forſtrath und Oberforftimeifter über Genehmigung oder Verſagung ſich nicht einigen: 
lönnen. 

Die Lehrzeit Tann auch ganz oder theilmeife auf einer der Königlichen. 
Forſtlehrlingsſchulen nad) Maßgabe der für diefe erlaffenen Beftimmungen zurüd- 
gelegt werben. 

$ 4. Bwed ber Lehrzeit. 


Zwed der Lehrzeit ift, daß der Lehrling fich durch Lebendige Anfchauung und 
praktiſche Hebung mit dem Walde und den beim ‘Forftbetriebe vorlommenden 
Arbeiten befannt macht, insbefondere an ben Tyorftlulturarbeiten, ber Waldpflege, 
den Arbeiten in den Holzichlägen, am Forftifchute und an der waibmännifchen Aus» 
übung der Jagd fidh fleißig betheiligt, die einheimifchen Bäume und die wichtigften' 
Straͤucher, bie Lebensweife der Jagdthiere und der fonftigen für den Wald wichtigen 
Thiere, namentlih auch der nütlichen und fchäblichen Bögel und Inſekten kennen 
lernt, in den fchriftlihen und Nechnungsarbeiten im Bureau der Oberförfterei fi 
ausbildet, einfache Bermeffungs- und Nivellicungsarbeiten ausführen hilft und 
mit den Gefeken und Verordnungen über Forſtdiebſtahl, Forſt- und Jagd-Polizei 
und Handhabung des Forſt⸗ und Sagbfäfutzes ſich befannt macht. 


85. Pflihten des Lehrherrn und des betreffenden 

Negierungs- und Forſtraths. 
. Eine bem Zwecke ber Lehrzeit entfprechende forgfältige und gründliche An- 
fernung, Unterweifung und Beichäftigung der Lehrlinge gehört zu den woichtigften 
Dienftobliegenheiten der Yorftbeamten. Die Lehrzeit foll indbefondere bazu dienen, 
die fittlicde Erziehung des Lehrlings, namentlich durch gutes Veifpiel des Lehrherrn, 
au fördern, ihn an Gehorfam, Pünktlichkeit, Ausdauer, an Ertragung Törperlicher 
Anftrengungen zu gewöhnen und Luſt und Liebe für den Wald und für feinen künf⸗ 
tigen Beruf in ihm zu wecken. 

Ueber die Ausbildung und Führung ber von den untergebenen Forſtſchutz⸗ 
beamten angenommenen Lehrlinge hat auch der Oberförfter befondere Aufficht zu 
führen. Zu diefem Zweck fteht e8 ihm zu, über die Art der Beihhäftigung der in 
feiner Oberförfterei ſich aufhaltenden Lehrlinge Beftimmungen zu treffen und ihnen. 
immittelbare Anmeifungen und Aufträge zu erteilen. 

Der Regierungs» und Forſtrath ift verpflichtet, nicht nur von dem Gange 
der Fortbildung fämmtlicher Lehrlinge feines Bezirks Kenntniß zu nehmen, fondern 
auch am Schluſſe der Lehrzeit erforderlichen Falls durch eine Prüfung fi) über 
den Grad der Ausbildung, welche der Lehrling erlangt hat, ein Urtbeil zu ver- 
Ihaffen; er Tann zu dieſen Zwecken ben Lehrling an einen geeignet gelegenen 
Prüäfungsort berufen. 

Zeigt fi) ein Lehrling wegen unfittlicher Führung, Ungehorfam, Unzuverläffigleit 
oder nach feiner Törperlichen Befchaffenheit ober aus fonft einem Grunde ungeeignet 
für den Yorftdienft, fo Hat ber Lehrherr ihn aus der Lehre zu entlaffen. 

Aud gegen den Willen des Lehrheren Tann die Entlaffung ſowohl durch ben 
Regierungs- und Forſtrath als auch durch den Oberforftineifter angeordnet werden. 


86. Lehrzeit ber Bewerber für den Forſtverwaltungsdienſt. 
Für biejenigen Bewerber, welche die Befähigung zur Anftellung als Forſt⸗ 
verwaltungsbeamte erfireben — Forſtbefliſſene —, zugleich ‚aber die Anftellung im 
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Forſtſchutzdienſte fi offen erhalten wollen, find an Stelle ber vorftehenden 86 3 
bis 5 die 88 1 bis 8 ber Beftimmungen über Ausbildung und Prüfung für den 
Königlichen Forft-Berwaltungsdienft vom 1, Auguft 1883 maßgebend, 


87. Anmeldung der Lehrlinge zum Militairdienfi und ihre 
ärztlihde Unterſuchung. 


Die Fochlehrlinge haben ihrer Militairpflicht im Jägerkorps zu genügen. 
Um die Einſtellung herbeizuführen, bat der Lehrherr in ber Zeit vom 1. bis 5. Jannar 
desjenigen (Jahres, in welchem ber Lehrling bis zum 1. Oftober feine Lehrzeit volle 
endet haben wird, das Nationale des Lehrlings nad) dem beiliegenden Mufter A 
an ben Regierungs- und Forſtrath des Bezirks einzureichen. 

Die im $ 6 bezeidmeten Bewerber find in gleicher Weife anzumelden. 

Hat ein Bewerber bie Beredhtigung zum einjährig-freiwilligen Dienſt er⸗ 
worben und will von ihr Gebrauch machen, fo ift dem Nationale der Berechtigungs- 
ſchein beizufügen. 

Der Regierungs- und Forſtrath hat die bei ihm eingehenden Rationale mit 
der Befcheinigung zu verfehen, daß die vorfchriftsmäßige Lehrzeit des Lehrling 
bis zum 1. Oftober d. J. beendet fein wird, und, ev. mit dem Berechtigungsfcheine 
zum einjährig-freiwilligen Dienfte, bis fpäteftens zum 1. Februar jeden Jahres 
der Inſpektion der Jäger und Schügen zu Berlin einzureichen. Diefe veranlaßt 
darauf die Unterfudung ber Lehrlinge durch die betreffende Ober⸗Erſatzkommiſſion. 
Außerdem hat der Lehrherr den Lehrling in ber Zeit vom 15. Januar bis 1. Februar 
bei der Ortsbehörde behufs SHerbeiführung ber Unterfuhung durch die Erſatz⸗ 
Kommiſſion anzumelden und feine Borftellung bei der lebteren nah Maßgabe 
der Öffentlich befannt gemachten Geftellungstermine ohne weitere Aufforderung zu: 
veranlaffen. 

Forftlehrlinge, welche die Erfat-Kommiffion als „zu ſchwach“ bezeichnet, werden: 
der Unterfuhung durch die Ober⸗Erſatzkommiſſton gleichwohl unterworfen. 

In der Beit vom 1. bis 5. Oktober beffelben Jahres bat fid) ber Lehrherr 
fiber die Leiftungen bes Lehrlings zu äußern und diefe nad) dem Muſter B aus 
geftellte Aeußerung nebit ber Benachrichtigung über die Befähigung zum Eintritt 
in bie Lehre (5 2), dem Attefte des oberen Militairarztes (8 2 Nr. 8) und der 
Annahmegenehmigung. (8 3) dem Negierungs- und Forſtrath des Bezirks einzu- 
reichen. Diefer hat die Aeußerung auf Grund des von ihm über den Lehrling er- 
langten Urtheils ($ 5) mit einem Vermerk darüber zu verfehen, ob ber Lehrling 
die Lehrzeit fachgemäß angewendet und eine hinreicheride praftifche und wiffenfchaft- 
liche Ausbildung erlangt hat, um zu der Erwartung zu berechtigen, er werde bem- 
nächſt die forftliche Laufbahn mit genügendem Erfolge fortfegen können. 

Bis zum 20. Oftober hat der Regierungs- und Forſtrath die Aeußerung dem- 
jenigen Fäger-Bataillon zuzuftellen, in das ber Lehrling eintreten foll und welches 
dem Regierungs- und Forftrath rechtzeitig von der Inſpektion der Jäger unb 
Schutzen bezeichnet werben wird. Iſt ber Lehrling nicht für einftellungsfähig be» 
funden, fo ift die Yeußerung dem Lehrherrn zurüdzugeben. 

Für die Forſtbefliſſenen ($ 6) tritt an Stelle dieſer Aeußerung diejenige über 
die praftifche Vorbereitungszeit. 

Wird der Lehrling vom Militairbienft zurücgeftellt, fo hat er bie Lehre fort- 
zufegen. Er kann von dem betreffenden Negierungs- und Forſtrath zwar zur Ueber⸗ 
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nahme einer Beſchäftigung im Forſtdieuſte beurlaubt werben, verbleibt aber auch 
dann unter der Hufficht des bisherigen Lehrherrn. Der Lehrherr bat das Nationale. 
des zurüdgeftellten Lehrlings nen aufzuftelten, bie Weußerung mit ben entſprechenden 
Zuſätzen zu verjehen und beide Schriftftüde in den nächften Jahren fo lange dem 
Negierungs- und Forſtrath einzureichen, bis ber Lehrling entweder zur Einftellung 
beim Jägerkorps gelangt oder eine anbermweitige endgültige Entfcheidung über fein 
Militairverhaͤltniß erhält, beziehumgsweife feines Alters wegen ($ 8) zur Erdienung 
von Forfiverforgungsanfprüchen im Jägerkorps nicht mehr zugelaffen werden Tann, 

Falls ein Lehrling feinen Aufenthaltsort verändert, nachdem das Nationale 
aufgeftellt und bevor die Mufterung vor ber Ober⸗Erſatzkommiſſion erfolgt ift, hat 
der Lehrherr den Ort und Kreis des neuen Aufenthalts unverzüglich der Inſpektion 
ber Jãger und Schuͤtzen anzuzeigen. 


III. Der Militeirdienfi beim YJügerlorps und bie Yägerprüfung. 
88 Zermin der Einftellung in den Militairdienft. 

Die Einftellung der Lehrlinge in den Militairdienft des Jägerkorps erfolgt in 
der Regel im Oftober. Gie findet nicht vor Vollendung des 18. Lebensjahres ftatt 
und ift nicht mehr zuläffig nach dem allgemeinen Einftellungstermin des Kalenderjahres 
in dem ber Lehrling das 21., oder wenn er die Berechtigung zum einjährig-freiwilligen 
Militairdienſt erworben hat, das 22. Lebensjahr vollendet. Für die im 8 6 bezeichneten. 
Lehrlinge kann ber Eintritt bis zum 1. Dftober desjenigen Jahres hinauegeſchoben 
werben, in dem ber Bewerber das 23. Lebensjahr vollendet. 


8. 9. Einftellung in den Truppentheil. 

Die zur Einftellung in den Militairdienft tauglich) befundenen Forſtlehrlinge 
werden von der nfpeftion der Jäger und Schüteen den einzelnen Jäger-Bataillonen*) 
zugetheilt und erhalten Geftellungsbefehle, denen fie pünktlich Folge zu leiften haben. 


810, Forflider Unterridt beim Jägerbataillon. 

Die gemäß 3 9 eingeftellten Jäger haben brei Jahre, die Einjährig-Frei- 
willigen ein Jahr bei der Fahne zu dienen und werden auch während des altiven 
Militatrdienfted durch forftliden Unterriht im Zimmer und Unterweifung im Walde 
fortgebildet. Die zu diefem Zwecke für die Zäger-Bataillone erforderlichen forftlichen 
Lehrer umd Lehrmittel werden von der Forſtverwaltung beichafft, foweit nicht für 
die außerhalb Preußens garnifonirenden Jäger-Bataillone hierüber befondere Ber- 
einbarungen beftehen und nicht die Lehrkräfte durch Kommandirung von Offizieren 
des Reitenden Tyeldjäger-Korps zur Verfügung ftehen. 

Wegen Unterweifung im Walde durch Anfchauungs-Unterricht bei Gelegenheit 
von forftliden Ausflügen und Theilnahme an den Waldarbeiten wird das Erforder- 
liche zwifchen der Militair- und Forſtverwaltung vereinbart. 


8 11. Zulaffung zur Jägerprüfung. 
Diejenigen Jäger, welche den vorflehenden Bedingungen genügt und ſich gut 
geführt haben, werden bis zum 25. Januar ihres dritten, bie Einjährig-Freiwilligen 
bis zum gleichen Zeitpunkte ihres erften Dienftiahres der Inſpektion der Jäger und 


*) Bu ben Zäger-Bataillonen im Sinne diefer Beftimmungen gehört auch das Barbe-Schügen- 
Bataillon, nicht aber das Mecklenburgiſche Yäger- Bataillon Nr. 14. 
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Schutzen von den Bataillonen mittelſt einer Vorſchlagsliſte nach dem Mufter C 
unter Beifügung ber Außerung fiber die Lehrzeit zur Ablegung der Jägerprüfung 
vorgeichlagen. Die Forſtbefliſſenen haben ſich zwar diefer Prüfung nicht zu unter- 
werfen, find aber in die Vorfchlagslifte unter Veifügung der Meußerung über bie 
praftifche Borbereitungszeit und die Führung im Militairdienft aufzunehmen. Die 
Inſpektion prüft die Borfchlagsfifte, ftellt fle feit und übergiebt fie dem Oberland» 
forftmeifter, der die Ausführung der Prüfung veranlaßt. 

8 12. Ausführung der Prüfung. 

Die Prüfung foll feftftellen, welche allgemeine Bildung in Beziehung auf 
Lefen, Schreiben, Rechnen und Abfafjung kurzer Auffäge die Jäger befigen, welchen 
Grad von Borbildung in Bezug auf Waldbau, Forſtſchutz, Forftbenugung, Jagd, 
und welches Maß von Kenntmiffen in Beziehung auf die Forftdiebftahls-, Forſt⸗ 
polizei» und Jagdgeſetzgebung, fowie auf die Vorfchriften der Förfter-Dienftinftruftion 
fie fi) angeeignet haben. 

Für jedes Zäger- Bataillon wird vom SOberlandforftmeifter ein Prüfungs- 
Ausfhuß ernannt, der nach den beftehenden Prüfungs-Borfchriften die ihm über- 
wiefenen Jäger theils im Zimmer fchriftlih und mündlich, theils im Walde zu 
prüfen und das Ergebniß der Prüfung unter Benutzung ber Beurtheilung: Sehr 
gut — gut — genügend — feftzuftellen hat. Füt diejenigen, die den Anforberungen 
nicht genügt haben, ift hierüber ein Befcheid auszuftellen. 

Wiederholung ber Prüfung ift nur einmal und zwar bei dem nädhften 
Prüfungstermin zuläffig, wenn der Prüfungs-Ausfhuß ſolches beflirwortet; der 
betreffende Jäger verbleibt alsdann wenigftens bis zum Belanntwerden des 
Ergebniffes ber wiederholten Prüfung im aktiven Dienft, ohne jedoch Anfpruch auf 
Kapitulanten-Sebührniffe erheben zu können. 


8 13. Felftellung des Gefammtergebniffes ber Prüfungen. 


Bon dem Prüfungs-Ausfhuß wird dem Oberlandforftmeifter ein Berzeichniß 
eingereicht, unb zwar: 

a) berjenigen, welche bie Prüfung beftanben haben, 
b) derjenigen, welche fie nicht beftanden haben. 

Die erfteren find nad den Prüfungs-Ergebniffen und bei gleichen Prüfungs- 
Ergebniffen nad) der Charge (Oberjäger, Gefreite, Jäger), innerhalb der Charge 
nad) dem Tage der Beförderung, und falls auch letzterer berfelbe ift, nah Maßgabe 
bes Lebensalters einzuordnen. Die Bewerber für den Königlichen Forftverwaltungs- 
dienft werden mit der Beurtheilung „fehr gut” beftanden aufgenommen. 

Der Oberlandforftmeifter ftellt aus den Prüfungs-Verzeichnifien aller Bataillone 
nad) Maßgabe ber erlangten Beurtheilung eine Gefammtranglifte auf und über- 
giebt diefe nebft den Beſcheiden (8 12) fpäteftens bis zum 1. Auguſt ber 
Inſpektion der Jäger und Schliten, welche den Zägern von dem Ausfall der Prüfung 
Mittheilung machen, bezw. die Beſcheide aushändigen läßt. 

Diejenigen, welche die Prüfung erſt bei der Wiederholung beftanden haben, 
find Hinter den in der vorjährigen Gefammtranglifte Verzeichneten und unter fid 
nad) Maßgabe der erlangten Beurtheilung bezw. der Charge und bes Lebensalters 
in einer Nachtragslifte aufzuführen. Einjährig-Freimillige find nachträglich in bie 
Geſammtrangliſte desjenigen Jahrganges einzuordnen, dem fie nach Maßgabe ihres 
Eintrittes beim Militair angehören. 
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8 14. Berpfliätung der Jäger zur Klafje A. 

Diejenigen Yäger, welche die Prüfung beftanden haben, oder von ihr befreit 
waren ($ 11), werben, fofern fie fich fortgefegt gut führen, im britten, wenn fie als 
Einjährig- Freiwillige dienen, im erften Dienftiahre auf ihren Antrag mittelft einer 
Berhandlung nah Mufter D zu einer ferneren neunjährigen, bezw. bie Einjährig- 
Fremvilligen zu einer weiteren elfjährigen Dienftzeit im Jägerkorps verpflichtet. 
Diefe Dienftzeit it gewöhnlich in der Neferve, jebod mit der Verpflichtung abzu- 
ieiften, bis zur Erlangung des Forfiverforgumgsfcheines auch im Frieden, und zwar 
bis zu einer im Ganzen achtjaͤhrigen Anmefenbeit bei ber Fahne zur Verfiigung zu 
Rehen. Die zu Oberjägern beförberten bezw. zu biefer Beförderung in Ausficht 
genommenen Sfäger verpflichten fich zu neunjährigem aftiven Dienfl. Gelernte 
Jäger können auch über die aktive Dienftzeit hinaus bei der Fahne zurüdbehalten 
werben, ohne daß diefelben gemäß vorfichender Beftimmung verpflichtet find ober daß 
eine Kapitulation mit ihnen eingegangen ift. 

Die Berpflichteten werden durch Bollziehung der Verhandlung in die Jäger: 
Mafie A aufgenommen und erlangen die Ausficht, feiner Zeit im Forſtſchutzdienſte 
angeftellt zu werden. 

Die derartig übernommene Berpfliätung kann nicht einfeitig durch den “Jäger, 
fondern nur unter Zuftimmung ber Anfpeltion der Zäger und Schüten wieder auf- 
gehoben werden. Sollte ein Jäger die Aufhebung wünfden, fo bat er dies nad) 
onliegendem Muſter E bei ber Lanbwehrbehörbe, bezw. ber Jäger Kompagnie zu 
Protokoll zu exflären. 


IV. Beurlaubung zur forſtlichen Beihäftigung. Yörfterprüfung. 
815. Beurlaubung zur Reſerve. Anmeldung bei einer Regierung. 


Die Jäger der Klaffe A*) werben nad) guter Führung und bewährter Buver- 
läffigfeit, fofern fie eine berufsmäßige Beichäftigung (8 17) nachzuweiſen vermögen, 
zur Referve beurlaubt. Die Beurlaubung erfolgt mit dem Ablauf des 3. bezw. für 
die Einjährig⸗Freiwilligen des 1. Dienftiahres, fomweit bie Jäger nicht etwa zu 
Oberjägern befördert, zu dieſer Beförderung in Ausficht genommen find oder aus 
anderen Gründen bei der Fahne zurüdbehalten werden. 

Gegen Enbe ihres letzten altiven Dienftiahres*”) erhalten die Jäger von bem 
betrefienden Bataillon eine nah Mufter F auszuftellende Beſcheinigung. Sie find 
verpflichtet, vor Ablauf diefes Dienftiahres fich bei einer Regierung***) zu 
forftlicher Beichäftigung unter Beiflügung jener Befcheinigung anzumelden. 

Denjenigen Jägern, die Ausficht haben, alsbald im Gemeinde», Anftalts- oder 
Privatbienft eine berufsmäßige Beichäftigung zu erhalten und diefe anzunehmen 
wünfden, bleibt e8 unbenommen, bies bei ihrer Meldung anzuzeigen. 

Die Regierung bat jeden ſich rechtzeitig meldenden Jäger der Klaffe A fofort 
zu notiren. 

®, Unter den Jägern und Referverägern ber Kaffe A find im Nachftehenben in der Negel die 
Dberjäger (einfchließlih ber Sergeanten, Wicefeldwebel und Felbwebel) der Klaffe A einbegriffen, 
fofern nicht für diefe befondere Beſtimmungen getroffen find. 

Der Beitpunlt der Ausgabe diefer Beſcheinigung richtet fi} nach der Erlebigung ber Ber» 
Wihtungs-Singaben, liegt zwiſchen bem 20. Auguſt und 1. September und wird für alle Vataillone 
gleigmäßig alljährlich von der Inſpeltion der Jäger und Schügen feftgeieht. 

9 WBünfcht ein Jäger in Elſaß ⸗Lothringen beichäftigt zu werben, fo hat er die Meldung an 
eines ber Bezirks⸗Praſibien bafelbft zu richten. 
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Die notirten Zäger werden, foweit ſich hierzu Gelegenheit bietet, im Kümig- 
lichen Forſtdienſte berufsmäßig ($ 17) gegen Gewährung ber zuläffigen Befoldung 
nad; Maßgabe ihrer Befähigung und thunlichſt fortdauernd befchäftigt. Unter gleich 
geeigneten Jägern ift bem früher notirten der Vorzug zu geben, doch lönuen die⸗ 
jenigen, die im Gemeinde⸗, Anftalts- oder Privatdienfte eine berufsmäßige Be» 
Ihäftigung anzunehmen wünſchen, übergangen werben. 

Die Regierung wird nad) der Notirung wumverziiglic den Jäger beicheiden, ob 
er fogleich nach feiner Beurlaubung aus dem Militairdienfte eine Befchäftigung im 
Königlichen Forftdienfte finden wird oder nicht. 

Unmittelbar nad) ihrer Beurlaubung zur Meferve haben die Jäger den Militair- 
paß und das Militairführungszeugniß der Regierung, bei ber fie fi) angemelbet 
baben, einzureichen; letttere bemerft auf dem Militairpaſſe, daß und wann bie 
Meldung bei ihr erfolgt ift, und ftellt den Jägern ben Militairpaß und das Militair- 
führungszeugniß baldigft wieder zu. 


8 16. Beurlaubung der aktiven Oberjäger zur Berwendung im 

Forſtdienſte. Beeidigung auf das Forftdiebftahlsgefeg. 

Die Oberjäger der Klaffe A, die den orfiverforgungsanfprud durch Dienft 
bei der Fahne erwerben, lönnen vom 8. Dienftiahre an ein Mal zur Förderung 
ihrer forftlicden Ausbildung unter Belaffung ber Militairgebührniffe auf ſechs 
Monate behufs Verwendung im Forftfchugdienfte bezw. zur Ablegung der Förfter- 
prüfung beurlaubt werden. Die Regierungen haben Anträge auf Beurlaubung von 
Oberjägern möglichft bis zum 20. Auguft jeden Jahres an die Inſpektion ber Jäger 
und Schüten zu richten. | 

Die zur forftlihen Beichäftigung beurlaubten Oberjäger und Jäger der 
Klaffe A ($ 15) können auf Grund des Urlaubspaffes, bezw. des Militairpaffes, 
nach Vorſchrift des Geſetzes, betreffend den Forftdiehftahl vom 15. April 1878 (G. ©. 
für 1878 ©. 222 8 23) gerichtlich beeibigt werden*) und erlangen dadurd) die Be- 
fugniß zum Waffengebraud) nad; Maßgabe des Geſetzes vom 31. März 1837 (6G. ©. 
für 1837 S. 65), fofern fie im ſtaatlichen Dienfte als Forſtſchutzbeamte befchäftigt 
werden. Bei einer ſolchen Beichäftigung im Kommunal» oder Privatdienfte 
erlangen fie die Befugniß zum Waffengebraud) nur dann, wenn ihnen außerdem 
von ihrem Bataillonsfommanbdeur die in den Allerhöchften KabinetSorbres vom 
21. Mai 1840 (©. ©. für 1840 S. 129) und vom 21. Auguft 1855 (G. ©. für 
1855 ©. 683) erwähnte Beſcheinigung fiber ihre Zuverläffigfeit nach dem beigefügten 
Mufter G ertbeilt wird. 

Der Empfang oder Nichtempfang diefer Befcheinigung, deren Belaffung oder 
Entziehung bei etwaigen Einbeorderungen wirb zur Kenntniß ber anftellenden Be- 
hörden durch den Bataillonsfommandeur auf dem Kompagnieführungszeugniffe unter 
Beidrüdung des Bataillonsſtempels vermerkt. Hat die Entziehung ber Rechte eines 
Forſtſchutzbeamten, insbefondere die Berechtigung zum Waffengebrauch, Seitens einer 
Behörde ftattgefunden, fo ift dies bei jener Befcheinigung zu vermerfen. 


8 17. Allgemeine Vorſchriften Aber das Verhalten der Reſerve— 
jäger der Klafjfe A. Berufsmäßige Befhäftigung. 
Die Refervejäger der Klaſſe A Haben fich genau nad) den Beftimmungen zu 


*) Sofern Inhaber bes Forfiverforgungsfcheins noch nicht nach bem Forſtdiebſtahlsgeſet beeibigt 
fein follten, erfolgt ihre Beeidigung auf Grund des Forſtverſorgungsſcheins. 
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richten, bie für ige Berbalten von der Inſpektion der Jäger und Schutzen erlafien 
find. Eine Bufammenftellung biefer Beftimmungen wird ihnen bei der Beurlaubung 
vom Truppentheil mitgegeben. 

Sie haben jede Veränderung ihres Aufenthaltortes unter näherer Angabe ber 
ihmen tbertragenen Beichäftigung der Fäger-Kompagnie und, falls fie nicht im 
Staatsforfidienfte befchäftigt werden, auch ber Regierung, die fie notiert hat, ohne 
Berzug anzuzeigen. 

Hat ein Jäger keine berufsmäßige Belchäftigung, To bat er dies ber Jäger⸗ 
Kompagnie fofort zu melden, damit feine Wiedereinziehung zum aktiven Dienft 
durch das Jäger⸗Bataillon veranlaßt wird. Bei Nachweis einer berufsmäßigen 
Beichäftigung iſt er von dem Bataillon wieder zu entlaffen. 

Als Hauptpflicht gilt für die Reſervejäger der Grundfaß, ſich ununterbrochen 
un Forſtdienſte berufsmäßig zu befchäftigen und fo ihre weitere forftlihe Ausbildung 
eifrig zu betreiben. 

Im Allgemeinen ift als berufsmäßige Beichäftigung nur die im praftifchen 
Forfidienfte anzufehen. 

Hierher gehört auch die Beichäftigung im Fifcherei-Auffichtsdienfte bes Staates, 
wenn fie nicht länger als zwei Jahre dauert; ferner die als Schreibgehülfe eines 
Oberförfters. Die Beichäftigung mit SKarten- ober Schreibarbeiten bei einer 
Regierung oder dem Minifterium, die VBeichäftigung als Forſtpolizei⸗Sergeant, 
Forftlaffen-Rendant, Pirfchjäger oder Feldmeſſer it nur dann als berufsmäßige zu 
betradjten, wenn fie nicht länger als 5 Jahre dauert, ober aber mit gleichmäßiger 
Beihhäftigung im praftifchen Forftdienfte nachweislich verbunden wird, Der Beſuch 
einer Forftlehranftalt gilt als berufsmäßige Beichäftigung. 

Der Aufenthalt bei dem Bater oder einem Verwandten, der im Forſtfache 
angeftellt ift, wird als berufsmäßige Beichäftigung nur anerfannt, wenn durch eine 
Beſcheinigung des betreffenden Königlichen Negierungs- und Forſtraths bezeugt 
wird, daß fich Hiergegen nichts zu erinnern findet. 

Als unbedingt nicht berufsmäßige Beichäftigung gilt die Uebernahme des 
Beichuffes von Gemeinde- oder Privatjagden ohne gleichzeitige Anftelung für den 
Forſtſchutz, der Betrieb von Handel mit Holz und anderen Walbprobuften, ſowie die 
Anftellung als Forft- und TFeld-Polizei-Sergeant im Kommunalbienfte. 

Wie weit verfuchsweife die Befchäftigung in einer Holzhandlung zugelaffen 
werden Tann, ift Gegenftand ber Entſcheidung im einzelnen Falle. 

Der Dienft als Leibjäger wird mit Ausnahme desjenigen als Königlicher ſowie 
Priszlicher Leib- und Hofiäger als berufsmäßige Beſchäftigung nicht angefehen. 

Die Entfcheidung darüber, ob eine VBeichäftigung als berufsmäßig anzufehen 
iſt oder nicht, Bat die Inſpektion ber Jäger und Schüben, welche in zmeifelhaften 
Fällen fi ber Zuftimmung des Minifters für Landwirtbichaft, Domänen und 
Forften verfichert. 

Ausnahmsweiſe kann für den Fall, daß ein auf Forftverforgung dienender 
Jäger beabfichtigt, fich für einen anderen, nicht forftlichen Beruf vorzubereiten, zu 
diefem Zwecke von der Inſpektion der Jäger und Schützen eine nad) Borftehendem 
nit berufsmäßige Beichäftigung wiberruflih bis zur Dauer von zwei Jahren 
zugelaffen werden. 

Die Anträge auf Beurlaubung zu biefem Zmede find an die Jäger⸗Kompagnie 
zu richten. Mit dem Antragfteller ift eine Berhandlung nah Mufter H aufzu- 
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nehmen, und zwar binfichtlich der aktiven Jäger feiten® der JägerKompagnie und 
hinfichtlich der Nefervejäger feitend der militäriichen Kontrolftelle, der ein Entwurf 
der Verhandlung von ber Fäger-Kompagnie übermittelt wird, Die Verhandlung 
ift dem Kommando des Jäger-Bataillons zuzuftellen, welches ſich, fofern es ſich 
um einen Nefervejäger handelt, zunächſt mit der betheiligten Regierung ins Ein- 
vernehmen ſetzt. 

Die megen ber SKontrole der Jäger mährend diefer Zeit erforberlichen 
Anordnungen werden feitend der Inſpektion getroffen. Die auf Grund biefer 
Betimmung in einer nicht berufsmäßigen Beſchäftigung zugebradjte Urlaubszeit 
wird bei der Anerkennung zur Forftverforgung auf bie Dienflzeit voll in An- 
rechnung gebracht, fofern inzwiſchen ber Uebertritt in einen anderen Beruf nit 
erfolgen ſollte. 


8 18. Berpflihtung zur Annahme einer angebotenen Befhäftigung 
im Staantsforftdienfte. 

Die Nefervejäger find verpflichtet, jede ihnen von ber Regierung, bei ber fie 
notirt find, angebotene Beſchäftigung, einfchließlich des Dienftes in den vom Stante 
verwalteten Stifsforften, mit der für ihr Dienftalter beftimmten Beſoldung anzu- 
nehmen.*) 

Zur Beichäftigung im Staatsforfidienfte gehört auch diejenige als Schreib- 
gehülfe eines Königlichen Oberförfters; hierbei ift jedoch eine das Dienftalters: 
Einfommen um 6 Mark monatlid) überfteigende Beſoldung zu zahlen und dafür 
zu forgen, daß bie Jäger gleichzeitig im praftifchen Forſtdienſte befchäftigt werben, 

Die freie Station, welche von einem Königlichen Oberförfter dem von ihm 
als Schreibgehülfe befchäftigten Mefervejäger gewährt wird, fommt mit 30 Marl 
auf die monatliche Befoldung in Anrechnung. 

Die im Stantsforftdienfte beichäftigten Jäger können jederzeit innerhalb des 
Bezirkes, in dem fie notirt find, verſetzt werden. 

Werden die Jäger im Staatsforftdienfte nicht befchäftigt, fo haben fie das 
Net, bis zu ihrer Einberufung in benfelben eine Beichäftigung im Gemeinde-, 
Anftalts» oder Privatdienfte anzunehmen; zur Uebernahme einer folchen koͤnnen fte 
auf ihren Antrag auch von der Regierung aus einer VBeihäftigung im Staatsforft- 
dienfte entlaffen werden. 


8 19. Uebergang in einen anderen Bezirk. 


Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Forften kann die Refervejäger, 
gleichviel, ob fie im Staatsforfidienfte befchäftigt find ober nicht, einem anderen 
Negierungsbezirfe zur Notirung und Beichäftigung übermeifen. 

Aud haben die Wefervejäger die Befugniß, ſich bei ber Regierung, bei ber 
fle notirt find, ab» und bei einer anderen Regierung anzumelden und notiren zu 


. Die Beſoldung für die noch zu ben Rejervejägern gehörenden Forfthülfsauffeher, melde eine 
Milttairdienftzeit zurfidgelegt haben von 
a) 10 Jahren und darüber, beträgt monatlid) 72 M., 
b) 7—10 Jahren, beträgt monatlid 66 M., 
c) unter 7 Jahren, beiträgt monatlid 60 M. 
Bel außergewöhnltcher Brtliher Theuerung können an einzelnen Orten bie vorftehenb genannten 
Säge, foweit es bie Megierung für unabmweislich eradjtet, un 8 Mark monatlich erhöht werben. 
Soweit beftimmungsmäßig Tagesjäge für die Beſoldung von Forfthülfdauffehern in Anwendung 
tommen, wird der Tagesfaß auf den 30. Theil bed Monatäfages beftimmt. 
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laffen. Zu einem derartigen Vebergange bedürfen fie nur dann der Genehmigung 
der erfigenannten Behörde, wenn fie eine Beichäftigung im Staatsforfidienfte inne- 
haben oder ihnen eine folche angeboten worden if. Diefe Behörde hat, wenn bie 
Abmeldung zuläffig if, auf dem Militairpaffe oder, wenn diefer noch nicht ein- 
gereicht ift, dem Militairführungszeugniffe (8 15 Abf. 2) der Jäger die Abmeldung 
zu notiren, da vorher die Anmeldung von einer anderen Regierung nicht ange» 
nommen werden darf. 


8 20. Die Yörfterprüfung. 

Die Nefervejäger ber Klaſſe A haben im Bezirke der Regierung, bei ber fie 
notiert find, nad Bollendung bes 8., aber vor Ablauf des 11. Dienftjahres die 
Förfterprüfung abzulegen. 

Die Oberjäger der Kaffe A, die durch aktiven Militairdienſt die Forſtver⸗ 
forgungs-Berechtigung erlangen ($ 23), brauchen fi) der Työrfterprüfung nicht vor 
dem Ausfcheiden aus dem Militairdienfte zu unterwerfen. 

Bon denjenigen Korpsjägern, die wegen Snvalibität aus dem aktiven Dienfl 
mit dem Forftverforgungsichein entlaffen werden oder den Schein wegen eintretender 
Invalidität bei unmittelbarer Ausübung des Staats-Forſtſchutzdienſtes erhalten, 
bevor fie die Prüfung abgelegt haben, if die Förfterprüfung erft nad Empfang 
des Forfiverforgungsfcheines abzulegen. 

Zwed ber Prüfung if, feftzuftellen, ob die Jäger diejenigen Eigenfchaften, 
Kenntniffe und Fertigkeiten befigen, die von einem örfter verlangt werben miüfien. 

Die Prüfung befteht in einer minbeftens ſechsmonatlichen, in bie Hiebs- und 
Kulturzeit zu legenden Beichäftigung als Hülfsauffeher und demnächſt in einer 
mündlichen und fchriftlichen Prüfung nad) Maßgabe der darüber von dem Minifter 
für Landwirthſchaft, Domänen und Forften erlaffenen Prüfungs-Vorfriften. 

Der Oberforfimeifter ift befugt, von der ſechsmonatlichen Beichäftigung als 
Hülfsauffeher den Prüfling zu entbinden, wenn dieſer bereit8 eine in jeder Be⸗ 
ziehung vorzügliche Tüchtigkeit und Zuverläffigleit durch Leiftungen während längerer 
Beichäftigung im Staats-, Gemeinde oder Anftalts-tForftdienfte erwiefen bat. 

Die Prüfung ift in einer Königlichen Oberförfterei abzulegen. Der Ober- 
forftmeifter kann die Abhaltung der Prüfung unter Umfländen auch in einer Ge- 
meinde- oder Anftaltsforfiftelle genehmigen. Auch darf die Prüfung in einer 
geeigneten Privat-Forfiftelle flattfinden, fofern es möglich ift, die Prüflinge bier 
bezüglich ihrer Leiftungen und ihres gefanmten Verhaltens gehöriger Aufficht zu 
unterftellen. 

Wenn ein zur Prüfung beranftehender Jäger bei einer anderen Regierung 
befchäftigt ift oder fich im Bezirk einer anderen Regierung aufhält, als derjenigen, 
bei der er notirt ift, fo bleibt e8 der letzteren überlaſſen, dieſe Negierung um Aus- 
führung ber Prüfung anzugehen. 

Ebenfo Tann von der Einberufung derjenigen forftverforgungsberechtigten An⸗ 
wärter, welche im Privat- oder Kommunalforftdienft von Elfaß-Lothringen beichäftigt 
find, zur Ablegung der Yörfterprüfung Abfland genommen werben, fofern die reichs⸗ 
länbdifche Yorfiverwaltung auf Erfuchen der Regierung, bei der die Notirung der 
Jäger ſtattgefunden hat, fich bereit erflärt, die Prüfung mit den betreffenden Jägern 
in ihren derzeitigen Dienftftellungen abzuhalten. 

Dex Oherforftmeifter wählt das Prüfungsrevier und beftimmt die Beit ber 
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Prüfung nad; Maßgabe der zur Beihäftigung der Prüflinge fi bietenden @elegen- 
beit und der fonftigen Berhältnifie. 

Der Aufforderung zur Ablegung der Prüfung bat ber Prüfling pünktlich Folge 
zu leiften. 

Wird die Prüfung in einer Königliden Oberförfterei erledigt, jo find während 
ber Prüfungszeit die dem Dienftalter entfprechenden Tagegelder und das zuläffige 
Brennmaterial zu gewähren. Hin⸗ und Rückreiſe werden nicht vergütet. 

Hat zwar die Prüfungsbefhäftigung, aber nicht die gefammte Prüfung ein 
gentigendes Ergebniß gehabt, jo kann die mündlihe und ſchriftliche Prüfung 
einmal, aber nur binnen Jahresfrift wieberholt werben. 

Ueber Ausführung und Ergebniß der Yörfterprüfung bat die Megierung auf 
dem Militairpaffe bezw. dem ?yorftverforgungsicheine (Abſatz 2 dieſes 8) einen 
furzen Vermerk zu machen. 


8 2%. Entlaffung eines Jägers aus der Klaffe A. 

Meldet fih ein Jäger der Klaffe A nicht vor Ablauf feines letzten aftiven 
Dienftiahres bei einer Regierung ($ 15) ober lehnt er e8 ab, eine ihm angebotene 
Beihäftigung im Staatsforftdienfte zu übernehmen (8 18), ober fcheidet er aus 
einer ſolchen ohne Genehmigung der Regierung aus, ober Tommt er ber Auf. 
forderung zur Ablegung ber Tsörfterprüfung nicht nad) ($ 20), ober befteht er biefe 
endgültig nicht, fo ift er aus der Jägerklaſſe A zu entlaffen. 

Diefe Entlaffung kann ferner erfolgen, wenn ber äger, gleichviel ob im 
aktiven Dienft oder im Neferveverhältniß, in feinen Leiftungen nicht befriedigt ober 
duch feine Führung zu erheblichem Zabel Anlaß giebt. 

Erachtet die Regierung die Entlaffung eines Reſervejägers für erforberlid, 
fo bat fie unter Angabe der Gründe dem betreffenden Jäger⸗Bataillon hiervon 
Mittheilung zu machen. 

Diefes fendet die Alten an bie Inſpektion ber Jäger und Schliten, bie bie 
Entlaffung aus der Zägerflaffe A im alle des Einverflänbniffes verfügt, dies auf 
dem Militairpaſſe und Führungszeugniffe durch das zuftändige Bataillon kurz ver- 
merfen und hiervon bie Regierung benachrichtigen läßt. 

Erachtet die Inſpektion der Jäger und Schügen die Entlaffung nicht für 
begründet, fo enticheiden der Kriegsminifter und der Minifter für Landwirthſchaft, 
Domänen und Forſten gemeinfchaftlich. 

Wird ein Jäger der Klaſſe A dauernd invalide, fo fcheidet er aus bem 
Militairverhältniffe aus und verliert vorbehaltlich bes etwaigen Anſpruchs auf 
Civilverforgung feine Forftverforgungs-Anfprüche, falls ihm diefe nicht in den im 
8 23 angegebenen Fällen belaffen werben. 


$ 22. Lifte der Nefervejäger der Klafje A. 

Die Regierung hat über die von ihr notirten Hefervejäger der Klaſſe A eine 
Lifte nad; Mufter I zu führen und in diefer fortlaufend über Art und Ort ber 
Beihäftigung, auch wenn ber betreffende Jäger fi im Gemeinde, Anſtalts⸗ ober 
Privatforftdienft befindet, Ablegung der Förfterprüfung, Abmeldung, Ausfcheiden aus 
ber Klafſe A wegen Mblebens, Entlaffung, endgültiger Anftellung (8 30) ober 
‚Empfang des Yorftverforgungsicheins u. ſ. w. Eintragungen zu machen. 

Alljährlich zum 1. Auguft find die eingetretenen Veränderungen burd; eine nad) 
Mufter J aufzuftellende Nachweiſung des Abganges und Beſtandes zur Kenutniß ber 
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Inſpeltion der Jäger und Schutzen und bes Miniſters für Landwirthſchaft, Domänen 
und Forſten zu bringen. Wegen ber gleichzeitig zuzuftellenden Nachweifung über 
Veränderungen bezüglich der orftverforgungsberechtigten vergleiche 8 35. 


V. Die Sorfiverforgungsberedhtigung. 
5 283. Anerlennung zur Forftverforgungsberedhtigung. 

Den Jägern der Klaffe A wird nad Ablauf der zwölfjährigen Dienfzeit oder, 
wenn fie zum Oberjäger befördert worden find und eine mindeftens fünfjährige 
Dienftzeit in biefer Charge abgeleiftet haben, nach Ablauf einer neunjährigen aktiven 
Dienfizeit die Forftverforgungsbererhtigung durch Aufnahme in bie Lifte der zur Forſt⸗ 
anftellung berechtigten Anwärter — Forſtverſorgungsliſte — und Ertheilung bes 
Forfiverforgungsfcheins von der Inſpeltion der Jäger und Schüten zuerlannt. (Ein- 
ordnung fiee 8 24.) 

Diejenigen forfiverforgungsberechtigten Oberjäger und Jäger, welche die für bie 
Erwerbung des Civilverforgungsicheins beftehenden gefeglichen Beftimmungen erfüllen, 
empfangen diefen neben dem Yoritverforgungsfcein. 

Nah Erfüllung der übernommenen Militatrdienftverpflichtungen fcheiden die 
Jäger ber Klaſſe A aus dem Jägerkorps aus und treten zur Landivehr 2, Aufgebots 
Aber (fiehe $ 38 der Heer-Orbnung vom 22. November 1888). Als Ausweis über 
die im Jägerkorps abgeleiftete Dienftzeit gilt der Militairpaß. Die in einer ber 
Kaiſerlichen Deutſchen Schugtruppen verbrachte Dienftzeit wird ebenfo als aftive 
Dienfizeit wie die bei einem Jäger⸗Bataillon gerechnet. 

Sceidet ein Jäger bereits vor Ablauf der zur Erlangung bes Forfiverforgungs- 
ſcheins vorgefchriebenen Dienftzeit in Yolge von Invalidität aus dem Militairdienfte, 
fo können ihm in folgenden Fällen bie Forftverforgungsanfprüche belaffen werben: 

a) Wird er im Militairdienfte ganzinpalide, und ift gefetlich die Ertheilung 
des Civilverſorgungsſcheins vorgefchrieben, fo kann ihm neben dieſem auf 
feinen Antrag alsbald der Forſtverſorgungsſchein gewährt werben, wenn 
gegen die Verwendbarkeit des Jägers im Staatsforfidienfte von keiner Seite 
Bedenken befteben. 

b) Wird er im Militairdienfte dauernd halbinvalide, fo kam ihm mit Ge⸗ 
nehmigung des SKriegsminifters die Ausficht belaffen werben, nad Ablauf 
von 13 Jahren feit feinem Eintritt in den Militairdienft, falls er alsdann 
den Bedingungen für die Anerfennung der Forftanftellungsbefähigung genligt 
und insbefondere auch bie Förfterprüfung abgelegt hat, den Forſtverſorgungs⸗ 
ſchein zu erhalten. 

c) Wird er in Ausübung des Forſtſchutzdienſtes durch unmittelbare Befchädigung 
bei Angriff oder Widerfetlichleit von Holz» ober Wildfrevfern invalide, fo 
kann ihm auf feinen Antrag mit Genehmigung bes Kriegsminifters alsbald 
der Forfiverforgungsfchein ertheilt werden, wenn gegen feine Berwenbbarfeit 
im Staatsforfifchutdienfte von feiner Seite Bedenken befteben. 

4) Zieht er fi) bei Auskbung des Forſt- oder Jagddienſtes unverſchuldet durch 
die eigene Waffe, durch Sturz und fonftige Beſchädigung bie Invalidität zu, 
fo kann ihm mit Genehmigung bes Kriegsminifters diefelbe Ausficht wie im 
Falle b belaffen werden. 
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8 24, 

Die Nefervejäger, bezw. in ben Fällen zu $ 28b und d die bereit# aus dem 
Militairdienfte ausgefchiedenen Jäger, haben, zur Erlangung des Forſtverſorgungs⸗ 
fcheines, vor Ablauf der 12jährigen Dienftzeit bei derjenigen Regierung, von der fie 
notirt find, die weitere Beranlaffung zur Ausftellung des Yorftverforgungsfcheins zu 
beantragen. 

Die Regierung fertigt die Befcheinigung: „daß dem Jäger bie fittliche, körperliche 
und forfiliche Befähigung "zur Anftellung im Staatsforſtdienſte beiwohnt“ dem 
Bataillons-Rommandeur bis zum 15. Zuni j. 38. zu oder tbeilt biefem bie ber 
Ausftellung der Beicyeinigung entgegenftehenden Gründe mit. Auch ift die Regierung 
befugt, die Beſcheinigung zeitweiſe, jedoch nicht Aber die Dauer eines Jahres Hinaus, 
vorzuenthalten, fofern hierzu Anlaß vorliegt. Dem Jäger hat fie von der Gewährung, 
zeitweifen Borenthaltung ober Verſagung ber Beicheinigung Kenntniß zu geben. Be 
züglich der im aftiven Dienft befindlichen Oberjäger enticheidet die Iufpeltion der 
Jäger und Schliten über die etwaige zeitweife Vorenthaltung der Beicheinigung. 

Bon dem Bataillons-Kommandeur wird die Ertheilung der Forſtverſorgungs⸗ 
feine bei der Inſpektion der Jäger und Schüben für die von ben Megierungen 
hierfür in Vorſchlag gebrachten Nefervejäger, fowie fiir diejenigen Oberjäger, melde 
die Forftverforgungsberechtigung im aktiven Dienfte erworben haben, beantragt. 

Diejenigen Anwärter, denen die Forftverforgungsberechtigung zuerlannt wird, 
find von der Inſpektion der Jäger und Schutzen in die orftverforgungslifte einzu- 
tragen. In der Forftverforgungstifte, welche am 1. Januar jeden Jahres mit einer 
neuen Nummerfolge zu beginnen hat, find der Reihe nad) aufzunehmen: 

1, etwa außerterminlich Anzuerlennenbe, 

2. die aktiven Oberjäger, welche im Herbſt bes betreffenden Jahres eine neun⸗ 
jährige Dienftzeit vollenden — gleichgiltig, ob biefelben Feldwebel, Bice 
Feldwebel, Sergeant ober Oberjäger find, 

3. die Referve-Oberjäger, welche im Herbit des betreffenden Jahres 

4, die Referve-Sefreiten und Sägen.) eine zwölfjährige Dienftzeit vollenden. 

Innerhalb diefer Abtheilungen und für den all, daß die Anerkennung von 
mehreren außerterminlic) Borgefchlagenen auf einen Tag fällt, entſcheidet bie Dienft- 
zeit, bei gleicher Dienftzeit die Reihenfolge in der Gefammtranglifte, die auf Grund 
ber in ber Jäger⸗Prüfung erlangten Beurtbeilung nach 8 13 aufgeftellt ift. 

Diejenigen, welche ohne eigenes Berjchulden — etwa wegen Kranfheit — die 
Jägerprüfung ein Jahr fpäter als ihre Jahrgang abgelegt und im Webrigen alle 
Bedingungen wie ihre Altersgenoffen erfüllt haben, Lönnen nad) dem Prüfung- 
ergebniß in ihre Abtheilung eingeordnet werden. 

Diejenigen, welche die Prüfung erft bei der Wiederholung befanden haben, folgen 
am Schluß ihrer Abtheilung, und nad) diefen diejenigen, welche die Prüfung wegen 
ſchlechter Führung erft ein Jahr nach ihrem Jahrgang abgelegt haben. 

Die Lifte ift am 81. Dezember jeden Jahres abzufchließen und durch den In⸗ 
fpelteur der Jäger und Schutzen zu vollziehen. 

Hierauf fertigt die Infpektion der Jäger und Schüten entfprechend de Anlage K 
bie Forftverforgungsicheine aus, die die Nummer ber Forftverforgungslifte erhalten, 
und flellt fie den Betreffenden durch Bermittelung der Bataillone bezw. der Landwehr⸗ 
Bezirks⸗Kommandos zu. 


— 17 — 


8 25. Anfprüde des Inhabers eines Korfiverforgungsfheins. 


Der Forſtverſorgungsſchein gewährt dem Inhaber bie Berechtigimg, in Preußen 
oder in Elfaß-Lothringen als Forft-Hülfsauffeher beichäftigt oder auf einer Forſterſtelle 
im GStaatsdienfte, nad) Maßgabe der Fähigkeiten auch auf einer Revierförfterftelle, 
angeftellt zu werden, wenn gegen feine förperliche, fittliche und forftliche Befähigung 
teine begründete Ausftelung zu erheben ift. 

Die Inhaber des Forſtverſorgungsſcheins*) haben ferner Anſpruch auf alle 
diejenigen Gemeinde- und Anſtalts⸗Forſtbeamtenſtellen, bie einfchließlich des Werthes 
ettvaiger Nebeneinnahmen ein Jahreseinkommen von mindeftens 750 Mark gewähren, 
aber eine weiter gehende Befähigung als die eines Förfters nicht erfordern (fiehe 
auch 8 1). 

Den Inhabern des Forſtverſorgungsſcheins können gegen Rückgabe dieſes Scheines 
gemäß $ 10? der Grundſätze für die Beſetzung der Subaltern- unb Unterbeamten- 
ſtellen zc. vom Jahre 1882 auch die ben Militairanwärtern im Civilbienfte vorbe⸗ 
baltenen Stellen. verliehen werben, fofern eine Reichsbehörde oder eine Behörde des 
betreffenden Staates von der Anflellung eines mit diefem Scheine Beliehenen einen 
befonderen Bortbeil für den Neichs- oder Staatsdienſt erwartet. 


8 26. Anmelbung bei einer Regierung. 

Die Inhaber des Forftverforgungsicheins find verpflichtet, ſich längftens innerhalb 
eines Zahres nach bem Tage der Ausftellung des Scheines bei derjenigen Regierung”*), 
in deren Bezirk fie angeftellt zu werden wünſchen, auch wenn fie bereitS als Reſerve⸗ 
jäger bei ihr notirt find, zu melden und der Meldung den orftverforgungsichein und 
einen von ihnen felbft gefchriebenen Lebenslauf beizufügen. Diejenigen Oberjäger, 
welche nad) Empfang des Forftverforgungsicheins beim Milttair verbleiben, Haben 
fih in gleicher Weife zu melden und ihren weiteren Verbleib beim Militairdienſte 
fowie feiner Zeit ihr Ausjcheiden aus leterem anzuzeigen. 

Die Wahl des Bezirks, für den die Anwärter notirt zu werden wünſchen, ift 
im Allgemeinen nicht beichränft. 

Um eine dem Bebürfniffe entfprechende Vertheilung der Anwärter auf die 
einzelnen Bezirke fiher zu ftellen, bleibt e8 jedod) dem Minifter für Landwirthfchaft, 
Domänen und Forften vorbehalten, erforderlichen Falls bei Ueberfüllung einzelner 
Bezirke für dieſe zeitweife weitere Notirungen dergefiellt auszuſchließen, daß nur die 
Meldungen folder Jäger angenommen werden, die zur Zeit ber Ausftellung bes 
Forftverforgungsicheins mindeftens 2 Jahre im Staatsforfidienfte jenes Bezirks be- 
ihäftigt find. Diefe Bezirke werben alljährlih im Monat September durch die 
Amtsblätter zur Öffentlichen Kenntniß gebracht und von der Inſpektion der Jäger 
und Schüßen den Anmwärtern bei Ertheilung des Forftverforgungsfcheins zugleich mit 
denjenigen Bezirken bezeichnet, in denen augenblidiih ein Mangel an Anwärtern 
obwaltet. 

Auf den Borfhlag der Anfpeltion der Jäger und Schützen wirb jedoch ber 
Minifter für Landwirthichaft, Domänen und Forſten denjenigen Oberjägern, die den 
Forftverforgungsfchein im aktiven Militairdienfte erhalten, auch für die gejchloffenen 
Bezirke Meldungen in ber Zahl von ein Prozent der Förfterfiellen geflatten. Die 


*, Einfchliehlich der Inhaber des „beichräntten Forſtverſorgungsſcheins“ (vergl. Regulativ vom 
15. Februar 1879). 
* Die Unmeldung ift auch in Elſaß⸗Lothringen zuläfftg (vergl Anmerkung au & 15). 


Jahrb. d. Preuß. Forſt⸗ u. Jagbgefedg. XX. 2 


— 18 — 


Inſpektion wird im Allgemeinen von mehreren Bewerbern dem Miniſter Tür Land⸗ 
wirihſchaft, Domänen und Forſten diejenigen zur Berüuckſichtigung vorfchlagen, welche 
die beſte Jagerprufung abgelegt haben. 


4 27. Rotirung der Forfiverforgungsbereigtigten. 

Die Regierung hat den ſich melbenden Anwärter in der Liſte der Fr ven Begirt 
notirten forfiverforgungsberechtigten Anwärter (6 85) zu notiven, bie erfolgte Rotirung 
anf dem Forſtverſorgungsſchein zu vermerken und bieten aufzuberoahren. 

Die Inhaber berjenigen im Lanfe je eines Kalenderjahres bei der Regierung 
eingehenden Forſtverforgungsſcheine, die von bem vorigen oder einem früheren Jahre 
herrühren, werden lediglich nach dem Eingangsvermerk der Meldung eingeordnet. 
Die Inhaber der aus dem laufenden Kalenderiahre herrührenden Yorfiverforgungs- 
ſcheine find Yinter den Inhabern der aus ben Vorjahren herrührenden und unter 
fi noch der Nummer des Forftverforgungsiäheins einzuorbnen. FR ein Anwärter 
von bem Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Forften einem anderen Bezirk 
übertwiefen worden, fo ift er fo einzuorbnen, als wenn er fi} an dem Tage, an 
welchen feine Meldung in dem bisherigen Bezirke notirt wear, im bem anderen Be 
zirfe gemeldet hätte. 


828 Beſchäftigung im Forftdienfte. 

Die notirten Forftverforgungsberedjtigten werden, foweit ſich hierzu Gelegenheit 
bietet, im Königlichen Forftdienfte gegen Gewährung der zuläffigen Bergiitumg mad 
Maßgabe ihrer Befähigung und thunlichſt fortdauernd befchäftigt. Unter gleich ge 
eigneten Forftverforgungsberechtigten ift dem früher notirten ber Borzug zu geben, 
doch konnen biejeriigen, welche im Gemeinde», Anftalts- oder Privatdienfte eine beruft 
mäßige Beihäftigung anzunehmen oder eine angenommene beizubehalten wünfdgen, 
übergangen werben. 

Bezüglich der Beichäftigung im Staatsforfibienfte forwie im Gemeinde, Anſtalts⸗ 
oder Privatforftdienfte gelten die Beftimmungen im $ 18. 

Die monatliche Vergittung der TForftverforgungsberechtigten im Staatöforſtdienſte 
($ 18 Abf. 1) beträgt jedoch minbeftens 78 Mart.*) 

Für den Webergang in einen anderen Bezirk find die Beftimmungen des $ 19 
im Allgemeinen maßgebend. Erfolgt die Abmeldung aus einem Bezirke, fo muß die 
Anmeldung für einen anderen Bezirk fpäteftens binnen Jahresfriſt bewirkt werden. 
Borlommenden Falls ift die Abmeldung auf dem Forftverforgimgsichein zu notiven. 
Diejenigen forftverforgungsberechtigten Anwärter, welche fi) nach Empfang des Forſt⸗ 
verforgungsfcheins auf Grund beffelben bei einer anderen Regierung, als derjenigen, 
in deren Bezirk fie zur Zeit der Anmeldung befchäftigt find, zur Beſchäftigung und 


°*) Kür bie forftverforgungsberechtigten Anwärter innerhalb eines Regierungsbezirks beträgt 
die Vergütung 


a) während ber erftien brei Jahre nad Empfang bed Forſtverſorgungsſcheins 


mondüh > 2 00 nee 78 Marl 
b) in ben folgenden brei Jahren monatih - © » 2 0 2 0 2 nee 0... 4 „ 
ce) fodann bis zur Unftelung monatlich - - 2 2 2 0 2 0 ern ” 


Bei außergewöhnlicher örtlicher Theuerung Lönnen diefe Sätze, ſoweit es bie Regierung für 
erforberitih erachtet, um 8 Marl monatlich erhöht werben. 


Den unter Beivilligung monatlicher fefter Vergütung angenommenen Sorftauffehern Find bieie 
Tagegelder tm Voraus zu zahlen. 
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demnaͤchſtigen Xuftellung im Staatsforfidienfte notiren lafien, find bis zur Einberufung 
dorthin in dem Bezirke, in welchem fie füch zur Zeit ber Anmelbung befinden, thuulichſt 
weiter zu beicjäftigen. 

Die Forfverforgungsbereshtigten find nerpflichtet, jede Beränderung ihres Aufent- 
haltkoetes der Sufpeltion ber Jäger und Schägen und, falls fie nicht im Staatedienſte 
in dem Bezirke der Regierung, die fie notixt bat, ‚beichäftigt find, auch biefer unver- 
zaglich anzuzeigen. 

Im Unterlaffiungsfalle haben die Aumärter es fich felbft zugufshreiben, wenn fie 
bei der Anftellung übergangen oder in der orfiverforgungslifte geftrichen werben. 
Der ſchriftliche Verlehr der TForfiverforgungsberechtigten mit ber Juſpeltion hat 
unmittelbar mit derſelben und nicht durd die Bermittelung des Bezirks Kommandos 
Rattzufinden. Auf allen Eingaben iſt Jahrgang und Nummer des Forfiverforgungs- 
ſcheines anzugeben. 


8 29. Bewerbung um Gemeinde- und Anftaltsforfibeamtenftellen. 
Belanntmadung ber Stellen. 


Jede Erledigung einer ben Anwärtern des Jägerkorps zuftehenden Gemeinde- 
oder Anftaltsfarfibenmtenftelle (8 25 Abf. 2) wird, fofern folcde nicht einem Inhaber 
der im 8 25 Abf. 1 und 2 bezeichneten Stellen übertragen wird, im Amtsblatte und 
in den in dem betxefienden Bezirke am meiften gelefenen Blättern, mit Angabe des 
Dienfteinfommens und ber Aufforderung zur Bewerbung binnen adtwädiger 
Friſt, bekannt gemacht. Eine Abichrift diefer Bekanntmachung wird ſowohl dem 
betreffenden Regierungspräfidenten, als auch der Inſpektion der Zäger und Schüten*) 
von ber die Bekanntmachung erlaffenden Behörde mitgetheilt. 

Handelt e8 fih um eine Stelle, deren Jahreseinkommen einfchließlich bes 
Berthes von Nebeneinnahmen 1000 Marl ober mehr beträgt, fo hat bie Regierung 
den vier älteſten auf ihrer Lifte (5 35) befindlichen Inhabern des Syorftverforgungs- 
ſcheins befonbere Nachricht zu geben und ihnen zu überlafien, ob fie ſich um bie 
Stelle bewerben wollen. 

Bei ber Bewerbung find der Forftverforgungsichein ober der Militairpaß und die 
feit deſſen Ertheilung erlangten Dienft- und Führungszeugnifle, die den ganzen, feit- 
dem verfloffenen Zeitraum in ununterbrochener Folge belegen müflen, einzureichen. 


8 30. Anftellung der Anwärter. 


Der anftellenden Behörbe fteht, unbefchabet des Erforberniffes der Beftätigung 
durch die Auffichtsbehörde nach Maßgabe der bezüiglichen gefeßlichen Beſtimmungen, 
die freie Wahl zu unter ben Forfiverforgungsberechtigten**) und ben Inhabern ber 
im & 25 Abſ. 1 umd 2 bezeichneten Stellen. 

Melden fih Leine Bewerber biefer Art, aber Nejervejäger der Klaffe A***), fo 
iR einem der letzteren die Stelle zu übertragen. 

Die Anftellumg der Forftverforgungsberechtigten ober Nefervejäger darf aber nur 


*, Die Inſpeltion veröffentlicht die Namen, das Einkommen ıc. ber erlebigten Stellen in ben 
an jebem Mittwoch ericheinenden „WBalanzenliften für Milltairanmärter”. Diefe Biften find bei ben 
Landiwehr-Bezirts-Kommandos, den Bezirksfeldwebeln unb ben Jäger: Bataillonen einzufehen unb 
tönnen auch durch die Poſt bezogen werben. 

°, Einichließlich der Inhaber des „beichräntten Forftverforgungsichelns“. 

9 Einſchließlich der nocd vorhandenen Refervejäger ber Klaſſe A IL (Bergl. das Regulativ 
vom 15. Februar 1879.) 
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dann erfolgen, wenn fie die ſchriftliche Erflärung*) abgeben, durch die Anftellung 
ihre Forftiverforgungsanfprüche als erfüllt zu betrachten. 

Die Anftellung kann feſt oder auf Probe erfolgen. In letterem Falle find die 
Borfchriften des 8 32, Abſatz 3, maßgebend**). Bon denjenigen Antvärtern, welde 
die Förfterpräfung noch nicht abgelegt haben, kann von der anftellenden Behörde das 
Beitehen diefer Prüfung gefordert werden. 

Bon jeder Wahl Hat die anftellende Behörde unverzüglich unter Einreichung 
der Wahlverhandlung und event. der oben bezeichneten Erklärung und des Forſt⸗ 
verforgungsfcheins oder des Militairpaffed des Gewählten dem betreffenden Re 
gierungspräfibenten Anzeige zu erftatten und babei anzugeben, welche Anwärter über- 
"Haupt fi) beworben haben. Auch ift anzuzeigen, ob die Anftellung feft ober auf 
Probe erfolgen fol. 

Der Regierungspräfident beftätigt die Wahl, wern Einwendungen biergegen nidt 
zu erheben find. Andernfalls orbnet er eine neue Wahl an. 

Führt die dem Anwärter etwa auferlegte Probedienftzeit zu einer feſten An⸗ 
ſtellung, ſo iſt dies ebenfalls dem Regierungspräſidenten anzuzeigen. 

Ergeben die Zeugniſſe oder ſonſtige Nachforſchungen begründete Bedenken gegen 
die Anſtellung ſämmtlicher Anwärter, die fich für eine Stelle gemeldet haben, oder 
erweift fi) bei einer Anftellung auf Probe, daß der betreffende Anwärter für bie 
Stelle nicht geeignet ift, fo Hat die Behörde, der die Anftellung obliegt, hierüber 
ausführlih, unter VBeifügung der erforderlichen Belagftüde an den Regierungs⸗ 
präfidenten zu berichten, ber nad) Prüfung der Sachlage entfcheidet, ob jene Anwärter 
für die Stelle in Betracht kommen ober nit. Erforberlichen Falls ift das Verfahren 
auf Entziehung der Anfprücde des Anmwärters nad) Maßgabe der 88 21 oder 33 ber 
Beſtimmungen zu eröffnen. 

FR die feſte Anftelung eines Anwärters erfolgt, fo find event. die von der 
Regierung nad) 8 22, bezw. 35 bdiefer Beftimmungen zu führenden Liſten ber Reſerve⸗ 
jäger der Klafie A, bezw. der Forftverforgungsberechtigten zu berichtigen.***) Die Er- 
Härung (Abſatz 3 dieſes 8) ift zu den Alten der Regierung, und der Forſtverſorgungs⸗ 
fhein zu den Akten der anftellenden Behörde zu bringen. Wird ein Anwärter probe 
weife angeftellt, fo ift dies auf bem Forſtverſorgungsſcheine zu vermerken (5 32, letzter 
Abſatz). Iſt ein Mefervejäger der Klaffe Art) auf einer Gemeinde» oder Anſtalts⸗ 
forftbeamtenftelle feft angeftellt worden, fo wird für ihn ein Forftverforgungsicein 
nicht ausgeftellt. 

8 31. Fefte Anftellung im Staatsforftdienfte. 
Den notirten Anmwärtern find nad) Maßgabe ihrer Heihenfolge in der Anwärter⸗ 


*) Die Inhaber des „beidhränktten Porftverforgungsicheins* und die Neferveläger der Klaſſe 
A U haben biefe Erflärung nicht abzugeben. 

**) Durch Runderlaß bed Minifters des Innern — IB. 22 —, des Kriegsminiftiers — 133/1 

1 
C, 3 — und des Miniſters für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten — an vom 22. Januar 
1891 ift bis auf Weiteres verſuchſsweiſe nenehmigt worben, daß Yorftverforgungsberedhtigte unb Reſerve⸗ 
jäger der Klaffe A im Bemeinde- unb Anſtalts⸗Forſtſchuzdienſte auch über die Probedienftzeit hinaus 
proviſoriſch angeftellt werden dürfen, ohne daß von benfelben ein Aufgeben ihrer Anſprüche auf Um 
ftellung im Staat3bienfte verlangt wirb. 

*) Bon allen Anftelungen von Inhabern des „beichräntten Korftverforgungsicheins” oder 
Jägern der Klaſſe ALL ift von dem Regierung Präfidenten ber Inſpektion ber Jäger und Schügen 
alsbald Mittheilung zu machen. 

7) Mit Einfluß von AIL 
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Üite des betreffenden Bezirks die erledigten etatsmäßigen Förfterftellen der Staatsforft- 
verwaltung anzubieten. 

Eine Abweichung von diefer Reihenfolge ift nur dann und ſoweit geſtattet, als 
die Erforderniſſe einer beſtimmten, zu beſetzenden Stelle im Vergleich zu der Be⸗ 
fähigung und ben perſönlichen Verhältniſſen der nad) dem Dienſtalter zunächſt in 
Betracht kommenden Anwärter ein Uebergehen Einzelner rechtfertigen. Dergleichen 
Abweihungen find jedoch in den ber Inſpeltion der Jäger und Schüßen und dem 
Miniſter für Landwirtbfchaft, Domänen und Forſten zu überfenbenden Jahres⸗ 
nachweiſungen ($ 85) jebesmal befonders zu begründen. 

Ablehnung der Stelle hat ben Berluft ber Forftverforgungsberechtigung zur 
Folge. Nur den Anmwärtern vom Stande der Oberjäger, die nach Empfang des 
Forfiverforgungsicheins im Militatrdienfte verbleiben, ift, fo lange fie im letteren 
fiehen, eine einmalige Ablehnung einer etatsmäßigen Yörfterftelle geftattet. Das zweite 
Angebot einer folgen Stelle darf frübeftens ein Jahr nach der Ablehnung erfolgen. *) 

Durch die fefte Anftellung find die Forftverforgungsanfprüche des Anwärters er- 
füllt, was auf dem Forſtverſorgungsſcheine zu vermerken if. Die Regierung bat ben 
Forſtverſorgungsſchein der betreffenden Befoldungsverfügung an die Kaffe zum Rechnungs⸗ 
belage beizufügen. 

Der Genehmigung des Minifters für Landwirthichaft, Domänen und Forſten 
bedarf es, wenn bie Regierung ben Inhaber einer Yorftitelle im Gemeinde» oder 
Anftaltsdienft in den Königlichen Forſtdienſt übernehmen will. 


$ 82. Anftellung ber Anwärter auf Probe. 

Die Anftellung bei der Staatsforftverwaltung erfolgt in der Regel gleich feft; 
e8 bieibt jedoch der Regierung unbenommen, wenn der Anwärter im Privatdienfte 
fteht oder zu Bedenken gegen feine Tüchtigkeit und Zuverläffigkeit Anlaß gegeben bat, 
auch eine Anftellung auf Probe eintreten zu laffen. 

Die vorgängige Anftellung auf Probe muß erfolgen bei den Anwärtern, welche 
zur Anftellung beranftehen, ehe fie die Fyörfterprüfung abgelegt haben (8 20 Abi. 2 
md 8 23, Fall a und c). Die letztere ift alsdann in der Probedienftzeit abzulegen, 
md die fefte Anftellung ift von ihrem Beſtehen abhängig. 

Eine Anftellung auf Probe darf nicht länger als auf Höchftens 1 Jahr aus- 
gedehnt werben. Längere Probebienftzeit fan nur ganz ausnahmsweiſe mit Ge- 
nehmigung des Minifters für Landwirthichaft, Domänen und Forſten und des Kriegs- 
minifter$, welche vor Ablauf des 10. Monats ber Probezeit von der betreffenden 
Regierung nachzuſuchen ift, zugelaffen werden, wenn die Zweifel über die Braud)- 
barleit des Anwärters nicht durch fein eigenes Verſchulden hervorgerufen worben find. 

Bei jeder Anftellung auf Probe ift der Beginn ber Probebdienftzeit und der Name 
der dazu übertragenen Stelle auf bem Forſtverſ orgungeſcheine von der Regierung zu 
notiren. 

8.83. Verluſt des Forſtverſorgungsanſpruchs. 

Der Forſtverſorgungsberechtigte iſt von ber betreffenden Regierung feiner An- 
fprüdhe verluftig zu erflären, 

*) Sorfiverforgungsberechtigten des Oberjägerftanbes, bie ſich bereit erklärten, bi3 zum Ablauf 
ihrer 12 jährigen Dienfizeit beim Bataillon zu verbleiben, unb von bem Recht einer erften Ablehnung 


bereitö Gebrauch gemacht Haben, iſt als zweite Stelle eine folche anzubieten, deren Antritt erft nad 
Ablauf ihrer aktiven zmölfjährigen Dienftzeit erforberlich iſt. 
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1. wenn er fi nit innerhalb eines Zahres nad Ausflellung des Forſt⸗ 
verforgungsicheins bei einer Regierung meldet, beziv. went er nach erfolgter 
Abmeldung aus einem Bezirke die Anmeldung für einen anderen Bezirk 

niicht binnen Jabresfrift bewirkt, 

8. wenn er eine ihm angetragene Anflellung auf einer etatsmtäßinen Forſler⸗ 
fielle der Staatsforfiverwaltung (mit Ausnahme des im $ 81 Abſatz 3 bes 
zeichneten Falles), oder eine ihm angetragene Beichäftigung im Gtnats« 
forftdienfie, zu deren Annahme er verpflichtet ift (8 28), ablehnt oder aus 
einer ſolchen Beichäftigung ohne Genehmigung ber betreffenden Wegterung 
ausfcheibet, 

8. wenn er, fei es im Königlichen ober im Gemeinbe⸗ Anftalts- oder Privat 
dienfte, durch fein Verhalten in oder außer dem Dienfte, Törperliche Ge 
brechen oder Mangel der erforderlichen forftlichen Befähigung zur Anftellung 
als Förfter ſich nicht geeignet zeipt. 

Wenngleich zu einer ſolchen Erklaͤrung ein föormliches Disziplinar- Berfahren 
nicht erforderlich ift, fo darf der Forſtverſorgungsberechtigte doch ner nach vollftändiger 
Unterfugung auf Grund forgfältiger Erwägung, durch einen mit Gruünden aus 
zufertigenden Beſchluß ber betheiligten Regierung feiner Anfprüche verluftig erflärt 
werden. 

Ein folder Beſchluß ift dem VBetreffenden in Originalausfertigung zuzuftellen. 

Hat die Regierung einem Tyorfiverforgungsberecdhtigten die Anſprüche erıtzogen, 
fo tbeilt fie dies der Inſpeltion der Jäger und Schützen untes Beifüügung bes bes 
treffenden Beichluffes und des Forfiverforgungsfcdeines zur Vernichtung des leteren 
und zur Berichtigung der Forftverforgungslifte mit. 

Zrägt die Inſpektion Bedenfen gegen die Entziehung der Anſprüche, fo ift von 
ihr an den Kriegsminifter zu bericdten, welcher gemeinfchaftlich mit dem Minifter für 
Landwirthſchaft, Domänen und Forſten entfcheibet. 


8 834. Beeidigung als Civilftaatsdiener. 

Erſt nad ben: Ausſcheiden aus bem Jägertorps haben dic Jäger, die im Staats 
dienfte befchäftigt find oder in bemfelben angeftelt werben, den allgemeinen Staats 
bienereib zu leiſten. Dies gilt auch für foldye Oberjäger, die bereits vor ihrem Aus 
ſcheiden aus dem Jagerkorps feit angeſtellt fein follten. 

8 35. Lifte der Forſtverſorgungsberechtigten. 

Jede Regierung bat in ber Lifte, welche fie fiber bie für ihren Bezirk notirten 
forftverforgungsberechtigten Anwärter führt (8 27), über Art und Ort ber Be 
(Häftigung, Probedienfleiftung, fette Anftellung, Abmeldung, Verluſt des Forſt⸗ 
verſorgungsanſpruchs und BVerzichtleiftung auf die Forfiverforgung fortlaufend die 
erforderlichen Eintragungen zu machen. 

Alljährlih zum 1. Auguft find die eingetretenen Veränderungen durd) eine nad) 
Mufter L aufzuftellende Nachweifung des Abganges und Beſtandes der notirten forft- 
verforgungsberehtigten Anwärter zur Kenntniß ber Infpektion dev Jäger und Schutzen 
und des Minifters für Landwirtbfchaft, Domänen und Forſten zu bringen und zwar 
gemeinjchaftlich mit der Nachweifung derjenigen Veränderungen, welche die Reſerve⸗ 
jäger betreffen ($ 22). 

Bon der Inſpektion der Jäger und Schüben wird auf Grund biefer Rad 
weifungen die Forftverforgungslifte (8 28 und 24) berichtigt. 
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VE Die Jagerklaſſe B. 
8 86. 

Die Jäger, die zwar die vorfchriftsmäßige Forſtlehre erledigt haben, aber zur 
Klaffe A nicht verpflichtet oder aus berfelben entlaffen werden find, bilden, gleich 
denjenigen ausgebobenen Fägern, bie nicht in der vorichriftsmäßigen Forſtlehre ge- 
fanden. haben, die Jagerklafſe B. 


VII. Beginn der Giltigleit ber Beſtimmungen. 
8 87. 


Gegenwärtige Beftimmungen treten an Stelle bes Regulativs vom 1. Oftober 1893 
am 1. Oktober 1897 in Kraft. 


VIII. Belimmungen bezüglich der Jäger der Klaſſe A II und Inhaber 
bes beicgränften Sorfiuerforgungsiheins. 
& 38 


Hinfichtlic) der aus früherer Zeit noch vorhandenen Refervejäger der Klaffe A LI 
und der Inhaber des beſchränkten Forfiverforgungsfcheins bleiben bis auf Weiteres 
noch die Beitimmungen im 8 88 bes Negulativs vom 1. Dftober 1893 in Kraft. 

Berlin, den 1. Oktober 1897. 


Der Minifter für Landwirthſchaft, Der Kriegsminifter. 
Domänen und Forften. von Goßler. 
von Hammerftein. 
A. 
(Zu $ 7.) 


Mationale 


des 
Forſtlehrlings Carl Schich. 
Ausgeſtellt behufs feiner Anmeldung zum Eintritt in das Jägerkorps. 


B. 
. (Bu $ 7.) 
Aeußerung 
über den 


Forſtlehrling Carl, Friedrich, August Selaitz. 

Geboren am 5. Mai 1878. 

Sohn des verstorbenen Gemeindeförter Schütz zu Zanow. 

Hat als Forftlehrling in der Lehre geſtanden: 
vom I. Juli 1896 bis 30. Juni 1897 bei dem Privatförster Müller zu 
Bernstorf im Kreire Stolp, vom 1. Juli 1897 bis jetzt bei dem unter- 
zeichnelen Oberförster. 

Die fittliche Führung des Lehrlings Aat in seinem ersten Lehrverhältnisse nicht ganz 
befriedigt, ist aber während seines hiesigen Aufenthalts gut gewesen. 

Sein Gehorfem war bei dem Unterzeichneten stets befriedigend. 

Punttlichkeit und Zuverläffigkeit sind zu loben. 

Fleiß war befriedigend. 

Schulfenntniffe im Lefen, Schreiben und Rechnen sind gut. 





Des Forftlehrlings Seines Vaters | Des Lehrlinge 
Geburts: Geburtsort ‚ Wohnort 
fämmtliche _— — — — 

Vornamen 
Buname | (Rufname Kon Stand Bohn Kreis 
unter. [felfton Jahr Ta im im ort 

ſtrichen) 8 Kreiie Kreiie 


. 
J 





Schütz Carl Evgl. 1878 | 15. | Auguſt⸗Lubben, Banom | Schlawe Börer Bern Stop - 
Sriebrih Mai walde Oe Kor. | 
ein er 

Auguft bienft | 
Forft- | Urn 
baus walde 
Jaͤgers⸗ 
burg 


| 


Ausdauer im Ertragen lörperlicher Anftrengungen ist nur mässig. 

Intereſſe für den Wald und die Waldgefchäfte hat er bekundet. 

Beim Gebrauch bes Schießgewehrs und bei der Jagd hat er gute Anstelligkeit gezeigt. 

Bei der Theilnabme am Forſt⸗ und Jagdſchutze haben seine Leistungen befriedigt. 

Bei den Kulturen hatte er Gelegenheit, Saaten und Pflanzungen von Kiefern, Eichen 
und Buchen ausführen zu helfen, wobei er Eifer und Geschick bewiesen hat. 

In den Holzſchlägen hat er den Hieb in Buchen- und Kiefern-Samenschlägen, in 
Kiefernkahlschlägen, in: Buchen- und Kieferndurchforstungen, im Erlen- 
niederwalde, im Fichenschälwalde kennen gelernt und die dabei ihm über- 
tragenen Geschäfte befriedigend ausgeführt. 

Die einheimifchen Bäume und die wichtigften Sträucher sind ihm soweit bekannt, dass 
er sie richtig benennen und deren Samen unterscheiden kann. 

Bon ber Lebensweife der Jagdthiere und ber fonftigen für den Wald wichtigen Thiere, 

namentlich aud) der nüßlichen und ſchädlichen Vögel und Inſekten: 

hat er bafriedigende Kenntnisse sich erworben: 

In den fchriftlihen und Mechnungs-Arbeiten Aat er eine gute Ausbildung erlangt. 

Mit den Gefegen und Berorbnungen über Forfidiebftahl, Forft- und Jagd⸗Polizei is 
er ausreichend bekannt. 


(pier fönnen dann weitere Heußerungen über bie Beriäntichteit bes Behrlings, 
über befondere 1 aBung für einzelne Beige des forſtlichen Derufeh, namentlih 0b 
er vielleicht mit der Gärtnerei belannt tft und für Arbeiten in Yorfigärten und 
Baumfchulen außergewöhnliches Geſchick gezeigt, im Mefien, Nivelliren und geianen 
befonbere Fertigkeit erworben oder für ben 'tenubienft fi geeignet erwieſen bat 
er werden. if R ; it ftrengfl 

e eußerung eng der Wahrheit gemäß und ohne Rückhalt m engfter 
Unparteilichkeit abzugeben.) ß irbeit 8 b 2 8 
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bei wem einzu: 

— gegenwärtigen Bebr-| Hrtes und 

Wohnort bed bern über fittlihel Kreiſes, 
Rame- Lehrherrn Fuͤhrung, Fleiß und in welchem 
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und Dienfiftellung Tüchtigleit Kehre 
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Müller Bernstorf | Stolp | 1. ‚Sufl 20 Sumi Barbe- ig em | 


Brivatförfter au o Gehorſ 
dem Gute Berna⸗ o tes ——— Bich 
torf für ar 21000 ha befriedi 
artun Hochzeit |Urndwalbe| 1. Juli zum Ein: 
Kon er ber: 1897 trit in ——— ng die 
Militair⸗ Pr @ifer 
dienft für die Jagd, tft 
Hochzeit, ben 3. Januar 1898. ein ziemlich guter 
artun Schutze. 
Koniglicher Verorſter. 


Daß bie vorſchriftsmaͤßige Lehrzeit des Carl Schü bis zum 1. Oftober d. J. Beendet fein wird, beſcheinigt. 
N., den 10. Januar 1898. 
N. Königlicher Regierungs- und Forſtrath 


Die vorſtehende Aeußerung habe ich nach Pflicht und Gewiſſen meiner Ueber⸗ 
zeugung gemäß ausgeſtellt und derſelben die Benachrichtigung des Oberforſtmeiſters N 
über Befähigung zum Eintritt in die Lehre, das Atteft bes oberen Militairarztes (8 2 
Nr. 3 der Beftlimmungen vom 1. Oltober 1897), ſowie bie Annafmegenehmigung 
für den Förster Müller und für mich angeheftet. 

Hochzeit, den 1. Oktober 1898. 
L. S. 
Hartung, Königlicher Oberförfter. 

Der Lehrling hat die Lehrzeit sachgemäss angewendet, eine im Ganzen gute pral- 
tiſche und vwoiffenfchaftliche Ausbildung erlangt und berechtigt zu der Erwartung, er 
werde demnächst die forstliche Laufbahn mit genügendem Erfolge fortsetzen können. 

N., den 5. Oktober 1898. 
N., Königlicher Regierungs- und Yorftrath. 

Da der pp. Schütz im vorigen Jahre als zu ſchwach auf ein Fahr zurüdgeftellt 
worben ift, habe ich ihn mit Genehmigung des Herrn Regierungs- und Forstraths N. 
zu N. vom 1. November 1898 ab nach N. im Kreise N. beurlaubt, wo er im Forst- 
dienste des N. bis jetzt beschäftigt worden ist. 

Seine Führung während dieser Zeit ist qut gewesen. 

Hochzeit, den 2. Oktober 1899. 
Hartung, Königlicher Oberförfter. 
Geſehen und nichts zu bemerken. 
N., den 10. Oktober 1899. 
N., Königlicher Negierungs- und Forſtrath. 
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Borfhlagslifte des Bataillons 
® Des zu prüfenden Jägers 
H $ — 

4 Zap der Gemige | er Gchmitert 
g|& | Seoef wen | Summe | Autzeme | m, im 
derung Arien) Yahe | Xap 

D 
(Zu 8 14) 

Berhandelt .......... „den ten ......... 18 

geboren am tem 18 m 
im Rreife des Regierungsbejirts 
eingeftellt am ten 18 in die Kompagnie bes 
Bataillons 
der die mit ihm im Monat 18 abgehaltene Fäger- 
prüfung mit dem Prädifate „ * beftanden bat und die geſetzliche aftive 


Dienfipflicht im ſtehenden Heere demmächkt abgeleiftet Haben wird, erflärt unter Bus 
ſtimmung feines Teuppentheils und nit Genehurigung des Pufpeftioe der Jäger und 
Schätgen, daß er fi durch den Dienf: im Fügerkveps Anfprüche auf eine Berforgung 
im Forſtdienſte erwerben wolle und fih zu dem (Ende zu einer ferneren: Ijährigen 
(Ikjägrigen) Dienfizeit im Jägerforps, mithin Bis zum. 18 
verpflichte und bereit fei, diefe Dienftgeit im der Reſewe, jedoch mit der Verpflichtung 
abzufeiften, bis zur Erlangung des Forfiverfergungsfceines aud im Frieden und 
zwar bis zu einer im Ganzen Sjährigen Auweſenheit bei der Fahne zur Verfügung 
zu ſtehen. Gollte er zum Oberjäger befördert oder hierzu in Ausficht genommen 
fein, fo verpflichtet er fich zu eines mindeſtens Ijährigen Dienfizeit bei der Fahne. 
Hierauf wurde dem 
erati⸗·t. daß ex nunmehr in die Jagerklaſſe A auſgenommen ſei und damit die Aus- 
fange, nad; Maßgabe der Veſtimmungen vom 1. Oftober 1897 feiner Zeit im 
mgbienfte angeftellt zu werden. 
ngleich wurde ihm bedeutet, 
daß die Infpektion ber Jäger und Schügen, weun ex die von ihm eingegangenen 
Verpflichtungen erfülle, insbefondere bie Borfchriften der Beitiminungen vom 
1. Oftober 1897 pünktlich, befolge, in den der Jägerflaffe A gewährten Boc- 
zügen ihm ſchutzen und feiner Zeit die von ihm erworbenen Forkverforgungs- 
anfprüdje anerfennen werde, daß er dagegen, wenn er, gleichviel ob im aftiven 
Dienft oder im Rejerpeverhättniß, in feinen Leiſtungen nicht befriedigen ober 
durch feine Führung zu erheblichem Tadel Anlaß geben oder den beftefenden 
Borſchriften zumiber handen follte, die Gntlaffung aus ber Jägerklaffe A 
mad) Mahgabe des $ 21 der bezeichneten Beftimmumgen zu gerwärtigen habe. 
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zur nächſten Jägerprirfung. (Auffchrift 1. Seite des Bones.) 


. Jäger in der Lehre 
Der handen Der Anftellung 
Gum (mn — —— in das 
de Rome, Wohnort | während der Beit Jügerlorps Bemeslungen 
unb Dien 
Baters des der 





Ferner wurde ihm eröffnet, daß die von ihm eingegangenen Berpflichtungen nicht 
einfeitig von ihm, ſondern nur unter Zuſtimmung der JInſpeltion der Jäger und 
Schüngen wieder aufgehoben werden Bunen. 

Enblich wurde ihhm befammt gemacht, daß ihn, wer er zum Oberjäger befdsbert 
werben und in diefer Charge eine mindeftens 5 jährige Dienftzeit abfeiften folfte, bie 
Aunbſtcht gersährt ſei, bereits nad einer im Sanzen Ijährigen aktiven Dienflzeit ben 
Borftverforgungsanfpruch zu erlangen. 

Wohlbebächtig bat ber biefe Berhandlung nochmals felbſt 
gelefen, deren Inhalt überall als feiner beftimmten Erflärung entfprechend anerkannt 
und diefelbe fodann eigenhändig unterjchrieben 


E. 
(Zu 8 14.) 
Berbandelt ... 0.200. ‚den tn...» 
Der (Sharge, Bor und Zunamen) 
geboren am (Tag, Monat, Jahr) im Kreife . - ... 02... bes Megierungsbezirte 
........ eingeſtellt am (Tag, Monat, Jahr) mt bie te Kompagnte eb... . 


Füger-Bataillens (hier wird zugleich das Erforderliche angegeben, wenn ber Jäger bei 
wiehr als einem Truppentheil geſtanben Bat zc.) 
zu eiwer im Ganzen 12 jährigen Dienfiget im Jaͤgerkorps Imıt Berhandlung vom 
(Tag, Monat, Jahr) verpflichtet, gegenwärtig zue Reſerve beurlaubt, und (Beichäfti- 
gung und Aufenthalt anzugeben) erflärt, daß. er barauf Verzicht Leifte, ſich Anſprüche 
auf Forfiverforgung zu erwerben, 
und trägt unter Ueberreichung feines Militairpaffes darauf an: 
ihn auf Grund biefer Erklärung unter Aufhebung feiner Verpflichtung zur 
12 jährigen Dienftzeit aus der Jägerklaſſe A zur Neferve der Jägerklaſſe B zu 
entlaffen. 
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Ihm wurde gleichzeitig bekannt gemacht, daß, wenn ſein jetziger Autrag von der 
Inſpektion der Jäger und Schutzen genehmigt werden ſollte, er nicht berechtigt ſei, 
die Wiederverleihung der von ihm freiwillig aufgegebenen Ausfichten zu beanfpruchen. 

MWohlbebächtig Hat der Jäger (Oberjäger) N. diefe Verhandlung felbft gelefen, 
den Inhalt als feine Beftimmte Erflärung anerkannt und biefe fobann eigenhändig 
unterfchrieben. 

(Unterfchrift bes Betreffenben.) 
v. w. o. 
(........ und Bezirks⸗Adjutant, oder Bezirks⸗Feldwebel.) 
Die eigenhändige Unterſchrift beglaubigt. 
(Dienſtſtempel.) N., den.. ten......... 18.. 
.. ... . . Und Bezirks⸗Kommandeur. 

Anmerkung: Bel denen, welche bei ber Verzichtleiſtung im aftiven Dienſt ſich beſinden bezw. 

im Reſerve⸗Verhaltniß bie Verzichtleiſtung vor ber Jaͤger⸗Kompagnie erklären, wirb bie Verhandlung 


von bem Jäger-Rompagnie-Chef vollzogen. Die für den erfteren Fall nothwendigen Abanderungen 
bes Wortlautes ber Verhandlung ergeben ſich von felbft. 





F 
(3u $ 15.) | 
Der zur Klaſſe A verpflichtete (Charge) 
(Bor- und Zunamen) 
wird bei dem diesjährigen allgemeinen Entlaffungstermine zur Referve beurlaubt. Er 





bat ſich während feiner bisherigen Dienftzeit ..... . . . geführt. 
ern ene ,den.......... 18 
(L. 8.) ' Namensunterichrift. 
Bat⸗Stempel... ß‘ ...6. und Bataillons Kommandeur. 
6. 
(Zu $ 16.) 


Inhaber dieſes, dem Säger (Oberjäger ꝛc.) der Klaſſe A 
(Bor- und Zunamen) 
von ber . . . ten Kompagnie DB . 2.0 encore ne. Bataillon wird hierdurch 
befcheinigt, daß feine dienftliche ſowohl, wie fittliche Yührung die Vorausſetzung eines. 
folden vorzüglichen Grades von Zuverläffigfeit begründet, der es geftattet, ibm bei 
feiner Berwendung im Forft- und Jagddienſte die Befugniffe eines Staatsforſtſchutz⸗ 
beamten in Preußen, insbefondere auch die Befugniß zum Waffengebrauch beizulegen. 
Diefe Befcheinigung hat nur Giltigkeit bis zum... como e 0. 
ern ne. ‚den... to 2o20020.. 18... 


(L. S.) Namensunterichrift. 
Bat. Stempell.. .... und Bataillons⸗Kommandeur. 


H. 
(3u $ 17.) 
Berbandelt .... ce ee0e. ‚ ten......... 18 
E⸗ erſcheint der (Charge, Vor⸗ und Zuname) geboren am (Tag, Monat, Jahr) 
zu.............. im Kreiſe........ des Regierungs⸗ 
beziris........... , eingeſtellt am (Tag, Monat, Jahr) in die Kompanie 
ME. orte nene SFüger-Bataillons Ar... ... ‚zu einer im Ganzen 


12jährigen Dienftzeit im Jager⸗Korps laut Verhandlung vom (Tag, Monat, Jahr) 
verpflichtet, gegenwärtig zur Reſerve beurlaubt (Beichäftigung und Aufenthalt an- 
zugeben) und erflärt, daß er wegen ber jetsigen ungünftigen Anftellungsausfichten im 
Stantsforftdienfte beabfichtige, eventuell die forftliche Laufbahn aufzugeben. Zur 
Einarbeitung in einen anderen Beruf und zwar als (anzugeben, 3. B. Landwirth) 
bitte er unter Ueberreihung feiner Waffengebrauds-Beiheinigung für ihn einen 
zweijährigen Urlaub bei der Inſpektion der Jäger und Schüben zu erwirken, indem 
er binzufügt, daß er im Falle der Genehmigung dieſes jederzeit widerruflichen 
Urlaubs (wohin, Wohnort, Bezirks⸗Kommando, Meldeamt anzugeben) Wohnung 
nehmen wirbe. 

Gleichzeitig wurde ihm befanmt gemacht, daß er während des Urlaubs 

1. wie bisher neben der Kontrole durch das Bezirts-Kommando (Hauptmeldes 
amt, Meldeamt, Bezirks⸗Feldwebel) auch der durch feine Säger-Kompagnie 
unterftehe und fich baher genau nad) den Beſtimmungen über das Ber- 
halten in der Neferve für die Jäger ber Klafie A vom 1. März 1894 
zu richten habe, 

2. weder berechtigt fei, ben Hirfchfänger noch die Abzeichen der Königlichen 
Forſtſchutzbeamten (den Adler an der Kopfbededung und die Achſelſchnure 
auf dem Rode) zu tragen, 

3. daß er vor Ablauf des Urlaubs fich zu enticheiden haben werde, ob er in 
den Forfidienft zurüctreten oder freiwillig auf weitere Erdienung von 
Forfiverforgungs-Anfprüchen Verzicht leiften wolle, und daß er im erfteren 
Falle mit der bezüglichen Meldung über bie ganze Urlaubszeit Beugniffe 
der Ortspolizeibehörde bezw. Behörden über feine Führung der Jäger⸗ 
Kompagnie einzureichen habe. 

Zerner wurde ihm eröffnet, daß nad ben beftehenden Beſtimmungen bie 
Dienftzeit, bie in nicht berufsmäßiger Befchäftigung zurüdgelegt wird, dereinft zwar 
für die Anerkennung zur Forftverforgung, nicht aber bei ber Penfionirung in An- 
rechnung gebracht werden würbe. 

Wohlbedächtig hat der Jäger (Oberjäger) XR....... diefe Verhandlung jelbft 
gelefen und deren Richtigleit dann durch feine eigenhändige Unterfchrift anerkannt. 

(Unterfchrift des Betreffenden). 
v. w. o. 
C....... und Bezirks⸗Adjutant, oder Bezirks⸗Feldwebel.) 
Die eigenhändige Unterſchrift beglaubigt. 
Dienſtſtempel) N, den 14 18 
......... und Bezirks⸗Kommandeur. 
Anmerkung. Bei den im aktiven Dienſt ſich befindenden Jägern wird bie Ner- 


handlung vom Jãäger ⸗Kompagnie⸗Chef vollzogen. Der Wortlaut ber Verhandlung if finngemäß 
zu änbern. 


3. 
(Zu $ 22.) | | 
Negierungsbezirt N. Jahr 1. Auguft 1897/88. 
Badkıweilung 
A. des Abganges, 
B. des Beſtandes 
der notirten Mejervejäger ber Klaſſe A 
Ban. Ir | gerellen, eis 





A. Abtang aam 1. Uusnä 1807 SiS Ichten Gentember 1898. 
‘ = Wegen Empfang des Horfinerforgungsiheines. 
1 Emanuel, 31 da 44 |“ X. —A — | im 2085 J 2. Fr 


ch walbe 
d. Wegen Abmelbung nad einem anderen Regierungsbezirk. 


o. Wegen fetter Unftellung in einer Bemeinde- oder Anftaltsfork. 
(8 80 der Beftimmungen vom 1. Ofltober 1897.) 


t 


4 Wegen Entlafjung ans ber KXlafie A. (521 ber Beftinumungen vom 1. Oftober 1891.) 
o. Wegen Ausfheidens auf Antrag de3 Refervejägers (814 Wbfah 3). 


L Wegen Ublebens. 


B. Beſtand an Reiernejägern am 1. Auguf 1898. 
1. ‚pubmig. ® oegtboth 


3 Siegfried Wadtel 





* Bemerkungen Sonftige Bemerkumgen. 
den | Art unb Ort ber Beſchaftigungen, Ablegung ber Görfter- Ungabe ber Gründe von 


Kr. prüfung und befinitive Yırftellung Gntiefiungen. 
8. 2. 


Dltober den 1./10. 
En ng | Petzner a0 





toRerpekfung 1895 im hieſigen Begirt „gut“ abgelegt. 
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.K. 
(Bu $ 24.) 
Jorſtverſorgungsſchein. 
Daß Inhaber dieſes, der 
des Bataillens 
am ten 18 zu 
im Bezirke geboren, unter 
bem ten 18 zur Berechtigung, im Forſt⸗ 


dienſte verforgt zu werben, anerfannt und dbemgemäß in bie Forſtverſorgungs⸗ 
lite aufgenommen worden tft, wird hierdurch bezeugt. 


Berlin, den ten 18 
(L. 8.) 
Der und Inſpekteur ber Jäger und Schüßen. 


Dienftalierd - Rummer . . . - 

Diefer Schein verleißt dem Inhaber die Berechtigung, in Preußen oder Elfaß- 
Lothringen als Forfthülfsauffeher beichäftigt oder auf einer Yörfterftelle im Staats⸗ 
dienfte, nach Mafigabe der Yähigleiten auch auf einer Nenierförfterfielle angeftellt zu 
werben, wenn gegen feine körperliche, fittliche und forftliche Befähigung feine begründete 
Austellung zu erheben if. 

Die Inhaber bes TForfiverforgungsicheins haben ferner Anfprud auf alle die- 
jenigen Gemeinde⸗ und Anftalts-Forfibeamtenftellen, welche, einfchließlich des Werthes 
etwaiger Nebeneinnahmen, ein Jahreseinkommen von minbeftens 750 Marl gewähren, 
aber eine weitergehende Befähigung als bie eines Förfiens nicht erfordern. 

Den Inhabern bes Forfiverforgungäfcheins können gemäß $ 10° der Grundſätze 
für die Beſetzung der Subaltern- und Unterbeamtenftellen zc. vom Jahre 1882 auch 
die den Militäranwärtern im Civildienfte vorbehaltenen Stellen verliehen werben, 
fofern eine Reichsbehörde ober eine Behörde bes betreffenden Staates von der An» 
Kellung eines mit dieſem Scheine Beliehenen einen befonderen Bortbeil für den 
Reichs⸗ oder Stantsdienft erwartet. 

Meldet fi der Inhaber des TForfiverforgimgsicheins nicht längftens innerhalb 
eines Jahres feit dem Tag der Ausftellung des TForftverforgungsicheins bei einer 
Regierung”), bezm. bewirkt derfelbe nach erfolgter Abmeldung aus einem Bezirke bie 
Anmeldung für einen anderen Bezirk nicht binnen Jahresfriſt, fo wird er feiner 
Sorftiverforgungsarifprüche verluftig erflärt. 

Er ift ferner verpflichtet, jede Veränderung feines Aufenthaltsortes der Inſpektion 
der Zäger und Schügen, und, falls ex nicht im Staatsdienſte in dem Bezirk der Re⸗ 
gierung, bie ihn notirt bat, befchäftigt ift, auch biefer unverzüglich anzuzeigen. 

Im Uebrigen wirb bezliglich des Verhaltens, der Verpflichtungen, der Anfprüche 
des Inhabers des Forſtverſorgungsſcheins, ſowie des Berluftes des TForftverforgungs- 
anſpruchs auf die 88 26 bis 34 ber Beſtimmungen vom 1. Oftober 1897 verwiefen. 


*), Anmerkung. Wunſcht der Inhaber des Forſtverſorgungaſcheins in Elſaß⸗Lothringen an- 
geftellt zu werben, fo hat er bie Melbung an eines der Bezirks-Bräfibien daſelbſt gu richten. 


Le 
(3u 8 85.) 
Wegierungsbezirt N. Jahr 1. Auguft 1897/98. 
Bakhweilung 
A. des Abganges, 
B. des Beſtandes 
der notirten forftverforgungsberechtigten Anwärter. 
zug ! ber Rummer a0 deb Ob, warn und in 

zu | Bor —A⏑⏑⏑ Rogers 
fenbe und Charge pentfeit Fee verfor. meldung bezirk die Forſter⸗ 
Nr. Bunamen punas , an * 5*— — 


1. 2. 8. 4. % 6. 7. & 


A. Abgang vom 1. Auguft 1897 bis legten Geptember 1898. 
Wegen feteräinftellungim Staats, GemeinbernderAnftalts:-FKorfdienfte 


I | 


db. Wegen Abmeldung nad einem anderen Regierungsbezirk. 


© Wegen Berluft des Forfiverforgungsanfpruds (8 38 Beſtimmungen 
vom 1. Ottober 1897.) 


de Wegen Berzitleiftung auf bie Forſtverſorgung. 


e Wegen Ablebens. 


B. Gegenwärtiser Belland der Anwärter. 





Die fefte Anftellung ift erfolgt 


Bemerkungen VBemerlungen 
über Urt und Ort ber (®ründe 
Beſchaͤftigung und Aber als bes Verluſtes des Verforgungs- 
Probedienſtleiſtung anſpruchß). 
9. 10. 13. 
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2. 

Beſchäftigung von Reſerve⸗Jägern in Nutzholz ⸗Geſchäften. 
Allgem. Verfg. an ſaͤmmtliche Königlichen Regierungen (mit Ausſchluß von Aurich und Sigmaringen) 
lIL 15984. 

Berlin, ben 7. Dezember 1897. 

Unter Bezugnahme auf die Verfügung vom 29. Mai 1897 (III 7346) theile ich 
ber Königlichen Regierung mit, daß die Königliche Infpektion der Jüger und Schügen 
die Zäger-Bataillone mit Anweiſung, betreffend die verſuchsweiſe Beihäftigung von 
Reſerve⸗Jägern in den von den Königlichen Regierungen namhaft gemachten Nutholz- 
Geſchäften, verfehen Hat. Die Benachrichtigung der Referve- Jäger ſowie die Kontrole 
berfelben während einer eventuellen folhen Beichäftigung erfolgt dur) die Jäger⸗ 
Bataillone. 

Minifterium für Landwirtsihalt, Domänen und Forften. 
Im Auftrage: Donner. 


8. 
Derminderung der Zahl der jährlich anzunehmenden Sorftlehrlinge. 
Allgenı. Berfg. an jämmtliche Königlichen Regierungen (mit Ausichluß von Sigmaringen). IIL 14908. 
Berlin, den 30. November 1897. 

Im Einverfländniß mit dem Herrn Imfpefteur der Jäger und Schüten ift eine 
nochmalige Verminderung der Zahl der jährlich anzunehmenden Forft- und Jagdlehrlinge 
als nothwendig erachtet worden. 

Für den dortigen Bezirk darf diefelbe bis auf Weitere . . . . . nicht über 
fhreiten. Erfolgt eine größere Anzahl von Anmeldungen, fo find bei entſprechender 
Befähigung die Söhne von Forftbeamten, ferner die mit regelmüßigem Adgangszeugniß 
von der Fortbildungeihule zu Gr. Schönebed Entlaffenen und folde Afpiranten vorzugs- 
weife zu berüdfichtigen, welche die Abficht haben, beide Lehrjahre bei einem Königlichen 
Oberförfter zu erledigen. 

Die Zahl der hiernach zugelaffenen fowie ber zurlidigewiefenen Anmeldungen ift all» 
jährlich zum 15. Auguft hierher anzuzeigen. 

Nachträgliche Beverbungen können keine Berüdfihtigung finden, da unbedingt daran 
feftgehalten werben muß, daß die Zahl der anzunehmenden Forſt⸗ und Jagdlehrlinge mit 
der Zahl der jährlich zur Befeung kommenden Stellen des Forſtſchutzdienſtes im ent⸗ 
fprechenden Berhältniß fteht. 

Die Anwärter der Korfiverwaltungslaufbahn fommen bei vorftehenden Beſtimmungen 
nit in Betracht. 

Pinifterium für Landwirthſchaft, Domänen und Zoriten. 
Freiherr von Hammerftein. 


Drgantfation und Dienſt-Inſtrultion. 
4. 
Derkleinerung von Forſtſchutzbezirken. 
Algen. Berfg. an fämmtlihe Königlichen Regierungen mit Ausfhluß derjenigen zu Aurich unb 
Sigmaringen. III 14224. 
Berlin, den 28. Oftober 1897. 

Die erhöhten Anforderungen, welche in Betreff der Ausnugung des Holzes, des ge- 
fammten Kufturbetriebes, insbefondere der Lüuterungshiebe und des Waldwegebaues an 

Jahrb. d. Preuß. Forſt⸗ u. Jagdgeſezg. XXX. 3 
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die Thätigleit der Förfter geftellt werben, machen es nöthig, eine Zahl derjenigen Forſt⸗ 
fhutsbezirte zu verkleinern, deren Umfang oder ſchwieriger Wirthichaftsbetrieb die 
Leiftungsfähigleit der Schugbeamten übermäßig in Anfprud nimmt. Die Königliche 
Regierung wird deshalb beauftragt, binnen 8 Wochen Borfchläge wegen der Bildung 
einer Zahl von neuen Schutbezirten zu machen. Wenn hierbei die öftlihen und mittleren 
Provinzen auch vorzugsweife zu berückſichtigen fein werben, fo fehlt es doch auch in den 
weftlihen Landestheilen nicht an einzelnen Schutzbezirken, deren Berfleinerung fih aus 
Beranlaffung fteiler oder zerftüdielter Lage im Gebirge ober aus fonftiger Beranlaffung 
empfiehlt. Bei den abzugebenden Vorſchlügen werden namentlich auch folde Fülle ins 
Auge zu faffen fein, in welchen ſchon jetzt einem Forſtaufſeher die Foͤrſtergeſchäfte für 
einen beftinnmt abgegrenzten Bezirk übertragen find. Ebenfo wird die Erhebung einiger 
umfangreiheren Walbwärterftellen zu Förfterbezirfen zuläffig fein. Wenn außerdem and 
eine einfahe Theilung einiger fibergroßen Schutzbezirke nicht ausgeſchloſſen ift, To wird 
doch mehrentheils die Bildung neuer Bezirke ans mehreren vorhandenen Bezirken in 
Trage kommen müffen. Ich bemerfe zugleih, daß eine Vermehrung ber vorhandenen 
Schutbeamtenftellen um mehr als 6°), nicht zuläffig erfcheint, und daß es fich empfiehlt, 
die Vorſchläge in fchematifcher Form zu machen. 


Ser Minifter für Landwirtbihaft, Domänen und Zorften. 
vd. Sammerftein. 


5. 


Angabe der Militärverhältniffe von Perjonen in Berichten, welde 
als Unterlage für Immediatberichte dienen follen. 


Allgem. Berfg. an 1. die fämmtlihen Herren Ober» Bräfidenten, — 2. ben Herrn Bräftbenten dei 
Königlichen Ober -Landeskulturgerichtes, — 8. den Herrn Präfibenten ber Königlichen Anfibelumgs: 
kommiſſion zu PBojen, — 4. die fämmtlihen Herren Regierungs: Bräfidenten, — 5. bie jänmtlichen 
Herren Generaltommijfions» Bräfidenten, — 6. bie fämntlichen Königlichen Regierungen, — 7. die 
Königliche Minifterial-, Militär; und Baukommiſſion, — 8. die fänmtlichen Herren Geftüt-Dirigenten, 
— 9. die Herren Neltoren: a) ber Königlichen Landiwirthichaftlicden Hochſchule hierſelbſt, — b) ber 
Königliden Thlerärztlichen Hochſchule hierſelbſt, — 10. die Herren Direltoren: a) der Königlichen 
Landwirthichaftlichen Alademie zu Boppelädorf bei Bonn, — b) der Königlichen Forſtakademien zu 
Eberswalde und Münden, — c) der Königlichen THierärztlihen Hochſchule zu Hannover, — d) dei 
Königlichen Pomologiſchen SInftitutes zu Proſskau bei Oppeln, — e) der Königlichen Behranftalt für 
Obſt⸗- und Weinbau zu Geilenheim a/RH., — 11. die Königliche Dandesbaumfchule zu Enger — zu 
Händen bed Herrn Ober: Bräfidenten zu Koblenz. — I. A. 6648. 


Berlin, ben 17. Dezember 1897. 

In Berichten, welche als Unterlage für Immediatberichte dienen follen und in denen 
die Militairverhältniffe von Perfonen envähnt werden, ift Minftig ftets der Truppentheil 
zu bezeichnen, bet dem der Militairdienft abgeleiftet worben ift, Feldzüge mitgemacht find 
u. f. w. Allgemeine Bezeihnungen, wie 3. B. „beim Militair eingetreten, bei ber 
Neferve oder bei der Landwehr befördert” find zu vermeiden. Diefe Beſtimmung iſt 
auch bei der Aufftellung von Perſonalnachweiſungen allgemein zu beachten. 


Dinifterium für Landwirthſchaft, Domänen und Yorften. 
In Vertretung: Sterneberg. 


— 35 — 


Gehalte, Emolumente. Brandverſichernug. 
| 6. 
Dordatirung des Befoldungsdienftalters betr. 


Agent. Berfg. an 1. die ſämmtlichen Herren Dberpräfidenten, — 2. ben Herrn Bräflbenten bes 
Königlichen Ober » Landeslulturgerichtes, — 3. ben Herrn Bräfibenten ber Königlichen Unfiedelungs: 
Iommiffion zu Pofen, — 4. bie fämmtlicden Herren Regierungs » Bräfidenten, — 5. die fämmtlichen 
Herren Generallommiffiond« Präfibenten, — 6. bie jämmtlihen Königlichen Regierungen, — 7. bie 
Königliche Minifterial-, Militär» und Baukommiſſion, — 8. bie fämnttlichen Herren Geſtũt⸗Dirigenten, 
— 9. bie Herren Reltoren: a) ber Königlichen Landwirthſchaftlichen Hochſchule hierſelbſft, — db) ber 
Königlichen Xhierärztlihen Hochſchule hierſelbſt, — 10. bie Herren Direktoren: a) ber Königlichen 
Landitrtbichaftlichen Alademie zu Boppelsborf bei Bonn, — b) der Königlichen Forſtakademien zu 
Ebertwalde und Münden, — c) ber Köoniglichen Thierärztlichen Hochichule zu Hannover, — d) bes 
Königlichen Bomologiichen Znftitutes zu PBroßlau bei Oppeln, — e) der Koͤniglichen Lehranftalt für 
Shit: und Weinbau zu Geifenheim a/Rh., — 11. die Königliche Landesbaumſchule zu Enger — zu 
Händen bes Herrn Oberpräfibenten zu Coblenz. — L A. 4414. IL 7561. IL 13933. 


Berlin, den 29. September 1897. 

Im Einverfländnig mit dem Herrn Finanzminifter beftimme ich hiermit für ben 
Bereih der landwirthſchaftlichen, Geftüt-, Domänen- und Forft-Berwaltung, daß eine 
Borbatirung des Beſoldungs⸗Dienſtalters behufe Vermeidung von Ueberholungen ber vor 
dem 1. April db. 38. beförberten oder im dienftlichen Intereſſe verſetzten Beamten durch 
fpäter beförderte oder im dienſtlichen Intereſſe verjetste gleichalterige ober dienftjängere 
Beamte derfelben Kategorie auch in dem Kalle flattzufinden bat, daß die Beamten in 
der neuen Stelle zwar nicht am 1. April d. I8. ein geringeres Einkommen als in ber 
früheren Stelle beziehen, wohl aber in ber Ietteren bei dem nächften Aufrüden nad 
diefem Zeitpunkte früher eine höhere Gehaltsftufe erreihen würden, als bies im der 
jeßigen Stellung nad ben allgemeinen Grunbfägen der Fall ift. 

Minifterium für Laudwirthichaft, Domänen und Forkten. 
In Bertretung: Sterneberg. 


7. 
Brennholz für Forſtaſſeſſoren. 
Allgem. Berfg. an fämmtlihe Königlichen Regierungen mit Ausnahme von Aurich und Sigmaringen. 
III. 14276. 


Berlin, den 27. Oftober 1897. 

In mehreren Fällen ift denjenigen Korftaffefforen, welche als Affiftenten der Ober⸗ 
förfter beihäftigt find, Freibrennholz nad den für Forftauffeher geltenden Süßen gegen 
Erftattung der Werbungstoften verabfolgt worden. Nah neueren Berhandlungen mit 
ver Ober⸗Rechnungskammer ift eine derartige Holzverabfolgung nit als flatthaft zu 
eradten. Die Königliche Regierung wird daher beauftragt, diefe Holzlieferungen, foweit 
folhe dort flattfinden, nunmehr einzuftellen. Dagegen findet fich nichts zu erinnern, 
wenn den im bortigen Bezirk beſchäftigten Forftaffefforen das nöthige Brennholz gegen 
Zahlung des Tarwerthes überlafjen wird. 

Minifterium für Landwirthſchaft, Domdnen und Sorften. 
“ Im Auftrage: Donner. 


3* 
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8. 
Sorm der Diätenquittungen der Sorftauffeher. 
Allgem. Verfg. an fämmtlidhe Königlichen Regierungen mit Ausnahme von Aurich nnd Sigmaringen. 
IIL 14273. 
Berlin, den 14. November 1897. 

Nah der allgemeinen Berfügung vom 12. Februar 1867 (IIb 691)*) find bie 
Quittungen der unter Bewilligung monatlicher firirter Diäten angenommenen Forſt⸗ 
auffeher von dem vorgefeßten Oberförfter zu vifiren. Diefe Beſtimmung wird hiermit 
aufgehoben. 

Ministerium für Landwirthſchaft, Domänen und Forften. 
v. Sammerftein. 


9. 
Beſoldungs⸗Dienſtalter der Revierfoörſter. 
Algen. Verfg. an ſämmtliche Königlichen Regierungen (mit Ausichluß von Aurich, Göln und Eige 
maringen). III 15588, 
Berlin, den 26. November 1897. 

Die Feftftellung bes Befoldungs-Dienftalters der Nevierförfter aus Anlaß der 
diesjährigen Gehaltsaufbefferung ift nad ben für ſämmtliche Beamtenklafſen auf. 
geftellten Grundfägen erfolgt. Da indefien infolge der gleichzeitigen Bildung einer 
bejonderen Beſoldungsklaſſe für die Revierförfler die Anwendung der allgemeinen Grund» 
füge vielfach zu Härten geführt Hat, fo habe ich mich mit dem Herrn Yinanzminifter 
in Verbindung gefeßt, um durch geeignete Maßnahmen ben Uebergang der Aevierförfter 
in die neue Beſoldungsklaſſe zu erleichtern. 

Nachdem der Herr Finanzminifter nunmehr fein Einverſtändniß hierzu erflürt hat, 
beabfichtige ich, das Befoldungs-Dienftalter derjenigen vor dem 1. April d. 38. zu 
Revierförftern befürderten Forſtſchutzbeamten, denen nicht ſchon gemäß ber Berfligung 
vom 3. Juni d. 38. (III. 7741)**) vom 1. April 1897 ab das Hochſtgehalt von 1800 M. 
gewährt worben if, in folgender Weife neu feftzuftellen. 

Zunächſt iſt zu ermitteln, welches Förftergehalt dem betreffenden Beamten am Tage 
ber endgiltigen Verleihung einer Revierförfterftelle zuftand, wenn die jetjigen Gehaltsfäge 
(1100—1500 M.) zu Grunde gelegt werden. Sodann ift unter Beachtung ber auch 
auf Subalternbeamte anzumendenden Beftimmungen zu Nr. 1 der Berfügung der 
Herren Minifter des Imern ımd der Finanzen vom 16. März 1893 (Minifterialblatt 
für die innere Verwaltung Seite 92)***) das Befoldungs-Dienftalter fo zu berechnen, als 
ob die jetige Beſoldungsklaſſe der Revierfürfter (1200—1800 M.) bereits zur Zeit der 
Beförderung vorhanden geweſen wäre. 

Diefe Neuregelung ift mit rüchvirtender Kraft für die Zeit feit dem 1. April 1897 
durchzuführen. 

Zur näheren Erläuterung führe ich folgendes Beiſpiel an: 

Dem Revierförfter X, deffen Förfter-Befoldungsdienftalter vom 1. Juli 1877 ab 
rechnet, wurde zum 1. Oftober 1886 eine Revierförfterftelle endgiltig verliehen. Wenn 
die jeßigen Gehaltsſätze bereits beftanden hätten, wilrde er damals ein Revierförftergehalt 


*) Jahrb. Bb.L. © 7. 
») Jahrb. Bb. XXIX. ©. 118. 
9%) Jahrb. Bd. XV. ©. 152. 
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von 1300 I. und vom 1. Juli 1839 ab ein ſolches von 1400 M. jahrlich belommen 
haben. Gein Befobungs-Dienftalter iſt mithin vom 1. Juli 1888 ab zu reden, 
d. 5. er erhält vom 1. April 1897 ab ein Jahresgehalt von 1575 M., weldes zum 
1. Juli 1898 auf 1650 M. zu erhöhen if. (Letzteres Gehalt würde er nad den 
bisherigen Grundfägen erft vom 1. April 1905 ab beziehen können.) 

Da die Ermittelung des Befoldungs-Dienftalters der Revierförſter feitens der 
Regierungen im Sommer d. Is. zu zahlreichen Rüdfragen geführt hat, fo behalte ich 
mir jeßt deren anberweite Feſtſetzung in jedem einzelnen (alle vor. Zu dieſem Zwede 
iſt mit mögficfter Beſchleunigung nad) folgendem Muſter eine Nachweiſung aufzuftellen 
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und mir ohne Begleitbericht unverzüglich vorzulegen. Im diefer Nachweiſung find nur 
diejenigen Revierförfter fortzulaffen, welde bereits feit dem 1. April 1897 ein Gehalt 
von 1800 M. beziehen; dagegen find alle übrigen Revierförfter aufzunehmen, aud 
wenn ihr Befolbunge-Dienftalter, wie z. B. bei den im Laufe dieſes Etatsjahres zur 
endgültigen Anftellung gelangten, nicht vorzubatiren fein wird. Aufzunehmen find ferner 
die feit dem 1. April d. I6. geftorbenen Revierförſtet. Daß dieſelben nicht mehr am 
Leben find, iſt in der Spalte „Bemerkungen“ erſichtlich zu machen. 

Wegen anberweiter Feſtſetzung des Gehaltes und der Penfion der nad dem 
1. April d. 36. im den Ruheſtand getretenen evierförfer ift jedoch unter Vorlage 
einer neuen Penfionsvorjhlagsnadhweifung beſonders zu berichten. 

Miniſterium für Landwirthſchaft, Domänen und Foriten. 
v. Hammerftein. 


10. 

Bekanntmachung, betr. die Einberufung der XVIII. ordentlichen 
General-Derfammlung des Brandverficherungs-Dereins Preußifcher 
Sorftbeamten. 

Die achtzehnte ordentliche General-Berfammlung des Brandverfiherungs-Bereins 
Breußifher Forſtbeamten findet am 

14. Moi 1898 Vormittags 11 Uhr 

im Dienfigebäude des landwirthſchaftlichen Miniſteriums hierſelbſt — Leipzigerplatz 
Nr. 7 — ſtatt. 

Die nach $ 13 der Statuten des Vereins zur Theilnahme an ber General- 
Berſammlung Berechtigten werden zu berfelben hierdurch eingeladen. WBezüglih der 
Legitimation der Theilnehmenden wird auf den $ 16 der Statuten verwieſen. 
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Die zur Vorlage gelangenden Schriftſtücke, als Rechnung, Bilanz und Jahres⸗ 
bericht fir 1897, ſowie der Etat für 1898 u. A. können im landwirthſchaftlichen 
Miniſterium — Leipzigerplatz Nr. 7 eine Treppe im Zimmer Nr. 19 — vom 12. Mai 
k. 3. ab in ber Zeit von 11 Uhr Vormittags bis 2 Uhr Nachmittags eingefehen, aud 
Können dafelbft die Legitimationslarten in Empfang genommen werden. 

Berlin, den 6. Dezember 1897. 
Zireltorium des Brandserfiherungs-Bereins Preukiiher Forftbeamten. 
Donner. 


Benfionirungen. Interftügungen. 
11. 
Berechnung des Auhegehalts eines Königlichen Sörfters. 


Berfg. an bie Königl. Regierung zu Marienwerber und abichriftli zur Nachachtung an ſämmtliche 
übrige Königl Regierungen, mit Yusnahme berer zu Oppeln, Aurich und Sigmaringen. 
IIL 12992. Win. f. Landw. L 137239 Yin. Din. 


Berlin, den 29. Oftober 1897. 

Bei Bemeffung des Ruhegehaltes für den vom 1. Juli 1897 ab in den Ruheſtand 
verſetzten Forſter Gehm ift nad) Maßgabe der 88 2 und 6 des Geſetzes vom 12. Mai 
1878, betreffend die Gewährung von Wohnungsgeldzuſchüſſen an die unmittelbaren 
Staatsbeamten (&. S. S. 209), der Durchſchnittsſatz des Wohnungsgeldzufchuffes für 
die Servisklaſſen I bis V Abtheilung IV des Tarifes mit 297,60 M. in Anrechnung 
zu bringen, auch wenn die Ruheſtandsverſetzung bereits unterm 13. März 1897 ver 
fügt worben if, da den Königlichen Förftern der Rang der Subalternbeamten II. Klaſſe 
der Lolalbehörden unterm 28. Mai 1897 Allerhöchft verliehen worben iſt. 

Dementſprechend ift das Ruhegehalt des p. Gehm anderweit feflzufegen und zur 
Zahlung anzuweifen. 


Der Binanzwinifter. Der Minifter für Landwirtäfgaft, 
In Vertretung: Domänen und Poriten. 
Meinede. Im Auftrage: 
Donner, 
12, 


Bewilligungen für Wittwen und Waiſen aus dem Unterjtügungs- 
Fonds Kapitel 62, Titel 9. 


Allgem. Berfg. an 1. bie fämmtlidden Herren Eber- Bräfidenten, — 2. den Herm Präſidenten des 
Königlihen Ober » Landeskulturgerichtes, — 3. den Herrn Bräfibenten ber Königlichen Anfiebelungt 
kommiſſion zu Poſen, — 4. bie ſaämmtlichen Herren Regierungs: Bräftbenten und den Herrn Bollgel- 
Bräfidenten zu Berlin, — 5. bie ſämmtlichen Herren Generalkommiſſions⸗Präſidenten, — 6. bie 
ſammtlichen Möniglichen Regierungen, — 7. die Königliche Minifterial«, Militär und Baufommtiifion, 
— 8. die ſammtlichen Herren Geftät-Dirigenten, — 9. die Herren Reltoren: a) ber Königliden Land⸗ 
wirthichaftlichen Hochſchule hierſelbſt, — b) der Königlichen Thierärztlichen Hochſchule hierſelbſt, — 
10. die Herren Direktoren: a) ber Königlichen Lanbwirthfchaftlichen Wlademie zu Poprelsborf bei 
Bonn, — b) ber Königlichen Yorftafademien zu Eberswalde und Münden, — c) ber Königlichen 
Thierärztlihen Hochſchule zu Hannover, — d) des Königlichen Pomologiſchen Inftitutes zu Problan 
bei Oppeln, — e) der Königlichen Lehr - Anftalt für Obſt- und Weinbau zu Geiſenheim aRd., — 
11. die Königliche Landesbaumfchnle zu Enger — zu Händen bes Herrn Cberpräfidenten zu Coblenz. — 
L A. 5732. TI. 8769. 11. 14770. 


Berlin, den 6. November 1897. 
Bei den Borfchlägen wegen Bewilligungen aus dem im Staatshaushalts-Etat für 
1897/98 vorgefehenen Unterflügungsfonds Kapitel 62, Titel 9 für Witten und Waiſen 
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bon ummittelbaren Staatsbeamten, denen ein Anſpruch auf die in der Novelle vom 
1. Juni 1897 (&. ©. S. 169) feftgefetsten Wittwen⸗ und Waifengeldbeträge nicht zu⸗ 
ſteht, find folgende Grundfäte zu beadten: 

Der Kreis der zu bebenfenden Witnven und Waiſen beſchränkt ſich nicht auf die 
unter das Neliktengefeg vom 20. Mai 1882 fallenden Hinterbliebenen, da die Unzu⸗ 
länglichkeit der bisherigen Verforgung fi) gerade bei den lediglih an Wittwenkaſſen Be⸗ 
theiligten geltenb macht. Andererfeits können aus biefem Fonds nur folde Witten und 
Waiſen bedacht werden, welde an den Bortheilen des Reliktengefetzes Theil genommen 
hätten, wenn ihre Ernährer den Zeitpunkt des Inkrafttretens diefes Gefees erlebt hätten. 


Es ift nicht beabfidhtigt, nunmehr die Bezüge aller durch die Novelle vom 1. Juni 
d. 38. nit betroffenen Hinterbliebenen nah Maßgabe der jekigen Beſtimmungen alle 
gemein von Amtswegen zu erhöhen, fondern es bleibt abzumarten, inwieweit bdiefelben 
mit bezüglichen Anträgen hervortreten. Die Bewilligung von Unterftiigungen aus dem 
nen eingeftellten Fonds erfolgt ferner nur in Fällen von Hilfsbebürftigleit. Cine ſolche 
ift, abgefehen von befonderen Ausnahmen, nur dann anzueriennen, wenn die Gefammt- 
bezüge der Hinterbliebenen — einerlei, aus welchen Quellen fie ſtammen — hinter dem 
Betrage zurüdbleiben, der ihnen nah den Beſtimmungen der Novelle vom 1. Juni 
d. 38. zuftehen würde. 

Demgemäß hat fi die Höhe der Zuwendung je nad) der Lage des einzelnen Falles 
zu richten und ift hierbei zu beachten, daß zunächſt nicht fiber die Höchftbeträge hinaus» 
gegangen wird, welche ohne Allerhöchfte Genehmigung bewilligt werben fünnen, nämlich: 

1. für Witwen höherer Staatsbeamtn . . von 828 M. jährlich 
„ „ etatsmäßiger Subalternbeamten „ 612 „ „ 
3., „ Unterbeamten „ 216 „ „ 


Jedeufalls aber ift als Höchſtgrenze der Unterftügung im Allgemeinen der unter 
Boransjegung der Amwendung des neuen Geſetzes zuftändige Betrag derart zu Grunde 
zu legen, daß diefer Betrag unter Anrehnung aller Bezüge der Hinterbliebenen, fei es 
aus Mitteln des Reiches, der Bundesflaaten und einer unter Öffentlicher Autorität er» 
richteten Berforgungsanftalt oder aus Privatvermögen und fonftigen Einnahmen aller Art 
nicht überfchritten wird, 

Die gedachten Anträge find zur Berninderung des Schreibwerls in Nachweiſungen 
nach dem beifolgenden Mufter zufammenzufaflen und mit den betreffenden Unterſtützungs⸗ 
geſuchen von derjenigen Behörde und Anftalt zu prüfen und mir einzureichen, welche die 
letzte vorgeſetzte Dienfibehörde des verforbenen Mannes gewefen ift. Inſoweit daher 
Geſuche von Wittwen von Beamten anderer Behörden pp. (3. B. von Generallonmiffions- 
Beamten) bei den das Wittwen⸗ pp. Geld zahlenden Behörden (3. B. Regierungen) ein» 
gehen, find dieſe mit den nöthigen Unterlagen an den Präfidenten — Rektor pp. — 
der zuftändigen Behörde oder Anftalt (3. B. Generallommiffions-Präfident) kurzer Hand 
abzugeben. 

Geſuche von Wittwen von Beamten der Zentralbehörde pp., welche etwa einzelnen 
nachgeordneten Behörden von hier aus zur Prüfung zugehen, find in bie Lifte der er- 
ſuchten Behörde aufzunehmen. 

Für die landwirthſchaftliche, Geftüt-, Domänen» und Forſt⸗Verwaltung ift je eine 
beſoudere Nachweiſung einzureichen. 

Es iſt dahin zu ſtreben, daß alle Anträge auf Bewilligungen aus dem Eingangs 
genannten Fonds binnen Jahresfriſt zur Prüfung und Erledigung gelangen. 
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Diejenigen Behörden pp., aus deren Kaſſen gegenwärtig Wittwen⸗ und Waiſengeld 
an Beamten-Wittwen und Waifen der biesjeitigen Verwaltung gezahlt wird, wollen wir 
binnen vier Wochen eine Ueberſicht aller biefer Wittwen und Waifen vorlegen, welde 
jedoch nur die eutjprechenden Angaben in den Spalten 1 bie 4 und 15 bis 20 des mit- 
getheilten Mufters zu enthalten hat. 

Minifterium für Landwirtsihaft, Domänen und Forften. 
In Bertretung: Sterneberg. 


Tagegelder und NReifeloften. 
| 13. 
Berehnung der Zu- und Abgangsgebühr bei Reiſen für einige 
Berliner Bahnhöfe. 


Algen. Berfg. an 1. bie ſämmtlichen Herren Ober« Bräfidenten, — 2. den Herrn PRräfibenten des 
Königlichen Ober «Landeskulturgerichtes, — 3. den Herren Präfidenten ber Königlichen Anfiedelungs- 
Tommilfion zu Poſen, — 4. bie ſämmtlichen Herren Regierungs » Präfibenten, — 5. die fämmtlichen 
Herren Generallommiffiong » Bräfidenten, — 6. bie fämmtlidhen Königlichen Regierungen, — 7. die 
Königliche Minifterial., Militär: und Bau-Kommiifion, — 8. bie fämmtlichen Herren @eftüt-Dirigenten, 
— 9, die Herren Reltoren: a) der Königlichen Lanbwirtbichaftlicden Hochichule hierſelbſt, — b) der 
Königlichen Thierärztlihen Hochſchule hierſelbſt, — 10. die Herren Direktoren: a) ber Königlichen 
Landwirthſchaftlichen Mlabemie zu PBoppelsborf bei Bonn, — db) der Königlichen Forſtalademien zu 
Eberswalde und Münden. — c) ber Königlichen Thierärztlichen Hocdichule zu Hannover, — d) des 
Königlichen Pomologiſchen Inſtitutes zu Broslau bei Oppeln, — e) ber Königlichen Lehranftalt für 
Obſt⸗ und Weinbau zu Geifenheim a/Rh., — 11. bie Königliche Landesbaumſchule zu Engerd — zu 
Händen des Herrn Ober: Bräfidenten zu Coblenz. — L A. 5738. IL 8813. III. 14901. 


Berlin, den 6. November 1897. 
Kür den Uebergang zwiihen dem Berliner Potsdamer Hauptbahnhof und bem 
Potsdamer Bahnhof der Wannſee⸗ und Ringbahn, fowie zwifchen dem Bahnhof Groß⸗ 
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Rachweiſung 

dem 1. April 1897 verſtorbenen Beamten. — Kapitel 62 Tit. 9 des Staatshaushaltseiats. 
(ober Geftüt-Berwaltung), 

(oder Forft-Berwaltung). 
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Görfenftraße und dem Ringbahnhof Schöneberg iſt die Zu- und Abgangsgebühr nicht 
zu gewähren. Bei Reifen von und nad Berlin auf der Stettiner und der Nordbahn 
als Anfange- oder Endpumft der Reife hat allgemein der Stettiner oder ber Nord» 
bahnhof und nicht der Bahnhof Gefundbrunnen zu gelten. 


Minifterinm für Landisirtsfgaft, Domänen und Zorften. 
In Vertretung: Sterneberg. 


14. 
Tagegelder- und Reifeloftenfäge der Königlichen Sörfter in Solge ihrer 
Aangerhöhung für Wahrnehmung gerichtlicher Termine. 
Mlgem. Berfg. an ſammtliche Röniglicien Regierungen. IIL 16292. 
Berlin, den 29. Dezember 1897. 
Zufolge des Runderfaffes vom 11. Juni d. 38. (III. 7965)*) find die Iuflig- 
behörden von dem Herrn Juſtizminiſter durch Allgemeine Verfügung vom 28, November 
d. 36. (Iuftiz-Minifterialblatt S. 298) (a.) darauf Hingewiefen worden, daß ben 
Königlichen Förftern im Falle ihrer Vernehmung als Zeugen oder Sadverfländige in 
gerichtfichen Angelegenheiten über amtliche Wahrnehmungen pp. fortan höhere Tages 
gelder- und Reifeloftenfäge zuſtehen. 
Miniſterium für Landtoirtpfgaft, Domänen und Forſten. 
Im Auftrage: Waechter. 


*) Yard. Db. XXIX, €. 115. 
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Allgemeine Verfügung vom 28. November 1897, — betreffend den 
Rang der Königlihen Förfter. 

Durch den Allerhöchſten Erlaß vom 28. Mai d. 3. ift den Königlichen Foͤrſtern 
der Rang der Subalternbeamten II. Klaffe der Lolalbehörden verliehen worden. 

Diefe Beamten haben daher feit dem gedachten Tage, foweit im alle ihrer Zu- 
ziehung als Zeugen oder Sachverſtündige in gerichtlichen Angelegenheiten nad 8 14 der 
Deutihen Gebührenordnung vom 80. Suni 1878 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 173)*) und 
8 43 des Preußifhen Ausführungsgeiekes vom 10. März 1879 (Gefet- Samml. 
S. 145)**) Dezüglid der Tagegelder und Reiſekoſten die für Dienftreifen geltenden 
Vorſchriften maßgebend find, Anſpruch auf die ihrem neuen Range entiprechenden Süte 
($ 1 Ziffer VI des Geſetzes betreffend die ZTagegelder und Neifeloften der Staats⸗ 
beamten, in der Faſſung des Gefeges vom 21. Juni 1897, Gefet-Sanımf. ©. 198) ***). 

Berlin, den 28. November 1897. 

Der Juſtizminiſter. Schönftebt. 








Waldarbeiter. UrbeitersBerfihernug. 
15. 
Die Klage auf Erfag der Koften des Beilverfahrens für einen land» 
oder forftwirthfchaftlichen Arbeiter ift an feine Friſt gebunden. 


Der Arbeiter ©. gerieth am 31. Auguft 1894, auf dem Gute N., wo er in einem 
Arbeitsverhältniffe fand, in das Getriebe der Dreſchmaſchine und brad dabei das 
Knöchelgelenk des vedhten Fußes. Er wurde nah S., wo feine Yamilie wohnte, ge⸗ 
bracht und erhielt hier die Heilbehandlung von der Stadtgemeinde, welche die ihr Hier 
duch entftandenen Koften gegen den Gutsherrn des Gutsbezirks M., dem das Gut N. 
angehörte, einklagte. Der Gutsherr lehnte die Erftattung ab, weil ©. feinen Unter 
füßungswohnfig in S. gehabt habe. 

Der Bezirksausſchuß wies die Klage ab, weil fie nicht binnen zwei Wochen nad 
Eingeng der Erklärung des Beklagten, daß er feine Erftattungspflicht beftreite, ange 
bracht ſei. 

Aus den Gründen: Das Geſetz vom 5. Mai 1886 betreffend die Unfall⸗ und 
Krankenverſicherung der in fand» und forſwirthſchaftlichen Betrieben beſchäftigten Per⸗ 
ſonen enthält keine Friſt für Klagen der vorliegenden Art; namentlich auch nicht im 
8 12. Im den die Zuſtändigkeit und das Verfahren für derartige Streitigleiten auf 


8 14 lautet: Deffentlihe Beamte erhalten Zagegelder und Erftattung bon Reiſekoſten 

nad Maßgabe der für Dienftreiien geltenden Vorſchriften, falls fie zugezogen werden: 

1. als Zeugen fiber Umftänbe, von denen fie in Wusäbung ihres Amtes Kenntniß erhalten 
haben; 

2. als Sachverſtaͤndige, wenn fie aus Veranlaſſung ihres Amtes zugezogen werben und bie 
Ausübung der Wiffenichaft, der Kunſt oder des Gewerbes, beren Kenntniß Borausfegung 
der Begutachtung fit, zu den Pflichten des von ihnen verjehenen Amtes gehört. 

Werben nad) den Vorſchriften dieſes Baragraphen Tagegelder und Neifekoften gewährt, fo 

findet eine weitere Vergüitung an den Zeugen ober Sachverſtaͤndigen nicht ftatt. 

**, 8 43 lautet: Die Deutiche Gebührenorbnung für Zeugen und Sadverftändige vom 80. Juni 

1878 findet Anwendung auf gerichtliche Angelegenheiten, welche vor befondere Berichte gehören und 
durch die Deutichen Prozeßordnungen nicht betroffen werben. 
+, Jahrb. Bd. XXIX., ©. 185. 
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dem Gebiete der Kranken» und Unfallverfierung regeluben anderen Geſetze ift zwar eine 
Frift für die Anfechtung der Entſcheidung der Auffihtsbehörbe, nicht aber eine Friſt für 
die ohne Aurufung der Auffichtsbehörde zugelaffene Erſatzklage gegen Drittverpflichtete. 
(88 57, 58 des Kranfewerfid.-Gef., 88 5, 8 bes Unfallverf..Gef.) gegeben. Die 58 20, 
21 der Reichögewerbe-Ordnung find auf den vorliegenden Fall ohne Einfluß. 

Enticheid. des Oberverwaltungsgerichts, ILL Senats, vom 18. Mai 1896 (Enticheldungen 3b. 80, 
©. 368). K. D. 


16. 
Fälſchliche Anzeige eines Unfalls. Verſuchter Betrug. 


Der Arbeiter A. hatte außerhalb des Betriebes ein Bein gebrochen. Um die 
Unfallrente zu erhalten, ſchrieb er au die Ortspolizeibehoͤrde, er habe das Bein gebrochen, 
als er einen Gang zu 8. madte, um fi einen Pflug zu borgen, es liege alfo ein 
Unfall im landwirthſchaftlichen Betriebe vor. | 

Das Reihsgeriht hat den A. wegen verfuchten Betruges verurtheilt. 

Enticheib. des Neichsgericht3, IV. Strafl., vom 5. Januar 1897 Entſcheid. in Straf. Vd. 29 
& 1) R. D. 


Holzabgabe und Holzverlauf. Taxen, Nebennutzungen. 
17. 


Rechtzeitige Befanntmachung wichtiger Holzverfäufe in dem 
Allgemeinen Bolzverfaufs-Anzeiger. 


Algen. Berfg. an fämnmtliche Königlihen Regierungen, mit Ausnahme berjenigen zu Aurich unb 
Sigmaringen. IH. 15802. 


Berlin, ben 5. Dezember 1897. 

Bon Holzhändlern wird Klage darüber geführt, daß die Belanntmadung wichtiger 
SHolzverfüufe in dem Allgemeinen SHolzverfaufs- Anzeiger von Schüßler zu Hannover 
häufig nicht zeitig genug erfolge, um auswärtigen Holzhändlern die Wahrnehmung der 
anberaumten Berlaufstermine zu ermöglichen. 

Diefe Klage erſcheint in mehrfachen, hier befannt gewordenen Fällen begrünbet, 
Bei der Wichtigkeit, welche der Gegenftand auch für das Intereſſe der Staatsforft- 
verwaltung hat, nehme ich VBeranlaffung die Königlichen Regierungen darauf aufmerkſam 
zu machen, daß die Schuld an dem nicht rechtzeitigen Bekanntwerden der Holzverlaufs- 
termine in den meiften Füllen auf verfpätete Einfendung der Holzverfaufsanzeigen an 
die Berlagshandlung des Allgemeinen Holzverfaufs Anzeiger zurückzuführen ift. 

Ich beauftrage daher die Königlichen Regierungen, den Oberförftern Ihres Bezirkes 
zur Pflicht zu maden, der BVerlagshandlung die Holzverfaufs-Anzeigen fo zeitig einzu⸗ 
fenden, daß ihre Beröffentlihung in einer mindeſtens Acht Tage vor dem anberaumten 
Termine erfheinenden Nummer des Allgemeinen Holzverfaufs-Anzeigers erfolgen kann. 

Der Minifter für Landwirtäihaft, Tomänen und Forften. 
v. Sammerfein. 
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Geihäftsweien. 
18. 


Befreiung der Dienftgrundfüce der Sorftbeamten von den Kreislaften 
betreffend. 

Allgem Berfg. an fämmtliche Königlichen Regierungen (ansſchließlich derjenigen in Aurich und Eig- 
maringen) und an die Direltoren der Königlichen Forftalademien in Eberwalde und Hann. Münden. 
II. 16992. 

Berlin, den 31. Dezember 1897. 
Beifolgend (a.) erhält die Königlihe Regierung (erhalten Eure Hochwohlgeboren) 
beglaubigte Abſchrift der Entſcheidung des Königlichen Oberverwaltungsgerichte vom 
16. September 1896, betrefiend die Befreiung der Dienfigrundftüde der Forſtbeamten 
von den Kreisfaften, zur Kenntnißnahme und Nachachtung. 


Minifteriums für Landwirtbihaft, Domänen und Forſten. 
Im Auftrage: Donner. 


a 


Im Namen des Königs! 
In der Verwaltungsſtreitſache 
des Kreisausſchufſes des Kreiſes Oſtprignitz zu Kyritz, Bellagten und Re⸗ 
viſionsklägers, 
wider 
den Königlich Preußiſchen Forſtfislus, vertreten durch die Königliche Regierung, 
Abtheilung für direlte Steuern, Domänen ımd Forften zu Potsdam, 
Müger und Revifionsbeflagten, 
hat das Konigliche Oberverwaltungsgericht, Zweiter Senat, in feiner Sitzung vom 
16. September 18%, 
an welcher der Oberverwaltungsgerichtsrath Freytag, als Borfigender, und 
die Oberverwaltungsgeridtsräthe: von Roon, Walded, Hönemann nnd 
Mundt Theil genommen haben, 
für Recht erlannt, 
dag auf die Revifion bes Beklagten die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes 
zu Potsdam vom 12. Februar 1896 zu beftütigen und die Koften der Re- 
bifionsinftang, unter Feſtſetzung bes Werthes des Streitgegenftandes anf 
195 M. 21 Pf., dem Bellagten zur Laſt zu legen. 
Bon Rechts Wegen, 


Sründe. 

Der Kläger iſt für das Rechnungsjahr 1895/96 mit feinem Grundbeſitze der Ober⸗ 
förftereien Zechlin und Neuendorf in Höhe von 75 %, der Grund» und Gebäudefteuer 
zu den Kreisabgaben herangezogen worden. Dabei entfielen auf Dienfwohnmgen 82 M. 
20 Pf. und auf Dienfigrundftüde 178 M. 8 Pf., zufammen 260 M. 28 Pf. Im 
Höhe von 75%, diefer 2601M. 28 Bf. alfo von 195 M. 21 Pf. beantragte der Kläger, 
indem er das Vorrecht aus 8 17 der Kreisorbnung in Anfpruh nimmt, feine Frei⸗ 
ftellung und zugleich die Rüderftattung der gezahlten Beträge. 

Obwohl der Beklagte die Abweifung des Klägers beantragte, weil die Befreiung 
der Dienftwohnungen durch S 91 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Zuli 1898 
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aufgehoben fei, hat der Bezirksausſchuß zu Potsdam durch den Beſcheid vom 12. Fe⸗ 
bruar 1896, der hiermit feinem ganzen Inhalte nah in Bezug genommen wirb, ber 
Klage ftattgegeben. Dabei find dem Beklagten zwar die Koften auferlegt, jedoch iſt das 
Baufhquantum in Rüdfiht darauf, daß beide Theile auf mündliche Berhandlung ver- 
zichtet hatten ($ 80 des Lanbesverwaltungsgefees vom 30. Juli 1883) außer Anfat 
gelaffen. Dagegen hat der Bellagte unter Himveis auf feine Ausführungen in der 
erften Inſtanz das Rechtsmittel der Revifion eingelegt. Demfelben mußte jedoch der 
Erfolg verfagt werden und zwar aus den, in dem diesfeitigen Enburtheile vom 29. April 
1896 (Entfheidungen des Oberverwaltungsgerihte Band XXIX Geite 12)*) ent» 
widelten Gründen, welche in gleicher Weife für Dienfigrundftüde, wie für Dienſtwoh⸗ 
nımgen zutreffen, mit Gegenausführungen von dem Hevifionsffäger nicht angefochten und 
durchaus anfrecht zu erhalten find. Hiernach war die Vorentſcheidung gemäß 8 103 
des erwähnten Geſetzes, auf Koften des Beklagten zu beflätigen. 

Urkundlich unter dem Siegel des Königlichen Obervermaltungsgerichts und ber ver- 
orbneten Unterfchrift. 

(L. 8.) 
ge3.: Freytag. 
D. 2. ©. Ro. DO. 1716. 


Kaſſen⸗ und Rechnuungsweſen. 


19. 
Lachweifung über den Fonds bei Kap. 2 Tit. 19 des Sorftverwaltungs- 
Etats zu Beihülfen für Ehauffee und andere Wege» und Brüden- 
bauten zc. 


Allgem. Berfg. an fämmtlihe Königlichen Regierungen, auägenommen Aurich unb Sigmaringen. 
III. 14087. 


Berlin, den 22. Oftober 1897. 


Unter Abänderung der Verfügung vom 17. April 1884 (III 4291) beauftrage id 
die Königliche Regierung die Nachweifung fiber den Stand des Fonds bei Kap. 2 Zit. 19 
des Forfivenwaltungs-Etats zu VBeihülfen für Ehauffee- und andere Wege- und Brüden- 
bauten und für Anlegung von Eifenbahngüter - Halteftellen (außerhalb der Forſten) 
nah dem anliegenden Schema (a) alljährlich bis zum 10. Juni einzureihen. — Das 
Jahr, in welchem die Zahlung zu leiften ift, it mit möglichfter Genauigkeit zu er» 
mitteln und in die Spalten 10 bis 18 einzutragen. 

Halle neben den VBeihülfen aus dem Fonds bei Kap. 2 Tit. 19 zugleich ſolche aus 
Kay. 2 Zit. 18 des Korfiverwaltungs-Etats oder aus anderen biesfeitigen Fonds bewilligt 
find, iſt diefes in der Spalte Bemerkungen anzugeben. | 

Die Einreihung der Nachweiſung Hat furzer Hand zu gefchehen, falls nicht ein 
befonderer Grund zu einem Begleitbericht vorliegt. 


Minifterium für Landwirthſchaft, Domänen und Forften. 
Im Auftrage: Donner. 


) Jahrb. Bb. XVII. ©. 165. 
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8. 
Nah: 
über die außerhalb der Forſten zu Chauffee- und anderen Wege⸗ und Brldenbanten 
des Korfiverwals- 
Berichterſtatter: 
Kurzer Hand dem Herrn Miniſter für 
in 
auf den allgemeinen Erlaß vom 
Die Konigliche 
Die Beihülfe iſt aus Kap. 2 Tit. 19 bes Forſtverwaltungs⸗ Etats 
E bewilligt worben. 
& | Im Bereich durch den Miniftericl-Erioß 
u ber für ben Bau | per Gemeinde, 
€ des nachſtehend vom 
& Dberförfterei Seichrießenen dem Sreife mit 
2) Wege u. fm. Datum | Weih. Mr. | Mart 





Bufammen: | 
Fir die Richtigkeit 


20. 


Sahlung der Poftbeftellgelder feitens einzelnftehender Beamten, welche 
eine Amtsfoften-Dergütung beziehen, aus der Dienftaufwands- 
Entſchädigung. 

Allgem. Verfg. an ſaͤmmtliche Königlichen Regierungen (mit Aueſchluß von Aurich und Sigmaringen) 

Berlin, ben 28. Oftober 1897. 

Zwiſchen fämmtlichen Reffortminiftern ift vereinbart worden, daß einzelnftehende 
Beamte, weldye eine Amtstoften-Bergütung erhalten, aus dieſer die Poftbeftellgelder zu 
beftreiten haben. 

Bu legteren find zu rechnen die Gebühr für Beftellung der Briefe mit Werth- 
angabe, ferner die Gebühr für Beſtellung der Padete mit oder ohne Werthangabe, 
ber Einfchreibpadete und der Poftanmweifungen nebft den zugehörigen Gelbbeträgen. 

Unter Bezugnahme auf 8 8 ber Beftimmungen über die gefchäftliche Behandlung 
der Poftfendungen in Stantsdienft-Angelegenheiten vom 7. Februar 1894*) und in 
Ergänzung des Runderlaſſes vom 15. Februar 1894**) zu Nr. 5 wird die König- 
liche Regierung hiervon in Kenntniß gefeßt. 

Minifterium für Landwirthſchaft, Domänen und Forften. 
Im Auftrage: Donner. 


») Jahrb. Bd. XXVL ©. 67. 
) Jahrb. Bd. XXVI. ©. 64. 


weifung 


und zur Anlegung von Eifenbahngüter-Halteftellen bevilligten Beihilfen (Kap. 2 Tit. 19 
tungs⸗Etats). 








........ ‚den tl. 20000... 18 . 
Seih.-Nir..... . 
Landwirthſchaſt, Domänen und Korften 
Berlin 
22. Oftober 1897 (III 14087) vorzulegen. 
Regierung. 
. Borausfihtli find folgende Summen zu zahlen 
Darauf find bisher in dem Rechnungejahr vom 1. April 
gezahlt: 
Bemerkungen 
im ed 
nungb 1898/1899 . 1809,1900 1900/1901 
jahr vom 
1. — Marl Mark Mari 
| . | | me. | 
der gast 
N. N., Regierungs-Selretär. 
Etatsweſen. 


21. 


Vermeidung von Etatsüberſchreitungen bei der Forſtverwaltung. 


Augem. Berfg. an ſaͤmmtliche Königlichen Regierungen mit Ausnahme von Aurich und Sigmaringen. 
III. 13308. 


Berlin, den 18. Oftober 1897. 


Zur Herbeiführung einer nachhaltigen Kontrole Über die Ausgabefonds der Forſt⸗ 
verwaltung bringe ich hierdurch in Erinnerung, daß Verfügungen, weldhe eine Zahlungs- 
verbindlichleit für die Staatslaffe im Gefolge haben, nicht eher getroffen werben 
dürfen, als feffteht, daß der Etatsfonds ausreicht, um biefe Verbindlichkeit feiner Zeit 
ohne feine Ueberfchreitung zu erfüllen. Der Königlichen Regierung wirb daher neben 
ber Beobachtung größter Wirthichaftlichleit zur dauernden Pflicht gemacht, nicht nur 
Etatsüberjchjreitungen ohne meine Ermächtigung zu vermeiden, fondern auch Anträge 
auf Ertheilung ber letzteren flet3 zur rechten Zeit vor Inangriffnahme der Arbeiten 
pp. zu fielen. 

Nur bei ganz befonderer Dringlichkeit kann eine Ausnahme hiervon ihre nach⸗ 
trägliche Reditfertigung finden. 
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Die Königliche Regierung wolle nach dieſer Richtung auf die betheiligten Beamten 
mit allem Nachdruck einwirken. Gegen foldhe Beamte, welche ohne Befugniß Mehr- 
ausgaben gegen den bewilligten Betrag veranlaffen, muß unnachfichtlich eingefchritten 
werden. 

Minifterium für Landwirthſchaft, Tomänen und Forften. 
In Vertretung: Sterneberg. 


Forſtlultur und Bewirthſchaftung. Wegeban. 
22, 


Derhandlungen des Herrenhaufes über den Antrag des Grafen 
von Tichirfchfy- Renard, betr. Erflärung des Sorfireviers Grunewald 
zum Staatsparf, 


a. Antrag. 
Graf von Tſchirſchky⸗Renard. Das Herrenhaus wolle befchließen: 
die Königliche Staatsregierung zu erſuchen, dem Landtage der Monarchie einen 
Geſetzentwurf vorzulegen, welcher folgende Beſtimmungen enthält: 
I. Das Forftrevier Grunewald wird zum Staatspark erflärt. 
1. Es unterbleiben vom Inkrafttreten dieſes Gefekes an und für alle 
Zeiten Kahlhiebe und Einfchläge aller Art in dem gefammten Revier. 
Nur die nothwendigen Aufräumungsarbeiten an Dürrlingen, Wind 
brüdhen, durch etwaigen Inſektenfraß gefchädigten Bäumen zc., fowie 
die zur Erhaltung und Erzeugung eines möglichft fchönen und alten 
Waldbeſtandes forftwirtbfchaftlich gebotenen Durch» und Aufforftungen 
werden borgenommen. 
Berlin, den 15. Mat 1897. 


Graf von Tſchirſchky-Renard. von Below-Saleste. Freiherr von Boden- 
hbaufen-Rabis. Graf von Borde von Born-Fallois. Braefide. 
von. Bredow⸗Senzke. Büchtemann. Prinz zu Schoenaid-Earolath. 
Dr. Dernburg von Dief.e Graf von Dönhoff-Friedrihftein. Graf 
zu Dohna-Schlobitten. Graf zu Ddohna-Schlodien. Freiherr von Dürant 
de Senegas. von Esbed-Platen. Graf zu Eulenburg Dr. Förfter. 
Graf von Fürftenberg-Stammbheim. Fuß. Dr. Sefterding. von Gottberg. 
von Graf. Dr. Güterbod. Alerxis Landgraf von Heffen-Philippsthal- 
Barchfeld. Graf von Hochberg. Grafvon Hutten-Ezapsti. von Kaldreuth. 
Graf von Kalnein. Graf von Keyjerling und Graf zu Rautenburg. Graf 
von Klindomftroem. Graf zu Inn- und Knyphaufen. von Kries. 
Krupp. Küper von KRunheim-Spanden. Freiherr von Landsberg⸗ 
Steinfurt. Fürſt von Lichnowsky. Graf Matuſchka, Freiherr von 
Oreiffenclau. Graf von Oppersdorff. Graf von Pfeil-Burghauf. YFürft 
von Pleß. Fürft zu Putbus. Herzog von Ratibor. von NReinersdorff- 
Paczensky und Tenczin. Dr. Reinke. Graf von Reventlou. von Rerin. 
von Rheden. Dr. von Schelling. Schmieding. Graf von der Schulenburg- 
Nimptfch und Beegendorf. Graf Skorzewski. Freiherr von Solemader- 
Antweiler. Graf zu Solms-Sonnewalde Staude. Graf von Steinberg. 
Fürft von Sulkowsky. Freiherr von Wackerbarth. Graf von Welczed. 
von Wiedebach und Noſtitz-Jaenkendorf. Zelle. von Zitzewitz. Zweigert. 


-_ 
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Motive. 

Wie ſchonend aud) in banfenswerthefter Weife die Königliche Forſtverwaltung 
ben Grunewald behandelt, fo bleibt er doch immer ein fisfalifcher Wald, der, wie 
ruckfichtsvoll auch immer, nad fisfalifchen Grundſätzen und auf Ertrag verwaltet 
wird. Endlich kommt die Ayt doch in die alten, herrlichen Beftände und zerſtört und 
muß zerfiören eine Waldespradht, wie fie ſchon jett und noch viel mehr in langer 
Zulunft in ummittelbarer Nähe keiner Großfladt der Welt mehr anzutreffen ift und 
fein wird. Es erfcheint zur Vermeidung biefes drohenden Uebels den Antragftellern 
um deshalb nur der Weg des Geſetzes gangbar, weil nur biefer bie fidhere Gewähr 
bietet, daß and in fernen Zeiten vielleicht weniger fehönheitsfreudige Verwaltungen 
veranlaßt werben, biefe Perle eines Forftes unberührt zu laffen, denn, wenn auch 
fiherlich anderenfalls der Grunewald forftmännifch flets einen fehr guten und wohl- 
gepflegten Eindrud maden wird, fo wird niemals das erreicht, was durch vorſtehenden 
Antrag bezwedt werden foll, nämlich die Heranbildung eines durch die Ratnr er- 
richteten und durch die Kunſt ber Art verfhönten — Urmwaldes. 


B. Berathung. 
(21. Situng am 31. Mai 1897.) 


Bräfldent: Wir fommen nunmehr zum fünften Gegenftande der Tagesordnung: 
Mündliger Berit der Kommifſion für Yarar- Berhältnifle über den Antrag 
Graf von Tichirſchky⸗Renard, betreffend Erllärung des Forſtreviers Grunewald 
mm Siaatöpert. 
Als Regierungslommiffar fungirt Herr Regierungs- und Forſtrath Hauſendorf. 
Berichterftatter ift Herr von Hanfteln. 
Dazu liegt ein Abänderungsantrag des Herrn Treibern Dr. Lucius von 
Balldaufen vor in Nr. 107 der Drudfaden: 
Das Herrenhaus wolle befchließen: 
die Königliche Staatsregierung zu erfuchen, dafür Sorge zu tragen, daß das 
Forſtrevier Grunewald fünftig parkmäßig im Intereſſe des Publilums und 
mit befonderer Rüdficht auf die Erhaltung bes alten YBaumbeftandes zu be- 
wirthichaften ift. 
Darf ich den Herren Berlchterftatter erfuchen, zunächſt feinen Vortrag zu halten? 
Berichterftatter von Hanflein: Die Agrarkommiſſion bat fi) der Aufgabe 
unterzogen, den Antrag des Herrn Grafen von Tſchirſchky⸗Renard einer Berathung zu 
unterziehen, wobei ein Vertreter des Herrn Minifters für Domänen und Forſten 
zugegen war. Die Kommiffton ift zu dem Beſchluß gelommen, dem Hohen Haufe 
die Ablehnung biefes Antrages zu empfehlen und eine Reſolution zu faffen, welche 
dahin geht, bie Königliche Staatsregierung zu erfuchen, den Grunewald als König⸗ 
lichen Forſt mit möglichft hohem Umtriebe zu bewirthfchaften und keine Abverkäufe 
mehr vorzunehmen. Der Antrag des Herrn Grafen von Tſchirſchky⸗Renard Hat für 
den erften Anblid etwas ſehr VBeftechendes. Wer wollte nicht gern der Benöllerung 
der Stadt Berlin die Freude gönnen, fid) in einem Staatspark zu ergehen und ſich 
dort frifche und neue Kraft zu holen! Wer wollte nicht gern feinen eigenen Kindern 
und Enkeln die Freude fchaffen, fi in einem, wie der Kerr Antragfteller jagt, 
von der Kunſt der Art verichönerten Urwald ergehen zu können! Aber diefer Antrag 
bat doch erhebliche Bedenken gegen fi. Wir verdanken der Mittheilung des Herrn 
Jahrb. d. Preuß. Forſt⸗ u. Jagbgefebg. XXX. 4 
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Regierungskommiſſars die Auskunft, daß der Grunewald ein Areal von 4000 Hekta- 
ren oder 16000 Morgen umfaßt, welches einen jährlichen Ertrag von 150000 Marl 
ungefähr abwirft. Wenn der Antrag des Herrn Grafen Renard Gefetz werden follte, jo 
müßte man nicht nur auf diefen Ertrag verzichten, ſondern e8 würden fehr erhebliche 
neue Aufwendungen zu den Anlagen bes Staatsparfes zum Schute und zur Er⸗ 
haltung beffelben nothwendig werden. Nun ift aber überdies ber (Ertrag 
des Waldes von 150000 Mark fein richtiger Maßftab für den wirklichen Werth 
beffelben. Diefer ift ein erheblich höherer, als man aus feinem Ertrag fchließen 
ſollte. Es find vor ungefähr 15 bis 20 Jahren vom Grunewald 400 Hektare 
— 1200 Morgen veräußert worden, und damals brachte ber Hektar einen Erlös 
von 16000 Marl. Der Herr Regierungsvertreter erklärte, daß, wenn man ben 
Wald verlaufen wollte, man auf einen Ertrag von 150000 Marf pro Hektar 
rechnen Lönnte, der Werth des Waldes hätte fih alſo in den zwanzig Jahren 
etwa verzehnfadtt. 

Nun war die Kommiſſion der Anfiht, daß man der Königlichen Staatsregierung 
nicht anrathen könne, ein ſolches Vermögensobjekt, das in mehreren hundert Diillionen 
befteht, gewiffermaßen ertraglo8 und unverwerthbar zu machen. Diefem Bedenken 
traten noch mehrere andere hinzu. Es wurde vom Staatslommiffarius darauf 
aufmerffam gemacht, daß man doc auch die Konfequenzen aus foldem Beichluß 
ziehen müßte; es ſeien verſchiedene Anträge auch von anderen Städten bei ber 
Königlichen Staatsregierung eingegangen um Abtretung von fiskaliſchem Wald zu 
Parkanlagen und dergleichen. Wenn man die Stadt Berlin in folcher Weife bevor: 
zuge und ein Werthobjelt von mehreren hundert Millionen für fie feftlege, dann werde man 
auch anderen Stäbten entgegenfommen müflen, wenn ihre Anfprüche nicht unbeſcheiden 
feien. Auch würde dur die Annahme diefes Antrages die Forfiverwaltung des 
Grunewaldes nad) verfchiedenen Richtungen befchränkt werden, fie könnte zum Bei- 
fpiel kein Terrain mehr hergeben zu Eifenbahnzweden, zu Spielplägen für Kinder, 
die in den Ferien dort Bingefchidt werden, um ſich zu erholen, enblid zu Scieß- 
fländen für das Milttair, zu welden doc auch der Grunewald zweckmäßig ver- 
wendet würde. Es fei aber auch gar nicht nothwendig, daß der Antrag angenommen 
werde, denn die Königliche Staatsregierung beabfichtigt gar nicht, weitere Abverkäufe 
vom Grunewald vorzunehmen. Auch befindet fi) der Grunewald burchfchnittlich in 
einem 150jährigen Umtriebe, fo daß es alfo niemals an alten fchönen Bäumen und 
an fchönem Hochwald fehlen würde. Weberdies fomme die Forftiverwaltung den Be⸗ 
bürfniffen der Bevölkerung von Berlin in liberalfter Weife entgegen. Es würden 
namentlich) größere Kahlabtriebe vermieden; e8 feien erhebliche Aufwendungen gemadt 
worden — von 1874 bis 1880 zum Beifpiel allein über 500000 Mart — zu 
Wegeanlagen, welche eine jährliche Unterhaltungslaft von 30000 Mark der Forſt⸗ 
verwaltung aufbürdeten. Diefe Wegeanlagen feten weſentlich im Intereſſe der Be- 
wohner Berlins gemacht worden — und nicht allein in Rückſicht auf die Hol- 
abfuhr —, damit die Bewohner Berlins in bequemer Weife bie Freuden des 
Waldes genießen lönnten. 

Es wurde andererfeitS hervorgehoben, daß es viel intereflanter und lehrreicher 
fei für die Bevölkerung Berlins, wenn fie durch den Anblid eines forftwirtbfchaftlich 
verwalteten Waldes fich belehren könne, wie man einen Wald aufziehe und erhalte, 

(große Heiterkeit) 
als wenn fie einen fümmerlichen Urwald fähe; denn der Herr Antragfteller und 
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die Freunde des Antrages würden faum eine große Freude an biefem fogenannten 
Urwalde haben Tönnen, da der Grunewald größtentheild aus fehr magerem und 
dürftigem Sandboden beftehe und die Bäume, namentlich Kiefern, fein viel höheres 
Alter im Durchſchnitt erreichen wirben, als die jeige Umtriebszeit betrage. 

Endlich wurbe nod) darauf bingemwiefen, daß bie Stadt Berlin durch bie 
Fürforge und Muniflzenz unferer Könige einen Park bereits bat von etwa 600 Mor- 
gen, der dem Staat jährlich 60000 Mark Unterhaltungskoſten verurfadht und welcher 
fchöner wohl in feiner anderen Stabt zu fehen ift; das ift ber Xhiergarten. 

Das waren weientlich die Gründe, welche die Kommiffion veranlaßten, einftimmig 
die Ablehnung des Antrages bes Herm Grafen von Tſchirſchky⸗Renard Ihnen vor« 
zuſchlagen. Ebenſo einftiimmig wurde aber auch die große Bedeutung des Grune- 
waldes für die VBevölferung Berlins anerlannt und das führte zu der Refolution: 

bie Königliche Staatsregierung zu erfuchen, dafür Sorge zu tragen, daß ber 
Grunewald als Königliche Yorft mit möglichft hohem Umtriebe erhalten und 
durch Wbverfäufe nicht geichmälert wird. 

Man könnte nicht wiffen, welche Bedeutung noch einmal der Grunewald haben 
würde, wenn bie anfdheinend noch unabfehbare Bergrößerung und Erpanfionskraft 
der Stadt Berlin mehrere Menfchenalter anbauere. 

Sch empfehle Ihnen namens der Kommiffton diefe Anträge. 

Brafident: Ehe wir weitergehen in ber Diskuſſion, babe ich noch ben Ab⸗ 
ändberungdantrag des Herrn Dr. Treibern Lucius von Ballhaufen zur Unter» 
ſtutzung zu ftellen. 

Sch bitte diejenigen Herren, welche den Antrag unterſtützen wollen, fidh 


u erheben. 
’ ” (Gefchieht.) 

Die Unterflüung reicht aus. — Alfo fünnen wir jettt Über die brei Anträge, 
den ursprünglichen des Herrn Grafen von Tſchirſchky⸗Renard, den Antrag ber 
Kommiffion und den Abänderungsantrag Dr. Freiherr Lucius von Ballhauſen zu⸗ 
fammen bißkutiren. 

Ich eröffne die Diskuffion und gebe dem Herrn Antragfteller Grafen von 
Tſchirſchky⸗Renard das Wort. 

Graf von Tichirſchky⸗Renard: Meine Herren, die fo erfreulich reiche Unter: 
ftützung, welde mein Antrag auf allen Seiten des Haufes erhalten hat, und 
für melde ih den Herren im Namen der guten Sache verbindlichft danke, läßt 
nich hoffen, daß der Antrag auch im Plenum des Hohen Haufes eine mohlmollende 
Aufnahme finden wird. 

Manchen der Herren wird e8 vielleicht Wunder nehmen, daß wir, um unfere 
Abficht zu erreihen, den Apparat der Geſetzgebung in Anfpruch genommen baben. 
Aber, meine Herren, e8 erfcheint mir dies, wie es auch in den Motiven ansgebrüdt 
it, doc fehr nothwendig zu fein, wenn anders ber Zweck unferes Antrages voll und 
ganz erreicht werben foll. Ich zweifle ja nicht, daß der Herr Minifter wie auch die 
oberen Forfibehörden dem Plane eine wohlwollende Gefinnung entgegenbringen 
werben. Aber, meine Herren, der Herr Miniſter ift als Menfh und aud als 
Minifter ſterblich, ebenfo die Forfibehörden, und wer giebt uns die Gewähr, daß bie 
Nachfolger fo denken werben wie die Vorgänger? Es können fpäter alle möglichen 
Gründe vorgebradjt werden, theils finanzieller, theils technifcher Natur, um bie 
Art wieder in Bewegung zu feen, um unfer letztes Biel zu vereiteln. Diefes 
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letzte Ziel aber iſt die Schaffung eines Waldes, wie er ſonſt im ganzen Lande, ja 
in Europa nicht gefunden werben wird. Boll und ganz kann aber dieſes Biel mur 
erreicht werden, wenn eben gar nit unb unter feinen Umſtänden mehr Einſchläge 
in den Wald gemadt werben. Sobald gefchlagen wird, wenn auch noch fo wenig, 
ift es mit der reinen Schönheit dahin. Es wird ja natürlih mir gutes und altes 
Holz geihhlagen. Das aber wollen wir gerade erhalten. 

(Sehr richtig!) 

Gerade das fol dazu dienen, den herrlichen Eindrud eines gewaltigen Natur⸗ 
domes voller lebendiger Säulen hervorzubringen, den wir mit unferem Antrag 
bezweden. Schlägt man num Lüden hinein, dann ift es aus mit der Herrlichkeit. 
Man muß ja ohnehin befürchten, daß fpäter einmal durch Naturereigniffe, wie 
Stürme und Sufeltenfraß, große Schäden eniftehen können. Wenn aber das fchlimmfte 
und gefährliche Inſekt, der Menich, 

(Heiterkeit) 

mit feiner Art diefe Schäden noch vergrößert, fo wird die Sache doch immer 
ihlimmer. Es ift ja nicht für heute und morgen der Zweck unferes Antrages, den 
Grunewald zu einem Urwald fi) ausmachen zu laffen, erreichbar. Unfere Augen 
werden ihn nicht mehr fehen. Es werben Jahrzehnte, ja es mird mindeftens ein 
Jahrhundert barliber vergehen, ehe sr etwas dem Aehnliches aus dem Grunewald 
entitebt, wie e8 uns vorfchwebt. Aber einmal muß doc angefangen werben, und 
je eher defto beffer. Jeder alte und geſunde Stamm, der geſchlagen wird, läßt eine 
empfindliche Lüde. Wer einmal den prachtvollen Wald durchquert, wer einmal feine 
ftillen Seen mit ben herrlichen alten Stänmen an ihren Ufern unwandert hat, 
wird nur mit ſchmerzlichem Bedauern daran denfen können, daB diefe ganze Pracht, 
bie für das ganze Land, die für die fpäteften Generationen von Millionen in feiner 
näditen Nähe wohnender Menfchen zur Quelle reinfter Freude werden fünnte und 
follte, zerfchlagen und immer wieber zerfchlagen werden fol, um den Staatsfädel mit 
einigen wenigen Tauſenden zu füllen. 

Nun, meine Herren, hat auch der Ausdrud „Staatspark“ in unſerem Antrag 
anfcheinend zu Mißverftändniffen geführt. Es ift ja unter diefem Ausbrud natürlich 
nicht das gemeint, was man gewöhnlich unter Park verfteht. Bon gärtnerifchen 
Anlagen ift und foll felbftverftändlih niemals die Rebe fein. Der Grunewald if 
Wald, fol nur ein Wald bleiben, aber zum Urwald werden. Das ift daS einzige 
Biel. Ich babe den Ausprud „Staatspart” nur um deshalb gebraucht, weil id) 
damit beſonders fcharf prägifiven wollte, daß er eben fein nutbarer Wald fein, 
daß er nicht mehr auf Ertrag, fondern daß er nur auf feine Entwidlung zur 
Schönheit und zum Genuß bewirthſchaftet werden fol. Seine Verwaltung foll eine 
rein forftlihe fein und bleiben. Er reffortirt natürlich nach wie vor von den Forſt⸗ 
behörden bes Staates, deſſen Eigenthum und hoffentlich unveräußerliches Eigenthum 
er felbftverftändlich immerdar bleibt. Seine Beamten find Förfter und Oberförſter. 
Nur Einfchläge follen eben nimmermehr in ihm gemacht werben. Es ſoll nicht 
niedergeriffen, nein, e8 fell nur aufgebaut werden. Der Moden des Grunewaldes 
ift ein vortrefflicher Waldboden: ex ift frifch und tiefgrändig, in allen Beftänden 
wächſt Gras, er ift gut genug, um ein Alter ber Bäume von Hunderten von 
Jahren zu gemwährleiften. Das fieht man an den vielen prachtvollen Oberfländen 
in den älteften Beſtänden. Lafien Sie ihn alfo nur wachfen, unſer Herrgott wird 
ihn ſchon aufbauen. Sollten in Hunderten von Jahren, wenn vielleicht eine 


— 53 — 


Riefenkabt ihn rings umgiebt, ihre Behörden ihn zum Park herrichten wollen, fo 
mögen fie es thun, wir aber wollen ihnen das herrlichſte Material baflıx ſchaffen. 

Enblih, meine Herren, kann ber finanzielle Standpunkt do gar nicht bier 
imendwie in Betracht kommen, ja irgend eime Rolle fpielen. Der Grunewald 
bringt in feiner jetzigen, ſehr nachhaltigen Bewirthihaftung etwa 120000 Bis 
140000 Mark ein. Wird diefe noch gefteigert, dann verringert ſich bie Summe 
noch vieleicht um ein Drittel. Ein in Ausficht fiehender Abverlauf einer günftig 
gelegenen, aber kleinen Parzelle foll eine fo hohe Summe bringen, daß die Zinfen 
davon noch bee Hälfte des Reſtes decken. Was dann noch an Einmahmenusfällen 
übrig bleibt, werm gar nicht mehr geſchlagen wird, das ift eine fo lächerlich geringe 
Summe, das bei feinem immenſen Foritbefit fi das Königreich Preußen wohl ben 
Lurus geftatten Tann, eines feiner zahllofen Reviere fo zu geftalten, daß es bie 
Freude und Bewunberumg aller Zeiten bildet. 

Es hat, meine Herren, mich gewundert, daß Ihre Kommiſſion, wie Sie foeben 
gehört haben, ben Antrag abgelehnt Hat. Ich möchte aber die Hoffnung nicht auf- 
geben, daß bei ber reichen Alnterfiätung, die der Antrag allerjeits gefunden bat, 
bei der einmüthigen Zuſtimmung ber. Preffe des gefammten Landes für feine 
Tendenz das Hohe Haus fein Placet ihm dermoch ertbeilen werde. Wer ein Tyreund 
der Natur it — und wer möchte das nicht fein, wer möchte fich nicht als foldhen 
befennen! — wird ihm, dachte ich, feine Sympathie nicht verfagen können, und fo 
bitte ih Sie, meine Herren, nehmen Sie unſeren Antrag an, fchaffen Sie, wenn 
and für fpäte Geſchlechter, Millionen von Menfchen eine Stätte froheſten und reinften 
Raturgenufles in einem Tempel, wie ihn hehrer und herrlider kein Menſchenwitz 
und feine Menſchenhand zu errichten vermag, verhindern Sie, daß der Seufzer der 
Dryade zum Schmerzensichrei werde, welcher bie Bäter amflagt, den Enleln gegen- 
über eine edle Pflicht verfäumt zu haben. 

(Lebhaftes Bravo!) 

Dr. Freiherr Lucius von Ballhauſen: Meine Herren, bie zahlreichen Unter⸗ 
fhriften, weiche der Antrag des Herrn Brafen Tſchirſchky⸗Renard gefunden 
hat, beweiſen, daß die Tendenz besfelben den Iebhafteften Sympathien begegnet ift 
und überall Unklang gefunden hat. Wenn die Kommiſſton zu bem Antrag ge- 
fommen if, ben Antrag des Grafen Tſchirſchky abzulehnen, jo bat fie doch keines⸗ 
wegs auch ihrerfeits fich dem Grundgedanken gegenüber nblehnenb verhalten, vielmehr 
empfiehlt andy fie eine Nefolution, die fi in derſelben Richtung bewegt wie der 
Antrag ſelbſt. Die Bedenken, die gegen den Antrag vorliegen, richten ſich in ber 
Hauptfache dagegen, baß in der Form eines Geſetzes bie ganze Verwaltung biefes 
Königlichen Forſtbezirkes feftgelegt werben foll, daß aljo in allen denjenigen 
Füllen, wo eine Beränberung bes Betriebsplanes bedingt ift, eine Beränderung der 
vorhandenen Wege und Eifenbahnlinien, die durchgehen, der fonfligen Etabliffements, 
die darin liegen, Schießftände, Badeanſtalten in jedem ſolchen Falle ein neuer Alt 
der Geſetzgebung erforderlich fein würde, um hervortretende praltiſche Bedürfnifſe 
zu befriedigen. Es liegt aber auch, abgefehen von dieſer techniſchen Schrierigfeit, an 
und für fih kein Anlaß vor, eine folche geſetzgeberiſche Feſtlegung der Forſtver⸗ 
waltung überhaupt zu erſtreben. Es ſteht feſt, daß ſowohl für die Berwaltung des 
Königlichen Thiergartens wie für bie bes Grunewalds fiskaliſche Rückſichten im 
erſter Linie weber heute noch in vergangener Beit mafigebend geweien find. Es ift 
belannt, daß, als 1879 die Forfiverwaltung von dem Finanzminiſterium auf das 
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landwirthſchaftliche Minifterium überging, damit auch die Verwaltung bes Grunewalds 
bahin überging, während bie Berwaltung des Königlichen Thiergartens, wie bie aller 
Grundſtücke, die in Berlin liegen, nad wie vor dem Finanzminifterium unterftellt blieben. 
Tür beide Verwaltungen aber blieb der ausgefprocdhene Wille Seiner Majeftät bes 
Hochfeligen alten Herrn maßgebend, daß mit der größten Nüdficht auf die Erhaltung ber 
Baumbeſtände verfahren würde, und ich glaube, jeder Gang durch den Thiergarten 
beweift Ihnen, wie pietätvoll dieſe Rückſicht beobachtet worden ift. 
(Sehr richtig!) 

Sie finden mitten in den asphaltirten Geh- und Fahrwegen alte, fchöne 
Bäume tadelloß erhalten. 

Noch viel entfchiebener aber haben die Verwaltungen, fowohl bie landwirth⸗ 
Ihaftlide Berwaltung wie auch das Finanzminifterium und bie Xhiergarten- 
verwaltung, den Grundſatz aufrecht erhalten, fi allen Anträgen auf Abtretung 
von Grundftüden diefer beiden Terrains gegenüber abfolut ablebnend zu verhalten. 
Ich erinnere Sie daran, meine Herren, daß felbft fo anfcheinend bereditigte Wüniche 
wie die, daß man ben Neichstagsbau auf dem fogenannten Lenneplate errichtete, 
an dem entfchiedenen Widerftande der Berwaltung feheiterte, unb ich glaube, daß 
diefer Widerſpruch durchaus richtig und bereditigt war. Wenn man in diefer Be⸗ 
ziehung auch nur ben Heinen Finger giebt und für fcheinbar gemeinniütige Zwecke 
Baupläge abtritt, fo ift in kurzer Zeit ein Grundflüd verloren. Schon die Ab- 
tretung, welche die G@ifenbahnzwede erfordert haben, wie Durdlegung der Bahn 
am Hippodrom, die Artilleriefriegsfchule, die techniſche Hochſchule — Bauten, beren 
Berechtigung man nicht beftreiten kann —, haben einen großen Theil des Thier- 
gartens abforbirt, und wenn darum bie bisherigen Grundfätze nicht maßgebend bleiben, 
fo wird in wenigen Jahren ber XThiergarten verjchwunden oder hödjitens ein 
umbauter Park oder Plat; übrig fein. Ich glaube, daß man in biefer Beziehung 
{don die Beforgniß haben kann, daß man etwas zu weit geht in ber Aufftellung 
von Bildwerlen und Statuen, die doch immerhin eine Befchränfung des Baum- 
wuchſes zur Folge haben und vielleicht ftaubige Allen an bie Stelle ber jetzt 
wunderpollen, fchattigen Geh⸗ und Reitwege ſetzen. Ich glaube aljo, daß die Rüd- 
ſichten, die der Antrag verlangt, bisher ſchon von ber Königlichen Verwaltung 
beobachtet worden find, daß e8 aber nicht überflüffig iſt, wenn die Häufer des Land⸗ 
tages ihre Uebereinftimmung mit diefen Tendenzen ausfprechen. 

Was den Grunewald betrifft, fo liegt ja bier bie Gefahr ebenfo nahe wie beim 
Thiergarten. Die Oberförftereit Grunewald, ein Bezirk von etwa 4000 Heftaren, 
liegt ja an den Ser» und Flußufern fo verlodend, daß, wenn man ſich bereit 
finden läßt, Hier für irgend welche Zwede Abtretung zu machen, ber Grunewalb 
dann ſehr ſchnell aufgelöt fein wird in Bergnügungsetabliffements, Sanitäts- 
etabliffements u. ſ. w. Aber die Königlihe Berwaltung bat auch bier biefelben 
Grunbdfäge feit Menfchenaltern beobachtet. Meiner Erinnerung nad ift bie einzige 
größere Abtretung, die vom Grunewald ftattgefunden hat, die vom Herrn Referent 
erwähnte. Es handelt fih um etwa 600 Morgen an ber Liſiere des Grunewaldes, 
die wenig oder gar nicht mit Bäumen beftanden war, und e8 wurde damals einer 
Attiengefellichaft dieſes Terrain für einen nach damaligen Begriffen ficher angemef- 
jenen, vielleicht felbft hohen Preis überlaffen, weil biefer Gefellfchaft bie Ber- 
pfli_htung auferlegt wurde, ben Kurfürftendamm zu einer Avenue auszugeftalten, bie, 
ähnlih wie die Avenue des Champs Eiysees Paris mit dem Bois de Boulogns 
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verbindet, Berlin mit dem Grunewald verbinden ſollte. Es iſt möglich, daß es 
wänfchenswerth geweſen wäre, dieſe Avenue in ſehr viel größeren Dimenfionen anzu⸗ 
legen, als es gefcheben, wie der jetzt ſchon darauf ſich entwidelt habende Berkehr 
beftätigt; allein das ift der einzige all, wo ein größerer Theil bes Grunewalds 
für bauficde Zwecke abgetreten worden ift, und ich glaube, es ift gewiß zweckmäßig 
wenn man dabei bleibt, nicht zu bereitwillig auf fernere Abtretungen überhaupt 
einzugeben. 

Was nun die vorliegenden Anträge betrifft, fo Habe ich geglaubt, daß ber 
Antrag der Kommiffion einen beinahe unfreundlichen Eindrud dem Antrage des 
Herrn Grafen von Tſchirſchky⸗Renard gegenüber macht, indem er in feinem erften Theile in 
rein forftmännifcher, aber technifch durchaus richtig ausgedrüdter Weife bloß von einem 
„hoben forftmännifchen Umtriebe“ fpricht und im Webrigen den Wunſch ausipridt, 
daß eine Abtretung durch Abverfänfe vom Grunewaldterrain nicht mehr flattfinden 
follte. Ich babe geglaubt, daß es mehr dem Sinne des Hohen Haufes und ber 
jahfreichen Unterfchreiber des urfprünglichen Antrages entſprechen würde, wenn 
man wenigftens ausdrüdlich feine Zuftimmung zu ber Tendenz bes Antrages aus⸗ 
fpricht, indem man fagt: 

die Königliche Staatsregierung zu erſuchen, dafür Sorge zu tragen, daß das 
Forftrevier Grunewald künftig parkmäßig im Intereſſe des Publitums und 
mit befonderer Rüdfiht auf die Erhaltung des alten Baumbeſtandes zu 
bewirthfchaften ift. 

Es ift aber vielleicht zwedmäßiger, wenn man ben Antrag noch weiter ergänzt, 
indem man ben zweiten Theil des Antrages der Kommiffion anfügt, und das möchte 
ich bier hiermit thun und alfo dem Antrage noch hinzuſetzen: 

und durch Abverfäufe nicht gefchmälert werde. 

Dann glaube ih, werden die Gedanken, die der Kommiſſion durchaus, wie ich 
es verfiehe, gemeinfam find mit ber Auffaffung diefes Hohen Haufes, in einer 
ſehr einhelligen Weife zum Ausdruck gebracht, während, wie gefagt, die reine Zu⸗ 
ſtimmung zu dem Antrage des Herm Grafen von Tſchirſchky-Renard, fo ſympathiſch 
er in feiner Tendenz ift, nach meiner Meinung ausgefchloffen ift, weil er eine geſetz⸗ 
mäßige Regelung dieſer Sache verlangt. Staatseigenthum, Staatspark ift der 
Grunewald fchon jetst, und es liegt feine Veranlaffung vor, gegen die Verwaltung 
das Mißtrauen auszufprechen, daß fie künftig in anderer Weiſe wirtbichaftet, wie es 
bisher geichehen ift. 

Sodann möchte ich Herrn Grafen von Tſchirſchky⸗Renard, der forſtmänniſch 
gewiß ſehr bewandert ift, auf einen Umftand aufmerffam machen, der eine folche 
planwidrige Etablirung eine® Urwaldes in unferen klimatiſchen und Bodenverhält- 
niffen wohl ausfchließt: wenn Sie in einem theilweife fo geringen Kieferboden, wie 
die höherliegenden Theile des Grunewaldes find, mit ber Art gar nichts thun, 
wollen, risfiren Sie, daß fi) Remifen von Ungeziefer und Raupenfraß etablieren, 
fodaß in einigen Fahren bie höheren Theile des Grunewaldes wahrſcheinlich ver- 
verſchwunden fein werben duch Raupenfraß. Sie können alfo nicht fo weit gehen, 
zu fagen, daß Kahlhiebe abfolut verboten find; wenn Nonnenfraß kommt, ift unter 
Umfländen in dem Kahlhieb bie einzige Rettung vorhanden, die übrigen Beflände 
zu erhalten. Alfo ſchon aus diefer Nüdficht, glaube ich, ift es faum angängig, daß 
man die technifche Verwaltung fo einengt, daß fie nur in Form gefeglicher Alte eine 
Beränderung im Betriebsplan machen kann. 
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Aus allen dieſen Gründen möchte ich dem Hohen Haufe meinen modifizirten 
Antrag empfehlen und Sie bitten, ihn an Stelle des Kommiſſionsantrages anzunehmen. 
Bize» Präfident Freiherr von Mantenffel: Der Herr Antragfteller hat zu bem 
Antrage einen Zuſatz gemacht, welcher dahin geht, dem Antrage die Worte 
hinzuzufügen: 
und durch Abverkäufe nicht geſchmälert werde. 

In biefer Weife wird der Abänderungsantrag des Herrn Dr. Freiherrn Lucius 
von Ballbaufen zur Abftimmung gebradjt werben. 

Das Wort hat der Herr Regierungslommiffar. 

Regierungslommiffar Regierungs- und Forſtrath Haufendorf: Meine Herren, 
der Herr Landwirthſchaftsminiſter ift zur Beit auf einer Dienftreife auswärts und 
bedauert, an diefer Berathung nicht theilnehmen zu können. Er bat mid) aber 
beauftragt, bier zu erflären, daß das Stantsminifteriun zu dem Antrage des Herrn 
Grafen von Tſchirſchky⸗Renard noch feine Stellung genommen bat, daß nber 
Erwägungen darüber im Gange feien, wie aud) ohne Betretung des Weges der 
Geſetzgebung der Zweck diefes Antrages gefichert werden Zönnte. 

Graf von ber Schulenburg ⸗ Beegendorf: Deine Herren, ich babe den Antrag 
des Heren Grafen von Tſchirſchky⸗Renard umnterfchrieben, weil er mir auch fehr 
ſjympathiſch war. Indeſſen bin ich bei näherer Ueberlegung zu der Ueberzeugung 
gekommen, daß der Antrag fo, wie er geftellt ift, nicht durchführbar fei. 

Zunächſt muthet mic das Wort „Stantsparl”, das angewendet ift, als nicht 
zutreffend an. Wir haben bei uns nicht, wie in anderen Eonftitutionellen Staaten, 
den Ausdruck „Staatsforft” gehabt, fondern haben immer den Ausorud „Königliche 
Fort” gehabt. Und das berußt auf einem guten Grunde, weil bei uns eine 
eigentliche Civilliſte nicht befteht, vielmehr die Königlichen Befitungen in bie Be- 
nußung des Staates zu einer gewiffen Zeit hineingegeben find und ber König ſich 
aus diefen feinen Befiungen eine Nente vorbehalten hat. Ein Theil diefer Rente 
ift auch auf bie Oberförfterei Grunewald rabizirt. Ich möchte deshalb glauben, daß 
es wohl den Berhältnifien entfprechen würde, wenn man unter allen Umftänben ben 
Ausdrud „Königliche Forſt“ beibehielte. 

Mas alsdann die Ausführung anlangt, fo hat der Fürſt Bismard, ich glaube, 
bei Gelegenheit des Empfanges einer Deputation der Kolonie Grunewald, gejagt, er 
könne wenigftens in Anfpruch nehmen, daß er feinerzeit beigetragen babe, gewiſſen 
Schwierigfeiten, die fi) bei der Gründung der Kolonie Grunewald und bei Her- 
ftellung befferer Zugangswege zum Grunewald berausgeftellt hätten, bei den Reſſorts 
entgegenzutreten und dabei einen Ausgleich zum VBeften der Kolonie Grunewald zu ver- 
mitteln. Diefe Ausgleihung war gewiß fehr an der Zeit, und es war auch gewiß 
an der Zeit, für den Kurfürftendamm, der vor 15 Jahren etwa noch in bexfelben 
frummen Lage und Unzulänglichleit beftand, in der er vor vielen Jahrhunderten war, 
als der Kurfürſt Joachim zur fchönen Bernauerin bei nädhtlicher Weile ritt, Wandel 
zu Schaffen, und daß fo dem Berliner Publitum Gelegenheit gegeben wurbe, ben 
Grunewald auf beffere Weife zu erreichen. In Folge dieſer Vermittlung haben 
bie Abverfäufe flattgefunden von 1200 Morgen, worauf die Grunewaldlolonie baſtrt 
it. Ich glaube aber, daß es unter allen Umftänden doch an ber Beit ift, weiteren 
Abverläufen ein Hinderniß entgegenzufegen, benn ich Halte es für fehr bedenklich, 
wie es auch von dem Freiherrn von Lucius bereits auseinandergeſetzt if, fo of“ 
happenweife von diefem Fideikommißſtücken abzulaufen. L’appetit vient en mangeant, 
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und e8 finden ſich für gewiffe Abverläufe eine Menge von Gründen, die fich hören 
laffen, und fo geht ein Stüd nad) dem anderen verloren. Es ift auch nach meiner 
Anficht nicht angezeigt, für ſolche Fideilommißgrundftüde den Höchftpreis im Auge 
31 haben, ber für andere Grundſtücke erzielt werben kann, denn ba Fideikommißſtücke 
eigentlich nicht verfäuflicd find, fo können fie auch niemals zu einem fo hohen Preiſe 
eingefeßt werden. Es iſt das etwas Achnliches wie bas, was uns bei der Ber- 
mögensergänzungsfteuer ſchon beichäftigt hat, daß es eine Unbilligleit ift, Fidei⸗ 
iommißgrundftüde zu demfelben hoben Berlaufswerthe anzunehmen, ber auf anbere 
@rundftäde mit Recht ausgedehnt werben karm. Dies beiläufig. 

Was nun den Antrag des Herrn Grafen Renard und namentlich beffen zweiten 
Theil anlangt, jo feheint mir, daß, wenn ber Antrag fo angenommen wiürbe, dann 
ein neues Reſſort für bie Verwaltung biefes Staatsparkes gefchaffen werden wird. 
Unter der Forfiverwaltung würde er ſchwerlich bleiben können, denn der Park, wie 
der Herr Graf ihn Hier gedacht hat, ift weit entfernt von einer Bermwaltung, bie 
irgendwie forftlih noch einträglich fein könnte, die aber forſtlich and) nicht einmal 
ſchön fein würde. Man würde alfo dafür ein befonderes Berwaltungsbireltorium 
nieberfegen müffen. Welcher Art jollte das nım fein? Eine eigentliche Barkverwaltung 
it es auch nicht, denn das will ber Herr Graf gar nicht fchaffen, fondern er will 
einen Urmald ſchaffen, und ich glaube nicht, daß er auf dem von ihm vorgezeichneten 
Wege zu dem Urwald gelangen wird. Es ift fchon angedeutet worben, baß Inſekten⸗ 
fraß und Tyenerfchäben zu ganz bedeutenden Blößen im Parke führen können, falls 
im Geſetze niebergefcdhrieben wird, daß das Beil überhaupt nicht angelegt werben fol. 
Wenn ſolche Flächen entftehen, müfien fie wieder kultivirt werden, was, ba gleich⸗ 
zeitig doch die Wildbahn beibehalten werden foll, feine allergrößten Schwierigfeiten 
haben würde. Wollte man einen wirklichen Park in der wechſelnden Geftaltung von 
Graspläsen, großen Flächen, Baumichrubbs und wieder maſſenhaften Hochwald⸗ 
maſſivs Tchaffen, fo würde der Boden gleich verfanden, denn dieſer als gut binge- 
ftellte Boben ift nur gut durch die Bebedung mit Humus, durch ben Humus, ber 
darauf erzeugt ift, und durch die fortwährende Inſchattenhaltung durch die Baum⸗ 
Ionen. Wenn Sie jet gerabe und vielleicht voriges Jahr im Grunewald einen 
guten Graswuchs gefehen haben, fo ift das auch fehr auf bie naflen Jahre mit zu 
fehieben, die wir gebabt haben. Es find Schattengräfer, die unter dem Baumwuchs 
entftehen, die aber einen trodenen Sommer nicht aushalten, noch weniger, wenn 
wir eine freigehanene Bobenflärhe haben, wo gleich eine Berarmumng eintritt, wo nur 
Mooſe und lnkträuter übrig bleiben. Werm man bem entgegentreten und einen 
wirflichen Bart ſchaffen wollte, ja dann, meine Herren, ift das, wie wir aus der 
herrlichen Umgebung von Potsdam und Berlin wiffen, nicht anders möglid als 
durch Wafferleitimgen, dadurch, daß man das Waffer mittelſt Dampfmafcdhinen auf 
die vorhandenen Hügel hinaufpumpt und bas Wafler an die Grasflächen wieder 
abgiebt. Someit will ja aud ber Herr Graf Tſchirſchky gar nicht gehen. Ich 
beftreite aber, baf in ber Weife, wie ber Herr Graf es fich benft, ein genußreicher 
Bart zu Schaffen fei. Ich möchte mich daher für den Antrag des Herrn Treibern 
von Lueims ausſprechen, ber, namentlich nachdem er den Zufak mit den Abverläufen 
gemacht bat, Alles erreichen mwürbe, was wir in der Kommiſſion geglaubt haben, 
fowohl für die Erhaltung der Königlichen Forſt als eines jchönes alten Beſtandes 
zu erreichen, als auch zum Beften bes Bubliftums. Ich möchte fogar behaupten, 
daß bei dieſer forftmäßigeren Behandlung bes Grunewalds das Publikum befier 
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fortkommt, als wenn die Fläche als ganz gepflegter Park behandelt wurde, wozu 
fie au) an und für fi fchon zu groß if. 
(Sehr richtig!) 

Sn dem Antrage bes Freiherrn von Lucius möchte ich ein Wort noch geändert 
haben; Freihrrr von Lueius hat gefagt: der Grunewald fol fünftig dem Publitum 
geöffnet werden. Ich möchte das Wort „künftig“ darans entfernt fehen, weil es 
mir fcheint, als ob darin eine Art von verfchleiertem Vorwurf gegen die jetzige 
Bermaltung läge, und e8 mir fcheint, daß gerade die jeige Verwaltung die Forft dem 
Publitum in liberalfter Weife geöffnet und durch gute Wege den Publitum zugänglich 
gemacht bat. Deshalb bitte ich, dieſes Wort zu eliminiren; dann würde ich bereit 
fein, auch meinerfeits für den Antrag zu ftimmen. 

Bize-Präfident Freiherr von Manteuffel: Herr Dr. Freiherr Lucius von Ball» 

haufen hat das Wort zur Geſchäftsordnung. 

Dr. Freiherr Lucius von Ballbaufen: Ich allomodire mich dem Borjchlage des 
Herren Grafen von ber Schulenburg-Beetendorf und bitte, ba8 Wort „künftig“ im 
Antrage zu ftreichen. 

BizesPräfident Freiherr von Manteuffel: Es ift geftrichen. 

Das Wort bat der Herr Finanzminifter. 

Sinanzminifter Dr. von WMiquel: Meine Herren, für den Antrag der 
Kommiffion beziehungsweife gegen den Antrag des Grafen von Tſchirſchky⸗Renard 
find fchon fo viele gute Gründe angeführt, daß ih nur noch jeher wenig zu fagen 
brauche. Ich kann natürlich eine definitive Stellung ber Staatsregierung Aber dieſe 
Frage nicht Fundgeben, weil das Staatsminifterium erft dann Veranlaffung hätte, 
zu biefem Gejetentmurf Stellung zu nehmen, wenn beide Häufer bes Landtages ihn 
zu dem ihrigen gemacht hätten. 

Aber, was meine perjönliche Meinung betrifft, fo ftebe ich ganz auf bem Boden 
des Herrn Landwirtbfchaftsininifters und glaube nicht, daß auch in Zukunft in Be 
ziehung auf die Behandlung des Grunewalds im Intereffe bes Publikums und mit 
Nüdficht auf die Erhaltung des alten Baumbeftandes im Finanzminifterium Preußens 
anders verfahren werden würde, als e8 bereits bisher geſchehen ift. 

Meine Herren, der Herr Staatsminifter Freiherr von Lucius bat vollftändig 
richtig die bisherigen Bermaltungsgrundfäge in Bezug ſowohl auf den Thier⸗ 
garten, als auf den Grunewald dargelegt. Er hat mit Recht ausgeführt, daB man 
keineswegs diefe beiden großen Objelte nach irgend welchen rein fiskaliſchen Grund 
ſätzen behandelt bat und behandeln kann. Was namentlich den Thiergarten betrifft, 
fo wird in biefer Beziehung meines Erachtens der Augenjhein für die Finanzver⸗ 
waltung ben beften Beweis liefern. Es wirb der Thiergarte mit der größten Borficht 
behandelt. Selbft Seine Majeftät der Kaifer laſſen fich jedes Jahr einen bis in die 
äußerfien Details — ich möchte jagen — bis auf jeben Baum zurüdgebenden Be⸗ 
triebsplan vorlegen und genehmigen ben Betriebsplan Allerhöchſt ſelbſt. So vorfichtig 
wird die Sache behandelt, und fo ift fie auch von jeher behandelt worden. 

Ganz ähnlich Tiegt die Sache auch beim Grunewald, er ift gleichfalls keineswegs bis⸗ 
her als rein fiskaliſch auszubeutendes Forftobjeft behandelt worden, fondern, wie Ihnen 
die betreffenden Behörden, die unmittelbar die Verwaltung führen, näher darlegen 
lönnten, immer mit der größten Rüdfiht darauf, daß diefer Forſt zur Erholung 
für die Gefundheit und für die Bewegung des großen Publitums bienen fol. 
Es ift darauf fehon bisher die größte Nüdficht genommen. 
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Meine Herren, nun geht der Antrag dahin, durch ein Geſetz biefe Yorft für 
einen Gtaatspark zu erflären. Es find bier ſchon bie. größten Meinungsverſchieden⸗ 
beiten unter ben beften Sachlennern beroorgetreten, was eigentlich dazu gehöre, unt 
eine ſolche Forſt zu einem Park zu machen. Daß aber jedenfalls in Zukunft bie 
größten Meinungsverfchiedenheiten entftehen würden, ob nun auch wirklich diefer Forſt, 
das ganze Grundſtück, als Park behandelt würde, darüber kann doch nicht ber 
geringfte Zweifel fein; der Park ift doch kein im Geſetz befinirbarer juriftifcher Be⸗ 
griff! Da würden die größten Befchwerben von dieſer und jener Seite kommen, 
man würde fagen: dieſe Verwaltung ift keineswegs darauf bedacht, einen wirklichen 
Bart zu erhalten, e8 wird doch immer noch nach ber fisfalifchen Seite zu weit 
gegangen, eine eigentliche Forſtverwaltung findet noch flat. Dan kann einen ſolchen 
Ausdrud in einem Gefe nicht gebrauden. 

Dann aber möchte ich das Hohe Haus auch darauf aufmerffam machen, daß es 
doch etwas bedenklich ift, burch ein Geſetz die bisher beftehende freie Berwaltung und 
Berwendung des Stantseigenthums durd) die Staatsregierung einzufchränfen. Das könnte 
doch auch eigenthümliche Konfequenzen haben. Bisher ift das allein Sache ber Erefutive 
gervefen, wie das vorhandene Staatseigenthbum benutst und verwaltet werben foll; ich 
kenne fein Geſetz, wie biefes eins fein würde. Ja, man kann fogar foweit gehen zu fragen, 
ob nicht ein ſolches Gejet in gewiffen Wiberfpruch ftehen würde mit der Berordnung 
über die zulünftige Behandlung des ganzen Staatsfchuldenweiens. Herr Graf von 
ber Schulenburg bat ſchon mit Recht darauf hingewieſen, daß einigermaßen auch ſchon 
ein Widerſpruch gegen die Hiftorifch begründete Natur unferes Staatsvermögens 
als einer Sicherftellung für die dem König zuftehende Rente bier in Frage kommt. 
Möglicherweife könnte dies aber noch in viel flärkerer Weife gegenüber dieſer Ver⸗ 
ordnung behauptet werben, welche unfere Staatsfchulden fichert durch die Intraden 
bes gefammten Staatseigenthums, foweit e8 damals beftand. Der Grimewald gehört 
zu dieſem Pfanbobjeft, darüber ift nicht ber geringfte Zweifel, Wenn Gie aber 
erflären: er foll nur zum Vergnügen dienen, er barf nicht veräußert werden, es 
dürfen feine Beränderungen mit ihm vorgehen, die feine Parknatur irgendwie 
alteriren, fo fönnte man vielleicht jagen, daß damit boch eingegriffen werde in die eigent- 
fie Tendenz ber von mir vorhin bezeichneten Berordbnung. Meine Herren, hat man 
einmal angefangen durch die Gefegebung, und zwar aus ber Sfnitiative des Landtags 
beraus, ohne die SZnitiative der. Krone, mit dem Staatseigenthbum fo zu verfahren, 
fo bleibt das naturgemäß — die Gefahr ift wenigftens vorhanden — keineswegs 
beim Grunewald ftehen: da kann man morgen ein Gefet erlaffen, daß die und bie 
Domäne als öffentliche Waifenanftalt oder irgend etwas anderes erflärt werden jolle! 
Mir Scheint das wirklich gegenüber der bisherigen konſtitutionellen Scheibung der 
Gewalten etwas bedenklich ſchon aus dieſem Gefichtspunkte, einen folchen Geſetz⸗ 
entwurf wenigftens aus der Initiative eines Hauſes hervorgehen zu laſſen. 

Meine Herren, aus der Erflärung bes Heren Bertreters des Landiwirthichafts- 
minifters, der ich mich durchaus anfchließe, können Sie die Ueberzeugung entnehmen, 
daß bisher ſchon — das betone ich ausdrücklich, und deswegen freue ich mid, 
daß der Antragfteller Herr Staatsminifter Freiherr von Lucius das Wort „Künftig“ 
geftrichen bat — biefe beiden Grunbftüde nicht zum Zweck der Erzielung von Ein- 
nahmen in fisfalifgem Sinne behandelt worden find, fondern daß der Hauptzwed 
immer im Auge behalten wird: es follen biefe Grundftüde für die öffentliche 
Benubung ber Bevölkerung dienen. Das ift bisher fchon gefchehen, kann vielleicht in 
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Zukunft noch fchärfer geſchehen, Tann aber jedenfalls einfach im Berweltiiugsiwege 
geſchehen, und Sie lönnen auch die Grenzen, wie weit bie Verwaltung da geben 
fol, durch das Wert „Berl“ in einem Gefe gar nicht zutreffend hefchreiben. 
Meine Herren, in diefer Beziehung ift ber gute Wille und die Verftändigkeit, bie 
Richtigkeit der Auffaffung der Verwaltung volltommen genügend. Ich bin überzeugt, 
daß der Grunewald niemals als ein Werthobjelt, welches nur den Zweck hat, gut ver- 
äußert zu werben, behandelt werden wird und kann. Aber dennoch fcheint es mir 
etwas bebenflich, geradezu jede Veräußerung unbebingt zu verbieten, wie es durch 
den Zuſatz, den der Antrag des Herrn Dr. Freiherrn Lucius von Ballhaufen bekommen 
bat, der Fall if. Es können doch immer Umſtände vorliegen, wo einmal em 
kleines Stüd des Grunewalds zu anderen Bweden, ohne ben Sauptzwed zu 
gefährden, veräußert werden oder in anderer Weife denn als Park benutst werden 
muß. Sa, es kann das einmal gefcheben zum Zwed, um die Schönheit des Parkes 
zu erhöhen. Mir fcheint e8 bedenklich zu fein, ven einem fo Foloffal großen Objekt 
jede, auch die geringite Veräußerung zu verbieten. 

Meine Herren, außerdem ift ein folches Beräußerungsverbot doc in allen Fällen 
nicht fo bindend, und das wäre auch ſehr bedenklich, denn wir wiſſen gar richt, was 
für Zeiten noch über uns lommen, ob wir nicht noch einmal in ber Lage find, von 
einer Milliarde — fo hoch könnte, nad) mir gemachten Schägungen, der Werth fi 
ftellen — 

(Heiterfeit) 

wenn der Grunerwald allmählid, für Bauzwede veräußert würde, fo weiß ich nicht, 
‚ob biefe Schätung nicht zutrifft; aber darauf kommt es ja gar nicht an, rechnen 
Gie einige hundert Millionen weniger — Gebrand) zu machen, und ob wir ba zu 
allen Beiten in der Lage fein werden, dieſes Grunbftüd ohne jeden Ertrag weiter 
zu bewirthſchaften, ift doch zu erwägen. Alſo „jede Abveräußerung in Zukunft zu 
unterlaffen” — diefe Yaflung ſcheint mir etwas ſchwierig zu fein. Ich bemerle 
aber ausdrüdlih, daß bie Abſicht wenigftens ber gegenwärtigen Staatsregierung 
in keiner Weife dahin geht, irgendwie ſolche Beräußerungen, namentlich nicht zu 
rein fislaliichen Zwecken, vorzunehmen. 

Herr Dr. von Lucius bat fehr richtig dargelegt, daB man fich ſogar vertheidigen 
muß gegen die permanenten Angriffe auf ein ſolches Objelt, welche theils von 
Stantsbehörben für ihre Zwecke, theils von gemeinnütigen Unternehmungen, theils 
aber auch vom Publiftum zu Spelulationszweden gemacht werden. In Beziehung 
auf den Thiergarten werden uns — fat möchte ich fagen jede Woche — Borfcjläge 
nach diefer Richtung bin gemacht, umd wir haben das konſtante und fehle Prinzip, 
jede Urt fremder Benutzung des Thiergartens ohne Unterſuchung breri manu & 
Iimine abzulehnen. Das ift auch früher ſtets feftgehalten. Ausnahmsweiſe allerbings 
find auch nad meiner Meinung von biefem Prinzip bedauerliche Ausnahmen ge 
macht, woflir immer ganz befonbere Gründe vorlagen — Herr Dr. von Lucius bat 
ja auch ſchon einige Beilpiele angeführt —; aber im Großen umd Ganzen muß ber 
Thiergarten — das iſt bie fonftante Praris der ganzen preußifchen Verwaltung — 
in feiner jetigen Größe ungefchmälert zu dem jetzigen Zweck exhalten bleiben. 
Meine Herren, ih glaube alfo, wir gehen materiell gar nicht fo weit auseinander. 
— "rm der Geſetzgebung möchte ich unter allen Umfänden bitten nicht zu wählen. 

en Antrag bes Herrn Dr. von Lucius betrifft, fo würde es mir lieber fein, wenn 
ort „parkmäßig“ wegfiele unb anftatt deſſen gejagt würde: „daß das Forf- 
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revier Grimewald im Intereſſe des Publikums und mit befonderer Rückſicht auf bie 
Erhaltung des alten Baumbeftanbes bewirtbichaftet werde”. Wie gefagt, das Wort 
„parkmäßig“ ift mir zu beinbar und dunkel, und bas Andere wäre volllommen 
genügend, um bie Wunſche bes Herrenbaufes in Beziehung auf die Behandlung des 
Grunewalds auszubrüden. Wollen aber die Herren biefes Wort unbedingt bei- 
behalten, To bat bas ja auch fein großes Bedenken. Ich glaube, wenn der Antrag 
Lucius angenommen würde, würde eine wefentlic)e Meinımgsverfchiedenheit mit der 
Auffaffung der Königliden Staatsregierung nicht beftehen. 

Bize-Präfident Freiherr von Mantenffel: Das Wort wird nicht weiter verlangt; 
ich fchließe die Disfuffion und frage ben Herrn Berichterftatter, ob er das Wort 


wimſcht. 
(Wird bejaht.) 

Der Herr Berichterſtatter hat das Wort. 

Berichterſtatter von Hanſtein: Ich halte doch den Antrag der Kommiſſion 
für daB einzig Richtige. Herr Dr. Freiherr von Lucius bat ja feinen Antrag dem 
der Kommiſſton angenähert, und infoforn würde es ja einem nicht zu großen Be⸗ 
denken unterliegen, feinen Antrag anzımebenen, wenn nicht das Wort „pertmäßig“ 
fehr unbeftimmt wäre. Einen York von 16000 Morgen partmäßig zu verwalten, 
das gebt doch über bas Beblirfniß weit binaus, was bie Berliner Bevöllerung hat, 
umd würde große Koften verurfachen. 

Bice» Präfident Freiherr von Mantenffell: Wir kommen zur Abftimmung. 
Ich werde zuerft über den erften Punkt des Antrages ber Kommilfion abſtimmen 
iaffen. Wird derfelbe abgelehnt, fo ift der Antrag bes Herrn Grafen von Tſchirſchky⸗ 
Nenard angenommen und der zweite Punkt des Antrages der Kommiffion ſowohl 
wie der Abänberungsantrag des Heren Dr. Freiherrn Lucius von Ballhauſen hinfällig. 
Wird der erfte Punkt des Antrages der Kommiffton angenommen, dann ift der An⸗ 
trag bes Herrn Grafen von Tſchirſchky⸗Renard abgelehnt, umd wir flimmen danıt 
über ben zweiten Punft des Kommiffionsantrags ab. Den hierzu vorliegenden Ab⸗ 
änderungsantrag Dr. Freiherr Lucius von Ballhaufen halte ich für den weitergehenden 
unb wöärde zunäcdft über diefen abftimmen laſſen. ft er angenommen, fo ift der 
Antrag der Kommiffion erledigt. 

(Zuſtimmung.) 

Das Haus iſt damit einverſtanden. 

Ich bitte alſo, daß diejenigen Herren, bie ben erſten Punkt des Kommiſfions⸗ 
antrages annehmen wollen, fi erheben. 

Geſchieht.) 

Das iſt die Mehrheit. Der erſte Punkt des Kommiſſionsantrages iſt an⸗ 
genommen und ſomit der Antrag bes Herrn Grafen von Tſchirſchty⸗Renard ab⸗ 
gelehnt. 

Wir kommen nunmehr zur Abſtimmung über den zweiten Punkt des Kommiffions- _ 
autrages und zwar zumädft über den Wbänberungsantrag Dr. Freiherr Lucius von 
Ballhaufen. Derfelbe lautet num folgendermaßen: 

Das Herrenhaus wolle beichließen: 

die Königliche Staatsregierung zu erfuchen, dafür Sorge zum tragen, daß das 
Torfirevier Grunewald parkmaͤßig im Interefſſe des Publilums nnd mit 
befonberer MAckſicht anf die Erhaltung des alten Baumbeſtandes bewirth⸗ 
(haftet und durch Mbverfäufe nicht gefchmälert werbe. 
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Ich bitte, daß diejenigen Herren, die diefen Antrag annehmen wollen, fich 


erheben. 
(Geſchieht.) 


Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt angenommen. Dadurch iſt ber zweite 
Punkt des Kommiſſionsantrages erledigt. 


Forſtpolitit. 
23. 
Geſetz, betreffend die Forſtſchutzbeamten der Gemeinden und öffentlichen 
Anſtalten im Regierungsbezirke Wiesbaden mit Ausſchluß des vormals 
Candgräaäflich Heſſen⸗Homburgiſchen Gebietes und des Stadtkreiſes 
Frankfurt a. M. Dom ı2. Oktober 1897. 
(Geſetz⸗Sammlung 1897, ©. 411 figbe.) 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. verordnen, mit Zu⸗ 
fiimmung beider Häufer bes Landtages Unferer Monarchie, für den Regierungsbezirk 
Wiesbaden mit Ausfchluß bes vormals Landgräflich Heſſen⸗Homburgiſchen Gebietes 
und bes Stabtfreifes Frankfurt a. M., was folgt: 


$ 1. 
Die Gemeinden und Öffentlichen Anftalten ſind verpflichtet, für den Schuß ihrer 
Waldungen burch genügend befähigte Perfonen ausreichende Fürſorge zu treffen. 


8 2, 

Diejenigen Gemeinden und dffentlihen Anftalten, deren Waldungen zu Klein 
zur Anftellung eines eigenen Forſtſchutzbeamten find, haben ſich, foweit die örtlichen 
Berhältniffe nicht entgegenftehen, mit anderen Wald befitenden Gemeinden und 
öffentlichen Anftalten zur gemeinfchaftlichen Anftellung eines Forſtſchutzbeamten zu 
vereinigen. 

Falls über die Bildung gemeinfchaftlicher Schutzbezirke eine Berftändigung unter 
ben Betheiligten nicht erzielt wird, entjcheidet der Regierungspräfident nad Anhörung 
bes Kreisausfchuffes, wenn mehrere Kreife betheiligt find, der Kreisausfchüfie, ſowie, 
wenn ein Stabtlreis betheiligt ift, des Bezirksausichuffes. 

Mit Zuftimmung ber betheiligten Waldbefiger (Staat, Gemeinden und dffent- 
lichen Anftalten) können vereinzelt Tiegende Flächen von Staatswald derartigen ge- 
meinſchaftlichen Schugbezirten angeichloffen oder vereinzelt Tiegende Gemeinde- oder 
Anftaltswaldungen fisfalifchen Schutsbezirten angefchloffen werden. 


83. 
Die Beſetzung der Stellen erfolgt: 
a) bei Städten durch den Magiftrat, oder, wo ein folcher nicht beſteht, burch 
den Bürgermeifter nad) Anhörung der Stabtverorbnetenverfammlung, 
b) bei Landgemeinden mit Follegialifhem Gemeindevorftand durch diefen, 
c) bei den übrigen Landgemeinden duch den Bürgermeifter nach Anhörung ber 
Gemeinbeverfammlung (Gemeindevertretung), 
d) bei öffentlichen Anftalten durch deren verfafiungsmäßige Vertretung. 
Wird bei gemeinfdhaftlihen Schutbezirten unter den Betheiligten Aber bie Be 
jegung der Stelle eine Verſtändigung nicht erzielt, fo entſcheidet der Regierungs⸗ 
präfibent. 
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8 4. 

Die Forſtſchutzbeamten der Gemeinden und öffentlichen Anftalten bedürfen der 
Veftätigung durch den Regierungspräftdenten und find nad vorwurfsfreier Wblegung 
einer einjährigen Probedienfizeit auf Lebenszeit anzuftellen. 

Ausgeichlofien von der Anftellung auf Lebenszeit bleiben diejenigen Beamten, 
deren Zeit und Kräfte durch bie ihnen fibertragenen Geſchäfte nur nebenbei in An- 
fprudh genommen werben, ober welche nur für ein feiner Natur nach vorübergehenbes 
Gefchäft angenommen worben find. 

Darüber, ob eine TForftfchutbeamtenftelle eine ſolche ift, daß fie bie Zeit und 
Kräfte eines Beamten nur nebenbei in Anfpruch nimmt, entfcheidet mit Ausfchluß 
bes Rechtsweges der Regierungspräfident nach Anhörung des Kreisausſchuſſes, wenn 
mebrere Kreife betbeiligt find, ber Kreisausſchüſſe, ſowie, wenn ein Stadtkreis be- 
tBeiligt ift, des Bezirksausſchufſes. 

85. 

Am Staats-, Gemeinde» ober Anftaltsbienfte bereits lebenslänglich angeftellt 
geweſene Forftfchutbeamte können von den Gemeinden ober öffentlichen Anftalten 
ohne Ablegung der fonft erforderlichen Probebienftzeit lebenslänglich angeftellt werben. 

86 


Die Feſtſetzung der Befoldungen ımterliegt in allen Fällen ber Genehmigung bes 
Bezirksausſchuſſes. 

Dieſer entſcheidet auch, falls bei gemeinſchaftlichen Schutzbezirken über die Feſt⸗ 
ſetzung der Beſoldungen eine Verſtändigung unter den Betheiligten nicht erzielt wird. 

Der Negierungspräfident kann verlangen, daß angemeſſene Beſoldungsbeträge 
bewilligt werben, und im alle der Weigerung die Eintragung des Betrages in den 
Hanshalts-Etat verfügen. Gegen dieſe Verfügung fteht den betbeiligten Gemeinden 
und Anftalten die Klage beim Oberverwaltungsgerichte offen. 

Die Befoldung gemeinjchaftlider Beamten ($ 2) ift von ben Waldbeſitzern 
Mangels anberweiter Vereinbarung nad) Mafigabe der Fläche der betheiligten 
Baldungen aufzubringen. 

87. 

Die auf Lebenszeit angeftellten Forſtſchutzbeamten erhalten bei eintretender 
Dienftunfähigkeit Penſion nad) den für die unmittelbaren‘ Staatsbeamten geltenden 
Grundfägen. 

Bei ber Berechnung ber Dienftzeit Zwecks Feſtſetzung der Penfion kommt aud 
die Zeit in Anrechnung, während welcher der zu penfionivende Forſtſchutzbeamte als 
folcher bei anderen Gemeinden oder Öffentlichen Anftalten innerhalb des Geltungs- 
bereichs dieſes Geſetzes angeftellt geweſen ift. 

58. 

Die Penſion fällt fort oder ruht inſoweit, als ber Penſionirte durch ander- 
weite Anftellung im Stants-, Gemeinde- oder Anftaltsdienfte ein Einkommen oder 
eine neue PBenfion erwirbt, welche mit Zurechnung ber erften Penfion fein früheres 
Einfommen überfteigen. 

89, 

Die Wittwen und Waiſen der auf Lebenszeit angeftellten Forſtſchutzbeamten 
erhalten Wittwen- und Waifengeld nad) ben für bie Wittwen und Waifen ber un⸗ 
mittelbaren Staatsbeamten geltenden Borjchriften unter Yugrunbelegung des von 
dem Beamten im Augenblide des Todes erdienten Penfionsbetrages. 
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8 10. 

Ueber ftreitige Penfionsanfprüde der Forſtſchutzbeamten, fowie über flreitige 
Aniprüche der Hinterbliebenen diefer Beamten befchließt, wenn Gtabtgemeinben 
betheiligt find, der Bezirksausſchuß, in allen anderen Yällen ber Kreisausſchuß, und 
zwar foweit fi) der Beſchluß darauf erſtreckt, welcher Theil des Dienfteinlommens 
bei Feſtſtellung der Penfionsanfprüche als Beſoldung anzufehen ift, vorbehaltlich ber 
den Betheiligten gegen einander zuftehenden Klage im Bermwaltungsftreitverfahren, im 
Uebrigen vorbehaltlich des ordentlichen Rechtsweges. 

Der Beichluß ift vorläufig vollſtreckbar. 

8 11. 

Ueber die Thatfache der Dienftunfähigkeit ift entfiehendenfall® in dem bezüglich 
der Entfernung aus dem Amte vorgefchriebenen Verfahren Enticheibung zu treffen, 
und zwar, wenn Stabtgemeinden betheiligt find, gemäß $ 91, Abſatz 1, Ar. 2 ber 
Städteordnung für die Provinz Heffen-Naffau vom 4. Auguſt 1897 (Geſetz⸗Samml. 
S. 254)*), in allen anderen Fällen gemäß 8 115 Nr. 8 ber Landgemeindeorbnung 
für die Provinz Heffen-Naffan vom 4. Augnft 1897 (Geſetz⸗ Samml. S. 801)**). 

812, 

Sämmtliche Gemeinden und öffentlichen Anftalten, welche für ihre Waldungen 
nad den vorftehenden Beftimmungen penfionsberechtigte Schutzbeamte augeftellt haben, 
werben zu einem Kaffenverbande vereinigt, welchem es obliegt, den in Ruheſtand ver 
feßten Forſtſchutzbeamten und den Hinterbliebenen von Forſtſchutzbeamten bie ihnen 
zuftehenden Penſionen und Wittwen- und Waifengelber zu zahlen. 

Gehören zu einem gemeinſchaftlichen Schutzbezirke fistalifche Waldgrundftüde, fo 
bat der Forfifisfus für diefe Flächen dem Kaffenverbande beizutreten. 

Die zur Beftreitung der Zahlungen von Penfimen und Wittwen- und Waifen- 
gelbern erforderlichen Beiträge werden von den zum DBerbanbe gehörigen Wald» 


) 301 Abf. 1 Nr. 3 der Stäbteorbrrung lautet: 

In Betreff ber Dienftvergehen ber Bürgermeifter, Beigeordneten, WMagiitratämitglieber und 
fonftigen Semeindebeamten kommen bie Beftimmungen bes Geſetzes vom 21. Juli 1852 (Gejeg-Sammıl. 
S. 465) mit folgenden Maßgaben zur Anwendung: 

pp. 2. In dem Verfahren auf Entfernung aus bem Amte wirb von bem Negierungspräftbenten 
ober bem Miniſter des Junern die Einleitung bes Berfahren® verfügt und ber Unter 
fuhungstommiffer ernannt; an die Stelle ber Bezirlöregierung und bes Disziplinar» 
hofes tritt als entſcheidende Disziplinarbehörbe erfter Inftanz ber Vezirtsausihuß,; an 
die Stelle des Staatöminifteriums tritt das Oberverwaltungsgericht; den Bertreter ber 
Staatdanwaltichaft ernennt bei dem Bezirksausſchuſſe ber Regierungspräftbent, bei dem 
Oberverwaltungsgerichte der Miniſter des Innern. 

* 5 115 Nr. 3 der Landgemeindbeorbnung Lautet: 

Bezüglich ber Dienftvergehen der Bürgermeifter, ber Veigeorbneten, der Schöffen, ber Guts⸗ 
borfieher und der Berbandsporfteher, ſowie ber jonftigen Beamten ber Landgemeinden, Gutsbezirke 
und Gemeinbeverbände Tommen bie Beftimmungen des Gefeges vom 21. Juli 1852 (Geſetz ⸗Samml. 
S. 465) mit folgenden Maßgaben zur Anwendung: 

pp 3. Zu dem Verfahren auf Entfernung aus bem Amte wirb von bem Laudrathe ober dem 
Negierungspräfidenten bie Einleitung des Verfahrens verfügt unb ber Unterſuchungs⸗ 
fommiffar und ber Vertreter der Staatsanwaltſchaft ernannt. WIS entſcheidende Dis: 
siplinarbehörde erfter Inſtanz tritt an bie Stelle ber Bezirkäregierung ber Kreißaus⸗ 
Hub; an bie Stelle des Staatämintfteriums tritt das Oberverwaltungägeridt. Der 
Vertreter der Staattanmwaltichaft bei bem |berverwaltungsgerichte wirb von dem Wi« 
nifter des Innern ernannt. 
In dem vorftehend zu 3 vorgefehnen Verfahren ift entfiehenbenfall® auch über die 
Thatſache der Dienftunfähigteit ber Semeinbebeamten Entſcheidung zu treffen. 
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eigenthümern nach Verhältniß des jeweiligen penfionsberechtigten Dienſteinkommens 
aufgebracht. 
Die Beiträge werden von dem Vorſtande des Kaſſenverbandes feſtgeſetzt. 

Gegen den Feſtſtellungsbeſchluß findet innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an 
den Bezirksausſchuß ſtatt. 

Im Uebrigen werden die Verhältniſſe ber Kaffe durch ein nad) Anhörung des 
Kommunallandtages des Regierungsbezirtes Wiesbaden von dem Minifter des Innern 
zu erlafiendes Regulativ geordnet. 

8 13. 

Bon der Errichtung des Kaffenverbandes (3 12) Tann abgejehen werden, fo 
lange die auf Grund des Beichluffes des Kommunallandtages vom 18. April 1896 
und der landesherrlichen Genehmiguug vom 12. Juli 1896 begründeten Ruhegehalts⸗ 
taffe und Wittwen- und Waifenlaffe für die Kommunalbeamten des Regierungs⸗ 
bezirtes Wiesbaden beftehen und die Zahlung der nad) diejem Geſetze an Yorftfchug- 
beamte und deren Hinterbliebene zu gewährenden Penfionen und Wittwen- und 
Baijengelder übernehmen. 

8 14. 

Denjenigen Gemeinden, welche andermweit ausreichend für die Penfionirung 
ihrer Forftihugbeamten und die Berforgung von deren Wittwen und Waifen geforgt 
haben, kann von dein Regierungspräfidenten das Fernbleiben von dem Kafjenverbande 
oder der Wiederaustritt aus demfelben geftattet werden, fofern dadurch die Interefien 
des Kaflenverbandes nicht verlegt werben. 

8 15. 

Die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes bereits feit länger als Jahregsfriſt 
in derjelben Stellung befindlichen Forftichutgbeamten, deren Gefammtjahreseinfommen 
fi einfchließlich der Nebeneinnahmen auf mindeftens 400 Mark beläuft, find, falls 
fie nicht ausdrüdlicdh darauf verzichten, als lebenslänglich angeftellt anzufehen. 

8 16. 

Diefes Gejeß tritt mit dem 1. April 1898 in Kraft. Gleichzeitig werden die 
entgegenftehenden Beftimmungen aufgehoben. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Infiegel. 

Gegeben Hubertusftod, den 12. Oltober 1897. 
(L. S.) Wilhelm. 


Zürft zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. Boffe. Frhr. v. Hammerftein. 
Schönftedt. Frhr. v. d. Rede. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Pofadbomsty. 


24. 
Derhandlungen des Abgeordnetenhaufes über das Geſetz, betreffend die 
Sorftfchugbeamten der Gemeinden und Öffentlichen Anftalten im Re— 
gierungsbezirfe Wiesbaden mit Ausfchlußg des vormals Kandgräflich 
Hefien-Bomburgifchen Gebietes und des Stadtfreifes Srankfurt a. M. 


a. Gejek-Entwurf nebft Begründung. 
Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. verordnen mit Zu- 
ſtimmung beiber Häufer des Landtages Unferer Monardhie für den Regierungẽebezirt 
Jahrb. d. Preuß. Yorft- u. Jagdgeſeßzg. XXX. 
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Wiesbaden mit Ausſchluß des vormals Landgräflich Heſſen⸗Homburgiſchen Gebietes 
und des Stabtkreifes Frankfurt a. M., was folgt: 

8 1. Die Gemeinden und Bffentlichen Anftalten find verpflichtet, für den Schutz 
ihrer Waldungen durch genügend befähigte Perfonen ausreichende Fürforge zu treffen. 

8 2. Diejenigen Gemeinden und öffentlichen Anftalten, deren Waldungen zu 
Hein zur Anftellung eines eigenen Forſtſchutzbeamten find, haben fidh, foweit die ört- 
lichen Berhältniffe nicht entgegenftehen, mit anderen Walb befikenden Gemeinden und 
öffentlichen Anftalten zur gemeinfchaftlichen Anftellung eines Forſtſchutzbeamten zu 
bereinigen. 

Mit Zuftimmung der betheiligten Waldbefiter (Staat, Gemeinden und öffent. 
lichen Anftalten) können vereinzelt Tiegende Flächen von Stantstwald derartigen gemein- 
ſchaftlichen Schutzbezirken angefchloffen oder vereinzelt Tiegende Gemeinde⸗ oder Anftalts- 
waldungen fistalifchen Schutzbezirken angefchloffen werden. 

8 3. Die Befoldung gemeinfchaftlicher Beamten ($ 2) ift von den Waldbeſthern 
nach Maßgabe ber Fläche der betheiligten Waldungen aufzubringen. 

$ 4. Ueber die Bildung gemeinfchaftliher Schubbezirfe, die Befehung der 
Stellen und die Feſtſetzung und Aufbringung der VBefoldung der Forſtſchutzbeamten 
enticheidet, falls dariiber eine Berfländigung unter den Betbeiligten nicht erzielt wird, 
ber Hegierungspräfident nach Anhörung des Kreisausfchuffes, wenn Stäbte betheiligt 
find, des Bezirksausſchuſſes. 

8 5. Die Forfiihugbeamten der Gemeinden und öffentlichen Anftalten bebürfen 
der Beftätigung durch den Negierungspräfidenten und find nad borwurfsfreier Ab⸗ 
legung einer einjährigen Probebienftzeit auf Lebenszeit anzuftellen. 

Ausgefhloffen von der Anftellung auf Lebenszeit bleiben diejenigen Beamten, 
beren Zeit und Kräfte durch die ihnen übertragenen Geſchäfte nur nebenbei in An- 
ſpruch genommen werben, ober welche nur für ein feiner Natur nach vorlibergebenbes 
Geſchãft angenommen worden find. 

Darüber, ob eine Forſtſchutzbeamtenſtelle eine foldhe ift, daB fie die Zeit umd 
Kräfte eines Beamten nur nebenbei in Anfpruch nimmt, entfcheidet mit Ausſchluß 
des Nechtsweges der Negierungspräfident nach Anhörung bes Kreisausichufies, wenn 
Stadtgemeinden betheiligt find, des Bezirksausſchuſſes. 

86. Im Staats», Gemeinde- ober AnftaltSbienfte bereits Tebenslänglich an- 
geftellt geweſene Forſtſchutzbeamte können von den Gemeinden ober Öffentlichen An- 
ftalten ohne Ablegung der fonft erforderlichen Probebienftzeit Iebenslänglich angeftellt 
werben. 

8 7. Die auf Lebenszeit angeftellten Forfifhugbeamten erhalten bei eintretender 
Dienftunfähigkeit Penfion nach den für die ummittelbaren Staatsbeamten geltenden 
Grundſaͤtzen. 

Bei der Berechnung der Dienſtzeit zwecks Feſtſetzung der Penſion kommt auch die 
Zeit in Anrechnung, während welcher ber zu penſionirende Forſtſchutzbeamte als 
folher bei anderen Gemeinden oder öffentlichen Anftalten innerhalb des Geltungs⸗ 
bereich8 dieſes Gefetses angeftellt geweſen ift. 

$ 8. Die Penfion fällt fort oder ruht infoweit, als der Penfionirte durch 
anderweite Anftellung im Staats-, Gemeinde» oder Anftaltsdienfte ein Einfommen 


oder eine neue Penfion erwirbt, welche mit Zurechnung der erften Benfion fein 
früheres Einkommen überfteigen. 


8 9. Die Witwen und Waiſen der auf Lebenszeit angeftellten Forſtſchutzbeamten 
erhalten Wittwen⸗ und Waifengeld nad den für die Wittwen und Waifen ber un⸗ 
mittelbaren Steatsbenurten geltenden VBorfchriften ımter Zugrundelegung des von dem 
Beamten im Augenblide des Todes erdienten Penfionsbetrages. 

& 10. Ueber ftreitige Pernfionsanfprüche der Forſtſchutzbeamten, ſowie über 
fireitige Anfprüche der Hinterbliebenen biefer Beamten beſchließt, wenn Stadtgemeinden 
betheiligt find, ber Bezirksausſchuß, in allen anderen Fällen ber Kreisausfchuß, und 
zwar foweit fi) ber Beſchluß darauf erſtreckt, welcher Theil des Dienfteinlommens 
bei Feſtſtellung ber Penfionsanfprüde als Befoldung anzufehen ift, vorbehaltlich der 
den Betheiligten gegeneinander zuftehenden Klage im Berwaltungsftreitverfahren, im 
Uebrigen vorbehaltlich des ordentlichen Rechtsweges. 

Der Beichluß ift vorläufig vollftredbar. 

8 11. Ueber die Thatfache der Dienftunfähigfeit ift entftehenden Falls in dem 
bezüglich der Entfernung aus dem Amte vorgeſchriebenen Berfahren Entſcheidung zu 
treffen, und zwar, wenn Stabtgemeinden betbeiligt find, gemäß 8 91 Abfat 1 Nr. 2 
der GStäbteorbiumg für die Provinz Heffen-Naffau vom 4. Aug. 1897, in allen 
anderen Fällen gemäß $115 Ar. 8 der Landgemeinbeordnung für die Provinz Heffen- 
Nafſau vom 4. Ang. 1897. 

8 12. Sämmtliche Gemeinden und öffentlichen Anftalten, welche für ihre Wal- 
dungen nad) den vorftehenden Beftimmungen penfionsberechtigte Schugbenmte an- 
geftellt haben, werden zu einem Kaffenverbande vereinigt, welchem es obliegt, den in 
Rubeftand verfegten Forſtſchutzbeamten und den Hinterbliebenen von Forſtſchutzbeamten 
Die ihnen zuftehenden Penfionen und Wittwen- und Waifengelder zu zahlen. 

Gehören zu einem gemeinſchaftlichen Schutbezirke fiskaliſche Waldgrunbitüde, fo 
hat der Forſtfiskus für diefe Flächen dem Kaffenverbande beizutreten. 

Die zur Beſtreitung der Zahlungen von Penfionen und Wittwen- und Waiſen⸗ 
geldern erforderlichen Beiträge werden von den zum Berbande gehörigen Waldeigen- 
thumern nad; Berhältniß des jeweiligen penfionsberechtigten Dienfteinlommens auf- 
gebradit. 

Die Beiträge werden von dem Borftande des Kaffenverbandes feſtgeſetzt. 

Gegen den Feiftellungsbeichluß findet innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde au 
den Bezirksausſchuß ftatt. 

Im Uebrigen werben die Verhältmiffe der Kaffe burd) ein nad) Anhörung bes 
Kommumallandtages des Regierungsbezirkes Wiesbaden von dem Miniſter des Innern 
zu erlaffenbes Regulativ geordnet. 

8 13. Bon der Errichtung des Kaffenverbandes ($ 12) kann abgefehen werden, 
fo lange die auf Erund des Beichluffes bes Kommunallandtages vom 18. April 1896 
und der lanbesherrlichen Genehmigung vom 12. Juli 1896 begründeten Rubegehalts- 
kaſſe und Wittwen- und Waifenfaffe für die Kommunalbeamten des Regierungsbezirtes 
Wiesbaden beftehen und die Zahlung der nad) dieſem Geſetze an Forſtſchutzbeamte 
und deren Hinterbliebene zu gewährenden Penfionen und Wittwen- und XBaifengelder 
übernehmen. 

8 14. Denjenigen Gemeinden, welche anderweit ausreichend für die Penfionirung 
ihrer Forſtſchutzbeamten und die Verforgung von deren Wittwen und Waifen geforgt 
haben, kann von dem Regierungspräfidenten das Fernbleiben von dem Kaſſ enverbande 


oder der Wiederanstritt aus demſelben geftattet werben. 
5* 
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8 15. Die beim Inkrafttreten diefes Gefetzes bereits feit länger als Zahresfrift 
in derfelden Stellung befindlichen Foritihutbeamten, deren Gefammtjahreseintommen 
fich einfchließlich der Nebeneinnahmen auf mindeftens 400 Mark beläuft, find, falls 
fie nicht ausdrücklich darauf verzichten, als lebenslänglich angeftellt anzufehen. 

. 8 16. Diefes Gefe tritt mit dem 1. April 1898 in Kraft. Gleichzeitig werben 
die entgegenftehenden Beftimmungen aufgehoben. 

Urkundlich ꝛc. 


Beglaubigt: 
(L. S.) 
Der Miniſter für Landwirthſchaft, Der Miniſter des Innern. 
Domänen und Forften. 
Schr. v. Hammerftein. Frhr. v.d. Recke. 
Begründung. 


In den verfchiedenen, durch $ 2 der Allerhöchiten Verordnung vom 22. Februar 
1867 (Geſetzſamml. S. 273) zum Regierungsbezirt Wiesbaden vereinigten Landes- 
theilen ftehen die früheren Iandesgefeglichen Beftimmungen über Berwaltung und 
Beſchützung der Waldungen der Gemeinden und öffentlichen Anftalten noch in 
Kraft. — 

Die Verwaltung erfolgt nad) wie vor durch ftaatsfeitig angeftellte Oberförfter, 
zu deren dem Staate obliegenden Befoldung die Gemeinden geringe Beiträge (3. 8. 
in den vormals Herzoglichen Naffauifchen Tandestheilen rot. 0,49 Marf für das ha) 
zu leiften haben. — In Bezug auf die Forftihutverhältniffe ift nur infofern eine 
Aenderung eingetreten, als die für die älteren Provinzen des Staates geltenden 
Vorſchriften Hinfichtlich der Anftellung von Anwärtern aus dem Jägerkorps auch für 
die fämmtlichen Gemeinde- und AnftaltSwaldungen des Regierungsbezirkes Wiesbaden 
zur Anwendung fommen. — $ 2 der Allerhödften Berordnung vom 4. Yuli 1867, 
betreffend die Organifation der Forftverwaltung in ben neu erworbenen Gebietstheilen, 
(Geſetzſamml. ©. 1129) und 8 1 Abf. 2 des Regulativs vom 1. Oftober 1893 über 
Ausbildung, Prüfung und Anftelung für die unteren Stellen des Forftdienftes in 
Berbindung mit dem Militärbienft im Jägerkorps. — 

Im Uebrigen finb neben diefer Verordnung und mit den Abänberungen, voelche 
fid) aus derfelben ergeben, heute noch in Kraft: 

a) im vormaligen Herzogthbum Naffan: 

1. das landesherrliche Edift über die Forftorganifation vom 9. November 
1816 (Berordnungsblatt für Naffau 1816 ©. 281), 

2. das Geſetz, betreffend bie Gehalte der Förfter, vom 27. September 
1849 (Berorbnungsblatt 1849 ©. 461), 

3. die Verordnung vom 31. März 1862, die Nevifion der Inſtruktion 
für Bürgermeifter und Gemeinderath betreffend, (Berorbnungsblatt 
18623 ©. 87); 

b) in den vormals Großherzoglich Heffifhen Gebietstheilen: 

4. die Verordnung über die Forftorganifation vom 16. Januar 1811 
(Großherzoglich Heffifche Verordnungen 1811 Stüd 9), 

5. die Verordnung fiber die Organifation des Forſtweſens vom 29. De 
zember 1823 (Großherzoglich Heffifches Regierungsblatt 1823 ©. 429), 
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6. die Belanntmachung vom 5. Juli 1841 (Großherzoglich Heffiiches Re- 
gierungsblatt 1841 ©. 331); 
e) in dem vormals Landgräflich Heffifhen Amte Homburg: 
7. da8 Gefe über die Forftorganifation vom 6. Februar 1885 nebft: 
Ausführungsverorbnung vom 15. April 1835 (Archiv der Landgräflidh 
Heffifchen Geſetze S. 186 und 130). 
Der Forſtſchutz und die Stellung der Forftichukbeamten der Gemeinden und 
öffentlichen Anftalten find hiernach gegenwärtig in folgender Art geregelt: 
a) im vormaligen Herzogthum Naffau 
ftebt die Bildung der Forſtſchutzbezirke aus den Staats-, Gemeinbe- und Stiftungs- 
forften dem Regierungspräfidenten ohne Mitwirkung der übrigen Walbeigenthümer zu. 
Bis zum Jahre 1867 eriftirte ein Unterfchied zwifchen Staats- und Kommunal» 
forſtſchutzbeamten nicht. Sämmtliche Forſtſchutzbeamte wurden von der Lanbes- 
regierung angeftellt und führten den Titel „Herzogliche Yörfter". Auf Grund der 
Berordnung vom 4. Juli 1867 erhielten diejenigen Forſtſchutzbeamten, deren Dienft- 
bezirfe zum größeren Theile aus Staatsforften beftehen, den Titel „Königliche Förfter” 
oder „Königliche Waldwärter”. Die Anftelung diefer Beamten erfolgt gegenwärtig 
durch die Regierung, Abtheilung für direlte Steuern, Domänen und Forften. Die 
übrigen Forſtſchutzbeamten erhalten ihre Anftellung durch den Regierungspräfidenten. 
Wenn ein Schutbezirt feine Staatsforften oder nur Meinere fisfalifhe Wald- 
parzellen enthält, fo werben die betheiligten Gemeinden und öffentlichen Anftalten 
mit ihren Borfchlägen über die Perfon des Anzuftellenden gehört. Umfaßt der 
Schutzbezirk nur Einen Gemeindewald, fo wird der Forſtſchutzbeamte in der Megel 
aus der Gemeinde unter thunlichfter Berücfichtigung der Wünfche derfelben entnommen. 
Ueber die Qualififation der in Vorſchlag gebrachten Perfonen entfcheidet der Re⸗ 
gierungspräftdent. Nur die Königlichen Förſter werden auf Lebenszeit mit Penfions- 
berechtigung, die übrigen Forftfchutbeamten dagegen auf Widerruf und ohne folche 
Berechtigung angeftellt. Zur Beſoldung der Forſtſchutzbeamten in reinen Kommunal- 
oder in gemifchten Forſtſchutzbezirken haben die Waldeigenthümer nad) den gefeßlichen 
Beftimmungen zwar nur 5 bis 7 Kreuzer auf den Naffauifchen Morgen (etwa 0,57 
bis 0,80 Mark auf das ha) beizutragen; die Gemeinden zahlen jedoch aus freier 
Entſchließung thatfächlich gegenwärtig in fehr häufigen Fällen erheblicd) höhere Beiträge, 
um tüchtigere Schutbeamte zu erlangen. 
b) In den vormals Großherzoglid Heffifhen Landestheilen 
lag die Bildung der Schutsbezirfe ebenfalls der Regierung ob. Die Theilnahme am 
Forſtſchutzverbande war aud) für die Privatwaldbeſitzer obligatorifch. 
Aur den Großgrundbefizern war die Beftellung eigener Förfter geftattet. Die 
Berpflihtung zur Theilnahme am Forſtſchutzverbande ift rüdfichtlih der Privat- 
waldbefiter durch das Waldfchutgefet vom 6. Juli 1875 aufgehoben. Gleichwohl 
hält die Mehrzahl derfelben aus freien Stüden an der früheren Einrichtung feft. 
Die Forftfchubezirte wurden normale Domanialſchutzbezirke genannt, wenn fie 
über 600 Diorgen Staatswald, nit normale Domamialſchutzbezirke, wenn fie 100 
bis 600 Morgen Staatswald enthielten, Rommunalfchußbezirfe, wenn fie nur 
aus Kommunal» und Privatiwaldungen beftanden, oder doch weniger als 100 Morgen 
Staatswald umfaßten. Diefer Eintheilung entfpredhend, gab es drei Klafien von 
Forſtſchutzbeamten, nämlich Domanialforftwarte von normalen Bezirken, Domanial- 
forfiwarte von nit normalen Bezirken und Kommunalforjiwarte. 
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Die Domanialforſtwarte wurden von der Regierung ohne Mitwirkung der 
übrigen Waldeigenthümer auf Widerruf, und zwar mit Penſionsberechtigung in nor⸗ 
malen, ohne foldde in nicht normalen Besirten angeftellt. In den erfteren wurde 
das Dienfteinlommen und bie Penfion aus ber Staatslaffe bezahlt, welche von den 
Walbdeigenthümern die gefetlich zu leiftenden Beiträge — in der Negel 4, Kreuzer 
vom Morgen (etwa 0,51 Marl vom ha) —- einzog. 

Die Domanialforfiwarte in nicht normalen Bezirken bezogen bie von ber Re- 
gierung auf die Waldeigenthümer innerhalb der gefetlichen Grenzen veriheilte Be⸗ 
foldung direft von den lebteren. 

Die Kommmunalforfimarte wurden von den Gemeinden gewählt und nad 
Prüfung der Oualififation von der Regierung angeftellt. Auch fie bezogen die von 
der Regierung feftgeftellten Beſoldungsantheile direft von den Waldeigenthümern. 
Penftonsberechtigt waren fie nicht. 

Auf Grund der Verordnung vom 4. Juli 1867 find aus den Demanialforft- 
warten von normalen Bezirken „Königliche Förfter”, aus den Domanialforfiwarten 
von nicht normalen Bezirken „Königliche Walbwärter” und aus den Kommunalforft- 
warten „Kommunalförſter“ oder Kommunalwaldwärter“ geworben. 

In den Einlommens- und Penflonsverbältniffen diefer Beamten find Aenderungen 
nur infomweit eingetreten, als die Befoldungen in den lebten Jahren etwas erhöht 
worden find. 

c) Im vormals Landgräflich Heffifhen Amte Homburg 

ſteht die Bildung ber gemeinfamen Schutzbezirke und die Anftellung der Forſtſchutz⸗ 
beamten — früher „Unterförfter” genannt — ebenfo wie in ben zu a und b ge⸗ 
dachten @ebietstheilen der Regierung zu. Dagegen werben bier fänmtliche Forſt⸗ 
ſchutzbeamte als unmittelbare Staatsbeamte angefehen und auf Lebenszeit mit 
Penfionsberechtigung angeftellt. Sie führen gegenwärtig den Titel „Königliche Förfter” 
und beziehen Beſoldung und Penſion aus der Staatslaffe, welche von den Wald- 
eigenthitmern jährlich 10 Kreuzer auf den Homburgifchen Morgen (1,499 Mark auf 
das ha) als Beitrag zu den Koften des Forftfchutes und der Bermaltung wieder 
einziebt. 

Während den Gemeinden und öffentlichen Anftalten in allen, zum Negierungs- 
bezirk Wiesbaden vereinigten Landestheilen hiernach die gefetsliche Pflicht, für den 
Schutz ihrer Waldungen Sorge zu tragen, obliegt, ift thatfächlich uur in den vormals 
Landgräflich Heffifhen Gebieten, wo der Forſtſchutz für die Gemeinde- und Anftalts« 
waldungen von den Königlichen Forſtſchutzbeamten verfehen wird, in ausreichendem 
Magaße für den Schu der Waldungen geforgt. 

In den ehemals Herzoglich Naſſauiſchen und in den vormals Großherzoglich 
Heſſiſchen Landestheilen wird die Aufrechterhaltung und Bejekung zwedmäßig ab- 
gegrengter Schutzbezirke von Jahr zu Fahr fchrwieriger, weil den Beamten geſetzlich 
ein Anfpruc auf Penflon im Falle eintretender Dienftunfähigteit nicht zufteht und 
es an jeglicher Verforgung der Wittwen und Waifen biefer Beamten fehlt. 

Bereit3 im Jahre 1872 erfannte der Kommunallandtag des Regierungsbezirts 
Wiesbaden die beftehenden Mifftände an und drang auf deren Abftellung im Wege 
ber Geſetzgebung (Wusichußbericht, Anlage 76 und Berbandlung vom 26. Oktober 
1872, Prottolle ©. 174 und 276). 

Als ein zu diefem Zwecke ausgenrbeiteter Geſetzentwurf dem Kommunalfandtage 
im Jahre 1883 zur Begutachtung vorgelegt wurde, mar aber ein Umfchmung der 
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Stimmung eingetreten unb der Kommunallandtag fprach fi dahin aus: „da aus 
den Gemeindewalbungen gegen früher wefentlich geringere Einkünfte erzielt würden, 
ſei die gegenwärtige Zeit zum Erlaß eines folgen, bie Waldeigenthümer belaftenden 
Geſetzes nicht geeignet.” — Kommiffionsberiht, Anlage 181 und Beſchluß bes 
Kommunallandtages vom 26. April 1883 (Verhandlung S. 87 und 260). 

Inzwiſchen ift Die Lage der Gemeindeforſtſchutzbeamten ohne Benftonsberechtigung 
unhaltbar geworben. 

Wiederholt find Forſtſchutzbeamte aus dem NRegierungsbezirt Wiesbaben bei der 
Königlichen Staatsregierung und bei bem Haufe der Abgeordueten um Verleihung 
ber PBenfionsberechtigung vorftellig geworden und mehrfach ift im Haufe ber Ab⸗ 
geordneten auf die beftehenden Mißſtände und die Nothwendigkeit gefetlicher Abhülfe 
bingewiefen worden. (Stenographifche Berichte 1890 ©. 101, 1891 ©. 473 und 
1895 ©. 965.) 

Nachdem inzwifchen eine reichsgeſetzliche Regelung der Altersverſicherung erfolgt 
(Gefe vom 22. Juni 1889 — Neichsgefebl. S. 97 —) und mit dem Grundfate 
der älteren Geiehgebung, daß Gemeindebeamten Penfionsberechtigung nicht zu ge- 
währen fei, gebrochen ift, indem durch 8 66 ber Städteorbnung für den Negierungs- 
bezirt Wiesbaden vom 8. Juni 1891 — Geſetzſamml. S. 107 — den auf Lebenszeit 
angeftellten befoldeten &emeindebeamten bei eintretender Dienftunfähigleit Penfion 
nach den für die unmittelbaren Stantsbeamten geltenden Grundſätzen gefetlich zu- 
gefagt ift und eine weitere Regelung des Penſionsweſens ber lebenslänglich angeftellten 
Gemeindebeamten durch die Städteorbnung und die Lanbgemeindeordnung für bie 
Brovinz Heffen-Raffau erfolgen ſoll, wird gleichzeitig auch das Penſionsweſen für bie 
Gemeinbeforftfchugbeamten geſetzlich zu ordnen fein. 

Zu diefem Zwede it im Anhalt an bie bewährten, in den anderen Provinzen 
des Staates geltenden Beftimmungen der vorftehende Geſetzentwurf ausgearbeitet 
worben. 

Nachdem bereit innerhalb der von bem Provinziallandtage zur Prüfung ber 
Entwürfe zur Städteordnung und zur Landgemeindeordnung eingefeßten Kommiffton 
eine Erörterung über die NRothmendigfeit der Gewährung von Ruhegehalt an bie 
Gemeindeforſtſchutzbeamten im Regierungsbezirfe Wiesbaden flattgefunden hatte, ift, 
um die Sache nicht nochmals zu verichieben, von der Vorlage des Geſetzentwurfes 
ſelbſt an den Provinziallandtag abgefehen worden. Der Gefegentwurf ift aber zum 
Gegenftande einer fommiffarifchen Berathung zwifchen Vertretern der Staatsregierung 
und Bertretern ber betheiligten Landestheile gemacht worden. Das Ergebniß diejer 
Berathung hat bei der ſchließlichen Faſſung des Gefegentwurfes Berückſichtigung 
gefunden. 

Bei der Eigenartigleit der Stellung der Forſtſchutzbeamten wird, wie dies aud) 
in anderen Provinzen gefchehen ift, der fpezialgejeglichen Regelung der Angelegenheit 
außerhalb der Bemeindeordnungen vor der Einfchiebung der betreffenden Beftimmungen 
in die Städte und Fandgemeindeordnung der Vorzug zu geben fein. Dies empfiehlt 
fih um fo mehr, als die Stäbteordnung und die Landgemeindeorbnung Vorſchriften 
für die ganze Provinz Heffen-Naffau enthalten, die Verhältniffe der Gemeindeforft- 
ſchutzbeamten aber nur für den Regierungsbezirt Wiesbaden und auch bier nur mit 
Ausschluß des ehemals Heffen-Homburgifchen Gebietes und des Stadtkreiſes Frankfurt 
zu regeln find. 

In den ehemalig Heffen-Homburgifcgen Lanbestheilen forgen Staatsforſtſchutz⸗ 
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beamte für den Schutz der Gemeinde⸗ und Anſtaltsforſten, fo daB es Gemeindeforſt⸗ 
ſchutzbeamte überhaupt nicht giebt. 

Der Stadtwald von Frankfurt a. M. und die Waldungen der beiden dortigen 
Stiftungen, des heiligen Geifthofpital® und des St. Katharinenflofters unterftehen der 
ſtaatlichen Forftaufficht nicht. — Gefeh vom 25. März 1867 (Gefekfammi. S. 401) 
und $ 1 Ziffer 2 und 4 des Gefekes vom 9. April 1873 (Geſetzſamml. ©. 177) —. 
Abgefeben hiervon find die betreffenden Schutzbeamten bereits penfionsberedhtigt. 

Dagegen wird das Geſetz fih auf die vier früher Frankfurtſchen Landgemeinden: 
Bonames, Dorteweil, Niebererlenbadh und Niederurfel, deren Waldungen nad dem 
Erlaß des Fürften Brimas vom 9. März 1807 und dem Rathsbeſchluß vom 24. Juni 
1830 unter der Forflaufficht des Staates ftehen, und den früher kurheſſiſchen, jetzt 
zum Obertaunusfreife gehörigen (99 ha) großen Gemeindewald von Praunheim (An- 
lage A zur Kreisordnung für die Provinz Heffen-Naffau vom 7. Juni 1885 II 14 
Geſetzſamml. S. 237) mitzuerftreden haben. 

Im Eingange des Gefetes ift deshalb außer dem früher Heffen-Homburgifchen 
Gebiete der „Stabtfreis Frankfurt” von dem Geltungsbereiche des Geſetzes aus- 
genommen worden, jo daß fich diefes auf die ehemaligen Herzoglich Naſſauiſchen, 
Großherzoglich Heifiichen Gebietstheile, die vier vorgenannten, früher Frankfurtſchen 
Landgemeinden und ben Gemeindewald von Praunheim erftredt. 

In diefem Gebiete fol durch den Geſetzentwurf die Penfionsberedhtigung der 
Semeinde- und Anftaltsforftihutbeamten nad) dem Borgange bed Eeſetzes vom 
11. September 1865, betreffend die Penfionsberechtigung der Gemeindeforftbeamten 
in der Rheinprovinz, (Geſetzſamml. S. 989), des $ 27 der Rheiniſchen Kreisorbnung 
vom 30. Mai 1887 (Geſetzſamml. S. 209) und der Novelle zu erfterem Geſetze vom 
21. Juli 1891 (Geſetzſamml. S. 330) herbeigeführt werben. 

Der leitende Gedanke des Gefetentwurfes geht dahin: alle im SHauptamte 
thätigen Gemeindeforftihutbeamten in derfelben Weife für penfionsberechtigt zu er- 
flären wie die unmittelbaren Staatsbeamten und ebenfo die Hinterbliebenen zu 
verſorgen. 

Während das vorbildliche Rheiniſche Geſetz ſich nur auf die Beamten der Land⸗ 
gemeinden bezieht, mußte für den Regierungsbezirk Wiesbaden auch das Geſetz auf 
die ſtädtiſchen Forſtſchutzbeamten ausgedehnt werben. 

Maaßgebend hierfür war der Umſtand, daß bei der vielfach vorhandenen Gemeng- 
lage zwiſchen Waldungen der Land- und der Stadtgemeinden im Laufe der Zeit 
bereit8 zwedimäßig abgegrenzte, zur Anftellung eines Schubbeamten im Hauptamte 
ausreichend große Schugbezirfe aus diefen beiden Arten von Gemeindeiwaldungen 
gebildet worden find, und daß es nur empfehlenswerth erfcheint, ſolche gemeinjchaft- 
lichen Schutzbezirke beftehen zu laffen. 

Der Gefegentwurf erſtreckt fi auf rund 142000 ha Waldflähe. Zur Zeit find 
für dieſe Walbungen im Ganzen 293 Forſtſchutzbeamte angeftellt. Hiervon beziehen 
41 weniger als 400 Mark Einfommen jährlih, kommen alfo nach $ 15 nit in 
Betracht, fo daB das Gele auf 253 Beamte Anwendung finden würde. Das Jahres- 
einfommen biefer Beamten beläuft fi) im Ganzen auf 216969 Marl. Bon diefem 
Gehalte werden etiva 10 Prozent — nämlid 5 bis 6 Prozent als Beiträge zur 
Auhegehalts. und 4 Prozent Beiträge zur Wittwen- und Waifenfaffe — mithin im 
Ganzen etwa rund 22000 Mark jährlih, oder rund 0,16 Mark auf Zahr und 
Heltar zu zahlen fein. Der Neinertrag von den Waldungen bat nach -dem Durch⸗ 





ſchnitt der letzten drei Jahre ſich auf durchſchnittlich 19,08 Mark für Jahr und Hektar 
belaufen; er würde alfo nach Abzug der 0,16 Marf noch 18,92 Mark betragen, fo 
daß bie Gemeinden fehr wohl in der Tage find, die aus dem Geſetzentwurfe fließende 
finanzielle Mebrbelaftung zu tragen. 

Ausdrücklich bemerkt wird noch, daß der Geſetzentwurf nicht darauf abzielt, an 
der beftehenden Schutbezirkseintheilung und an ben Befoldungsverbältnifien der 
Schutzbeamten Aenderungen einzuführen, daß vielmehr die Abficht lediglich darauf 
gerichtet ift, den Forſtſchutzbeamten der Gemeinden und öffentlichen Anftalten und 
den SHinterbliebenenen berfelben die Wohlthat der Penfion und bes Wittwen- und 
Waiſengeldes zu verfchaffen. 

Zu den einzelnen Paragraphen des Entwurfes ift noch Folgendes zu bemerken: 

Zu SS 1 und 2. 

Die Vorſchrift des $ 1 entfpricht dem 8 7 des Gefees vom 14. Auguft 1876, 
betreffend die Verwaltung der Gemeindeforften in ben Öftlihen Provinzen (Geſetz⸗ 
fammi. S. 373). 

Insbeſondere ift aud) nach dem Borgange diefes Geſetzes der Ausdruck „öffent: 
fie Anftalten” an Stelle der in ber feitherigen Gefeßgebung gebräudjlichen Aus- 
drüde „Rorporationen”, „Inſtitute“, „Stiftungen“ gewählt worden, um neben ben 
Gemeinden diejenigen unvergänglichen Rechtsperjönlichfeiten zu begreifen, deren Wal- 
dumgen nach der beftehenden Gefetgebung ber Forſtaufſicht des Staates unterftellt 
find. Es wird aber ausdrüdlich bemerkt, daß Waldungen, die feither einer ftaat- 
fihen Forftaufficht nicht unterftanden, durch diefes Geſetz derfelben nicht unterftellt 
werben follen. 

Der Kürze wegen ift in der Begründung der Regel nad) nur von ben wald: 
befigenden Gemeinden gefprochen und nicht jedesmal ausdrüdlih „und öffentlichen 
Anftalten” Hinzugefeßt worden, two ſich aus dem Zufammenhange ohne Weiteres er- 
giebt, daß fich die Ausführung auf beide gleichftehende Arten von Waldungen bezieht. 

Die Pflicht, für den Schu ihrer Waldungen zu forgen, liegt den Gemeinden 
Ihon nad) der beftehenden Geſetzgebung in allen in Betracht fommenden Gebieten 
des Regierungsbezirks Wiesbaden ob, und thatfächlich find jett fehon, wie oben 
erwähnt, vielfach gemeinfchaftliche Schutsbezirke gebildet. 

E83 entſpricht daher nur den thatjächlichen Berhältniffen und den Bedürfniſſen 
der Gegenwart, die Bildung folder Schutsbezirfe und die Anftellung genügend be- 
fähigter Forſtſchutzbeamten nunmehr auch gefetlich ficher zu flellen. 

Die im zweiten Abſatze des 8 2 vorgefehene Anſchließung von ifolirten Staats: 
waldparzellen an Gemeindeforftbezirte und umgekehrt die Anfchließung von ifolirten 
Gemeindewaldparzellen an fistalifche Schutzbezirke findet jetst fchon vielfach flatt und 
muß bei ber mehrfach hervorgehobenen zerfplitterten Lage des Waldbeſitzes auch fitr 
die Folge offen gehalten werden. Da in erfterem Falle die Zuftimmung der be- 
theifigten Gemeinden für den Anfchluß fisfalifcher Flächen an ihre Schutzbezirke noth- 
wendig ift und nach $ 18 der Forftfisfus für diefe Parzellen dem Benfionslafien- 
verbanbe beizutreten hat, ift das Intereſſe der Gemeinden gegenüber dein Forftfisfus 
in jeder Beziehung ausreichend gewahrt. 

Zu 8 4. Ein beſtimmtes Normalflächenmaaß für Schutzbezirke läßt fi nicht 
feſtſetzen, da dies zu fehr von den örtlichen Berhältniffen abhängt. Es muß vielmehr 
im Einzelfalle je nad) Umfang, Belegenheit, Beſtands⸗- und Betriebsverhältnifien 
beurteilt werden, ob die Bildung eines oder mehrerer felbftftändiger Schutsbezirke 
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für die Waldung einer Gemeinde ober die Bereinigung der Waldungen benachbarter 
Gemeinden zu gemeinfchaftlichen Schutbezirten zweckmäßiger ift. 

Die Bildung der gemeinfchaftlichen Schutbezirfe und die Ordnung ber hierauf 
bezüglichen Angelegenheiten ift zunächft den betheitigten Waldbeſitzern überlafſſen. Erſt 
wenn unter denfelben eine Berftändigung durch fachlich übereinftinnmende Befchlüfie 
ihrer gefeßlichen Vertretungen nicht erzielt wird, bat die Auffichtsbehörde ergänzend 
einzugreifen. 

Abweichend von ber Hegel des 8 24 des Zuſtändigkeitsgeſetzes — 5 111 des 
Entwurfs zur Landgemeindeordnung — foll zur Wahrnehmung der Befugniffe ber 
Stantsauffichtsbehörde ftetS der Negierungspräfident berufen fein, da dem Landrathe 
als Borfikenden des Kreisausfchuffes, forfttechnifcher Beirath nicht zur Seite ftebt. 
Der Negierungspräfident foll aber die Entfcheidung erft nach vorgängiger Anhörung 
des Kreisausfchuffes, und wenn Stabtgemeinden betheiligt find, des Bezirksausſchuſſes 
treffen. 

3u $5. Nur für die Anftellung der Forſtſchutzbeamten war, ſowohl für die 
ſelbſtſtändigen Schutzbezirke einzelner Gemeinden, Pie für gemeinſchaftliche Schutz⸗ 
bezirke ftetS die Beftätigung durch den Megierungspräfidenten ohne vorgängige Begut- 
achtung duch den Kreis- oder Bezirksausſchuß vorzubehalten, wie dies durch 8 30 
des Regulativs vom 1. Oftober 1893 für die Anftellung der Forftanwärter allgemein 
und auch fonft in der neueren Spezialgefeßgebung vorgefchrieben ift, 3. B. im 8 3 
der Haubergordnung für den Dillfreis umd den Oberwefterwaldfreis vom 4. Juni 
1887 (Geſetzſamml. S. 289). 

Eine Berfhärfung der Auffichtsbefugniffe gegenüber dem beftehenden Rechts⸗ 
zuftande findet in feiner Weife ftatt, z. B. war die Bildung der Schutbezirfe nad) 
8 4 des Naffauifchen Ediktes vom 9. November 1816 dem Oberforftbeamten unb 
dem Regierungspräfidenten ohne Mitwirkung der Gemeinden überlaffen. 

Daß die im Hauptamte angeftellten Forſtſchutzbeamten der Gemeinden auf 
Lebenszeit anzuftellen find, ift als felbftverftändliche Konfequenz der Beſtimmung im 
8 28 des TForftdiebftahlsgefetzes vom 15. April 1878 — Geſetzſamml. S. 222 — 
und des bereitS früher angezogenen 8 2 Abfat 3 der Berordnung vom 4. Juli 1867, 
über die Forftorganifation in den neuen Sandestheilen — Gejetfammi. S. 1129 — 
anzujehen. 

Ob ein dauerndes Bedürfniß zur Anftellung eines Beamten befteht, ob Zeit und 
Kräfte deſſelben vollftändig in Anfpruch genommen werden, fo daß eine Auftellung 
eines bejonderen Beamten im Hauptamte erforderlich ift, wird nur nad der Lage 
jedes einzelnen Falles zu beurtbeilen fein und nicht geſetzlich feitgelegt werden können. 


Ebenſo wie bie Entfcheidung hierüber bei den unmittelbaren Staatsbeamten der 
vorgefetten Dienftbehörde vorbehalten ift, wird fie in diefem Falle ber Auffichtsbehörde 
vorbehalten bleiben müffen. Wie bei ähnlichen Entfcheidungen derfelben ift aber auch 
bier die vorgängige Anhörung des Kreis- beziehungsmweife Bezirksausſchufſes vor⸗ 
gefchrieben worden. 

Zu 8 6. Um jebe Härte zu vermeiden, ift für den all, daß ein bereite 
Iebenslänglich angeftellter Forſiſchutzbeamter in eine gleichartige Stellung bei anderen 
Gemeinden übergehen follte, die Möglichkeit offen gehalten, vertragsmäßig eine noch⸗ 
malige Probedienftzeit auszuschließen und fofortige lebenslängliche Anftelung zu ge- 
währen. 
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Zu 88 7— 11. Die Vorſchrift des 87 Abſ. 2 entſpricht dem Artikel II der 
Rheinischen Novelle vom 21. Juli 1891. 


Ausdrüdlich hervorzuheben ift hier noch, daB die Militairdienftzeit der Gemeinde- 
forſtſchutzbeamten bei der Berechnung der Dienftzeit zweds Feſtſetzung der Penfion 
nicht mit in Anrechnung zu kommen haben würde, wie dies auch bei den rheini- 
hen Gemeindeforftfchutbeamten im Gegenfag zu den Staatsforftifhutbeamten nicht 
gefchieht. 

Die Beitimmung im $ 107 der Novelle zum Militairpenfionsgefeg vom 22. Mai 
1893 (R. ©. Bl. S. 295), wonach den im Zivilftaatsdienfte, forwie im Kommunal» 
und Fnftitutendienfte angeftellten Militairanmwärtern und forftverforgungsberecdtigten 
Perfonen des Jägerkorps die Militairdienftzeit bei Ermittelung der Penfion nad 
Manfgabe der Beftimmungen in den 88 48 ff. des Reichsbeamtengeſetzes vom 
31. März 1873 als penfionsfähige Dienftzeit in Anrechnung gebradt wird, wenn 
und infoweit nach Landesrecht eine Anrechnuug der Zeit ftattfindet, welche im Zivil. 
dienfte vor Erlangung einer feften, mit Anſpruch oder Ausfiht auf Penfion ver- 
bundenen Anftellung verbracht wurde, greift nicht Pla, da für den Kommunaldienſt 
im Regierungsbezirfe Wiesbaden Borfchriften der im 8 170 cit. bezeichneten Art 
nicht befteben. 

Die Beſtimmungen über die Zuftänbigfeit zur Feſtſetzung der Penfton und bie 
Anfechtung ber Feſtſetzung entſprechen dem im Allgemeinen in dieſer Beziehung 
geltenden Rechte. 

Zu $ 12. Die Borfrift ift dem $ 27 der Nheinifchen Kreisordnung nad) 
gebildet. Daß der Forſtfiskus, fobald forſtfiskaliſcher Grundbeſitz Gemeinbeforftichub- 
bezirken angefchloffen it — 8 2 Abſ. 2 —, auch für die betreffenden Forſtſchutz⸗ 
beamten und deren Hinterbliebene dem Verſorgungskaſſenverbande beizutreten bat, 
iſt als felbftverftändliche Folge der ganzen Einrichtung anzufehen. 


Zu 8 13. Nachdem dur Beſchluß des Kommunallandtages vom 18. April 
1896, landesherrlid) genehmigt unter dem 12. Juli 1896, bereit8 eine „Ruhe⸗ 
gehaltslaffe für die Kommmmalbeamten des Regierungbezirks Wiesbaden” und eine 
„Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe für die Sommunalbeamten des NRegierungsbezirts Wies- 
baden“ — Amtsblatt ©. 344 fi. — gebildet worden find, ericheint e8 naheliegend 
mb zweckmäßig, daß die waldbefitenden Gemeinden zunächſt auch für ihre Forſt⸗ 
ſchutzbeamten ben Anfchluß an diefe Kaffen fuchen und von der Bildung einer be- 
fonderen Kaffe fitr dieſe abfehen, fo lange die kommunalſtändiſchen Kaffen die Leiftungen 
nach diefem Geſetze übernehmen. 


Zu 8 14. Für den Fall, daf einzelne Gemeinden, wie die 3. B. Seitens der 
Stadt Wiesbaden gefchehen ift, in anderweiter Art für die Penfionirung ihrer Forſt⸗ 
fhußbeamten und deren Hinterbliebenen Borforge treffen, wird der Auffichtsbehörbe 
die Befugniß vorbehalten bleiben müffen, denſelben das Fernbleiben ober den Wieder- 
austritt aus dem Berforgungsverbande zu geftatten. Selbftredenb werben berartige 
Ausnahmen nur unter ganz befonderen Verhältniſſen und nur in ganz befchränfter 
Zahl zugelaffen werden können, da fonft die Leiftungsfähigfeit des Verbandes zu fehr 
geſchwãcht werden würde. So lange die Penftonsleiftung durch die kommunal⸗ 
hänbifchen Berforgungstaffen erfolgt, ift dazu nach 8 2 Schlußabfat der Reglements 
diefer Kaffen die Zuftimmung des Landesausſchuſſes erforderlich. 
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Zu 8 15. Dieſer Paragraph enthält die Uebergangsbeſtimmungen zur Regelung 
der Verhältniſſe der beim Inkrafttreten des Geſetzes im Dienſte befindlichen Forſt⸗ 
ſchutzbeamten. 

Soll das Geſetz feinen Zweck erfüllen, fo würden dieſen Beamten die Wohl⸗ 
thaten deſſelben mit rüchwirfender Kraft zu Theil werden müſſen. 

Es follen daher diejenigen Beamten, von denen nad der durch biefes Geſetz 
eingeführten Regelung anzunehmen ift, daß fie fich nicht mehr im Probejahr befinden, 
und daß fie im Hauptamte thätig find, mit dem Inkrafttreten des Geſetzes mit rück⸗ 
wirfender Kraft die Rechte der lebenslänglich angeftellten Beamten gefetlich zugebilligt 

ııkalten. 

Nach dem Borgange der Staatsforfiverwaltung wird, wie die Berhältniffe zur 
Zeit im Regierungsbezirt Wiesbaben Tiegen, unbedenklich als Regel angenommen 
werden Tönnen, daß diejenigen Beamten, deren Jahreseinkommen einſchließlich der 
Nebeneinnahmen fi) auf mindeftens 400 Mark beläuft, im Hauptamte thätig find. 
Wie die Staatsforftverwaltung von diefer Einfommensftufe ab Tebenslänglide An⸗ 
ftellung mit Penfionsberedhtigung gewährt, fo werben die bereitS angeftellten Gemeinde- 
forſtſchutzbeamten ebenfo zu behandeln fein. 

Zur Zeit find im Ganzen 293 Stellen vorhanden, von denen nur 41 ein Ge- 
fammteinlommen von meniger als 400 Mark jährlich haben, fo daß die Wohlthaten 
des Geſetzes 252 ber im Dienft befindlichen Beamten zu Gute fommen wiürben. 

Zweckmäßig wirb aber den einzelnen Beamten der Berziht auf die Wohlthat 
diefes Geſetzes offen zu halten fein, um im Einzelfalle Härten zu vermeiden. Jeder 
einzelne Beamte wird, fih darüber fchlüffig zu machen haben, ob er nad) Lebensalter 
und Dienfizeit etwa größeren Nuken von ber Fortdauer des jetigen Berhältniffes, 
d. b. der Zugehörigkeit zur Alters- und Invalidenverſicherung, oder von der Ausficht 
auf Penfion nad) Maaßgabe dieſes Geſetzes zu erwarten hat. 

Zu $ 16. Das Geſetz wird gleichzeitig mit der Städteordnung und der Land- 
gemeindeordnung für die Provinz Heffen-Naffau in Kraft zu treten haben. 


Berordnungen und Belanntmahungen der höheren Stantöbehörden. 


Auf den Bericht von 29. Juni d. 38. will Ich zu den anbei zurüdfolgenden, 
von dem Kommunallandtage des Regierungsbezirts Wiesbaden am 18. April d. 38. 
beſchloſſenen Statuten, betreffend die Errichtung einer Ruhegehaltslaſſe und einer 
Wittwen- und Waifenkaffe für die Kommunalbeamten dieſes Regierungsbeziris, die 
lanbesherrlicde Genehmigung gemäß $ 92 Nr. 1 der Provinzialordnung für die 
Provinz Heffen-Naffau von 8. Juni 1885 hierdurch in Gnaden ertheilen. 

An Bord M. 9. „Hohenzollern“ 

Marifjären, den 12. Juli 1896. 

gez. Wilhelm R. 
ggez. Frhr. von der Rede. 
An 
den Minifter des Innern. 
ad I B. 7832. 
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Statut, betreffend die Errichtung einer Ruhegehaltskaſſe für die 
Kommunalbeamten des Regierungsbezirks Wiesbaden. 
Einziger Paragraph. 

Von dem Bezirksverbande des Regierungsbezirks Wiesbaden wird unter der 
Bezeichnung: 

„Ruhegehaltskaffe für die Kommunalbeamten bed Regierungsbezirls Wies⸗ 

baden“ 
eine Kaffe begründet, welche den Zmed hat, die Ruhegehalte der penfionsberecdhtigten 
Beamten der Kreife, Stadt- und Fanbgemeinden, fowie anderer Körperichaften bes 
Regierungsbezirts Wiesbaden gemeinfam zu tragen. 

Die Kaffe bat die Rechte einer juriftifhen Perfon. Sie bat ihren Sit am 
Sie des Bezirtsverbandes des Regierungsbezirks Wiesbaden und wird von dem 
Bezirtsverbande nach den Beftimmungen der Provinzialordnung vom 8. Juni 1885 
nad) Maafigabe eines auf Grund des 8 93 berfelben zu erlaffenden Reglements 
verwaltet. 

Ausgefertigt nach den Beichlüffen des Kommunallandtags vom 18. April 1896. 


Der Vorſitzende Der Shriltfügrer. 
des Kommunallandtags. 
Hilf. Fleſch. 


Statut, betreffend die Wittwen⸗- und Waiſenkaſſe für die Kommunal: 
beamten des Negierungsbezirfs Wiesbaden. 
Einziger Paragraph. 

Bon dem Bezirksverbande des Regierungsbezirks Wiesbaden ift unter der Be⸗ 
zeichnung: 

„Wittwen- und Watjenlafle für die Kommunalbeamten des Regierungsbezirk: 

Wiesbbaden“ 
eine Kaffe begründet, welche den Zweck bat, den Wittwen und Waiſen der penſions⸗ 
berechtigten Beamten der Kreife, Stadt- und Landgemeinden, fowie anderer Körper- 
ſchaften des Regierungsbezirts Wiesbaden Wittmen- und Waifengelder zu gewähren. 

Die Kaffe hat die Rechte einer juriftiihen Berfon. Sie hat ihren Sit am 
Sitze des Bezirksverbandes des Negierungsbezirts und wird von dem Bezirksverbande 
nach den Beftinmungen der Provinzialordnung vom 8. Juni 1885 nad Maaßgabe 
eine® auf Grund bes 8 95 derfelben zu erlaffenden Reglements verwaltet. 

Ausgefertigt nad) den Befchlüffen des Kommunallandtags vom 18. April 1896. 


Der Borfigende Der Sihriftfügrer. 
des Kommunallandtags. 
Hilf. Fleſch. 


Reglement der Ruhegehaltskaſſe für die Kommunalbeamten des 
Regierungsbezirks Wiesbaden. 
I. Beſtimmung der Kaffe. 

8 1. Die Ruhegehaltskafſe für die Kommunalbeamten bes Regierungsbezirks 
Wiesbaden ift beftimmt, die Nuhegehalte der penfionsberechtigten Beamten ber 
Kreife, Stadt: und Landgemeinden des Negierungsbezirts Wiesbaden, ſowie anderer 
Körperichaften, welche in dem Wegierungsbezirt ihren Sit haben, gemeinfam zu 
tragen. 
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II. Mitgliedſchaft der Kaſſe. 

8 2. Berechtigt zum Beitritt zur Kaffe find alle Kreiſe, Stadt- und Land⸗ 
gemieinden des Negierungsbezirts Wiesbaden. Die Zulaffung anderer Körper⸗ 
ſchaften, welche in dem Regierungsbezirk ihren Sig haben, bleibt der Beichlußfafiung 
des Landesausfchuffes überlafien. Diefelben find, foweit anderweite Feflfeungen 
für ihren Beitritt nicht getroffen werden, den Vorſchriften diefer Ordnung unter- 
worfen. 

Der Beitritt muß in der Negel für alle diejenigen Stellen erfolgen, die mit 
Beamten befest find, an weldye beim Eintritt der Vorausſetzungen der Berjegung 
in den Ruheſtand ein lebenslängliches Nuhegehalt zu zahlen if, mögen biefe 
Beamten lebenslänglich, auf beftimmte Zeit oder auf Kündigung angeftellt werden. 

Der Beitritt ift fpäteftens innerhalb eines Jahres nad Eröffnung der Kaffe zu 
erflären. Ein fpäterer Beitritt bedarf der Zuftunmung des Landesausfchufies. 

Ausgefchloffen von dem Beitritte find die Stellen der Lehrer und Lehrerinnen 
an den Vollsſchulen und der Lehrer und Lehrerinnen an den höheren und mittleren 
nicht flaatlichen Lehranftalten, ſoweit diefe Lehrkräfte einer beftehenden oder zu er- 
richtenden anderen öffentlichen Penfions- oder Ruhegehaltskaſſe angehören. 

Mit Zuftimmung des Landesausfchuffes können die zum Beitritte berechtigten 
oder zugelaffenen Verbände bei ihrem Beitritte auch einzelne andere Klaffen ihrer 
Beamten von der Betheiligung an der Kaffe ausichließen. Sollen folde Beamten: 
Haffen fpäter der Kaffe zugeführt werben, fo bedarf es Hierzu gleichfalls der Zu- 
flimmung des Landesausſchuſſes. 

III. Kaffenbeiträge. 

8 8. Der Zahresbebarf der Kaffe kommt nad Schluß des Rechnungsjahres 
auf die der Kaffe beigetretenen Berbände nad) Berhältniß des von ihnen in dem 
betzeffenden Rechnungsjahre wirklich gewährten penfionsberechtigten Dienfteintonmens 
der Beamten, mit welchen fie bei ber Kaffe betheiligt find, zur Vertheilung. 

Bei biefer Vertheilung wirb jedoch, 

a) wenn eine Beamtenſtelle vorübergehend nicht befett ift, angenommen, das 
zuleßt für die Stelle gewährte Dienfteinlommen fei bis zur Wiederbefegung 
an ben früheren Inhaber der Stelle -weitergermährt worden, 

b) wenn eine Beamtenftelle aufgehoben worden ift, die Stelle mit dem Dienft- 
einfommen, welches deren letster Inhaber ‚bezog, fo lange in Rechnung ge- 
zogen, als ein Ruhegehalt aus der Kaffe beziehender, früherer Inhaber der 
Stelle noch vorhanden ift, 

c) bei den zur Zeit des Beitritts des Verbandes zur Kaffe über 60 Jahre alten 
Beamten deffelben deren Dienfteinlommen mit dem dreifadden Betrage in 
Anrechnung gebradt, und 

d) für diejenigen Beamten, welche von einem der Kafje beigetretenen Berbande 
nad) dem Beitritte des Verbandes zur Kaffe in dem Alter von über 40 Jahren 
mit Penfionsberehtigung angeftellt werden, ſowie für diejenigen Beamten, 
welche bei einem der Kaffe nad Ablauf eines Jahres nach der Eröffnung der 
Kafſe beitretenden Berbande eine penfionsbereihtigte Stelle befleiden, und zur 
Zeit des Beitritts das 40. Lebensjahr vollendet haben, deren Dienfteintommen, 
wenn fie zur Zeit Ihrer Anftellung mit PBenfionsberechtigung bezw. zur Zeit 
des BVeitritts des Verbandes zur Kaffe über 60 Jahre alt find, wit bem 
dreifachen, wenn fie zu dieſer Zeit zwifchen 50 und 60 Jahre alt find, mit 
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dem doppelten und ſonſt mit dem ein⸗ und einhalbfachen Betrage in Rechnung 
gezogen. Dieſe Beſtimmung leidet auf ſolche zur Zeit ihrer Anſtellung über 
40 Jahre alten Beamten keine Anwendung, welche bereits vor vollendetem 
40. Jahre im Dienſt eines anderen Verbandes ſtanden, welcher ber Kaſſe 
angehörte und für fie Beiträge zur Kaffe zahlte. 

Zum penfionsberechtigten Dienfteinlommen der Beamten gehörige Dienftemolu- 
mente, namentlich freie Dienſtwohnung, ſowie die anftatt berfelben gewährte Miethe- 
entihäbigung, Feuerungs⸗ und Erleudhtungsmaterial, Raturalbezüge an Getreide, 
Winterfutter u. f. w., forwie der Ertrag von Dienfigrundftüden und das Recht auf 
den Bezug von Gebühren fommen hierbei mit dem Geldbetrage in Anrechnung, mit 
welddem den Beamten beren Anrechnung bei ber Berfekung in den Rubeftand zu- 
gefichert worden if. Im Ermangelung einer ſolchen Feſtſetzung werden, unbefchabet 
der näheren Ermittelung bes penfionsberechtigten Dienfteinfommens, bei Eintritt des 
alles der Feftfetsung des Ruhegehaltes die Dienftemolumente bei der Beitrags» 
berechnung mit einem von dem Landesdirektor feitzufegenden PBaufchalfa in Rechnung 
geftellt, welcher von 3 zu 3 Jahren einer Reviſion unterzogen werden Tann. 

$ 4. Die Bertheilung bes Jahresbedarfs der Kaffe erfolgt durch ben Landes⸗ 
direftor und es find zum Zwecke der Feſtſtellung ber Beiträge die Verbände ver- 
pflichtet, dem Landesdirektor jährlich die erforderlichen Mittheilungen über das von 
ihnen an die bei der Kaffe betheiligten Beamten gezahlte penfionsfähige Dienft- 
einfommen und die fonft bei der Berechnung der Beiträge in Betracht kommenden 
Umftände zu madhen. 

$ 5. Der zur Bertheilung kommende Gefammitbedarf der Kaffe, der Gefammt- 
beitrag des bei der Bertheilung in Rechnung gezogenen Dienfteinfommens und der 
hiernach zu berechnende, von den Verbänden als Beitrag zu entrichtende Prozentſatz 
des letzteren werden alljährlich von dem Landesdirektor durch das Amtsblatt bekannt 
gemadit. 

Außerdem ift biervon, fowie von der ſeitens des Landesdirektors feftgeftellten 
Beitragsfumme jebes einzelnen Verbandes den einzelnen Berbänden befondere Mit- 
tbeilung zu machen. Beſchwerden über die Feftftellung find binnen zwei Wochen 
nach dieſer Mittheilumg bei dem Landesbireftor vorzubringen und von biefem dem 
Landesausſchuſſe zur Entſcheidung vorzulegen. Die Entſcheidung des Landesausſchuſſes 
it, was die Verpflichtung des Verbandes zur Zahlung der feftgeftellten Beiträge 
anlangt, endgültig. 

8 6. Die Beiträge find innerhalb vier Wochen nad) der Mittheilung von deren 
Feſtſtellung durch den Landesdireftor (8 5, Abf. 2) von den bei der Kaffe be- 
theiligten Verbänden portofrei an die Naffauifche Landesbank abzuführen. Durch die 
Einlegung von Beichwerben gegen die Feſtſtellung darf die Zahlung nicht verzögert 
werden. 

Wird die Zahlung über den im vorigen Abfat bezeichneten Beitpunft verzögert, 
jo find fünf Prozent Berzugszinfen bis zum Bahlungstage zu entrichten. 


IV. Ruhegehalte. 
87. Durch diefe Orbnung werden Rechte und Verpflichtungen nur zwiſchen 
der Kaſſe und den ihr beigetretenen Verbänden begründet. 
Bon den Beamten der Berbände Finnen Anfprüce auf Zahlung von Ruhe⸗ 
gehalt gegen bie Kaffe direkt nicht erhoben werben. 
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$ 8. Die Kaffe übernimmt die Zahlung derjenigen Ruhegehalte, welche die ihr 
angefchloffenen Beamten bei ihrer nad dem Beitritte des Berbandes zur Kaffe er- 
folgenden Berfegung in den Ruheſtand nah Maßgabe der für die unmittelbaren 
Staatsbeamten geltenden Grundſätze, oder, foweit für gewiffe Klaffen von Beamten 
andere befondere gefetliche Beftimmungen über ihre Penfionirung gelten, nah Maß- 
gabe diefer befonderen Beftimmungen zu beziehen haben. Iſt es den Verbänden 
nachgelaffen, mit den Beamten über ihre Penfionirung anderweite, von den fonft 
geltenden gefetliden Beftimmungen abweichende Bereinbarungen zu treffen, fo 
find diefe Vereinbarungen der Kaffe gegenüber nur infoweit wirkſam, als hiernach 
dem Beamten ein geringeres Ruhegehalt zufteht. Die Kaffe übernimmt dann nur 
die Zahlung des geringeren Ruhegehalts. 

Das Gleiche ift der Fall, wenn eine Erhöhung des Ruhegehalts dadurch herbei- 
geführt ift, daB dem Beamten im lebten Fahre vor feiner Verſetzung in den Ruhe⸗ 
ftand eine Befoldungszulage gewährt ift, es fei denn, daß diefelbe durch ben 
Anftellungsvertrag oder durd den Befoldungsetat im Voraus zugefichert war. 

ft einem der Kaffe angefchloffenen, auf Zeit gewählten Beamten ein Nube- 
gehalt zu gewähren, weil der Beamte nad abgelaufener Wahlperiode nicht wieder⸗ 
gewählt worden ift, fo Abernimmt die Kaffe nur die Hälfte des im vorigen Abſatz 
bezeichneten Ruhegehalts, es fei denn, daB nachgewieſen wird, daß der Beamte in 
Folge eines körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche feiner Törperlichen oder 
geiftigen Kräfte zur Erfüllung feiner Amtspflichten dauernd unfähig ift. 

Die Kaffe Abernimmt ferner auch die Zahlung derjenigen Beträge, welde im 

den Fällen des 8 16 zu Nr. 2 des Gefebes, betreffend die Dienftvergehen der nicht 
richterlichen Beamten vom 21. Juli 1852, aus dem Amte entfernten Beamten als 
Unterftügung gerwährt werben. 
89 Bei den der Kaffe angefchloffenen Beamten, für deren Penfionirung 
befondere geſetzliche Beftimmungen nicht beftehen, kommt, fofern nit die Be- 
ftimmung des zweiten und dritten Gates des erften Abfates des 8 8 Pla greift, 
bei der Bemeflung der der Auhegehaltsfeftfeßung zu Grunde zu legenden Dienflzeit 
außer der Dienftzeit bei dem Berbande, in bdeffen Dienft der Beamte zur Zeit der 
Berfegung in den Ruheſtand fteht, und der Dienftzeit, welche den unmittelbaren 
Staatsbeamten kraft des Geſetzes anzurechnen ift, auch diejenige Zeit in Anrechnung, 
während welcher der Beamte bei dem Bezirksverbande des Negierungsbeziris 
Wiesbaden oder bei anderen der Kaffe angefchloffenen Kreifen, Stadt» und Land» 
gemeinden und Körperſchaften angeftellt gewefen if. Der Tag der Berpflichtung 
dur Handſchlag an Eidesftatt wird bei der Berechnung der Dienftzeit dem Tage 
der Ableiftung des Dienfteides gleich geachtet. 

Wird dargethan, daß der Beamte zur Zeit feiner Anftellung die zur Verſehung 
feiner Stelle erforderliche Gefundheit nicht befeffen und der anftellende Verband 
darum gewußt Hat, fo ift die Uebernahme feines Ruhegehaltes auf die Kaffe 
abzulehnen. 

8 10. Die Kaffe Ieiftet die Zahlung der im 8 8 bezeichneten Ruhegehalte 
und Unterftügungen der Kreis- und Gemeindebeamten auf Grund einer von dem 
Berbanbe, welchem der Beamte angehörte, aufzuftellenden Ruhegehaltsnachweifung. 
Diefer Nachweifung müſſen die zur Nachprufung ihrer Richtigkeit erforderlichen Be 
läge und eine Beſcheinigung der vorgefeßten ftantlichen Auffichtsbehörbe, alfo bei den 
Landlreifen und Stadtgemeinden des Regierungspräfidenten (8 105 ber Kreisordnung 
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vom 7. Juni 1885 und $ 7 des Zugeſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883) und 
bei den Landgemeinden des Landraths (8 24 bes Zuſtändigkeitsgeſetzes) dahin bei- 
gefügt fein, daB die Penfionirung orbnungsmäßig befchloffen und gegen diejelbe 
feitens der Auffichtsbehörbe nichts einzuwenden ift, oder daß die Wiederwahl bes 
Beamten nicht erfolgt und, fofern in diefem Yalle die Mebernahme des vollen Ruhe⸗ 
gehalte8 durch die Kaffe verlangt wird, daß der Beamte in Folge eines Förperlichen 
Gebrechens oder wegen Schwäche feiner Förperlichen oder geiftigen Kräfte zur Er- 
füllung feiner Amtspflichten dauernd unfähig if. Im Falle es ſich um die Ueber. 
nahme einer Unterftükung der im $ 8 Abfat 3 bezeichneten Art handelt, ift flatt 
der Beicheinigung der Auffichtsbehörde der Nachweifung das rechtsfräftige Erkenntniß 
der Disziplinarbehörde beizufügen. 

Die Ruhegehaltsnachweiſung ift dem Landesdireftor einzureichen und wird von 
demfelben feftgefeßt. 

Gegen die Feſtſetzung bes Landesdirektors kann der betreffende Verband inner- 
halb 4 Wochen die Entſcheidung des Landesausſchuſſes anrufen. Gegen bie letstere 
fteht ihm die Befchreitung des Nechtsweges offen. Die Klage ift bei Berluft bes 
Klagerecht3 innerhalb 6 Monaten nad BZuftellung ber Entſcheidung des Landes— 
ansfchuffes, welche der Klage vorhergehen muß, zu erheben. 

8 11. Bei anderen zur Kaffe zugelaffenen Körperfchaften beflimmt der Landes: 
ausihuß bei der Zulaffung (5 2 Abf. 1) darüber, in welcher Weife ber Kaflen- 
verwaltung bei ber Berfegung der Beamten in den Ruheſtand und bei ber Feftftellung 
der Höhe der Nuhegehalte eine Mitwirfung vorbehalten bleibt. 

8 12. Die Zahlung der Ruhegehalte erfolgt monatlich im Voraus an denjenigen 
Berband, welchem der Penfionär ald Beamter angehört hat. 

Die Berbände find bei eigener Berantwortung verpflichtet, dem Landesdirektor 
von dem Eintritte derjenigen Thatfachen, welche das Erldſchen oder Ruhen des An- 
ſpruchs auf Weiterzahlung des Auhegebaltes zur Folge haben, rechtzeitig vor dem 
nächften Zahlungstermine Anzeige zu machen. 

V. Berwaltung der Kaffe. 

8 13. Die Verwaltung der Kaffe wird yon den Organen bes Bezirksverbandes 
des Negierungsbezirts Wiesbaden nad) Mafigabe der Beftimmungen der Provinzial- 
ordnung der allgemeinen Beftimmungen über das Kaffen- und Rechn ungsweſen des 
Bezirlsverbandes und der nachftehenden befonderen Borfchriften unentgeltlich geführt. 

Die Bertretung ber Kaffe nad Außen und vor Gericht erfolgt durch ben 
Landesdireltor. 

8 14. Seitens der Kaffeverwaltung ift der erforderliche Betriebsfonds. darlehens- 
weife ober im Contocorrentverkeht aufzunehmen. Die hierfür zu zahlenden Zinfen 
werden aus den Beiträgen der der Kaffe beigetretenen Berbände beftritten. 

8 15. Das Rechnungsjahr der Kaffe umfaßt die Zeit vom 1. April bis 
31. Mär;. 

8 16, Die betheiligten Verbände haben ihre Schreiben und Geldfendungen ber 
Bezirtöverwaltung koftenfrei einzufenden und erhalten von derſelben Schreiben und 
Sendungen toftenfrei. 

8 17. Die Jahresrechnungen der Kaffe find in den betheiligten Verbaͤnden 
während 4 Wochen, nad) vorheriger Bekanntmachung durd das Amtsblatt, im 
Gefchäftslofal des Landesdirektors zur Einfiht offen zu legen, bevor biejelben dem 
Rommunallandtage zur Befchlußfaffung über deren Entlaftung vorgelegt werben. 

Jahrb. d. Preuß. Forſt⸗ u. Jagdgeſetzg. XXX. 6 
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Ueber etwaige Einwendungen und Beſchwerden, welche feitens der betheiligten 
Berbände gegen die Nechnung oder in anderen die Berwaltung der Kaſſe betreffenden 
Angelegenheiten vorgebracht werben, enticheidet, foweit nicht der Inſtanzenzug in 
diefer Ordnung anderweit feftgefet iſt, der Landesausſchuß, gegen beffen Enfcheibung 
bie Beſchwerde an den Kommtunallandtag ftattfindet. 

Altjährlich ift der Rechnungsabichluß durch das Amtsblatt zu veröffentlichen. 


vI Eröffnung und Schließung ber Kaffe, Ausſcheiden einzelner 
Berbände aus derjelben, Aufldfung der Kaffe. 


& 18. Sobald von den Kreifen, den Stabt- und Landgemeinden unb ben fonft 
zugelaffenen Körperfchaften 120 Beamte mit einem penfionsfähigen Dienfteinlommen 
von wenigfien 250000 Marl zur Mitgliedichaft angemeldet find, erfolgt auf Be⸗ 
ſchluß des Landesausichufles die Eröffnung der Kaffe. 

$ 19. Der Landesausfhuß ift befugt, nach Ablauf von 10 Jahren nad Er- 
öffnung der Kaffe die Schließung derfelben bei dem Kommunallandtage zu beantragen, 
wenn mindeftens ein “jahr, bevor die VBeichlußfaffung über diefen Antrag erfolgen 
fol, derſelbe durch das Amtsblatt zur Öffentlichen Kenntniß gebracht worben if. 

Wird die Schließung der Kaffe von dem Kommumallandtage beichloffen, fo bat 
dies zur Folge, da von demjenigen Zeitpunkte ab, mit welchem die Kaffe als 
geichlofien gelten Toll, Verbände nicht mehr als Mitglieder in diefelbe aufgenommen 
werden lönnen und daß bie Ruhegehalte der von diefem Zeitpunkte an mit Penfions- 
berechtigung angeftellten Beamten nicht mehr auf die Kaffe übernommen werben. 
Dagegen wirb für diejenigen Verbände, welche der Kaffe vor ihrer Schließung bei- 
getreten find, vüdfichtlich ihrer vor der Schließung mit Penfionsberechtigung an⸗ 
gefiellten Beamten die Kaffe, fofern nicht vorher ihre Auflöfung erfolgt (8 21), nad 
den Beſtimungen biejer Ordnung jo lange fortgeflihet, bis alle eingegangenen Ber- 
pflihtungen erfüllt find. Bei der Bertheilung bes Jahresbedarfs der Kaffe fcheiden 
diejenigen Stellen, welche nad dem Zeitpunkt der Schließung ber Kaffe neu beſetzt 
worden find, erft dann aus, wenn auch ein Ruhegehalt aus der Kaffe beziehender, 
früherer Inhaber der Stelle nicht mehr vorhanden ift. 

$ 20. Die der Kaffe beigetretenen Verbände find bereditigt, nach Ablauf von 
10 Jahren feit ihrem Beitritte mit dem Ende eines Redmungsiahres nach 6 Monate 
vorher eingelegter Kündigung von der Kaffe zurüdzutveten. Der Riüdtritt lann mit 
der Wirkung erfolgen, daß der zurüdtretende Verband nur hinſichtlich der nach dem 
Zeitpunkte des Nüdtritts mit Penfionsberedjtigung neu angeftellten Beamten an 
der Kaffe nicht mehr betheiligt if. Für die Stellen biefer Beamten find alsdann 
die Beiträge fo lange fortzugahlen, als ein Ruhegehalt aus ber Kaffe beziehender, 
früherer Inhaber der Stelle noch vorhanden if. Der Nüdtritt eines Berbandes 
kann fid) jedoch auch auf alle feine Beamten, alfo auch auf bie mit Penfionsberechtigung 
angeftellten, erſtrecken. In dieſem alle wird der Berband für die Zukunft von 
der Beitrageleiftung zur Kaffe frei und es hört, ohne daß er Aniprüde an die 
Kaffe auf die Zurückzahlung gezahlter Beiträge erheben fann, alddann auch bie 
Bahlung von Ruhegehalten aus der Kaffe für die ihm früher angehörigen, bereits 
in den Ruheſtand getretenen Beamten auf. 

Mit den gleichen Wirkungen Tann der Landesausichuß jederzeit, wenn dies im 
Interefie der Kafie erforderlich erfcheint, einem Berbande die Betheiligung an ber 
Kaffe 6 Monate vor Ablauf eines Rechnungsjahres aufkündigen, vorbehaltlid bes 
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dem betreffenden Verbande zuſtehenden Rechts, binnen 4 Wochen nach Behändigung 
der mit Gründen zu verſehenden Kündigung die Berufung an den Kommunallandtag 
einzulegen. Die Berufung bat auficiebende Wirkung. Die Entſcheidung bes 
Kommunnallandtages ift endgültig. 

5 21. Iſt in Folge der Schliehung der Kaffe ($ 19), des Midtritts beigetretener 
Berbände ($ 20 Abſ. 1) ober der erfolgten Kündigung ihrer Betheiligung ($ 20 
Abf. 2) die Zahl der am der Kaffe betheiligten Beamten umter 180 berabgefunfen, 
jo Tann der Landesausfhuß bei dem Kommunallandbtage die Auflöfung der Kaſſe 
beantragen, wenn mindeflens ein Jahr, bevor die Beichlußfaffung fiber dieſen 
Antrag erfolgen foll, derfelbe durch das Amtsblatt zur Öffentlichen Kenntniß gebracht 
worden if. Wird die Auflöfung von dem Kommumnallandtag befchloffen, jo hat dies 
zur Folge, daB die Zahlung der Ruhegehalte von dem Beitpunfte der. Aufloſung an 
auch für die bereits in den Ruheſtand getretenen Beamten wieder den Berbänden allein 
zux Laft fällt, welchen die Penfionäre als Beamte angehört haben. 

Ausgefertigt nad) den Beichlüffen des Kommunallandtages vom 18. April 1896. 


Der Borfigende 
des Kommungllandtags: Der Schriftführer: 
Hilf. Fleſch. 


Vorſtehendes Reglement wird auf Grund bes $ 93 der Provinzialordnung 
für die Provinz Heffen-Naffau vom 8. Juni 1885 hierdurch genehmigt. 
Berlin, den 25. Yuli 1896. 
Der Minifter des Innern. 
(Siegel.) An Bertretung: Braunbehrens. 


Reglement der Wittwen- und Waiſenkaſſe für die Kommunalbeamten 
des Regierungbezirks Wiesbaden. 


J. Beftimmung der Kaſſe. 

5 1. Die Wittwen- und Waifenfaffe für die Kommunalbeamten des Regierungs- 
bezirts Wiesbaden ift beftimmt, den Hinterbliebenen ber penfionsberechtigten Beamten 
der Kreiſe, Stadt- und Landgemeinden bed Regierungsbezirks Wiesbaden, forvie 
anderer Körperfchaften, welche in dem Regierungsbezirke ihren Sit haben, Wittwen⸗ 
und Waifengelber zu gewähren. 


U. Mitgliedfhaft der Kaffe. 


8 2, Berechtigt zum Beitritt zur Kaffe find alle Kreife, Stabt- und Land- 
gemeinden bes Regierungsbezirls Wiesbaden, Die Zulaſſung anderer Körperichaften, 
weiche in dem Negierungsbezirt ihren Sig Haben, bleibt der Beichlußfaffung des 
Landesausichufies Überlafien. 

Der Beitritt eines ber genannten Verbände muß in der Regel für alle diejenigen 
feiner Beamten erfolgen, an welche ex beim Eintritt ber Vorausfegungen ber Ver⸗ 
fegung in den Rubefland nach Erfüllung der erforderlichen Dienftzeit eine lebenslängliche 
Benfion zu zahlen verpflichtet fein würde, mögen biefe Beamten lebenslänglih, auf be- 
fimmte Zeit oder auf Kündigung angeftellt fein oder nad) dem Beitritt angeftellt wer⸗ 
den unb ohne Unterfchied, ob biefelben verheirathet find oder nicht. 

Ansgeichlofien von dem Beitritt find: 

1. weibliche Beamte; 
6* 
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2, die. Lehrer an den Bollsfchulen und bie Lehrer an den höheren und 
mittleren nicht ſtaatlichen Lehranftalten , ſoweit dieſe Lehrkräfte eirter be⸗ 
ftehenden oder zu errichtenden anderen Öffentlichen Lehrer, Wittwen- und 
Waiſenkaſſe angehören; 

3. katholiſche Geiftliche ; 

4. die zur Beit des Beitritts des Berbandes über 60 Jahre alten und bie 
zu diefer Zeit bereits in den Ruheſtand getretenen Beamten, e8 fei denn, 
daß die Beiträge zur Kaffe für fie vom Beginne ihres 40. Lebensjahres 
an, und zwar, wenn fie erft nach dem Beginne desfelben angeftellt worben 
find, na) Maßgabe des bei ihrer Anftellung feftgeftellten Dienfteinfommens 
nachbezahlt werben. “Diejenigen Verbände, melde ber Kaſſe fofort bei 
der Errichtung beitreten, haben für die betreffenden Beamten nır vom 
Beginne des 50. Lebensjahres ab Nachzahlung zu leiften; 

5. biejenigen Beamten, welche erft nad) dem Beitritte des Verbandes zu einer 
Zeit zur Anftellung mit Penfionsberechtigung gelangen, zu welder fie 
das 40. Lebensjahr überfchritten haben. Diefe Beamten verbleiben jedoch 
in der Kaffe, wenn fie bereitS vor vollendetem 40, Lebensjahre im Dienfte 
eines anderen Verbandes ftanden, welcher der Kaffe angehörte und für 
fie Beiträge zur Kaffe zahlte, und fie lönnen der Kaffe zugeführt werden, 
wenn der Verband, welcher fie nad vollendetem 40. Lebensjahre 
anftellte, die Beiträge für fie nad) Maßgabe des bei ihrer Anftellung feſt⸗ 
gefeßten, penfionsfähigen Dienfteinlommens für die Zeit vom Beginne 
ihres 40. Lebensjahres zur Kaffe nachbezahlt. 

Mit Zuftimmung des Landesausfchuffes können die Verbände bei ihrem BBeitritte 
einzelne Klaffen ihrer Beamten von ber Betheiligung an der Kaſſe ausichließen. 
Sollen folde Beamtenklaffen fpäter der Kaffe zugeführt werben, fo bedarf e8 Hierzu 
gleichfalls der Zuftimmung des Landesausſchuſſes. 


ml. Wittwen- und Waifenlafjenbeiträge. 


8 3. Der Berband ift verpflichtet, für jeden Beamten, binfichtlich beffen ber 
Beitritt erfolgt ift, einen Wittwen- und Waifenkaffenbeitrag nah von dem 
Konmunallandtage für alle Beamten gleihmäßig feftzufeßenden Prozentfate bes 
jährlichen, bei Berechnung des Auhegehaltes in Betracht fommenden Dienfteinlommens, 
des Wartegeldes oder nach ber erfolgten Verſetzung des Beamten in den Ruheſtand 
der Penfion zu zahlen. Diefer Prozentfaß beträgt fo lange, bis der Kommunallanb- 
tag eine andere Feſtſetzung trifft, vier. 

Der gleiche Wittwen- und Waifenlaffenbeitrag ift auch nad) dem Tode des Be 
amten für die Zeit zu entrichten, in welcher den Hinterbliebenen besfelben die Be 
foldung oder die Penfion (Gnadenquartal, Gnadenmonat) fortzugewähren if. 

Bon dem die Jahresſumme von 9000 Markt des penfionsfähigen Dienf- 
einfommens, des Wartegeldes und von 5000 Mark der Benfion überfteigenden 
Betrage find feine Wittwen- und Waifenlaffenbeiträge zu entrichten. 

8 4. Zum Zwecke der Berechnung der Beiträge find die Verbände verpflichtet, 
dem Landesdireltor die erforderten Mittheilungen über die perfönlichen, Einkommens⸗ 
und Penftonsverhältniffe ihrer Beamten zu machen. 

85. Die Wiitwen⸗ und Waifenkaffenbeiträge find für jedes Bierteljahr im 
Boraus bis fpäteftens den 15. bes erften Monats besfelben von den beigetretenen 
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Berbänden für ihre betheiligten Beamten portofrei an die Raffauifche ;Tandesbant 
abzuführen. Die Ausgleihung der Ab- und Zugänge erfolgt beim Beginne des 
nãchſtfolgenden Vierteljahres. 


Wird die Zahlung über den im vorigen Abſatz bezeichneten geitpunkt verjögert; 
jo find 5 Prozent Berzugszinfen vom Beginme‘ des s Bierteljahres bis ‚om Bahlunge- 
tage zu entrichten. 

$ 6. Die Berpflihtung zur gehlung der Wittwen⸗ und Waifenfoffenbeiträge 
erfifcht für die ber Kaffe beigetretenen Berbände 


1. mit dem Tode des Beamten, vorbehaltlich der im 5 3 Abf. 2 getroffenen 
Beftimmungen; 

2. mit dem Ablaufe des Monats, in welchem ein Beamter ohne Penfion 
aus dem Dienfte ſcheidet oder mit Bewilligung eines Theiles berfelben. 
oder unter Bewilligung einer Benfion auf beftimmte Zeit aus dem 
Dienfte entlaffen wird; 

3. hinfichtlich desjenigen Beamten, welcher weder verheiratbet ift, noch 
unverheirathete eheliche oder durch nachgefolgte Ehe legitimirte Kinder 
unter 18 Jahren befigt, mit dem Zeitpunkte der Berfegung in den 
Ruheſtand; 

4. hinfichtlich eines penſionirten Beamten mit Ablauf desjenigen Monats, in 
welchem die unter 3 bezeichnete Vorausſetzung eintritt. 

Durch eine nach der Penſionirung geſchloſſene Ehe oder durch das Vorhanden⸗ 
ſein von Kindern aus einer ſolchen wird das Aufhören der Verpflichtung nicht gehindert. 


IV. Wittwen- und Waiſengeld. 


$ 7. Die Wittwen und die hinterbliebenen ehelichen oder durch nachgefolgte Ehe 
legitimirten Kinder eines Beamten, für welchen zur Zeit feines Todes ein Verband 
zur Zahlung von Wittwen- und Waifenfaffenbeiträgen an die Kaffe verpflichtet 
geweſen if, haben einen Anfpruh auf Wittwen⸗ und Weiſengelder nach Maßgabe 
der folgenden Beftimmungen. 

8 8. Das Wittwengeld beſteht in dem dritten Theil derjenigen Penfion, zu 
welcher der Berftorbene nad) Maßgabe der für die unmittelbaren Staatsbeamten 
geltenden Grundjäße ober, foweit für gewiffe Klaffen von Beamten andere befondere 
gefetliche Beftimmungen über ihre Penftonirung gelten, nad) Maßgabe diefer befonderen 
Beſtimmungen zur Zeit feiner erfolgten Penſionirung oder, wenn ber Beamte zu einer 
Zeit, in welcher er ſich noch im aftiven Dienft: befand, verftorben if, bei der Verſetzung 
in den Ruheſtand an feinem Todestage berechtigt geweſen ſein würde. Das Wittwen⸗ 
geld ſoll jedoch vorbehaltlich der im 8 10 angeordneten Beſchränkung, mindeſtens 
160 Mark betragen und 1600 Mark nicht überſteigen. 


Von den geſetzlichen Beſtimmungen abweichende Vereinbarungen aber die Be⸗ 
rechnung der Penfion ber verſtorbenen Beamten find für die Berechnung der Bezüge 
der Hinterbliebenen berjelben aus ber Wittwen- und Baifenfaffe ohne Wirkſamkeit. 

$ 9. Das Waifengeld beträgt: 

a) für Kinder, deren Mutter lebt und zur Zeit bes Todes des Beamten 
zum Bezug von Wittwengelb berechtigt war, ein Fünftel des Wittwen⸗ 
geldes für jedes Kind; 

b) für Kinder, deren Mutter nicht mehr lebt oder zur Zeit des Todes des 
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Beamten zum Bezug von Wittwengeld nicht berechtigt war, ein Drittel 
des Wittwengeldes für jedes Kind. 

8. 10. Wittwen⸗ und Waiſengeld dürfen weder einzeln noch zuſammen den 
Betrag der Penfion überfteigen, zu welcher ber Berftorbene bereiitigt geweſen fein 
würde, wenn er am Xobestage in den Ruheſtand verfegt worben wäre. 

Bei Anwendung diefer Beichränfung werden das Wittwen- und Waiſengeld 
verhältnißmäßig gelürzt. 

8 11. Im alle des 8 10 Abſ. 2 erhöht fih bei dem Ausfcheiben eines 
Wittwen- oder Waiſengeldberechtigten das Wittiven- oder Waifengeld ber verbleibenden 
Bereihtigten von dem nächftfolgenden Monat an infoweit, als fie fich noch nicht im 
vollen Genuffe der ihnen nad) 88 8 bis 10 gebührenden Beträge befinben. 

War die Wittwe mehr als 15 Jahre jünger als ber Berftorbene, fo wird 
das nach Maßgabe der 88 8 und 10 beredjnete Wittivengeld für jedes angefangene 
Jahr des Altersunterjchiedes über 15 bis einfchliehlich 25 Fahre um gelürzt. 

Auf den nah $ 9 zu berechnenden Betrag bes Waifengeldes find dieſe Kürzungen 
des Wittwwengeldes ohne Einfluß. 

8 13, Keinen Anſpruch auf Wittwengeld hat die Überlebende Ehefrau, wenn die 
Ehe zur Zeit des Todes des Beamten gerichtlich aufgelöft war, fowie die Wittwe, 
wenn bie Ehe mit dem verftorbenen Beamten innerhalb 3 Monaten vor feinem Ab- 
leben geichloffen und die Ehefchließung zu dem Zwede erfolgt ift, um ber Wittwe 
den Bezug des Wittwengeldes zu verfchaffen. Im letteren Falle fällt auch der An- 
ſpruch auf Waifengeld für die aus einer folden Ehe ſtammenden Kinder fort. 

Keinen Anſpruch auf Wittwen- und Waifengeld haben ferner die Wittwe und 
die Hinterbliebenen Kinder eines penfionixten Beamten aus folder Ehe, welche erft 
nad) der Berfegung des Beamten in den Ruheſtand gefchloffen ift. 

8 14. Stirbt ein der Wittwen- und Waifenfaffe angehörender Beamter vor 
Ablauf der feine Penfionsberechtigung bedingenden Dienftzeit, jo wird bezüglich des 
Wittwen- und Waifengeldes angenommen, daß bie Penfionsberedhtigung bereits einge- 
treten fei; e8 werden aber in einem folhen Falle nur fo viele Zehntheile der zu 
2, des penfionsfähigen Dienfteinlommens zu berechnenden Penfion für die Feſtſtellung 
des zu gewährenden Wittmen- und Waifengeldes in Anredinung gebracht, als ber 
Berſtorbene anrechnungsfähige Dienftiahre vollendet bat. 

Der Landesdireltor ift jedoch auf Antrag des Verbandes, welchem der Ber- 
ftorbene als Beamter angehört hat, mit Zuftimmung des Landesausfchuffes berechtigt, 
in einem ſolchen Falle nad Umftänden das Wittiven- und Waifengelb über die vor- 
bezeichneten Beträge hinaus bis zu berienigen Höhe zu bewilligen, welche fich ergiebt, 
wenn ftatt ber bis zum Tode wirklich zurüdigelegten Dienftiahre volle 10 Jahre in 
Anrechnung gebracht werben. 

8 15. Die Zahlung des Wittwen⸗ und Waifengeldes beginnt mit Ablauf des Gnaden⸗ 
quartals oder Gnadenmonats. Beſteht fein Anfpruc auf Gewährung biefer Bezüge, 
fo beginnt die Zahlung mit dem Ablauf desjenigen Tages, bis zu welchem bem 
Beftorbenen ein Dienfteinlommen oder eine Penflon zu gewähren war. 

8 16. Das Wittwen- und Waifengeld wird monatlich im Voraus an denjenigen 
Berband, welchen ber verftorbene Beamte angehört hat, gezahlt. 

Richt abgehobene Theilbeträge der Wittwen- und Waifengelder verjähren binnen 
4 Jahren von dem auf den Zag der Fälligkeit folgenden 31. Dezember an gerechnet, 
zum Vortheil der Wittwen- und Waifenfaffe. 
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5 17. Wenn das Wittwen⸗ und Waiſengeld verpfändet, abgetreten oder ſonſt Aber⸗ 
tragen wird, ſo erliſcht mit demſelben Augenblick die Verpflichtung der Kaffe zur 
Zahlung der betreffenden Rate deſſelben. 

$ 18. Das Recht auf den Bezug bes Wittmen- und Waifengeldes erlifcht: 

a) für jeden Berechtigten mit bem Ablauf des Monats, in welchem er ſich 
verbeirathet oder ftirbt; 

b) für jede Waiſe außerdem mit dem Ablauf des Monats, in welchem fie 
das 18, Lebensjahr vollendet. 

Das Recht auf den Bezug bes Wittwen- und Waifengeldes ruht, wenn der 
Berechtigte das deutſche Indigenat verliert bis zur etivaigen Wiedererlangung deffelben. 

8 19. Den Betrag der zu zahlenden Wittwen⸗ und Waifengelder haben die betreffenden 
Berbände, umter Berantwortlicleit für die Nichtigkeit, ihrer Angaben, dem Lanbes- 
bireftor anzuzeigen und zu begründen. Die Beſtimmung darüber, ob und weldhes 
Wittwen⸗ und Baifengeld zu zahlen ift, erfolgt durch den Landesdirektor. Gegen 
die Feſtſetzung des Landesdireftors können ſowohl der betreffende Verband mie die 
berechtigten Hinterbliebenen der verftorbenen Beamten innerhalb 4 Wochen die Ent- 
ſcheidung des Lanbesausfchuffes anrufen. Bis zu diefer Entfcheibung werden nur 
die von dem Lanbesdireltor feftgefeten Beträge gezahlt. 

Die Beſchreitung des Rechtsweges ſteht denn Betheiligten offen, doch muß 
die Enticheibung bes Landesausfchuffes der Klage voraus geben und leistere fodann bei 
Berluft des Klagerechts innerhalb 6 Monaten, nachdem den Betheiligten die Ent» 
ſcheidung des Landesausichuffes befannt gemacht ift, erhoben werben. 

Die Berbände find bei eigener Berantwortung verpflichtet, dem Landesdirektor 
von dem Eintritt derjenigen Thatfachen, welche nad den 88 17 und 18 das Er- 
löfchen oder Ruhen des Anſpruchs auf Weiterzahlung bes Witiwen- und Waiſen⸗ 
geldes zur Folge haben, rechtzeitig vor dem nächſten Bahlungstermine Anzeige 


zu machen. 
V. Reſervefonds und Einkaufsgeld. 

8 20. Der nach Zahlung des Wittwen⸗ und Waiſengeldes übrig bleibende Theil 
der Jahresbeiträge, die nach dem vorletzten Abſatze des 8 2 nachzuzahlenden Beiträge 
und die nad) $ 21 erfallenden Einfaufsgelder werben zur Bildung eines Reſerve⸗ 
fonds verwendet und zinsbar angelegt. 

Der Rerfervefonds foll mindeftens bis zur Hälfte der Geſammtſumme des 
Dienfteinlommens und der Penfionen ber beitragspflichtigen Beamten ber Berbände 
gebracht werben. 

Wenn die na $ 3 vorgefchriebenen Beiträge in einem Rechnungsjahre zur 
Deckung ber Ausgaben nicht hinzeichen, fo ift ber Fehlbetrag aus den Zinfen des 
Refervefonds und, wenn letzterer bereits die vorftehend angegebene Höhe erreicht 
bat, aus ben Mehrbeftänden dieſes Fonds, jedoch Hödftens bis zu einem Zehntel 
diefer Mehrbeftände, zu entnehmen. 

Wird hierdurch der Fehlbetrag des Jahres nicht gedeckt, fo find die der Kaffe 
beigetretenen Verbände verpflichtet, nach Berhältniß der von ihnen zu zahlenden Bei- 
träge, das Fehlende nachträglich aufzubringen. 

8 21. Diejenigen Verbände, welche der Kaffe von jest an beitreten, haben ein 
Einfaufsgelb zu zahlen, welches zu bem Betrage bes Reſervefonds am letten Jahres- 
fluffe in demfelben Verhältniß fteht, wie bie Sahreßbeiträge des eintretenden 
Berbandes einfchließlich der Beiträge, welche fi) nad dem Einkommen bes lehten 
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Stelleninhabers für die zur Zeit des Beitritts nicht beſetzten, etatsmäßigen Beamten⸗ 
ftellen berechnen, zu den Sahresbeiträgen ber anberen Verbände. 

In gleicher Weiſe ift ein Einfaufsgelb für die Beamten der nad) dem Schtuß- 
abſatze des 5 2 nachträglich der Kaffe zugeführten Beamtenflaffen zu beftimmen und 
von dem betreffenden Berbande zu zahlen. 


VI. Berwaltung der Kaffe 


8 22. Die Verwaltung ber Kaffe wird von den Organen bes Bezirksverbandes bes 
Negierungsbezivts Wiesbaden nad) Maßgabe der Beftimmungen der Provinzialord- 
nung, der allgemeinen Beftimmungen über das Kafien- und Rechnungsweſen des 
Bezirksverbands und der nachftehenden befonderen Vorfchriften unentgeltlich geführt. 

Die Bertretung der Kaffe nach Außen und vor Gericht erfolgt durch den 
Landesdirektor. 

5 23. Das Rechnungsjahr der Kaffe umfaßt bie Zeit vom 1. April bis 31. März. 

Die zinsbare Belegung ber Kapitalien hat nad den gefeglichen Beſtimmungen 
über die Anlegung von Münbelgeldern zu erfolgen. 

$ 24. Die Kaffenverwaltung verfehrt mit ben betbeiligten Beamten und beren 
Hinterbliebenen durch Bermittelung der Verbände. Letztere haben ihre Schreiben 
und Geldfendungen der Bezirksverwaltung foftenfrei einzufenden und erhalten von 
derfelben Schreiben und Sendungen Toftenfrei. 

8 25. Die Sahresrechnungen der Kaffe find den betheiligten Verbänden während 
4 Wochen, nach vorheriger Belanntmachung durch das Amtsblatt, im Geſchäfslokal 
des Lanbesdireftord zur Eimficht offen zu legen, bevor diefelben ben Kommunal- 
landtage zur Beichlußfaffung über deren Entlaftung vorgelegt werben. 

Der Kommunallandtag entfcheidet endgültig über etwaige Einwendungen und 
Beſchwerden, welche feitens ber betheiligten Verbände gegen die Rechnung oder in 
anderen bie Bermwaltung der Kaffe betreffenden Angelegenheiten vorgebracht werden. 

Alljäͤhrlich ift der Rechnungsabſchluß nebft einer Ueberficht über das Vermögen 
der Kaffe durch das Amtsblatt zu veröffentlichen. 

VD. Eröffnung und Schließung der Kaffe. Ausſcheiden 
einzelner Berbände aus derjfelben. 

5 26. Die Eröffnung der Kaffe ift am 1. Oftober 1894 erfolgt. 

8 27. Der Landesbireftor ift mit Zuftimmung bes Landesausfchufjes befugt, nach 
Ablauf von 10 Fahren nad) Eröffnung der Kaffe die Schließung derfelben beim 
Kommunallandtage zu beantragen, wenn er minbeflens ein Jahr, bevor die Be- 
ſchlußfaſſung über diefen Antrag erfolgen foll, denfelben durch das Amtsblatt zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht bat. Wird die. Schließung ber Kaffe von dem 
Kommunallandtag befchlofien, fo hat dies zur Folge, daB von demjenigen Beitpunfte 
ab, mit welchem die Kaffe als gefchloffen gelten fol, Verbände nicht mehr als Mit- 
glieder in diefelbe aufgenommen werden können, und von ben der Kaffe angehörenden 
Berbänden bie Anmeldung von Beamten nicht mehr angenommen wird. Dagegen 
wird für diejenigen Verbände, welche der Kaffe vor ihrer Schließung beigetreten 
find, rüdfihtlic ihrer vor diefem Zeitpunkt angemeldeten Beamten die Kaffe nach 
den Beſtimmungen diefer Ordnung fortgeführt, bis alle eingegangenen Verpflichtungen 
erfüllt find. 

Sobald die Schließung der Kaffe angeordnet ift, bedarf es ber weiteren Ber- 
ftärfung des Refervefonds, aud wenn derjelbe die in 8 20 vorgefchriebene Höhe 
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nicht erreicht bat, für den Fall nicht, daß die Jahresbeiträge der Mitglieder zur 
Dedung der Ausgaben nicht ausreichen. Es können vielmehr für diefen Fall nicht 
nur die Binfen bes Mefervefonds, fondern auch der Kapitalbeftandb beffelben zur 
Dedung der laufenden Ausgaben mit verwendet werben. Wenn nach Abwidlungaller 
Berpflihtungen der Kafie von ben Beſtänden des Nefervefonds noch ein Heft 
verblieben if, fo bat der Kommmmallandtag über benfelben zu Gunflen einer oder 
mehrerer innerhalb des NRegierungsbezirls beftehenden milden Stiftungen zu verfügen. 

8 28. Die der Kaffe beigetretenen Verbände find berechtigt, nach Ablauf von 10 
Fahren feit ihrem Beitritt mit dem (Ende eines Rechnungsjahres nad) 6 Monate 
vorher eingelegter Kündigung von der Kaffe mit der Wirkung zurüdzutreten, daß fie 
binfichtlich der nach Ablauf dieſes Zeitpunktes neu angeftellten Beamten an der Kaffe 
nit mehr beteiligt find. Soll fih der Nüdtritt des Verbandes auch auf bie 
feither angeftellten Beamten erfireden, fo kann er beshalb Anſprüche auf die Nüd- 
zahlung gezahlter Beiträge nicht erheben. 

Mit gleicher Wirkung kann der Landesdireltor mit Zuftimmung des Landes. 
ausfchuffe® einem Berband die Betheiligung an der Kaffe für feine ferner anzu» 
fiellenden Beamten 6 Monate vor Ablauf eines Rechnungsjahres auflündigen, 
vorbehaltlich des dem betreffenden Berbande zuftehenden Rechtes, binnen 4 Wochen 
nad) Behändigung der Klindigung die Berufung an den Kommunallandtag einzulegen. 
Die Berufung bat auffchiebende Wirkung. Die Entfcheidung des Kommunallandtages 


iſt endgültig. 
Ausgefertigt nach den Beichlüffen bes Kommunallandtages vom 18. April 1896, 
Der Vorſitzende 
des Rommmmallandtages: Der Schriftführer: 


Hilf. Fleſch. 
VBorſtehendes Reglement wird auf Grund des 8 93 der Provinzialordnung für 
bie Provinz Hefien-Raffau vom 8. Juni 1885 hierdurch beftätigt. 
Berlin, den 25. Juli 1896. 
Der Miniſter des Innern. 
(Siegel.) Sn Bertretung: Braunbehrens. 


B. Erſte Berathung. 
(25. Sitzung am 23. Januar 1897.) 

Bräfident: Wir treten ein in die Tagesordnung: 

Erfte Berathung dei Geſetzentwurfes, betreffend die Forſtſchugbeamten ber 
Gemeinden und äffentligen Anftalten im Regierungsbesirte Wiesbaden mit 
Ausſchluß des vormals Landgräflich Heflen-Homburgiichen Gebietes und bes 
Stadtkreiſes Frankfurt a. M. — 

Sch eröffne die Generaldisfufjion und ertheile da8 Wort dem Abgeordneten 
v. Tepper⸗Laski. 

Abgeordneter v. Tepper-Lasli: Meine Herren, meine politifchen Freunde und ich 
begrüßen diefe Borlage der Königlichen Staatsregierung mit Freude, weil wir bie 
Kothlage, in welcher fi die Kommunalforftichugbeamten des NRegierungsbezirts 
Wiesbaden befinden, anerkennen und bringend wunſchen, daß eine Verbeſſerung 
diefer Lage durch Gewährung von Penfion und Weliktenverforgung ftattfindet. 
Während die geſammte dienftliche Stellung der Kommunalforfiihugbeamten, ſowohl 
was den Umfang des Dienftes als auch was Berantwortlichfeit und körperliche 
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Anfirengung anlangt, vollfändig derjenigen ber flaatlichen Forſtſchutzbeamten gleicht, 
fo find diefe Kommunalforſtſchutzbeamten doch in ihren Gehaltsverhältniffen weſentlich 
ungänftiger geflellt, als die flaatlichen Förſter und entbehren außerdem jeden An 
ſpruchs auf Benfton und Reliktenverforgung Diefe traurige Lage zwingt biefe 
Beamten, bäufig weit über die Grenzen ihrer förperlichen und geiftigen Leitungs” 
fähigfeit hinaus im Dienft zu verbleiben, lediglich deshalb, um ſich und ihre Familien 
vor drüdender Noth und Nahrungsſorgen im Falle der Berabichiedung zu ſchittzen. 
Andererfeits aber auch zwingt diefe Lage der betreffenden Beamten die Gemeinden 
diefefben häufig auch noch im Zuſtande theilweifer oder völliger Dienftunfäbigfeit im 
Amte zu belaffen, um zu verhiten, daß fie mit ihren Familien ber öffentlichen 
Fürforge der Gemeinden anheimfallen. 

Meine Herren, daß ſolche Zuftände unbaltbar find, liegt auf der Hand. Es 
geht aber auch daraus hervor, daß eine Berbefferung ber Lage der Kommunalforft- 
fhugbeamten des Regierungsbezirks Wiesbaden nicht blos im Intereffe diefer Be⸗ 
amten felbft, fondern auch im Intereſſe der walbbeftgenden Gemeinden liegt. Denn 
e8 kann keinem Zweifel unterliegen, daß diefe traurige Lage der Beamten unter 
Umftänden geeignet ift und dazu führen muß, die gefammte VBeauffichtigung und 
Berwaltung der Gemeindewaldungen auf das Ungünftigfte zu beeinfluffen und zu 
fhädigen. Die Nothwendigkeit einer Berbefferung der Lage der Kommunalforfifchut- 
beamten durch Penfionsgewährung und Neliktenverforgung ift daher auch feit Jahren 
nicht nur im Kommunallandtage des Regierungsbezirts Wiesbaden, ſondern aud) 
in diefem Hohen Haufe mehrfach anerfannt worden. Nachdem nunmehr aber durch 
den nächftjährigen Etat eine weitere wefentliche Aufbefferung der Gehälter. ber flaat- 
lichen Förſter in Ausfiht genommen ift, nachdem ferner durch die zur Berathung 
fiehende Stäbte- und Landgemeindeorbnung für die Provinz Heſſen⸗Naſſau den 
übrigen auf Lebenszeit angeftellten befoldeten Gemeindebeamten ein Anſpruch auf 
Penfion und Reliftenverforgung gewährt ift, fo erfcheint es einfach als eine Forderung 
der ausgleichenden Gerechtigleit, nunmehr auch bie in ſchwerem Gemeindebienft 
ergrauten Kommunalförfter gleichzuftellen in diefer Beziehung mit den übrigen 
befoldeten Gemeindebeamten, und ich gebe mich der Hoffnung hin, daB diefe® Hohe 
Haus bereit fein wird, diefe Gerechtigkeit durch einftimmige Annahme der Borlage 
zu üben. 

(Beifall.) 

Was die einzelnen Beftimmungen der Vorlage anlangt, fo haben meine politifchen 
Freunde und ich feine wefentlichen Bedenken gegen diefelbe. Wir find auch be 
Meinung, daß, wenn auf diefer oder jener Seite diefes Hauſes einzelne Bedenken 
gegen die Beftimmungen dieſes Gefekentiwurfes erhoben werden follten, fie nicht Tor 
ſchwerwiegend und von folder Tragweite fein könnten, daß es nicht möglich wärer 
fie ohne Kommiffionsberathung bireft im Plenum zu erörtern und zum Austrage zu 
bringen. Ich möchte daher meinerfeit8 und namens meiner Fraktion beantragen, 
diefe Vorlage nit einer Kommiffioen zu übermeifen, fondern bie zweite Leſung 
berjelben unmittelbar im Plenum ftattfinden zu laffen. Ich bin bei dieſem Antrage 
weſentlich von dem Wunſche geleitet, den Kommunalförftern, welche nunmehr fdhon 
feit einer langen Reihe von Jahren mit Sehnſucht der Verabſchiedung dieſes Geſetz⸗ 
entwurfes entgegenfehen, die Freude zu bereiten, daß wenigftens in diefem Hohen 
Haufe die Borlage möglihft vaf zur Annahme gelangt. Sollte gleichwohl die 
Mehrheit des Haufes eine Kommiffionsberatbung vorziehen, fo würde es mir zweck⸗ 
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mäßig erfcheinen, die Borlage ber Kommiffion zu übenweifen für die Berathung der 
Hefien-Raffauifhen Stabt- und Landgemeindeordnung, und zwar wegen ber provinziellen 
Bedeutung, welche aud) diefe Borlage bat, und weil diefelbe mit einzelnen Be⸗ 
ſtimmungen der Gtabt- und Landgemeindeorduung in engem materiellen Zufammen- 
bange ftebt. 

Abgeordneter Cahenßly: Meine Herren, in dem uns zur Berathung vorliegenden 
Geſetzentwurf der hefien-naffauifchen Städte- und Landgemeindeorbnung ift im $ 60 
vorgefehen, daß die Regelung ber Berhältniffe der Forſtſchutzbeamten im Bezirke 
des vormaligen Herzogthums Naflau einem befonderen Gefeßentwurf vorbehalten 
bleiben folle. | 

Diefer Geſetzentwurf ift uns nun unter Nr. 68 der Drudfiachen vorgelegt 
worden. Auch ich begrüße die Vorlage mit Freuden, da die unficheren Verhältniſſe 
der naffauifhen Kommunalförfter durch die Borfchriften des Geſetzentwurfes eine 
Beiferung erfahren werden. 

Ich geftatte mir, auf die Einzelbeftimmuugen der Vorlage einzugehen. $ 2 
beftimmt, daß diejenigen Gemeinden und Anftalten, deren Wald zu Hein if, um 
eimen eigenen Forſtſchutzbeamten anzuftellen, fi) mit anderen Gemeinden und 
Fuftituten vereinigen follen, um einen gemeinfchaftlihen Forſtſchutzbeamten 
zu emennen Auch tönnen vereinzelt Tiegende fisfalifhe Waldflächen der⸗ 
artigen gemeinfchaftlicden Schußgebieten angefchloffen werden und umgefehrt. 
Das ift zum Theil ein neues Verhältniß in Naffau, ich begrüße aber eine ſolche 
Beſtimmung, als ımferen heutigen Zeitverhältniffen entſprechend. Im $ 4 ift 
vorgefefehen, daß über die VBefoldung und die Anftellung in foldhen gemein- 
Ihaftlihen Schutzbezirken, die Yeftfegung und Befoldung der Stellen, falls eine Ber- 
Rändigung unter den Betheiligten nicht erzielt wird, dem Negierungspräfidenten 
amter Anhörung des Kreisausichuffes die Entſcheidung zuftehen fol. Diefe Be⸗ 
Kimmung erfcheint zu weitgehend, mir erfcheint viel angebrachter, daß ber Bezirks⸗ 
ausſchuß hierüber zu entfcheiden hat. 

Die folgenden 88 7, 8, 9, 10 und 11 handeln von den Penfionsverhältniffen 
und der definitiven Anftellung der Forſtſchuzbeamten. Bisher waren, wie der Herr 
Borredner bereits angeführt hat, in Naſſau nur die Königlichen Forſtbeamten auf 
Lebenszeit und mit Penfionsberechtigung angeftellt, die übrigen Forſtſchutzbeamten 
nur auf Widerruf und ohne foldhe Berechtigung. Ich begrüße es mit Freuden, daß 
nunmehr aud die Gemeindeforfifhugbenmten eine fefte Anftellung erhalten und 
diefelbe Penfionsberechtigung haben follen. Hierdurch entfteht aber eine Belaftung 
für die Gemeinden im Betrage von etwa 22000 Markt. Ich kann mid daher dem 
Antrage des Herrn Vorredners v. Tepper-Lasti nicht anschließen, die Borlage im 
Blenum zu verhandeln, fondern dba einmal bie Stadt- und Landgemeindeordnung für 
Heffen-Raffau uns zur Beratbung vorliegt, und diefe Vorlage in engem Zufammen- 
Bange mit diefer Vorlage fieht, fo bitte ic; namens meiner politifchen Freunde 
diefelbe der Kommiffion zur Vorberathung der heffen-naffauifchen Stabt- und Land- 
gemeinbeordnung zu überweiſen. 

(Bravo! im Zentrum.) 

Abgeorbnieter Dr. Lotichius: Meine Herren, auch ic) fiehe dieſer Vorlage 
iympatbhifchh gegenüber. Der Entwurf berührt aber nicht nur die Intereſſen der 
Gemeindeforſtſchutzbeamten, fondern er greift auch ein in die Intereſſen ber Gemeinden 
ſelbſt. Es dürfte fi) daher wohl empfehlen, diefe Vorlage eingehend zu prüfen und 
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zu erörtern, und dies kann doch nur in der Kommiffion gefchehen. Ich möchte mid 
daher dem Antrage des geehrten. Herrn Vorredners anfchließen, diefen Gefetzentwurf der 
Kommiſſion für die Stadt- und Landgemeindeordnung für die Provinz Heffen-Raffau 
zu überweifen — und zwar um fo mehr, als das Gemeindeverfafjungsgefeg aus- 
drüdlich auf diefe Vorlage Bezug nimmt. 

Abgeordneter Schaffner: Meine Herren, ich kann mich ganz kurz faffen und 
nur darauf beziehen, was der Herr Borrebner, der Herr Kollege Tepper⸗Laski, 
bereits ausgefprochen hat, und fchließe mich dem Antrag auf Ueberweifung der Bor- 
Inge an die genannte Kommiſſion an. Sch lege aber den größten Schwerpunft 
barauf, daß die Gehälter ber Forſtſchutzbeamten, der Gemeinden und öffentlichen 
Anftalten, den beutigen Lebensperhältniffen angepaßt, entiprechend erhöht werben, 
und daß man auch auf die Berforgung der Wittwen und Waifen diefer Beamten, 
bei Berathung diefer Borlage, Rechnung tragen möge! Auf weitere Ausführungen 
verzichte ich. 

(Bravo!) 

Abgeordneter Dr. Bedmann: Meine Herren, auch meine Partei fieht dem 
Geſetzentwurfe fehr fympathifch gegenüber; auch wir begrüßen es mit Freuden, daß 
die außerordentlich prefären Berhältniffe der Gemeindeforftihutbeamten im Regierungs⸗ 
bezirk Wiesbaden — es werden nicht weniger als 252 Beamte durch den Geſetz⸗ 
entwurf betroffen — endlih in Bezug auf Penfionirung und NReliktenverforgung 
befriedigend geregelt werden. Während die ARheinprovinz fchon lange ein ſolches Geſetz 
bat, haben wir im Negierungsbezirlt Wiesbaden feit 18723 vergeblich angeftrebt, die 
Berhältnifie der Gemeindeforftbeamten geregelt zu feben. Wir können alfo nur mit 
Freude begrüßen, daß diefe Berhältniffe jetst gefichert erfcheinen. 

Man fönnte ja der Meinung fein, daß bei der verhältnißmäßigen Kürze der 
Borlage diefe vielleicht im Plenum abgemidelt werden könnte; indeſſen find auch bei 
uns einzelne Bedenken und Wünfche laut geworden nad) Aufflärung von einzelnen 
Punften, daß e8 auch uns angemeffen erjcheint, den Entwurf einer Kommiffion zu 
überweifen, und das kann zwedmäßig doch nur die Kommiffion fein, die mit der 
Borberathung der Landgemeinde» und Stäbteordnung der Provinz Heffen-Nafiau be- 
traut ift, in der der Regierungsbezirk Wiesbaden ja genügend vertreten ift. 

Die einzelnen Bedenken gegen das Gefetz beziehen fi) auf wenige Punkte, und 
ich behalte mir die weitere Begründung derfelben in der Kommiffion vor, beziehungs- 
weife in der zweiten Lefung. Ich möchte nur eins hervorheben. 


Bon befonderer Bedeutung fcheint mir, daß etwas in dem Geſetze fehlt, was 


ich gern darin geſehen hätte: das Verhältniß dieſes Geſetzentwurfs zu dem Nafſau⸗ 
ischen Geſetze vom 27. September 1849, namentlich $ 2 deffelben, der ſich bezieht auf die 
Anrehnungsbefugniß der Forſtſchutzkoſten des Fisfus für feine Staatswaldungen, der 
Privatwaldbefiger und der Stiftungen mit ihren Waldungen der Gemeindebeſteuerung 
gegenüber. Das ift eine fehr wichtige Beſtimmung; es können jet die Schubloften 
den Gemeinden gegenüber angeredjnet werben, bie Steuern von dem Wald erheben; 
von andern Gemeinden, die feine Steuern erheben, bekommen die Walbbefiger gar 
nichts. Das ift eine obfolete und fehr harte Beftimmung; fie hat aber eine gewiſſe 
finanzielle Bebeutung, und ich möchte den Wunfch ausfprechen, daß, wenn biejer 
Gegenftand in der Kommiffion zur Grörterung kommen follte, vielleicht der Herr 
Finanzminiſter die Güte hätte, dann einen Kommiffar zu diefem Behuf zu entfenden. 
Diefer Punkt ift ſchon im Provinziallandtag feiner Zeit behandelt worden. Diefer 
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hatte bei dem erſten Entwurf ber Stadt- und Landgemeindeordnung, worin urſprüng⸗ 
lich die Berhältmiffe der Forſtſchutzbeamten mit geregelt werben follten, ſich dafür 
erflärt, daß diefe alte Beftimmung aufgehoben werben follte, 

Dann ift noch ein anderer Punkt zur Sprache gelommen, der bezieht ſich auf 
das Ausfcheiden der einzelnen Gemeinden aus der Penfions- und Neliktenlaffe, 
Während man beim Schulgeſetz gerade den Ausfchluß der Städte aus ben Alters- 
zulagelaffen nicht wünfchte, wird hier eine Ausnahme ftatuirt. Ich glaube, daß bie 
Sache nicht fehr weittragend fein wird; es wird wahrfcheinlich nur die Stadt Wies- 
baden fein, die aus der Penſions⸗ und Reliktenkaſſe heraustreten könnte. Aber aud) 
diefer Punkt fcheint in der Kommiffion noch ber Aufllärung bebürftig, und daher 
ſchließe ich mich dem Antrage ber Herren Vorredner an, die Vorlage an die Kom- 
miffton für die Stadt- und Landgemeindeordnung für Heffen-Naffau zu überweiſen. 

Bas bie finanzielle Belaftung der Gemeinden durch den Gefegentwurf anlangt, 
bie umgefähr 22000 Mark beträgt, fo kann ich da nicht ganz fo ſchwarz fehen, wie 
der Herr Abgeordnete Cahensly. Diefe 22000 Mark werden hauptſächlich von den 
Gemeinden getragen werden, bie große Waldungen haben; das find gerade bie 
reichfien, und in der Regel werden in ihnen faum noch Steuern erhoben. 

Minifter für Landwirthichaft, Domänen und Forften Freiherr u. Hammerfein: 
Meine Herren, ich babe nicht die Abfiht, auf Spezialbeftimmungen des Gefeh- 
entwurfes einzugeben, da ich annehme, daß nad den bisher gefallenen Aeußerungen 
der Geſetzentwurf zur Borprüfung an eine KRommiffion verwieſen werben wird, welche 
die Gemeindeordnung von Hefien-Raffau berathen fol. Als felbftverftändlich habe ich 
e8 angefehen, daß der Herr Regierungspräftdent für Wiesbaden zunächſt das Wort 
ergriffen bat, da faft ausichließlich für feinen Berwaltungsbezirt das Geſetz zur An- 
wendung gelangen fol. Mit feiner Begründung für den Geſetzentwurf kann ih mic 
im Weſentlichen einverftanden erflären. Ich würde überhaupt das Wort zu ergreifen 
nicht für nöthig gehalten haben, wenn nicht ein formaler Gefichtspunft bier erörtert 
werden müßte. Eigentlich follen Geſetze für beftimmte Landestheile durch ben 
Kommunal» oder Provinziallandtag dieſes Bezirks vorgeprüft werben — die Herren 
wollen aus der Begründung die Darlegung der Gründe, aus denen eine Berweifung 
diefer Borlage an den Kommimallandtag für Wiesbaden nicht für nothwendig 
erachtet ift, entnehmen. Zunächſt bat diefe Vorlage der Prüfung der Kommiſſion 
für die Landgemeindeorbnung unterlegen, und biefe bat fi im Wefentlichen mit 
den Inhalte einverfianden erflärt, Dann hat die Staatsregierung nochmals Ber- 
treter der betheiligten Landestheile gehört und die vorgebrachten Wünfche berüdfichtigt. 
Unter dieſen Umftänden glaube ich, daB materiell völlig der Beſtimmung Genüge 
geleiftet if, daß bei Spezialgefeen für beftimmte Landestheile zunächſt den Betheiligten 
Gelegenheit gegeben werden foll, Stellung zu ber Borlage zu nehmen. Die Frage, 
ob die Angelegenheit fofort im Plenum zu erledigen oder zweckmäßiger an die Kom- 
miſſion zu verweifen ift, möchte ich dahin entfcheiden, daB ich glaube, es ift richtig, 
da fchon eime Reihe von Bedenken laut geworben find, die Vorlage durch eine 
Konımiffionsberathung vorpräfen zu laffen. 

Bräfident: Zur Gejchäftsorbnung hat das Wort ber Abgeordnete v. Zepper-Lasli. 

Abgeordneter u. Tepper-Basli: Meine Herren, nachdem die Herren Vorredner 
und auch ber Herr Minifter den Wunſch auf Kommifftonsberatbung ausgeſprochen 
haben, ziehe ich meinen Prinzipalantrag zurüd und erfläre mid) einverftanden, daß 
die Vorlage der Städte- und Landgemeindeorbnungstommiffion überwieſen wird. 
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Abgeorbneter Hefmaun: Meine Herren, nachdem Einftimmigleit jet darüber 
berricht, daß auch diefer Geſetzentwurf an die Kommiffion für die Städte und Laud⸗ 
gemeinbeorbnung für Heffen-Raffau verwiefen werden foll, kann ich mich kurz faflen. 

Bas im Allgemeinen die Nothwendigkeit der Borlage betrifft, jo bin ich mit 
hen Ausführungen des Herrn v. Zepper-Lasfi durchaus einverfianden. Ich möchte 
nur noch einen Geſichtspunkt hervorheben. Bis zur Cinverleibung des früheren 
Herzogtums Naffau in Preußen beftand ein Unterſchied zwiſchen fiaatlichen und 
KLommunalförftern überhaupt nicht; ſämmtliche untere Forſtbeamten waren berzoglidhe 
Zörfter, und erft bei der Einverleibung bat bie preußifche Regierung biefen Unter⸗ 
ſchied auf der ganz formalen Grundlage gemacht, nämlich ob der einzelne Forſter 
mehr Stantswald oder mehr Gemeindewald zu beauffidhtigen hat. Alſo erſt durch 
die preußifche Geſetzgebung ift diefer Unterfchieb in den Stand hineingetragen worden, 
und ich Halte e8 daher für eine Ehrenpflicht der preußifchen Geſetzgebung, jet bie 
materiellen Unterſchiede, die fi berausgebildet haben, nad) Moͤglichkeit zu befeitigen, 
um fo mehr, als die ganze dienſtliche Thätigfeit genau diefelbe ift bei den Gemeinde⸗ 
förftern und bei den Staatsförftern. 

Im Uebrigen kann ich jettt darauf verzichten, auf bie Einzelheiten des Geſetzes 
einzugeben. Ich halte einzelne Grundgedanken für durchaus richtig, möchte aber 
doch bezweifeln, ob im liebrigen die Grundſätze der Selbfiverwaltung, die wir für 
die Gemeinde im Allgemeinen jetzt aufftellen wollen, aud bier in der richtigen 
Weile durchgeführt find. ES wird in der Kommiffion zu prüfen fein, ob da Abhülfe 
getroffen werden lann. Es ift gar kein bdringendes Bebürfniß vorhanden, daß das 
Geſetz möglichtt bald angenommen wird; denn nad) dem Entwurf foll es mit dem 
1. April 1898 erſt in Kraft treten. Da wefentliche organifatorifche Veränderungen 
nicht vorgenommen werben follen, namentlich auch die zu gründenden Kaflen feine 
Scaoierigleiten machen, ba diefe für den Kommunalbezirk Wiesbaden bereit$ gebildet 
find, fo kann ich entgegen den Ausführungen des Herrn v. Xepper-Lasli ein brin- 
gendes Bebürfniß zu einer möglichft rafchen Verabſchiedung nicht erkennen. 

Im Vebrigen beziehe ich mich auf die Ausführungen des Herrn Dr. Lotichius, 
glaube auf, daß mein Freund Schaffner nicht gewillt war, das Belek glei im 
Plenum zu behandeln, fonbern daf auch er eine Kommiſſionsberathung wänfchte. 

Bräfident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; die Generaldiskuſſion 
iſt geichloffen. 

Es liegt allein der Antrag vor, den Gefegentiwurf derjenigen Kommiſſion zu 
überweifen, welche mit der Borberathung der Städte- und Landgemeindeorbnung für 
Heffen⸗Nafſau betraut if. Wenn ſich fein Wiberfpruch erhebt, werde ich aunehmen, 
daß das Haus diefem Antrage enfprechend befchloffen hat. — Widerſpruch erhebt fidh 
nicht; der Geſetzentwurf geht an die vorgedachte Kommiffton. 





C. Bericht 
ber XV. Kommiſſion über den Entwurf eines Geſetzes, betreffend bie Zorie 
ſchuzbeamten ber Gemeinden und äffentlien Unfinlten im NRegierungsbegirte 
Wiesbaden mit Ausſchluß des vormals Landgräflich Heflen-Homburgiidden Gebietes 
und des Stadtkreiſes Frauffurt a. M. 
Der zur Vorberathung für den Entwurf einer Städte- und Landgemeindeordnung 
für Heſſen⸗Nafſau eingeſetzten Kommiffion von 21 Mitgliedern wurde durch Beſchluß 
des Hauſes auch der vorfiehende Geſetzentwurf überwieſen und unterzog fidh die 
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Kommiffion in der legten, der zweiten Lefung ber Landgemeindeordnung gewidmeten 
Sitzung auch der erften Berathung dieſes Entwurfs. 
Als Bertreter der Königlichen Staatsregierung nahmen an der Berathung theil: 
1. für den Minifter für Lanbwirtfchaft, Domänen und Forften der Geheime 
Oberregierungsrath v. Friedberg, 
2. für den Miniſter des Innern der Geheime Regierungsrath v. Trott 
zu Sol;, 
8. für den fyinanzminifter der Geheime Oberſinanzrath Havenſtein. 

Der Gefegentwurf wurbe mit den zunächft zu erwähnenden Abänderungsanträgen 
angenommen. Da inbeffen ber Antragfieller des den $ 4 der Megierungsvorlage 
abändernden Antrags Nr. 2 sub 2 fidh vorbehalten hatte, eine andere Yormulirung 
feines Antrags einzubringen, und da der Kommiflar des Minifters für Landwirth⸗ 
ſchaft die Theilnahme eines forſttechniſchen Kommiffars aus dem Minifterium für 
Landwirthſchaft an der Beratbung für nothwendig erflärt hatte, der an der erften 
Sitzung theilzunehmen verhindert gewefen war, entſchied fich die Kommiſſion dafür, 
in eine zweite Berathung des Gefegentiwurfs einzutreten. An biefer nahm außer 
den genannten Kommiffaren der Diinifter des Innern und für Landwirthſchaft auch 
der Landforfimeifter Schultz theil. 

Erſte Beratbung. 

Bei der erfien Berathung wurden bie 8 1 und 2 ber Vorlage ohne Debatte 
angenommen. 

Zum $ 3 wurde von einem Kommtiffionsmitglieb folgender Antrag geftellt: 

Antrag 1. 
Dem 8 3 folgenden Abjak hinzuzufügen: j 
der 5 3 bes Naffauifchen Gefees vom 27. September 1849, Gehalt der 
Forſter betreffend, (B. Bl. 461) wird aufgehoben. 

Zur Begründung bes Antrages wurde ausgeführt, daß bie Vorlage fi nicht 
darauf beichränte, die Penfions- und Neliftenverforgungsverhältniffe der Gemeinde 
förſter in den betreffenden Xheilen bes Regierungsbezirks Wiesbaden zu vegeln, 
fondern ‚auch über die Bildung der gemeinfamen Schutzbezirke, die Anftellung und 
Beſoldung der Schutzbeamten u. A. Anordnung treffe und daß es daher an ber Zeit 
fei, bei diefer Gelegenheit die höchſt umgerechte und von den betroffenen Gemeinden 
auch als ſolche empfundene Beftimmung des 8 2 des erwähnten Naſſauiſchen Geſetzes 
aufzuheben, wonad bie Eigenthiümer der Domanial-Stiftungs- und Privatwalbungen 
befugt feien, bie inmerhalb der im $ 1 a. a. D. gegebenen geſetzlichen Grenzen 
zwifhen 5 und 7 Kreuzen vom Metermorgen (80 Pf. pro SHeltar) feitgejetsten 
Förfterbefolbungen denjenigen Gemeinden, welche von diefen Waldungen Steuern 
erheben, bis zu diefem Steuerbetrag in Aufrechnung zu bringen. Bei Berathung 
des dem Propinziallandtag der Provinz Heſſen⸗Naſſau f. 3. vorgelegten Entwurfes 
einer Stäbtes und Landgemeindeordnung habe der Provinziallandtag auch bereits eine 
ſolche Beftimmung angenommen, welche allerdings nicht die Aufrechnungsbefugniß 
aller in Frage kommenden Kategorien von Walbbefigern, fondern nur die des Fiskus 
als des weitaus größten Waldbefiters allein befeitigen wollte. Darin fei der Be 
ſchluß des Provinziallandtags wohl zu einfeitig verfahren. Dagegen fei es richtig, die 
veraltete und fo außerordentlich ungleich wirkende Beftimmung allgemein aufzuheben. 
In den wohlhabenden Gemeinden, welche nicht nöthig hätten, Gemeindeſteuern 
zu erheben, würde von den Gemeinden feinerlei Beitrag zu den Forſtſchutzkoſten der 


— 96 — 


Domänen⸗, . Stiftungs- und Privatwaldungen erhoben, während den Gemeinden, 
welche die innerhalb ihrer Gemarkung liegenden fiskaliſchen und Stiftungswaldungen 
(— bier namentlich die Waldungen des Naſſauiſchen Centralſtudienfonds —) von 
Rechtswegen zu den Steuern heranzögen, die Beträge in Höhe von 80 Pfennig pro 
ha angerechnet würden, jo daß ihnen oft nicht viel mehr verbliebe. Wenn die Forſt⸗ 
jhutloften mehr als die Kommunalfteuer betrügen, was im Falle der Erhebung 
eines geringen Prozentfates an Gemeindefteuern vorlommen könne, fo würden nur 
die dem Steuerbetrage gleichtommenden Forſtſchutzkoſten angerechnet und der Mehr- 
betrag würbe nicht eingefordert. Hieraus fchon ergebe fi), wie eigenthümlich dieſe 
Aufrechnung wirle.. Wenn e8 im Prinzip richtig fei, daß die Gemeinden für die 
Forftihutkoften der in ihren Gemarlungen liegenden Staats-, Stiftungs- und Privat- 
waldungen mit auflommen müßten, wie 3. ®. ja auch ber Feldſchutz durch Gemeinde 
beamte ausgelibt werde, fo müffe dieſes Prinzip für alle Gemeinden gelten, während 
jetzt gerade bie reichen Gemeinden ganz befreit feien, die ärmeren zur Erhebung von 
Gemeindefteuern gendthigten Gemeinden bie Forſtſchutzkoſten des Fiskus 2. mit- 
bezahlen müßten und fie ihr Befteuerungsrecht gegenüber diefen Waldbefikern 
iluforifh gemacht fehen. Beſonders hart treffe das einzelne, befonders wenn mit 
hohen Gemeindefteuern belaftete Gemeinden, in denen zufällig der Fiskus ober ber 
Bentralftudienfonds einen großen Waldlompler befäßen. Da bie finanzielle Bedeutung 
der Aufhebung der Aufrechnungsbefugniß nicht eine fehr große fei, wohl ſchwerlich 
mehr 'wie die Belaftung, die das vorliegende Gefeß den Gemeinden auferlege, fo 
follte der Staat füglich auf diejes odioſe Privilegium verzichten. Der Kommiffar 
des Finanzminiſters erflärte hierauf das Folgende: 

„Die von dem Here Antragfteller angeregte, von den Kommentatoren bes 
Kommunalabgabengefetes verſchieden beantwortete Trage, ob ber 8 2 des Naflauifchen 
Geſetzes vom 27. September 1849 durch das Kommunalabgabengefet aufgehoben fei, 
ift von dem Yinanzminifter eingehend geprüft, aber beftimmt verneint worden. 

Das durch $ 2 cit. den Waldeigenthimern gewährte Steuerlompenfationsrecht 
bat für den Fiskus eine nicht unbedeutende finanzielle Tragweite. Es kommen dafür 
38 317 ha Staatsforften in Betracht, der Fiskus würde alfo bei Aufhebung bes 
Privilegs jährlicd) in maximo 38317 - 0,80 — 30653 Mark mehr zu zahlen haben. 
Zur Zeit mag bie dadurd vom Fiskus erfparte Kommunalftenerfunme, da manche 
Gemeinden überhaupt Teine, die übrigen nicht glei Hohe Steuern vom Waldbefit 
erheben, zwiſchen 20 000 und 30000 Mark betragen. 

Der innere Grund jenes Steuervorrechts der Naſſauiſchen Waldeigenthümer 
liegt wohl in der Erwägung, baß die Beſitzer von Waldungen für biefen Theil ihres 
Eigenthums weniger Bortheile von den allgemeinen Kommunaleinrichtungen baben 
als die übrigen Grundbefiger und Angehörigen der Gemeinde, und daß fie, namentlich 
bei größerem Waldbefig, ein Schußperfonal auf eigene Koften unterhalten und biefe 
ihre finanzielle Belaftung mittelbar oder unmittelbar auch den Gemeinden zu Gute 
fommt. Die gleiche Erwägung hat die Staatsregierung beftimmt, ſowohl in 8 28 
bes Entwurfs zum Kommunalabgabengeſetz von 1892 wie auch in dem älteren Ent- 
wurf von 1879/80 die ganz ähnliche Beſtimmung vorzufchlagen, daß die Heranziehung 
der Waldungen zur Rommunalbefteuerung nur mit Y,—, bes für die Übrigen Liegen⸗ 
ſchaften feftgeftellten Steuerſatzes follte erfolgen dürfen, und wenn biefe Beftimmung 
fhließlich nicht Gele geworden und ber 8 2 des Naffauifchen Geſetzes von 1849 
deshalb nad; wie vor eine Ausnahmebeftimmung geblieben ift, fo kann dod nicht in 
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Abrebe geſtellt werden, daß ihr beachtenswerthe fachliche Gründe zur Seite ſtehen, 
und es Tann nicht anerfannt werden, daß diefe Ausnahmebeftimmung veraltet und 
deshalb ohne Weitere8 ber Befeitigung werth fei. 

Auch abgefehen hiervon ftehen nad, Anficht der Königlichen Stantsregierung dem 
Antrage auf Befeitigung des $ 2 cit. ſowohl in der vorliegenden Geſtalt wie in der 
von dem Provinziallandtag vorgejchlagenen Fafſung, wonach jenes Recht nur für den 
Fiskus aufgehoben, für die Standesherren und Privatwalbbefiger aber aufrecht 
erhalten bleiben follte, entfcheidende Gründe entgegen. 

Zunächſt befteht, ein innerer BZufammenhang zroifchen der Aufhebung dieſes 
Kompenfationsredhtes umd dem vorliegenden Gefetentwurf nicht. Der Entwurf bat 
weder die allgemeine Regelung der Aufbringung der Forftichug- und Forftverwaltungs- 
foften noch die Ordnung der Kommumnalabgaben zum Gegenftande, fondern will ledig- 
lich die Penfionsperhältniffe der Gemeinde» und Anftaltsförfter regeln und hier wie 
überall fonft im Stantsgebiet die VBerforgung diefer Gemeinde- und Anftaltsbeamten 
zur Aufgabe der betheiligten Korporationen erflären, Diefe Regelung bat mit jenem 
Kompenfationsrecht nichts zu thun, trifft alle Gemeinden in gleicher Weife, gleich 
gültig, ob und melde Steuern fie vom Waldbefitz erheben, und es erfcheint fchon 
deshalb ungerechtfertigt, aus dieſem Anlaß dem einen Theil der Gemeinden eine 
befondere Zuwendung auf Koften des Fisfus und der größeren Waldbefitter zu 
maden. Die Gefammtlaft, welche durch dieſen Gefetentwurf den Gemeinden und 
Anftalten auferlegt werden fol, beträgt nur ca. 22000 Mark, für die Gemeinden 
allein alfo noch weniger. Dem Fiskus aus diefem Anlaß eine Mehrzahlung bis zu 
30 000 Mark an die Gemeinden auferlegen, hieße thatfächlich nichts anderes, als bie 
Benfionslaft für die Forſtſchutzbeamten ber Gemeinden auf ben garnicht beteiligten 
Staat abmwälzen. — Bei ber Berathung des Kommunalabgabengejeges, wo der hier 
fehlende Zufammendang mit jener Sonberborfchrift des Naffauifchen Geſetzes that- 
fachlich gegeben war, bat man von einer Aufhebung des $ 2 cit. abgefehen und die 
ausdrüdliche Erklärung ber Motive, daß diefe Sondervorfchrift aufrecht erhalten bleiben 
ſolle, nicht bemängelt. 

Es kommt Hinzu, daß die Aufhebung des $ 2 cit. gerade für den Fiskus eine 
befondere Unbilligkeit einfchließen würde und noch viel weniger zu rechtfertigen wäre 
als für die übrigen Waldbeſitzer, für welche auch ber Provinziallandtag ihn erhalten 
wiffen wollte Für ben Fiskus ift jenes Kompenfationsrecht nur ein Beftandtheil 
der gefammten Rechte und Laften, welche die Naffauifche Gefesgebung ihm binfichtlich 
der Gemeindewaldungen zugewiefen bat, und kann nur in diefem Zuſammenhange 
richtig gewürdigt werben. Neben dem Kompenfationsredt bei dem Forſtſchutz feht 
die gefeliche Laft bei der Verwaltung ber Gemeinbeforften durch ſtaatliche Oberförfter. 
Der hierfür von ben Gemeinden an ben Staat gezahlte Berwaltungsfoftenbeitrag von 
0,49 Mark für Jahre und Hektar ift völlig unzulänglih. Der Durchſchnitt der Ver⸗ 
waltimgstoften ber ftantlichen Oberförftereien im ganzen Staatsgebiet beträgt aus- 
ſchließlich des Wohnungswerthes und ber Penfions- und Reliftenlaft 1,30 Dart für 
denn Heltar, und wenn man die im Negierungsbezirt Wiesbaden auf biefem Gebiet 
vom Staat aufgewendeten Verwaltungsfoften auf Staats und Gemeindeforften nad) 
der Fläche vertheilt, hierbei jedoch für den Staatsbefig (wegen der höheren Inan⸗ 
fpruchnahme der Thätigkeit der Oberförfter für ihn) felbft einen doppelten Koften- 
antheil in Anfat bringt, jo ergiebt fich, daß der Staat für bie Gemeindeforften hier 
eine Jahresleiſtung trägt, welche um faft 100 000 Mark itber die Gefammtvermaltungs» 

Jahrb. d. Preuß. Forft- u. Zagbgefehg. XXX. 7 
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beiträge der Gemeinden hinausgeht; auch hierbei find Wohnungswerth, Penfions- 
und Neliktenlaft noch nicht in Anſatz gebracht. Die in Ausficht genommene Er- 
höhung der Beſoldungen der Oberförfter würbe dem Staat nach demſelben Antheils- 
maßftab eine neue Laſt von ca. 20000 Mark für die Gemeindeforften des Bezirls 
auflegen, db. 5. wiederum ebenfoviel, als die ganze Penftonslaft beträgt, welche nad) 
dem vorliegenden Gefegentwurf die Gemeinden für ihr Forſtſchutzperſonal zu über- 
nehmen haben würden. Die Gefanmtmehrleiftung des Staates für die @emeinde- 
forften wird dann aljo ungefähr das 4fache deſſen betragen, mas er bei jenem 
Kompenſationsrecht ben Gemeinden in Gegenrehnung ftellen Zönnte. Diefe Mebr- 
feiftung des Staates ruht auf den allgemeinen Staatsfonds, alfo auf der Steuerfraft 
des ganzen Landes; diefer kommt aud der fisfalifche Bortheil aus dem Kom⸗ 
penfationsrecht zu gut. Die Befeitigung dieſes Vortheils wäre eine neue Belaſtung 
ber übrigen Theile der Monarchie zu Gunften der Privatwirthſchaft der Naſſauiſchen 
Kommunen. Selbſt wern man baher mit bem Herrn Antragfteller zu der Anficht 
gelangen Fünnte, daß jenes Sonderrecht des 8 2 cit. eine fachlich nicht begründete Be- 
günftigung des Fisfus und der übrigen Waldbefiker bdarftelle und deshalb feiner 
Aufhebung näher zu treten fei, fo wäre als Korrelat zu fordern, daß gleichzeitig Die 
weit größere Belaftung des Fiskus auf dem Gebiet der Berwaltung ber Oberförftereien 
Befeitigt und die auf diefem Gebiet den Fiskus zu Gunften der Gemeinden be- 
ſchwerenden Beſtimmungen der Naffauifchen Gefetsgebung einer entfprechenden Revifton 
unterzogen würden. Ich habe deshalb um Ablehnung bes Antrages zu Bitten. 

Auch aus der Kommiffion fand der Antrag feine Unterftüßung. Dem Antrag 
gegenüber wurde von einem Mitglied der Befürchtung Ausdrud gegeben, daß bie 
Annahme des Antrages das Zuftandefommen bes für die Gemeindeförfter fo dringend 
erwünfchten Geſetzes erſchweren, ferner aber auch den Fiskus veranlaffen könne, wenn 
ihm die Kompenfationsbefugniß entzogen werde, ftärtere Anſprüche an alle Gemeinden 
in Bezug auf ihre finanziellen Leiftungen für die Forſtverwaltung zu erheben. Ein 
anberes Kommiffionsmitglieb hielt e8 nicht für angezeigt, diefe Dlaterie in dem vor» 
liegenden Gefete zu regeln. Der Antragfteller mußte die Ausführungen des Kom- 
miſſars bes Finanzıninifters in mancher Hinficht als begründet anerkennen, namentlich 
infofern, als die Beiträge der Gemeinden zu ben Oberförfterbefoldungen nur niedrig 
feien, hielt aber den durch Aufhebung des fisfalifchen Rechts entitehenden finanziellen 
Ausfall für fo gering, da ja ungefähr die Hälfte der Gemeinden, in welchen Staats- 
waldungen liegen, feine Steuern erhöben, daß von einer Belaſtung der Steuerzahler 
faum die Rede fein Fönne, fo baß es wohl angängig fei, die fo ungleich wirkende 
und gerade die armen Gemeinden belaftende Beftimmung felbft ohne Ablöfung auf- 
zuheben. 

Der Antrag wurde indeſſen hierauf abgelehnt. 

Antrag 2 Ziffer 1. 

Zu 8 3 lag ein Antrag vor, dem Paragraphen folgenden Abfat 2 anzufügen: 
Es können baneben der nad dem Durchſchnitt ber Ichten 10 Jahre 
zu berechnende Neinertrag der bewaldeten Flächen ſowie die Leiftungs- 
fähigfeit der einzelnen Gemeinde berüdfichtigt werden. 

Der Antragfteller führte aus, daß der Maaßſtab der Flaͤche für die Aufbringung 
der Befoldungen gemeinfchaftliher Schutzbeamten keineswegs immer der zutreffendfte 
fein würde. Vielmehr käme e8 aud auf die Reinerträge ber betreffenden Waldflächen 
an. So gehörten in feiner Heimath zu den Gemeindewaldungen größere wenig er- 
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giebige Weideflächen und es ſei nicht billig, dieſe ſo zu den Beſoldungen heranzuziehen 
wie ertragreiche Waldungen mit gutem Waldboden. Auch die Leiſtungsfähigkeit der 
betreffenden Gemeinden ſei nicht bedeutungslos und ſollte berüdfichtigt werben. 

Bon einem Kommiffionsmitgliede wurde dem entgegengebalten, daß ber Antrag 
auf dem Papier zwar ganz gerecht erfcheine, in der Praris aber zu Schwierigleiten 
führen würde, da bie Reinerträge der Waldungen wechielten und dann immer ein 
neuer Beitragsfuß aufgeftellt werden müſſe. Auch ber Kommiffar bes Minifters für 
Landwirthſchaft widerſprach dem Antrage, exrflärte fi) aber mit einem von dem lett- 
erwähnten Kommiffionsmitgliede geftellten Antrage: 


Antrag 3 
in $ 3 binter dem Worte „ift” einzufchalten die Worte 
Mangels anderweiter Vereinbarung 

einverftanden. Hiernach bleibt es den betheiligten Waldbefigern überlaffen, bei bem 
Abkommen über die Befoldung des gemeinfamen Schutbeamten allen befonderen 
Berbhältniffen, der größeren oder geringeren Exgiebigleit der Waldungen u. f. w Rech⸗ 
nung zu tragen, und erſt wenn eine Vereinbarung nicht zu Stande kommt, iſt die 
Befoldung nach dem Maßftab der Fläche aufzubringen. 

Der Antrag 2 Ziffer 1 wurde hierauf zu Gunften des Antrags 3 zurüdgezogen 
und diefer lettere angenommen, ebenfo der 8 3 in der abgeänderten Faſſung. 

Zu 8 4 wurben von zwei Seiten folgende Anträge geftellt: 


Antrag 2 Biffer 3 
a) anftatt ber Worte „ber Regierungspräfident nad) Anhörung bes Kreis- 
ausfchuffes, wenn Städte betbeiligt find, des Bezirksausſchuſſes“ die Worte 
zu ſetzen: 
auf Verlangen des Wegierungspräfidenten der KreiSausfhuß, wenn 
Städte betbeiligt find, der Bezirksausſchuß; 


Antrag 4 
d) die 3 lebten Zeilen zu faflen wie folgt: 
der Kreisausichuß, wenn Städte betheiligt find, der Bezirksausſchuß. 

Zunächſt wurde der letzte Antrag vom Antragiteller damit begründet, daß bie 
Rechte des Negierungspräfidenten nicht verftärkt werden bürften unb bie nad) dem 
8 4 zu treffenden Entfcheibungen beffer von den Selbftverwaltungsbehörden getroffen 
würden. 

Auch der Antragfteller des Antrages 2 Ziffer 2 legte bei feiner Begründung 
Gewicht auf die entfcheidende Mitwirkung der Selbftverwaltungsbehörden und em- 
pfiehlt feinen Antrag gegenüber der Konftruftion des $ 4 der Vorlage, der nicht 
recht paſſe zu der fonft in den Geſetzen feftgelegten Kompetenz der Selbfiverwaltungs- 
bebörden. Anerkennen müffe er freilich, daß bei den hier zu regelnden Berhältniffen 
eine fchärfere Handhabung ber Auffichtsbefugniffe geboten fei, was fein Antrag mit 
den Worten: 

auf Verlangen bes Regierungspräfidenten 
zu treffen fuche. 

Beiden Anträgen wurde aus der Mitte der Kommiffion widerfprodden und 
namentlich dagegen Einfpruch erhoben, daß man die Stellung des Wegierungs- 
präfidenten bier wieberum befcjneiden wolle, der mit Rüdficht auf die ihm zur Seite 
fehenden forfttechnifchen Berather allein in ber Lage fei, hier richtige Entfcheidungen 

Tr 


zu treffen, Die Anhörung der Selbftverwaltungsförper, mit der man fi) aud auf 
einer feiner Zeit in Wiesbaden unter Theilnahme mehrerer Abgeordneten ftattgehabten 
Konferenz begnügt babe, fei völlig ausreichend. 

Auch regierungsfeitig wurbe beiden Anträgen widerfprodden und bat zunächft der 
Kommiffar bes Minifters für Lanbwirtbichaft es bei ber Faſſung der Vorlage zu 
belaffen, welche doch dem Negierungspräfidenten nur eine fakultative, feine obliga- 
torifche Entfcheidung gebe, Diefelbe trete doch nur fubfibiär ein, wenn eine Ber- 
fländigung unter ben Betheiligten nicht zu Stande komme, Auch fei der Umſtand 
zu beachten, daß es fich bei der Beſetzung ber Stellen in ben größeren Schugbezirten 
um Beamte mit militairifcher und forfttechnifcher Vorbildung und mit der VBefugniß 
zum Waffengebrauch Handle, die man nicht gemwiffermaßen ben Selbftverwaltungs- 
organen unterſtellen Tönne. 

Der Kommiffar des Minifters des Innern flimmte dem zu und führte noch 
aus: Wenn der Antragfteller bes Antrages zu 2 feinen Antrag damit begründet 
habe, daß durch die Faſſung der Vorlage ein Bruch mit dem Selbitverwaltungsfyften 
ftattfinde, fo fei dem entgegenzubalten, daß hier befondere Berhältniffe vorlägen, die 
Nechte der Auffichtsbehörde anders zu regeln. Die Faſſung des Antrages „auf Ber: 
langen bes Regierungspräfidenten” fei eine ungewöhnliche und könne die gegen den 
Antrag vorliegenden Bedenken nicht abſchwächen. Auch fei zu dem Antrag noch zu 
bemerken, daß er den all nicht treffe, wenn Forſtſchutzbezirke in 3 Kreifen liegen. 

Der Antragfteller wies den Ausführungen der NRegierungstommiffare gegenüber 
darauf Hin, daß er ja der Auffichtsbehörde hier keineswegs die Initiative einfchränfen 
wolle. Im Uebrigen könne ebenfowenig wie der Regierungspräfident fo auch ber 
Bezirlsausihuß von dem forfttechnifchen Gutachten abgehen, fo daß der Einfluß des 
Oberforftmeifters ausreichend gewahrt bleibe. 

Bon einer anderen Seite wurbe dann noch ein Zweifel angeregt, ob die Worte 
„Über die Beſetzung ber Stellen und bie Feſtſetzung und Aufbringung ber Be 
foldungen der Schutbeamten” fi nur auf die gemeinſchaftlichen Schutzbezirke 
beziehen follten, oder ob die Entſcheidung des Negierungspräfidenten in der an- 
gegebenen Richtung bei allen Stellen von Gemeindeforſtſchutzbeamten eintrete. Sei 
das Erftere richtig, jo müffe das klarer ausgebrücdt werben. Es wurde daher der 
Antrag geftellt: 

Antrag 5 
in Beile 3 hinter dem Wort „Forſtſchutzbeamten“ einzufchieben: 
in ſolchen Schutzbezirken. 

Nach Schluß der Debatte wurden hierauf die Anträge 4 und 5 abgelehnt, da⸗ 
gegen ber Antrag 2 Ziffer 2 angenommen, wobei ſich der Antragſteller vorbehielt, 
eine andere Faſſung des Antrages bei einer nod) ftattfindenden Situng einzubringen, 

Der $ 4 wurde in ber durd) den Antrag 2 Biffer 2 abgeänderten Form hiermit 
angenommen. - 

Zu $ 5 wurde von einem Kommiffionsmitgliede die Anfrage geftellt, ob man 
bie lebenslängliche Anftellung, die ja dem Prinzipe mwiderfpreche, welches für die An- 
ftellung der Gemeindebeamten nad) ber eben berathenen Städte und Landgemeindes 
ordnung aufgeftellt fei, nicht auch für den Regierungsbezirk Caffel einführen könne. 

Der Kommiffar des Minifters für Landwirthſchaft wies demgegenüber auf die 
Berichiedenheit ber Verhältniffe hin. Im Negierungsbezirt Caffel fei der Staatswald 
überwiegend, e8 feien dort nur 59000 ha Gemeinde- und 9450 ha Stiftungsforften, 
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während im Bezirt Wiesbaden 163000 ha Gemeindewald vorhanden feier. Der 
Staatswaldbeſitz habe in Caſſel eine gefchloffene, in Wiesbaden meift eine zerfplitterte 
Lage. Caſſel habe viel weniger Gemeindeförfter, da dort meift die Staatsforſtſchutz⸗ 
beamten den Schu der Gemeindewaldungen vertragsmäßig mit übernehmen. 

Die 85 5 bis 13 wurden bierauf ohne weitere Debatte unverändert an- 
genommen. 

Zu 8 14 wurde ein Antrag geftellt, demfelben folgende Worte hinzuzufügen: 


Antrag 6 
fofern dadurch die Intereſſen des Kaffenverbanbes nicht verletst werben 
und damit begründet, daß der Kaffenverband namentlich gegen die durch ben Austritt 
einer größeren Zahl von Mitgliedern für ihn entftehenden und feine Leiftungsfähigkeit 
berübrenden Schwierigfeiten gefhügt werden müſſe. 

Der Kommiffar des Miniſters für Landwirtbichaft wies darauf bin, daß dies 
bereits in der Begründung zu $ 14 zum Ausdrud gebracht fe. Die Kommilfion 
309g es indeffen vor, die Abficht des Antrags auch im Geſetze felbft feftzulegen und 
nahm den Antrag an. 

Die 88 15 und 16 und danad) das ganze Geſetz mit den erfolgten Abänderungen 
wurden darauf angenommen. 

Der Kommiffar des Minifters für Landwirthſchaft gab dann die Erklärung ab, 
daß es nothig ſei, namentlich wegen ber zu $ 4 von der Kommiſſion beſchloſſenen 
Abänderung eine wiederholte Berathung unter Zuziehung des forfttechnifchen Bei⸗ 
rathes, der heute verhindert fei, vorzunehmen, wozu ein Kommiffionsmitglied be» 
merkte, daß das ja bei Berlefung des Berichtes gefchehen könne. 

Indeſſen batten Privatbefprechungen zwiſchen einzelnen Mitgliedern und ben 
Regierungstommiffaren zu dem Ergebniß geführt, daß es beſonders wegen des $ 4 
der Borlage, deſſen abgeänderter Faſſung erhebliche Bedenken feitens ber Regierungs⸗ 
tommiffare und insbefonbere. ſeitens des forfttechnifehen Kommiffars entgegengebradht 
wurden, nöthig fei, in eine erneute Berathung der zweifelhaft gebliebenen Punkte 
einzutreten und beſchloß die Kommiffion demgemäß. 


Zweite Berathung. 
In biefer zweiten Sikung war von dem Antragfteller bes bei der erften Be⸗ 


rathung zu 2 Biffer 2 geftellten Antrags folgender umfaffende Antrag eingebradht: 


Antrag 7. 
Die 88 2, 3 und 4 wie folgt zu faflen: 

8 2. Abſatz 1 des Entwurfes bleibt Abfak 2. Falls über die Bildung ge- 
meinfchaftlicher Schutsbezirke eine Verftändigung unter den Betheiligten 
nicht erzielt wird, entfcheidet der Regierungspräfident nad Anhörung 
des Kreisausfchuffes, wenn mehrere Kreife betheiligt find, der Kreis. 
ausfchüffe, fowie, wenn ein Stadtkreis betheiligt ift, des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes. 

Abſatz 2 des Entwurfes bleibt als Abſatz 3. 

8 3. Die Beſetzung der Stellen erfolgt: 

a) bei Städten durch den Magijtrat, wo ein ſolcher nicht beſteht, 
durch den Bitrgermeifter nach Anhörung der Stabtverorbneten- 
verfammlung, 
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db) bei Landgemeinden mit Tollegialifhen @emeindevorftand durch 
diefen, 
c) bei den übrigen Landgemeinden durch den Bürgermeifter nad 
Anbörung der Gemeindeverfammlung (Gemeindevertretung), 
a) bei öffentlichen Anftalten durch deren verfafjungsmäßige Ber- 
tretung. 
Bird bei gemeinfchaftlihen Schutbezirfen unter den Betheiligten über 
die Beſetzung ber Stelle eine Verſtändigung nicht erzielt, fo entfcheibet 
der Regierungspräfident. 


8 4. Die Feſtſetzung der Beſoldungen unterliegt in allen Fällen der Ge- 
nebmigung des Bezirksausſchuſſes. 

Diefer entfcheidet auch, falls bei gemeinſchaftlichen Schutbezirken 
über die Feſtſetzung der Befoldungen eine Berfländigung unter den 
Betheiligten nicht erzielt wird. 

Der NRegierungspräfident kann verlangen, daß angemeffene Be» 
foldungsbeträge bewilligt werden, unb im Falle der Weigerung bie 
Eintragung des Betrages in den Haushaltsetat verfügen. Gegen die 
Verfügung ſteht den betheiligten Gemeinden und Anftalten die Klage 
beim Oberverwaltungsgerichte offen. 


Die VBefoldung gemeinfchaftlicher Beamten ($ 2) ift von den Wald- 
befigern Mangels anderweiter Vereinbarung nad) Maßgabe der Fläche 
ber beteiligten Waldungen aufzubringen. 

Der Antragfieller erläuterte feine Anträge dahin, daß er in feinem früheren 
Antrag zu $ 4 nur ein Prinzip babe aufftellen wollen, die Ausführung deſſelben 
aber in den jeßigen Anträgen verfolge, welde die Bildung gemeinſchaftlicher Schut- 
bezirte, die Befegung ber Stellen, ſowie bie Feſtſetzung und Aufbringung der Be⸗ 
felbungen der Schutbeamten unter Berüdfihtigung der Beſtimmungen der neuen 
Städte- und Landgemeindeordnung überall im Einzelnen vegele. 

Die Regierungslommiflare feien mit der jetiigen Faſſung der Anträge, die auf 
Grund eingehender Beſprechungen mit den Kommiffaren de8 Minifters für Land⸗ 
wirthſchaft zu Stande gefommen jeien, einverftanden, und wurde dies vegierungs- 
feitig beftätigt. 

Der Kommiffar des Minifters des Innern führte aus, daß er gegen die jetigen 
Unträge, welche die Vorlage vervollſtändigten, materiell nichts einzuwenden babe, 
fendern nur formell Meine Abänderungen vorzunehmen fein möchten. Der 5 3 der 
Anträge fei den entiprecjenden Beſtimmungen der Landgemeindeorduung nachgebildet 
und enthalte nur sub ce eine gewiffe Divergenz mit derfelben, weldye ſich aber durch 
daB befondere Weien der hier in Trage kommenden Stellen wohl rechtfertigen lafle. 
Auch erſcheine die Abweichung von der Landgemeindeordnung bei $ 4, daß bier der 
Bezirksausſchuß maßgebend fein jolle, unbedenflid. Empfehlen würde es fich jedoch, 
um die lieberfichtlicheit und den Zufammenbang ber einzelnen Beftimmungen beſſer 
zu wahren, wenn die 855 und 6 der Regierungsporlage hinter den $3 der 
Anträge gefellt würden. 


Die Kommiſſion wer hiermit einverflanden, und ebenfo damit, daß auf An- 
y 9 des jorfttechnifchen Kommiſſars und auf entfpredjenden Antrag des Antrag. 


i 
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fiellers bie lettten zwei Zeilen des Abſatzes 3 des 8 5 der Regierungsvorlage, ent- 
fprechend der Yaflung des neuen Abjates 2 des $ 2, folgenden Wortlaut erhielten: 
„des Kreisausichuffes, wenn mehrere Kreife betheiligt find, ber Kreis⸗ 
ausfchüffe, fowie, wenn ein Stadtkreis betheiligt ift, des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes.“ 
Hierauf wurde der ſo umgeſtaltete Geſetzentwurf im Ganzen angenommen. 
Die Kommiffton empfiehlt hiernach folgenden Beſchluß: 
Das Haus der Abgeordneten wolle bejchließen: 
dem Entwurfe eines Gefetes, betreffend die Forftfhuk- 
beamten der Gemeinden und Öffentliden Anftalten im 
Regierungsbezirt Wiesbaden, mit Ausfhluß des vormals 
landgräflich Heffen-Homburgifhen Gebietes und des Stadt- 
kreiſes Frankfurt aM. (Nr. 68 der Drudfaden), in ber 
aus ber beigefügten Zufammenftellung erfichtliden Faffung 
ber Kommiffionsbefhlüffe die verfaffungsmäßige Zu- 
timmung zu ertheilen. 
Berlin, den 8. Mai 1897. 


Die XV. Kommilfien. 
v. Kröder, Vorfigender. Dr. Bedmann, Berichterftatter. v. Baumbad. Bein- 
bauer. Biefenbad. Cahensly. v. Chriſten. Dasbad. Hobler. Hof- 
mann. Iſenburg. Junghenn. Dr. Lotichius. v. Pappenheim-Liebenau. 
Dr. Schilling. Dr. Spahn. v. Tepper-Lastli. Weſter Schulte Winckler. 
Wintermeyer. Zimmermann. 


Zuſammenftellung des Geſetz⸗ Entwurfes nad) den Beſchlüfſen 
der Rommilfion. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zc. 
verordnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages Unferer Monardie für den 
Regierungsbezirt Wiesbaden mit Ausfchluß des vormals Landgräflih Heffen-Hom- 
burgifchen Gebietes und des Stadtkreifes Frankfurt a. M. was folgt: 

8 1. 

Unverändert. 

8 2, 

Diejenigen Gemeinden und dffentlihen Anftalten, deren Waldungen zu Mein 
zur Anftellung eines eigenen Yorftfchutbeamten find, haben ſich, ſoweit die örtlichen 
Berhältniffe nicht entgegenftehen, mit anderen Wald befigenden Gemeinden und 
öffentlichen Anftalten zur gemeinfchaftlihen Anftellung eines Forſtſchutzbeamten 
zu vereinigen, 

Falls üder die Bildung gemeinjchaftlicher Schugbezirte eine Berfländigung 
unter den Betheiligten nicht erzielt wird, entſcheidet der Negierungspräfident nad 
Anhörung des Kreisausſchuſſes, wenn mehrere Kreiſe betheiligt find, der NKreik 
außichüfie, jowie wenn ein Stadtkreis betheiligt ift, des Bezirksausfchuflee. *) 


* Vergl. $ 4 der Regierungsporlage. 
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Mit Zuftimmung der betheiligten Waldbefiger (Staat, Gemeinden und öffent⸗ 
lichen Anftalten) können vereinzelt liegende Flächen bon Stantswald derartigen 
gemeinfchaftlihen Schutzbezirken angefchloffen ober vereinzelt liegende Gemeinde- ober 
Anſtaltswaldungen fisfalifhen Schutbezirfen angefchloffen werden. 

88. 


Fäalt wen. 
84, 


Die Belegung ber Stellen erfolgt: 

a) bei Städten durch den Magiftrat, wo ein folder nicht beſteht, durch 
den Bürgermeifter nad) Anhörung der Stadtverorbnetenverfammluug, 

b) bei Landgemeinden mit Tollegialiihem Gemeindevorſtand durch dieſen, 

c) bei den übrigen Landgemeinden durch den Bürgermeilter nach Anhörung . 
der Gemeindeverfammlung (Gemeindevertretung), 

d) bei öffentlichen Anftalten durch deren verfaſſunggmäßige Vertretung. - 

Wird bei gemeinſchaftlichen Schutzbezirken unter den Betheiligten über die Be- 
ſetzung der Stelle eine Berfländigung nicht erzielt, fo entfcheidet der Regierungs⸗ 
präfident. 

85. 

Die Forſtſchutzbeamten der Gemeinden und öffentlichen Anftalten bedürfen ber 
Beftätigung durch den Regierungspräftdenten und find nad) bormwurfsfreier Ablegung 
einer einjährigen Probebienftzeit auf Lebenszeit anzuftellen. 

Ausgefchloffen von der Anftellung auf Lebenszeit bleiben diejenigen Beamten, 
deren Zeit und Kräfte durch die ihnen übertragenen Gefchäfte nur nebenbei in An- 
ſpruch genommen werden, oder welche nur für ein feiner Natur nad) vorübergehendes 
Geſchäft angenommen worben find. 

Darüber, ob eine Forſtſchutzbeamtenſtelle eine ſolche ift, daß fie die Zeit und 
Kräfte eines Beamten nur nebenbei in Anfprud; nimmt, entfcheidet mit Ausfhluß 
bes Rechtsweges der Negierungspräfident nad) Anhörung des Kreisausfhuffes, wenn 
mehrere Kreife betheiligt find, der Kreisausſchüſſe, jowie, wenn ein Stadtkreis 
betheiligt iſt, des Bezirksausſchuſſes. 

86, 


S 6a. 

Die Feſtſetzung der Bejoldungen unterliegt in allen Fällen der Genehmigung 
des Bezirksausſchufſes. 

Diefer entſcheidet auch, falls bei gemeinſchaftlichen Schutzbezirken über bie 
Feſtſetzung ber Beioldungen eine Berfländigung unter den Betheiligten nicht 
erzielt wird. 

Der Regierungspräfident kann verlangen, dab angemeflene Beſoldungsbeträge 
bewilligt werden, und im falle der Weigerung die Eintragung bed Betrages in 
den Haushaltsetat verfügen. Gegen diefe Berfügung fieht den beiheiligten Ge⸗ 
meinden und Anflalten die Sage beim Oberverwaltungsgerichte ofien.*) 

Die Befoldung gemeinfchaftlicer Beamten ($ 2) ift von den Waldbefiern 
Mangeld anderweitiger Vereinbarung nad; Maßgabe der Fläche der betheiligten 
Baldungen aufzubringen. **) 


Unverändert. 


*) Bergl. $ 4 ber Regierungsvorlage. 
* Vergl. $ 3 der Regierungsvorlage. 
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88 7 bis 13, 

Unverändert. 

8 14. 

Diejenigen Gemeinden, welche anderweit ausreichend für bie Penftonirung ihrer 
Forſtſchutzbeamten und die Verſorgung von deren Wittwen und Waiſen geſorgt 
haben, kann von dem Regierungspräſidenten das Fernbleiben von dem Kaſſenver⸗ 
bande oder der Wiederaustritt aus demſelben geſtattet werden, ſofern dadurch die 
Interefſen des Kafſenverbandes nicht verletzt werden. 

SS 15 und 16. 

Unverändert. 

Urkundlich zc. 


D. Zweite Berathunug. 
(88. Sigung am 19. Mai 1897.) 


Bizepräfident Dr. ſtrauſe: Wir kommen zum 6. Gegenftand der Tagesordnung: 
Zweite Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend die Forſtſchutzbeamten ber 
Gemeinden und öffentlichen Anftalten im Regierungsbezirte Wiesbaden mit 
Ausſchluß des vormald Landaräfiih Heſſen⸗Homburgiſchen Gebietes und 
des Stadtkreiſes Frankfurt a. M. — 

Berichterſtatter ift der Abgeordnete v. Pappenheim⸗Liebenau an Stelle bes Abgeord- 
neten Dr. Beckmann. 

Sch eröffne die Beſprechung ber $ 1. — Das Wort bat der Herr Bericht⸗ 
erftatter. 

Berichterftatter Abgeordneter dv. Bappenheim-Liebenau: Der vorliegende Geſetz⸗ 
entwurf ift in Ihrem Auftrage von der XV. SKommiffion zur Vorberathung der 
Städte- unb Fandgemeindeordnung für die Provinz Heffen-Naffau in zweimaliger 
Leſung durchberathen. Sie finden im Bericht ausführlihde Mittheilungen und Be- 
grümdungen für die Abänderungsvorſchläge. Sch darf wohl annehmen, daB der 
Bericht den Herren allen gegenwärtig ift, und befchränfe mich deshalb darauf, dieſe 
Mittheilung zu machen. 

Bizepräftdent Dr. Krauſe (Königsberg): Ich ſchließe die Veſprechung über $ 1, 
da das Wort nicht verlangt ift, und ftelle die Annahme des 8 1 durch das 
Haus feit. 

Ich eröffne die Beſprechung fiber $ 2, zu dem ein Abänderungsantrag ſeitens 
der Rommiffion geftellt if. — Das Wort ift nicht verlangt; ich fchließe die Be- 
fprehung und ftelle ohne Abftimmung feft, daB dem Antrage der Kommiſſion 
gemäß $ 2 angenommen ill. 

Ich eröffne die Beſprechung über $ 3. Hier liegt der Antrag der Kommilfion 
auf Streihung vor. Das Wort hat der Herr Berichterſtatter. 

Berichterftatter Abgeordneter v. PBappenheim- Liebenau: Auch dies ift eigentlich 
nur ein redaltioncher Antrag, denn das, was ber 8 3 hier vorſchlägt, wird Ihnen 
feitens der Kommiffion vorgefchlagen, in $ 6a zu verlegen, und e8 wird bort bie 
Feſtſetzung der Befoldungen geregelt. Ich glaube, auch hier Tann ich auf weitere 
Ausführungen verzichten, da fich dies von felbft ergiebt. 


Bizepräfident Dr. ſtrauſe (Königsberg): Das Wort ift nicht verlangt; ich ſchließe 
die Befprehung. Wir müffen, da $ 3 in ber Regierungsvorlage befteht, formell ab» 
fimmen. Ich bitte diejenigen Herren, welde entgegen dem Borfchlage ber Kom- 
miffion $ 3 nach der Regierungsvorlage annehmen wollen, ſich zu erheben. 

(Gefchieht.) 
Das ift die Minderheit; $ 3 ift abgelehnt. 

Ich exöffne die Beiprehung über SS 4, — 5, — 6, — 6a, — 7, — 8, 
9, — 10, — 11, — 2, — 13, — 14, — 15, — 16. — Das Bort if nicht 
verlangt; ich jchließe die Beſprechung. Widerfpruch gegen die Abänderungsvorichläge 
der Kommiffion beziefungsmeife gegen die Faſſung der Regierungsvorlage ift nicht 
erhoben; ich ftelle die Annahme aller diefer Paragraphen nach den Borfchlägen ber 
Kommiſſion feft. 

Ich eröffne die Beiprehung über Ueberfchrift und Einleitung, fchließe diefelbe, 
da das Wort nicht verlangt wird. Auch Ueberfchrift und Einleitung find, wie id 
feftftelle, nad) der Vorlage vom Haufe angenommen. — Damit ift aud) diefer 
Gegenftand der Tagesordnung erledigt. 


E. Beſchlüſſe Des Abgeordnetenthanſes in Der zweiten Berathung. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
verorbnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages Unferer Monarchie für den 
Regierungsbezirt Wiesbaden mit Ausfchluß des vormals Landgräflich Heffen-Hom- 
burgifchen Gebietes und des Stabtfreifes Frankfurt a. M. was folgt: 

8 1. 

Unverändert. 

82. 

Diejenigen Gemeinden und Öffentlichen Anftalten, deren Waldungen zu Hein 
zur Anftellung eines eigenen Forſtſchutzbeamten find, haben fich, fomweit die örtlichen 
Berhältniffe nicht entgegenftehen, mit anderen Wald befitenden Gemeinden und 
Öffentliden Anftalten zur gemeinfchaftlihen Anftelung eines Forſtſchutzbeamten 
zu vereinigen. 

Falls über die Bildung gemeinſchaftlicher Schutzbezirke eine Berfländigung 
unter den Betheiligten nicht erzielt wird, enticheidet ber Negierungspräfident nad 
Anhörung des Kreisausſchuſſes, wenn mehrere Kreiſe beibeiligt find, der ſtreis⸗ 
außfchüfle, ſowie wenn ein Stadtkreis betheiligt iſt, bed Bezirksſsausſchufſes, *) 

Mit Zuftimmung der betheiligten Waldbefiger (Staat, Gemeinden und öffent- 
lichen Anftalten) können vereinzelt Tiegende Flächen von Staatswald derartigen 
gemeinſchaftlichen Schutzbezirken angeſchloſſen oder vereinzelt liegende Gemeinde⸗ ober 
Anftaltswaldungen fisfalifchen Schutsbezirten angefchloffen werden. 

88. 

Die Beſetzung der Stellen erfolgt: 

a) bei Städten durch den Magiſtrat, wo ein foldder nicht befteht, durch 
ben Bürgermeilter nach Anhörung der Stabtverordnetenveriammlung. 
b) bei Landgemeinden mit Tollegialifchem Gemeindevorſtand durch Dielen, 


*) Rergl 5 4 ber Regierungsvorlage. 
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6) bei ben übrigen Sanbgemeinden durch den Bürgermeifter nad An⸗ 
börung ber Gemeindeverfammlung (Gemeindevertretung), 
a) bei öffentlihen Anftalten durch deren verfafiungsmähige Vertretung. 

Wird bei gemeinihaftliden Schutzbezirken unter ben Betheiligten über bie 
Beſetzung der Stelle eine Berftändigung nicht erzielt, jo enticheidet der Regierungs- 
präfident. 

8 4. 

Die Forfifchugbeamten der Gemeinden und Öffentlichen Anftalten bedürfen der 
Beftätigung durch den Regierungspräfidenten und find nad) vorwurfsfreier Ablegung 
emer einjährigen Probedienftzeit auf Lebenszeit anzuftellen. 

Ausgeichloffen von der Anftellung auf Lebenszeit bleiben biejenigen Beamten, 
deren Zeit und Kräfte durch die ihnen übertragenen Gefchäfte nur nebenbei in An- 
pruch geuommen werben, oder welche nur für ein feiner Natur nad) vorübergehendes 
Geichäft angenommen worden find. 

Darüber, ob eine Forſtſchutzbeamtenſtelle eine folche ift, daß fie die Zeit und 
Kräfte eines Beamten nur nebenbei in Anſpruch nimmt, entjcheidet mit Ausſchluß 
des Rechtsweges der Megierungspräfidtent nad) Anhörung des Kreisausfchuffes, 
wenn mehrere Kreiſe betbeiligt find, der Kereiſsansſchüſſe, ſowie, wenn ein Stabt- 
kreis betbeiligt If, des Bezirksausfchuffes. 

85. 

Unverändert wie $ 6 der Regierungsvorlage. 


Die Feſtſetzung der Beloldungen unterliegt in allen Fällen der Genehmigung 
des Bezirlsausſchuſſes. 

Diefer entſcheidet auch, falls bei gemeinſchaftlichen Schutzbezirken über bie 
Feſtſetzung ber Beſoldungen eine Berftändigung unter ben Betheiligten nit 
erzielt wirb. 

Der Regierungspräfibent laun verlangen, daß angemeflene Beioldungsbeträge 
bewilligt werben, und im Falle der Weigerung bie Eintragung bed Belrages in 
den Haushaltsetat verfügen. Gegen biefe Verfügung fteht den beibeiligten Ge⸗ 
meinden und Anftalten die Stage beim Oberverwaltungägerichte offen. *) 

Die Beſoldung gemeinfchhaftlicher Beamten ($ 2) ift von den Waldbeſitzern 
Mangels anberweiter Vereinbarung nad; Maaßgabe der Fläche ber betheiligten 
Baldungen aufzubringen. **) 

88 7 bis 13 


8 14. 

Denjenigen Gemeinden, welche anderweit ausreichend für die Penfionirung ihrer 
Forſtſchutzbeamten und die Berforgung von deren Wittwen und Waiſen geforgt haben, 
kann von dem NRegierungspräfidenten das TFernbleiben von dem Kaflenverbande oder 
der Wiederaustritt aus bemfelben geftattet werden, fofern dadurch bie Intereſſen 
des Kaflenverbandes nicht verlegt werden. 

88 15 und 16. 


Unverändert. 


Unverändert. 
Urkundlich zc. 


®) Bergl 5 4 der Regierungdvorlage. 
“) Bergl. 5 3 ber Regierungsporlage. 
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F. Dritte Beratgung. 
(89. Sitzung am 22. Mai 1897.) 


Bizepräftdent Dr, Krauſe (Königsberg) [den Vorſitz übernehmend): Wir kommen 
zum dritten Gegenftande der Tagesordnung: 
Dritte Berathung bed Geſetzentwurfs, betreffend die Forftidugbeamten ber 
Gemeinden und öffentlichen Anflalten im Regierungsbezirke Wiesbaden mit 
Ausſchluß des vormals Landgräflich Heflen- Homburgiichen Gebietes und 
des Stadtlreifes Frankfurt a. M. 


Ich eröffne die allgemeine Beſprechung. — Das Wort wird nicht verlangt, 
ih fchließe die allgemeine Beſprechung. 
Sch eröffne nunmehr die Einzelbefprehung über $ 1, — 2; — das Wort 
ift nicht verlangt, ich ftelle die Annahme biefer Paragraphen durch das Haus feft- 
Sch eröffne die Beſprechung über $ 3. Dazu ift ein Antrag überreicht von 
dem Abgeordneten Dr. Lotichius, bei $ 3 folgende redaktionelle Aenderung vor» 
zunehmen: 
Das Haus der Abgeordneten wolle befchließen, den Abſatz a in $ 3 burd) 
Einſchiebung des Wortes „oder” folgendermaßen zu geitalten: 
bei den Städten durch den Magiftrat oder, wo ein folder nit be 
fteht, u. ſ. w. 
Ich bemerke, daß offenbar durch diefen Antrag eine Lücke beziehungsweife eine vor- 
bandene Unlogik befeitigt werden foll. 
Ich eröffne die Beſprechung; das Wort hat ber Abgeordnete Dr. Lotichius. 
Abgeordneter Dr. Lotichius: Meine Herren, bdiefer Antrag bezwedt lediglich 
eine Kleine redaktionelle Aenderung zu 8 8 Abſatz a biefer Gefeesvorlage; da 
heißt e8: 
Die Beſetzung der Stellen erfolgt: 
a) bei Städten durch den Magiftrat, wo ein folder nicht befteht, durch den 
Bürgermeifter nad Anhörung der Stadtverordnietenverfammlung. 
Ih geftatte mir zu beantragen, daß zwifchen den Worten: 
durch den Magiftrat, — wo ein folcher nicht befteht, 
das Wort „ober” eingefügt wird. Es mürbe dies jedenfalls diefem Paragraphen eine 
klarere Faſſung gewähren. Darnach würde alfo der Paragraph lauten: 
Die Beſetzung der Stellung erfolgt: 
a) bei Städten durch den Magiftrat, oder, wo ein folcher nicht befteht, durch 
den Bürgermeifter nad) Anhörung der Stadtverordnetenverfammlung. 
Ich bitte alfo das Hohe Haus, diefen Antrag annehmen zu wollen. 


Bizepräfident Dr. Krauſe (Königsberg): Das Wort ift nicht weiter verlangt; 
ich fchließe die Beſprechung und bitte die Herren, welche dem Antrage des Abgeorb- 
neten Dr. Lotichius entfprechend das Wort „oder” an ber angezeigten Stelle einfügen 
wollen, fi) zu erheben. 

(Gefchieht.) 

Das ift die Mehrheit, das Wort „oder“ ift eingefügt. 

Ich darf wohl ohne befondere Abftimmung feftftellen, daß mit diefer Aenderung 
der $ 3 vom Haufe angenommen if. — Ich ftelle dies feit. 

Ich eröffne die Beipredung über sd, — 5, — 6, — 7, — 8, — 9, — 1, 
11, — 12, — 18, — 14, — 15, — 16 — fowie Ueberfchrift und Einleitung. — 
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Das Wort wird überall nicht verlangt, all die Paragraphen find im Einzelnen, 
ebenfo Ueberſchrift und Einleitung angenommen. 

Es ift eine Aenderung mit Ausnahme der oben befchloffenen in $ 3, wo dag 
Wort „oder“ eingefügt ift, nicht vorgenommen werben. &8 kann zweifellos wohl 
fein Hinderniß beftehen, die Abftimmung im Ganzen fofort vorzunehmen. — Das 
Haus ſtimmt dem zu. Ich bitte nun die Herren, welche das Gele mit diefer einen 
Aenderımg nad den Beichläffen ber zweiten Lefung hier im Ganzen annehmen 
wollen, ſich zu erheben. 

(Gefchieht.) 
Das it die Mehrheit; das Geſetz ift angenommen, 


25. 
Derhkandlungen des Herrenhaufes über das Geſetz, betreffend die Forſt⸗ 
fhugbeamten der Bemeinden und Öffentlichen Anftalten im Regierungs⸗ 
bezirte Wiesbaden mit Ausfchuß des vormals Fandgräflich Heſſen⸗ 
Homburgifchen Gebietes und des Stadtkreifes Frankfurt a. M. 
(Einmalige Schlußfizung. 20. Situng am 29. Mai 1897. 


Bräfident: Wir gehen zum zweiten Gegenftande der Tagesordnung fiber: 
Einmalige Schlußberathung bed Entwurf eines Geſetzes, betreffend die 
Forſtſchutzbeamten der Gemeinden und öffentlichen Anftalten im Regierungs- 
bezirte Wiesbaden mit Ausſchluß des vormals Landgräfiih Heflen- Hom- 
burgiſchen Gebietes und bes Stadtlreifes Frankfurt a. M.. 

AL Regierungstommiffare find angemeldet die Herren Geheimer Ober-Regierungs- 
rath von Friedberg, Landforftmeifter Schulg, Geheimer Ober-Finanzrath Havenftein 
und Geheimer Negierungsrath von Trott zu Sol. 

Berichterftatter ift Herr Wefterburg. Ich bitte benfelben, das Wort zu ergreifen. 


Berichterftatter Weſterburg: Es handelt fih um den Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend die Foörſter, alfo die niederen Forſtſchutzbeamten der Gemeinden und 
öffentlichen Anftalten im Regierungsbezirt Wiesbaden mit Ausfchluß des vormals Land» 
gräflich Heffen-Homburgifchen Gebietes und des Stabtkreifes Frankfurt a. M., mithin 
pofitiv ausgebrüdt, in ben ehemaligen Herzoglich-Naffauifchen, den ehemalig Groß- 
berzoglich-Heffifchen Gebietstheilen, den vier früheren Frankfurtſchen Landgemeinden und in 
dem früher zu Kurheſſen gehörenden Gemeindewald von Praunheim, alfo in dem bei Wei- 
tem größten Theil bes Regierungsbezirks Wiesbaden. Diefes Gefet, welches aus einer An⸗ 
regung des Kommmunallandtages in Wiesbaden und fpäter des Provinziallandtages hervor⸗ 
gegangen und. gleichzeitig mit ber beffen-naffauifchen Stäbteordnung und Land⸗ 
gemeindeorbnung dem Abgeordnetenhaufe vorgelegt worden ift, ift im Abgeoröneten» 
haufe von derjelben Kommiffton, bie für die Städteordnung und Landgemeindeorbnung 
für die Provinz Heffen-Naffau niedergefeßt war, eingehend berathen worden. Die 
Kommiffion war mit den Grundgedanken bes Gefetes durchaus einverftanden und 
bat auch nur unerhebliche Henderungen vorgenommen, die theilmweife nur rebaftioneller 
Art waren, theilweife fich auf die Berbefferung des Verfahrens beziehen. Der Grund⸗ 
gedanfe ift unverändert geblieben. Es kommt im Wefentlichen auf Folgendes an. 
Im Negierungsbezirt Wiesbaden ftehen an der Spitze auch ber Gemeindeforft- 
verwaltung ftaatliche Oberförfter; fie werden vom Staate befoldet, und bie Gemeinden 
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zahlen zu diefen VBefoldungen nur Beiträge. Die Förfter oder Forſtſchutzbeamte 
waren aber bisher nur auf Widerruf angeftellt, erſtens aljo nicht lebenslänglich, 
zweitens hatten fie feine Penftonsrechte für fi, und drittens auch ſolche nicht für 
ihre Relikten. Dies hat natürlich vielfache Unzuträglichleiten hervorgerufen, und all- 
mählich hat man nicht mehr tüchtige und qualifizierte Leute für dieſe Forſterſtellen 
befommen Tönnen. Das jegige Gefe beruht nun darauf, daß zunächſt bie Ber- 
pflichtung der Gemeinden nochmals ausbrüdlich feftgeftellt wird, daß fie für den 
Schub ihrer Waldungen genügend Schutzbeamte anftellen müſſen. Ferner ift die 
Verpflichtung ausgefprocdhen, daß Tleinere Gemeinden zu einem zufammenhängenden 
Schutzbezirk behufs Bildung einer Förfterftelle zufammengelegt werben, und daß biefe 
Förfter, diefe Forſtſchutzbeamten, nachdem ihre Dualifilation feftgeftellt ift, lebens⸗ 
länglich angeftellt werden, unb daß ihnen alle die Benefizien zuftehen, die fonft den 
lebenslänglich angeftellten Beamten zufommen, namentlich da8 Penfionsredht für ſich 
und für ihre Relikten. Zur Sicherung diefer Penfionsrechte follen gemeinjchaftliche 
Penſionskaſſen eingerichtet werden. Es ift aber ferner vorgefehen, daß, folange als 
im Regierungsbezict Wiesbaden befondere Gehalts» und Penfionstaffen für die übrigen 
Rommunalbeamten beftehen, und unter der weiteren Vorausſetzung, daß in biefe 
Kaffen auch die Förfter aufgenommen werden, folange von der Bildung jener 
befonderen Kaffen für die Förfter abgefehen werben Tann. 

Außerdem ift e8 den größeren Gemeinden mit höherer Genehmigung geftattet, 
die Gehalts. und Penfionslaften auf ihre eigenen Schultern zu nehmen und aus 
jenen Kaſſen herauszubleiben. Endlich ift feftgeftellt, daß alle Forſtſchutzbeamten, die 
fi) länger als Jahresfrift in ihrer Stellung befinden, alsbald unter das Geſetz fallen 
follen. Das Gefets bat alfo infoweit ruckwirkende Kraft. 

Das ift der wejentliche Inhalt des Geſetzes, welches ohne Widerfpruch im anderen 
Haufe angenommen worden ift, und ba das Gefet den thatſächlichen Berhältnifien 
entfpricht, die auch mir befannt find, und ebenfo den Wünfchen der Provinz, fo kann 
ich mich darauf beichränfen, Ihnen als Antrag zu empfehlen: 

dem vorgenannten Gefegentwurfe in der von dem Haufe der Abgeordneten 
beichloffenen Yaflung die verfaffungsmäßige Zuftimmung zu ertheilen. 

Bräfident: Ich ftelle biefen Antrag zur Generaldisfuffioen. Es meldet ſich 
niemand zum Wort — dann fchließe ich diefelbe und bringe den Antrag zur Ab⸗ 
fiimmung. Ich frage, ob wir die einzelnen Paragraphen durchgehen tollen. 

Herr Strudmann hat das Wort zur Gefchäftsordnung. 

Strutkmann: Ich beantrage, daß der Gefekentiwurf en bloc angenommen wird. 

Präfident: Es ift ein Antrag auf en bloc-Annahme geftellt. Ich frage, ob 
Widerfprud dagegen erfolgt. — Ich konſtatire, daß fein Widerfprudy erfolgt, und 
fielle in Folge deſſen das ganze Geſetz zur Abſtimmung. 

Ich bitte, daß diejenigen Herren, welche dafür find, ſich erheben. 

Geſchieht.) 

Der Antrag des Herrn Berichterſtatters iſt einſtimmig angenommen und 

damit das Geſetz. 
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Waffengebrauch der Kommunal⸗ und Privat⸗Forſtbeamten. 
Aunbverfügung bes Miniſters bes Innern an die Regierungspräfidenten. 
- Minifir.-Blatt f. d. gef. innere Verwaltung. 1897. 5. 195 figbe.) 

Die Erwägungen, welche den Herrn Minifter für Landwirtbichaft, Domänen und 
Forſten nad) der Rımdverfügung vom 14. Juli d. 38. (Min.-Bt. 1897 ©. 175)*) 
zu einer Abänderung der zum Geſetze über den Waffengebraud) ber Forſt- und Jagd⸗ 
beamten vom 31. März 1837 (G. ©. ©. 65) erlaffenen Inftruftion für die König. 
lichen Forft- und Sagbbeamten vom 17. April 1887 veranlaßt haben, beftimmen 
mid, die zu jenem Geſetze ergangene Inſtruktion wegen bes Waffengebraud)8 der 
Kommunal⸗ und Privat-Forft- und Jagd: Offizianten vom 21. November 1837 
(v. Kamptz Annalen XXI. ©. 349) (Anl. a.) wie folgt abzuändern: 

1) der $ 3 wird aufgehoben; 

2) der $ 4 erhält nachſtehende Faffung: 

„Beim Gebrauch der Waffen mäffen die Forft- und Jagdbeamten fich ſtets ver- 
gegenwärtigen, daß folder nur foweit ftattfinden darf, als bie Erfülfung des befiimmten 
Zwecks, die Holz. oder Wilbdiebe, oder die Forſt- und Jagdkontravenienten bei thät« 
lichem Widerftande oder gefährlichen Drohungen unfchädlich zu machen, es unerläßlich 
erfordert. In der Hegel find daher die Waffen nicht gegen fliehende Frevler zu ge- 
brauchen. Legt indeffen ein auf ber Flucht befindlicher Frevler auf erfolgte Auf- 
forderung die Schußwaffe nicht fofort ab, oder nimmt er biefelbe wieber auf, und iſt 
außerdem nad den befonderen Umftänden des einzelnen Falles in dem Nichtablegen 
oder Wiederaufnehmen der Schußwaffe eine gegenwärtige, drohende Gefahr für Leib 
oder Leben des Forft- oder Jagdbeamten zu erbliden, fo tft Letzterer auch gegen ben 
Fliehenden zum Gebrauch feiner Waffen bereditigt. In jedem Falle find die Waffen 
nur fo zu gebrauchen, daß lebensgefährlihe Berwundungen foviel als möglich ver- 
mieden werben. Deshalb ift beim Gebrauch der Schußwaffe der Schuß möglicäft 
nad den Beinen zu richten, und beim Gebrauch des Hirfchfängers der Hieb nad 
den Armen bes Gegners zu führen. Uebrigens muß beim Gebraud der Schuß- 
waffe die größte Borficht angewendet werden, bamit durch bas Schießen nicht dritte 
Berfonen verlegt werden, welche ohne Theilnahme an einer Kontravention fich zufällig 
in der Schuflinie oder in deren Nähe befinden. In diefer Hinficht ift befonders 
dann Aufmerkfamkeit nöthig, wenn nad einer Richtung gefchoffen wird, in der fidh 
eine Landfiraße ober ein bemohntes Gebäude befindet. Auch ift ber Gebrauch ber 
Schußwaffe überhaupt in der Nähe von Gebäuden zur Verhütung von Feuersgefahr 
möglichft zu vermeiden“. 

Ich erſuche, für die Beröffentlihung diefer Vorfchriften durch das Amtsblatt, 
fowie dafür zu forgen, daß den Polizeibehörden die erforderlichen Weifungen wegen 
der Ausäbumgen einer geeigneten Kontrolle ertheilt werben. 

Berlin, den 1. September 1897. 

Der Minifter des Innern. In Bertretung: Braunbehrens. 
8. 
Snfrultion wegen des Waffengebrauds der Kommunal- und Privat: 
Forft- und FJagd-OÖffizianten. 
Damit die in bem Gefeke vom 31. März d. 38. (Gef. S. 1837 ©. 65) über 


=) Jahrb. Wh. XXIX ©. 296. 
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den Waffengebrauch der Forft- und Sagdbeamten enthaltenen Borfchriften auch zum 
Schute der Kommunale und Privat-Forften und Jagden richtig angewandt und 
Mißbräuche möglichſt verhütet werden, ertheile ich über die Ausführung biefes &e- 
ſetzes, ſowohl zur Inſtruktion der Polizeibehörden, als zur Belehrung der Forſt⸗ und 
Jagdbefitzer und bes betreffenden Dienft-Perfonals derſelben, nachftehende nähere 
Anmeifung: 

8 1. Die Beftimmungen bes $ 1 des Gefetes finden auch auf die zu Ber- 
ſtärkung des Forftfchut - Perfonals angenommenen Hülfsauffeher Anwendung, wenn 
die im Eingange des angeführten Paragraphen feftgefeßten Erforderniſſe bei ihnen 
vorhanden und fie bei Ausübung ihrer Funktionen mit Dienftlleidung oder einem 
Abzeichen verfehen find. 

8 2 Die Kommunal- und Privat-Forft- und Zagd-Offizianten dürfen fich 
ihrer Waffen nur bedienen, wenn fie fi) innerhalb des ihnen zur Verwaltung oder 
zum Schutz überwieſenen Forſt⸗ oder Jagd-Reviers befinden. 

8 3. An Waffen dürfen fie nur ben Hirfchfänger, die Flinte oder Büchſe 
führen; Flinten und Büchfen dürfen nur mit der Kugel ober mit Schrot geladen 
fein. Wer ſich anderer Waffen oder einer anderen Ladung bedient, hat dadurch eine 
nad; Maßgabe des ihm zur Laft fallenden Mißbrauchs zu arbitrivende Polizeiftrafe 
verwirkt, und bleibt außerdem für den etiwa dadurch berbeigeführten Schaden ver- 
antwortlich. 

8 4 Die Waffen find jedenfalls, nur in ben im $ 1 des Geſetzes vom 
31. März d. 38. unter 1. und 2. bezeichneten Fällen, mithin nicht gegen einen auf 
der Flucht befindlichen Frevler (mit Ausnahme des alles, wenn derfelde, nad) feiner 
Ergreifung, zum thätlihen Widerftande übergeht) zu gebrauchen und ift überdies 
möglihft dahin zu fehen, daß Iebensgefährliche Berwunbungen vermieden werben. Es 
ift ferner beim Gebrauch der Schußwaffen die nöthige Vorficht anzumenden, damit 
nicht andere, bei dem verübten Forft- oder Jagd-Frevel nicht betheiligte Perfonen 
verletst werden, befonders in den Yällen, wenn ſich in der Richtung des Schuffes 
Landftraßen oder bewohnte Gebäude befinden. 

8 5. Es begründet feinen Unterfchied, ob der Vorfall, der zum Gebrauch der 
Waffen Beranlaffung giebt, fich bei Zage oder zur Nachtzeit ereignet. 

8 6. Da nad dem Gefeh von der Schußwaffe nur dann Gebraud) gemacht 
werben darf, wenn ber Angriff mit Waffen, Aerten, Knitteln ober anderen gefähr- 
lichen Werkzeugen, oder von einer Mehrzahl, welche ftärker ift, al8 die zur Stelle an- 
wefenden Forft- und Jagd⸗Offizianten, unternommen wird: fo berechtigen Drohungen, 
welde nicht von der Art find, daß fie fofort ausgeführt werben können, und bloß 
wörtliche Beleidigungen zum Waffengebraud nicht. 

8 7. Da e8 für die Polizei-Berwaltung von Intereſſe ift, wen die durch den 
$ 1 des Geſetzes zugeflandene wichtige Befugniß anvertraut wird, und da überdies 
der 8 3 des Geſetzes ben Waldbefitern und Jagdberechtigten ſelbſt Koften-Vertretungen 
auferlegt: fo Haben diejenigen Kommunen und Privatperfonen, welche ihren Forft- 
und Jagd⸗Offizianten die Befugniß, fi in den betreffenden Fällen der Waffen zu 
bedienen, beigelegt wiffen und fie zu dem Ende mit einer Dienftlieibung oder einem 
Abzeichen verfehen wollen, hiervon zuvor der Tompetenten Polizeibehörde Anzeige zu 
machen. 

88 Mit diefer Erklärung ift zugleich die Benennung der Perfonen, welden 
die Verwaltung ober ber Schuß ber gleichfalls genau zu bezeichnenden Forfl- oder 
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Jagd⸗Reviere übertragen ift, und ebenfo Die Befchreibung der gewählten Dienftfleidungen 
ober Abzeichen zu verbinden. 

8 9. Sofern gegen die in diefer Art benannten Perfonen ſich in irgend einer 
Art erhebliche Bedenken herausftellen, ift bie Polizeibehörbe befugt, denfelben den Ge⸗ 
brauch der Waffen zu umterfagen. 

$ 10. Die Kommunal⸗ und Privat» yorft- und Jagd-Offizianten müffen in 
dem Augenblid, wo fie ſich der Waffen bedienen, entweder mit einer Dienftlleidung, 
die ihre Beftimmung hinlänglich erfennen läßt, oder mit einem Abzeichen verjehen 
fein, welches letttere nur in einem metallenen Schilde von wenigftens 3 Zoll Breite 
und Höhe mit einer in oben erwähnter Art ber Polizeibehörde namhaft zu machenden 
Bezeichnung beftehen, und entweder an der Kopf-Bebedung, auf ber Bruft oder. dem 
Oberarm, oder aud) an ber Koppel des Hirfchfängers getragen werben kann. 

8 11. Erinnerungen ber Polizeibehörde gegen die Zuläffigfeit oder Zweck⸗ 
mäßigfeit der gewählten Dienftfleibungen oder Abzeichen haben die Waldeigenthümer 
und Jagdberechtigten zu berüdfichtigen. Findet fich bei denjelben nichts zu erinnern, 
fo ift deren Befchreibung in denjenigen Polizei» Bezirken, mo bie betreffenden Forſt⸗ 
oder Zagd-Reviere belegen, von ber Orts-Polizeibehörbe öffentlich befannt zu machen. 

8 12. So oft ein Forft- ober Jagb-Offiziant von den Waffen Gebrauch ge- 
macht bat, auch wenn eine Verlegung unzweifelhaft nicht erfolgte, iſt derſelbe ver- 
pflichtet, unverzüglich der Orts-Polizeibehörde und demnächſt feiner Dienftherrfchaft, 
fofern aber der Sit ber erfteren von dem Orte, wo der Vorfall fich ereignet, ent- 
fernter fein follte, al8 die Wohnung der Ießtern, zuerft diefer davon Anzeige zu 
machen. Die Orts-Polizeibehörde hat hierauf fofort dem Landrath des Kreifes Be- 
richt zu erftatten, damit derfelbe dasjenige, was ihm nad) $ 4 und 5 des Geſetzes 
obliegt, wahrnehmen Tann. 

8 13. 

Wenn eine Berleung vorgefallen ift, fo find die Forft: oder Jagd⸗Offizianten, 
e8 mögen nun ihrer mehrere oder ein einzelner zur Stelle fein, fchuldig, den Ber- 
wunbdeten dahin zu geleiten, wo er ärztliche Hülfe, Pflege und Bewachung findet, und 
wenn fie hierzu allein nicht im Stande find oder folches fiir fie mit Gefahr verknüpft 
jein würde, dazu Hülfe herbeizuholen, demnächſt aber ohne allen Verzug der Drts- 
Polizeibehörde davon Anzeige zu machen. 

Bis dahin, daß die Orts-Polizeibehörbe die Sorge für den Verwundeten über- 
nommen bat, liegt diefelbe bem betreffenden Forſt- oder Fagd-Offizianten, und 
beziehungsweife deſſen Dienftherrichaft ob. 

Berlin, den 21. November 1837. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. dv. Rochow. 


Verſchiedenes. 
27. 


Einfendung von Geweihen und Gehörnen zur Geweih-Ausſtellung. 
Allgem. Verfügung an fämmtliche Königlichen Regierungen ohne Aurich) 
und Sigmaringen. IIL 14900. 
Berlin, den 10. November 1897. 

Im Anschluß an die Verfügung vom 23. Dezember 1896 Nr. 41 (III 17710), 
betreffend die Einfendung von Geweihen und Gehörnen zur Geweih-Ausftellung, ver 
anlaffe ich die Königliche Regierung dafür zu forgen, daB in Sutunf, bei Ein- 

Jahrb. db. Preuß. Borft: u. Jagdgeſetzg. XXX. 


— 114 — 


fendung der Geweihe und Gehörne, jedesmal die Gegend, welcher diejelben entſtammen, 
dadurch einheitlich angegeben wird, daß neben ber Oberförfterei und bein Inſpektions⸗ 
bezirk, noch der Regierungsbezirk, in geeigneten Fällen auch wohl der Landſtrich, in 
welchem das Wild erlegt ift, 3. ®. Harz, Thüringer Wald pp., vermerkt wird. 
Sonder-Ausftelungen Einzelner müſſen als folche deutlich bezeichnet fein. 
Minifterium für Landwirthſchaft, Domänen und Forften. 
Im Auftrage: Donner. 


Perſonalien. 
28. 
Veränderungen im Königl. Preuß. Sorft- und Jagdverwaltungs- 
Derfonal vom ı. ©ftober bis 31. Dezember 1897. 
(Im Anſchluß an den gleihnamigen Artikel im XXIX. Vbe. ©. 333.) 
L. Verwaltungsbezirt der Königlihen Hoflammer der Königlichen 
Samiliengüter. 
A. Der Sharakter als Sorfimeifter iſt verliehen: 

Borbftaedt, Königlicher Oberförfter in Wildenbruch, Kronfideitommiß- Oberförfterei 
gleichen Namens. 

Freiherr von Loewenſtern, Kronprinzlicher Oberförfter in Bernftadt, Thronlehns⸗ 
Oberförfterei gleichen Namens. 

B. Ernannt: 

Hoffmann⸗Scholtz, Königlicher Forftaffeffor und Lieutenant im Neitenden Feld— 
jäger- Korps zum Königlichen Oberförfter in Rheinsberg, Hausfideilommiß- 
Oberförfterei gleichen Namens. 

II. Bei Der Central: Verwaltung: 

Dem Gentralbureau-Borfteher im Minifterium für Landwirthichaft, Domänen und 
Forften, NRechnungsratb Paul Hoppe, ift ber GCharafter als Geheimer 
Rechnungsrath verliehen worden. 

III. Bei den Provinzial: Berwaltungen Der Stantslerften: 
A. Geftorben: 
Meyer, Oberforftmeifter zu Erfurt. 
von Brauchitſch, Forftmeifter zu Neu-Glienide, Meg. Bez. Potsdam. 
B. Sn den Ruheſtand traten: 

Dittmer, Oberforftmeifter zu Pofen. 

Ballauf, Forftmeifter zu Fallersleben, Reg. Bez. Lüneburg. 

Dohme, Forftmeifter zu Bartelfee, Reg.» Bez. Bromberg. 

Haupt, Tsorftmeifter zu Harburg, Reg. Bez. Lüneburg. 

Köhler, Forftmeifter zu Nienburg, Reg.⸗Bez. Hannover. 

König, Yorftmeifter zu Glambed, Reg.⸗Bez. Potsdam. 

Krüdeberg, Forftmeifter zu St. Goarshaufen, Reg.-Bez. Wiesbaden. 

Met, Forftmeifter zu Bracht, Reg.-Bez. Kaffel. 

Ohneſorg, Forftmeifter zu Dingelftedt, Reg.-Bez. Magdeburg. 

Schäffer, Forftmeifter zu Kladow, Reg.» Bez. Frankfurt. 

Schallehn, Forftmeifter zu Warniden, Reg.⸗Bez. Königsberg. 

Schmidt, Forftmeifter zu Obereimer, Reg.Bez. Arnsberg. 

Schulz, Forftmeifter zu Kaub, Reg.⸗Vez. Wiesbaden. 
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Siebert, TForftmeifter zu Neuftabt, Reg.-Bez. Kaffel. 
Wachs, Forſtmeiſter zu Karlshafen, Reg.⸗Bez. Kaffel. 
Adlich, Oberförſter zu Klaushagen, Reg.Bez. Köslin. 
Schilling, Revierförſter zu Beerenbuſch, Oberf. Menz, Reg.-Bez. Potsdam. 


O. Verſetzt ohne Aenderung des Amtscharakters: 


von Schrader, Reg.⸗ und Forſtrath, von Königsberg nach Merſeburg, unter 
Uebertragung der Forftinfpeftion Merſeburg⸗Düuben. 

Brecher, Forſtmeiſter, von Grünewalde, Reg.:Bez. Magdeburg, nach Dingelſtedt, 
Reg.⸗Bez. Magdeburg. 

Göocker, Forſtmeiſter, von Buchberg, Reg.Bez. Danzig, nad) Friedersdorf, Reg.Bez. 
Potsdam. 

Zeißig, Forſtmeiſter, von Trittau, Reg.-Bez. Schleswig, nach Kladow⸗Oſt, Amtsſitz 
Kladow, Reg.Bez. Frankfurt. 

Cleve, Oberförfter, von Luchow, Reg.Bez. Lüneburg, nad) Fallersleben, Reg.Bez. 
Lüneburg. 

v. d. Hellen, Oberförfter, von Binnen, Reg.-Bez. Hannover, nad) Nienburg, 
Reg.-Bez. Hannover. 

Heymad, Oberförfter, von Böhl, Reg.⸗Bez. Kaffel, nad) Ehrſten, Amtsfiz Greben- 
ftein, Neg.-Bez. Kaſſel. 

von Heyne, Oberförfter, von Aura, Reg.Bez. Gumbinnen, nad) Ershaufen, 
Reg.⸗Bez. Erfurt. 

von Hoff, Oberförfter, von Junlerhof, Reg.Bez. Marienwerber, nad) Trittau 
Reg.⸗Bez. Schleswig. 

Kickb uſch, Oberförfter, von Ershaufen, Reg.Bez. Erfurt, nad Harburg, Reg.-Bez. 
Lüneburg. 

von Kriegsheim, Oberförfter, von Kurwien, Reg.Bez. Gumbinnen, nad) Tapiau, 
Reg. Bez. Königsberg. 

Kruſemark, Oherförfter, von Schulik, Reg.Bez. Bromberg, nad) Leinefelde, 
Reg.-Bez. Erfurt. 

Merkel, Oberförfter, von Ratzeburg, Reg.⸗Vez. Königsberg, nah Karlshafen, 
Reg.⸗Bez. Kaffel. 

Meyer, Oberförfter, von Hundeshagen, Neg.-Bez. Pofen, nad Glambed, Amisfitz 
Grumfin, Reg.-Bez. Potsdam. 

Nidelmann, Oberförfter, von Schönlanke, Reg.Bez. Bromberg, nad) Bartelfee, 
Reg.⸗Bez. Bromberg. 

Dffermann, Oberförfter, von Leinefelde, Reg.-Bez. Erfurt, nad Warniden, Reg.Bez. 
Königsberg. 

Wendtlandt, Oberförfter, von Tapiau, Reg.Bez. Königsberg, nach St. Goars- 
haufen, Reg.Bez. Wiesbaden. 

Zimmer, Oberförfter, von Korpellen, Reg.-Bez. Königsberg, nach Kladow⸗Weſt, 
Amtsfig 3. Zt. Landsberg a. W., Neg.-Bez. Frankfurt. 


D. Kefördert, bezw. verfeit unter Beilegung eines höheren Amtecharakters: 
von Reiche nau, Reg.- und Forftrath in Merfeburg, zum Oberforftmeifter mit dem 
Range der Ober-Regierungsräthe unter Uebertragung ber Oberforftmeifterftelle 
in Aachen. 
gr 
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Schede, Reg. und Forftrath in Marienwerder, zum Oberforftmeifter mit dem 
Range der Ober-Megierungsräthe unter Uebertragung der Oberforftmeifterftelle 
in Poſen. 

Schneider, Oberförfter zu Dinglen, Reg.Bez. Gumbinnen, zum Regierungs- und 
Forſtrath unter Uebertragung der Yorftinipeltion Königsberg-Pr.-Eylau. 
Barth, Oberförfter zu Güntersberg, Reg.-Bez. Frankfurt, zum Wegierungs- und 
Forſtrath unter Uebertragung der Forſtinſpektion Marienwerder⸗Konitz. 

E. Der Titel Sorfimeifter mit dem Range der Räthe IV. AMlaſſe wurde verliehen den 
Oberförftern: 

NRiesberg zu Schloppe, Reg.Bez. Marienwerder. 

Born zu Wozimoda, NReg.-Bez. Marienwerder. 

Raufhning zu Neu-Thymen, Reg.-Bez. Potsdam. 

Mechow zu Neu-Holland, Reg.Bez. Potsdam, 

Sieg zu Himmelpfort, Reg.Bez. Potsdam. 

von Brauchitſch zu Neu⸗Glienicke, Reg.Bez. Potsdam, 

Nitſche zu Zebbenid, Neg.-Bez. Potsdam. 

‚von Bismard zu Neumühl, Reg.Bez. Frankfurt a. O. 

Löper zu Brafchen, Neg.-Bez. Frankfurt a. ©. 

Gründer zu Lichtefled, Reg.Bez. Frankfurt a. O. 

Bering zu Neuenkrug, Reg.⸗Bez. Stettin. 

Wohlers zu Klütz, Meg. Bez. Stettin. 

Bollig zu Stolp, Reg.Bez. Köslin. 

Schuppius zu Hartigsheide, Reg.⸗Bez. Pofen. 

Fintelmann zu Duromo, Reg.Bez. Bromberg. 

Negling zu Jagdſchütz, Neg.-Bez. Bromberg. 

Krüger zu Bobten, Reg.-Bez. Breslau. 

von Lindequift zu Leglingen, Reg.-Bez. Magdeburg. 

Wallis zu Bordesholm, Reg.⸗Bez. Schleswig. 

Schreiner zu Habersleben, Reg.-Bez. Schleswig. 

Wenzel zu Polle, Reg.-Bez. Hannover. 

von der Hellen zu Nienburg, Reg.⸗Bez. Hannover. 

Scheidemantel zu Altenau, Reg.-Bez. Hildesheim. 

Strüpver zu Liebenburg, Reg.⸗Bez. Hildesheim. 

von Gehrmann zu Knobben, Reg.⸗Bez. Hildesheim. 

Kayfer zu Miele, Neg.-Bez. Lüneburg. 

Grebe zu Bredelar, Reg.-Bez. Arnsberg. 

‚Breg zu Hilchenbach, Reg.-Bez. Arnsberg. 

Wetz zu Lichtenau, Reg.Bez. Kaffel. 

Zurhauſen zu Eiterhagen, Reg.-Bez. Kaffel. 

Elze zu Königftein, Reg.⸗VBez. Wiesbaden. 

Wendtlandt zu St. Goarshaufen, Reg.Bez. Wiesbaden. 

Krumbaar zu Johannisburg, Reg.-Bez. Wiesbaden. 

Hoffmann zu Dhroneden, Reg.Bez. Trier. 

Geld zu Wittlich, Reg.-Bez. Trier. 

F. Zu Gberförfktern wurden ernannt die Sorflaffefferen: 

Ruhfus zu Korpellen, Reg.-Bez. Königsberg. 

Schönberger zu Neubran, Reg.-Bez. Marienwerber. 


— 117 — 


Krüger zu Böhl, Reg.Bez. Kaſſel. 

Nieloff zu Junkerhof, Reg.-Bez. Marienwerber. 

Bohnftedt zu Jura, Reg.⸗Vez. Gumbinnen, 

Pflüger zu Kaub, Reg.Vez. Wiesbaden. 

Liebeneiner, Prem.-Lieut. im Weit. Feldjägerkorps, zu Dingken, Neg.-Bez. Gum- 
binnen. 

Llempin zu Neu⸗Lubönen, Reg.:Bez. Gumbinnen. 

von Eftorff zu Binnen, Reg.Bez. Hannover. 

Schumader zu Obereimer, Neg.-Bez. Arnsberg. 

Dommes zu Buchberg, Reg.-Bez. Danzig. 

Groß zu Neuftadt, Reg.-Bez. Kaffel. 

Hartmann zu Bradt, Reg.⸗Bez. Kaſſel. 

Rocholl zu Klaushagen, Reg.Bez. Köslin. 

Ebert, Prem.Lieut. und Oberjäger im Reit. Feldjägerkorps, zu Kroſſen, Amtsfig 
Güntersberg, Reg.-Bez. Frankfurt. 

von Srävenig, Prem.-Lieut. und Oberjäger im Reit. Feldjägerlorps, zu Schön- 
lanke, Reg.⸗Vez. Bromberg. 

Sander zu Schulitz, Neg.-Bez. Bromberg. 

Siewert, Karl, zu Rateburg, Reg.⸗Vez. Königsberg. 

von Wurmb, Prem.-Lieut. und Oberjäger im Reit. Feldjägerkorps, zu Hunbeshagen, 
Reg.⸗Bez. Pofen. 

Eyber, Prem.-Lieut. und Oberjäger im Reit. eldjägerlorps, zu Lüchorw, Reg.⸗Bez. 
Lüneburg. 

G. Als Hilfsaxbeiter bei einer Regierung wurden berufen die Sorflaffefforen: 

Kohlſt ock nah Frankfurt a, O. 

von Schlebrügge, Feldjäger⸗Lieutenant nach Osnabrück. 

von Harling nach Oppeln. 

Bannomw nad Stralfund. 

H. Bum Revierförſter wurde endgiltig ernannt der Förſter: 

Me ſecke zu Lüberholz, Oberf. Lonau, Reg.⸗Bez. Hildesheim. 
I. Als einfiweilige Revierförfler wurden berufen die Sörfler: 
Studftette anf die Hevierförfterftelle Senden, Oberf. Münfter, NReg.-Bez. Münfter. 
Angern auf die Wevierförfterfielle Grüneberg, Oberf. Grünewalde, Reg.⸗Bez. 
Magdeburg. 

Jauerſch auf die Revierförſterſtelle Sellenwalde, Oberf. Menz, Reg.-Bez. Potsdam. 

K. Ben Charakter als Hegemeifter erhielten die Sörfter: 

Dörries zu Herzberg, Oberf. Lonau, Reg.-Bez. Hildeshein (beim Webertritt in den 
Ruheſtand). 

Kurzius zu Senſenhammer, Oberf. Erlau, Reg.Bez. Erfurt (beim Uebertritt in 
den Ruheſtand). 

Gröger zu Kiebitzbruch, Oberf. Stefanswalde, Reg.⸗Vez. Bromberg (beim 50 jährigen 
Dienſtjubiläum). 

Hahn zu Morgenland, Oberf. Himmelpfort, Reg.⸗Vez. Potsdam (beim 50 jährigen 
Dienftiubiläum). 

Zierach zu Pechteich, Oberf. Pechteich, Reg.Bez. Potsdam (beim 50 jährigen 
Dienftiubiläum). 
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Schweiber zu Hirſchau, Oberf. Lietzegöricke, Reg.Bez. Frankfurt. 

Moderhad zu Goldbrud, Oberf. Steinfpring, Reg.⸗Bez. Frankfurt. 

Nehrlorn zu Hüttermühle, Oberf. Altenplatow, Reg.Bez. Magdeburg. 

Schönberg zu Neuendorf, Oberf. Falkenhagen, Reg.Bez. Potsdam (beim 50 jährigen 
Dienftjiubildum). 

Hauenftein zu Tüpzom, Oberf. Misdroy, Reg.Bez. Stettin (beim 50 jährigen 
Dienftiubiläum). 

Duesberg zu Materborn, Oberf. Kleve, Reg.Bez. Düffeldorf (beim Webertritt in 
den Ruheſtand). 

Rölecke zu Letlingen, Oberf. Letlingen, Reg.Vez. Magdeburg. 

L. $Sorfikaffenbeamte: 

Dem forftverforgungsberedhtigten Jäger Barnelom ift die Verwaltung ber Forſtkaſſe 
in Altruppin, Reg.-Bez. Potsdam, übertragen worden. 

Dem Rendanten, Gemeindeempfänger Römer in Stromberg, Oberf. Neupfalz, 
Reg.Bez. Koblenz, ift beim Uebertritt in ben Ruheſtand der Charalter als 
Rechnungsratb verliehen worden. 

Dem Forftlaffenrendanten Schreiber in Uedermünde, Reg.Bez. Stettin, ift der 
Charakter als Rechnungsrath verliehen worden (beim 50 jährigen Dienftjubiläum). 

M. derwaltungsänderungen: 

Im Regierungsbezirt Gumbinnen: Der Oberförfterei Szittlehmen ift bie Benennung 
„Rominten” beigelegt worden. 

Im Regierungsbezirt Marienwerber: Aus Theilen ber Oberförftereien Eifenbrüd 
und Pflaftermühl ift die neue Oberförfterei Neubraa gebildet worden. 

Am NRegierungsbezirt Münfter: Die Forften des Münfterfhen Studienfonds find 
mit der Oberförfterei Münfter vereinigt worden. 

Am Regierungsbezirt Minden: Dem Schutbezirfe Wünnenberg in der Oberförfterei 
gleichen Namens ift der Name Waldbach beigelegt worden. 

Am Regierungsbezirt Arnsberg: Der Name der Oberförfterei Himmelpforten if 
in Neheim geändert worden. 

Am Regierungsbezirl Kaffel: Die Oberförfterei Nentershaufen ift aus bem In—⸗ 
fpeftionsbezirte Kaſſel⸗Eſchwege ausgefchieden und dem Oberforftmeifter Hint 
in Kaffel als felbftändiger Inſpektionsbezirk mit ber Bezeichnung Kaffel- 
Nentershauſen übertragen worden. 

Im Regierungsbezirt Wiesbaden: Der Oberförfterei Breithardt ift die Benennung 
Hahn beigelegt tworden. 

29, 
Ordens-Derleihungen an Sorftbeamte vom ı. Oktober bis 
31. Dezember 1897. 
(Im Anſchluß an ben gleichnamigen Artikel im XXIX. Bde. S. 339.) 
A, Ber Rothe Adler-Orden II. Alaffe mit Eichenlaub: 

Dittmer, Oberforftmeifter in Pofen (beim Uebertritt in den Ruheſtand). 

B. Ber Rothe Adler-Orden III. Alaſſe mit der Schleife und der Bahl 50: 

Cornelius, Forftmeifter zu Biſchhauſen, Reg.-Bez. Kaffel. 

Ernft, Yorftmeifter zu Bullenfuhlen, Oberf. Quidborn, Reg.⸗Bez. Schleswig. 

Kahle, Forftmeifter zu Hannover. 

Bauftädt, Sorftmeifter zu Schmalkalden, Reg.Bez. Kaffel. 
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C. Der Rothe Adler-Orden III. Klaffe mit der Schleife: 
von Stünzner, Oberforftmeifter zu Berlin (Königl. Hoffammer). 
Gadow, Forftmeifter zu Neu-tubönen, Reg.Bez. Gumbinnen (beim Uebertritt in 
den Ruheſtand). 
Mes, Yorftmeifter zu Bracht, Reg.Bez. Kaffel (beim Mebertritt in den Ruheſtand'. 
Ohneſorg, Forftmeifter zu Dingelftedt, Reg.Bez. Magdeburg (beim lebertritt in 
den Rubeftand). 
Schallehn, Forftmeifter zu Warniden, Reg.Bez. Königsberg (beim Uebertritt in 
den Rubeftand). 
Schäffer, Forftmeifter zu Kladow, Reg.Bez. Frankfurt (beim Webertritt in den 
Ruheſtand). 
Wachs, Forſtmeiſter zu Karlshafen, Reg.Bez. Kaſſel (beim Uebertritt in den 
Ruheſtand). 
D. Der Rothe Adler-Orden IV. AMlaſſe: 
Illgen, Reg. und Forſtrath in Koblenz. 
Aumann, Forſtmeiſter zu Kleve, Reg.Bez. Diüffeldorf. 
Krückeberg, Forſtmeiſter zu St. Goarshauſen, Reg.-Bez. Wiesbaden (bein Weber: 
tritt in den Ruheſtand). 
Schmidt, Forftmeifter zu Obereimer, Neg.-Bez. Arnsberg (beim Webertritt in ben 
Rubeftand). 
Siebert, Forfimeifter zu Neuftadt, Reg. Bez. Kaffel (beim MUebertritt in den 
Ruheſtand). 
E. Der Königliche Kronen-Orden ILI. Klaffe: 
von Münd, Hofkammer⸗ und Forſtrath zu Berlin. (Königl. Hofkammer). 
Sprengel, Forftmeifter zu Bonn, Reg.-Bez. Köln. 
Haupt, Forftmeifter zu Harburg, Reg.Bez. Lüneburg (beim Uebertritt in den 
Ruheſtand). 
F. Der Königliche Kronen-Orden IV. Klaffe mit der Rahl 50: 
Grahn, Revierförfter zu Arendfee, Oberf. Diesdorf, Reg. Bez. Magdeburg. 
Kraufe, Nevierförfter zu Grüneberg, Oberf. Grünewalde, Reg.⸗Bez. Magdeburg. 
Bolkmann, Förfter zu Blindenborn, Oberf. Hardehaufen, Neg.-Bez. Minden. 
Bünger, Förfter zu Wefendorf, Oberf. Zehdenid, Neg.-Bez. Potsdam. 
Fllgen, Hegemeifter zu Bremthal, Oberf. Rambach, Reg.⸗Bez. Wiesbaden. 
G. Der Möniglihe Aronen-Prden IV. Klaffe: 
Grothe, Nevierförfter zu Bärlag, Oberf. Xanten, Reg.Bez. Diffeldorf. 
Schilling, Revierforſter zu Beerenbuſch, Oberf. Menz, Reg.-Bez. Potsdam (beim 
Uebertritt in ben Ruheſtand). 
Maurer, Förſter zu Winterbah, Oberf. Entenpfuhl, Neg.:Bez. Koblenz. 
Janſen, Hegemeifter zu Forſthaus Stetternih, Oberf. Hambach, Reg.Bez. Aachen. 
H. Das Allgemeine Ehrenzeichen in Gold: 
Wilhelms, Waldwärter zu Brüggerholz, Oberf. Bordesholm, Neg.-Bez. Schleswig 
(beim Webertritt in den Mubeftand). 
I. Das Allgemeine Ehrenzeichen mit der Dahl 50: 
Bauszus, Förfter zu Bagdohnen, Oberf. Schorellen, Reg.-Bez. Gumbinnen. 
Huß, Förfter zu Failz, Oberf. Wittlich, Reg.⸗Bez. Trier. 
Krahmer, Förfter zu Authaufen, Oberf. Fallenberg, Reg.-Bez. Merſeburg. 
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Thiele, Förfter zu Kl.Roſenburg, Oberf. Löbderit, Neg.-Bez. Magdeburg. 
Tillmann, Förfter zu Nifter, Oberf. Kroppach, Reg.⸗Bez. Wiesbaden. 


K. Das Algemeine Ehrenzeichen: 
Glato, Förfter zu Bakkum, Oberf. Lingen, Reg.Bez. Osnabrüd (beim Uebertritt 
in den Ruheſtand). 
Hoffmann, Förfter zu Duint, Oberf. Trier, Reg.-Bez. Trier. 
Jaſchina, Förſter zu Zerrin, Oberf. Berrin, Reg.Bez. Köslin (beim Uebertritt in 
den Ruheſtand). 
Nippel, Förfter zu Mariawald, Oberf. Gemünd, Reg.-Bez. Aachen. 
Sieg, Förder zu Lubönen, Oberf. Neu-tubönen, Reg.Bez. Gumbinnen (beim 
Uebertritt in den Ruheſtand. 
Jäneke, Förfter zu Kolbitz, Oberf. Kolbitz, Reg.-Bez. Magdeburg. 
Hermanns, Waldwärter zu Rohren, Oberf. Hofen, Reg.-Bez. Aachen (beim Ueber: 
tritt in den Ruheſtand). 
Berger, Forfifchutgehüffe zu Polzen, Oberf. Hobenbudo, NReg.-Bez. Merfeburg. 
Hennemann, Holzhauermeifter zu Trifthätte, Oberf. Entenpfuhl, Reg.Bez. Koblenz. 
Kramer, Holzbauermeifter zu Karlsbrunn, Oberf. Karlsbrunn, Reg.⸗Bez. Trier. 
Krebs, Holzhauermeifter zu Regenthin. Oberf. Hochzeit, Reg.-Bez. Frankfurt. 
Hinz, Holzbauermeifter zu Steger, Oberf. Zanderbrüd, Reg.Bez. Mariemverber. 
Bod, Holzhauermeifter zu Hermsdorf-Grüß., Oberf. Ullersdorf, Reg.Bez. Liegnik. 
Hau, Klaftermeifter zu Powidz, Reg.Bez. Bromberg. 
Bertram, Oberholzhauer zu Delliehaufen, Oberf. Hardegfen, Neg.-Bez. Hildesheim. 
Sreiner, Oberholzhauer zu Frauenmwalde, Oberf. Hinternab, NReg.-Bez. Erfurt. 
Groba, Holzhauer zu Seidewinfel, Oberf. Hoyerswerda, Neg.-Bez. Liegnitz. 
Hards, Waldvorarbeiter zu Abtshagen, Oberf. Abtshagen, Reg.-Bez. Stralfunb. 
Schulze, Waldarbeiter zu Kienbaum, Oberf. Hangelsberg, Reg.⸗Vez. Yranffurt. 
Stein, Waldarbeiter zu Mapdfeld, Oberf. Brebelar, Neg.-Bez. Arnsberg. 
Kärger, Waldarbeiter zu Birnbäumel, Oberf. Kath. Hammer, Reg.⸗Bez. Breslau. 
Junge, Waldarbeiter zu Doberfhät, Oberf. Doberfchiig, Reg.-Bez. Merjeburg. 
Kurth, Waldarbeiter zu Doberſchütz, Oberf. Doberfchüg, Neg.-Bez. Merjeburg. 
Tiefe, Waldarbeiter zu Wuckenſee, Oberf. Neuhaus, Reg.-Bez. Frankfurt. 
Rofenzweig, Darrmeifter zu Megenthin, Oberf. Regenthin, Reg.-Bez. Frankfurt. 


L. die Erlaubnig zur Anlegung fremder Orden erhielten: 
Dr. Shwappad, Profeſſor bei der Forſtakademie in Eberswalde, des ruffifchen 
St. Annen-Ordens III. Klaffe. 
Schulg, Forflauffeher in Pogutken, Oberf. Sobbomwit, Reg.⸗VBez. Danzig, der von 
Seiner Durchlaucht dem regierenden Fürften Neuß j. 2. verliehenen bem fürft- 
(ich reußiſchen Ehrenkreuze affiliirten filbernen Verdienftmedaille. 


M. In Anerkennung lobenswerther Bienfiführung if von Sr. Erjellenz dem Herrn 
Ainiſter des Königlichen Haufes das hrenportepee verliehen worden den Sörflern: 

Lur in Bayerswald, KronfideilommißsOberförfterei Heinersborf. 

Walther in Arnsberg, Hausfideiflommiß-Oberförfterei gleichen Namens. 

Callenbach in Platkow, Hausfideifommiß-Oberförfterei Schwenow. 


so. 
Organifation und Dienſt-Juſtruktionen. 


Betr. Dorichläge zur Derleihung des Allgemeinen Ehrenzeichens an 
Nichtbeamte auch mit einer geringeren als fünfzigjährigen Dienftzeit. 
Allgem. Berfg. an fämmtliche Königlichen Regierungen mit Ausnahme von Aurich. ILL. 1232. 

Berlin, den 3. März 1898. 

Des Königs Majeſtät haben zu genehmigen gerubt, daß in geeigneten Fällen 
Kichtbeamte auch mit einer geringeren als fünfzigjährigen Dienftzeit in demfelben 
Dienft- oder Arbeitsverhältniffe zur Berleihung bes Allgemeinen Ehrenzeichens vor: 
gefchlagen werden bürfen. Es ift hierbei namentlih an Perfönlichleiten gedacht, 
welche, wie Werlmeifter, Borarbeiter, Vögte, Statthalter in gewerblichen, landwirth⸗ 
fhaftlichen und anderen Betrieben eine Stellung haben, welche ihnen einen gemiffen 
Einfluß auf eine Mehrzahl untergebener Berfonen fihert. Sofern diefe Perfjön- 
lichkeiten, von denen im Dienfte der Forſtverwaltung hauptfächlich die Oberholzhauer 
in Betracht fommen, fi durch ihr gefammtes Berhalten einer derartigen Auszeich- 
nung würdig erweifen, würbe ich bereit fein, ihre Begnadigung mit dem Allgemeinen 
Ehrenzeichen Allerhöchſten Orts zu beflmworten, wenn die Borzufchlagenden fich 
wenigſtens 30 Fahre in demfelben Dienft- oder Urbeitsverhältniffe befinden. 

Für gewöhnliche Arbeiter u. ſ. w. bleibt e8 bei dem bisherigen Brauche, wonach, 
abgefehen von befonderen Anläffen, nur eine fünfzigjährige Dienftzeit in demſelben 
Dienft» oder Arbeitsverhältniffe den Antrag auf Erwirfung des Allgemeinen Chren- 
zeichens an Nichtbeamte rechtfertigen Tann. 

Minifterium für Landwirtpicheaft, Domänen und Forften. 
von Hammerftein. 


31, 
Gehalte, Emolumente. Brandperfidherung. 


Bewirthfchaftung der Sorftbeamten-Dienftländereien. 


Rund: Eriab an ſämmtliche Königlichen Regierungen mit Ausnahme von Aurich und Sigmaringen. 
UL 17019. — I. B. 977. 


Berlin, ben 3. Januar 1898. 

Die Mehrzahl der Oberförfter- und Förfterftellen ift mit Dienftland ausgeftattet. 
Ein Theil von bdiefem hat in neuerer Zeit durch Moordamm-Kulturen, Dränirung, 
Anwendung kunſtlichen Düngers u. f. w. wefentliche Berbefferungen erfahren, bie nicht 
ohne günftige vorbildliche Einwirkung auf bie Bewirthichaftung benachbarter bänerlicher 
Grundftüde geblieben find. 

Es ift indeffen erwünfcht, diefer Einwirkung einen größeren Umfang zu geben 
mb die Bewirthſchaftung der hierzu geeigneten Forftbeamten -Dienftländereien fo zu 
geftalten, daß fie nach den verfchiebenften Richtungen als Mufter dienen können. 

Jahrb. d. Preuß. Forft- u. Jagdgeſezg. XXX. 9 
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Dies gilt insbefondere in Betreff einer zwedmäßigen Fruchtfolge, der Verwendung 
vortbeilhafter Düngungsarten (Gründüngung, Benugung verichiedener Arten Fünf 
lichen Düngers pp.), Verwendung befjeren, aud für die Iofalen Verhältniſſe ſich 
befonders eignenden Saatguts, der Steigerung ber Erträge aus der Biehhaltung 
(Geflügelzucht, Beſchaffung von Zuchtebern, Bullen u. f. w.), für Bienenzucht, für 
Obftzucht, Gartenbau und dergleichen. Auch werden behufs Löfung der Frage über 
ben zweckmäßigſten Betrieb Feiner Landwirthichaften die Dienftländereien mit Vortheil 
zur Ausführung von landwirthſchaftlichen Verſuchen benutzt werden können. 

Soweit ben Forftbeamten hierdurch Ausgaben ertwachfen, welche nicht unmittelbar 
durch erhöhte Erträge Dedung finden, bin id) bereit, aus Mitteln ber Ianbwirth- 
ſchaftlichen Verwaltung Beihülfen zu gewähren ober bie aufgerwenbeten Koften zu 
erjegen. Für beſonders hervorragende Leiftungen auf dem bargelegten Gebiet au 
die Gewährung von Prämien in Erwägung zu nehmen. Auch werde ich Sorge 
tragen, daß durch Ianbwirtbfchaftlich-technijch gefchulte Beamte eine örtliche Unter⸗ 
weifung ber Forfibeamten und bie Ertheilung von Rathſchlägen erfolgt. 

Ich bemerfe noch, daß ich der vorliegenden Frage nicht allein eine wirthfchaftliche, 
fondern auch eine fozialpolitifche Bedeutung beimeffe. Ich erwarte von der glücklichen 
Löfung eine Steigerung des Anfehens der betheiligten Forfibeamten, eine günſtige 
Einwirkung auf die länbliche Bevölferung nad ben verſchiedenſten Richtungen und 
die Herflellung engerer, dem Gemeinwohl förberlicher Beziehungen zwiſchen ben 
Forſtbeamten und ben im Tandwirtbfchaftlichen Betriebe befchäftigten Bewohnern des 
platten Landes. 

Die Königliche Regierung wolle fid) binnen 6 Wochen zur Sache äußern und 
mir diejenigen Forftbeamten bezeichnen, welche vorzugsweife geneigt und geeignet find, 
ihre Dienftländereien in dem angegebenen Sinne zu bewirthſchaften. 

Der Minifter für Landwirthichaft, Domänen und Forſten. 
von Hammerftein. 


82, 
Nechnungs-Abſchlußz 
des Brandverſicherungs⸗Vereins Preußiſcher Forſtbeamten für das 
XVII. Rechnungsjahr 1897. 





Iſt Reſt 
Mark |Pf.| Mark Pf. 


A. Einnahmen: 
Beitand aus dem Vorjahre . 
Eintrittögelder (incl, Refte aus dem Borjahre) . 







Laufende Prämien (desgl.:) .. 349 29 
Zuſchußprämien für umzugs. und > Beitefierungen 

(besgl.:) . 118 |50 
Zinſen von Ropitalien . 

Strafgelder 


Summe: 67235 | 78] 785 |49 
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In Reſt 
— Mark Pf. Mark | Pf. 
B. Yußgaben: 
Zum Anfauf von Werthpapieren 86283 M. 95 Pf. 
davon ab ber Betrag bes Vorſchuß⸗ 
Contos ber Seehanblung mit. . 2691 „ 19 „ |88542 | 76 
Zahlungen in Brandfällen für das Jahr 1896 . . 5/80 
„nn nn 1397. .|28842 | 70 
Belohnungen in Brandfälen . . - 2 2.2. 40 
Neifeloften an Taratoren - - > 2 2 2 2 0. 6420 
VBerwaltungskoſtfen. 2 2 000.1 5218119 
Summe: | 67218 | 65 
C. Baarer Safienbeflund: . . - > > 2 0 2 22 | 13 


nn nn nn nn nn nn nern mn m —— 








Bilanz. 


A. Altiwa: 
a) Werthpapiere: 
5Y, prozentige Preußifche Konfo . . . 
b) in das Staatsſchuldbuch eingetragene 8%, pri Preußitie 
Konjod . . . oo... 
c) rüdftänbige Bereinsbeiträge. ... 
d) noch nicht fällige Zinſen von 115000 m. 81, progentigen 
Preußifchen Konfols für die Zeit vom 1. Oftober bis Ende 


Dezember 1897 . 

e) desgl. von ber Srstsfänltuhfenterung für Denen ge 
saum. . . 0. 

f) baarer Raffenbeftand . 

Summe: 
B. Balfiva: 

g) Statutenmäßiger Refervefondts . . . . . 102200 M. 
Zugang für 1897. 1400 „ 
h) Spezial-Refervefond® . - - 2 2 2... 56000 M. 


Zugang für 1897. 85000 „ 
i) Borausbezahlte Prämien für 1898 . . , 
k) Borfhuß-Gonto bei der Seehandlung 
1) Bortrag für das Jahr 1898 . .. 
Summe: 
Berlin, ben 28. Februar 1898. 
Direlterium des Brandserfigerungs-VBereins Preußziſcher Forſtbeamten. 
Donner. Moebiuß. 
9% 


38, 
Achtzehnter Jahresbericht 
über den Brandverſicherungs⸗Verein Preußiſcher Forſtbeamten für das 
Befchäftsjahr 1897. 


Die Ergebniffe des abgelaufenen Jahres find für unferen Verein ſowohl hin- 
fichtlich der Weiterentwidelung beffelben, als aud in finanzieller Beziehung fehr 
günflige gewefen. Am Scluffe des Berichtsjahres waren 6977 Polizen über eine 
Berfiherungsfumme von 58305150 Mark vorhanden, fo daB gegen das Vorjahr, 
weldyes mit 6799 Polizen über 51543050 Mark abſchloß, nach Berückſichtigung der 
Abgänge ein reiner Zugang von 178 Polizen itber eine VBerficherungsfumme von 
1762100 Mark ftattgefunden bat. In Folge diefes erheblichen Zuganges haben 
answeislich der Rechnung die Eintritts- und Prämiengelder eine Mehreinnahme von 
zufammen 976 Marl 48 Pf. gegen ben Boranfchlag ergeben. 


Bon den im Jahre 1897 vorgelommenen 65 Bränden find 59 durch Zahlung 
von im Ganzen 28342 Marl 70 Pf. definitiv regulirt worden. In den übrigen 
6 Fällen haben die Entichädigungs-Anfprüche zurücgewiefen werden müſſen, weil: 


a) fünf Brände außerhalb der Wohnungen der betreffenden Bereinsmit- 
glieder ftattgefunden haben und 


b) in einem Falle der Brandfchaden nicht innerhalb der vorgefchriebenen 
Frift zur Anzeige gebracht worden ift. 


Die in diefen Fällen erhobenen Entfehädigungsforderungen, deren Zurüdweifung 
nach den Statuten erfolgen mußte, betragen zufammen 835 Marl 60 Pf. Wir haben 
die Gewährung von Unterftügungen zum Gefammtbetrage von 382 Marl an bie 6 
geſchädigten Vereinsmitglieder durch die beborftehende X VIII. orbentlihe General 
Berfammlung in Vorſchlag gebracht. Mit Einfchluß der Unterftügungen beträgt 
die ganze Entihädigungsfumme für alle im Jahre 1897 vorgelommenen Brände 
28674 Mark 70 Pf., mithin 49%, der fälligen laufenden Prämien. Der Reſt diefer 
Prämien ift daher nebft den aufgelommenen Eintrittögeldern und Zufchußprämien 
erfpart worden. Auch von den Binfen des Bereinsvermögens ift ein Betrag von 
1560 Marl 36 Pf. verfügbar geblieben, da von dem Gefanmt-Zinsertrage von 
6778 Mark 55 Pf. zur Veftreitung der entftandenen Verwaltungskoſten nur 5218 Mart 
19 Pf. erforderlich gemwefen find. — 


Im Ganzen betragen daher die Erfparniffe des Vereins für 1897 rund 33800 Mar. 
Hiervon und von dem in der vorjährigen Bilanz unter k refervirten Betrage haben 
wir ausweislich der vorliegenden Bilanz dem auf 103600 Mark erhöhten ftatuten- 
mäßigen Refervefonds 1400 Markt und dem Spezial-Refervefonds 85000 Mark zu⸗ 
gefeßt. Der letztere beträgt nunmehr 91000 Markt. Diefe Summe kann nöthigen- 
falls ohne Nahfhußverbindlichleit ber Vereinsmitglieder zur VBeftreitung von Vereins⸗ 
ausgaben verwendet werden, wenn wider Erwarten in einem Jahre die zu zahlenden 
Brandentichädigungen mehr betragen follten als die laufenden Prämien. 


An Werthpapieren find im Berichtsiahre 34600 Markt 84, %%, Preußiſche Konfols 
angelauft worden. In Folge der auf Grund bes Geſetzes vom 23. Dezember 1896 
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erfolgten Konvertirung ber 4prozentigen Tonfolidirten Staatsanleihe in eine 31, pro» 
zentige find die ausweislich der vorjährigen Bilanz im Beſitze des Vereins befindlic) 
gemwejenen 15000 Mark 4prozentige Preußifche Konfols in 3", progentige abgeſtempelt 
worden. Ans der gleichen Beranlaffung hat auch die Umfchreibung unferer 4 pro- 
zentigen Staatsfchuldbuchforderung von 42600 Mark in eine 8", progentige ftatt- 
gefunden. Hiernad waren am Schluffe des Berichtsjahres im Beſitze des Vereins 
130000 Mark 3’/s progentige Preußifche Konfols und eine 3" prozentige Staats» 
Tcyuldbuchforderung von 60800 Mark, im Ganzen alfo 190800 Marf. 

Die achtzehnte ordentliche Generalvderfammlung findet am 14. Mai d. J. ftatt. 


Berlin, ben 28. Februar 1898, 


Tireltorium des Brandserfigerungs-Bereins Preußiſcher Forſtbeamten. 
Donner. Moebius. 


Tagegelder nnd Reiſeloſten. 
34. 


Sufammenftellung der den Beamten der Sorftverwaltung bei Dienftreifen 
zu gewährenden Säge an Tagegeldern und Reiſekoſten. 
Rund- Erlad an die Herren Forftalademie - Direktoren zu Eberswalde und Münden und abfchriftlich 
an fänmtliche Königlichen Negierungen (mit Ausſchluß von Aurich und Sigmaringen) IIL 17111. 
Berlin, ben 13. Januar 1898. 

Gemäß einer Vereinbarung mit dem Herrn Yinanzminifter beftimme ich, baß 
den gleichzeitig als Affiftenten der etatsmäßigen Profefforen an den Forſtakademien 
befchäftigten Privatdozenten, auch wenn fie nicht Yorftaffefforen find, an Tagegeldern 
und Reifeloften künftig die Sätze der Klaffe IV des Geſetzes vom 21. uni 1897 
(8.6.6. 193) gewährt werben. 

Der befferen Ueberfiht wegen babe ich eine Zufanımenftellung fertigen laffen, 
aus welder die Höhe der den einzelnen Beamten ber Forſtverwaltung zuftehenden 
Heifeloftenvergiitungen hervorgeht. Bon dieſer Zufammenftellung füge ich ein 
Cremplar bier bei. (a.; f. S. 126.) 

Minifterium für Landwirthſchaft, Domänen und Serften. 
Am Auftrage: Donner. 


Sorftlultur uud Bewirthſchaftung. Wegeban. 
35. 


Bericht des Aittmeifter a. D. von Seemen über Reiſen zur Befichtigung 
der Weidenpflanzungen an der Wurm und Hör bei Aachen. 


Berlin, den 15. Zuli 1896. 
Seitens des Herrn Minifters für Landwirtbichaft, Domänen und Forſten 
ift mein Rath bezgl. der Korbweiden-Kultur in Anfpruch genommen worden. Wenn 
ich mid) nun auch bereit$ länger al8 18 Jahre eingehend mit dem botanifchen 
Studium der Weiden (Salices) befchäftige und dabei auch die gewerbliche Kultur der- 
felben auf meinen vielfachen Reiſen kennen gelernt babe, fo hielt ich es doch, um 
ſichern Rath ertheilen zu fönnen, für geboten, mich zumächft über die qu. Anlagen 
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a 
Iufammenftellung 

der den Beamten ber Berftverwalkung bei Dienftreifen zu gewährenden Säge ar 
Tagegelbern und Reifeloften. 








ZTagegelder NReifeloften 


> 





Beamtenklaffe 


21. Juni 1897 
wenn bie Meile an ein 


und ? 


Far beide Tage. 
in allen übrigen Fällen. 
Lanbivegen 
für jeden Zu- und 
Wgang 


Für jeden Tag 


Kaffe nad) dem Geſetz vom 
beendet wird. 


getreten und beenbet wird 
wenn _bie Reife fich auf 


zwei Tage erfiredt uni 


innerhalb 24 Stunden 


T 
8 
* 
ä 
2 
& 








1. Oberforftmeifter bei 


alademien, Regier⸗ 
ung und Borfträthe, 
Profefforen an den 

porftafademien, Ober« 


mäßigen Profeſſoren 
——— 
ten tt 

dogenten . . ıv [12 Mt. | 22Mt.50Pr. |15Mt. 
2. Berwaltende Beamte 
bei den Rebenbetriebs- 
anftalten, vollbefchäf- 
tigte Forftfaffen-Ren- 
danten und orfle 
veferendare . vi9mt.| 18 Mt |12Mt| 7 Pf. 40 pf. 2 Mr. 
8. Foratobemifteän” 

in Eberswalde, ale 


mifder ae in 
anUnben, Revierförer 
d Förfter vıjsm.| 12 Mt 8Mt. 7 Pf. Mo p.eMt. 

4 Weiter beiden Neben, 


betriebsanftalten . . | VII |450Mt| IM. 6Mt. 5 Pf. 80 Ppf. 1 Mt. 
5. Forfaufieher, Hilfs: 
Jäger, jaldwaͤrter, 
Warier der Neben 
betriebsanftalten ſowie 
Hausmeifter und Per 
delle der Forſt⸗ 
afademien . . . . v3 Mt. sm JAaM| 5 Pf. [80 Pf. 1 ME. 


2 Die mi br Beratung vn Bora be Renstrhefeen Senutagten derhetenerea 

enSaften m —— —5* — 

Beilal Ser’bet ben Megipmungen als Qitfieröeier befääftigten Borfafefiren veröteist a. 

bei den Beflimmungen des Gern Finangminifler® vom 12. Mai 1878 (er DE} 

Geuchur) Bin sie Bershnung nad iatsuten zu eflgn Bat, fo Tab für ie . auf Die Bald 
558 7 Stunden 0 08 Waldtouren, 




















Par re De 7 3 P 


„N, 8. 08 — 
du rechnen. Die volle Walbtour’gelangt mit 18 Mark zum Anjahe. 
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an der Wurm und Rör bei Aachen genau zu unterrichten, bie zu ben älteften, 
größeften und beiten Deutichlands gehören, und in melden ber Mann lange 
Jahre hindurch unermüdlich für die Weidenkultur gearbeitet hat, der durch fein Lehr: 
buch der rationellen Weidenkultur noch jett nad feinem Tode als ber befle Lehr⸗ 
meifter für diefe Kultur zu betrachten ift: der VBürgermeifter Krabe zu Prummern. 
Dem Beſuch feiner Weidenpflanzungen galt daher meine Reife nad) Aachen in 


erfter Reihe. 
Aachen (Brummern). 

Bom 28, Mai bis 1. Juni d. 38. hielt ich mich in Aachen auf, beging bie 
Beidenpflanzungen zwiſchen Geilenkirchen und Heinsberg und unterrichtete mich genau 
über den Anbau und die Verwerthung der Weiden, fowie über bie dabei erzielten 
Erträge. Außerdem befuchte ich auch die Flechtſchule zu Heinsberg. 

Bürgermeifter Krahe ift leider im Jahre 1892 geftorben. Seine Weidenanlagen 
wurden bei der Erbtheilung zwar zerftüdelt, der größefte Theil mit einem Areal von 
280 Morgen = 70 ha blieb jedoch beifammen und wird jetst unter der alten Firma: 
A. Krahe, Prummern, von der Tochter Agathe Krabe ganz in dem Sinne des ver- 
ftorbenen Baters weiter verwaltet. Ihr zur Seite fieht der Verwalter Kempen, ein 
einfacher Dann von 30 Jahren, ben der Bürgermeifter Krahe fi zum Nachfolger 
herangezogen bat, und ber die Weibenkultur augenfcheinlich auch gründlich verfteht. 
Sein Rath wird vielfach nach) auswärts in Anſpruch genommen. So war er 3.2. 
in diefem Frühjahr nad) Samentin bei Arnswalde berufen worden. Fräulein Krahe 
gab mit größter Bereitwilligleit die Erlaubniß, die Prummerner Weidenanlagen zu 
befichtigen, und Tieß mich nicht nur durch diefe Anlagen, fondern auch durch die 
fremden von dem Berwalter Kempen führen und über alles genau unterrichten. 
Ferner ertheilte fie mir auch aus den Wirthfchaftsbüchern jede gewünſchte Auskunft, 
jo daß es mir möglich wurde, über den Umfang und den Betrieb der qu. Weiden- 
anlagen ein volllommen Hares Bild zu gewinnen. Diejes läßt fi dahin zufammten- 
faffen, daß feit dem Erfcheinen der Aten und letten Auflage von „J. U. Krabe, 
Lehrbuch der rationellen Weidenfultur, 1886”, d. 5. in den letzten 10 Jahren, die 
BWeidenanpflanzungen und die Korbflechterei bei Aachen noch erheblich) an Umfang zu- 
genommen haben, und auch die Technik des Betriebes der Weidenkultur "erhebliche 
Yortichritte gemacht bat. 

Die Bodenfläche der in den Kreifen Heinsberg, Geilenfirchen, Jülich und Erle- 
lenz an der Wurm umd Rör liegenden Weidenanlagen foll von etwa 700 auf 800 ha 
und die Zahl der in diefer Gegend befindlichen Korbmader von etwa 900 auf 
1000 geftiegen fein. Die ganze Gegend macht den Eindrud eines überaus regen 
und lohnenden landwirthfchaftlichen und gewerblichen Betriebes, bei dem namentlich 
die „Leinen Leute”, Arbeiter und Handwerker, mit ihren Familien betbeiligt find. 
Wenn biefe „Heinen Leute” fich auch wegen des zu hohen Anlagelapital® nicht eigene 
Weidenpflanzungen halten können, fo finden fie doc als Arbeiter auf den Weiden⸗ 
pflanzungen, bei dem Schälen der Ruthen, deren Transport u. ſ. w. reichliche Ar- 
beit. So fieht man 3.8. ganze Familien, Erwachſene und Kinder, bei dem Schälen 
der Ruthen fitten. Die Erwachſenen ziehen die Ruthen durd die Klemmen, bie 
Kinder pellen mit den Fingern die Rinde ab. Die Erwachfenen verdienen hierbei 
1—2,50 M. pro Tag, die Kinder in den Nachmittagsſtunden von 4 Uhr ab bei dem 
Sat von 1 Bi. für 7, kg Weiden etwa 20 Pf. — Auch durch das Anfertigen von 
groben Köxben, mozu eine große Handfertigkeit nicht gehört, und für die ein maſſen⸗ 
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hafter Abſatz namentlich nach den Eifenmwerfen vorhanden ift, haben bie „Keinen Leute“ 
ergiebigen Berdienft. 

Die an der Wurm und Nör in zahlreichen Heinen Parzellen weite Streden be» 
deckenden Anlagen machen in ihrer verfchiedenen Größe und Bepflanzung einen jehr 
buntfchedigen Eindrud. Es ift hierbei deutlich zu erkennen, welchen Einfluß die Boden- 
art, bie Weidenforte, die Art ber Stutzung (einjähriger Korbmweiden- oder mehrjähriger 
Bandftodbetrieb), das Alter der Anlage und vor allem: gute Anlage und forg- 
fame Pflege der Pflanzung auf den Zuftand derjelben haben. 

Zu den Weidenanlagen (Hegern) werden meiftens die an den Bächen liegenden 
ſchlechten Wieſen und Weidefoppeln mit torfigem, moorigem Sand- oder lehmigem 
Sandboden genommen und nur ausnahmsweife höher gelegene Feldſtücke mit lehmi- 
gem Sand- oder fandigem Lehmboden. Der Boden ift ſtark eifen- und ſchwefelhaltig. 
In einem Falle hatte man fogar den Verſuch gemacht, auf einer Höhe mit Tiefigem 
Sandboden, melde nur mit Befenginfter und dlrftigem Gras bewachſen war, drei 
Morgen mit Weiden zu bepflanzen. Dieſes geſchah im Jahre 1893 in derjelben Weife 
wie bei ben anderen Anlagen, und zwar mit den drei Weidenarten: Salix amyg- 
dalina, S. triandra viminalis und S. acutifolia (Caspifche Weide) und bie Anlage 
ift, wie ich mich Überzeugen Tonnte, gut eingefchlagen. 

Die Entwäfferung gefchieht ſehr forgfam. Meiftens genügen einfache Gräben, 
nur in einzelnen Fällen müffen Beete von 6 m Breite angelegt werden. Das 
Pflanzen und die weitere Behandlung der Weiden gefchieht Hier jedoch in gleicher 
Weiſe wie auf den nicht mit Beeten verjehenen Anlagen. Sorgfam vermieden wird, 
den Waffergräben eine freie Verbindung mit dem fließenden Waffer zu geben, da 
durch diefes erfahrungsmäßig viel Unkraut, und namentlih die den Weiben- 
fulturen fo gefährlihe Baunminde (Convolvulus sepium) in die Anlagen ge- 
bracht wird. 

Bei ber Herrihtung des Bodens wird diefer grundfäglih auf mindeftens 
0,50 m Tiefe rajolt. Nur ausnahmsweife, wenn der Boden zum Rajolen zu hart 
ift, wird er mit dem Pfluge doppelt tief geflügt. Diefes mußte 3. B. geſchehen bei 
der vorftehend erwähnten Anlage auf einer Höhe mit Tiefigem Sanbboben. Nach dem 
Najolen bleibt der Boden ben Winter über liegen, um erft im folgenden Tyrühjahr 
beftedt zu werden. Wenn eine abgeftandene Weidenanlage neu angelegt (umgelegt) 
werben fol, fo wird im Frühjahr rajolt, dann eine Beitellung mit Runleln, Kar- 
toffeln oder Hafer vorgenommen und im nädften Frühjahr die Beſteckung mit Weiden 
ausgeführt. 

Das GSteden der Weiden erfolgt jett bei allen Anlagen, gleichviel ob fie 
zur reinen SKorbweiden-, reinen Bandftod-, oder gemifchten Korbweiden- und 
Bandftod- Kultur beftimmt find, in dem gleichen engen Berbande von 0,50 
zu 0,10 m. Reine Korbweiden- oder Bandſtockkulturen werden nur angelegt, 
wenn es nad) der Bodenbefchaffenheit nicht anders möglich ift, d. h. wenn ber 
Boden nur ganz feine, oder nur grobe Ruthen wachen läßt. In allen andern Fällen 
wählt man gemifchte Kulturen, bei welchen die Ruthen 3 ober 4 Jahre jedes Jahr 
gefchnitten werden, dann aber 2 bis 3 Jahre ftehen bleiben. Das enge Pflanzen 
begünftigt das ſchlanke, aftlofe Wachen der Ruthen, ſowie bie Unterbrüdung des 
Unkrauts durch bie ftärkere Befchattung des Bodens. Die gemifchte Kultur bietet 
hingegen ben Vortbeil, daß fich die 3—4 mal alljährlich gefchnittenen Anlagen bei 
2——8 jähriger Ruhe wieder erholen und kräftigen fönnen. Ein peluniärer Schaden 
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entfteht hierdurch nicht, da die Bandftöde und Korbweiden durchſchnittlich einen faft 
gleichen Gelbertrag liefern. 

Bon den überzahlreichen Weibdenforten werben jett nur noch fo wenig ald mög» 
lich und die erprobteften zur Anpflanzung genommen. Auf die durch die Baumfchulen- 
Kataloge angepriejenen neuen Sorten, mit welchen meiftens nur ein arger Schwindel 
getrieben wird, legt man feinen Werth. In den Krahe’fchen Anlagen kommen jetzt 
nur noch je nach der Beichaffenheit des Bodens 8 Sorten zur Verwendung. Die 
von den Korbmachern begehrteften find: Salix viminalis (Hanf- oder Palmweide) und 
S. amygdalina (Mandelweide). Der Blirgermeifter Krahe nahm in feiner fteten 
Sorge, beffere Weidenforten für die gewerblichen Pflanzungen zu ſchaffen, auch nach dem 
Borbilde des verftorbenen berühmten Salicologen NRegierungsrath Wichura in Breslau 
fünftliche Baftardirungen ber Weiden vor. Hierbei hat er noch in feinen letzten Lebens⸗ 
jahren einen Mifchling von der ftarfwüchfigen Bandweide Salix dasyclados und 
der fehr feinruthigen, zähen Flechtweide S. purpurea erzielt, ber jet für eine ber 
für die Weibenfultur bervorragendften Weiden gehalten wird, indem er fehr fchöne 
glatte und ftarle Ruthen treibt und nicht nur bei jährlihem Korbweiden-Betrteb, 
fondern auch bei dem Bandftod-Betrieb vorzügliches Holz liefert. 

Weidenpflanzer, die zum Berlauf Weiden ziehen, pflanzen auf jede Parzelle nur 
eine Weidenart, um auch ohne Sortiren, das zeitraubend und Toftfpielig ift, reine 
Waare zu haben. Nur zur Bezeichnung der einzelnen genau abgemeffenen Abthei- 
Iungen, gewöhnlid ', ha, in den Parzellen wird je eine Reihe von einer 
anderen, möglichft abweichenden Art gepflanzt, 3. B. in einer Parzelle mit S. amyg- 
dalina eine Reihe von S. viminalis oder auf trodenem Boden von S. acutifolia. 
Die Korbmacher pflanzen dagegen zu ihrem eigenen Bedarf mehrere Weidenarten ge> 
miſcht, um fo möglichſt alle für ihre Arbeit erforderlichen Sorten von Ruthen zu 
erhalten. Die in bie reinen Beſtände hineingepflanzten Abgrenzungs⸗Reihen haben 
noch den Bortheil, daß fie die fchäblichen Inſekten, welche gewöhnlich nur eine 
Weidenart mit Borliebe befallen, in ihrer weiteren Berbreitung aufhalten. Sie 
dienen mithin auch gleichzeitig als Schußftreifen. 

Auf gute tadellofe Stedlinge wird ein großes Gewicht gelegt. “Diefelben werden 
grundfäglih nur aus den beften Anlagen von ganz fehlerfreiem gefunden 1» oder 2- 
jährigem Holze genommen und auf einem von dem Bürgermeifter Krahe noch in 
feinen legen Lebensjahren konſtruirten Holzlaften, der, durd) die Firma A. Krahe zum 
BPreife von 2 M. zu beziehen ift, gefchnitten. Die Länge ift gewöhnlich 80 cm, nur 
für trodenen Boden wird fie bis zu 45 cm genommen. 

Das Pflanzen geſchieht ohne Anwendung eines Pflanzftodes durch direftes Ein- 
ſtedden des Stedlings in den Boden, bamit der Stedling fofort, ohne weiteres An- 
drüden und Zufammenpreffen der Wand des Pflanzloches eine genaue Anpaffung an 
den Boden findet. 

Auf die VBollftänbighaltung der Pflanzung wird gleichfalls ein großes Gewicht 
gelegt. Hierzu werben in ben beiden erften Jahren die Fehlſtellen nachgepflanzt, 
umb zwar mit ganzen Ruthen. In dem 3. und den folgenden Jahren wird nicht 
mehr nachgepflanzt, fondern e8 werben nur bie ſchwachen Stöde zu ihrer Kräftigung 
nicht gefchnitten. 

Die Aufloderung und Reinhaltung des Bodens wird als eine der größeften 
Hauptfachen betrachtet und darum auch fortdauernd mit der größeften Sorgfalt aus⸗ 
geführt. Nur in den lebten Jahren, wenn eine Weideranlage nur noch geringen 
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Ertrag liefert, läßt man fie unbearbeitet liegen. Das gefährlichfte Unkraut ift 
die bereitS erwähnte Zaunwinde, Convolvulus sepium, die fiarf wuchernd an ben 
Ruthen emporklettert und diefe babei feft umſchlingt und nieberzieht. Die Beſeitigung 
diefer Pflanze kann nur durch möglichft frühzeitiges Durchfchneiden der Ranken — 
jedenfall vor dem Eintreten der Tyruchtreife, — und durch möglichſt forgfältiges 
Ausftechen ber kriechenden Wurzel angeftrebt werden, — ganz zu erreichen ift fie 
leider in den feltenften Fällen. 

Sehr gefährliche Feinde der Weidenanlagen find auch einzelne Inſekten, nament- 
(ich Käfer, welche das Laub und die jungen Triebe abfrefien und theilmeife auch das 
Holz anbohren. Zur Bertilgung der Käfer hat der Bitrgermeifter Krahe nad) jahre 
langen Verſuchen einen hochſt praktiſchen Fangapparat konſtruirt, der aus einer 
Meinen, niedrigen Schublarre befteht, auf welcher ſich ein flaches wannenartiges Blech- 
gefäß zur Aufnahme von Petroleum-Waffer befindet, und an deren binterem Ende 
zwei gabelförmig nach) vorne gerichtete mit Borften beſetzte Holzleiften angebracht 
find. Diefe Karre wird von einem Arbeiter durch die Anlagen gejchoben, und dabei 
greifen die gabelförmigen Leiften recht und linls in die Weidenbüfche, fo daß die 
Ruthen zwischen den Leiften bindurchgleiten müffen. 

Hierbei fallen die Käfer in das Gefäß mit Petroleum-Waffer und werden fo 
gefangen. Mit einer ſolchen Karre können täglich 2'/, ha abgefahren werben. Der 
Apparat foll durchaus zufriedenftellend arbeiten und wird deshalb jetzt allgemein bei 
Aachen angewandt. Er ift durch die Firma U. Krahe in Prummern zum Preife von 
12—14 M. zu beziehen. 

Höchſt nachtheilig für eine jede Weidenanlage ift Hagelfchlag, da die Ruthen 
hierdurch vielfach verlegt und dadurch in ihrem Wachsthum geflört nnd in ihrer 
Dualität fehlerhaft gemacht werden. Die Verficherung gegen Hagelſchlag ift fomit 
Jedem Weidenpflanzer bringend zu empfehlen. 

Gedüngt werden die Anlagen viel, und zwar im 1. Jahre im Frühjahr 
mit Ehilifalpeter, — 1,60 Etr. p. ha — und dann möglicft alle 3 Jahre mit 
Borliebe mit Thomasfchlade (12 Ctr. p. ha) und Kainit (4 Etr. p. ha) während 
des Winters. 

Dem Schneiden der Ruthen wird gleichfalls eine große Sorgfalt zugewandt. 
ALS Hauptregel gilt, daß die Weiden nie im Saft geichnitten werden dürfen. Außer- 
dem wird darauf gehalten, daß die Ruthen möglihft nahe am Boden und glatt ab» 
gefhnitten werben, ohne daß babei der Stamm und die Ruthen verletzt werben. 
Ein fchlechter Schnitt beeinträchtigt die fernere Ertragsfähigleit und die Dauerhaftig- 
teit der Weidenpflanzung und macht bie Ruthen für den Verlauf minderwerthig. 
Die Befiter der Weibenpflanzungen laffen daher die Ruthen, wenn es nur irgend 
möglich if, durch ihre eigenen gelibten Arbeiter ſchneiden. Verlaufen fie aber aus 
nahmsweiſe die Ruthen auf dem Stamm, fo thun fie diefes nur an Leute, die für 
das ſorgſame Schneiden Bürgfchaft leiften, und der Verkaufsabmachung wird bie 
Klaufel hinzugefügt, baß bei fehlerhaftem Schneiden 10-40 M. p. ha Strafe zu 
zahlen find. In jedem Frühjahr, vor dem Eintritt des Saftes, werben die Anlagen 
bezüglich des Schnittes nochmals ducchgefehen und bie fehlerhaft gefchnittenen Stöde 
nachgeſchnitten. 

Der Verkauf des geernteten Materials geſchieht als Stecklinge, Korbruthen und 
Bandflöde. Die Stecklinge werden zum größten Theil nach auswärts verlauft und 
bilden einen fehr gefuchten und lohnenden Artikel. Was von den Korbweiden nicht 
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"a Stedlingen verwenbet ift, findet bei den heimifchen Korbmacern Abnahme, bie 


Bandftöde werben bingegen faft ausnahmslos nach auswärts und zwar nad Holland 
und Hamburg verlauft; fie machen alfo bier dem von ben fislalifchen Weiden. 
pflanzungen an der untern Elbe zum Berlauf geftellten Material Konkurrenz. Die 
Hauptfahe bei dem Berlauf if, baß die Waare tadellos gut 
it, denn nur eine folde findet fchnellen, fiheren Abſatz zu 
möglihft hohem BPreife 

Außerdem wirb es für vortheilhaft gehalten, die Weiden gefchält zu verlaufen, 
da bierbei ein etwa um '/ höherer Reinertrag erzielt wird. So wurben 3. 8. im 
vorigen Jahre ungeichälte Bandftöce zu 1,80 Mark und geichälte zu 2,80 Mark für 
hundert frei ab Bahnhof Geilenkirchen verkauft. Das Schälen ift etwa auf 10 Pf. 
für 100 Städ zu beredinen, fo daß noch immer 90 Pf. zu Gunften der gefchälten 
Bandftöde übrig bleiben. Der Grund hierfür Tiegt hauptſächlich in ber Erfparung 
der Tracht für das durch die Rinde repräfentirte Gewicht von ettva ’/, des Geſammt⸗ 
gewichtes bei den gefchälten Weiden. Das Material wirb unter biefen Umſtänden 
auch grumdfäglich foviel als möglich gefchält verkauft. Nur bie von den Stedlingen 
übrig bleibenden Reſte und das grobe, nicht zum Gchälen geeignete Material werben 
ſtets ungefchält verkauft. Wirb troßdem einmal zum Schälen geeignetes Material 
ungefchält auf dem Stamm verlangt, fo müffen hierfür eben fo hohe Preife wie für 
geichälte® Material bezahlt werden. Beifpielsweife wurben im vergangenen Sabre 
für '/, Morgen = '/, ha ausgeſucht fchöne Zjährige Bandftöde auf bem Stamm 
140 Mark gefordert und bezahlt, eine Summe, die einem NReinertrage von etwa 
1000 Mark p. ha gleichkommt. 

Die Preife ſchwanken in ben einzelnen Jahren nicht unerheblih. Trotzdem 
wußte man aber nur 1 Jahr, und zwar 1886/87, anzugeben, in bem ber Preis- 
drud den Berlauf der Weiden unmöglich erfcheinen ließ. Dan half fi in dieſer 
üblen Lage dadurch, daß man bie gejchälte Waare, die im Gegenfat zu ber unge- 
fhälten ein mehrjähriges Lagern ohne Schaden verträgt, bis zum nächften Jahre 
liegen ließ und dann zu guten Preifen verfaufte Die Preisihwankungen bei den 
Weiden werben den allgemeinen Handelskonjunkturen zugefchrieben. Die niedrigen 
Preife des Eifens hätten allerdings auch einen herabmindernden Einfluß, aber durch⸗ 
aus nit den allein maßgebenden. 

Die Einrihtung bes Schäfbetriebes erfordert keine großen und Foftfpieligen Anlagen. 
Es find dazu nöthig: ein Baffin mit konſtant 10 cm tiefem Waffer, um bie Ruthen 
durch einfaches Hineinfegen fchälreif zu machen, d. h. antreiben zu lafien. Es Tann 
dazu ein jeder Waffertümpel oder Graben hergerichtet werden. Ferner ein Schuppen, 
in welchem die gefchälten Rutben aufbewahrt werben und an bemfelben ein Schutz⸗ 
dach, unter welchem bei ſchlechtem Wetter gefchält werden kann; endlich ein Ballen, 
auf welchem die Schälklemmen befeftigt werden. Eine befondere Kunftfertigleit gehört 
zum Schälen nicht. 

Die Dauer der Ertragsfähigkeit ber intenfiv bewirtbhichafteten Weidenpflanzungen 
wird erfahrungsmäßig auf 12—14 Jahre angegeben, wovon 8 Jahre auf bie Stei- 
gerung bis zur vollen Ertragsfähigfeit, 4 Jahre auf bie volle Ertragsfähigkeit und 
die übrigen 57 Jahre auf die Verminderung bderfelben zu rechnen find. Es ift 
fomit bei jeber Weidenanlage von vornherein darauf Rüdficht zu nehmen, daß binnen 
12 Jahren auch die Koftenrechnung volltändig abgetwidelt werden muß. Ich habe 
auf den Krahe'ſchen Anlagen nur 8 Parzellen gejehen, bie länger als 14 Jahre, und 
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zwar 16 Sabre im Betriebe waren. Davon war aber nur eine noch fo gut im 
Stande, daß fie vielleicht noch ein oder zwei Jahre gehalten werden Tonnte, bie beiben 
anderen mußten bereit8 in diefem Jahre als ertraglos aufgegeben werden. 

Wollte man diefe bezüglich der Dauer der Ertragsfähigleit gemachten Erfahrungen 
bei den Königlihen Domänen berüdfihtigen und bier gleich in den erften Jahren 
der 18jährigen Pachtzeit Weidenpflanzungen anlegen, fo könnte die Ertragsfähigfeit 
derfelben in einer Pachtperiode vollftänbig ausgenugt werden. 

Die Ermittelung des Reinertrages machte mir große Schwierigkeit. Der Grund 
hierfür lag darin, daß die Ausgaben nur bis zum Abfchneiden der Ruthen für jede 
Parzelle gefondert, dann aber meiftens nur unter der Bezeichnung für Schälen, 
Schneiden von Stedlingen u. f. w., und bie Einnahmen überhaupt nur in wenigen 
Füllen mit Angabe der Parzelle, hingegen gewöhnlich nad) den verkauften Poften 
gebucht waren. Trotzdem ließ fich jedoch ſoviel ermitteln, daß die Anlageloften 
p. ha etwa 1020 Mark und der durchſchnittliche Reinertrag 360—400 Mark p. ha 
betragen. Gute Anlagen bringen während ihrer höchſten Ertragsfähigfeit 1000 bis 
2000 Marl Reinetrag p. ha, dagegen fchlagen manche Anlagen auch fo fehl, daß fie 
e8 nur bis zu fehr geringen Erträgen bringen und beshalb ſchon nad) wenigen 
Fahren aufgegeben werben müſſen. Neben dem bereit$ erwähnten Beifpiel hoben 
Ertrages, bei welchem ", Morgen —= "is ha Zjährige Bandmweiden auf dem Stamm 
für 140 Marl verlauft wurde, was einem Neinertrag von etwa 1000 Marf p. ha 
gleichlommt, ſei noch folgendes hervorgehoben. Eine Parzelle von 5 Morgen = °/, ha 
brachte im vorigen Jahre für im jährigen Betrieb verkaufte Stedlinge 1480 Mart 

jelbft verbrauchte Stedinde . . - . 202.980 „ 
gefchältes Holz a?‘ Zu 


zufammen 83307 Mark 
3307 . 4 
7 >= 1322,80 Mark brutto, oder etwa 1100 Marl 


netto. Da hierbei aber die im erften Jahre ausgefchnittenen Korbruthen und bie 
bei dem Stedlings-Schneiden übrig gebliebenen Ruthen-Enden nicht in Anja gebradht 
find, fo ift der wirklich erzielte Neinertrag auf über 1200 Mark anzunehmen. 

Ich habe mir auch die Flechtichule zu Heinsberg genau angefehen. Diefelbe ift 
nur zur Heranbildung eines guten Meifterperfonals beftimmt unb war augenblicklich 
von 30 jungen Leuten befucht, von denen ein jeber für die zweijährige Lehrzeit 
800 Mark zur Beftreitung des Unterhaltes mitbringen mußte. Die Anftalt iſt mit- 
Hin nur für den wohlhabenden Bürgerftand zugänglich und Hat für die „Heinen 
Leute” und bie Förderung des einfachen Korbflechtens als Hausinduftrie feine Be⸗ 
deutung. Eine folhe Schule wird mithin aud nur da mit Nuben einzurichten 
fein, wo e8 gilt ein bereit3 vorhandenes Korbmachergewerbe zu verbefiern und zu er- 
weitern. 

Der Eindrud, den die bei Aachen betriebene Weidenkultur macht, läßt ſich dahin 
zufammenfaffen, daß diefe und bie damit verbundene Korbflechterei zu hoher Blüthe 
entwidelt find. Diefer Erfolg bei der Weidenkultur beweift allerdings einerfeits, daß 
ſelbſt fchlechte, für jeden anderen landwirthſchaftlichen Betrieb wenig brauchbare Län⸗ 
dereien durch fie zu hohen Erträgen ausgenutt werden können und biefer Betrieb 
wie die fi) daran anfchließende Korbflechterei einer Menge von Arbeitern und Hand⸗ 
wertern dauernden und lohnenden Verdienſt bietet, anbererfeits läßt er aber auch 
zweifellos Mar ertennen, baß die Weidenfultur nur folhe hohe Erträge wie 
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bei Aachen bringen fann, wenn fie in ber intenfiveften Weife mit der 
größten Sahlenntniß und peinlichſten Sorgfalt betrieben wirb,. 

Der große Umfang und die hohe Entwidelung der Weibenfultur und der damit 
verbundenen Korbflechterei bei Aachen laſſen die dortigen Anlagen in hohen Grade 
geeignet erfcheinen zu einer fiheren und guten Lehrftätte für alle diejenigen, welche 
fih mit der Weidenkultur zu befchäftigen haben. Es bürfte fih daher empfehlen, 
derartige Leute zu ihrer Information nad) den Weidenpflanzungen bei Aachen zu 
fhiden. Yräulein Krahe ift als Vertreterin der Firma A. Krahe bereit, Leute, bie 
hierzu von der Königlichen Staatsregierung nad) Prummern gefchict werben, durch den 
Berwalter Kempen ütber alles genau ıumterrichten zu laffen. Ein B—4tägiger Auf- 
enthalt würde hierzu vollflommen genügen. 

Ferner würbe es fich empfehlen, aus ben Krabe’ihen Anlagen Stedlinge von 
den beften bort erprobten Weidenforten zu beziehen, um fie in Schulpflanzungen für 
den eigenen Bedarf zu vermehren. Alles StedHolz zu beziehen, würde beshalb nicht 
räthlich fein, weil daffelbe bei dem Preife von 2,75—8,50 Marl p. 1000 Stüd zu 
theuer zu ftehen fommen würbe. 


36. 
Verpflichtung zur Unterhaltung der Rampen zc. zu den über 
öffentliche Gewäſſer führenden Brüden. 
Allgem. Berf. an ſämmtliche Königlichen Regierungen ausfchließlich derjenigen in Muri und 
Sigmaringen. II. 17077. 
Berlin, den 6. Januar 1898. 

Die Königliche Regierung erhält beifolgend Abfchrift des Schreibens bes Herr 
Minifters der Öffentlichen Arbeiten vom 24. Dezember 1897 (TIIb. 10265) (a), und 
Abſchrift meines Schreibens an ben vorgenannten Herrn Minifter vom 24. Novem- 
ber 1897 (TII. 12150) (b), welches bie Frage betrefi8 der Verpflichtung zur Unter: 
haltung der Rampen ꝛc. zu den über öffentliche Gewäfler führenden Brücken behandeln, 


zur Kenntnißnahme. 
Im Auftrage. 
Donner. 


a. 
Berlin, den 24. Dezember 1897. 


Der Beſtimmung in meinem Runderlaſſe vom 18. Oftober 1894 — III. 18615 —, 
daß Hinfihhtlich der Rampen zu den über öffentliche Gerwäffer führenden Brüden bie 
Baulaft regelmäßig nicht dem Brldeneigenthümer, fondern dem Wegebaupflichtigen 
zufällt, liegt, wie ic) Em. Hochgeboren auf den Bericht vom 4. Juni d. 38. erwidere, 
das Erkenntniß des Oberverwaltungsgerichts vom 21. Dezember 1887 — abgedruckt 
im preußiſchen Verwaltungsblatte Band 10 Seite 47 ff. — zu Grunde. Der Herr 
Minifter für Landwirthichaft, Domänen und Forften vertritt bie Anficht, daß diefes 
Erfenntniß fi) nur auf Brüdenrampen an natürlichen Wafferläufen beziehe, und hat 
deıngemäß abgelehnt, die Koften für die Inſtandſetzung der Rampen der Oder-Spree: 
kanalbrucke im forſtfiskaliſchen Gutsbezirk Schmöckwitzwerder, insbefondere für Die 
Herftellung von Schutsgelänbeen dortfelbft, auf Fonds der Forfiverwaltung zu fiber- 
nehmen. Da verabfäumt worden ift, gegen die an bie dortige Waflerbauvermwaltung 


— 134 — 


gerichtete Aufforderung des Amtsvorfiehers in Schmödwig zur Inſtandſetzung der 
Rampen rechtzeitig Einſpruch zu erheben, und da ferner die Arbeiten auf bortfeitige 
Anordnung ohne vorheriges Einvernehmen mit ber Forfiverwaltung zur Ausführung 
gelangt find, eritbrigt nur, ben einftweilen vorſchußweiſe beftrittenen Koftenbetrag von 
1660 Mark 18 Pf. dem SKanalunterhaltungsfonds, Kap. 65 Tit. 16 des dortigen 
Bauvertvaltungsetats, zur Laft zu legen. Sie wollen bie dortige Regierungs-Haupt- 
kaſſe mit entfprechender Weifung verfeben. 

Zugleich richte id an Sie das dringende Erſuchen, in Zukunft gegen Anord- 
nungen der Wenepolizeibehörde, welche bie Anrampungen zu ben über den Oder⸗ 
Spreelanal führenden Brüden zum Gegenftande haben, unter allen Umſtänden von 
ben im $ 56 bes Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguft 1888 gegebenen Rechtsmitteln 
Gebrauch zu machen unb eine Entfcheibung des Oberverwaltungsgerichts darüber 
herbeizuführen, daß bie in dem Erkenntniffe vom 21. Dezember 1887 ausgefprochenen 
Grundfäte nicht nur betreffs der Brlden über einen dffentlicden Yluß, fondern aud) 
der Brüden über einen vom Wafferbaufisfus hergeftellten Fünftlichen Kanal Anwendung 
zu finden haben. Es kann nur bedauert werden, daß nicht bereits in dem vorliegenden 
Falle entfprecdend vorgegangen ifl. Die Berichtsanlage folgt zurüd. 

Am Yuftrage. 
An den Herrn Regierungs-Präfidenten zu Potsdam. 


Abfchrift Überfende ich Euer Ercellenz mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 24. v. Mts. — III 12150 — zur geneigten Kenntnißnahme ergebenft. 
Im Auftrage gez: Schulk. 
An ben Herrn Minifter für Landwirthfchaft, Domänen und Forſten. 


b. 
Berlin, den 24. November 1897. 

Euer Ercellenz beehre ich mich auf das gefällige Schreiben vom 4. September 
d. 38. (IIIb 7601) unter Ruckgabe der Anlagen ergebenft zu erwibern, daß ich zu 
meinem Bebauern nicht in der Lage bin, dem Erfuchen vom 8. Zuli d. Is. (TIIb 
5293) um Erftattung ber Koften für Herftellung von Schutgeländern auf ben 
Rampen der Ober-Spreelanalbrüde im forſtfiskaliſchen Gutsbezirte Schmockwitzwerder 
im Betrage von 1660 Markt 18 Pf. aus bieffeitigen Fonds zu entfprechen. 

Zunähft vermag ich nicht anzuerkennen, daß Brüdenrampen nicht Zubehörungen 
der Brüden, fondern Theile des Weges find, in deſſen Zuge fie liegen. Ueber- 
zeugende Gründe für die Richtigkeit biefer Auffaffung find von dem Ober-Berwal- 
tungsgerichte in feinem Urtheile vom 21. Dezember 1887 — Preuß. Berw. Blatt 
Band 10 ©. 47 — nicht angegeben. Da die fragliche Brüde erft dur die Ram⸗ 
pen zugänglich und benutzbar wird, müffen vielmehr die Ranıpen als nothwendiger 
Beftandtheil, als ein Zubehör der Brüde angefehen werden. Danach dürfte bie 
Unterhaltung der Rampen der Wafferbauverwaltung obliegen, welche die Brüde zu 
unterhalten bat. 

Aber felbft wenn auch anzunehmen wäre, daß bie fraglichen Rampen als Be- 
fandtheile des vom Forſtfiskus zu unterhaltenden Weges anzufehen find, fo muß ich 
an ber bereit in meinem Schreiben vom 25. Xuguft d. 38. (III 10568) vertretenen 
Anfıht fefihalten, daß bie Wegebaulaft, foweit fie burd die Anlegung des Oder⸗ 
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Spreefanals und die dadurch erforderlich gewordene Herfielung der Brüde und ber 
Rampen erfchwert if, von der Wafferbauverwaltung als der Unternehmerin zu über- 
nehmen if. Die Nothwendigkeit der Einfoffung ber Bruckenrampen mit ben frag- 
lichen Schutgeländern ift lediglich durch die Anlegung des Kanals und durch bie 
dadurch bedingte Herftellung der Brüde nebft Anrampungen veranlaßt. Die für bie 
Herftellung der Schutggeländer aufgewendeten Koften werben daher von der Waffer- 
bauverwaltung zu tragen fein. 

Die von Eurer Ercellenz in Bezug genommenen Urtheile des Oberverwaltungs- 
gerichtes ſtehen dieſer Auffaffung nicht entgegen. Denn in den durch das Ur⸗ 
theil vom 21. Dezember 1887 und durch das beiliegende Urtbeil vom 12. Januar 
1892 entſchiedenen Fällen handelte es fih um die Trage, wer zur Unterhaltung 
der Rampen von joldhen Brüden verpflichtet ift, die über einen bereits vor— 
handenen natürlichen Wafferlauf (öffentlichen ober Privatfluß) führen, und es 


if in dieſen Urtheilen ausgeführt, daß der zu Folge geſetzlicher Verpflichtung 


über einen natürlichen Waflerlauf vorgenommene Brüdenbau, der eine anderweite 
Geſtaltung der anschließenden Wegeanlagen erfordert, Feine rechtswibrige Vermehrung 
der Wegebaulaft in fi fchließt, für welche der Erbauer der Brüde aufzu- 
Tommıen bat. 

In dem vorliegenden Falle handelt es fi) aber nicht um Rampen einer über 
einen bereits vorhandenen natürlichen Wafferlauf führenden und zufolge ge- 
feglicher Verpflichtung angelegten Brüde, fondern um Rampen zu einer Brücke, bie 
über einen ohne gefeßliche Verpflichtung hergeftellten künſtlichen Wafferlauf an- 
gelegt worden if. Durch die Anlegung des Kanals ift die Herftellung der Brüde 
und der Anrampungen erforderlich geworben, und infolge defien die Wegebaulaft des 
Forſtfiskus durch eine einfeitige und ohne rechtliche Verpflichtung vorgenommene 
Handlung der Wafferbauverwaltung vermehrt worden. Ich vermag nicht anzuer- 
kennen, daß ber Wegebaupflichtige verbunden ift, die ihm durch eine folche einfeitige 
Handlung der Waflerbauverwaltung erwachſende Mebrbelaftung zu tragen; letztere 
wird vielmehr von der Waflerbauverwaltung zu übernehmen fein. Diefe Auffafjung 
entſpricht nicht nur der Billigfeit, fondern auch allgemeinen Rechtsgrundſätzen, die 
im $ 40 II 15 Allgemeinen Landr. und im $ 14 des Enteignungsgeſetzes vom 
11. Juni 1874 noch befonders zum Ausdrucke gebracht find. 

gez.: v. Hammerftein. 
An den Minifter der öffentlichen Arbeiten. 


87. 
Betr. die Anpflanzung von Sierbäumen in der Umgebung der 
Sorfibeamten-Gehöfte. 
Ullgem. Verfg. an ſämmtliche Königlichen Regterımgen mit Ausſchluß von Aurich und Sigmaringen. 


1IL 3316. 
Berlin, ben 5. März 1898. 
Bei der Bereifung von Staatsforften ift von mir und meinen Kommiffaren 
wiederholt darauf bingewiefen worden, daß es wünfchenswerth fei, die Umgebung der 


Forſtbeamten⸗Gehoöfte durch die Anpflanzung von Baumgruppen namentlich unter 
Berwendung frembländifcher Holzarten, wie der Douglas-Fichte u. ſ. w. freundlicher 


zu geftalten. Dei umfichtiger Behandlung können die hierfür aufzumendenben und 
aus dem Kulturfonds zu beftreitenden Koften nur ganz geringfügige fein. 
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Die Königliche Regierung wolle nach Ablauf von 2 Jahren anzeigen, was in 
Bezug auf diefen Gegenftand im dortigen Bezirke veranlaßt worden ift. 


Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Forften. 
v. Hammerftein. 


Holzabgabe und Holzverlauf. Taxen. Nebennutzungen. 
38 


Belanntmachung von BolzDerfäufen. 
Verf. an eine Königliche Regierung und abichriftlih zur Nachachtung an die Königlie Regierung zu 
Königsberg, Sumbinnen, Danzig, Poſen, Bromberg, Stettin, Eoeslin, Stralfund, Breslau, Liegnig, 
Potsdam, Magdeburg, Merfeburg, Hannover, Hildesheim, Stade, Ksnabrid, Münfter, Minden, 
Arnsberg, Schleswig, Caſſel, Wiesbaden, Coeln, Coblenz, Düfjeldorf, Xrier, Erfurt. IL 1233. 
Berlin, den 29. Januar 1898. 

Anliegende Anzeige, betreffend einen Holzverfauf in der Oberförfterei N. N. 
laſſe ich der Königlichen Regierung mit dem Beranlaffen zugehen, dem Revierverwalter 
wegen ber bei Abfaffung der Bekanntmachung erfolgten unnöthigen Raumausdehnung 
eine Borhaltung zu machen. 

Die Königliche Regierung wolle darauf halten, daß den bezüglichen Vorſchriften, 
insbefondere der mit Verfügung vom 21. Januar 1888 III. 620*) ergangenen Be⸗ 
fimmung entfprodden und bei den Seitens der Nevierverwalter zu erlaffenden Be 
kanntmachungen die zwedlofe Aufwendung von Koften vermieden werde. 


Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Zoriten. 
Am Auftrage: Donner. 


39. 
Holzverkäufe aus Staatsforften im Wege der Submiffion. 


Allgem. Verfg. an ſämmliche Königlichen Negierungen mit Uusnahme von Aurich und Sigmaringen. 
III 3549. 
Berlin, den 10. März 1898. 


Künftig find bei den Verkäufen von Holz im Wege bes fehriftlichen Preis -An- 
gebotes (Submiffion) die Namen und Gebote fänmtlicher Bieter den im Termine 
zur Eröffnung der Gebote Anmefenden aud) da befannt zu geben, wo dies bisher 
nicht üblich geweſen ift. 

Der Miniiter für Landwirthſchaft, Domänen und Foriten. 
v. Hammerftein. 


Geihäftsweien. 
40, 
Dervielfältigung allgemeiner Derfügungen. 
Allgem. Berfg. an 1. die ſämmtlichen Herren Ober. Präfidenten, — 2. ben Herrn Präflbenten bes 
Ober-Banbeskulturgerichtes, — 3. den Herrn Präfidenten ber Königlihen Anfiebelungstommiffion au 
Bofen, — 4 bie fänmtlichen Herren Negierungs-Bräfidenten, — 5. bie ſaämmtlichen Herrn General» 
tommilfions Präfidenten, — 6. bie fänmtlichen Königlichen Regierungen, — 7. bie Königliche Minifterial-, 
Militär: und Baukommiſſton, — 8. die fämmtlichen Herren Geftüt:Dirigenten, — 9. Die Herren Reltoren: 
a) ber Königlihen Landwirthſchaftlichen Hochſchule hierſelbſt, — b) der Königlichen Thierärztlichen 


Jahrb. Bd. XX. ©. 144. 
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Oochſchule hierſelbſt, — 10. bie Herren Direktoren: a) ber Kösniglichen Landwirthſchaftlichen Mabemie 
zu Poppelsborf bei Bonn, — b) der Königlihen Forſtakademien zu Eberwalde und Munden, — 
c) der Königlichen Thierärztlichen Hochſchule zu Hannover, — d) bes Königlichen Bomologifchen In⸗ 
Ritut8 zu PBroslau bei Oppeln, — e) der Königlichen Lehranftalt für Obſt- und Weinbau zu Geifen- 
beim a. Rh., — 11. bie Königliche Landesbaumfchule zu Enger — zu Händen bed Herrn Ober⸗ 
Bräfidenten zu Coblenʒ. — I A. 6887. II. 10127. III. 2188. 
Berlin, den 15. Februar 1898. 

Sn Folge des Erlaffes vom 18. Juni 1896 IA 2951 pp. (a) find der Geheimen 
Kanzlei Direktion meines Minifteriums Mittheilungen darüber zugegangen, wie viel 
Eremplare der in Zukunft von hieraus ergebenden „Allgemeine Verfügungen“ bei den 
einzelnen Behörden und Anftalten gebraucht werben. Diefe Anmeldungen gehen 
jedoch von den verſchiedenſten Gefichtspunften aus und weichen in der Zahl ber er- 
forderlichen Abdrüde fo erheblich von einander ab, da auf Grund derfelben eine 
durcchgreifende Aenderung in der Anfertigung der Abzüge nicht vorgenommen werden 
kann. 

Den Behörden und Anftalten werden daher fernerhin je 3 Exemplare von 
jedem Erlaſſe allgemeinen fachlichen Inhaltes zugehen, während ihnen die Berviel- 
fältigung als oberfte Stelle im Sinne des Erlaffes vom 16. Juli 1897 IA 3787®) 
zu 13 bis auf Weiteres überlaſſen bleibt. 

Hierbei bemerke ich jedoch, daß möglichit Darauf Bedacht zu nehmen ift, eine Verviel⸗ 
fältigung überhaupt nicht, oder doch nur in geringem Umfange vornehmen zu laffen, 
wenn die betreffende Verfügung der nachgeordnneten Behörden und Beamten durch 
Abdrud in den amtlichen Publilations-Organen zur Kenntniß gebradht werden Tann. 

Auch ift darauf zu rüdfichtigen, daß für die in gemeinfamen Dienfträumen ar- 
beitenden Beamten in den meiften Fällen ein Eremplar genügen wird. 


Der Minikter für Landwirthſchaft, Domänen und Forften. 
In Bertretung: Sterneberg. 





8. 
Allgem. Verfügung an die oben (Urt. 40) bezeichneten Behörden. L A. 2951. Il. 4956. III. 9040. 
Berlin, den 18. Juni 1896. 
Unter Bezugnahme auf Nr. 6 meines Munberlaffes vom 28. April d. 38. 
Ser. I. A. 1946 und auf Nr. 10 der allgemeinen Verfügung der Herren Minifter 
der Finanzen und des Imern vom 20. Mai d. %8. Nr dB. M. I. 1250 pp. 
j 2 M. d. J. I A. 1866 
wird erſucht, der Geheimen Kanzlei⸗Direktion meines Miniſteriums alsbald im Büreau⸗ 
wege mitzutheilen, wie viel Exemplare der in Zukunft von hier aus zu erlaſſenden 
„Allgemeinen Verfügungen“ dortſeits gebraucht werden, und in welchen Fällen etwa 
eine geringere Anzahl genügt. Aendert ſich der Bedarf im Laufe der Zeit, ſo iſt der 
Geheimen Kanzlei⸗Direktion hiervon baldigſt Kenntniß zu geben. 


Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Forften. 
von Hammerftein. 


e) Jahrb. Bb. XXIV. ©. 194. flgbe. 
Jahrb. d. Preuß. Forſt⸗ u. Jagdgeſetzg. XXX. 10 
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Kaffen= und Rehnungsiweien. 


Betr. eine alljährlich einzureichende Nachweiſung der bei verſchiedenen 
Ausgabefonds unter Kap. 2 und 4 bis zum Schluſſe des Etatsjahres 
zu erwartenden Mehr⸗ und Mlinder-Ausgaben. 


Allgem. Berfg. an jämmtliche Königlichen Regierungen mit Ausnahme von Aurich und Sigmaringen. 
II. 1461. 


Berlin, ben 9. Februar 1898. 

Unter Beziehung auf die allgemeine Verfügung vom 18. Oktober 1897 (TU. 
13305)*) beauftrage ich die Königliche Regierung, mit größter Beichleunigung bis 
fpäteftens 1. März d. Is. nach beiliegendem Mufter (a) eine Nachweifung aufzuftellen, 
aus welcher die bei Kapitel 2, Titel 6, 7, 22, 31, 32, 33, 84, 35 fowie Kapitel 4, 
Titel 1, 2, 2a und 4 des Forfiverwaltungsetats bis zum Jahresſchluſſe vorausſichtlich 
zu erwartenden Ausgaben und die Gründe für bevorftehende Etatsüberſchreitungen zu 
erſehen find. 

Soweit bei den eigentlichen Betriebsfoften (Kap. 3, Tit. 16, 23, 24, 25, 27, 28) 
Mehrausgaben zu erwarten find, welche durch Mehreinnahmen nicht gebedt find oder 
die gegenüberftehenden Mehreinnahmen um mehr als 5°, überfchreiten, find auch 
diefe Mehrausgaben in die Nachweifung aufzunehmen und zu begründen, 

Die hier angeordnete Nachweifung ift Eünftig alljährlich bis zum 15. Januar 
vorzulegen und wird im Allgemeinen, wenn nicht ganz außerordentliche Fälle von 
Etatsüberfchreitungen fehon früher vorkommen follten, an Stelle der bisher für jeden 
einzelnen Ausgabefonds erfolgten Berichterftattung treten Fönnen. Die Aufftellung ber 
Nachweiſung hat mit möglicäfter Sorgfalt zu gefchehen, da nad) dem Ergebniffe der- 
felben dieffeitS die Zuftimmung bes Herren Finanzminifters zu Etatsüberfchreitungen 
erwirft werden muß. 

Der Einfendung eines Eremplars bes Abfchluffes der Forfiverwaltung für das 
3. Biertel (Ss) des Etatsjahres bedarf es in Zukunft nicht. Es if kanftig 


nur noch der Endabſchluß einzureichen, während für die erſten drei Bierteljahre bie 
Einfendimg ber Zu- und Abgangs-Nachmeifung nad) Maßgabe der Berfügung vom 
4. September 1896 (III. 12877)**) genügt. 

Diefe Nachweiſung ift aber im 3. Bierteljahre bezitglich bes Unterftügungsfonds 
für ausgefchiedene Beamte pp. — Kap. 4, Tit. 3 — durch folgende Angaben zu 
ergängen: 

Bon der Iſtausgabe mit 
entfallen 

1. auf fortlaufende Zahlungen 

a) am ausgeſchiedene Beamte. . > 2 2 2 0 ne neuen. 
b) an ®ittwn . . 2 2 20. 


Rt 

c) an erwachſene Kindee.. ten ne. Mi. 
. Mi 

Mi 

Mt 





d) an Kindererziehungsgeldern 


zuſammen .....- 
2. auf einmalige Unterftügungen 


Gefammtjumme ...... ME. 
Die gleiche Erläuterung ift nach wie vor auch im Endabſchluß zu geben. 
Der Minister für Landwirthſchaft, Domänen und Borften. 
In Vertretung: Sterneberg,. 


*») ©. Art. 21. ©. 47. 
”) Jahrb. Bb. XXVIII. ©. 192. 
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a 
Nachweiſung 
der bei den Ausgabefonds Kapitel 2, Titel 6, 7, 22, 31, 82, 88, 34, 86, Kapitel 4, 
Titel 1, 2, 2a und 4 bis zum Schluſſe des Etatsjahres 1897/98 zu erwartenden 
Mer, und Minder-Ausgaben. 













Sejanrmt-Mubgabe 
Einer 
Mehrausgabe 


Kurze Begründung ber 










6 | Remmmerirung von 
Hälfsarbeitern bei 
den Begierungen. 
m| 7 |Remumerirung von 
Forkhülfsauffehern. 
„| 2 | Jagbverwaltungs- 
toften einſchueßlich 
Wildſchaden ⸗ Erſatz ⸗ 
Gelder. 
31Bezeichuung und Be⸗ 
richtigung der Gren · 
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Etatsweien. 
42, 
Etat der Sorfiverwaltung für das Jahr vom ı. April 1898/99. 
Betrag 
r1.April 
Kap. | Kit. Einnahme Nero 
Mart 
2. | 1. | Für Holz aus dem Jerrwirthichaſzejahre 1. 1.Oftober Re) 61 500 000 
2. | Für Nebennugtungen . . . » .. 4 250 000 
8. | Aus der od Oo... 200. .. 850 000 
4. | Bon Zorfgräbereien . 265 000 
5. | Bon TFlößereien 7 700 
6. | Bon Wiefenanlagen . 71000 
7. | Yallt aus. 
8. | Vom Sägemühlenbetrieb 115 000 
9. I Bon größeren Baumfchulen . 9 000 
10. | Bon dem Thiergarten bei Kleve und dem Eichholze bei 
Arnsberg . . 19 600 
11. | Berfchiedene andere Einnahmen, einſchließlich der zu 
erftattenden Befolbungen für 2 Föoͤrſter, welche lediglich 
im Intereſſe einer Privatperfon angeftellt und von dieſer 
zu unterhalten find, und 1000 Mark Bergütung für 
Leitung und Kontrole der Bewirthichaftung der betreffenden 
Privatforft, der von dem Münfterfhen Studienfonds für 
Leitung der Berwaltung der Forſten diefes Fonds zu 
zahlenden Befoldungsbeiträge ꝛc. . 584 245 
11a.| Rüdzablungen auf die an Forfibeamte (Oberförfter, Revier. 
förfter, Förfter und Waldwärter) zur wirtbichaftlichen 
Einrichtung bei Uebernahme einer Stelle gewährten Bor- 
fhüffe (vergl. Kap. 2 Tit. Ic der Ausgabe) 40 000 
12. | Bon ber Forftafademie zu Eberswalde . 11 700 
13. | Bon der Forftalademie zu Münden . on 5 055 
Summe der Einnahme | 67 223 300 
»2) Die IR: Einnahme hat betragen im: 
Etatsjahre 189696 2 200 58 429 670 Mar, 
„ 180007 2 rn 64 484276 „ 


= 133 918 946 Marl. 

Mithin durcfcänittlih für ein Jahr . - » - 61456 973 Marl. 

Ungefichts des günftigen Ergebnifies bes Etatsjahres 1897/98 ericheint der Unfah der vollen 
Durchſchnittsſumme mit rund 61 500 000 Mark unbebenklich. 

Bon der ft: Einnahme für Holz im Etatsjahre 1896/97 entfallen 


auf NußholE - 0 nn 48 030 402 Mart, 
„Brennholtzz.. 21 453 874 


= 64 484 276 Mart. 





Betrag 
für 1. April 
1898/99 
Mart 







Kap. Tit. Ausgabe 


A. Dauernde Ausgaben. 


Koften Der Verwaltung und Des VBetriches, 
Befoldungen. 

34 Oberforftmeifter und 90 Negierungs- und Forſträthe 
mit (4200 Mark bis 7200 Mark) 759600 Mark 
und 25500 Marl zu Dirigentenzulagen für Ober- 
forftmeifter (höchſtens 900 Mark für jeden) 

(1 Oberforftmeifter und 1 NRegierungs- und 
Forftrath haben Dienftmohnung.) 


720 Oberförfter, einfchließlich der 2 Berwalter der beiden 
Bezirtsoberförftereien in den Hohenzollernfchen Landen, 
mit (2700 Mark bis 5700 Marl) 3015455 Mark. 

Hierzu 2 verwaltende Revier- 
förfter in den Klofterforften der 
Provinz Hannover mit (1500 ME. 
bis 2000 Marl) . . . . 4000 „ 
Außerbem freie Dienfhoohmung und freies 
Feuerungsmaterial oder Geldvergütung dafür. Der 
Werth des freien YFeuerungsmaterials wird für bie 
2 verwaltenden Wevierförfter in den Klofterforften 
zu 75 Markt, im Uebrigen aber zu 150 Marf als 
penfionsfähiges Dienfteintommen beredjnet. 


119 vollbeſchäftigte Forftlaffen-Aendanten mit (1800 Mark 
bis 4200 Marl) . . . 0. 
(2 Rendanten haben Dienftwohnung.) 


176 Revierförfter mit (1200 Marl bis 1800 Mark) 
267 325 Marl, 

8461 Förfter mit (1200 ME. bis 1600 ME.) 4934380 Mark, 
darımter 2 Förfter unter Vorbehalt jederzeitiger Zurück⸗ 
ziehung, ausfchließlich für die Zwede und auf Koften 
einer Privatperfon, für welche deren Gehalt unter 
Kap. 2 Tit. 11 der Einnahme nachgewieſen ift, ferner 
303 Mark perfünlicde Zulagen als Erfag für frühere 
Dienftbezüge, künftig wegfallend; 66030 Mark zu 
Nevierförfter-s und Hegemeifterzulagen in Höhe von 
60 Mark bis 450 Marl; 180130 Mark Einzel 
gehälter für 338 Walbwärter, davon 261 voll be⸗ 
ſchäftigt mit 400 Marl bis 800 Mark und 


Seite 



















































































77 nebendmtli beſehafritt gegen 36 Mark bis 


350 Mari . 5448 168 Dart. 
Hiervon ab diejenigen 2. 170 „ 
welche für 3 Förfter im Regierungs⸗ 


bezirk Osnabruck⸗Aurich als Beſol⸗ 
dungstheil in ihrer Eigenſchaft als 
Moorvögte aus den besfallfigen 
Befoldungsmitteln der Domänen- 
verwaltung erftattet unb von ber 
Ausgabe ber Forftverwaltung ab- 
geſetzt werden. 
bleiben 

Die Revierförfter und die Förfter erhalten außer- 
dem freie Dienſtwohnung und freies Feuerungs⸗ 
material ober Geldvergutung bafür. 

Der Werth des freien Feuerungsmaterials wird 
zu 75 Mark als penfionsfähiges Dienfteirilommen 
berechnet. 

Die Waldwärter erhalten freie® Feuerungs⸗ 
material oder Gelbvergütung dafür und freie Dienft- 
wohnung, wo folde vorhanden if. Bon dem 
Emolument des freien TFeuerungsmaterials fteht 
denfelben eine Penfionsbereshtigung nicht zu. 

4. | 2 verwaltende Beamte bei ben Nebenbetriebs-Anftalten mit 
(1500 Marf bis 3300 Marl) 4200 Mark; 21 Torf, 
Diefen-, Wege-, Flöß- zc. Meifter, jowie 3 XThiergarten- 
förfter mit (1100 Mark bis 1500 Mark) 29700 Mark; 
22 Torf, Wiefen- c. Wärter und 1 Holzauffeher zufammen 
10628 Mark Einzelgebälter, davon 12 voll befolbet mit 
400 Mark bis 800 Mark und 11 nebenanitlich befchäftigt 
mit 86 Mark bis 850 Mat . . . 

Außerdem erhalten freie Sienſwohnung und freies 
Heuerungsmaterial oder Gelvvergittung bafür: die 
2 verwaltenden Beamten mit einent penfionsfähigen 
Werthe des freien Feuerungsmaterials von 105 Marl, 
die Meifter wie die Förfter, die Wärter wie bie Wald- 
wärter. 








Summe Tit. 1584| 9657 211 






5. | 3u Wohnungsgeldgufhüffen für die Beamten 105 000 


Summe Tit.5 für fi). 








Andere — perfönlige Ausgaben. 

Zur Remunerirung von Hülfsarbeitern bei den Regierungen 

einfchließlih Sigmaringen . 

7. | Zur Remunerirung von Gorfthülfsauffehern (bie 1080 Mat) 
und zur zeitweifen Berftärkung des Forſtſchutzes Überhaupt 

Außer der Remuneration freies Feuerungsmaterial 
ober Geldvergütung baflir und freie Dienfiwohnung, 
wo ſolche vorhanden ifl. In befonders dazu angethanen 
Fallen kann eine Theuerungszulage von monatlich 
8 Marl gewährt werben. 

8. | Vergütung für die Gelderhebung und Auszahlung — Remune⸗ 
ration und Dienſtaufwands⸗Entſchädigung — an nicht 
voll, beziehungsweife nur nebenamtlich befchäftigte Forſt⸗ 
kaſſenbeamte und an Untererheber . 

9. | Zu auferorbentlichen Remunerationen und Unterfägungen 
für Unterbeamte . 

98.| Zu aufßerordentlichen Remunerationen für mittlere und 
höhere Beamte . 

In. | Zu anßerordentlichen Untenpägungen für mittlere und 
höhere Beamte . . 

Bu Tit. 9 und 9b, Die! am Jahresſchluſſe ver- 
bleibenden Beftände Tönnen zur Berwendung in bie 
folgenden Jahre übertragen merben. 

Ic. | Borfchüffe an Forfibeamte (Oberförfter, Revierförfter, Förfter 
und Waldwärter) zur woirthfchaftlichen Einrichtung bei 
Uebernahme einer Stelle (vergl. Kap. 2 Tit. 11a ber 
Einnahme) 

Es darf nur der Betrag der twirflichen Einnafme 
Kap. 2 Tit. 11a zur Berausgabung gelangen. — Der 
am Jahresſchluſſe nicht verivendete Betrag diefer Ein- 
nahme kann zur Berwendung in die folgenden Jahre 
übertragen werden. 


(2.)| 6. 


Summe Tit. 6 bis Ic 


Stellenzulagen, Dienfaufwands- und Mieths- 
Entfhädigungen. 

10. | Fudrloften-Averfa für Oberforftmeifter und Dienftaufmands- 

Entfchädigungen für Regierungs- und Forſträthe bis zu 

200 Mark für jeben, einfchließlih der Weifeloften- 

vergütung für den forfttechnifchen Referenten bei der 

Regierung zu Sigmaringen 


Seite 


Betrag 


1862 000 


277 800 


36 800 


18 000 


113 000 


40 000 


2 437 600 


304 200 
804 200 





Betrag 


für 1. April 
Ausgabe 1898/99 


Mart 

Uebertrag 304 200 
Dienftaufiwanbds » Entfehädigungen für Oberförfter bis zu 

2100 Matt. . . . .| 1209 020 

. | Stellenzulagen für Oberförfter bis zu 600 Mat oo... 66 600 
.| Dienftaufivands - Entfchädigungen für die vollbefchäftigten 
Horftlaffen-Rendanten Kap. 2 Tit. 2a bis zu 3000 Mart 
für jeden, mit Ausnahme zweier Stellen, für welche 
wegen bes großen Geichäftsumfanges bezw. 2450 Marf 

und 2350 Mark gewährt werden . . . 156 642 
Stellenzulagen für Revierförfter, Foͤrſter und Walbwarter 
bis 800 Mark, ſowie zur Haltung eines Dienſtpferdes 
oder Annahme von Forſtſchutzhuülfe für Revierförſter und 
Förfter bis zu 180 Mark für jeden, und Kahnunter- 

baltungszulagen bis zu 75 Mal. . . . . 367 222 
Dienftaufmands-Entfchädigungen für Beamte bei den Neben. 

betriebsanftalten bis zu 1200 Mark für jeden und Stellen- - 

zulagen bis 300 Mat . . . . 11 408 
Miethsentihädigungen wegen fehlender Dienfwohnungen für 
Oberförfter bis zu 900 Mark; für Revierförfter, Yörfter, 
Torf», Wiefen-, wage, dieſ⸗ ꝛc. Weiner bis zu 225 Mark 

für den . . . . 78 000 

Summe Sit. 10 bie 15 | 2193 09 


Moaterielle Berwaltungs- und Betriebskoſten. 


Für Werbung und Transport von Holz im Forſtwirthſchafts⸗ 
jahre 1. Oftober 1897/98 und von anderen Forftproduften | 9350 000 

Zur Unterhaltung und zum Neubau der Gebäude im Ge- 

chäftsbereich der Forftverwaltung, fowie zur Beichaffung 
fehlender Gebäude*) . . . 2 394 800 

(Diefer Fonds überträgt A mit dem Fonds 

Kap. 3 Tit. 7). 

Zur Unterhaltung und zum Neubau der öffentlichen Wege 

und zur Gewährung von Beiträgen zur Herftellung ſolcher 
Wege (innerhalb der Forftn) . . . 1514 340 

(Dem Ausgabefoll treten biejenigen Beträge hinzu, 

welche von Kreiſen und Provinzen zum!chaufſeemäßigen 

Ausbau von Kommunikationswegen innerhalb der 


Seite | 13 259 140 





-  Dienfigehöften für 2 2 22 Oberförfter, Revierförfter und örfter 


And Vader 663 8 367 
nad dem Etat für 139708 2 2 2 2. 655 8334 


mithin jet mehr 8 23. 








Kap. Tit. 


19. 


20. 


21. 


F 


Uebertrag 


Staatsforften gewährt und bei Kap. 2 Tit. 11 biefes 
Etat vereinnahmt werben.) 

Beihilfen zu Chaufſee⸗ und anderen Wege⸗ und Brüden- 
bauten und zur Anlegung von Eifenbahngäter-Halteftellen 
(außerhalb der Forſten), welche von weſentlichem Intereffe 
für die Yorftverwaltung find .. 

(Die am Jahresſchluſſe verbleibenden. Beftände 
können zur Berwenbung in bie folgenden Jahre über- 
tragen werben.) 

Zu Wafferbauten in ben Forſten . 

Zu Forfilulturen, zur Erziehung von Pflanzen zum Berfauf, 
zur Berbefferung der Forfigrundftüde, zum Bau und zur 
Unterhaltung der Holzabfuhrwege und Eifenbahngüter- 
Halteftellen, welche im Intereſſe ber Forſtverwaltung an⸗ 
gelegt werden müffen, im Forſtwirthſchaftsjahre 1. Oftober 
1897/98, fowie zu Forftvermeffungen und Betriebs- 
regulirungen . . . 

(Die am Jahresſchluſſe verbleibenden. Beftände 
können zur Verwendung in die folgenden Jahre über⸗ 
tragen werden. 

Bergl. außerdem die Bemerkung zu Kap. 4 Tit. 6 
— Allgemeine Ausgaben — dieſes Etat.) 

Sagdverwaltungstoften, einfariehng der arbfünben-Erfab. 
gelder . . . . . 

Betriebskoften für Torfgräbereien . . 

(Die Koften ber Torffkveufabritation gelangen für 
das Forſtwirthſchaftsjahr zur Berregmung. 

Betriebstoften für Floßereien . . 

Betriebsfoften für Wiejenanlagen . 

Fallt aus. 

Betriebsloften der Sägemüblen . . . 

Betriebstoften für größere Baumfchulen im Forſwirthſchafts. 
jahre 1. Oltober 1897/98 .. 

Für den Thiergarten bei Cleve und das Eichholz bei Arnsberg 

(Bei dem Thiergarten bei Cleve und dem Eichholze 
bei Arnsberg darf die Ausgabe beider Anlagen zu- 
fammen deren Einnahme nicht Aberfchreiten. Der am 
Schluffe eines Jahres verbleibende Ueberſchuß darf nur 
in den nädftfolgenden beiden Jahren noch verwendet 
werben.) 

Seite 


Betrag 


für 1. April 
1898/99 
Mart 


13 259 140 








200 000 


66 500 


5 100 000 


75 000 
78 200 


11 000 


16 800 


114 000 


6800 
13 220 


18 940 660 
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Kap. | Tit. 
(2.) 
80. 
81 
32, 
88, 
34. 
85. 
3. 
1. 
2, 





Ueberteg | 1 

Fire Fiſchereizwecke .. 

(Die am Jahresſchlufſe verbleibenben Beände 

lönnen zur Berwenbung in bie folgenden Sabre über- 
tragen werben.) 


»| Zur Bezeichnung und Berichtigung der Grenzen, zu Sepa⸗ 


rationen, Regulirungen und Progeßloften . . . 
Holzverkaufs⸗ und Berpachtungskoſten, Botenlohne und 

ſonſtige Heine Ausgaben der Lolalverwaltung . 
Drudloften . . . . 
Stellvertretungs- und Umzugefoßten, Diäten und Reifetoften 
Koften für Bertilgung der ben Forſten fchäblichen Thiere, 

Borfluthloften und andere vermiſchte Ausgaben 

Summe Tit. 16 bis 86 


Summe Kap. 3 


Zu forſtwifſenſchaftlichen und Lehrzwecken. 
Befoldungen, 
Bei der Forſtakademie zu Eberswalde: 

1 Direktor mit 8300 Mark; 6 Profefforen mit (4100 Marl 

bis 6900 Marl) 35800 Marl; 1 Sekretär mit 

(1500 Marl bis 2700 Markt) 2700 Marl; 1 Haus- 

meifter und Bebell mit (800 Marl bis 1200 Mark) 

1150 Mat . . 22. 47%0 Marl 
Für 8 gleichzeitig als Oberförfter 

fungirende forfttechnifege Lehrer neben dem 

Einfommen als Revierverwalter auf bie 

Dauer ihrer Berwendung als forfttechnifche 

Lehrer penfionsfähige Zulage . - » » IHO m 

Bei der Forftalademie zu Münden: 

1 Direltor mit 7500 Marl; 5 Profeffoxen mit 

(4100 Mark bi3 60 Mark) 29800 Marl; 1 alabe- 

mifcher Gärtner mit (1500 Marl bis 23700 Marl) 

1800 Marl; 1 Hausmeifter und Pebell mit (800 Marl 

bis 1200 Marl) 1200 Mint . . . . 89800 Mat 
Alır 3 gleichzeitig als Oberförſter 

fungirende forfttechnifche Lehrer neben dem 

Einlonmen als Neviervenwalter auf die 

Dauer ihrer] Berwendung elefforhiesguiie 

Lehrer penfionsfähige Zulage . - - 4 „m 


Betrag 
für 1. April 
1898/99 
18 940 660 

8 000 


445 687 


20 128 347 


84 521 250 


62 900 


44 750 
97 650 








Betrag 








; für 1. April 

Kap. Tit. Ausgabe 1898/99 
EEE — Mari 
8) (2.) ebertrag 97 660 


Bemerkung. Die penflonsfähigen Zulagen ber 
forfitedimifchen Lehrer find für beide Akademien über- 
teagungsfähig. Die Hausmeifter und Pedelle erhalten 
freie Wohnung und freied Feuerungsmaterial. Die 
Direktoren, 1 Brofeffor und der Gärtner in Münden 
haben Dienſtwohnung. 

8. | Bei der Forſtlehrlingsſchule zu Groß-Schönebed: 
2 Lehrer mit (1500 Mark bis 270 Mad) . . . » 4.600 
Summe Tit. 1 bis 3 102 350 
4.1 3u a ahnungsgeldgujnäifen für die sehuer und , 
Beamten . . . . 5460 


Summe it j kär ni. 


Andere perſönliche Ausgaben. 

5. | Zur Remunersirung von Hülfsträften und für den forftlichen 
Unterricht bei den Jäger-Bntaillnen . . . 87 550 

6. | Bu außerordentlicden Remunerationen und Unterftüungen 

an Beamte und Lehrer bei den derſtatedemien und den 
Forſtlehrlingsſchulen . . 2400 

(Die am Fahresſchluſſe e verbleibenden Beftände 

lönnen zur Berwendung in bie folgenden Jahre über- 

tragen werden.) 


Summe Tit. 5 und 6| 39950 


Sonftige Ausgaben. 
7. | Zur Unterhaltung der Gebäude . . . 9000 
(Diefee Fonds iberträgt ſich mit "dem Fonds 
Kap. 8 Tit. 17.) 
8. | Amtsunloftenvergätungen, Umzugskoſten, Diäten und Reiſe⸗ 
koſten, nicht averfionitte Poftporto- und &ebührenbeträge 
und fonftige Frachtgebuhren für dienftliche Sendungen, 
Zelegrammgebühren bei den Alkademien, ſächliche Aus⸗ 
Haben, einſchließlich derjenigen bei ben forfilichen Berfuchs- 
ftationen, ſowie fonftige vermifchte Ausgaben . . . 64 910 
(Zu it. 7 und 8 Die am Jahresſchlufſe ver- 
bleibenden Beftände können zur Berwendung in bie 
folgenden Jahre übertragen twerben.) 


Summe Tit. 7 und 8 73 910 
Summe Kap. 3 2231 570 
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Betrag 
Kan. it. für 1. April 
ap. | Ti Ausgabe 1898/99 
„Mart 
(4.) Allgemeine Ausgaben. 
1. | Real- und Kommunallaften und Koften der örtlihen Kom⸗ 
munals und Polizeiverwaltung in ſieleliſchen Guts⸗ und 
Amtsbezirken... .I 1320 000 
2. | Ablöfungsrenten und zeitweife Vergütungen an Stelle von 
Naturalabgaben . . 650 000 


2a. | Beiträge zur gefetlichen Krantenverficherung der Arbeiter, 
Ausgaben auf Grund der Unfallverſicherungsgeſetze, ſowie 
Aſzendentenrenten, Heilungskoſten und Sterbegelder auf 
Grund des Unfallfürſorgegeſetzes, Ausgaben auf Grund 
des Geſetzes über die Invaliditäts⸗ und Altersperficherung 478 000 
3. | Zu Unterflütungen für ausgefchiebene Beamte, ſowie zu 
Penfionen und Unterflügungen fir Wittwen und Waifen 
von Beamten . . 180 000 
(Die am Jahresſchluſſe verbleibenden Belände 
fönnen zur Verwendung in die folgenden Sabre ütber- 
tragen werden.) 
4. | Koften der bem Forfifisfus auf Grund rechtlicher Ver: 
pflihtung obliegenden Armenpflege mit Einſchluß von 
rund 30900 Mark, welche im Durchſchnitt alljährlich als 
Beiträge der Forftverwaltung zur Forflarbeiter-Unter- 
flüßungsfaffe zu Clausthal im Regierungsbezirke Hildes- 
beim gezahlt werden . . . . 91 800 
5. | Zu Unterftägungen aus fonftiger Beranlaffung, einfchließfich 
zu einmaligen Unterftägungen für Berfonen, welche, ohne 
bie Eigenfchaft von Beamten zu haben, im Dienfte ber 
Forſtverwaltung beſchaäftigt werben ober befchäftigt geweſen 
find, fowie für Hinterbliebene folder Berfnen . . . 18 700 
(Die am Jahregsſchluſſe verbleibenden Beftände 
lönnen zur Verwendung in die folgenden Jahre über⸗ 
tragen werben.) 
6. | Zum Anlauf von Grundftäden zu den Forften . . . „| 1050000 
(Die am Jahresſchluſſe verbleibenden Beſtände 
lönnen zur Berwendung in die folgenden Sabre liber- 
tragen werben.) 
(Die zur Berflärlung des Kulturfonds (Kap. 2 
Zit. 21) erforderlichen Beträge können aus diefem 
Fonds entnommen werden.) 


Summe Kap. 4| 8688 500 
Hierzu: n „ 8 221 570 
n „ 2% | 34521 250 


Summe A. Dauernde Ausgaben | 88 431 830 
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Kap. | Tit. Ausgabe 
11. B. Einmalige und außerordentliche Ausgaben. 
1. } Zur Ablöfung von Ger Sewituuen, Neallaften und Paff 
renten 


2. | Zum Anlauf von Srundfüden zu den Forſten ... 

(Extraordinärer Zuſchuß zu Kap. 4 Tit. 6 der 
dauernden Ausgaben.) 

Dem Ausgabe⸗Soll tritt die Iſt⸗Einnahme aus 
Veräußerungen von Domänen⸗ und Forſtgrundſtücken 
in den neuen Provinzen hinzu, inſoweit dieſelbe die 
Anſchlagsſumme von 800000 Mark überfteigt und 
nicht zur Erwerbung und etwa nötbigen baulicden Ein- 
richtung von Fleineren Domänen in denjenigen Landes- 
theilen verwendet wird, in denen Domänen gar nicht 
oder nur vereinzelt vorhanden find. 

8. | Zur Melioration von Moor- und Wiefenflächen . .. 

(Zu Tit. 1, 2 und 3. Die am Jahresſchluſſe ver⸗ 
bleibenden Beftände können zur Berwendung in die 
folgenden Jahre übertragen werben.) 

4. | Zur Anlage und zur Betheiligung an Anlagen von Klein- 
bahnen, fowie zu Beihülfen für diefelben, fofern dieſe 
Bahnen von wejentlichem Intereſſe für die Forftvermal- 
tung {id nn 

(Die am Dahresichluffe, verbleibenden Beſtände 

können zur Verwendung in die folgenden Jahre über⸗ 
tragen werden. Nüdeinnahmen fließen dem Fonds 
wieder zu.) 

5. I Zur verfuchsweifen Errichtung von Inſthäuſern für Arbeiter 
in den Provinzen Oft- und Weftpreußen fowie Pommern 

6. | Zur Errichtung meteorologifher Beobachtungsftationen . 

(Die am Lahresichluffe verbleibenden BBeftände 
Unnen zur Berwendung in die folgenden Jahre über: 
tragen werben.) 


Summe B. Einmalige und außerordentliche Ausgaben 


Abſchluß. 

Die Einnahmen betragen 
Die dauernden Ausgaben betragen en 
Mithin Ueberihuß 

Hiervon ab die einmaligen und nußerorbentlichen Ausgaben 
Bleibt Ueberſchuß 


Betrag 


für 1. April 
1898/99 
Mark 


500 000 
1100 000 


150 000 


50 000 
13 000 


2 013 000 


67 228 300 


. | 38 431 820 


28 796 980 
2 013 000 


26 783 980 
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48, 
Heberfiäht der für dns Etatsjahr 1896/99 etatSmähigen 


— 


Flächeninhalt nach Hektaren 





er 
Zur Holzzucht —— 
Nr. Regierungsbesirt F en 
. ni en, 
beſtimmter beftimmnter Summe Sinmpfen 
und 
Waldboden den 
1.| Königsberg - > 2 2 2 2 2 02.1 184491 | 57482 | 241928 | 3709 
2.| Gumbinnen -. © 2 2 2 2 2 0 2.1 195408 | 58841 | 248749 | 15486 
8.| Dane . » 2 one onen nf 188920 | 12087 125447 5771 
4.| Marienwerber . - 2 2 2 2 0 2.1] 208896 | 24375 | 288271 | 11955 
6 otsdam >22 2 2 20.7] 20009 | 19818 | 219912 | 10412 
6 anffurt a. O 177002 | 12540 | 18954 5395 
7 tettin 108589 | 11582 | 114171 2214 
8.| Edglin . > . 64471 6296 70767 1767 
9.| Stralfumd 0. 25144 2981 283075 983 
10. | Poſen . 73313 7952 81265 2353 
11. | Bromberg 101688 8119 | 1097523 33% 
12.1 Breslau 0. 67483 4600 61983 779 
18. | Sieg . © oo 2 2 en nn] 20589 | 1385 | 21914 298 
14.| Oppeln 2. 2 2 0 2 2 rn 128380 4075 76955 632 
15.| Magdeburg . . 2: 2 2 2 0 en 62852 5935 68787 1531 
16.1 Meiebung . >» > 2 2 rn 71621 6778 78399 1204 
17. | Erfurt rn 85997 950 86347 298 
18. Schleswig rn 85371 7652 43023 909 
19.} Sannver 2 0 2 rn. 27779 8197 30976 618 
20.1 Hildesheim . - » 2 2 2 2.2.1 100736 4087 | 104818 157 
21.1 inbr 2 2 ren 77966 8987 86903 2165 
22.| State . . ren 17453 4887 23290 364 
23.| Osnabrüd- Aurich Den 14859 1401 16260 337 
24.1 Münfer . > 2 2 2 2 rn 2187 217 | . 23404 22 
235.| Minden . 2 2 2 Er ren 88043 1278 34.321 4323 
26. Arnsberg ... 19828 638 19966 153 
Gemeinfchaftliche Waldimgen ... 1115 8 1183 — 
27.1 Caſſel. -...14 3200785 6892 | 206627 968 
emeinfchaftliche Waldimgen ... 402 4 406 1 
28.1 Wiesbaden . . 2 2 0 een 51204 1639 523843 27% 
29. | Eoblen? > 2 2 nen 27851 885 28686 193 _ 
30.| Süflelbof -. - 2 2 2 2 222.1 16886 1964 18340 383 
sl. en a rn 12315 575 12890 15 
32. Trier. 2 2 oo ren 62017 1807 63824 414 
33.1 Achen . . 2 2 2 02. 29238 833 30066 471 
_ Summe 2495836 | 286256 |2782091 110891 


Gemeinſchaftliche Waldbungen . . . 1517 12 1529 
Degen der feit Aufftellung ber legten ° 
ezial- Etats eingetretenen Aende⸗ | 
rungen gehen ab . — — 
bleiben — — 
Die Mehreinnahme gegen die Annahme 
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44. 
Derhandlungen des Hauſes der Abgeordneten über den Etat der 
Sorfiverwaltung für das Jahr vom ı. April 1898/99. 
A. 20. Sikung am 12. Februar 1898. 
Bräfident: Wir gehen über zum zweiten Gegenftande: 
Forſtverwaltung. 

Berichterſtatter iſt der Abgeordnete v. Bockelberg. Ich gehe zunächſt über zur 
Einnahme Das Wort hat der Herr Berichterſtatter. 

Berichterftatter Abgeordneter v. Bodelberg: Meine Herren, der Etat weiſt eine 
erhebliche Mehreinnahme auf, und zwar von 3500000 Mark. Diefe Mehreinnahme 
rejultirt nicht allein aus der Befferung der Holzpreife, fondern aud aus ber größeren 
Flaͤchennutzung. Die Holzpreife haben fih für alle Holzarten, allerdings in ver- 
ſchiedenem prozentualem Berbältniß, gebeffert, die Kiefer, die Eiche und auch die 
Bude nahmen daran Theil. Namentlich ift es gelungen, für die Buchen eine beffere 
Ausnugung zu finden. Das ift möglich gewefen durch ein Smprägnirverfahren, das 
man mit dem Buchenholze vorgenommen bat. ALS beionders erfreulich ift zu kon⸗ 
ftatiren, daß die Jahre der Windbrüche überwunden zu fein feheinen, und daß fortan 
wieder ein normaler Holzabtrieb eintreten wird. 

Abgeordneter Dr. Beumer: Deine Herren, als Bertreter eines Wahlfreifes in 
dem walbreichen Bezirke Arnsberg babe ich mich hier zum Wort gemeldet, um einige 
Auswüchſe des Büreaufratismus bei den Verkäufen der Königlichen Yorftverwaltung 
zur Sprache zu bringen, die ficher von dem Herrn Minifter nicht gewollt find, die 
fih aber bei der Meinung von ber eigenen Machtvollfommenheit, welche bei den 
provinzialen Inſtanzen hier und ba vorhanden ift, herausgebilbet haben, — einer 
Meinung, die ja an ſich falſch ift, die man aber doch bei manchen provinzialen In—⸗ 
tanzen findet und die thatfächlich großen Schaden ftiftet. 

Meine erſte Klage betrifft das geheime Submiffionswefen bei Berfäufen von 
Hölzern auf dem Stamm. Belanntlich haben fi) in der Nähe unferer Wälder zahl- 
reiche Holzinduftrien angeſiedelt, Sägewerke, Schneidemühlen, Faß⸗, Leiften- und Holz- 
wanrenfabrifanten haben fi) dort niedergelaffen, und zum Schute diefer ihr Holz 
für den lofalen Bedarf beziehenden Induſtrien hat der Minifter für Landwirtbfchaft 
ihon im Sabre 1881 in einer Eircularverfügung bingewielen, daß der Berfauf 
lediglich im Submiffionswege die Meineren Konfumenten von der direkten Befriedigung 
ihres Bedarfs ausfchließen würde, und daß die zur Befriedigung des lokalen Bedarfs 
beftimmten Holzfortimente und Holzarten nicht im Wege der Submiffton, fondern im 
Wege der Öffentlichen Verfteigerung an den Meiftbietenden zum Verlaufe zu flellen 
feien. Trotz diefer Circularverfügung hat das Submiffionsmwefen weitere Fortſchritte 
gemacht; obwohl der Herr Landwirthichaftsminifter durch weitere Eircularverfügung 
vom 22. Dezember 1894 die bekannten Grundfäte betreffs Dedung des Iofalen Be- 
darfs wiederholt zur Nachachtung empfohlen Hatte, find, foviel mir berichtet worden 
ift, im Jahre 1895/96 nur nod im vereinzelten Forſtbezirken öffentliche Verkäufe 
vorgelommen, und e8 wurde fogar das fisfalifche Holz nad; dem Einfchlage im Sub- 
miffionswege verlauft. Dabei wird nun die Ueberficht über das Berlaufsgefchäft für 
die Anfäufer noch dadurch erſchwert, daß man die Reſultate der Submiffion oder die 
Namen der Submittenten entweder überhaupt nicht veröffentlicht oder höchſtens dic 
Namen der Meiftbietenden zur Veröffentlichung bringt. Die Käufer follen offenbar 
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nicht erfahren, wer alles auf einen Poſten Holz geboten hat; man will ſie in einer 
unbeſtimmten Furcht vor einer unbekannten Konkurrenz erhalten, um ein höheres 
Gebot von ihnen herauszupreſſen. 

Ich glaube, das iſt ein Verfahren, welches der Herr Landwirthſchaftsminiſter 
nicht billigt, wie das die verſchiedenen Verfügungen betreffs Deckung des lokalen Be⸗ 
darfs genügend bewieſen haben. 

Ich meine deshalb, die dringende Bitte an den Herrn Miniſter richten zu ſollen, 
daß die provinzialen Inſtanzen nochmals mit aller Entſchiedenheit darauf auf⸗ 
merkſam gemacht werden, daß fi) ber Berkauf im freien Lichte ber öffentlichen Ver⸗ 
dingung vollzieht. Sollte man befürdten, daß fi) bie Anfäufer zu einer Ber- 
einigung zufammenfchließen, fo glaube ih, daß ein folcher Fünftlicher Preisprud in 
wettbewerbreichen Gegenben kaum vorfommen kann. Aber wo etwa ſichtlich zu niedrige 
Preiſe erzielt werden, da konnte ja ber Zufchlag einfach nicht ertheilt, fondern ein 
gweiter Termin anberaumt oder weiter mit den Ankäufern verhandelt werden. Ich 
glaube überhaupt, daß in konkurrenz⸗ und inbuftriereichen Gegenden das geheime 
Submiffionsverfahren beim Berlauf fisfalifchen Holzes wirklich nicht am Plage: ift, 
und daß man es höchftens in Gegenden, wo eine Konkurrenz unter Händlern und 
Ankäufern überhaupt nicht vorhanden ift, zur Anwendung bringen follte. Aber ich 
glaube, in den wettbewerbreihen Gegenben ift diefes Verfahren fchon deswegen nicht 
am Bla, weil e8 vielfach gerade den kleinen Dann, ber auf den Anlauf fisfafifchen 
Holzes für feinen induftriellen Betrieb angewiefen ift, ſchädigt; denn, meine Herren, 
ein folcher Feiner Ankäufer braucht nur in dem von ihm fchriftlich einzureichenden 
Angebot ein paar Pfennige unter einem höheren Angebot zu bleiben, und er erhält 
den Zufchlag nicht und fommt dann in die größte Berlegenheit, was nicht der Fall 
fein würde, wenn er im Wege des freien öffentlihen Gebots fieht, wie hoch andere 
Gebote gehen, und darnach zu beurtheilen in der Lage if, ob er noch ein paar 
Bfennige weiter gehen kann oder nicht. 

Meine Herren, gerade die Holzinduftrie — darauf ift an verfchiebenen Stellen 
ſchon Hingemiefen worden — hat unter hohen Laften zu leiden; die Unfallverficherungs- 
laſten, welche diefe Induſtrie zu tragen bat, find ungewöhnlich hoch; dabei fpielen die 
Bräzipuallaften für Wegebauten in manchen Kommunaletats eine unverhältnißmäßig 
große Rolle. Der Eifenbahnfistus ſchraubt — darliber wird vielleiht beim Eifen- 
bahnetat zu reden fein — die Lagerplatsmiethen in die Höhe — kurzum, diefe Laften, 
die vielfach von kleineren Unternehmern in der Holzinduftrie getragen werden müffen, 

find fo groß, daß man gerade dieſe Meinen Konfumenten fisfalifchen Holzes vor dem 
Schaden des geheimen Submiffionsverfahrens verfchonen muß. 

Noch bedenklicher aber erfcheint mir, meine Herren, bei Handhabung ber Ber- 
täufe von fiskaliſchem Holz die Ausfchließung des Rechtsweges bei Streitig- 
feiten. Nach den Berfaufsbedingungen foll bei Streitigleiten zwifchen dem Ober: 
förfter und dem Holzanläufer der direfte Vorgeſetzte des erfteren, der Forſtinſpektions⸗ 
Geamte, alſo der Forftrath als Schiedsrichter entfcheiden. Meine Herren, dieſe Vor- 
{chrift finde ic) vom kaufmänniſchen Standpunkt aus ganz ungeheuerlih. Ich will 
Ihnen das an einem Beifpiel beweifen, das mir aftenmäßig zur Hand if. Ein 
Antäufer erwarb einen größeren Poften Nutzholz vor dem Einfchlag: erfte Kiafie 
ziemlich aflreine Stämme über 40 cm Durchmefier, zweite Klaffe von 30 bis 39 cm, 
endlich vierte Klaffe aftige Stämme. Selbftverftändlich jegte der Ankäufer voraus, 
da ınan über die Begriffe „ziemlich aftrein“ und „aftige” verjchiebener Meinung fein 
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Tann, daß das Holz genau fo Haffifizirt werbe, wie es bisher in dem betreffenden 
Bezirk üblich war. Das geſchah auch; bevor aber dem Anläufer das Holz über- 
wiefen wurde, fam ein neuer Yorftrath, befah den Schlag, bemängelte die „zu gute” 
Aushaltung deffelben und veranlaßte eine andere Klaffifilation, mit dem Ergebniß, 
daß dem Ankäufer einige dreißig aftige Stämme als erfte Klaffe angerechnet wurden. 
Der Antäufer reflamirt beim Oberförfter, derjelbe erflärt, nicht® machen zu können, 
nahm aber fehließlich die allerfchlechteften Stämme, ich glaube 4 ober 5, in die vierte 
Klaffe zurüd. Der Anläufer ließ ſich das ſchließlich gefallen, weil er ſich fagen 
mußte, daß eine Anrufung des Forftraths als Schiedsrichter gegen feine eigene An⸗ 
ordnung lächerlich fein würde und ſchließlich Tediglich Reiſekoſten und Beitverluft zur 
Folge haben würde. Ein folder Fall beweift, wie unangemeffen die Beitimmung 
des Forſtraths als Schiedsrichter ift und wie nothwenbig entweder die Freilaffung 
des Rechtsweges oder die Zulafjung eines gemifchten Schiebsgericdhts, in dem beide 
Parteien vertreten find, ift; fonft ift e8, wie Ihnen der obige Fall zeigt, leicht mög- 
lich, daß Kläger und Richter ein und biefelbe Perjon bilden. 

Sollte mir vielleiht vom Negierungstifche ermidert werben, daß bie Ausfchließung 
des Rechtsweges bisher noch zu keiner Klage geführt habe, fo möchte ic) darauf ſchon 
jegt antworten, daß meines Wiffens die Ankäufer von ber Nutlofigkeit der An- 
rufung eines fo einfeitigen Schiedsgerichts durchdrungen find, daß fie fid) nicht dem 
Beitverluft und der Mühemwaltung ausfegen wollen, zumal fi) die Holzanfäufer nach 
langjähriger Erfahrung fagen müſſen, daß in den verfchiedenen Forſtrevieren die Be- 
handlung, welde man dem Ankäufer bes Holzes zu Theil werben läßt, eine außer- 
ordentlich fchroffe ift. Vielfach fprechen die Herren von ber Forſtverwaltung mit den 
Ankäufern in dem Zone einer vorgefeten Behörde, und meine Herren, das ift doch 
eine fo verkehrte Auffafjung des Standpunktes zwifchen Ankäufer und Verkäufer, daß 
ich feft überzeugt bin, der Herr Minifter wird dieſen Standpunkt nicht billigen. Er 
ift aber in der Provinz vorhanden, und ich habe deshalb den dringenden Wunſch, 
daß feitens der Sentralinftanz hierin Abhülfe gefchafft werde. Der Ankäufer fiskali⸗ 
fchen Holzes ift fein Untergebener der Forſtverwaltung, dern er ift der nachfragende 
und bie Forftverwaltung der anbietende Theil, und im Civilfeben pflegt es doch jo 
zu fein, daß derjenige, der etwas zu verfaufen hat, den freundlidheren Theil der 
Barteien bildet, 

(Heiterkeit) 
nicht derjenige, der etwas anlauft, und ich fehe gar nicht ein, weshalb fid) bei unferer 
Forftverwaltung diefe gewöhnlichen Gebote des Verkehrs, wie fie im civilen Leben 
allgemein als richtig anerkannt werden, nicht ebenfalls vollziehen follen. 

Meine Herren, je mehr ich mich freue, daß im Etat die Einnahme für Holz 
aus unferen Forften im Wirthſchaftsjahr vom 1. Oftober 1897,98 mit 61500000 
Markt hat beziffert werden können, weil fie, wie im Etat nachgewiefen ift, im Jahr 
1896,87 64484276 gegen nur 58429670 im Jahre 1895 betragen bat, alfo ein 
Durchſchnitt von 64484226 erzielt worden if, — ich fage, je mehr ich mich über 
diefes gute Ergebniß freue, um fo gerechtfertigter ift, glaube ich, mein Wunſch, daß 
man büreaufratifhe Ausmüchfe in der Forftverwaltung befeitigen und mit den An- 
täufern fisfalifchen Holzes fo verfahren möge, wie fie das als gute Bürger und brave 
Steuerzahler vom Staate verlangen können. 

(Bravo!) 
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Regierungstommiffar Oberlandforftmeifter Donner: Meine Herren, es könnte 
nad den Ausführungen des Herrn Borredners den Anjchein gewinnen, als ob fämmt- 
liches Holz aus den Staatsforjten ober wenigſtens der ganz überwiegende Theil des- 
jelhen im Wege der Submiffion zur Bermwerthung gelange. Das ift keineswegs der 
Fall. Bon dem gefammten Nutholzeinfchlage von 3740000 Feflmetern waren 
1895/96 im Wege der Submiffion verwertfet 927900 Feſtmeter, alfo etwa 25 Pro- 
zent, und wenn man das Grubenholz mit 282300 Feſtmetern davon abrechnet, 
bezüglich deſſen Verwerthung durch Submiffion im allgemeinen fein Widerſpruch 
erhoben werben wird, jo ergiebt fih, daß nur der fünfte Theil des gefammten Ein- 
ihlags im Wege der Submiffion zur Berwerthung gelangt ift. 

Run möchte ic) darauf aufmerffam machen, daß im Jahre 1884/85 der Ein- 
flag an Nutzholz fo erheblich) zurückſtand gegen den Einfchlag, den wir heute haben, 
daß jetst 454000 Feſtmeter mehr im Wege der Lizitation und der freihändigen Ab- 
gabe verwerthet werben, als im Jahre 1883/84 ber Fall war. Es fteht alfo jegt 
zur Lizitation ein viel größeres Ouantum zur Verfügung als früher, wo wir bie 
Submifjion in nennenswertbem limfange überhaupt noch nicht eingeführt hatten. 

Was nun zur Einführung diejes Verfahrens gedrängt hat, ift folgender Um⸗ 
ftand: Es Hatte fi) im Laufe der Zeit ein Berfahren herausgebildet, wonach gerade 
bei der Lizitation werthvollerer Hölzer eine geringe Zahl von Käufern im Termine 
auftrat und Scheingebote abgab, während eine große Zahl von Herren, die bei diefem 
Geſchäft ſtillſchweigend betheiligt waren, in einem Zimmer neben dem Lizitationsraum 
nachher ganz offen das Holz unter fich vertheilte. Das hat uns dazu genöthigt, zur 
Submiffion überzugehen. Es gab früher in dem altpreußifchen Strafgefegbudh — 
ich glaube, e8 war ber 8270 — eine Beflimmung, wonad) derartige Vereinbarungen 
ftrafbar waren. Diefer Paragraph ift in das neue Strafgeſetzbuch nicht aufgenommen 
worden. Außerdem ift es doch auch immer mißlih, den Strafrichter anzurufen, 
wenn es fih um den Berfehr mit Holzläufern handelt, mit denen, worin ich dem 
Heren Vorredner durhaus zuftimme, das Geihäft in kulanter Weiſe abzumwideln 
durchaus wiünjdenswerth if. Wenn in bdiefer Beziehung Uebelftände herborgetreten 
find, fo muß ich fagen, daß fie zur Kenntniß ber Centralftelle nicht gelangt find; 
würden fie zu ihrer Kenntniß gelangt fein, fo würde entichieden Abhülfe gefchaffen 
fein. Denn wir haben abjolut nicht den Wunfch, daß die Herren ber Forftverwaltung 
draußen fi auf einen unfreundlichen oder büreaukratiſchen Fuß mit der Bevölkerung 
ftellen. 

Es ift dann auch bemängelt worden, daß die Ergebniffe ber Submiffion nicht 
gehörig veröffentlicht würden. Eine Klage in diefer Beziehung ift allerdings an die 
Eentrafftelle gelommen, und es ift daraus Anlaß genommen, nacdjzufragen, wie es 
denn bei den übrigen Regierungen in diefer Beziehung gehalten wird. Da bat ſich 
denn ergeben, daß mit ganz wenig Ausnahmen liberal bei dem Submiffionsverfahren 
der Name des Meiftbietenden und Name und Gebote fämmtlicher betheiligten Käufer 
veröffentlicht werden. Das wird auch jet, wo diefe Regel nicht beftehen follte, aus- 
drücklich vorgeſchrieben werden. 

Was dann die Ausſchließung des Rechtsweges anlangt, da glaube ich nicht ohne 
weiteres eine Zuſage machen zu können, wie bezuglich des vorigen Gegenſtandes. 
Denn es würde eine unendliche Vermehrung des Schreibwerts herbeiführen, wenn 
wir in jedem einzelnen Fall, wo vielleicht eine Meine Differenz befteht, den Rechtsweg 
zulaffen wollten. Der Fall, den der Herr Vorredner angeführt hat, ift, wie id) 
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glaube, zur Kenntniß des Herrn Minifters gelangt, und ift von hier aus auch He- 
mebur eingetreten. Es ift meines Wiffens ein Kommiffar an Ort und Stelle ge- 
[hit worden, und auf deffen Zortrag beim Herrn Minifter ift der Beſchwerde 
führende Käufer klaglos geftellt worden. So wird aud in Zukunft verfahren werben, 
und ich glaube nicht, daß wir Anlaß haben, von einem Verfahren abzugeben, das fi 
bis jett bewährt bat und geeignet geweſen ift, eine Unmenge von Schreibwerk zu 
erfparen. 

Abgeorbneter Ezmula: Deine Herren, wie feit mehreren Jahren bin ich auch 
beute leider wieder in ber Lage, aus verfchiebenen Gemeinden des Regierungsbezirts 
Oppeln wie des Regierungsbezirts Breslau eine Bitte wegen Ueberlafiung von Wald- 
fireu und damit verbundener Probufte an die Heineren Beſitzer bier vorzutragen. 
Wenn auch vielleicht in Folge ber biefigen Beiprechungen die Berhältniffe fich etwas 
günftiger geftaltet haben, fo ift doch bie Noth unter den meiften im Walde mohnenden 
Koloniften in dieſer Beziehung eine fehr große. Die meiften Kolonien — ich neme 
zum Beifpiel bier die Gegend bei Oppeln — find von Friedrich dem Großen zu dem 
Zweck angelegt worden, um Waldarbeiter zu haben, als Schlefien erobert wurde und 
die erforderliche Anzahl von Waldarbeitern bei dem Fyortfchreiten der Kultur nicht 
vorhanden war. Da wurden bdiefe Leute meiftentheils angefiebelt und zum Zheil 
unter fehr günftigen Berbältniffen. Sie befamen meiftentheils zu fehr billigen Preifen 
den Grund und Boden, hatten die VBenutung des Waldes, konnten billig ihr Vieh 
hüten und befanden fich verhältnißmäßig wohl dabei. Es find in der Gegend von 
Oppeln folgende Kolonien: Triedrihsthal, Finkenftein, Königshuld, Neuwedel, Pobe- 
wils, Hirichfelde, Salzbrunn, Tempelhof, Derichau, Gräfenort, und in anderen 
Kreifen befinden fi) auch noch eine Anzahl berfelben. Nun können nicht alle Leute 
im Walde arbeiten, weil bei ber größeren Bevölkerung, die fich jet angefammelt 
Bat, nicht alle im Walde Berwenbung finden fönnen. Nun befommen aber ıneiften- 
theil® nur ſolche Leute Waldftreu zu kaufen, bie der Forſtverwaltung wirkliche Dienfte 
geleiftet haben entweder durch ihre Geſpanne oder mit ihrer Hände Arbeit. Eie 
wenden fid) nun vergebens an den Oberförfter, fie möchten für ihr Geld Laufen, 
befommen aber nichts. Wenn man fi in die Lage der Leute verfett, fie haben 
ſchlechten Boden, Fleines Bieb, jehr wenig Wiefen, die außerordentlich wenig ertragreich 
find, die Häufer find meiftentheils® von Holz, im Winter pfeift der Wind Hindurd, 
fie müffen außerhalb mit irgend etwas umgeben werden, bamit die Leute in ben 
Zimmern einigermaßen Wärme haben. Dort wenden fie fi) an die Behörden, be- 
tommen aber für Gelb und gute Worte feine Streu; fie fehen die Menge Watdfireu, 
die vorhanden ift; fie fönnen nicht einfehen, wenn ihnen gejagt wirb: „wir können 
feine Waldſtreu mehr verlaufen, weil feine vorhanden iſt“ — daß dies des Baum: 
wuchfes wegen gefchieht, fehen fie nicht ein. Die Yolge davon ift, daß ſich die Leute 
allmählich zu Dieben herausbilden. 

Die Berhältniffe liegen in diefer Beziehung wirklich fehr traurig. Es giebt 
Dörfer, in denen faft fämmtliche Einwohner bereit wegen Holz- und Streubdiebftahl 
beftraft worden find. Ich Habe bier eine Petition aus einem Dorf, in ber eine 
Anzahl von Perfonen genannt find, die erft vor Kurzem beftraft worden find. Da 
ift eine Häuslerin zu 15,63 Mark, andere zu 32,60, zu 17,90, zu 15,64, zu 19,10 
Mark, zu Gefängnißftrafe, zu 43 Mark, zu 25,50 Markt und in die Koſten verurtheilt 
worden. Das find für die armen Leute bedeutende Eummen, wenn man Dazu nod) 
die Koften rechnet, und es könnte das vermieden werden, wenn die Forſtverwaltung 
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in liberalee Weiſe den Leuten Waldſtreu verfaufte. Es heißt in der Petition aus- 
drücklich: 
Außer diefen Perſonen find faſt alle ärmeren Einwohner unſerer Ge⸗ 
meinde wegen Walödftreudiebftahls beftraft umb wegen bes bei Haus- 
ſuchungen nothwendigerweiſe vorkommenden Widerſtands und Beleidigung 
der Forſtbeamten beſtraft. 
„Der nothwendigerweiſe vorkommende Widerſtand“ ift natürlich etwas, was bier ganz 
anders beurtbeilt werden muß; aber ich meine: im Intereſſe der Moral, im Intereſſe 
des gefammten.Staateß wäre e8 erforderlich, daß man ben Leuten die Waldftreu ver- 
taufte, damit nicht ganze Dörfer in den Berruf fommen — und mit vollem Recht —, 
daß nur Diebe in ihnen wohnen. 

Ein zweiter Fall, den ich auch noch zur Spradhe bringen wollte, ift ber, daß 
man jetzt nicht mehr wie früher auf den eingefchlagenen Flächen die Stöde den 
Leuten zur Ausrodung übergiebt. Früher war das in der Gegend von Oppeln, 
. 8. in Sr. Schimmig, der Fall, daß die Stöde auf abgeholzten Forftländereien den 
Leuten zur Ausrodung überwiefen worden find. Ich weiß nit, aus weldhem Grunde 
dad nicht mehr gefchieht, ob man die Stöde verfauft oder, wie es im Gebirge der 
gell ift, um Abſchwemmungen des Erbbodens zu vermeiden, ftehen läßt. ebenfalls 
befiagen ſich die Leute, daß fie das nicht mehr wie früher und überhaupt gar nicht 
mehr befommen. 

Ich möchte alfo auch da die Königliche Staatsregierung bitten, wenn es mit 
den Intereſſen ber Forſtkultur verträglich ift, den Wünfchen der Leute in dieſer Be⸗ 
ziehung entgegenfommen zu wollen. 


Präfident: Meine Herren, ich habe eben irrthiimlich dem Abgeordneten Szmula 
das Wort ertheilt zu Tit. 1, während er zu Tit. 3 gemeldet if. Ich glaube, 
wir fommen am beften aus biefem von mir gemachten Fehler heraus, wenn wir 
die Diskuſſion über diefe beiden Titel verbinden. — Damit ift das Haus ein- 
verftanden. 

Abgeordneter Dr. Beumer: Meine Herren, ich wollte nur dem Herm Ober- 
landforftmeifter fiir feine Ausführungen meinen beften Dank fagen. Mich freut fein 
Wunſch, daß die Käufer nicht büreaukratiſch, fondern koulant behandelt werden 
jolen. Ich bin feft überzeugt, daß diefe Ausführungen bes Herrn NRegierungs- 
lommiſſars in der Provinz ihre gute Wirkung haben werden. " 

Ich möchte aber auch darauf Hinweifen, daß, wenn in die Gentralinftanz bisher 
noch gar keine, oder nur wenige Befchwerden über eine unkoulante Behandlung ge⸗ 
kommen find, das darin liegt, daß man im der Provinz ſich mehr und mehr daran 
gewöhnt hat, vor der Forfiverwaltung eine Scheu zu haben, fo daß man ein ſolches 
Material nicht an die Eentralinftanz bringt. Ich kann dem Herrn Regierungs- 
fommiffar fagen: in meiner Mappe liegt fehr viel Material, aber ich verzichte darauf, 
ihm das heute vorzulegen, weil ich weiß, daß feine Ausführungen nad diefer Richtung 
din im Lande ſchon Beſſerung herbeiführen werben. 

Im Uebrigen babe ich betrefis der Verkäufe die Vermeidung der Submiffionen 
bei der Dedung des lokalen Bedarfs betont, und da bin ich allerdings der Ueber. 
zeugung, daß fi) die von dem Herrn Regierungstommiffar hervorgehobenen mög» 
fihen Mißbräuche auch auf anderem Wege abftellen lafſen, als daß man an Stelle 
der freien Fizitation das Submiffionsverfahren einführt. 
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Bräfldent: Die Diskuffion ift gefchloffen. Die Zitel find beide nicht angefochten; 
fie find feftgeftellt. 

Wir geben über zu Tit. 3. Das Wort hat ber Abgeordnete Szmula. 

Abgeorbneter Symula: Meine Herren, id) wollte mid; hier in einer Angelegenkeit, 
welche die Landwirthſchaft weſentlich angeht, aber nur durch die Forſtverwaltung 
abgeftellt werden kann, an den Herrn Minifter wenden; es ift dies der Abfchuß der 
Schwarz. oder Saatkrähe. 

Die Saatkrähen find Thiere, die gefetlich gefchont werben follen, weil man 
meint, fie feien für die Land- und Forftwirtäfchaft außerordentlich nützlich. Sa, 
meine Herren, der Sperling ift aud ein Thier, das zu gewiffen Jahreszeiten vedht 
nüßlich ift, in manden Jahreszeiten aber außerordentlidden Schaden madt. So ift 
es gerade mit der Schwarzkrähe. Es fragt fi) nun, ob der Schaden, ben bie 
Schwarzkrähe anrichtet, wenn fie fich ſehr vermehrt, größer ift als der Nuten. 

In den Gegenden, wo die Schwarzfrähen fi) außerordentlich vermehrt Haben, 
ift für die Landwirthichaft der Schaden größer als der Nuten. Namentlich in den 
Königlihen Forften, wo die Thiere brüten und nicht abgefchoffen werden, findet eine 
fo koloſſale Vermehrung ftatt, daß die Umgegend der Forft für ihre Ernährung nit 
mehr ausreicht und daß fie namentlid) im Frühjahr, wenn die Zungen ausgeflogen 
find, und im Herbſt, wo fie ſich fammeln, ins Land ziehen, fi) auf Heinen Feldern 
niederlaffen und die dort vorhandenen Saaten aufs fürchterlichfte bearbeiten und 
bezimiren. Insbeſondere in biefem Herbft, wo man Weizen fpät gefät bat, ift dies 
der Fall geweſen. In einzelnen Gegenden haben fid — id kann aus eigener Er⸗ 
fahrung ſprechen — Taufende von Krähen verfammelt, die Morgens auf das Feld 
hinausflogen und die wenigen Felder ftarf befchädigten. Im vorigen Jahre iſt mir 
ein Schlag von 4 oder 6 Heltaren Weizen jo vollftändig ausgehadt tworden, daß von 
dem Gefäten wenig übrig geblieben ifl. Daffelbe findet im Frühjahr ftatt, namentlid) 
wenn die Leute Mais legen. 

Nun kann fi) ja der größere Beſitzer dadurch fchüten, daß er vom frühen 
Morgen bis zum Abend Wachen ausitellt; aber fobald der Wächter nur einmal eine 
Stunde weg ift, dann find die Krähen da und baden den Mais erbarmungsios aus. 
Nun giebt e8 ja verfchtedene Mittel zur Abhaltung der Krähen, 3. B. Beipannen bes 
Teldes mit Fäden u. f. w.; einige Haben aud) den Rath ertheilt, daß man den 
Samen vorher in Steinfohlentheer einlegen, oder daß man gefchoffene Krähen auf: 
hängen fol. Alle diefe Mittel wirken aber nur für ein paar Stunden; in wenigen 
Stunden haben die Krähen fih an alles gewöhnt, fie willen, daß ihnen das nichts 
fhadet und fegen ihr Zerſtörungswerk dann fort. 

Wie ich fchon gefagt habe, kann fich der größere Beſitzer noch dadurch fehlen, 
daß er wachen läßt; aber was foll der Fleinere machen, wenn er das Maisfeld nicht 
unmittelbar neben feinem Haufe hat? Er kann doch wegen des halben ober ganzen 
Morgens Mais, den er fern von feinem Haufe hat, nicht fortwährend wachen laffen. 
Die Folge ift, daß die Leute nicht mehr in der Tage find, Mais auf dem Felde an⸗ 
zupflanzen; ebenfo geht e8 bei entfernten Weizenfaaten, welche bie Krähen erbarmungs- 
108 ausbaden, fobald der Weizen aufgeht. 

Nun habe ich vor einiger Zeit ein Gutachten eines Profeffors — ich glaube aus 
Roftod — in ber Nationalzeitung abgedrudt gejehen. Diefer tritt der Behauptung 
entgegen, daß ſich die Saatkrähe von Weizen und frifhem Korn ernähre Er hat 
bei der Unterſuchung verfchiedener Magen gefunden, daß die Zahl der Weizenlörner 
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geringer ift, als die der Steinen, bie er in dem Magen vorgefunden hat. 
Er mag die Krähen zugefchict erhalten haben aus Gegenden, wo Weizen gerade nicht 
geiäet oder nicht aufgegangen war. ebenfalls ift das, was der Profeffor in feinem 
Laboratorium gefunden hat, nicht übereinftimmend mit der Wirklichkeit. 

Bon welch' Toloffalem Nachtheil die Krähen in Gegenden find, wo fie in großen 
Maffen auftreten, kann ich aus eigener Erfahrung fagen. Ich habe fern von dem 
Haupthof eine Feldſcheuer, die im vorigen Jahre ganz mit Gerfte gefüllt war. Es 
bat fih niemand darum gellimmert; bie Felder waren mit Schnee bebedt, und ala 
man binausfuhr, um zu dreihen und die Thore öffnete, kamen viele hunderte — 
man fagt taufend — von Krähen herausgeflogen. Die Leute haben fofort die 
Sräben nad Möglichkeit todt geichlagen; es find 186 Krähen von ben Leuten er- 
flogen umd fpäter gegeſſen worden. 

Die Angelegenheit ift für die Tandiwirtbichaft von Bedeutung, umd ich möchte 
den Herrn Minifter bitten, daß er die Oberförftereierr anmeift, diefe Thiere möglichft 
viel abzufchießen, damit die Landwirthe von diefer neuen Kalamität, die in ber That 
groß ift, befreit werden. Man wärde e8 nicht glauben, wenn man nicht wüßte, daß 
manchmal 1000 bis 2000 Krähen auf einem Felde fih verfammeln. 

(Bravo!) 

Regterungslommiffar Oberlandforftmeifter Donner: Deine Herren, aus Fonds 
der Landwirthſchaftsverwaltung werben jährlih Mittel zur Verfügung geftellt, um die 
Saatkraͤhen da, wo fie in der befchriebenen Weife auftreten, zu vertilgen. Insbe⸗ 
jondere ift zu dieſem Zweck ein Fonds fläffig gemacht worden für die Oberförfterei 
Ottmachau in Schlefien, von der, wie ich glaube, der Herr Vorredner fpriht. Im 
lebrigen finden Ermittelungen darüber ftatt, welche Arten von Krähen ganz befonders 
ſchädlich ſind. Nach dem Ergebniß werden erforderlichen Falls weitere Maßregeln 
getroffen werden. 

Abgeordneter Ritlert: Meine Herren, ih möchte mir Aufmerkſamkeit erbitten 
für die EtatSpofitionen, infoweit fie die Jagd betreffen. 

(Aha! rechts.) 
— Es if wirklich merkwürdig, meine Herren; können Sie fi) foldder Laute gar 
nicht erwehren? Müffen Sie mit Ihrem „Aha“ gleih von vornherein heraus: 
tüden? 

(Heiterfeit.) 

Barten Sie doch! ES Handelt fih um die etatSmäßtge Behandlung von 
betimmten Pofitionen; alfo mögen Sie doch mit Ihrem „Aha“ einftweilen zurüd- 
halten. 

Ich möchte mir alfo die Aufmerkſamkeit des Herrn Finanzminifters in Bezug 
auf die Aufftellung der Poſitionen bezüglich ber Jagd erbitten. 

Meine Herren, wir haben in diefem Jahre in Zit. 3 eine Einnahme aus der 
Jagd von 350000 Mark, 10000 Mark weniger nad) dem breijährigen Durchfchnitt. 
Benn Sie nun die Ausgaben anfehen‘, fo werden Sie in unferem Etat felbft nur 
bei Tit. 22 eine Ausgabe finden: Jagbverwaltungstoften influfive Wildfchabenerfat- 
gelder 75000 Marl. Macht alfo eine Nettoeinnahme von 275000 Marl. Wenn 
Sie nun die geſammte Waldfläche des Staates in Betracht ziehen, fo kommt von 
der Jagd ein Ertrag von ungefähr 10 Pfennig pro Heltar. Jeder, der jagbliche 
Berhältniffe ferınt, wird mix zugeben, daß es ein minimaler Gewinn ift. Nun find 
aber in Wirklichkeit diefe 10 Pfennig pro Hektar nicht einmal Reingewinn aus der Jagd, 
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fondern — und das ift der Punkt, ber uns budgetmäßig intereffirt — in einige 
Ausgabetitel find Ausgaben hineingebracht, die eine Folge des Wilbftandes find. Ich 
will nur diejenigen in Erwägung ziehen, welche ganz erhebliche Ausgaben barftellen. 
In der Ausgabe Kap. 2 Tit. 21 find ausgeworfen 5100000 Mark zu Forftulturen, 
Erziehung von Pflanzen zum Berlfauf u. ſ. w., in dieſem Zitel fteden, wie ih in 
Erfahrung gebracht habe, die erheblichen Beträge, welche für die Schaffung der 
Gatter, die infolge des Wildſtandes bergeftellt werden müflen, gemacht werden. Ich 
glaube, auch der Herr Finanzminiſter wird mir zugeben, daß bei einer richtigen 
Statsaufftellung neben den Einnahmen aus der Jagd auch biefe Ausgaben, melde 
nur durch die Haltung bes großen Wildftandes hervorgerufen find, in einer anderen 
entfprechenden Weiſe gebucht werben müflen. Dem Herrn Finanzminiſter liegen 
wohl auch die fogenannten Kaffenetats, die jede Verwaltung neben dem Budget, wie 
es uns vorliegt, haben muß, vor. Er kann alſo vielleicht diejenigen Summen, 
welche für die Einhegung der betreffenden Theile des Waldes in Folge des Wild» 
flandes ausgegeben werben, auf die Jagd in Anrechnung bringen. Wir find damit 
nit am Ende. Es find noch Ausgaben auf anderen Titeln zum Beifpiel auf dem: 
Koften für Bertilgung der den Yorften ſchädlichen Thiere, Vorfluthloften und andere 
vermifchte Ausgaben in Kap. 2 Zit. 35 445000 Marl. Da find die Koften in An- 
ſatz gebradht, wie ich erfahren habe — der Herr Oberlandforftmeifter wird auch kon⸗ 
trolliren können — bie für den Schuß der außerhalb der Wilbgatter belegenen Kul- 
turen durch Beftreichen der Pflanzen mit Theer, Kall, Raupenleim u. f. w., oder 
durch Bededen mit hölzernen Pfählen verausgabt werden. Es giebt noch andere 
Mehrausgaben, die veranlaßt find durd) die Wildgatter; zum Beifpiel die Mebrloften 
für das Aufarbeiten und Herausrüden der Hölzer. Ich will aber diefe Frage heut 
nicht in Betracht ziehen, fchon weil ich zugeben muß, daß es ſich hier nur um weni- 
ger weſentliche Summen handelt. 

Dan meint num, daß, wenn biefe Koften, die durch den Wildftand veranlaft 
werden, auf den Titel Jagd gebracht werden, dann hie Jagd nicht nur feine Ein- 
nahme, alfo nicht einmal die 10 Pfennig pro Hektar ergeben würde, fondern vielleicht 
ſchon ein Minus. 

Meine Herren, ich habe verfudht, aus den EtatSarbeiten, die ich hier im Haufe 
Ihon circa 28 Yahre kenne, mir Material zu fchaffen insbejondere aus dem, mas 
uns die Forſtverwaltung zugängig macht, um ein Bild über das Berhältniß der Ein- 
nahmen und Ausgaben zu gewinnen. Das ift mir nur in fehr beſchränktem Make 
möglich geweſen. Fruher hat bie landwirthſchaftliche Verwaltung den Bericht an 
Seine Majeftät den König etwa im Laufe von 3 bis 4 Jahren einmal veröffentlicht. 
Der letzte diefer Berichte, welcher uns zugänglich gemacht ift durch den Herrn Land- 
wirthſchaftsminiſter, fchließt mit dem Jahr 1886/87 ab. Nun hat der Herr Ober- 
landforftmeifter mir allerdings heute privatim mitgetheilt, daB noch fpätere Mit- 
theilungen vorliegen, und ic) habe nach denfelben fofort in bie Bibliothek geſchickt; 
den neuen Band von Hagen über bie forftlichen Verhältniffe Preußens Hatte ich 
noch nicht, da reicht allerdings in der Tabelle 84a auf Seite 284 die Spezialifirung 
der Einnahmen aus ber agb bis zum Jahre 1891/92. Was erfahren mir da? 
Dur die Berpadtung der Jagd wurden im Sabre 1886/87 eingenommen 
130156 Mark; durch den Abſchuß, den die Forfibeamten machen — fie müſſen be» 
tanntlich den Verkaufspreis, wie er in der Tare enthalten ift, fiir das betreffende 
Wild an die Forftlaffe abliefern —, kommen ein 204933 Marl, maht zujammen 
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335089 Mark Einnahme. Wir haben niemals, ſoweit ich mich erinnere — obgleich 
die Frage im Herrenhaufe ſchon zur Anregung gelommen und beſprochen if —, 
eine Auskunft befommen über die Art der Jagdverpachtung und über die Größe ber 
verpadhteten Fläche. ch erfehe nur aus bem zweiten Theile des Hagenſchen Buches, 
daß die Einahmen, welche durch die Verpachtung erzielt werden, feit dem 1. April 
1883/84 — da betrugen fie 188988 Mark, aljo rund 139000 Mark — bis zum 
J. April 1891/92 auf 122669 Mark herabgegangen find. Es ift alſo die Einnahme 
aus der Berpachtung eine um circa 16500 Marl geringere geworden. Es fehlt 
uns das Material, um zu beurtbeilen, woher das fommt, und ich möchte die Forſt⸗ 
verwaltung bitten, daß fie die Güte hat, mit dem nächſten Etat einen Einblid in 
diefe Berhältniffe uns zu geben. Alfo wie fett fih diefe Summe von 139 000 
im Sabre 1883/84 und von 122000 im Jahre 1891/92 zufammen? wieviel der 
Forfifläche von rund 2%, Millionen Hektar find verpachtete Jagden? Es wird das 
wefentlich aud) zur Beurteilung der Yrage dienen — und diefe Frage ift wiederholt 
ſchon in forſtlichen Kreifen, auch parlamentarifchen Kreifen beiproden —, ob burd) 
eine Erhöhung der verpacdhteten Fläche eine Mebreinnahme von der Jagd für den 
Staat zu erzielen ift. 

Meine Herren, ich will bei diefer Gelegenheit vorweg bemerten, daß es nicht 
meine Abficht ift, die Herren Oberförfter in ihren Nevendten zu ſchädigen. 
Ich bin der Meinung, daß, wenn es zutreffen follte, daß die Verpachtung einer 
größeren Fagdfläche höhere Einnahmen für den Staat bringen lünnte — und es 
iheint darüber unter Sachverfländigen fein Zweifel zu fein —, man dann bie 
Herren Oberförfter in irgend einer Weife fowohl an dem Sagbvergnügen betheiligen, 
als aud) für etivaigen Ausfall reichlich entjchädigen könnte. Vielleicht bat der Herr 
Oberlandforftmeifter heute ſchon die Güte, anzugeben, welche Grunbfäte maßgebend find 
bei der Verpachtung der Jagden, welche Flächen die Staatsverwaltung zur Verpach⸗ 
tung bringt und welche fie für den Adminiſtrationsabſchuß reſervirt. Auch das ift 
ein Yaltor zur Beurtheilung diefer Etatsfrage. 

Es ift, meine Herren die Meinung vielfach verbreitet, daß durch die Haftung eines 
zu großen Wildftandes und namentlich des Rothwildes auch erhebliche Koften, erhebliche 
Schaͤdigungen des Waldes und des Landes herbeigeführt werden und auch ben Forfibeamten 
ſelbſt Schädigungen erwachſen. Ich will bei diefer Gelegenheit nur kurz darauf hin- 
weifen, daß es doch eine fehr Harte Beſtimmung ift, daß die Königlichen Yörfter, um 
ihre Dienftländereien, die in ber Negel fehr ungünftig mitten im Walde gelegen 
find, vor dem Wildftand zu ſchützen, ans eigenen Koften die Gatter beritellen und 
unterhalten müffen, — eine Ausgabe, die fehr hart und die wefentlich verfchieden 
die Förfter trifft. Ich glaube, daß der Herr Landwirtbfchaftsminifter gut thun wird, 
darin Abhülfe zu fchaffen. Wäre es aber nicht möglich, durch eine Verſtärkung des 
Abfchuffes Milderung und Befeitigung gewiffer Uebelftände herbeizuführen? Braun- 
ſchweig hat zum Beiſpiel durch das Gefe von 1879 die Schonzeit für Roth⸗ und 
Schwarzwild abgeſchafft. Es hat den Abfchuß des Wildes den Forftichugbeamten voll- 
Rändig freigegeben, und wie man mir fagt, bat fidh dieſe Beftimmung bes Braun- 
ſchweigiſchen Geſetzes bort bewährt. 

Meine Herren, ich habe heute, da wegen ber fpäten Stunde die Sade kaum 
eingehend zu erörtern ift, nur die Anregung zu einer Prüfung geben wollen. Biel- 
feicht werden die Herren von der Finanzverwaltung, wenn aud) nicht alle Geſichts⸗ 
punkte, die ich vorgebracht habe, doch aber einige für richtig halten. „Jedenfalls 
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meine ich, daB die Forderung nicht zurückgewieſen werben lann, daß wir eine flarere 
Aufftellung erhalten in Bezug auf die Einnahmen und Ausgaben der Jagd. 
Diefe Hare Aufftellung liegt auch im Intereſſe der Forft- und namentlich der Yinanz- 
verwaltung. ' 

Meine Herren, der Herr Finanzminifter ift wirklich in Bezug auf die Frage der 
Gehaltsverhältniffe der Königlichen Förſter und auch der Forftauffeher von einer ge- 
wiffen Graufamleit gewejen, ich kann das nicht anders jagen. Es muß dies fchon fehr 
ſtark fein, wenn die Herren von her rechten Seite eigentlich gegen den Gebrauch des 
Hohen Haufes bier eine Aefolution auf Gehaltserhöhung einbringen, der ich zuftimme, 
was ich fchon jet erfläre. 

(Bravo! rechts.) 
Ich babe auch bereit8 im vorigen Jahre mit Ihnen in diefelbe Kerbe gehauen. Ich 
bin darin Ihr Bundesgenoffe, boffentlih werden Sie auch mein Bunbesgenofje bei 
der Jagdfrage fein. 
(Zal reits.) 
Ich werfe die Frage auf: vielleiht hat der Herr Finanzminister auf dem Gebiete 
der Jagd die Möglichkeit zu einer Erhöhung der Einnahmen. Ich weiß nicht ob der 
Herr Finanzminifter Jagdliebhaber ift, 
(Heiterfeit) 
ich glaube nein, in der langen Belanntidhaft, die ich mit ihm habe, Habe ich ihn 
nicht auf diefem Pfade getroffen. Dagegen mit ben SJagdliebhabern, — und id 
habe Berwandte als foldye, — ift nicht zu reben über die Sache. Der Herr Land- 
wirthichaftsminifter unb der Herr Uberlandforftmeifter find naturgemäß Jagdlieb⸗ 
haber. Das ift eine Neigung, die ich ihnen nicht übel nehme und ihnen aud 
nit nachtragen will. 
(Heiterfeit.) 
Ich möchte aber doch, daß bdiefelbe nicht auf unjere etatsmäßigen Berhältniffe ein- 
wirkt. Sch glaube, hier auf diefem Gebiet liegt noch Geld, was ber Herr Finanz 
minifter befommen kann; und wenn er es befommt, dann wird er leichteren Herzens 
wie bei Helgoland, bdafjelbe verwenden koͤnnen, um die beredtigten TForde- 
rungen der Forſtbeamten zu erfüllen. 
(Bravo!) 

Negierungslommiffar Oberlandforftmeifter Donner: Der Herr Abgeordnete 
Nidert vermißt die Klarftellung bezüglich der Ausgaben und Einnahmen für die 
Jagd. Wenn der Herr Abgeordnete die Güte haben will, in dem Bud, das ihm vor- 
liegt, die Seite 358 aufzufchlagen, fo wird er ba eine vollftändige Auseinanderlegung 
ber Ausgaben finden, die aus dem Kulturfonds gemacht find, auf den er vorher 
Bezug genommen bat. Er findet da für Bewehrung und Verhegung alles das an- 
gegeben, was für diefen Zweck an Ausgaben geleiftet if. Nun muß ich allerdings 
zugeben, daß diefe Berwehrungen und Berbegungen nicht lediglich gemacht werben, 
um Wildfhaden abzuhalten, es finden fi) darunter vielmehr auch diejenigen Aus- 
gaben, die fich auf die Wbhaltung des Weideviehs beziehen. Alſo vollftändig Har ift 
die Sache nach biefer Richtung Hin nicht geftellt. Sie kann auch nicht vechnungs- 
mäßig Har gelegt, das Verhältniß zwifchen Jagd und Hutung kann nur arbitrirt 
werden. Was der Kulturfonds an Bewehrungen getragen, das kann ber Herr Ab- 
geordnete in den Zufammenftellungen, die bi8 zum Jahre 1893/94 reichen, an der 
angegebenen Stelle aber finden. Die fpäteren Angaben werden in den von dem 
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Direktor der Forftalademie zu Münden herausgegebenen „Mündener Heften” abge- 
drudt fein. 

Bas nun die Grunbfähe anbetrifit, die bezüglich ber Jagdverpachtung gehand- 
habt werden, fo ift e8 dem Herrn Abgeordneten ja befannt, daß in der Mehrzahl der 
Horften die hohe Jagd adminiftrirt wird und daß bie niedere Jagd ben Oberförftern 
gegen einen gewiffen Ertragsanfchlag verpachtet wird. Außerdem giebt es eine Zahl 
von Flächen — und wenn der Herr Abgeordniete mich früher auf den Gegenftand 
aufmerffan gemacht hätte, fo wäre ich in ber Lage geweſen, die Zahlen ganz genau 
anzugeben, ich behalte mir das für eine fpätere Zeit vor — wo die Jagd ohne 
Weiteres, und zwar die hohe und die niedere an Privatverfonen verpaditet ift. 
Es gilt dies von ifolirten Barzellen, die weit von den Oberförftereien entlegen find, 
und von ſolchen Flächen, bie für größere angrenzende Jagdbefitzer ganz beſonderes 
Intereſſe haben. Endlich hat man auch den hiſtoriſch herausgewachſenen Berbältniffen 
Rechnung getragen. Beifpielsweife hat man in ſolchen Provinzen, in denen früher 
die Jagdverpachtung durchaus die Regel gewefen ift, wie im Negierungsbezirt Kaffel, 
diefen Grundfag vielfach und in größerem Umfange beibehalten, als das in den alten 
Provinzen der Fall ifl. 

Was dann das Theeren betrifft, von dem ber Herr Vorredner gefprochen bat, fo 
will ich in diefem Augenblid nicht beſtimmt behaupten, daß alle Koften dafür bei 
der Jagdverwaltung verredjnet worden find. Ob nicht Fälle nachgewiefen werben 
lönnen, in denen bierzu Kap. 2 Tit. 35 herangezogen iſt, das laffe ich dahingeftellt, 
jedenfalls ift die Sache von ganz minimaler Bedeutung. 

In Betreff der Eingatterung der Ländereien der Forſtbeamten befteht der Grund⸗ 
fat, daß in allen denjenigen TForften, deren Außengrenzen eingegattert find, auch bie 
Dienftländereien auf Staatskoften eingegattert werden. Im Uebrigen wird nad) Lage 
der Sache im einzelnen Falle entfchieden. Iſt der Wildftand ein fo erheblicher, daß 
den Forftbeamten ein namhafter Schaden entfteht, ohne daß fie in der Lage find, 
fi) dagegen felber wahren zu können, fo werden die Koften ebenfall® auf die Staats⸗ 
kaſſe übernommen. Im Uebrigen aber wird den Forftbeamten, wenn fie e8 wünſchen, 
jedesmal das Holz gegen die Werbungskoften verabreiht, und nur die Aus 
führung der Umgatterung felber, alfo die Axrbeitsfoften fallen den Forftbeamten 
zur Laſt. 

Abgeordnieter Fiſcher: Meine Herren, mir Tiegt Heute bie Pflicht ob, den 
Herrin Minifter, fowie das ganze Haus auf einige alte gefetliche Beftimmungen auf- 
merffam machen und den Herrn Minifter zu bitten, wenn irgend möglich, dieſe ge» 
jeglichen Beſtimmungen abzuändern. Es betrifft dies die fogenannte Hundelnitppelei, 
oder wie man fich in letzter Zeit auf dem Lande auch ſchon etwas mißftimmig aus⸗ 
jubrüden beliebt, Hunbefflaverei. Meine Herren, nad der Forftordnung vom Jahre 
1777 if feitgefett, daß die, welche nicht zur Jagd berechtigt find, auf dem platten 
Lande, in Wäldern, auf Feldern und auch auf der Landftraße keinen Hund frei 
laufen laffen dürfen. Die Hunde müffen entweder am Strid geführt werden oder 
fie müfjen einen Knüppel am Halfe tragen, der 2%, Schuh lang ift — jedenfalls ift 
der frühere Fuß damit gemeint — und 6 Zoll in der Stärke hat; oder es ift ein 
Drittes vorgefehen, die Hunde müfjen an einer Hinterheffe, — wie e8 da ausgedrüdt 
it — gelähmt fein. Diefe Beftimmungen find exlaffen um das Wild zu fchügen. 

Diefe Beftimmungen find nun, wie ich erfahren habe, in weiten Kreifen unferes 
Landes kaum noch befannt, und auch da, wo fie noch in etwas lebendiger Erinnerung 
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find, werben fie zum größten Theil wenig, meiftend gar nicht mehr beachte. Man 
it zu der Meinung gelangt, daß dies doch eigentlich etwas zu weit gehe und daß 
biefe Beftimmungen eigentlich nicht mehr in die Jetztzeit paffen. Ich meine, durch 
die Nichtbeachtung diefer Beftimmungen entfieht auch für die Jagd wie für das 
Wild jedenfalls kein Schaden, fondern es entſteht dadurch vielmehr für die Hunde 
und für die Hunbebefiter auf dem Lande Vortheil. 

Wenn nun dieje Beftimmungen übertreten werben, ift vorgefehen in dieſem Ge- 
Tee, daß Yorfibeamte oder Jäger die Hunde todtfhießen, um ſich fir den Schuß 
von bem Beſitzer des Hundes noch einen Thaler Schufgeld bezahlen laſſen zu 
Iönnen. 

Meine Herren, überall aber in unferem Lande ift die Verwaltung noch nicht zu 
der Anfiht gelommen, daß dieſe Beftimmungen weſentlich zu meit gehen. Wir haben 
aud in unferem Lande noch Landestheile, Bezirke und SKreife, wo biefe Beſtimmungen 
ziemlich genau beachtet werben, ja, wo man fie fogar noch verſchärft. Mir find Ber- 
fügungen eingehänbigt worden, welche beftiimmen, daß außer der Verbindlichkeit der 
Zahlung des verorbneten Schießgeldes aud noch eine Polizeiftrafe von zehn Silber: 
grofchen bis zu einem Thaler den Beſitzer des Hundes trifft. Diefe Verfügung if 
im Jahre 1845 erlaffen, befteht aber noch heute zu Recht. In einer Verfügung 
neueren Datums, fogar aus dem Jahre 1896, welche diefe alten Beſtimmungen 
wieder in Erinnerung bringt, kann man am Ende lefen: 


.... bringe ich hierdurch zur öffentlichen Kenntniß, daß die zur Kmüttelung 
der Hunde zu verwendenben Snüttel fo befchaffen fein müffen, daß fie bei ber 
Befeftigung am Halsbande auf dem Erbboden fchleppen und fo vermöge ihrer 
Länge und Schwere ben Hund an dem Laufen hindern. 

Eine andere Verfügung jagt — nachdem diefe alten Beftimmungen in Erinne- 
rung gebradit find —: 

Die Herren Amtsvorfteber, die Gut$- und Gemeindevorfteher forwie die Gen- 
darme erfuche, beziehungsweife beauftrage ih, auf bie Befolgung ber ge 
dachten Borfchriften firenge zu halten und Uebertretungen unnachfichtlich zur 
Beſtrafung refpeftive Anzeige zu bringen. — Die Herren Amtsvorfteher er- 
ſuche ich, mir zum 1. April und 1. Oftober jeden Jahres über die Zahl der 
erfolgten Beſtrafungen und die Höhe der jedesmal verhängten Strafe Beridt 
zu erftatten. 

Alfo, meine Herrren, Sie erjehen daraus, baß dieſe Beftimmungen doch noch 
beachtet und die Uebertretungen ſtreng verfolgt und beftraft werben. Und wo nım 
biefes befteht, da haben die Beflimmungen unter der ländlichen, bäuerliden Bevöl— 
terung ganz befondere Berftiimmung hervorgerufen. Man ift fogar entrüftet darüber, 
ja man fängt an, mißtrauifch auf die Gefeße zu ſchauen und ich meine, diefe Stim- 
mung ift auch mohl fehr erflärlih. Denn duch diefe Verfügungen werden ja gerade: 
zu die Hunde auf dem Lande unbrauchbar gemacht. Ich meine biefe Beflimmungen 
find auch zum Theil unmöglich zu erfüllen, fie gehen zum Theil fogar gegen das 
eble menſchliche Gefühl. Meine Herren, was haben wir auf dem Lande denn für 
Hunde? Das find Feine Jagdhunde, es find auch feine Lurushunde. Die Hunde, 
die wir dort haben find Hirtenhunde, die nicht zum Vergnügen gehalten werden; die 
Leute müffen fie halten, weil fie fie eben für die Wirthichaft, weil fie fie eben für 
das Bieh, für das Treiben des Viehes uud auch zum Hüten bes Biehes gebrauchen. 
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Wer die ländlichen Verhältniſſe kennt, wird mir zugeben, daß eine Heerde ohne einen 
Hund nicht gut in Ordnung zu halten if, 
(fehr richtig! rechts) 

und daß die Hülfe des Hundes unbedingt noihwendig if. Dazu fommt, meine 
Herren, und das liegt in der Natur der Sache und ift auch durch ben jetigen Ar- 
beitermangel auf dem Lande bedingt —, daß das Hiütegefchäft von alten ſchwächlichen 
Perfönlicgleiten oder von Kindern ausgeübt wird, und es ift deshalb bie Hilfe des 
Hundes noch mehr nöthig. Laſſen fie uns das Hüten nun einmal etwas näher an- 
fehen. Es ift fo lange ich im Haufe bin, alljährlich bittere Kinge befonders fiber den 
ländfihen Arbeitermangel geführt worden, ja ber ländliche Arbeitermangel ift in 
diefem Jahre in den allerſchwärzeſten Farben gefchildert worden, und id; meine, nicht 
mit Unrecht. Der Arbeitermangel ift in hohem Maße vorhanden. Da wiffen die 
Leute oft nicht, wie fie e8 in der Ernte machen follen; fie ftehen rathlos da, und 
alles, wie man fagt, was friechen kann, muß mithelfen, und da erleben wir nicht 
alljährlich, fondern alltäglih im Sommer, daß, wenn nur erft ein Stoppelfeld frei 
wird, dann die Heerden nicht mehr in die entlegenen Hütungen getrieben werden, 
Imdern auf bie Stoppelfelder ober ein abgeerntetes Kleefeld ober auf eine Kleine 
Wieſe, die fich zufällig an den Ader anfchließt oder überhaupt in möglichfter Nähe, 
wo gearbeitet werben foll, und ba muß denn auch der Hirte, foviel er kann, mit- 
helfen. Das kann aber nur möglich fein, wenn er den Hund nicht am Strid zu 
führen bat, wenn ber Hund bei der Heerde feine Freiheit hat und nöthigenfalls hin⸗ 
geihidt werden kann, damit er das Vieh zurüd hält, menn es dahin gehen will, wo 
& nicht hingehen fol. 

Meine Herren, es ift ja nicht unbedingt nöthig, daB man, um das Wild zu 
Idügen, den Hund an ein Band nimmt. Es giebt ein zweites: man darf bem 
Hunde nur den vorfchriftsmäßigen Knüppel an den Hals hängen — 24, Fuß lang 
und 6 Zoll in der Stärke. Man fift dann auch der Vorfchrift nacdhgelommen, und 
niemand kann einem da etwas anhaben; aber meine Herren, ich meine da find wir 
ja gerade bei einer Beſtimmung angelangt, die überhaupt nicht zu erfüllen ift und ich 
glaube, auch niemand erfüllt hat, der jemals einen Hund befeffen bat. Ich frage 
Gie: ift es überhaupt möglich, daß ein mittelgroßer Hirtenhund, wie wir fie auf 
dem Lande haben, einen folden SKnüppel dauernd mit fich fchleppen Tann? Ich 
meine nein. Wenn wir aber diefe Frage verneinen müſſen, da muß ich doc Ihnen 
zur Erwägung geben, ob wir dann nicht bier vielleicht vor einer Thierquälerei 
Reben; 

(fehr richtig! rechts) 
und ich meine, da haben wir alle Beranlaffung, ja, uns liegt fogar eine moralijche 
Pflicht ob, hier Abhülfe zu fchaffen, dafür mitzuforgen, daß diefe Beitimmungen 
wenigftens dahin abgeändert werden, daß fie erträglich find. 

Run giebt e8 ja auch noch ein Drittes, Meine Herren, e8 beißt: Der Hund 
fol gelähmt werden an einer Hinterheffe.” Ja, meine Herren, ich meine, auf diefen 
Punkt darf ich wohl nicht weiter eingehen; er widert uns alle an. Ich meine, ſchon 
der Gedanke daran verlegt jedes edle Menfchengefühl, und ber kommt für uns heute 
überhaupt nicht mehr in Betracht. Ich meine, niemal® würde heute in diefem Haufe 
ein Gefek zu Stande fommen, in dem eine derartige Beftimmung ſich befände. 

Diefes alles, meine Herren, ift wegen des Wildſchutzes beftimmt. 
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Ich würde niemals einer Beſtimmung und einer Meinung beitreten, welde das 
Wild ſchutzlos preisgiebt.. Ich bin von der Ueberzeugung durchdrungen, daß das 
Bild nach möglichſt allen Richtungen, auch nad) diefer Richtung bin, geſchützt werden 
muß. Aber, meine Herren, da entfteht doch für mich die Frage: find es denn die 
Hirtenhunde, welche dem Wilde fo großen Schaden zufügen, daß derartige Beftim- 
mungen erlaffen werden mußten? Und wenn diefe Beftimmungen vielleicht vor 
100 Jahren, als wir noch die bäuerlihe Wildhütungsgerechtigfeit, Nutzungsgerechtig⸗ 
feit in den Wäldern hatten, vielleicht damals etwas mehr am Plate waren, find fie 
e8 heute noch? 

Meine Herren, ich komme zu einer anderen Frage: erfüllen denn dieſe Be- 
fimmungen volllommen ihren Zweck, und wird das Wild denn wirklich dadurch 
nad diefer Richtung volllommen gefhüst? Ich muß diefe beiden ragen nad 
teiflicher Ueberlegung verneinen. Meine Herren, die Hirtenhunde werden aus eigenem 
Antriebe nicht auf die Jagd gehen. Thut ein Hund das, dann ift e8 eben Tein guter 
Hund mehr, dann wird er aud nicht bei der Heerde bleiben, und id) meine, mit 
einem folhen Hunde fol man nicht viel Feberlefend machen, man fol ihn ruhig zum 
Tode verurtheilen, ihn ruhig todtſchießen, denn er hat nichts Beſſeres verdient, und id) 
babe nichtS dagegen, wenn man den Befiter des Hundes auch noch das verordnete 
Scießgeld zahlen Täßt. Denn wer einen folden Hund hat, dem kann es auch nidt 
entgehen, daß der Hund auf die Jagd geht. 

Nun kann man fi) doch aber auch den Fall denfen — und wer die ländlichen 
Berbältniffe fennt, weiß e8 aus eigener Anſchauung — es giebt doch auf dem Lande 
größere Hunde, die zu anderen Zwecken gehalten werben, wie Sagdhunde und Hof- 
hunde. Nun aber follen diefe Hunde, die vielleicht wegen ihrer Stärfe den vorge- 
ſchriebenen Knüttel mit Leichtigkeit tragen können, die vielleicht zufällig an einem 
Hinterfuß lahm find, ruhig ins Feld laufen und fi dort umhertreiben bürfen. 
Meine Herren, ich meine „nein“, es ſoll der Knüttel und auch das lahme Hinterbein nicht 
der Erlaubnißfchein dafür fein, daß diefe Hunde nun ins Feld gehen dürfen und dort 
die Jagd ausüben. Da kann man vielleicht fagen: ja ein Hund, der den vor» 
fchriftsmäßigen Knüttel am Halfe bat, kann nicht laufen und dem Wilde nachftellen. 
Ich glaube, darauf kommt e8 gar nicht fo fehr an, es kommt vielmehr darauf an, 
ob der Hund ins Feld geht oder nicht; wenn wir der Meinung find, daß das Wild 
aud) nad) diefer Richtung gefchügt werden muß — und id) glaube wir find alle ber 
Meinung — dann ift vor allen Dingen nothwendig, daß das junge Wild im Tyrüh- 
jahr gefchiittt wird, und ein großer Hund mit dem Knüttel, oder der vielleicht am 
Hinterbein lahm ift, wird auch die Vogelnefter aufſuchen und die jungen Hafen und 
beides vernichten. 

Darum, meine Herren fomme ich dahin: erſtens mit dem Strid fort, aud 
den Kmüttel fort und feinen Hund lähmen, aber jeden Hund, der fih im {Freien 
umbertreibt und auf die Jagd geht, ohne Weitere8 zum Tode verurtheilen, ohne 
Weiteres wegichießen. 

(Bravo! rechts.) 

Uber, meine Herren, den Hirtenhund frei, fei e8 in der Trift, fei e8 auf der 
Hütung, denn, meine Herren, e8 kann doc nicht als freies Umberlaufen angejehen 
werden, wenn der Hund bei ber Heerde ift und dort im Dienfte ſteht. Das ift doch 
nur als ein freie8 Umberlaufen anzujehen, wenn der Hund fi) von der Heerde ent- 
fernt. Und, meine Herren, in welchen Landestheilen ift die Dorfſtraße auch in 
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biefem Sinne als Landftraße bezeichnet worden, es ift Klage barüber geführt worden, 
daß fein Hund über die Schwelle des Haufes binmweglommen darf auf die Dorffiraße, 
er wird dann von der Polizei angezeigt und ber betreffende Eigenthümer beftraft. 
Ich meine, in diefem Sinne darf auch die Dorfftraße nicht als Landſtraße angefehen 
werben, benn auf der Dorfftraße ift doch fein Wild, welches des Schutzes bebarf, 
und ich meine, in einer gewiffen Entfernung um da8 Haus muß ber Hund frei fein. 

Ich richte daher an den Herrn Miniſter die Bitte, daß er doch, ſoviel in feinen 
Kräften liegt, dahin wirken möge, daß diefe gefetlichen und alle weiter gehenden und 
entgegen ftebenden Beftimmungen aufgehoben würden. Der Herr Minifter würde 
fh einen großen Dank und ein großes Vertrauen unter der Tändlichen bäuerlichen 
Bevölferung erwerben. 

Ich meine, meine Herren, wenn foviel immer von ben Meinen Mitteln gefpro- 
Ken wird, um ber Landwirthſchaft zu helfen, daß wir aud bier ein ſolch' Tleines 
Mittel haben, vielleicht das allerfleinfte, was wir jemals im Auge gehabt haben, und 
wir würden, wenn wie nicht befonders darauf aufmerffam gemacht worden wären, 
& nicht beachtet haben. Aber meine Herren, das ift ein radikales Mittel und wird 
die Uebelſtände, die auf diefem Gebiete vorhanden find, fofort befeitigen, wird bie 
Gemüther beruhigen, und was das allerihönfte an der Sache ift, dieſes Mittel haben 
wir umfonft, e8 koſtet uns nichts, wir brauchen dabei gar nicht an den Staatsfädel 
appelliven und den Herm Finanzminiſter in Anfpruch zu nehmen. Aucd ich würde 
mid) freuen, und dem Herm Minifter zu großem Danke verpflichtet fein, wenn er 
vielleicht heute ſchon eine wohlmollende Erflärung nach diefer Richtung hin abgeben 
würde. 

(Bravo! rechts.) 


Minifter für Fandwirthichaft, Domänen und Forften Freiherr v. Hammerftein: 
Meine Herren, der Herr Abgeordnete Rickert hat die Frage angeregt, ob nicht die 
Jagd in den fiskaliſchen Forſten höher verwerthet werden könne, als das nach der 
gegenwärtigen Einrichtung der Fall iſt. Er hat zwar den Wunſch ausgeſprochen, 
daß die Erwägung dieſer Frage ſeitens des Herrn Finanzminiſters geſchehe und hat 
dargelegt, daß er eine Aeußerung von mir um deswillen für ſuſpekt erachten werde, 
weil er wiſſe, daß ich Jäger jei. 

(Heiterfeit.) 
Meine Herren, trotzdem will ich e8 wagen, einige Worte bem Herrn Abgeordneten 
Ridert zu erwidern. 

Ich kann mit ihm anerkennen, daß es vielleicht möglich fein würde, durch eine 
andere Art ber Verwerthung der Jagd in den Königlichen Forſten erheblich höhere 
Einnahmen zu erzielen, als das jet der Fall if. Uber bei der Prüfung dieſer 
Frage kommt nicht bloß der finanzielle, fondern auch eine Reihe anderer Gefichts- 
punkte in Frage. Ich weiſe darauf bin, daß wahrjcheinlich ein großer Theil von 
Königlichen Jagdbezirken, in denen ſich zur Zeit ein gut gebegter und gepflegter 
Wildſtand befindet, von reichen Leuten für fehr hohe Pachtpreife erworben werben 
würde, Aber da könnten zwei unerwünfchte Erfolge eintreten: entmweber iſt der 
Pächter ein großer Jagdliebhaber und bat deshalb die Abficht, Maffen von Wild zu 
erzielen und Maſſen von Wild zu erlegen. Die Bermehrung foldhen Wildftandes 
önnte dann den Walbbeftand erheblich gefährden; oder der Jagdpächter pachtet nur, 
um ben zeitig guten Wildftand zu erwerben und möglichft bald abzufchießen, im 
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übrigen ift der Pächter fein Wildpfleger, unb dann würde in ſolchen Revieren ber 
Wildftand bald vernichtet und damit die Jagd in foldhen Revieren bald wertlos. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Meine Herren, ich glaube nicht, daß es im Intereſſe unferes Bollswohlftanbes, 
unferer Bollsernährung, unferer Vollsgefundheit liegt, durch jagdliche Einrichtungen 
diefer Art die Erhaltung eines angemefjenen Wildftandes in den Königlichen Forſten 
zu gefährden, vielleicht dem Untergange zu weihen. Damit würde wahrfcheinlich der 
Untergang des Hochwildftandes in Preußen befiegelt werden, weil die Königlichen 
Hörfter allein die Erhaltung ſolchen Wildftandes fichern. 

(Sehr richtig!) 

Deine Herren, auch andere Gefichtspunkte find noch zu berüdfichtigen. Wir 
dürfen — und das erkennt ja wohl die Mehrheit des Hohen Haufes an — ftoh 
barauf fein, einen ganz hervorragenden Förfter- und Oberförfterftand zu haben. Trob 
der ſchlechten Ausfichten diefer Karriere ſowohl in der mittleren wie in der unteren 
Inſtanz melden fi) Leute aus allen fozialen Gefellfchaftsflaffen für diefen Dienft. An fih 
ift es in hohem Grade erwünfcht, daß wir Forftbeamten aus höheren und mittleren 
Gefellfchaftsflaffen in umferen Dienft bereinziehen. Weshalb befteht noch ein reger 
Zudrang zu der Forftlaufbahn? Weil das Leben im Walde zwar mühjelig und 
große Opfer erfordert, meil e8 aber auch große Genüffe gewährt. Das Leben im 
Walde ſtählt die Gefundbeit, ftählt Geift und Körper. Bor Allem aber ift es bie 
Jagdpaſſion welche hervorragende Leute erzieht und den mefentlichften Anreiz zum 
Eintritt in eine Laufbahn bietet, die anftrengend und bezüglich der Gehaltsausftattung 
hinter anderen ftaatlihen Laufbahnen erheblich zurückbleibt. 

(Sehr richtig!) 
Nimmt man ben Forftbeamten die Jagd, verlangt, daß fie ftatt mit Büchſe und 
Hund, nur noch mit der Kluppe in den Wald hinausgehen, verpflichtet fie daneben 
fogar, für den Jagdpächter mit Gefahr ihres Lebens den Jagdſchutz auszuüben, dann, 
meine Herren, kann ich mit Sicherheit vorausfagen, baß unfer Forfibeamtenftand 
zurückgehen wird, fomohl zum Nachtheil des Waldes wie zum Nachtheil der Jagd. 
(Bravo!) 
Meine Herren, eine fernere Gefahr geftatte ich mir hervorzuheben. Wer Jäger if, 
weiß — aus den Ausführungen des Abgeordneten Ridert muß ich entnehmen, daß 
er fein Jäger it —, daß die Jagd niemals ein Erwerb if und aud) niemals ein 
Erwerb fein fol. Die Jagd ift ein Sportvergnügen, für das derjenige, ber fid 
bemfelben bingiebt, wenn er nicht dienftlidh die Fagd ausübt, regelmäßig große Geld⸗ 
opfer bringen muß. Diejen Sport zu erhalten, meine Herren, liegt aber im Intereſſe 
der Gefundheitserhaltung, der Kräftigung unferer Nation. Beifpielsmweife erzieht die 
Jagd hervorragend tüchtiges Material für die Militärvermaltung, ich meine Feldjäger 
und Jägerkorps, Truppen, welde im Kriege fich ftetS vorzüglich bewährt haben und 
unentbehrlih find. Dur den Wald und die Jagd find biefe Leute für den Krieg 
geſchult. Auch für andere Berufsarten ift der Jagdſport nützlich, oft, um bei fitender 
Lebensweife die Gefundheit zu erhalten, unentbehrlich. Ich kann dies aus meiner 
eigenen Erfahrung beftätigen. Den Jagdſport wollen wir daher hegen und pflegen, 
nicht ihn durch bedenkliche Maßregeln gefährden. 
(Bravo!) 

Wir wollen einen gut gepflegten Wildftand erhalten, ihn aber fo befchränfen, daß er 
der Forſt⸗ beziehungsweife Landwirtbfchaft nicht gefährlich wird, wollen den Wild- 
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beftand aber auch nicht, vielleicht mur zu einer vorübergehenden, Ermwerbsquelle 
machen. Ich empfehle daher dringend, die Jagd fo weiter zu behandeln, wie es 
bisher gefchehen ift, als einen edlen Sport, einen Sport, dem ſtets bie Deutfchen 
mehr wie andere Völker gehuldigt haben. Wir Deutfchen würden es befonders ent- 
behren, wenn durch verkehrte Maßnahmen die Ausübung der Jagd, wie das beifpiels- 
weife in Stalien und anderen Ländern der Fall tft, aufhören würbe. 

(Bravo!) 

In diefer meiner Auffaffung, glaube ich, ftebt der größte Theil des Hohen 
Haufes auf meiner Seite. 

(Bravo!) 

Abgeordneter Hofmann: Meine Herren, ich bin ganz mit den eben gehörten 
Borten des Herrn Miniſters dahin einverftanden, daß wir die Jagd bei dem Työrfter- 
und Oberförfterftand erhalten müffen, und zwar aus den nad) meiner Auffaffung 
durchaus zutreffenden Gründen, die der Herr Minifter foeben vorgebradht hat, aber 
gerade im Intereſſe diefer Richtung möchte ich auf einen Punkt aufmerffam machen, 
der insbejondere im Weiten ber Monarchie bervorgetreten ift und zu Mißftänden 
führen muß. Meine Herren, im Weften, namentlih im Regierungsbezirt Wiesbaden 
it der Staatswald nicht fo ausgedehnt, wie im Oſten und anderen Theilen Deutſch⸗ 
lands beziehungsweife Preußens. In Folge deſſen bat der Oberförfter, dem die 
Staatswaldjagb übertragen wird, auch meift nicht eine genügend ausgedehnte Jagd. 
Er hat daher das Bebürfniß, wenn er überhaupt Jagdliebhaber ift, fi zur Er- 
gänzung diefer Staatswaldjagd eine Meine Jagd angrenzenb oder nicht angrenzend 
dazu zu pachten. Nun, meine Herren, ift bei den Oberförftern, beziehentlich den 
Staatswaldiagden die Beſtimmung, baß fie betreffs des Rehſtands und Hochwildſtands 
die Fagd nur abminiftriren, dagegen die Niederjagd faft frei für fich behalten. Diefe 
Beftimmung der Abminiftration wird aber aud) von umferer Forftverwaltung aus- 
gedehnt auf diejenige Jagd, die ſich der Oberförfter anpadhtet; früher allerdings nur 
auf diejenigen Jagden, die an den Staatsforftbezirt angrenzen. In diefem mußte 
der Oberförfter, wenn er ein Reh fchoß, nicht bloß die Jagdpacht für die Gemeinde 
bezahlen, fondern auch noch an den Staat die befondere Entfchädigung für das einzelne 
Reh. Nun fol nad) meiner Kenntniß dies nocd weiter ausgedehnt worben fein. 
Ein jeder Oberförfter, der auch nur einen ganz Fleinen Jagdbezirk im Staatswald 
hat, ſoll für ein geichoffenes Reh oder für Hochmild außer der Pacht an den Ber- 
pächter noch nachher die für Adminiſtration feftgefeßte Tare an den Staat zahlen, 
auch wenn dieſe gepachtete Jagd nicht an ben Staatswald grenzt. 

Das ift nach meiner Meinung ein ſolch bürenufratifcher und ungerechtfertigter 
Standpunkt, daß ich denfelben nicht billigen farın. Gerade die idealen Momente, die 
der Minifter angeführt hat, fprechen dafür, dem Oberförfter und denjenigen, die ſich 
eine Jagd pachten, dies zu erleichtern, aber nicht zu erfchweren, dadurch, daß fie 
eimerjeit8 die Pacht an die Gemeinde bezahlen, andererfeit8 eine befonbere Abgabe 
an den Staat leiften, die nad) meiner Auffaffung abfolut ungerecht und durch nichts 
begrünbet ifl. 

Ich verftiehe überhaupt nicht ganz den Unterfchied zwiſchen der Abminiftration 
der höheren Jagd und ber Freigabe der niederen Jagd. Wenn ich einen Jagdbezirk 
habe, fo habe ich nad; meiner Auffaffung darin die Jagd überhaupt. Die VBeftimmung 
der Adminiftration ift jedenfalls im Intereſſe der Jagdſicherheit eingeführt, um eine 
pflegliche Zagdausübung zu haben; aber wenn der Oberförfter überhaupt fein pfleg- 
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licher Waidmann if, dann wird ımter Umftänben auch biefe Beftimmung nicht viel 
nügen, dann gehört ihm überhaupt feine Jagd. Anderenfall® aber — und das 
nehme ich von allen Oberförftern an, daß fie pfleglicde Waibmänner find — ift diefe 
Beſtimmung ber Abminiftration überflüſſig. Es wäre nad, meiner Auffaffung viel 
richtiger, eine einheitliche Behandlung ber Jagd eintreten zu laffen, als diefe Differen- 
jirung zu machen und dem einzelnen Oberförfter die Geſammtjagd feines Staatswalds 
zu übertragen gegen eine mäßige Vergütung, abgefchätt nad) den forftlicden Erträg- 
niffen der Gefammtjagb und unter der Berpflichtung einer pfleglichen Behandlung 
berfelben. Ich möchte ber Forſtverwaltung anheimgeben, bie in erneute Erwägung 
zu nehmen, und hoffe, daß, wenn berartige Mifftände thatfächlich vorhanden find, 
wie ich folche gefchildert babe, fie Remedur eintreten laffen werbe. 

Regierungstommiffar Oberlandforfimeifter Donner: Deine Herren, der Grund, 
welcher dazu führt, bie hohe Jagd durch die Oberförfter abminifiriren zu laffen und 
ihnen nur die niedere Jagd zu verpaditen, liegt in den Umftänden, bie der Herr 
Minifter bereit angeführt hat. Bei der hohen Jagd kommt es außerordentlich leicht 
vor, daB der Wildftand zum Nachtheile für die Forftlultur zu ſtark anwächſt oder 
daß durch unpfleglichen Abſchuß der Wildftand über Gebühr zurückgeht. Bei ber 
niederen Jagd liegt diefe Gefahr viel weniger vor und beswegen wirb die hohe Jagd 
adminiftrirt. Der Oberförfter ift dabei an den Schußplan gebunden, den er der Re 
gierung einzureichen hat und nad) deren Beftätigung auszuführen. 

Was die Anpachtung von Privatjagben durch die Oberförfter betrifft, fo be 
ſchränkt fe fih im weſentlichen auf ſolche Fälle, in denen bie fisfalifche Jagd durch 
unpflegliche Jagdausubung auf einer angrenzenden Privatjagb leicht ruinirt werden 
kann. Wenn aber in foldem zufammengefetten Jagdbezirk der fisfalifche Theil ad» 
miniftrirt und der angepachtete dem Oberförfter zur freien Benugung überlaffen 
würde, fo lönnten daraus Unregelmäßigfeiten oder wenigftens Rekriminationen ent- 
ftehen, die man dur die von ber Berwaltimg getroffenen Beftimmungen fernbält. 

Dann möchte ich dem Herrn, der vorhin geſprochen bat, noch anführen, daß 
allerdings das, was er angeführt bat, der beftehenden Geſetzgebung entfpricht; aber 
ich finde doch, das durch die letzte Verfügung, durd die bie älteren Beftimmungen 
wieder in Erinnerung gebracht worden find, ein milder Zug geht gegenüber der 
früheren Auffaffung. Es wird nicht mehr verlangt, baß der belannte Knüppel 
2, Schub lang und 6 Zoll did fei, fonbern es wird nur gefagt, daß er auf der 
Erde fchleifen muß. Ob man etwa bei einer Revifion bes Tagbpolizeigefetses biefen 
Gegenftagb auch mit in Betracht ziehen wird, laſſe ich bahingeftellt; ich glaube, daß 
es geichehen wird. 

Präfident: Es ift die Vertagung ber Debatte beantragt von dem Abgeordneten 
Dr. Sattler. Ich bitte diejenigen Herren, die ben Bertagungsantrag unterflügen 
wollen, ſich zu erheben. 

Geſchieht.) 


Die Unterſtützung reicht aus. Zum Wort gemeldet zu dieſem Titel iſt noch der 
Abgeordnete Rickert. 
Ich bitte jetzt diejenigen, welche vertagen wollen, ſich zu erheben, reſpektive ſtehen 
zu bleiben. Geſchieht.) 
Die Abſtimmung iſt zweifelhaft; das Wort hat der Abgeordnete Rickert. 
Abgeordneter Nickert: Vorläufig nur ein paar Bemerkungen! Ich behalte mir 
vor, bei einem anderen Titel auf die Rede des Herrn Landwirthſchaftsminiſters weiter 
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einzugeben. Sch hätte vielleicht mit einer perfönlichen Bemerkung mich begnügen 
innen, die dahin geht, daß der Herr Minifter fich einen Gegner konſtruirt bat, der 
gar nicht vorhanden iſt. Natüurlich, dann ift es leicht, zu fechten. Wo in aller Welt 
habe ich behauptet ober gewünſcht, daß unjer ganzer Wildftand mit einem Male von 
der Erde weggebradht werben joll? So bat der Herr Minifter es fehr leicht, mic 
zu befämpfen. Ich Habe nur die realen Berhältniffe in Erwägung gezogen. Ich 
babe ganz richtig das mißtrauifche Gefühl gegen den Herm Minifter gehabt, weil ich 
in ihm einen Jäger ſah. So find meine beften Freunde, wie er heute gefämpft hat. 
Die Argumente Tenne ich auswendig, die der Herr Minifter vorgebracht hat, aber ich 
billige fie nach verjchiedenen Richtungen hin nit. Es war heute nur meine Abficht, 
zmächft einmal einen Heinen Anftoß zu geben. Die Frage wird, wie fie im Herren» 
haus vor einigen Jahren angeregt tft, weiter verfolgt werden und — ich hoffe — 
mit der nöthigen Ruhe und Sachlichkeit behandelt werden. Die Behauptung, daß 
die Jagd zur Bildung des Volles beiträgt, war doch, Herr Minifter, etwas weit- 
gegriffen, und ich glaube nicht, daß Sie im Stande fein werben, den Nachweis dafür. 
zu führen. Die Jagd foll, fo wird weiter gefagt, zur Geſundheit beitragen. Gewiß 
— es giebt doch aber auch Leute, die nicht Säger find und trogdem geſund find; fie 
gehen ſtundenlang im Wald, um fi) an der Natur zu erfreuen, wenn auch ohne ben 
Schießprügel, um Wild zu erlegen. 

Meine Herren, wir haben 720 Oberförfter. Sollten fie wirklich die von dem 
Herm Minifter gefchilderte Einwirkung haben? Wir haben 8500 Förfter, und gerade 
die Stellung, welche die Yörfter bei der Jagd einnehmen, tft eine meift unwürdige, 
wie id) behaupte. 

Oho! rechts.) 
Sie find oft geradezu Diener, und bie Förfter fühlen das. Diefe Sache ift fchon 
früher vorgebradt, und dies möchte ich geändert wiſſen. Daß die Stellung, die bie 
große Majorität der Förfter bei der Jagd haben, eine fo hervorragende ift, kann ich 
abfolut nicht zugeben. 

Den Herrn Oberlandforftmeifter möchte ih um Entfhuldigung bitten, daß ich 
Um meine Abficht, dies zu beiprechen, erſt heute während ber Sitzung mitgetheilt 
Babe; ich Hatte auch garnicht die Neigung, die Sache heute funditus zu erörtern; 
ih wollte einftweilen nur die Herren von ber Finanzverwaltung — id) wundere 
mid, daß die Herren von der Rechten diefen Punft nicht würdigen — nur einmal 
bitten, daß fie doch verſuchen, eine forreftere Aufftellung unferes Etats vor- 
zunehmen. 

Der Herr Oberlandforftmeifter bat mid) auf eine Tabelle hingewieſen, die ich, 
da ich das Buch von Hagen zweiter Band erft vor einer Stunde auf Grund feines 
Hinweifes mir geholt habe, allerdings überfehen habe. Was finde ich da in den 
Tabellen? Die Nettoveinnahme der Jagd beträgt in diefem Jahre nach dem Etat 
275000 Mark; und wieviel find im Jahre 1891/92 für Bewehrungen und Ber- 
Begungen allein ausgegeben? — 290000 Mark, alfo 15000 Mark mehr! 

Run weiß ich wohl, der Herr Oberlandforftmeifter hat gefagt, nicht allein in 
Folge des Wildftandes, fondern auch wegen der Weide find diefe Ausgaben gemadit. 
Nun, meine Herren, bie Weibeberechtigung ift abgelöſt. Wenn nun jett auch noch 
geweidet wird, fo ift der hierdurch entſtehende Schaden boch nicht entfernt mit dem 
in Vergleich zu ftellen, den das Wild macht. Ich weiß dies aus eigener Erfahrung, 
da ih, Grenznachbar bin — die Forſt pachtet mir ja auch eine Jagd auf circa 170 
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Morgen ab, die am Walde liegen, und auf denen ich die Jagd nicht andern geben 
will, weil die aus dem Walde austretenden Hehe weggefchoffen werben würden; fie 
ift der Forſt verpacdhtet mit Zuftimmung der Königlichen Regierung. Sie fehen, daß 
id garnicht ſo graufam bin und alle Rehe vertilgen will. Uber das behaupte ich 
do, daß ber Schaden, ben das Weidevieh hervorruft, auch nicht entfernt mit dem 
zu vergleichen ift, den das Wild veranlaßt. Die Umgatterung erfolgt keineswegs 
vorzugsweife des Weideviehs wegen. 

Ich kann mid auf diefe Bemerkungen beſchränken. Ih will nur nod den 
Herren von der Rechten fagen: Sie wollen es mir nicht übelnehmen, wenn ich heute 
mit der Rebe des Herrn Lanbwirthichaftsminifters die Frage nicht für erledigt halte. 
Ich werde fie wieder vorbringen, wenn nicht in diefer, fo in einer anderen Seffion, 
wenn nicht ich, dann ein anderer. Ich möchte zunächſt von der Forſt⸗ und Finanz⸗ 
verwaltung nur verlangen, fie möchte uns ein Plares Bild darüber geben, was 
uns die Jagd koſtet. Wollen dann die Herren Jäger biefe Koften, wenn es auch 
ein Plus ift, das wir aus ben anderen Ausgaben hergeben müffen, im Intereſſe ber 
Kultur, der höheren Ausbildung der Nation, im Intereſſe der Geſundheit ausgeben, 
— à la bonne heurel Sie follen dann aber auch wiſſen, wie viel fie dafür aus 
der Stantslaffe bezahlen. 

Regierungslommiffar Oberlandforftmeifter Donner: Ich möchte doch bie Be 
merkung des Herrn Abgeordneten Rickert nicht unwiderſprochen laffen, daß es fich bei 
den Bewehrungstoften, die er uns genannt bat, im Wefentlichen nur um Wildfchaben- 
verhütung Handelt. Die Weideberechtigungen find allerdings großentheils abgelöft, 
keineswegs aber alle. Neben ber Weideberechtigung findet jedoch ein bedeutender 
Weidegang ftatt durd) freiwillige Einmiethe. Ich erinnere nur an Mafuren, wo ein 
namhafter Theil der Bevölkerung das allergrößte Gewicht darauf legt, daß biefe 
Weideeinmiethe nicht aufhört. Auch möchte ich darauf aufmerffam machen, daß in 
folden Oberförftereien, in denen von Hochwildſtand abfolut nicht die Rebe ift, bie 
Saat- und Pflanzlämpe jedesmal eingegattert werden, damit fie Befhädigungen durch 
das Weidevieh, aber auch durch Menfchen, entzogen werben. 

Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Forften Freiherr v. Hammerftein: 
Der Herr Abgeordnete Ridert ſpielt die Förfter gegen die Oberförfter aus. Ich 
beabfichtige hier nicht, auf diefe Frage einzugehen; id) werde dazu Beranlaffung haben, 
wenn bie Befoldung der Törfter, wie vorausfichtlih, fehr eingehend Hier im 
Haufe behandelt werden wird. Ich werde bei diefem Anlaß den Herrn Abgeorbneten 
Nidert zu berichtigen verſuchen. 

(Bravo! recht.) 

Bräfident: Die Diskuffion ift gefchlofien; das Wort hat der Herr Beridt- 
erftatter. 

Berichterftatter Abgeordneter v. Bodelberg: Meine Herren, ich möchte bie 
Kommiffion vor dem Vorwurf bewahren, als ob fie nicht die Frage der minderen 
Fagdnugung etatsmäßig geprüft hätte. Es ift dies geſchehen und eine ausreichende 
Erklärung von Seiten der Berwaltung abgegeben worden. Ich hielt die Sache aber 
nit für wichtig genug, um an biefer Stelle darüber zu referiren. 

Bräfident: Der Titel felbft ift nicht angefochten; er ift feftgeftellt. 

Ich ſchlage dem Haufe vor, fi jegt zu vertagen. — Damit ift das Haus 
einverftanden. 
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B. 21. Situng am 14. Februar 1898. 

Bräfident: Sch eröffne die Sitzung. Wir treten in die Tagesordnung: 
Sortiegung ber zweiten Berathung des Entwurfs des Etantöhaushaltsetats 
für 1898/99, und zwar: 

Forfiverwaltung. 

Wir find ſtehen geblieben bei der Einnahme Kap. 3 Tit. 4. Das Wort hat 
der Abgeordnete Knebel. 

Abgeorbneter Knebel: Deine Herren, daß eine Bermehrung der Verwendung 
der Torfſtreu im öffentlichen Intereſſe liegen würde, wird wohl faum von jemand 
beftritten werden, der mit diefer Frage vertraut ift. Ich befchränke mid, deshalb auf 
die wenigen Bemerkungen, daß Zorfftreu dem kleinen Landwirth Gelegenheit giebt 
jur Erweiterung feines Betriebes, da fie ihm ermöglicht, fein Stroh zu verfüttern. 
Ferner in walbreichen Gegenden, wo früher die Berechtigung der Entnahme von 
Lanbftreu, wie das faft überall der Fall war, beftanden hat und abgelöft worden ift, 
it au) heute noch Streu aus dem Walde nöthig, damit die Wirthichaften überhaupt 
in geordnnetem Gange erhalten werben, und endlich ift in Nothiahren, wie wir 1893 
eins erlebt haben, die Xorfitreu für weite Kreife der Landwirte ganz und gar 
unentbehrlich. Diefe Umftände haben bereit8 wiederholt die Anregung zur Folge 
gehabt, ob nicht der Fiskus, der fih im Beſitze der meiften Torflager befindet, dazu 
übergeben foll, Torfftreufabrifen zu errichten umd die fertige Torfftreu an diejenigen 
abzugeben, die fie nöthig haben, felbftredend zu einem angemeffenen Preife. 

Die erfie Anregung, die in diefer Beziehung erging, traf auch von Seiten ber 
Forſtverwaltung auf eine freundliche Aufnahme. Der Herr Oberlandforftmeifter er» 
Härte damals, die SForftverwaltung werde nicht nadjlaffen in dem Beſtreben, bie 
Torfftreu einzuführen, um den Wald zu entlaften. Allerdings bat gleichzeitig bereits 
der Herr Oberlandforftmeifter darauf hingewieſen, daß der Fiskus in einem Falle, 
wo eine ftaatliche Torfftreufabrit in der Provinz Sachſen eingerichtet war, fchlechte 
Erfahrungen Hinfichtlic; der Rentabilität gemacht Habe. Indeſſen ging doch durch 
feine Aeußerungen der Gedanke hindurch, daß die Königliche Staatsregierung dieſe 
Frage weiterer Erwägung unterziehen werbe, und zwar in einem der Errichtung von 
Zorfftreufabrilen nicht ungünftigen Sinne. 

Etwas weniger günftig ſchien fich die Sache jchon im folgenden Fahre geftaltet 
zu haben. Es hat ber Präfident des landwirthſchaftlichen Vereins für Rheinpreußen, 
Freiherr dv. Bemberg, im Landesölonomielollegium diefelbe Frage wieber angefchnitten 
und erhielt eine etwas herabflimmende Antwort feitens bes damaligen Regierungs- 
tommiffars, des jetzigen Minifterialdireltors Thiel. Herr Thiel erflärte, man folle 
fi) nicht zu große Hoffnung auf ſtaatliche Errichtung von Torfftreufabrifen machen. 
Der ganze Betrieb einer ſolchen Fabrik eigne fi nur wenig für bie flantliche Thätig- 
keit. Er fei zunädft von einem großen Wechſel des Bedarfs abhängig, da die Ernte 
an Stroh recht verfchieden ausfalle. Er made nöthig, daß größere Aufbemahrungs- 
anftalten bergeftellt würden an Mieten und Scheunen, um bie überjchüffigen Pro- 
dukte des einen Jahres aufzubewahren bis in das Bedarfsjahr hinein. Endlich wären 
überhaupt zu der Herftellung der Torfſtreu mafchinelle Einrichtungen erheblicher Art 
erforberlih. Der Herr Regierungstommiffar erklärte am Schluß, daß der Staat gern 
bereit fein werde, an Privatunternehmer Torflager abzugeben zur Errichtung von 
Torfftreufabriten, daß er aber felbft wohl kaum die Sache in die Hand nehmen 
werde. 
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Eine ganz ähnliche Antwort wurbe kurz darauf aud dem landwirthſchaftlichen 
Berein für Rheinpreußen zu Theil, der nod die meitere Einſchränkung Hinzugefügt 
wurde, daß derartige Torflager nur dann in Ausficht geitellt würden, wenn ein 
erfolgreicher Betrieb der Torfftreufabrif ſicher geftellt fei. 

Mit diefer Antwort ift leider die ganze Frage auf einem todten Punkt an- 
gelommen; denn wenn dieſe Fabriken ſich zum flaatlichen Betriebe nicht eignen, dann 
werden noch weniger private Unternehmer vorausſichtlich fie in die Hand nehmen. 
Denn alle die Einwendungen, bie geltend gemacht find gegen den ſtaatlichen Betrieb, 
treffen mindeftens in gleihem Maße auch zu gegen den privaten Betrieb und werden 
die Privaten noch eher davon abjchreden. 

Das Bedurfniß macht fi) Hauptjählich in Gebirgsgegenden geltend, wo bie 
Kleinen Landwirtbe, bie im Gebirge fait ausſchließlich vertreten find, am allerwenigften 
geeignet und im Stande find, noch einen inbuftriellen Betrieb in die Hand zu nehmen, 
der — das ift nicht zu leugnen — mit einem gemiffen Wagniß immerhin ver: 
bunden ift. 

Nun ift ganz neuerdings zu den Gründen, welde für die Zorfftreuverwendung 
fprechen, noch ein neuer gelommen, der nad) meiner Auffaffung jehr bemerfenswerth 
it. Es bat der befannte Agrikulturchemiker Profeſſor Stuker ermittelt, daß bie 
Entwerthung des Düngers durch Berluft von Stidftoff durch Bakterien herbeigeführt 
wird, die fih in dem Dünger einfinden. Herr Stußer fagt: es gilt nunmehr, bie- 
jenige Einftreu zu finden, die am wenigften günftig für die Entwidelung diefer Bat: 
terien ift. Und er, der eine Autorität auf diefem Gebiete ift, erflärt, daß diejenige 
Einftreu, die am wenigften günftigen Boden für die Entwidelung bdiefer Bakterien 
bietet, die Torfſtreu ift, der er daher entfchieden das Wort redet. 

Meine Herren, es treffen alfo bier alle Rüdfichten zufanımen. Daß die Rüdficht 
auf die Landwirtbfchaft treibende Bevöllerung es wünfchenswertb macht, daß der 
Staat feine Torfftreulager auch aufichließt und der Landwirthſchaft dienſtbar macht, 
darüber kann nad) dem Gefagten wohl faum ein Zweifel beftehen. Gleichzeitig fpricht 
dafür aber auch das Intereſſe der fisfalifchen Forſten ſelbſt. So lange, als Torfſtreu 
nicht im genügenden Maße vorhanden ift, wirb immer der Wald herzubalten haben 
zur Hergabe der fehlenden Einftreu, und vielfah muß er heutzutage herhalten im 
Wege des Frevels. Daß aber die Entnahme der Laubftreu im Frevel noch viel 
ihädlicder für den Wald ift als eine regelrechte Entnahme ber Laubſtreu, das braude 
ich nicht weiter auszuführen. 

Ich möchte die Königliche Staatsregierung daher bitten, nicht allein im Intereſſe 
der Landwirthe, fondern auch im Intereſſe der fiskalifchen Forſten weiter noch in 
Erwägung zu nehmen, wieweit die Fabrikation von Zorfftreu von ſtaatlicher Seite 
erfolgen Tann. 

(Bravo!) 

Regierungstommiffar Oberlandforftmeifter Donner: Meine Herren, ich kann dem 
Heren Abgeorbneten Knebel erwidern, daß die Staatsregierung nad) wie vor auf das 
Lebhaftefte die Verbreitung der Torfftreu wünfdt. Sie thut dies einmal im Intereſſe 
der Landwirthſchaft treibenden Bevölkerung und auch ganz befonders im Intereſſe 
der Forſten felber. Was bie Einführung des Staatsbetriebes der Streufabrilation 
betrifft, fo ift ja die eine flantliche Anftalt, die mir in ber Oberförfterei Falkenberg 
haben, beibehalten worden, und da ift das Ergebniß fein glänzendes geweſen. Mebreren- 
theils haben fi Einnahmen und Ausgaben nothhürftig aufgehoben. Aber dazu regt 
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die Erfahrung, die wir damit gemacht haben, doch nicht an, in größerem Umfange 
Stantsbetriebe einzurichten. 

Ich Tann dem Herrn Abgeordneten aber nicht zugeben, daß das, was in ber 
Hand des Fiskus nicht rentabel ift, auch für Privatbetrieb nicht mit Vortheil ver- 
bımden fein würde. Thatſache ift, daß mehrere Privatbetriebe vorhanden find, 
namentlich die große Zorfftreufabrit im Gifhorner Moor in Hannover, ferner 
mehrere Fabriken in Oftpreußen, deren Zahl in der Zunahme begriffen iſt. Auf 
dem tobten Punkt, von dem der Herr Vorredner ſprach, ift die Sache alfo nicht an- 
gelangt. 

Abgeordneter u. Sanden: Meine Herren, bie regierungsfeitige Entgegnung auf 
die Ausführungen meines Freundes Knebel war ja nicht ganz ablehnend; aber ich 
möchte mir doch erlauben, im Intereſſe der Landwirthſchaft treibenden Bevölkerung 
diefen Ausführungen noch einige Bemerkungen hinzuzufügen. Die Kenntniß der 
erheblichen Bortheile der Torffireu für die Landwirthfchaft hat gerade in den letzten 
Jahren fo zugenommen, daß ich es nicht fir zutreffend halten Tann, daß die Er- 
fahrungen, bie nach der Angabe bes Herrn Oberlandforftmeifter8 aus dem bisherigen 
Betrieb einer einzelnen früher angelegten Yabrif gemacht worden find, ausſchlaggebend 
fein können. Es find gerade in den lebten Jahren immer mehr und mehr die Bor- 
teile der Torfftreu in bie Exrfcheinung getreten, daß ich es nur als eine banfbare 
Aufgabe der Staatsregierung bezeichnen kann, wenn biefelbe den Bezug der Torfftreu 
gerade den Kleinen Beſitzern in weiteftgehendem und billigftem Maße zu Theil werben 
Iofjen würde. In meiner engeren Heimath eriftiren drei Torfftreufabrifen, von denen 
eine im Privatbefit, die beiden anderen auf fisfalifchem Moore ſich befinden. Oft- 
preußen bat gerade in den letten Jahren mit Ausnahme der Iehten Ernte einige fehr 
ſtroharme Ernten gehabt, und da ift es auf vielen Befigungen einzig und allein der 
Benugung ber Torfftreu zu banken, wenn ber Rüdgang ber Dungerproduktion in 
diefen Wirthfchaften und ein dadurch bedingter Nüdgang des Kulturzuftandes der 
Felder erheblich vermindert ift. Reichlicher und gut erhaltener Dünger ift und bleibt 
nun einmal das Fundament unferer ganzen Landwirtbfchaft. Die Bortheile der Torf: 
freu find ja aud in den letten Jahren immer mehr befannt geworben, da die Torf- 
fiten, wie der Herr Vorredner auch fchon ausgeführt hat, vorzüglich geeignet ift, 
Ammoniak zu binden und dadurch die Berlufte an Stidftoff beim Dünger geringer 
werben zu laffen. Aus diefem Grunde wird die Torfitreu in fleigendem Maße nicht 
nur in ſtroharmen Jahren gebraudt, fondern auch bei reichlicher Einftreu von Stroh 
empfiehlt es fi, durch Nebeneinftreu von Torf den Dünger werthvoller zu geftalten. 
Ih will ganz kurz auch noch die besinfizirende Wirkung der Torfftreu ermähnen, bie 
bei uns, als bei und die Maul- und Klauenfeuche ſtark auftrat, bemerkt worden ift. 

Diefe Frage ber ftaatlichen Errichtung von Torfftreufabrifen ift ja von meinem 
Freunde Knebel fchon feit dem Jahre 1894 öfters hier zur Sprache gebracht worden, 
und das ift doch auch ein Beweis der Wichtigkeit diefer Yrage, wenn Männer, bie 
im praftifchen Leben ftehen, nicht nadlafien, die Aufmerkſamkeit der Königlichen 
Staatsregierung immer von neuem auf biefen Punkt zu Ienfen. Seit Jahren haben 
wir Klagen gehört, wie gerade in unſeren weftlichen Provinzen die Abgabe von Nabel- 
ſtreu in nicht genügender Weife erfolgen kann, um dem Bebürfniß zu genügen. Wir 
haben bier rein Iandwirtbichaftliche Verhandlungen ja manchmal gepflogen, und aus 
diefen ift es doch erfichtlich, daß gerade im Weften der Meine, ja, ich möchte fagen, 
der Heinfte landwirthſchaftliche Betrieb der bei weiten vorberrichende ift, und es kann 
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feinem Zweifel unterliegen, daß gerade bei foldhen Iandwirthichaftlichen Berhältniffen 
der billige Bezug von Zorfftreu eine weitaus erhöhte Bedeutung bat. Die Gewinnung 
ber Nadelftreu an ſich ift ja fehr jehwierig und nicht zu billig, und ift auch die Nadel⸗ 
freu nur in ganz geringer Weife geeignet, als Streumaterial zu dienen; benn bie 
Auffaugungsfähigleit der Nadelſtreu ift zweifellos viel zu gering. 

Wenn die Staatsregierung nun will, fo kann fie durch Errichtung von Torf 
ftreufabrifen nach zwei Richtungen Hin zugleich meiner Anfiht nad) Abhülfe fchaffen. 
Wer nur etwas Kenntniß von der Yorftwirtbichaft hat, wirb mir zugeben müflen, 
daß die Entnahme von Nadelſtreu äußerft fchäblich für den Wald if. Denn, was 
dem Acker ber Dünger, das ift dem Walde zweifellos die Nadelftreu, und bei ber 
Bedeutung, die die Wälder in verfchiedener Hinficht für uns haben, ift e8 von weit 
größerer Wichtigkeit, ſchon beftehende Wälder zu erhalten und deren Wachsthum zu 
befördern, als, wie e8 in der Abficht der Forſtverwaltung Tiegt, erſt neue Parzellen 
anzufaufen und Wald anzulegen. Die VBebürfnißfrage nad; Streumaterial erfcheint 
mir für den Meineren Befiter des Weſtens nußer jeder Frage zu ftehen und ift ja 
auch ſchon durch die dortige Bewirthichaftung der kleinen Landparzellen bedingt. De 
thäte die Staatsregierung ficher ein gutes Werk, wenn fie bei größerem Schuß der 
dortigen Wälder der ländlichen Bevölkerung auch ein beſſeres Streumaterial in Form 
ber Zorfftreu zugänglich machen würde. Wie der Gebraud der Zorffireu zunimmt, 
zum Beweis beffen möchte ich eine mir vorliegende Notiz aus einer landwirthichaft- 
lihen Zeitung anführen, daB im vorigen Jahre etwa 60- bis 80000 Tommen 
a 20 Centner Torfftreu aus Holland nach Deutſchland eingeführt find, und es bemeift 
diefe Angabe ebenfo, daß Deutfchland den Bedarf an Torfſtreu nicht jelbft produzirt. 
Da iſt e8 doch auch ſchade, daB auch hierfür fo erhebliche Geldmengen in das Ausland 
wandern, während durch Ausnutzung unferer fislalifchen Torfmoore diefe Summen 
dem Inlande erhalten blieben. 

Die Anlage von Torfftreufabrifen erfordert doch auch nicht ein fo großes An- 
lagelapital, daß der Stant davor zurüdichreden müßte, und ich halte ſtaatliche Er- 
richtung ſolcher Fabriken deswegen für angezeigt, daß gerade dieſes Streumaterial 
dem Kleinbefitz fo billig wie möglich zur Berfügung geftellt wird. Das kann doch der 
Staat eher als jeder Privatbefiger, weil der Staat allein in der Lage ift, zum Selbft- 
toftenpreis ohne Schädigung des Fiskus Torfftreu abzugeben, und das wäre ein 
Tchlechtes Zeugniß für die Staatsverwaltung, das diefelbe fi ausftellt, wer fie jagen 
follte: wir können nicht jo billig arbeiten wie Private. Ich habe ein größeres Ver⸗ 
trauen zu den Beamten unjerer preußifchen Betriebsverwaltungen. 

Meine Herren, in letter Zeit beichäftigen fich bei uns die landwirtbfchaftlichen 
Bereine mit ber für die Landwirtbichaft fo bedeutungspollen Frage der Dünger: 
produltion und der befferen Erhaltung des Düngers. Es find jetzt von verfchiebenen 
landwirthſchaftlichen Vereinen Prämien ausgefett worden für die beffere Erhaltung 
der Dungftätten, und da hätte der Staat Gelegenheit, mit belfend einzutreten. Bei 
der Etatsberathung ift uns ja mitgetheilt worden, daß im Weiten Ankäufe von Land- 
parzellen ftattfinden follen, um dort Tleinere Domänen als Mufterwirtbfchaften ein- 
zuridhten. Sa, meine Herren, das ift ficher fehr gut; aber im günftigiten Falle können 
die erhofften guten Wirkungen erft nach einer Reihe von Jahren eintreten, während 
die Errichtung ftaatliher Torfftreufabrilen eins der Heinen Mittel zur Hebung ber 
Landwirthſchaft ſein wurde, das dem großen Vorzug vor anderen hat, daß bie günftige 
Wirkung in Lürzefter Frift erzielt werden kann. Ich habe um fo mehr Beranlaffung, 
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an diefer Stelle für die Errichtung ftaatlicher Torfftreufabrilen einzutreten, ba nicht 
nur aus dem Weften, fondern auch aus dem Often biefelben Wünfche an die Staats- 
regierung herangetreten find. In den Nachrichten des Deutfchen Landwirtbfchaftsraths 
finde ih, daß der oftpreußifche Iandwirtbichaftliche Sentralverein am 11. November 1896 
befchloffen hat, vorftellig zu werden, daß im Anfchluß an die zu erbauende Eifenbahn 
Königsberg— Friedland im Zelanbruch eine fislalifche Torfftreugewinnung im großen 
Maße errichtet wird, welche zum Selbſtkoſtenpreis die Torfftreu abgiebt. 


Wir fehen alfo, meine Herren, daß die Wünfche des Oftens und des Weftens 
die gleichen find, und da möchte ich mich doch der Hoffnung bingeben, daß die König- 
lihe Staatsregierung diefen von Oft und Welt an fie gerichteten Wünfchen ein 
größeres Entgegenfommen zeigen wird. 

Abgeorbnieter Szmula: Was bie beiden Herren Vorredner über den Werth der 
Zorfftreu und fiber ihre Auffaugungsfähigfeit gejagt haben, das ift ja vollftändig 
richtig; e8 ift ein außerordentlich werthvolles Streumaterial, und wenn e8 vorhanden 
it, wird jeder Landwirth froh fein, es benuten zu können, weil e8 eben eine größere 
Auffaugungsfähigfeit hat als Stroh. Aber ich glaube, daß, wenn überhaupt die 
Königliche Staatsregierung den Borfchlägen, die bier gemacht mworben find, eigene 
Zorfftreufabrifen anzulegen, nachkommen follte, fie es ſich doch jehr wohl überlegen 
follte, wo ſolche Torfgräbereien und Zorfftreufabriten anzulegen wären. Ich möchte 
warnen,. diefelben im Gebirge anzulegen, weil die großen Zorflager bei uns im 
ſchleſiſchen Gebirge gewiffermaßen die Schwämme find, die den berabfallenden Regen 
auffaugen und allmählich erft in der trodenen Jahreszeit wieder abſetzen. Wir haben 
namentlich die fogenannten Seefelder im Heinerzer Yorft, mehrere hundert Morgen 
groß, — ich weiß augenblicdlih nicht den Flächeninhalt. Wie ich in den Zeitungen 
gelefen babe, beabfichtigt man, in den Seefeldern ſchon derartige Torfftreufabrilen ein- 
zurichten. Ich möchte davor im Intereſſe unferer Flüffe und megen der Ueber- 
ſchwemmungen, die durch folde Ausſchachtungen der Zorflager flattfinden könnten, 
warnen. Aehnlich find aud) die Berhältnifie im Niefengebirge, wo auch bier und ba 
derartige Ablagerungen von Torf find, bie beim Ausichachten jedenfalls große Nach 
tbeile hervorbringen können; denn das Sphagnum, welches eigentlich die Grundlage 
der ganzen Torfbrüche bildet, bildet fich fehr langfam, und ehe fi) ein Torfbruch 
neu bildet, gehen, je nach den Berhältnifiern bes Wachsthums des Moofes, manchmal 
zehn, ja fünfzehn, auch zwanzig Jahre ins Feld. Ich möchte jehr warnen, diefe Torf⸗ 
ftreufabrifen im Gebirge anzulegen. 


Abgeoroneter Knebel: Meine Herren, ich halte es für felbftverftändlich, daß, bevor 
Fabriten im Gebirge angelegt werden, die Königliche Staatsregierung fi) zunächſt 
darüber vergewiflert, ob die betreffenden Torflager im Sinne des Herrn Borrebners 
als waffererhaltende wirken. Daß derartige Torflager nicht in Angriff genommen 
werben follen, liegt meines Erachtens auf der Hand, und ich habe das volle Vertrauen 
zu der Königlichen Staatsregierung, daß fie in diefer Beziehung TFehlgriffe nicht thun 
wird. ebenfalls haben wir eine Menge Torflager im Gebirge, wo die Beflirchtungen 
des Abgeordneten Szmula nicht zutreffen, und die fehr wohl in Angriff genommen 
werben fünnen. Ich glaube ſogar, daß die Ausführungen des Abgeordneten Szmula 
eher für den Staatsbetrieb fprechen als dagegen; denn der Staat ift vielmehr in der 
Lage und verpflichtet, auf folche Himatifchen Verhältniſſe Rüdfiht zu nehmen, wie fie 
der Abgeordnete Szmula hervorgehoben hat, während die Privatunternehmer fi) um 
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die Einwirkung auf die Waffererhaltung und die Fruchtbarkeit in meiterem Umkreiſe 
kaum fehr erheblich fümmern würden. 

Sch bin im Uebrigen fehr erfreut, daß ber Oberlandforftmeifter wenigftens den 
Staatsbetrieb nicht grundfätlich abgelehnt bat. Er hat aber allerdings — wenn id 
recht gehört Habe — nur ſolche Fabriken als bisher ins Leben getreten angeführt, die 
nit im Gebirge, fondern entiveder in der Provinz Sachſen oder im Often ober in 
Hannover liegen. Meines Erachtens tritt bag Bebürfnig am fchärfften hervor im 
Gebirge, mo bie ganze Landwirtbichaft weit mehr mit dem Wald zufammenhängt und 
auf den Wald angewiefen ift, als es in der Ebene ber Fall if. Nun bin ich Teines- 
wegs der Anficht, daß der Staat Unternehmungen bier ſchaffen foll, bei denen er 
nambafte Zuſchuſſe zu leiften bat; im Gegentbeil, ich gehe davon aus, daß, wenn der 
Staat derartige Betriebe unternimmt, er auch auf Dedung der Koften bedacht fein 
muß. 3 liegt aber bier ein derartiger Betrieb vor, deffen Inangriffnahme vielleicht 
ſchwieriger ift als die anderer inbuftrieller Betriebe. Es handelt fid) darum, der 
Torfftreu, die bei weitem nicht nach ihrem Werth gewürdigt wird, in ermweitertem 
Maße Eingang in ber Bevölferung zu verfchaffen: und da ift allerdings vorauszufehen, 
daß in den erften Jahren die finanziellen Erträge feine glänzenden fein werben. Das 
ift gerade der Umftand, der die Privatunternehmer abſchreckt von der Inangriffnahme 
der Sache. Der Staat kann viel eher, zumal e8 fich bier um ein öffentliches Interefle 
handelt, einige Jahre zunächſt mit etwas Zuſchuß arbeiten, um fie nachher auch voll 
durch die weiteren Erträge erſetzt zu erhalten, und das, meine ich, müßte fich bie 
Forftverwaltung zur Nufgabe machen. 

Was ich hauptſächlich wünſche, ift, daß der Staat außer in der Ebene aud) 
einmal im Gebirge den Berfuch machen möchte, da im Gebirge noch viel größere 
Schwierigkeiten der privaten Inangriffnahme fich entgegenftellen, als das in ber 
Ebene der Fall if. Ich bitte alfo die Königliche Staatsregierung, in dieſem Sinne 
auch im Weften zu verfuchen, ob ber Zorfftreu nicht durch ftaatliche Fabrikation 
erweiterter Eingang verichafft werden Tann. 

Bräfident: Die Diskuffion ift gefchloffen. Einwendungen gegen den Titel felbft 
habe ich nicht gehört; er ift feftgeftellt. 

Wir gehen über zu Tit. 5, — 6, — (7 fällt aus) — 8. — Alle diefe Titel 
find feftgeftellt. 

Zu Tit. 9 hat das Wort der Abgeordnete Szmula. 

Abgeordneter Szmula: Meine Herren, ih Hatte im vorigen Sabre an bie 
Königliche Staatsregierung die Anfrage gerichtet, ob eine Anzahl von Nadel» und 
Laubhölzern fremden Urfprungs in den Königlihen Staatsforften reſpektive Baum- 
faulen fultivirt würden; e8 waren mir da von dem Miniftertifch eine Anzahl von 
Bäumen und Pflanzen genannt worden, die mit mehr ober weniger Erfolg angebaut 
würden. Es ift mir dann unter der Hand eine Feine Brofchlire, anfcheinend amt- 
licher Natur, theilmweife mit Abbildungen zugefandt worden, die mid) außerordentlich 
überrafcht bat, weil ich darin weit Über das Maß defien, was ich wünfchte, bereits 
Anpflanzungen, Baumfchulen u. ſ. w. in ben verſchiedenen Königlichen Oberförftereien 
gefunden babe. Es iſt außerordentlich erfreulih, daß man nicht allein die einfacheren 
Waldbäume, die zu uns herein gelommen find, fondern auch verſchiedene andere aus 
Japan, Amerika, Afien, nicht nur in einzelnen Eremplaren auf Fleinen Beeten, 
fondern in größeren Anpflanzungen in verjchiebenen Königlichen Oberförftereien 
tultivirt bat. Ich bedaure nur, daß die Königliche Forſtverwaltung ihr Licht umter 
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den Scheffel ftellt und nicht durch Publilationen, auch in Zeitfchriften und Zeitungen, 
die den Laien zugänglid find, dem großen Publikum Kenntniß davon 
giebt. Ich kann nur jagen, daß ich außerordentlich darüber erfreut war, wieder 
einen neuen Beweis von der Sorgfamleit und den außerorbentlichen Sortfchritten in 
unferem Forſtweſen gefunden zu haben, und daß ich fehr gern für alle diejenigen 
Berbefferungen, die von Seiten der Königlichen Forftverwaltung beifpielaweife für die 
Förfter verlangt werden, ſtimmen werde. 
(Bravo!) 

Bräfident: Das Wort iſt nicht weiter verlangt; biefer Titel ift fefgeftellt. 

Bir gehen über zu Tit. 10, — 11, — 11a, — 12, — 13. — Ulle biefe 
Titel und mit ihmen die Einnahmen find feftgeftellt. 

Wir gehen nun über zu den bauernden Ausgaben. 

Kap. 2 Zit. 1. — Tit. 1 ift bewilligt. 

Zu Fit. 2 hat das Wort der Abgeordnete Hofmann. 

Abgeordneter Hofmann: Herr Präfibent, ich bitte, die Diskuffion mit dem 
Tit. 18 zu verbinden, weil ich da auch einige Bemerkungen machen möchte, welche 
die Stellenzulagen für die Oberförfter betreffen. 

Bräfident: Es ift beantragt, bie beiden Titel 2 und 12 zu verbinden. — Wider- 
fpruch dagegen erhebt fich nicht; ich eröffne aljo die Diskuffion über Tit. 2 und 12 
des Rap. 2. Das Wort bat der Abgeordnete Hofmann. 

Abgeordneter Hofmann: Meine Herren, ich habe bereits im Jahre 1896 an die König- 
liche Staatsregierung die Anfrage gerichtet, ob die im Laufe eines Jahres frei werdenden 
Oberförfterftellen nicht derartig vorher bekannt gemacht und öffentlich zur Bewerbung aus- 
gefehriebenn werden könnten, daß jeber einzelne Beamte Gelegenheit bat, fi; darauf zu 
melden. Ich babe diefe Anfrage im vorigen Jahre wiederholt, und es ift mir jedes⸗ 
mal von Seiten der Forſtverwaltung darauf entgegnet worden. Nun, meine Herren, 
M mir im Borjahre eine weſentlich entgegenfommendere Erllärung zu Theil geworben 
als vor zwei Jahren. Sch könnte mich fhließlich bei den Grundfägen, die dort auf- 
gefellt find, beruhigen; aber aus zwei Gründen bin ic} dod) genöthigt, dieſes Jahr 
daffelbe Thema wieder zur Sprache zu bringen, uud zwar deshalb, weil die Er- 
Härungen ber Forftverwaltung in den Jahren 1896 und 1897 geradezu entgegen- 
gefeter Natur find. Ich bitte ben Herren Präfidenten, die paar Sätze dieſer Er- 
Härung verlefen zu bürfen; es ift durchaus wejentlich und dauert nicht lange. Im 
voriger Jahre entgegnete mir der Herr Staatskommiſſar auf meine Anregung: 

Was das Ausfchreiben der Stellen betrifft, fo ift vor der Anregung und auch 
ipäterbin fo verfahren worden, daß diejenigen Balanzen, bei denen fein be- 
fonderes Intereſſe ber Staatsverwaltung bezüglich der Stellenbefegung vor- 
gelegen bat, öffentlich befannt gemacht find; einige Stellen werben immer vor- 
behalten werben müffen, weil man einzelne Anwärter dafür für ganz befon- 
ders qualifiziert hält. Ein Unterſchied ift bezüglich des Ausſchreibens ber 
übrigen Stellen nur infofern gemadt worden, als Stellen, bei benen 
man befiimmt annehmen konnte, daB Meldungen dazu ſich nicht ergeben 
mürben, weil fie mit irgend melden Nacht heilen behaftet find, weil näng 
lich entweder die Dienftwohnung fehlte oder das Dienftland, oder fie in einer 
befonders abgelegenen Gegend lagen, nicht bekannt gemadt find. Bei den 
begehrten Stellen ift dies gefchehen. 
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Dagegen bat im Sabre 1896 bier derfelbe Herr Regierungskommiſſar erflärt: 
Wir haben da zwifchen zwei Arten von Stellen zu unterfcheiben. Die 
befferen Stellen, zu benen gewöhnlich eine ganze Zahl von Meldungen 
vorliegt, bevor bie betreffende Stelle noch valant geworben iſt, — 
ſobald fie vafant werden, mehrt fi} die Zahl diefer Meldungen. Außerdem 
liegen zahlreiche Meldungen um Verſetzung überhaupt vor, fo daß die Ber- 
maltung niemals darüber im Bmeifel if, wer bereit fein würde, eine 
folhe (das heißt eine beſſere) Stelle anzunehmen. Auf foldde Stellen noch 
durch die Öffentlichen Blätter aufmerffam zu machen, würde wahrſcheinlich zu 
einer ungemeffenen Zahl von Meldungen, die doch nicht beriidfidtigt 
werden können, führen. Die übrigen Stellen, bei denen befondere 
Annehmlichkeiten nicht vorhanden find, und bei benen e8 zweifelhaft 
ift, wer eine folde Stelle wünſcht, wurben nach wie vor feit einer Reihe 
von Jahren öffentlich befannt gegeben. 

Alfo, meine Herren, im erften Jahre erklärte der Herr Regierungskommiſſar: 
die beften Stellen werden nicht ausgefchrieben, fondern nur die ſchlechten, — und im 
vorigen Sabre: die beften Stellen werben ausgefchrieben, und bie fchlechten nicht, 
die werden ohne Ausfchreiben befetst. Meine Herren, bei dem Wiberfprucdh der amt- 
lichen Erflärungen, welche Grundſätze denn eigentlich maßgebend find, halte ich es 
doch für nothiwendig, die Sache nochmals zur Sprache zu bringen. Aber auch felbft 
wenn die Erklärungen bes letzten Jahres 1897 maßgebend fein follten, wäre ich doch 
noch gendthigt, darauf nochmal zurüdzulommen, weil ich in der That noch nicht 
völlig überzeugt bin, daß die Grundſätze im einzelnen Falle auch volltändig gewahrt 
werden, und es ift das natürlich, weil der Begriff der befferen und fchlechteren 
Stellen ja vollländig ein fubjeftiver if, und man darüber ganz verfchtedener An- 
fit fein Tann. Soweit ich die Sache habe verfolgen fünnen — ich habe allerbings 
nur unzureichendes Material dazu gehabt —, find in einem Falle beifpielsmweife 40 
bis 50 Stellen auf einmal befetst worden, ohne daß ein Ausfchreiben vorlag, und 
ic) habe nur vereinzelte Stellen, insbefondere in der allerlegten Zeit ausgefchrieben 
geliehen. Ob das immer nur die beften waren, kann ich nicht beurtbeilen. Ein Fall 
ft zu meiner Kenntniß gelommen, mo eine beffere Stelle einem Feldjäger gegeben 
worden ift und biefer bereits ein balbe® Jahr fpäter auf eine ber beften Stellen 
weiterverfeßt ift, ohne daß dieſe Stellen ausgefchrieben worden find. 

Ich möchte daher die Forfiverwaltung bitten, uns darüber eine Erflärung abzu- 
geben, wenn e8 heute nicht möglich ift, vielleicht bei der dritten Leſung, wie viel 
Stellen denn überhaupt in bem letsten Jahre zum Ausichreiben gelangt find, welde 
das waren, und wie viele ohne öffentliches Ausfchreiben befegt worden find. Ich 
glaube, daß dies zur fachlichen Beurtheilung nothwendig fein wird. 

Meine Herren, ich faffe die ganze Frage der Stellenbefegung nicht als eine 
Frage der Forftverwaltung auf; nein, fie ift eine ganz allgemeine Frage unferes 
Beamtenftandes in Deutfchland, insbefondere auch in Preußen. Unfer Beamtenftand 
ift nach meiner Auffaffung fo integer und fo pflichteifrig, daB wir wohl fagen dürfen, 
e8 fei der befte Beamtenftand der Welt, und, meine Herren, biefe fefte Säule unferes 
Ftaatslebens müffen wir uns intakt erhalten. Der größte Feind aber eines integem 
und eines pflichteifrigen und mit Freudigkeit in feinem Berufe arbeitenden Beamten: 
ſtandes ift die Gunſtlingswirthſchaft. Meine Herren, ih bin nun weit entfernt zu 
glauben, daß in irgend einer Verwaltung eine ſolche thatſächlich beftehe, aber wir 
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müſſen aud den Schein einer folchen überall meiden, und diefer Schein wirb bei der 
Zorfiverwaltung um fo leichter erregt werden fönnen, als wir bier in diefem Be⸗ 
amtenftand eine doch objektiv begünftigte Klaffe, gewiffermaßen eine privilegirte 
Garde haben, das ift das Yeldjägerforps. Demgegenüber ift e8 nad) meiner Auf. 
foffung durchaus nothwendig, daß wir alle Stellen, bei denen nicht ein ganz befon- 
deres ſtaatliches Intereſſe das Gegentheil gebietet, einfach ausfchreiben, damit jeder 
die Gelegenheit hat fi darauf zu melden. Das gilt nicht bloß für die befferen 
Stellen, wie ja der Herr Regierungslommiffer im vorigen Jahre ſchon erwähnt hat, 
tondern auch für die fchlechteren Stellen; denn bie Forftverwaltung kann im Ein- 
zeinen abfolut nicht wiffen, ob nicht auch bei einer fogenannten fchlechten Stelle fich 
verihiedene Liebhaber aus rein perfönlichen Rüdfichten melden werden. Man ent- . 
sieht ihnen aber bie Möglichkeit fih zu melden, wenn einfach die Stelle nicht ausge- 
ſchrieben wird. 


Sachliche Gründe gegen diefe allgemeine Ausfchreibung hat nad) meiner Meinung 
der Herr Regierungskommiſſar in beiden Zahren nicht vorgebradjt; er konnte bloß geltend 
machen, daß einzelne Stellen, die eine ganz befondere Dunlififation erfordern, vorbe- 
halten werben müffen. Das will ich zugeftehen; die könnten aber vorher befannt ge: 
macht werden. Im Uebrigen liegen fachliche Gründe gegen die allgemeine Ausfchreibung 
der Stellen der Forftvermaltung nad) meiner Meinung nicht vor. 


Ich möchte nur nod eine Bemerkung machen über die Stellenzulagen; aud in 
diefer Richtung fcheinen noch Mifftände vorhanden zu fein. Bezüglich der GStellen- 
zulagen, alfo des Ausgleichs ber thatfächlichen Verhältniffe gegenüber den allgemein 
beftimmten Befoldungen, ift ja zu unterfcheiden zwifchen dem Often und dem WWeften. 
Die Berhältniffe im Often find andere als die im Weften; im allgemeinen Tann man 
fagen, daß die Berhältniffe im Weften viel theurere find als im Often, wo vor allen 
Dingen eine große Neihe von Nebeneinnahmen den Oberförftern zu gute kommen. 
Nun ift mir zufälliger Weife befannt geworden, daß in einer Oberförfterei Naffaus, 
wo überhaupt ein außerordentlich theures Leben berrfcht, und zwar in Eronberg, 
einem Orte, wo eine hervorragend theure Lebenshaltung ift, nicht etwa die höchſte 
Gtellenzulage von 600 Mark gegeben wird, fondern die Anfangszulage von 200 
Marl. Auch in diefer Richtung glaube ich, daß es nothwendig ift, daß die Staats⸗ 
verwaltung auseinanderfett, nad) welchen allgemeinen Normen dieſe Stellenzulage 
an die einzelne Stelle gegeben wird; es wird auch diefes dazu beitragen, das Ber- 
trauen in bie objektive Führung der Verwaltung bei den einzelnen Beamten zu 
mehren. 

Bezüglich der Feldjäger will ich mich nicht meiter verbreiten; ich glaube, daß 
noh von anderer Seite} diefe Trage berührt werden wird. Diefe Frage ift ja 
auch im vorigen Jahre ausführlich erörtert worden. Wenn die radifale Löfung 
dieſer Frage, wie fie von uns gewünſcht wird, nicht möglich ift einmal infolge des 
Widerſpruchs des Kriegsminifteriums und dann durch den Widerſpruch des Finanz- 
minifteriums, fo möchte ih mi doch auf den Standpunkt ſtellen: wenn ſolche 
Mifftände, wie fle vorliegen, nicht ohne Berfchulden der Staatsregierung ſich heraus- 
gebildet haben, dann bat auch die Staatsregierung die Berpflihtung, wenn 
nit bauernde Mafregeln zu treffen, um bdiefem Webelftande abzubelfen, fo doch 
interimiftifche, damit denen, die gegenwärtig darımter zu leiden haben, geholfen werde. 
Ich glaube: bei gutem Willen der Staatsverwaltung find ſolche Maßregeln durchaus 
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möglid, und ic mödte die Verwaltung auffordern, nochmals in Erwägung zu 
nehmen, ob nicht in diefer Beziehung denn doch etwas mehr gefchehen kann. 

Abgeordneter Hodler: Meine Herren, in den Hobenzollernfchen Landen beftehen 
zur Berwaltung der Gemeindewaldungen und Stiftungswaldungen zwei Königliche 
Oberförftereien. Ich babe bereitS im vorigen ‚Winter Gelegenheit genommen, an 
maßgebender Stelle vorftellig zu werden, daB diefe beiden Oberförftereien viel zu 
groß ſeien, und daß fich eine gebeihliche pflegliche Verwaltung nicht ermöglichen lafle, 
wenn nicht die Bezirke verkleinert unb vermehrt werben. Ich habe demnächſt in Er- 
fahrung gebracht, daß der Tgorftreferent bei der Königlichen Regierung in Sigma- 
ringen fich ebenfalls für eine Vermehrung diefer Bezirke verwendet hat. Als nun 
‚ bor einigen Monaten durch die Hohenzollernſchen Zeitungen bie beſtimmte Nachricht 
verbreitet wurde, daß am 1. April diefes Jahres in Gammertingen eine neue Ober» 
förfterftelle gegründet würde, da glaubte ich nicht mehr daran zweifeln zu jollen, daß 
der diesjährige Staatshaushaltsetat menigfteng eine neue SOberförfterftelle für 
Hohenzollern bringen würde. Ich bin darin aber — wie auch mein Kollege Bu- 
miller — leider enttäufcht worden; denn unter den fieben neugegründeten SOber- 
förfterftellen, die fi im Etat finden, ift feine für Hohenzollern beftinmt. 

Ich will nun an diefer Stelle nicht auf die hohe Wichtigkeit des Waldes und 
die machfende Bedeutung deffelben Hinmweifen — ich glaube das in biejem hoben 
Haufe nicht nöthig zu haben —; aber gerade wegen biefer immer mehr wachjenden 
Bedeutung des Waldes ift es nicht mehr möglich, die Waldungen in Hohenzollern 
durch die beiden dort beftehenben Oberförftereibezirfe fo weiter zu verwalten, wie es 
wunſchenswerth if. 

Um die Nothwendigkeit einer Zerfleinerung und Bermehrung der Hohenzollern: 
chen Oberförftereibezirfe darzuthun, glanbe ich mich einfach auf eine Bergleihung 
der Größe der Hohenzollernfchen Bezirte mit ben Oberförftereibezirfen anderwärts 
beziehen zu können. 

Nach dem Forft- und Jagdkalender von 1896 umfaffen die beiden Hohenzollern- 
ſchen Oberförftereibezirte Hechingen und Sigmaringen zufammen 19958,74 SHeltar 
Wald und zwar die Oberförfterei Hechingen 9532,58 Heltar und die Oberförfterei 
Sigmaringen 10426,16 Heltar. Es wurden im Jahre 1893/94 aus dem Bezirk 
Hechingen über 36000 und aus dem Bezirk Sigmaringen über 37000 Feſtmeter 
gewonnen. 

Vergleichen Sie damit zunächſt die für uns in Hohenzollern am nächſten liegen- 
den — zwar nicht Königlichen, aber gerade ihrer Nähe wegen zur Bergleihung ge 
eignetften — SFürftlich Hohenzollernſchen Oberförftereibezirte. Someit diefe in Hohen: 
zollern ſelbſt liegen, umfaffen fie, wenn man von einer Heinen Erflave abſieht, zu- 
fammen 11082 Heftar alfo ungefähr foviel wie ein einziger der beiden ftaatlichen 
Oberförftereibezirfe. Diefe 11082 Hektar find aber in 7 Oberförftereibezirfe eingetheilt. 
Es umfafjen die Fürftlih Hohenzollernſchen Oberförftereibezirte Sigmaringen 1877 
Heltar, Joſefsluſt 1365 Hektar, Krauchenwies 1392 Hektar, Klofterwald 2318 Hektar, 
Beuron 1150 Hektar, Hechingen 1543 Hektar und Nedarhaufen 1487 Heltar. Es 
iſt alfo jeder diefer in Hohenzollern felbft belegenen Fürftlichen Oberförftereibezirte 
ſechs oder fieben Mal Keiner als die beiden ftaatlidhen. 

Ein ganz ähnliches Ergebniß liefert der Vergleich mit den unmittelbar um 
Hohenzollern herum gelegenen miürttembergifchen Oberförftereibezirfen. Es hat der 
Oberförſtereibezirk Balingen 329 Hektar Staats: und 2526 Heltar Kommunalforften: 
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zuſammen 2855 Heltar; Ebingen 4234 Hektar Kommunalforften; Spaichingen 
H0 Helter Staats und 2797 Heltar Kommmnalforften, zufammen 8147 SHeltar; 
Oberndorf 881 Hektar Staats- und 2043 Hektar Kommunalforſten, zufemmen 
2424 Hektar; Tuttlingen 1875 Hektar Staats- und 1506 Heltar Kommunalforſten, 
zuſammen 2881 Hektar; Bodelshaufen 587 Heltar Stante- und 1822 Heltar Kom- 
munalforften, zufammen 2359 Heltar; Nieblingen 1565 Hektar Stants- und 824 
Heltar Kommunalforften, zufammen 1889 Hektar. Alfo auch diefe unmittelbar um 
Hohenzollern herum gelegenen Söberförftereibezirfe find drei bis vier Mal Heiner als 
die Hohenzollernfchen. 

Ich komme nun zum Vergleich mit folchen preußischen Oberförftereibezirten, die 
fh vielleicht am meiften mit Hohenzollern vergleichen laffen. Ich nenne den Forſt⸗ 
inſpektionsbezirk Wiesbaben-Hachenburg. Derfelbe befteht zum weitaus größten Theil 
as Gemeindewaldungen wie die Forſten der beiden Hohenzoffernfchen Bezirke auch; 
er umfaßt 4845 Hektar Stantöwalbungen und 30868 Hektar Gemeindewalbungen, 
zuſammen 35713 Hektar. Diefes Gebiet ift in 10 Oberförftereien eingetheilt, ſodaß 
jeder einzelne, wenn ich den Durchſchnitt nehme, ungefähr 3570 Heltar umfaßt, alfo 
wiederum ungefähr eim Drittel fo groß if, wie jeder einzelne der beiden Hohen⸗ 
jollernichen. 

Meine Herren, ich glaube, daß Sie aus diefen Zahlen allein entnehmen können, 
daß eine Verkleinerung der Hohenzollernfchen Oberförftereibezirte unbedingt nothwendig 
iſt. Es kommt aber noch Hinzu, daß es fi) in Hohenzollern um ein gebirgiges, 
ſchwieriges Terrain handelt, daß die Waldungen, welche zu einem Oberförftereibezirte 
gehören, nicht abgerunbet neben einander fondern in zahllofen Parzellen und in über: 
aus zerjplitterter Lage ſehr meit auseinander liegen. Jeder einzelne Uberförfterei- 
bezirk erſtreckt fi) auf ein Gebiet von ungefähr 10%, Quadratmeilen und hat eine 
Fänge von ungefähr 60 bis 70 Kilometern, von denen kaum ein einziger mit der 
Eifenbahn zurücgelegt werden kann. Es verfteht fi} von ſelbſt, daß durch dieſe 
jerfplitterte Lage eine große Menge von Mebrarbeiten, Reifen und Zeitverluften be 
dingt iſt. 

Es kommt weiter in Betracht, daß die Hohenzollernſchen Oberförftereien es mit 
einer jehr großen Anzahl verfchiedener Waldeigenthümer zu thun haben. Im Bes 
jiefe Sigmaringen find 42 Gemeindewaldungen und 10 Stiftungswaldungen, im 
Bezirke Hechingen 51 Gemeindewaldungen und 28 Stiftungswaldungen, fo baß es 
der eine Oberförfter mit 52, der andere mit 79 verfchtedenen Waldherren zu thun 
hat. Ich brauche nicht darauf hinzuweifen, daß auch dadurch eine fehr große Menge 
von Arbeiten entfteht, die in abgerundeten Heinen Bezirken wegfallen. 

Ich fchließe diefe Ausführungen mit der Bitte, die ih an den Herrn Landwirth⸗ 
haftsminifter und namentlih an den Herrn Finanzminiſter richte, fpäteftens doch 
im nächſten Jahre bei Aufftellung bes Etats auf die Vermehrung der Hohenzollern» 
hen Königlihen Oherförftereibezirte Bedacht zu nehmen. Es würde dadurch nur 
ein Zuftand hergeftellt werden, ber früher in Hohenzollern thatfächlich beftanden hat; 
denn bis zum Sabre 1876 waren in Hohenzollern drei Oberförftereien. Die Ber 
mehrung der Bezirke ift unzweifelhaft ein wichtiges Mittel, die Ertragsfähigfeit 
unferer Waldungen dauernd zu erhöhen, die Einnahmen der Gemeinden aus ihren 
Wäldern zu fleigern und dadurch den Wohlftand in Hohenzollern zu heben. 

(Bravo!) 
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Regierungstommiffar Oberlandforftmeifter Donner: Meine Herren, ich möchte 
demjenigen Herrn, der vorhin gefprochen bat, nur ganz kurz erwidern, dab die Er- 
ledigung derjenigen Oberförftereiftellen, bei denen die Bekanntmachung einen prafti> 
fhen Zwed Haben Tann, bisher auch befannt gemacht worden ift und auch fernerhin 
befannt gemacht werben fol. 

Dann ift die Frage geftellt worden über die Bertbeilung der Stellenzulagen. 
Darauf kann ich erwidern, daß dabei die Annehmlichleit ber betreffenden Stelle, bie 
Schwierigkeit des Betriebes, die Theuerungsverhältniffe, die Entfernung vom nädhften 
Marktort, von der Schule, vom Arzt und von der Apothefe in Betracht Tommen, 
ferner die Yrage, ob eine genügende Wohnung und ob Dienftlänbereien vorhanden 
find. Unter Abwägung aller biefer Verhältniffe wird die Stellenzulage für die ein- 
zeine Stelle bemeſſen. 

Sodann möchte ich noch erwidern, daß die angebliche Berfchuldung ber Staats- 
verwaltung bezüglich der Weberfüllung der Forftlaufbahn doch eine fehr zweifelhafte 
if. Ich erinnere nur daran, welden Widerfprud die Maßnahme ber Forſt 
verwaltung, das Uebel durch Beſchänkung der Zahl der Aufzunehmenden bei ver 
Onelle abzugraben, mas bezüglich der Berwaltungslaufbahn fchon 1888 gefchehen if, 
anfänglich” Hier in dem Hohen Haufe und auch in der Preſſe gefunden Hat, bis 
man fich endlich überzeugte, daß doch die Thatfachen mächtiger waren, als bie theo⸗ 
retifchen Bedenken. 

Abgeordneter Krauſe (Waldenburg): Meine Herren, im Anſchluß an das, was 
ber Herr Oberlandforſtmeiſter Ihnen ſoeben gejagt bat, will ich erklären, daß ich auf 
die Trage, wer das Verſchulden trägt an dem unerfreulicden Zuftande ber Forſt⸗ 
affefforen, nicht eingehen will. Daß dieſer Zuftand ein unerfreulicher ift, darüber 
ift ja auch der Minifter für Landwirthſchaft und bie Forſtverwaltung mit mir ein 
verftanden, ebenfo wie darüber, daB es dkingend wilnfchenswerth wäre ihn wenigſtens 
in feinen äußerften Härten zu mildern. 

Ich habe ſchon im vorigen Jahre darauf hingewieſen, daß das Unfreudigſte an 
dieſem Zuſtande iſt, daß wenn die aus dem Civildienſt hervorgegangenen Forſi⸗ 
afſeſſoren nach ſehr langer Wartezeit endlich zur Anſtellung gelangen, dann die aus 
dem Feldjägerkorps hervorgegangenen Oberförſter bereits eine hohe Anciennetät 
haben, ſich alfo einer beſſeren Beſoldung erfreuen und naturgemäß prädeſtinirt find, 
in die höheren Stellen aufzurüden, und. daß diefe Ausfiht den aus dem Civildienft 
bervorgegangenen orftaffefjoren in höchſtem Maße vermindert wird. Ich habe im 
vorigen Fahre an die Forfivermaltung und aud) an den Herrn Finanzminifter bie 
Bitte gerichtet, zu erwägen, ob es nicht möglich fei, wie ich mir erlaubte ſchon vor 
eingen Jahren vorzufchlagen, diefe Härten badurd) zu mildern, daß man den aus 
dem Civildienft hervorgegangenen Forftaffefforen bei ihrer Anftellung einen Theil ber 
Affefforenanciennetät anrechnet. Ich habe im vorigen Jahre ſowohl von der Forft- 
verwaltung wie auch von Seiten des Finanzminifters darauf feine entgegenfommende 
Antwort erhalten, und zwar ift anfcheinend der Grund der, daß die Finanzverwaltung 
befürchtet, daß, wenn fie diefen Schritt thäte, fie damit in verfchiedenen anderen Be- 
amtenfategorien gleichfalls die Begehrlichkeit wachrufen und fo alfo aus anderen Be- 
amtenlategorien viele gleichartigen Wünfche entflehen Iaffen würde. 

Ic erlaube mir noch einmal darauf hinzumeifen, daß doch bei den Forftaffefforen 
die Sache ganz anders Tiegt als bei allen anderen Beamtenflafien und zwar 
aus. zwei Gründen: einmal liegt in feiner anderen Beamtenfategorie wenn auch 
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vielleicht die Beamten nad) beflandenem Stantseramen auf die definitive Anftellung 
eine fehr lange Zeit zu warten haben, bie Sache fo, daß zwei verfchiebene Karrieren 
vorhanden find, daß Herren aus der einen fehr zeitig, bie aus der anderen fehr fpät 
zur Anftellung kommen, woburd) eine lingleichheit für die ganze Laufbahn entficht; 
und zweitens befinden wir uns ja erfreulichermweife hier bocdh in dem Zuſtande, daß 
diefe Kalamität, nachdem Gott fer Dank die Forſwerwaltung ſich entichloffen hat, die 
Yulaffung zur Karriere zu befchränten, in einer abfehbaren Zeit befeitigt wird. Alfo 
diefe Maßregeln werden leine dauernden fein, wie zu erhoffen fein wird, und fie 
gleichen eine Härte aus, bie ungleich größer ift als bei irgend einer Beamtenfategorie. 
Ich wies auch im vorigen Jahre ſchon darauf hin, daB prinzipielle Bedenfen der 
Sache wohl eigentli nicht entgegenflehen können, nachdem vor zwei Jahren bie 
Staatsregierung bei dem Geſetz über die Richter einen Schritt unternehmen wollte, 
der ähnlich ift, daß fie nämlich den Richtern und denjenigen Affefforen, die bis zu 
einem beftimmten Zeitpunkte das zweite Eramen gemacht haben würden, für die 
Zukunft die Zeit als Befoldungsanciennetät anrechnen wollte, die fie über vier Jahre 
als Afjefforen zugebracdht hätten. Ich weiß ja, daß bier die Berhältniffe noch etwas 
anders liegen; immerhin beweift aber diefe Thatfache, daß prinzipielle Bedenken einem 
folden Schritte nicht entgegenftehen können. Da zu meiner Freude heute der Herr 
Zinanzminifter bier felbft am Regierungstifche fit, fo möchte ich ihn dringend bitten, diefe 
Frage doch noch mal in wohlwollende Erwägung zu ziehen. Denn bas bat ja fein 
Kommiffar im vorigen Jahre hier in Haufe erflärt, daß ber Herr Finanzminiſter 
auch die NRothlage als beftehend anerkennt und fehr gerne fie mildern möchte, wenn 
in feinen Kräften ſtände. Ach zweifle nicht, daß, wenn ber Herr Finanzwminiſter 
die ernfte Abficht hat, es ihm auch gelingen wird, einen Weg zu finden, vielleicht 
einen anderen, der beffer fein wird als ber von mir vorgefchlagene, aber boch einen 
Beg zu finden, um wenigftens einen Theil der berechtigten Klagen ber aus bem 
Civildienſt hervongegangenen Fyorftaffefforen zu mildern. 

Ich möchte dabei noch eine Meine Frage berühren. Wir haben in diefem Etat 
7 neue Oberförfterftellen. Wenn ic) mich nicht täufche, fo liegt e8 vielleicht auch 
um Interefſe der Verwaltung, die Zahl der Oberförfterftellen noch erheblich zu ver- 
mehren, und wenn das der Fall ift, dann möchte ich bitten, daß die Forſtverwaltung 
fih entichließt, die Vermehrung recht fchnell eintreten zu laffen, und ben Herrn 
Finanzminiſter bitte ich, diefer Vermehrung nicht entgegen zu fein, weil, wenn es 
auch nur ein Meines Mittel ift, e8 doch in etwas den Affefjoren bilft und wahr⸗ 
ſcheinlich doch auch zum Segen der Forftverwaltung felbft if. Ich zweifle ja nad 
den ausgezeichneten Worten, die wir von bem Herm Landwirthichaftsminifter vor- 
geftern hier gehört Haben, nicht im Geringften daran, daß ihm im höchſten Maße 
daran gelegen ift, materiell ebenfo wie nad) jeder anderen Richtung bin bie Lage 
feiner Forfibeamten möglihft günftig zu geftalten, und ich Hoffe, daß die beiden 
Herren Minifter, wenn fie ber Sade nochmals auf den Grund gehen, doch einen 
Weg finden werden, der wenigftens in etwas bie berechtigten Wünſche der Aſſeſſoren, 
die ans dem Eivildienft hervorgegangen find, in Erfüllung gehen läßt. 


(Bravo!) 


Abgeordneter Hofmann: Meine Herren, ich kann mich den eben gehörten Wun⸗ 
den nur durchaus anfchließen. Was die Entgegnung des Oberlandforftmeilters auf 
‚meine Anregung anlangt, fo Tann ich biefelbe doch als eine fachliche Widerlegung 
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nicht anerlennen. Er fagt, wo das Ausichreiben einer Stelle überhaupt einen Zweck 
hätte, da würbe fie ausgefchrieben, im übrigen nicht. Meine Herren, was ift nun 
der Zweck des Ausfchreibens? Jedem einzelnen Oberförfter die Gelegenheit zu geben, 
ſich an die betreffende Stelle zu melden. Wie aber kann die Forftverwaltung über- 
haupt wiffen, wenn eine Stelle frei wird, welche Beamten Luft haben, ſich dorthin 
zu melden? Auc bei fchlechten Stellen, babe ich vorhin ausgeführt, können per- 
fönliche Rückſichten maßgebend fein, fi an eine beftimmte Stelle zu melben, ent 
weber, weil der betreffende Oberförfter felbft aus dem Bezirk ftammt, oder feine Ge⸗ 
mahlin, oder weil er Belannte dort bat, oder aus einer Reihe anderer Gründe. 
Alfo ih meine, die Forſtverwaltung kann nicht überfehen, wer von den Oberföritern 
Luſt bat, an eine betreffende Stelle fih zu melden. Ich kann auch nicht einjehen, 
daß das Schwierigfeiten macht für die Forftverwaltung ſelbſt. Bei der Juſtiz⸗ 
verwaltung ift es burchgeführt, daB ſämmtliche Stellen an Landgerichten, Amts 
gerichten und Oberlandesgerichten, mit Ausnahme ber höheren Stellen der Präftdenten, 
ausgefchrieben werben. Meine Herren, wenn das bei einem Beamtenfland von mehr 
als 5000 geſchehen kann, dann kann es bei der Fyorftverwaltung, wo nur etwas über 
700 Oberförfter vorhanden find, erft recht gefcheben. Alſo ich kann meine Aus- 
führungen nicht als widerlegt erachten, fo lange mir nicht thatfächlich fachliche Gründe 
entgegengehalten werden. Im übrigen fprechen meine Ausführungen durchaus dafür, 
daß die Forſtverwaltung dazu übergehen möge, eutfprechend der Juſtizverwaltung, 
fämmtliche Stellen zur Ausjchreibung zu bringen. 

Bizepräfident des Stantsminifteriums, Finanzminifter Dr. 9. Miguel: Meine 
Herren, id möchte mir nur zwei Worte auf die Bemerkungen bes Herrn Abgeordneten 
Kraufe erlauben. Er wunſcht, daß, um die Karriere der Forſtaſſeſſoren zu verbefiern, 
ihnen wenigftens bei der definitiven Anftellung die diätarifche Dienftzeit angerechnet 
wird. Sch glaube nicht, daß ich dem verehrten Heren Hoffnung machen kann, baß 
das ausführbar if. Wir haben in allen unferen Refforts das Prinzip, daB bie 
diätarifche Dienftzeit bei den höheren Beamten nicht zur Anrechnung kommt, und es 
würde ganz außerordentlich weit gehende Konfequenzen baben und Berufungen be= 
rechtigter Art hervorrufen, wenn wir hier eine Ausnahme machen wollten. Wir haben 
ſchon Hier im Abgeordnetenhaufe bei vielen Reſſorts die Klagen über die ſehr ſchlechte 
Karriere und die fpäte definitive Anftelung gehört. Ich erinnere nur an bie langen 
Debatten über die Regierungsbaumeiſter. Es iſt faft in allen Reſſorts leider diefer 
Mebelftand mehr oder weniger noch vorhanden; es wird noch eine längere Periode 
geben, wo in manchen Berwaltungszweigen diefem Uebelftand nicht abgeholfen werden 
kann. Es kommt das ber aus dem falfchen Prinzip, welches in vielen preußifchen 
Berwaltungsziweigen lange geherricht bat, daß man, ich möchte jagen, mehr oder 
weniger jeden, ber ſich meldete, für diefen Dienft acceptirte, Ja, man bielt fi 
geriffermaßen fogar verfaffungsmäßig dazu verpflichtet in manden Refſſorts. In 
Folge deffen if in vielen Reſſorts zeitweife eine große Ueberfüllung eingetreten. Die 
etatsmäßigen Stellen konnten bdementiprechend nicht vermehrt werben; fo ergab ſich 
von ſelbſt eine Stofung des Avancements. Ich glaube, es giebt ebenjfo, wie das 
auch fchon in der Bauverwaltung gejchehen ift, fein anderes Mittel dafiir, als noch 
nachträglich die Zahl der Oberförfterftellen etwas zu vermehren. Wir find aber im 
Begriff, das zu thun. Wir haben im vorigen Sabre 17 neue Oberförftereien Treirt 
und in diefem Jahre 7. Ich babe demfelben Antrage entiprocdhen, weil ich aller- 
dings glaube, daß unfere Reviere theilmeife zu groß find, und daß es eine 
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falihe Sparfamkeit in manden Fällen ift, wenn man in biefer Beziehung zu fehr 
am Perfonal kargt. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Eine weitere Maßnahme aber, eine Ausnahmebeftimmung für biefe Forſtaſſeſſoren, 
deren Rage ich fehr bedaure, fcheint mir nach dem ganzen Syſtem unferer Verwaltung 
unausführbar. 


Meine Herren, wir haben auch in anderen Verwaltungen ganz ähnliches. Die 
Regierungsaffefforen werden jetst angeftellt als Regierungsräthe erft nach 10 Fahren, 
umd wir können berechnen, wenn das fo fortgeht, werden wir vielleicht auf 14 Jahre 
Iommen. Sa, fchledhter ftehen die Forſtaſſeſſoren auch nicht. 

(Zuruf rechts.) 

Es ift eine fatale Webergangsperiode, das gebe ich zu; in Zukunft wird das 
auch nicht wieder vorlommen; denn namentlid) auf das Drängen ber Tyinanz- 
verwaltung ift in allen Reſſorts für Unterbeamte, diätarifche Beamte und höhere 
Beamte doc eine gewiſſe VBefchränfung nad) Maßgabe bes ermittelten vermuthlichen 
Bedarfs eingetreten. Das war eine dringende Nothwendigkeit und gereicht denjenigen, 
die eine ſolche Karriere befchreiten, felbft zum größten Vortheil. Wenn dadurch bier 
und da ein außerhalb ber Verwaltung Stehender fi) unangenehmer berührt fühlt, 
fo it das immer noch beffer, als daß unfere Königlide Beamten felbft umzu- 
frieden find. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Nun werden wir ia gleich noch auf eine andere Yrage kommen, die Lage ber 
Törfter; fie wird noch viel fchlimmer geſchildert. Wir werben aber nadjweifen, daß 
namentlid die Motivirung des Antrags mit ben thatſächlichen Verhältniſſen in 
ſchneidendem Widerſpruch fteht. 

(Oh! ob! rechts.) 

Bräfident: Die Diskufflon it gefchloffen. Fit. 2 und Tit. 12 find bewilligt. 

Wir gehen über zu Tit. 2a. — Ebenfalls bewilligt. 

Dann kommen wir zu Tit. 3. Auf Anregung des Herrn Berichterſtatters 
ſchlage ih Ihnen vor, die Tit. 3, 4, 5, 6 und 7 in einer Diskuffion zu erledigen. 
— Dagegen erhebt fich fein Wiberfprud. Ich ftelle alfo diefe Titel zur Diskuffion 
mb außerdem den Antrag der Abgeorbneten vd. Arnim und Genofien auf Nr. 85 
der Druckſachen: 

Das Haus der Abgeordneten wolle bejchließen: 
in Erwägung, 
daß bie feitens der Königlihen Staatsregierung im Etat der Forft- 
* verwaltung pro 1898/99 für die Förfter vorgefchlagenen Gehaltsbezüge 
weder den Bedürfniffen noch den berechtigten Anfprüchen diefer Be- 
amten für entjprechend zu erachten find: 
die Königliche Staatsregierung aufzufordern, 
für den nädften Etat eine weſentliche Erhöhung diefes Einkommens 
vorzufehen, 
wu welchem ich bemerfe, daß er unzweifelhaft unter den 8 27 unferer Geſchäfts⸗ 
ordnung fällt, daher fiber ihn nur abgeftimmt werden kann nad) der Richtung bin, 
wenn etwa beantragt würde, über ihn zur Tagesordnung überzugehen, oder im Fall 
die Königliche Staatsregierung ihre Zuftimmung zu dem Antrage ausfpridt. Iſt 
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das nicht ber Fall, dann muß der Antrag, ehe über ihn abgeftimmt wird, erft an 
eine Kommiffion, vermuthlich die Budgetlommiffton, gehen. 

Ich ftelle alfo die genannten Tit. 3 bis 7 und den Antrag Nr. 85 der Drud- 
fahen zur Diskuſſion und ertheile da8 Wort dem Herrn VBerichterftatter. 

Berichterftatter Abgeordneter v. Bockelberg: Meine Herren, durch diefe Erlaubniß 
ift es mir möglich, über die drei hauptſächlichſten Kategorien der Unterbeamten, und 
zwar über die Königlichen Förſter, ferner über die Waldwärter und über die Yorft- 
hülfsauffeher Hinter einander Bericht zu erftatten. 

Zunächſt wende ich mid) zu den unter Tit. 3 etatsmäßig angeftellten 3461 
Königlien Förſtern. Die Königliche Staatsregierung hat, und zivar vielleicht auch 
in Folge der vielfachen Anregungen aus diefem Haufe in früheren Jahren, in diefem 
Titel eine Mehrforderung eingeftellt und bat auch nach zwei anderen Richtungen die 
Eintommensverhältniffe der Förſter gebeffert. Einmal ift bas bezüglich ihres Gehalts 
geichehen; die Königlichen Yörfter follen fortan 1200 bis 1600 Mark beziehen, 

(Auf rechts: Zu wenig!) 
gegen früher, wo fie fi) nur auf 1100 bis 1500 Mark ftanden. Es würde das 
alfo eine Erhöhung von 100 Mark Gehalt ausmachen. 
(Hört! Hört! links.) 
Es ift ferner eine Vermehrung der Förfterftellen eingeftellt, und zwar um 181, und 
es ift endlich auch Bedacht darauf genommen worben, die Rangklaſſe der Königlichen 
Förfter zu erhöhen. Sie find durch Kabinetsordre zu Subalternbeamten ziveiter 
Klaffe erhöht worden. Das Hat vielleicht Feine fo direkte Einwirkung auf ihre Ein- 
fommensverhältniffe, folange fie fih im Dienft befinden, aber wohl eine erhebliche, 
fobald e8 zur PBenfionsberechtigung kommt. Die Wirkung ift folgende. Die König- 
lihen Förfter können — ich rechne die gefammte Erhöhung mit hinein — jetzt 
erreichen ein hödhftes penfionsfähiges Einfommen von 1972,60 Mark gegen früher 
von 1687,80 Marl. Es würde das bedeuten, daß bie höchite Penfion jetst 1482 
Mark beträgt gegen früher 1266 Mark, aljo ein Mehr von 216 Marl. In der 
Kommiffion hat diefe Erhöhung des Gehalts Widerfprucd erfahren, das Heißt nur 
nad) der Richtung, daß fie nicht hoch genug bemeffen zu fein fcheint. 
(Sehr richtig! rechts.) 
Es ift demgegenüber feitens der Königlichen Staatsregierung auf ähnliche Beamten- 
fategorien 3. B. in ber Eifenbahnverwaltung verwiefen worden und endlich auch auf 
den Umftand, daß die Königlichen Hevierförfter — deren haben wir 176 im Etat — 
nur ein Gehalt von 1200 bis 1800 Mark beziehen und man im Bergleich zu ihnen 
den Sat von 1200 bis 1600 Mark für die Förfter als genügend bemeſſen betrachten 
müffe. Ob nun in ben betheiligten Kreifen eine Befriedigung erzielt worden if, 
darüber enthalte ich mich felbftverftändfich jeder Aeußerung. Ich Habe auch zu dem 
Antrage, der heute dem Plenum vorliegt, nichts zu bemerken, da er in der Kommilfion 
nicht vorgelegen hat. 

Ich wende mich nun zu ben zweiten etatSmäßig angeftellten Beamten, zu den 
Daldwärtern. Es giebt 338 Waldmwärter. Hiervon ift die größere Zahl, 261, voll 
beichäftigt, fie beziehen neben der Wohnung reipeftive neben dem Wohnungsgeldzufhuß 
400 bis 800 Mark. Die 77 nebenamtlich befchäftigten, die fi) hauptſächlich aus den 
beſſeren Holzhauern rekrutiren, beziehen Zulagen zwifchen 36 und 350 Marl. In 
der Kommiffion hatte man die Empfindung, daß in dieſen Kreifen vielfah Mangel 
herrſche und fie nicht genügende Einkommensbezüge empfingen. 


— 191 — 


Hauptſächlich aber entfpann ſich eine lebhafte und eingehende Erörterung ber 
Eintonimensverhältniffe der dritten Kategorie, die Sie unter Tit. 7 aufgeführt finden, 
der Forfthülfsauffeher. Bekanntlich erhalten diefe, nachdem fie ihren Forſtverſorgungs⸗ 
ihein erbient haben, als nicht etatSmäßige Beamten Zulagen in Form von Diäten, 
und zwar betragen biefe 78 Mark, fie fteigen auf 84 und fchließlih auf 90 Mark 
pro Monat. Der Etat hat bier eine Beſſerung vorgeſchlagen, indem nämlich dieſe 
Steigerung in den Diäterffägen nicht wie früher von drei zu drei Jahren, ſondern 
vielmehr jet von zwei zu zwei Jahren erfolgen foll. 


Die Klagen diefer Hälfsauffeher richten fi) hauptſächlich auf eine zu fpäte etats- 
mäßige Anftellung. Sie Hagen, zu lange barauf warten zu müffen. Dagegen läßt 
ich ja freilich nur antworten, daß ihre etatsmäßige Anftellung abhängig bleibt von 
der Balanz in ben Stellen der etatsmäßigen Forſtbeamten. Da zeitweife nun ein 
großer Andrang zu diefer Karriere flattgefunden hat, fo find eben die Berhältniffe 
bezüglich diefer Forderung gegenwärtig verhältnißmäßig recht ungünftige. 


Die Klagen der Forſthülfsaufſeher richten fich auch noch gegen ein Zweites, und 
zwar gegen den Mangel der Penfionsberehtigung. Sie fagen, es fei ein uner- 
träglicher Zuftand, daß fie keinen Rechtsanſpruch auf Penfion hätten. Die Kommiffion 
hat fi) eingehend mit diefer Frage beſchäftigt, und auch die Königliche Staatsregierung 
bat Hier eine ausreichende Antwort ertheilt. Ich muß darauf einen Wugenblid ein- 
geben. 

Meine Herren, die Folgen einer Dienftunbrauchbarfeit nad zwei Richtungen 
mäffen unterfchieden werden. Einmal kann diefe Dienftunfähigfeit eintreten in Folge 
von Unfällen. Wenn dies zutrifft, fo regelt das Unfallftrforgegejeg von 1887 
für Beamte die Entſchädigungspflicht, die in allen Fällen mindeftens ebenfo hoch ein- 
tritt als allen übrigen Staatsbürgern gegenüber. Es findet nicht bloß eine Ent- 
ſchädigung für die von Unfall Betroffenen ftatt, jondern auch für die Relikten der⸗ 
jelben, und zwar auch wiederum mindeftens in berjelber Höhe, wie das Unfallgeſetz 
es vorjchreibt. Hiervon ift zu unterſcheiden die Dienftunbraucdhbarleit in Folge von 
Krankheiten. Hier allerdings hat der Beamte feinen Entichädigungsaniprudy; aber 
nad) 8 2 Abſatz 2 des Penfionsgefetes Tann die Berwaltung in allen Fällen eine 
entfprechende Entfchädigung eintreten laffen, und, wie wir erfahren haben, wird fie 
diefe auch in allen Fällen, und zwar in derfelben Höhe, als ob die Beamten etats- 
mäßig angeftellte Beamte wären, feſtſetzen. Auch findet diefe Bemeffung der Ent- 
ſchädigung nad) dem eben citirten Paragraphen für die Relikten ftatt, fo daB alfo 
auch diefer Beſchwerdepunkt hinfällig wird. Es Tann ſich höchftens um den mangeln- 
den Recht s anſpruch handeln; aber über diefen jcheinbaren Mangel war die Kommilfion 
doch einig, daß eim Unterfchied gerade bei der Klaffe der Forftbeamten gegenüber allen 
übrigen nicht etatSmäßig angeftellten Staatsbeamten nicht berechtigt fei, und die 
Kommiffion erfennt an, daß alfo nad) diefer Richtung hin fomohl, ſoweit e8 fich um 
Tienftunbrauchbarfeit in Folge von Unfällen handele, als auch, ſoweit e8 fih um bie 
Dienftunfäbigleit in Folge von Krankheiten handele, genügend geforgt fei. — Im 
Uebrigen bat aber die Forfiverwaltung anerkannt, daß vielfach Befferungen in ben 
Berhältniffen erwünfcht wären, und daß fie auch beftrebt fei, diefelben überall, wo es 
angängig ift, eintreten zu laffen. Natürlich könne fie aber nicht fo weit gehen, alle 
die Wünfche, die in die Deffentlichfeit drängen, auch bier an das Hohe Haus getreten 
feien, in allen Theilen zu befriedigen. 
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Abgeordneter v. Waldow: Meine Herren, eigentlich) wollte der Herr Abgeordnete 
dv. Ploe heute an meiner Stelle hier fprechen. Derſelbe ift aber bringenb verhindert, 
und baber babe ich e8 übernommen. 

Bereit8 im vorigen Jahre habe ich die Aufgabe gehabt, im Auftrage meiner 
Fraktion bier unfere Stellung ber Förfterfenge gegenüber Tarzulegen. Ich habe 
Ihnen damals gezeigt, daß die beredhtigten Wünfche diefer Beamten befonders in 
einer Gehaltserhöhung, in der Regulirung ber Frage ihrer Dienftländereien liege, 
und befonders auch, daß ihr Wunſch dahin ginge, daß fie, was damals noch nicht 
der Fall war, in die Klaffe der Subalternbeamten einrangirt würden. Bezüglich der 
Forftauffeher babe ich Ihnen damals ausgeführt, daß ihre Beſchwerden ebenfalls in 
ben Einfommensverhältniffen und in den Verhältniſſen, die bezliglich ihrer Wohnungs: 
frage obwalten, begründet feien, ganz bejonders aber darin gipfelten, daß ihre etats- 
mäßige Anftellung fid) jo außerordentlich verzögert. 

Es ift damals feitens des Negierungstifches zu diefen meinen Ausführungen die 
volle Zuftimmung ertheilt und auch die wohlwollendfte Erwägung berfelben in Aus- 
fit geftellt worden. Nun ift inzwiſchen durch Allerhöchſte Kabinetsorbre die Ein- 
rangirung der Förfter in die Klaffe der Subalternbeamten zweiter Klafje erfolgt, und 
die TFörfter fühlen fich hierdurch zu ganz befonderem Dank verpflichtet. Wenn man 
nun aber den Etat in die Hand nimmt, fo findet man, daß der metallifche Nieder: 
ſchlag, welchen das Wohlwollen von Seiten des Negierungstifches ergeben bat, doch 
nur fehr ſchwach und dünn ausgefallen if. Während bisher die Förfter ein Gehalt 
hatten von 1100 bis 1500 Mark, ift baffelbe im diesjährigen Etat auf 1200 bis 
1600 Mark aufgebeffert worden. Wenn man demgegenüber in Betracht zieht, daß 
das Höchftgehalt erft nach) einer etatSmäßigen Dienftzeit von 21 Jahren erreicht wird, 
das heißt unter ben heutigen Berhältniffen: wenn die Leute ein Alter von 65 Fahren 
und mehr erreicht haben, fo kann man fi dem Eindrud nicht entziehen, daß mit 
diefer Maßnahme den berechtigten Wünfchen nicht Rechnung getragen worden ifl. 

(Sehr richtig!) 

Deswegen, meine Herren, haben wir den Ihnen unter Ar. 35 der Druchkſachen 
vorliegenden Antrag geftellt und empfehlen bdenfelben dringend Ihrer einflimmigen 
Annahme. 

Es ift ja außerordentlicd) fchwierig, wenn man auf die Berhältniffe der einzelnen 
Beamten eingeht, Vergleiche zu ziehen zwifchen einer Beamtenlategorie und einer 
andern — e8 wird ja dieſes Berfahren von den Beamten vielfach ſelbſt für gut 
gehalten und gewählt —; abgr «8 ift unter allen Umftänden ſchwierig und unzu- 
treffend, und ganz befonders iſt e8 bei den Förftern unzutreffend, deren Lebens⸗ 
bedingungen doch im Großen und Ganzen abfolut andere find, als die der meiften 
anderen Beamten. Es bat ſich nun leider in diefer Beziehung eine Agitation gezeigt 
in Zeitfhriften u. f. w., deren Ton wir von unferem Standpunkt aus durchaus 
mißbilligen muſſen. Ich hoffe und bin. davon überzeugt, daß hinter dieſem Ton 
nicht das Groß der Yörfterfchaft fteht, fondern daß es nur einzelne Leute find, welche 
diefen Ton angefchlagen und in die Blätter hineingebracdht haben. Sie haben damit 
dem Törfterftande durchaus feinen Dienft erwiefen. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Es ift dies eine Agitation, die bes Förfterfiandes durchaus unwürdig ifl, und die den 
Traditionen, welche bisher in biefem Stande geherrfcht haben, nicht entſpricht. 
. (Sehr richtig! rechts.) 
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So unangenehm uns nun aber auch diefer Ton und die Uebertreibungen, die vielfach 
in den Artifefn und auch theilweife in einzelnen an uns gelangten Petitionen vor- 
famen, berühren, wenn aud) Redewendungen wie „dabei mäffe man bie Freudigkeit 
des Dienftes verlieren” und ähnliche uns nicht wohlgefallen können, fo haben wir 
und doch für verpflichtet gehalten, die thatfächlichen Berhältniffe ohne Anfehung biefes 
zu prüfen, und wir find da zu dem Refultat gelommen, daß doch wohl bie pefmiäre 
Lage der Förſter von Seiten ber Forſtverwaltung nicht voll gewürdigt ift, fo, wie 
wir e8 wohl gemünfcht hätten. Auch glauben wir, daß die Forftverwaltung vielleicht 
beſſer gethan hätte, wenn fie biefen Berhältniffen früher, als es jetzt gefchehen ift, 
Rehnung getragen hätte. — Wir verfenmen ja nicht, daB das Leben, welches ber 
Foͤrſter führt, in vielen Beziehungen ein angenehmeres und gefünderes ift als bas 
anderer Beamtenfategorien. Er braucht nicht ben ganzen Tag am Schreibtifch zu 
fiten und Altenſtaub einzuathmen, braucht auch nicht, wie die Eifenbahnbeamten, ſich 
den Unbilden dieſes Berufes auszufegen; er iſt in der Zeitbeſtimmung und Ber- 
fügung über feine eigene Perfon freier als andere Beamte, und dergleichen mehr; 
das geben wir vollftändig zu. Aber der Forſtdienſt verlangt Förperlich durchaus ge- 
Rählte, gewiflenhafte und treue Männer, ebenfo und faft noch mehr als andere Be- 
rufe. Es möüfjen Leute fein, die ihren Dienft in voller Berufsfreubdigfeit thun, und 
die au) dann, wenn das Auge des Vorgefetsten nicht immer über ihnen wacht, was, 
mie e8 in der Natur der Sache liegt, nicht fortgefegt möglich ift, anftandslos ihren 
vollen Dienft thun, die von Liebe zu Wald und Wild befeelt find. Solche Leute 
müffen wir haben. In Betracht zu ziehen ift auch die Erheblichleit der Werthobjelte, 
welche der Beauffichtigung biefer Beamten unterftellt find. 

Wir haben an unfern Förftern ein fehr gutes Material, wie wir es uns faum 
beffer wünfchen können. Sollten fid) die Perhältniffe im Forſtfach aber weiterhin 
nicht anders geftalten als jett, fo ift zu befürchten, daß der Andrang biefes guten 
Materials, das jet aus Tradition, aus Liebe zu Wild und Wald fih dem FFörfter- 
beruf widmet, fich von diefem Beruf abwendet und zu anderen übergeht. Und, meine 
Herren, daß die Leute dort mit ihren Borlenntniffen und ihrer Intelligenz vielfach 
mehr erreichen würden als zur Zeit im örfterftand, das unterliegt, glaube ich, gar 
feinem Zweifel. 

Es Liegt deshalb nad) unferer Anficht dringend im Intereſſe unſeres Staates, 
daß daflte Sorge getragen wird, daß gerade dieſes Material dem Walde erhalten 
werde. Deswegen muß ihre materielle Lage fo geftaltet werden, daß bie jungen 
Leute im Stande find, ohne Sorgen für ihre fpätere Zukunft ihrer Paifion für den 
Törfterberuf zu folgen, daß der Yörfter mit forgenfreiem Herzen feinen Sohn wieder 
den Beruf ergreifen laſſen Tann, ben er und vielleicht fein Vater und Großvater 
gehabt Haben. 

Wir haben, wie gefagt, aus allen diefen Erwägungen heraus den vorliegenden 
Antrag geftellt und bitten Sie, fi) durch den Umftand, daß bei Annahme deſſelben 
diefer Titel in die Budgetlommiffion zurückgehen müßte,. nicht beeinfluffen zu laffen; 
denn die Berathung diefes Gegenftandes wird doch fo wenig zeitraubend fein, daß Die 
übrige Etatsberathung kaum dadurch geflört werden dürfte. 

Die Wunſche der Förfter, wie fie in Beziehung auf ihre GehaltSverbefferung 
bervorgetreten find, find ja ganz außerordentlich verſchieden; fie fehießen theilweife 
weit über das Ziel binaus, während auf der anderen Seite Forderungen an mid 
berangetreten find, welche ber Billigkeit wohl durchaus entiprechen möchten. Wir 
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ſehen nun von Seiten meiner Partei davon ab, der Königlichen Staatsregierung 
ſchon jett in dieſer Beziehung beftimmte Borfchläge zu machen und beftimmte For⸗ 
derungen zu ftellen; wir überlaffen e8 vielmehr ihrem eigenen Ermefien, ob fie bie 
von uns gewünfchte Aufbefferung in Form einer Gehaltszulage geben will oder als 
Dienftaufwand oder wie fonft. Ermwünfchter würbe e8 fein, wenn bie Aufbeflerung 
in der Form einer Zulage zum Gehalt gegeben würbe, da dieje bei der Penftonirung 
dem penfionsfähigen Einkommen zugerechnet würde. 

Bei diefer Gelegenheit möchte ich auch der Königlichen Staatsregierung zur Er⸗ 
mwägung anheim geben, daß e8 der dringende Wunfch der Förſter tft, daß ihnen ihr 
Dienftland mit einem gewiffen Sate bei der Penfionirung angerechnet werde, wie es 
auch z.B. bei den Lehrern geichieht. Dem Einwurf, daß die Berhältniffe in Preußen 
in Bezug auf die Dienftländereien fo verſchieden lägen, daß ſich das ſchwer durch⸗ 
führen ließe, muß damit entgegengetreten werden, daß ein für allemal, ob viel ober 
wenig Dienflland vorhanden ift, ein angemeffener feftfiehender Sat für die An- 
rechnung der Landnutzung auf das penfionsfähige Dienfteinlommen zu Grunde gelegt 
würde. 

Ich komme jett auf bie Forfihülfsauffeher zu fprecdhen. Der biesjährige Etat 
bat denfelben infofern eine fehr wefentliche und dankenswerthe Verbefferung gebracht, 
als das Aufrüden von einer Altersftufe in die andere jest nicht mehr in breis, 
fondern in zweijährigen Zwiſchenräumen erfolgen fol; das ift gewiß für bieje Be⸗ 
amten fehr erfreulih. Aber ich gebe doch immerhin zu bebenfen, daß die geringften 
Säte nur wenig über die Säte hinausgehen, welche in gemwiffen Gegenden, wo hohe 
Löhne find, fleißige und intelligente Waldarbeiter unter Umftänden zu verdienen im 
Stande find, und ich gebe weiter zu bebenfen, daß die Beamten erft im Alter von 
36 und 38 Jahren praeter propter in ben Genuß bdiefer Nemuneration kommen. 
Da find wir doch der Anficht, daß es fehr erwünſcht wäre, wenn auch bier etwas 
höher gegriffen werden könnte. Zu meinem großen Bedauern finde ich, daß im Etat, 
entgegen unferen vorjährigen Wünfchen, auch diesmal nichts fteht für die Anbahnung 
einer Verbeflerung der Wohnungsverhältniffe der Forfthilfsauffeher. Ich habe mid} 
im vorigen Jahre bier des weiteren eingehend darüber verbreitet, wie gerade die 
Forftauffeher dur) das Fehlen von Wohnungen in ihrem Dienft, ich möchte faſt 
fagen, fehr gefährdet find. Denn es giebt fehr oft Verhältniffe, wo fie gezwungen 
find, unter einer Bevölferung Wohnung zu nehmen, mit ber fie in ihren bienftlichen 
Berhältniffen fehr leicht und fehr häufig in Konflikt geratben. 

Der Herr Oberlandforftmeifter hat mir im vorigen Jahre darauf geantwortet, 
nad einer überjchläglichen Berechnung wirben dazu ungefähr 20 bis 30 Millionen 
Mark erforderlich fein. Ja, meine Herren, wir verlangen aud) nicht, daß nun mit 
einem Mal im ganzen preußifchen Staat Wohnungen für die Forfthiülfsauffeher ge- 
baut werben; aber ich möchte doch jehen, daß darin vorgegangen und der Sache all» 
mählich eine andere Wendung gegeben wird. Der Schwerpuntt der Beſchwerden und 
Bedrängniffe ber Forfthülfsauffeher liegt aber unzweifelhaft in den augenblidlich jo 
außerordentlich ungünftigen Anftelungsverhältniffen. Ich werde nicht näher darauf 
eingeben, fondern will nur erwähnen, daß bie Bfamten, wie gefagt, 45 Sabre alt, 
diejenigen, die im vorigen “Jahre den Forftverforgungsichein erhalten haben, vielleicht 
noch älter werben, ehe fie zur etatsmäßigen Anftellung gelangen. Der Grund bafür 
ift die große Zahl der vorhandenen Anwärter, und id) habe mid) aus dem Protofoll 
der Budgetlommiffion überzeugt, daß dies feinen Grund hat in der Entwidelung, die 
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die Sache während ber leisten Kahrzehnte genommen hat. Um fo dankenswerther 
und erfreulicher ift e8, daß der Etat 126 neue TFörfterfiellen vorfieht. Allerdings 
glaube ih, daß bdiefe 126 Forſterſtellen nur ein Zropfen auf den heißen Stein find 
gegenüber dem Bedurfniß. Aber ich gebe auch andererfeitö gern zu, daB der Staat 
nicht über das forftliche Bebürfniß hinaus Förfterftellen Freiren kann. 

Sehr banfenswertb ift e8 ferner, wie, ber Oberlandforftmeifter in der Budget⸗ 
fommiffion, wie id) glaube, gefagt hat, daß die Annahme der Lehrlinge auf jährlich 
200 beichränkt worden if. Ehe diefe Maßregel aber ihre Wirkung geübt haben wirb, 
wird noch manches Fahr ins Land geben; und da ift zu überlegen, was heute zu 
tbun, wie jetzt zu helfen if. Ich werde mich darüber ganz kurz auslaffen und als 
erften Punkt hier nennen, daß e8 fehr wünfchenswerth wäre, wenn die Sefretärftellen 
der Oberförftereien etatSmäßig gemacht werden würden. Es würde damit ein 
doppelter Zweck erreicht werden: einmal würbe eine Anzahl neuer TFörfterftellen ge- 
ichaffen werben, und andererfeitS würde dadurch eine erhebliche Erleichterung ber 
Oberförſter herbeigeführt werben ſowohl in ihren pekuniären Berhältniffen als in 
ihren gefchäftlichen Beziehungen. Jetzt wechſeln die Oberförfter fortgefegt mit ihren 
Sefretären; fie kriegen junge Leute, bie fie erft anlernen müffen; diefelben belaften 
ihr Schon nicht hoch bemeifenes Budget für Dienftloftenaufwand ganz erheblich, ſodaß 
vielfach, für die nothwendige Haltung von Pferd und Wagen nur wenig übrig bleibt. 
Andrerfeits find die Oberförfter dadurch, daß fie nicht in der Lage find, Jahre ang 
denjelben erfahrenen Sekretär zu behalten, ganz außerordentlich an den Schreibtifch 
gefeifelt und können fich nicht fo viel, wie e8 nothwendig und wünjchenswerth wäre, im 
Balde bewegen und aufhalten. Im vorigen Jahre hat uns der Herr Ober⸗ 
landforftmeifter in biefer Beziehung gejagt, die MWohnungsfrage würde immerhin 
einige Schwierigkeiten bereiten. Ich kann das nicht fo unbedingt zugeben. Die 
Oberförftereien find meiftentheils in Ortfchaften, wo es doch ben Sekretären in den 
meiften Fällen möglich fein wird, ſich verhältnißmäßig leicht Wohnungen zu ver- 
ſchaffen. 

Ein zweiter Punkt, der von den Foͤrſtern dringend gewünſcht wird, iſt der, daß 
ihnen die Möglichkeit eröffnet wird, bei der Ausſichtsloſigkeit, im Forſtdienſte ber 
Ihäftigt zu werden, in andere Branchen überzugehen. Es ift bie ein Wunſch, den 
ih dringend befürworten möchte. Es ift ja nicht nothwendig, daß diefe Erlaubniß 
ein für alle Mal gegeben würde; fie könnte vorläufig gegeben und wieder zurüd- 
gezogen werben, fobald fich die Berhältniffe günftiger geftalten. Ich glaube, daß fich 
die andern Behörden auch bereit finden laffen würden, berartige Anwärter anzunehmen. 
Ein fchlechtes Geſchäft würden fie zweifellos dabei nicht machen; fie würden tüchtige 
und intelligente Leute für ihren Dienft gewinnen. 

Der letzte Punkt, den ich in diefer Beziehung erwähnen möchte, ift der Wunſch 
der Förfter, daß ihnen ihre biätarifche Beichäftigung fiber das 16. Dienftiahr hinaus 
auf ihre Altersfiufenbemeflung angerechnet werde. Ich muß diefen Wunſch auch für 
gerechtfertigt halten. Es würde damit nur eine Uebereinftiimmung mit andern Be⸗ 
amtenklaſſen herbeigeführt werden. Die Belaftung der Staatslaffe daraus würde 
gewiffermaßen nur eine vorübergehende fein; denn fie würde ſich fofort vermindern, 
ſowie ber Beharrungszuftand eingetreten fein würde und die augenbfilflih ungünftigen 
Berhältniffe ſich wieder ausgeglichen haben. 

Nun fomme ih auf einen andern Punkt zu fpredien, auf die Trage, die auch 
ſchon der Herr Referent berührt hat, der Weliktenverforgung und der Berforgung 
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dei vorlommender Invalidität. Es ift richtig: auf die Forſtbeamten treffen ja die 
Bellimmungen des Unfallgefetes zweifellos zu, nicht aber gültig ift für 
die Forftbeamten das Alters- und Invaliditätsgeſetz. Die Sache liegt fo, daß, wenn 
Yurd einen Unfall der Dann ums Leben fommt ober beſchädigt wird, er aus dem 
Unfallgefetz entichädigt wird. Ich bin mir aber fehr zweifelhaft, ob ein Förſter, der 
dur einen Wilddieb erfchoffen wird, unter das Unfallgeſetz zu ftellen wäre. 
Guruf.) 

— Nun, dann iſt dieſes eine Bedenken hinfällig. 

Jedenfalls liegt die Sache aber anders, wenn der Förſter im Dienſt invalide 
wird oder ſtirbt. Dann iſt er im Falle der Invalidität und im Falle ſeines Todes 
feine Wittwe und feine Kinder lediglich auf das Wohlwollen der vorgeſetzten Be- 
hörde angewieſen. 

Es ſind dies Verhältniſſe, welche dringend der geſetzlichen Regelung bedürfen, 
und ich möchte darauf erneut das Augenmerk der Königlichen Staatsregierung 
lenken. Bei anderen Beamten iſt das ja allerdings ebenſo, aber dort nicht ſo dringend, 
da die Beamten früher in das etatsmäßige Amt kommen als die Förſter. 

Dann komme ich zu der dritten Kategorie, zu den Waldwärtern. Die vollbe— 
Thäftigten Walbwärter erhalten, wie wir gehört haben, ein Gehalt von 400 bis 
800 Marl. Die Königliche Staatsregierung hat bereit im vorigen Jahre hier an- 
erkannt, daß dieſe Säte zu niedrig find, und daß diefe Leute vielfach mit wirklicher 
Noth zu kämpfen haben. Ich bedauere e8 ganz außerordentlich, daB der diesjährige 
Etat nichts zur Verbefferung der Lage biefer Waldwärter gebracht Hat. 

Nun komme id) auf einen anderen Punkt. Es ift vorgeftern Hier die Frage 
der Theilnahme der TFörfter an den Jagden angefchnitten worden. Ich ftehe auf 
dem Standpunkt, daß ich es für durchaus wünſchenswerth halte, daß die Förfter an 
den Jagden theilnehmen. Nach meiner Kenntniß der Forftverhältniffe, die ziemlich 
genau ift, da ich vielfach in Berührung mit dem Forftperfonal komme, geſchieht das 
auch überall: die Förſter haben ben Abſchuß des Raubzeuges, fie haben den 
Krammetsvogelfang den Abſchuß der Schnepfen, Enten u. f. w. Zur Ausübung 
der Niederjagb werben fie Tiberall herangezogen; ich wüßte auch nicht, mie bie 
Oberförfter ihre Jagden geben follten, wenn fie das Forſtperſonal nicht beran- 
zögen. Diefe Klagen beziehen fi) auf etwas anderes: auf die Reviere, wo 
Rothwildftand ift und bie Förſter wünſchen, daß ihnen der Abſchuß diefes Wildes 
überlaffen wird. Ich ſtehe aud bier auf dem Standpunkt, daß es durchaus 
wünfchenswerth ift, daß bei großen Rothwildftänden, um die Liebe zur Jagd und 
zum Wildftand zu erhalten, ihnen der Abſchuß einiger Stüde geftattet wird; aber in 
diefer Beziehung generelle Beftimmungen zu erlaffen, halte ich für abfolut unmöglid; 
es muß dem Leiter der Jagd, dem Oberförfter, unter allen Umftänden überlafjen 
werben, wie er feinen Abſchuß ausführen laffen will. 

Nun hat der Herr Abgeorönete Rickert vorgeftern gefagt — ich habe den Aus: 
drud nicht genau aus den Zeitungen Eonftativen fünnen —, bie Förſter wären auf 
der Jagd gewiffermaßen Diener. Ich verftehe nicht, wie der Herr Abgeorönete 
Nidert das gemeint bat. Ich komme häufiger auf Oberförfterjagden und habe immer 
nur gefunden, daß die Behandlung der Förfter durch die Oberförfter eine burchaus 
bhöfliche und angemeffene if. Die Förfter find die Untergebenen der Oberförfter, und, 
wenn biefe Ießteren zu ihnen im bienftlichen Tone fprechen, fo ift das durdaus in 
der Ordnung. Wenn etwa mit dem Wort „Diener“ gemeint fein foll, daß die 
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Zörften, wenn in ihren Beläufen gejagt wird, die Arrangements zu leiten und audy 
mal bie Treiberwehr zu führen haben, fo ift das nad meiner Meinung ihre Pflicht 
und Schuldigkeit, und, wenn fie ſich dagegen auflehnen, fo ift das ganz ungehörig. 
Wir vertreten in jeder Weife die berechtigten Intereſſen der Förfter, aber nicht in 
dem Sinne, wie der Herr Abgeordnete Ridert neulich das Wort „Diener“ bier 
hineinwarf. Dieſer Wind weht uns zu fehr aus Norboft. 

(Lebhaftes Bravo rechts.) 

Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten Yreiberr v. Hammerfiein: 
Beine Herren, im Hohen Haufe ift wiederholt vom Regierungstifch die Erflärung abge 
geben, daß beim nächften Etat die Frage in ihrer Gefammtheit einer gründlichen Prüfung 
unterworfen werben folle, ob und bei welchen Kategorien von Unterbeamten nod) das 
Bedürfniß nad) Aufbefferung des Gehalts vorliegt. Diefe Erklärung bezieht fi) auch 
auf die königlichen Forſtunterbeamten, und, wenn in biefem Jahre diefen ſchon vorab 
eine Gehaltserhöhung um 100 Mark zu Theil geworben ift, fo ift damit nicht aus» 
geiprochen, daß hierdurch ſchon die Frage entichieden fei, ob und in welchem Umfange 
bei der generellen Prüfung der Aufbefferung größerer Kategorien von Unterbeamten 
fe nit noch eine weitere Berückſichtigung finden müſſen. 

(Hört! Hörtl) 

Im Gegentheil, daß in diefem Jahre die Erhöhung für die Forftbenmten eingeftellt 
it, beweift, daß mit befonderem Wohlwollen die Staatsregierung fi) der Gehalts- 
aufbefferung der Förfter angenommen hat. Denn darüber befand fein Zweifel, daß, 
wenn man die gegenwärtig in Frage ftehende Aufbeflerung eintreten laffen würde, 
daraus bedenkliche Konfequenzen für andere Kategorien von Unterbeamten nicht ge» 
zogen werden könnten, und allein diefem Umftande ift e8 zu danken geweſen, daß die 
Finanzverwaltung fich bereit erflärt hat, diefe Erhöhung ſchon in biefem Jahre zu 
gewähren, und daß fie anbererfeits fich bereit erflärt bat, bei der für den nächſt⸗ 
jährigen Etat vorzunehmenden Prüfung, ob und welde Kategorien von Unter⸗ 
beamten eine weitere Gehaltserhöhung erfahren follen, auch bie Trage erneut in Er⸗ 
wägung zu nehmen, ob die gegenwärtig den Förftern zugebilligte Gehaltserhöhung 
ausreichend fei oder nicht. 

Alfo, meine Herren, ich kann nicht anerkennen, daß aus diefer Vorlage eine Be- 
nachtheiligung der Yorftbeamten zu befinden ift. Im Gegentheil; ich habe feftgeftellt, 
daß durch dies Vorgehen eine befonders wohlwollende Berüdfihtiguug der Intereſſen 
der unteren Forſtbeamten zu erlernen ift, weil fie, ohne daß auch andere Unter⸗ 
beamtenfategorien betheiligt find, ſchon mit einem Theil ihrer berechtigten Forderun⸗ 
gen in dieſem Sabre berüdfidhtigt werden jollen. Im Uebrigen werden fie ſich ver- 
tröften müffen — wie alle übrigen Unterbeamten — auf die Regelung ber Ber- 
hältniffe im nächſten Jahr. 

Deine Herren, unbedingt muß der Grundſatz aufrecht erhalten werden, bei der 
Gewährung von Gehaltserhöhungen die Berhältniffe aller gleichartigen Kategorien 
von Beamten zu prüfen und eine gleiche Berücfichtignng zu gewähren. Ich glaube, 
die Königliche Staatsregierung befindet ſich mit biefem Grundfag in vollem Einklang 
mit diefem Hohen Haufe. Es würde doch höchft bedenklich wirken, wenn man von 
biefem Gefichtspunft abgehen wollte. Denn die Rüdwirtung auf andere Beamten« 
tategorien it unvermeidlih. Wenn man einzelne herausgreift, jo erregt man große 
Unzufriedenheit bei allen nicht berüdfichtigten gleichartigen Kategorien. Andererfeits 
muß man aber auch die Konfeguenzen des Vorgehens für die Benmtenaufbefferung 
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im Reiche und vor allem bei den Kommunalverbänden prüfen. Denn Reich und 
Kommnnalverbände müffen bei der Gewährung von Gehaltsaufbefferungen doc im 
Weſentlichen folgen dem Borgehen eines größeren Staates wie Preußen. Auch darin 
bin ich der Zuftimmung des Hohen Haufes gewiß. 

Meine Herren, den Ausführungen des Herrn Vorredners über bie bebenfliche 
Agitation, die augenblidlih in den forflliden Unterbeamtenfreifen ftattfindet, kann id 
mid in vollem Umfange anjchließen. Ich fchließe mich der Erflärung an, die Herr 
Graf Limburg-Stirum bei der Generalbebatte abgegeben hat, welche befagt: 

Daß man bei der Forſtverwaltung den Fyörftern eine Zulage von 100 Marl 
gegeben und eine Anzahl neuer Stellen gegründet hat, damit find wir fehr 
einverflanden. Denn von meinen politifchen Freunden ift den Yörftern, einer 
Klaffe zuverläffiger, tüchtiger Leute, immer Wohlwollen entgegengetragen 
worden, und wir werben auch bereit fein, wenn es irgend möglich ift, ihre 
berechtigten Wünfche auch ferner zu unterftüten. Ich Tann aber nur bier 
fagen, daß dieſe Vereitwilligfeit unfererfeitS noch mehr gefleigert werden und 
in immer höherem Maße fich bethätigen wird, je weniger bie Wunſche in 
agitatorifcher Weife vorgetragen werden. Das ift eine Bemerkung, die ich 
nicht allein den Förſtern gegenüber, bei benen die Agitation nicht fo fehr 
bervorgetreten ift, als aud fir andere Beamte machen muß. 

Meine Heren ich kann nur Wort für Wort unterfchreiben, was ber Herr Graf 
Limburg-Stirum gefagt hat; ich werde aber gleich den Herm Oberlandforftmeifter 
bitten, eine Heine Aehrenlefe zu geben von dem, was in Fachſchriften in den Kreifen 
ber Förfter jet an Agitation geleiftet wird. 

Ich richte an das Hohe Haus die Bitte, die Staatsregierung in dem ernften 
Willen, eine firenge Disziplin in unferm tüchtigen, zuverläffigen Forſtbeamtenſtande 
aufrecht zu erhalten, thunlichft zu unterftigen. Ich bebauere fagen zu müffen, daß 
Aeußerungen, wie fie geftern auf jener Seite bes Haufes von dem Herrn Abgeord- 
neten Ridert gefallen find, nicht allein feine Unterftügung nach diefer Richtung Hin 
find, fondern daß fie geeignet find, die Unzufriedenheit unter ben örftern und die 
Subordination ihren Vorgeſetzten gegenüber zu fleigern. 

(Sehr richtig! rechts.) | 
Die Staatsregierung iſt gewillt und hat, glaube ich, den Beweis dafür erbracht, ben 
Forſtbeamten dasjenige zu gewähren, was fie mit Nüdficht auf ihre dienftliche Stel- 
fung, auf ihre Leiftungen, anderen Beamtenkategorien gegenüber zu beanfpruchen be 
rechtigt find. Aber die Staatsregierung verlangt auch, daß die Beamten das bleiben, 
was fie bisher waren: ein treuer, zuverläfftger Beamtenftand, in den fein Geift der 
Uuzufriedenheit eindringt, und daß die Beamten voll an altpreußifcher Tradition fefl- 
haltend, wie das bisher der Fall gewefen ift, treu ihre Pflichten erfüllen und ſich 
fireng innerhalb ihrer dienftlihen Stellung ihren Vorgefetten unterordnen. Sollten 
die Erfcheinungen, die jet anfangen, in immer verflärfterem Umfange bervorzutreten, 
einen bedenflichen Umfang annehmen, follten in einzelnen Fällen erweisliche That: 
ſachen vorliegen, aus benen hervorgeht, daß die Beamten ihre Pflicht verfäumt, bie 
Subordination verlegt haben, fo fteht der Königlichen Staatsregierung auf Grund 
ber beftehenden Geſetzgebung und der fonftigen maßgebenden Beſtimmungen die volle 
Machtbefugniß zur Verfügung, um gegen folde Ausichreitungen mit Ernft vorzu⸗ 
geben. Ich kann und muß die ganz beftimmte Erflärung in Webereinftimmung mit 
allen fibrigen Reſſortchefs abgeben, daß die Staatsregierung fi) ſtark genug fühlt 
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und gewillt ift, derartige, das Staatswohl gefährdende Vorgänge mit allen ihr zu 
Gebote fiehenden Mittel zu unterbrüden und disziplinarifch firengftens zu ahnden, 
urzum, die Disziplin firengftens aufrecht zu erhalten. 

(Bravo! redts.) 
Ich bin dem Herrn v. Waldow bejonders dankbar dafür, baß ſowohl er wie Graf 
zu Limburg, wie ich annehme, im Einverfländniß mit der Tonfervativen Fraktion, das 
volle Einverftändniß mit diefem Standpunkt der Königlichen Staatsregierung zu er- 
Iennen gegeben haben. Ich bin ferner der feiten Ueberzeugung, daß alle diejenigen 
Mitglieder des hohen Haufes, die an den altbewährten preußifchen Traditionen feft- 
halten wollen, daß Disziplin und Ordnung unter den Staatsbeamten aufrecht er- 
halten werden muß und foll, fi) auch mit einem fehr fcharfen Vorgehen ber König- 
lichen Staatsregierung in dieſer Richtung einverftanden erflären werden. 

(Bravo! rechts.) 
Meine Herren, ich perfönlic) habe ein großes, warmes Intereſſe für die Yorfibeamten 
Auf meinen häufigen Dienftreifen bin ich mit vielen Forftbeamten in nahe Berüh—⸗ 
rung gelommen. Zu meiner Freude Tarın ich meiner perfönlichen Weberzeugung 
dahin Ausdruck geben, daß die Fälle, in denen die Unzufriedenheit und die Inſub⸗ 
ordination einen bedenflihen Grad angenommen haben, noch vereinzelt baftehen. 
Wenn aber fo weiter agitirt wird, wie das gegenmwärtig geſchieht, fo ift die Gefahr 
eine große. Je mehr da mit Energie und Schärfe eingegriffen wird, um fo mehr 
fiegt das im Staatsinterefie aber auch im Intereſſe der Beamten. 

(Bravo! rechts.) 

Regierungstonmiffar Oberlandforftmeifter Donner: Deine Herren, ber Auf: 
forderung meines Herrn Chefs folgend, erlaube ih mir, Ihnen eine Heine Blumen- 
Tfe aus der „Wochenfchrift für deutfche Förfter”, die fich vorzugsweife die Agitation 
zu Gunften ber Förfter zur Aufgabe gemacht bat, vorzulegen. Zunächſt wird ber 
Verſuch gemacht, das Hohe Haus in die Bewegung hineinzuziehen; es werben bie 
Namen aller derjenigen Herren veröffentlicht, welche im vergangenen Jahre hier das 
Wort für die Förfter ergriffen haben. Daran wird die Aufforderung gelnüpft, daß 
aus jeder Oberförfterei fi) mindeftens ein Förfter finden möge, der fih an einen 
der Herren brieflid) wende. Dabei vielerlei Wünfche zu äußern, fei nicht angebradtt; 
«3 empfehle fih aber, nur die beiden bauptfächlichiten Punkte vorzutragen: erſtens 
Erhöhung des Förftergehaltes von 1500 bis 2500 Mark und definitive Anftellung 
der Forftauffeher nach 15jähriger Dienftzeit. Meine Herren, die Forderung eines 
Höcftgehalts von 2500 Markt gehört zu den befcheidenen. An einer anderen 
Stelle wird gefagt, die Förſter müßten fordern, daß mindeftens ein Gehalt 
entiprechend den Eifenbahnftationsvorftehern 2. Klaffe von 1500 bis 3000 Mart 
gewährt wird. Meine Herren, das find ja Dinge, die geeignet find, die Begehrlichkeit der 
Beamten zu fleigern. Indeſſen damit könnte man fich abfinden; aber damit begnügt fich 
die Agitation nicht; fie bat fich ſyſtematiſch zur Aufgabe geftellt, das Verhältniß zwiſchen 
den Förftern und ihren nächften Vorgeſetzten, namentlich den Oberförftern, zu vergiften. 
Ich habe im vorigen Fahre bereits Gelegenheit gehabt, aus einem anonymen Briefe, 
der mir zugegangen ift, bier zu verlefen, daß man annehme, die Oberförfter feien die 
größten Feinde ber Förſter. Hier wird num die Sache nad) einer weiteren Richtung 
verfolgt; es wird gefagt, man nehme wohl im allgemeinen an, baß der geiftige Ur: 
beber der Forſthauungs⸗ und Kulturpläne der Oberförfter ſei. Das fei aber abfolut 
nicht richtig, fondern der geiftige Urheber fei eigentlich der Förfter und der Ober- 
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förfter habe nur zu prüfen, ob bie Borfchläge in den Hahmen des Betriebsplanes 
bineinpaffen. Ferner wird ausgeführt, der eigentliche Betriebsbeamte fei nicht der 
Oberförfter, fondern der Förfter. Danach könnte man annehmen, daß eigentlich bie 
Oberförfter eliminirt werben müßten. An anderer Stelle wirb in tronifcher Weiſe 
ausgeführt, daß wenn man die Forſtaufſeher und die Förſter mit dem gemeinfamen 
Namen Forſtſchutzbeamte bezeichnet, bie Oberförfer Oberſchutzbeamte“ genannt 
werden müßten. 

Dann, meine Herren, werben noch Forderungen geftellt bezüglich der Uniform. 
Es wird auf alle Weife verfucht, die Förftee mit den augenblidlichen Verhältniffen 
unzufrieden zu machen; es wird angedeutet, es märe eigentlich eine große Bernad- 
läffigung feitens ber Behörden, daß man ihnen nicht, der neuen Rangſtellung ent- 
fprechend, eine neue Uniform gegeben hätte. Ich muß fonftatiren, daß in den Ob» 
liegenbeiten ber Förſter durch die neue Rangftellung, beren ich felbft mich herzlich 
freue, auch nicht der mindeſte Unterfchieb gegen früher eingetreten if. Die Foͤrſter 
haben biefelben Obliegenbeiten zu erfüllen wie früher; eine Abänderung, die eine 
andere. Uniform nothwendig macht, ift nicht eingetreten. Nun meine Herren find 
aber auch ſehr bedenkliche Erſcheinungen nach dieſer Richtung eingetreten, daß z. B. 
die Förſter aufgefordert werden, Allerhöchſte Auszeichnungen, die ihnen verliehen 
werden, abzulehnen, weil dieſe Allerhöchſten Auszeichnungen ihrer Rangſtellung nicht 
entipredhen. 

(Hört! hört! rechts.) 
Ich brauche über diefen Gegenftand wohl weiter fein Wort zu verlieren. 

Nun ift kurzlich im einer Klagefache gegen einen penfionirten höheren Forſt⸗ 
beamten folgendes unmwiberlegt in den Zeitungen behauptet worben. Der betreffende 
Herr hat wenn bie Zeitungen richtig referiren, ausgeſagt, er müßte feine Stimme 
für die Förfter erheben, denn in den legten 60 Jahren fei für die Forſter überhaupt 
nicht das Allergeringfle gefchehen. Er fagt ferner, daß, wenn einer der höheren Be 
amten fich für die Aufbefferung der Förſter irgendivie erwärmt hätte, er dann fofort 
zur Strafe verfet worden wäre. Dem gegenüber muß ich fonflatiren, daß liber- 
haupt niemand zur Strafe verjegt worden ift, weil er ſich für die Befferfiellung 
der Förſter ausgeſprochen bat. Es war auch gar nicht nothiwendig; denn man 
batte das Bewußtſein, daß an der Gentralftelle die Intereſſen der Föoͤrſter 
vollftändig wahrgenommen werden, und daß es einer Anregung nach der Ride 
tung hin von außen ber nicht bedurfte. Und was bie Ausfage betrifft, daß 
in 60 Jahren nichts für bie Foͤrſter gefchehen wäre, fo muß ich, wenn ich nur 
die legten 30 Jahre in Betracht ziehe, darauf aufmerffam machen, daß im Jahre 
1867 das Anfangsgehalt der TFörfter 540 Mark und das Enbgehalt 900 Dart be- 
trug, und daß in ſechs verfchiebenen Abfchnitten inzwiſchen bas Gehalt jo aufge 
beffert worben if, daB jett das penfionsberechtigte Einlommen um 104 Prozent 
böher ift, als es im Sabre 1867 geweſen if. 

Meine Herren, das zur Kennzeichnung der Gewiffenhaftigfeit, mit der berartige 
Nachrichten im Publikum verbreitet werden, die dann geeignet find, bei Leuten, die 
nad) der Sache ſich nicht näher erfundigen, Unzufriedenheit zu erregen. 

Was nun die Wohnungsfrage der Forſtaufſeher betrifft, die der Herr Abgeordnete 
v. Waldow angeregt bat, fo mache ich darauf aufmerkjam, daß von den 1800 bis 
2000 Forſthulfsaufſehern doch ungefähre 8300 bereit mit einer Wohnung verjehen 
worden find. Wir bauen Wohnungen allerdings nur, wo das Bedurfniß abfolut 
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nachgewieſen ift; aber wir nehmen gern Beranlaffung, wenn fich Gelegenheit bietet, 
ein Gehöft zu erwerben, das vielleicht mit Deblänbereien behaftet ift, die ſich zur 
Aufforftung eignen, dann auch für die Forſtaufſeher ein Unterkommen zu befchaffen. 
Nun wird feitend des verehrten Herrn Abgeordneten ausgeführt, daß die Forſtaufſeher 
häufig in eine mißliche Lage bezüglich ihrer Wohnung kämen, wenn fie beifpielsweife 
mit ihren Wirthen in Konflift gerathen wegen Entnahme von Waldſtreu, Holz und 
dergleichen aus dem fislalifchen Walde. Das ift vollftändig zuzugeben; denn das ift 
auch der Grund, weshalb man die recht Foftfpielige Einrichtung der Dienftmohnungen 
für Förfter getroffen bat. Bezüglich ber Forſtaufſeher, muß man aber jagen, haben 
Ad die Verhältniffe in neuerer, Zeit fehr viel günftiger geftaltet als früher. Wenn 
die Herren einmal die flatiftifchen, von hier aus veröffentlichten Nachweiſungen nad) 
ſchlagen, jo werden fie finden, daß feit 1883/84, alfo in einem verhältnißmäßig kurzen 
Zeitraum, die Zahl der Forftdiebftähle fih auf 54 Prozent der früheren Zahl ver- 
mindert hat. Die Gefahr, daß Konflikte entftänden zwiichen den Wohnungsgebern 
und den Miethern, ift aljo eine fehr viel Fleinere heute geworden, als fie vor 
14 Jahren circa war. 

Bas nun die Ertheilung des Civilverforgungsfcheins anbetrifft, fo ſtehe ich da 
in vollftändigem Einklang mit dem Herrn Redner. Es hat feitens der Forſt⸗ 
verwaltung felbftverftändlid) nicht an Bemühungen gefehlt, diefe Wohlthat den Forſt⸗ 
auffehern zuzuwenden. Sie hatten die Berechtigung auf den Civilverforgungsichein 
bis zum Sabre 1857. Bis dahin war die Militärdienftzeit der auf Forftverforgung 
Dienenden nicht, wie jetzt, eine 9 bis 12jährige, jondern eine 20 jährige. Ich führe 
da8 an, um zugleich zu beweifen, daß der jeßige Zuftand keineswegs ein ganz un⸗ 
gewöhnlicher und ungeheuerlicher ift. Bis zum Jahre 1857 befamen die Anwärter 
einen Berforgungsfchein nicht eher als nad) 2O jähriger Dienftzeit. Sie befamen ihn 
alfo mit 38 bis 39 Jahren; dann wurden fie aber auch nicht fofort als Förfter an- 
geſtellt. Deshalb hatte man die Beſtimmung getroffen, daß diejenigen, die mit 
45 Jahren noch nicht als Tzörfter angeftellt waren, einen Givilverforgungsfchein 
erhielten; damit follte ein übermäßig hohes Durchſchnittsalter der Förfter vermieden 
werden. 

Geſtützt auf diefe frühere Beftimmung, hat ſich die Forſtverwaltung wiederholt 
mit dem Herrn Kriegsminifter — leider vergeblid — in Berbindung geſetzt. Ich 
muß allerdings zugeben, daß die VBeftimmungen des Reichsmilitärgeſetzes in Betreff 
der Verleihung des Civilverforgungsfcheins an Forſtaufſeher, welche nicht zwölf Jahre 
bei der Fahne gedient haben, dem Wunfche der YForftverwaltung entgegen ftehen. 
Gelänge es, diefe Beftimmung zu ändern, fo würde damit nicht nur einem großen 
Theil der Beamten eine Wohlthat erwieſen werden, fondern die Forſtverwaltung 
würde fi) auch von dem Weberfchuß der anzuftellenden Anwärter auf diefe Weife 
Seien lönnen. 

Dann war die Frage angeregt, wie e8 mit ber Reliktenfürforge flehe, namentlich 
auch beziehungsweife eines Forſtbeamten, der durch einen Wilddieb getödtet wäre. Ich 
glaube, es herrſcht da ein Heines Mißverftändniß. Das Geſetz, auf das Bezug ge- 
nommen war in der Kommiffion, ift nicht das allgemeine Unfallgefeg, ſondern das 
für befiimmte Beamtenfategorien erlaffene Unfallfürforgegefeg vom Jahre 1887, und 
das geht fehr viel weiter in den Leiftungen, die den Beamten zu Theil werden, als 
das allgemeine Unfallgefeß, das für die Arbeiter gilt. Für die Hinterbliebenen eines 
durch Wilddiebe getödteten Forftauffehers wird hiernach in ausreichender Weife geforgt. 

Jahrb. d. Preuß. Forſt⸗ u. Jagdgeſezg. XXX. 14 
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Was dann die vorzeitige Invalidität betrifft, fo glaube ih, es Tann fein Fall 
nachgewieſen werben, in bem einem Forſtaufſeher, der in Folge von Lungenſchwindſucht 
oder irgend welcher fonftigen Erkrankung in den Ruheſtand hat treten müſſen, nicht 
ungefähr das gewährt worden wäre, was nad; Mafigabe des Dienftalters einem 
definitiv angeftellten Beamten gewährt werden barf. 


Endlich ift die Frage der Waldwärter berührt. Ich babe bereits in ber Kom- 


miffton Gelegenheit gehabt, auszuführen, daß die ganze Einrichtung der Waldwärter⸗ 
ftellen für die Forftverwaltung eine recht unbequeme ift, und daß wir mehr und mehr 
dahin ftreben, diefe Waldwärterftellen einzuziehen, fie mit Työrfterftellen zu vereinigen, 
die ganz Heinen Stellen aber lebiglich mit Leuten aus der Bevöllerung, ehemaligen 
Holzhauern und dergleichen, zu befegen. 

Abgeordneter Horn: Meime Herren, bei den Beratäungen bes Forſtetats im ver: 
Hangenen Fahre ift der langjährige Wunſch der preußiſchen Förſter erfüllt, und dem 
Förfterftande ift der Hang zuerlannt, nach dem er fich lange gefehnt hat. Die Ber: 
ſetzung der Förfter zu den Unterbeamten zweiter Klaſſe bat bei denfelben und allen, 
welche fi) für das Wohlergehen diefer tüchtigen, fympathifchen Männer intereffiren, 
große Freude hervorgernfen. Es wird jedes Mitglied dieſes Hohen Haufes die Be 
fürwortung der Rangerhöhung an Allerhöchſter Stelle durd) den Herrn Minifter mit 
Genugthuung begrüßt haben. j 

Wenn ic) gegen den Etatstitel mich zum Worte gemelbet habe, fo foll das nicht 
bedeuten, dafs ich gegen die Aufbefferung der Förftergehälter bin, wohl aber, daß ic 
gegen die beantragte Bejoldungsverbefferung bin, meil ich diefelbe den Verhältnifſen 
ber Forſter nicht entfprechend finde. Ich verfenne nicht das Wohlwollen der König: 
lien Staatsregierung, welches in der Gehaltsaufbefferung zum Ausdruck kommt; 
aber meine Freunde können nicht die Ueberzeugung gewinnen, baß eine Gehaltsauf⸗ 
befferung von 100 Mark, von 33%, Thalern pro Jahr, nicht einer dauernden Gehaltd- 
aufbefferung entſprechend if. Der Herr Bizepräfident des Staatsminiſteriums Bat in 
der vierten Situng diefer Seffion erklärt, die Königliche Staatsregierung habe ent- 
fprechend der Refolution in Bezug auf die Gehaltsverhältniffe der Beamten, wonad 
noch einige Härten und Ungleichheiten zu befeitigen wären, von einer Vorlage in 
biejer Seffion Abftand genommen, weil die Zeit zwifchen dem Schluß der lebten 
Seffion ımd dem Anfang diefer Seffion zu kurz geweſen fei, um die nöthigen Unter 
lagen in diefer Richtung zu fehaffen. Meine Herren, ich unterſchreibe jedes Wort, 
des Herren Bizepräfidenten bes Staatsminifteriums in Bezug auf die vorgefchlagenen 
Gehaltsregulirungen. Hier feheinen wirflih die nöthigen, wichtigen thatſächlichen 
Unterlagen gefehlt zu haben; denn eine fo allgemeine Schablonifirung der Förſter⸗ 
gehälter entſpricht nit den thatfächlichen VBerhältniffen. Es wäre zu prüfen geweſen, 
ob bie Förfterftellen, die durch Gaft- und Schanfwirthfchaftsbetrieb im Gebirge und 
in den Wäldern in der Nähe großer Städte eine hohe Nebeneinnahme haben, nicht 
zu Abgaben in Form einer Pacht hätten veranlaßt werden können zu Gumften der: 
jenigen Förfter, welche vol Mißgunſt auf ihre begitmftigteren Kollegen fehen müſſen; 
e3 wäre ferner zu prüfen geweſen, ob man nicht die Gehaltsverhäftniffe der Förſter 
je nad) ben Provinzen, in welchen die Stellen Tiegen, verfchieden dotiren Törmte, wie 
3. 8. ein Förfter in Oſt- und Weftpreußen mit 1500 Mark beffer ſteht als ein 
Förfter im Rheinland und in amderen Provinzen mit 2000 Marl. Wie wir bie 
Servisklaſſen der Beamten nach den Theuerungsverhältniffen der verfchiebenen 
Provinzen verfhieden geregelt haben, fo follten wir auch die Gehaltsverhäͤltniſſe ber 
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Foͤrſter in gleicher Weife behandeln. Meine Herren, e8 mag fein, daß die Befeitigung 
obiger Berhältniffe auf Schwierigleiten fößt; aber dadurch würben manche Härten 
und Ungleichmäßigkeiten befeitigt werben. 

Der Herr Bizepräfident bes Staatsminifteriums hat in der gleichen Sigung den 
Beamten empfohlen, fi mit allen Wunſchen zunächſt an die vorgefehten Behörden 
zu wenden und ſich von jeber Agitation fern zu halten, die unfere tüchtigen, treuen 
preußifhen Beamten zu einer agitirenden Klaffe macht. 

Meine Herren, foweit mir belannt, haben wie bier im Abgeordnetenhauſe in 
früheren Fahren und auch jetst feine Petitionen aus Forſterkreiſen gehabt; es trifft 
alfo das zu, was der Herr Bizepräfident des Staatsminifteriums von ben preußifchen 
Törftern erwartet. Wenn in letter Zeit durch Agitation Unruhe in Yörfterfreife ge- 
Grat worden ift, fo werben bie Erflärungen, bie uns hier abgegeben worden find, 
beruhigend wirken, und meine freunde theilen vollſtändig den Standpunkt bes Herrn 
Minifters und fchließen fi) den Ausführungen bes Herm v. Walbow an. 

Meine Herren, Sie wiffen, daß ein großer Theil unferer Förfter Landwirthſchaft 
im großen oder Meinen limfange betreibt und in feinen Einnahmen darauf mit an- 
gewiefen if. Zum Betriebe der Landwirtbichaft, als da ift: Beſchaffung von Vieh, 
Anſchaffung von Seräthen, Haltung von Dienftboten, gehört Betriebskapital, welches 
nah den kümmerlichen Gehalt der Forſtaufſeher wohl in den feltenften Fällen bei 
den Förftern zu finden if; und deshalb ift die Landwirtbfchaft gerade fiir den Forſter 
eine Quelle von Mühe und großer Sorge, um fo mehr, als er auch für die Dienft- 
ländereien den Grundſteuerreinertrag zu zahlen bat. Da in den letzten Jahren biefe 
Tinnahmequelle aus der Landwirthichaft nur fehr bürftig gefloffen ift, fo follte uns 
das um fo mehr veranlafien, einer weſentlicheren Gehaltsverbeſſerung zuzuftimmen, 
zumal uns bie Nothlage der Landmwirthichaft bei der guten Finanzlage in Preußen im 
vergangenen Jahre nicht abgehalten hat, 19%, Millionen für 72000 höhere Beamte 
zu bemwilligen. 

Meine Herren, bei der Befoldungsfrage der TFörfter ift zunächft zu berückſichtigen, 
daß aud im diesjährigen Etat die Einnahmen aus den Forſten um 8'/, Millionen 
höher haben veranichlagt werden können und die Einnahmen aus den Forſten zu ber 
günftigen Finanzlage auch weſentlich mit beigetragen haben. Es ift ferner zu berlid- 
fihtigen, daß der Förfter erſt in feinem 40. bis 45. Jahre in feine Stellung gelangt 
und bezüglich feiner Lebenshaltung das abgelegene Wohnen eine große Rolle fpielt mit 
der theneren Kindererziehung, mit ben Koften für Arzt unb Apotheker; ber Förfter 
muß eine Uniform haben und die Ausgaben dafür mit den Koften für Waffen und 
Munition vertheuern dem Förſter wefentlich das Leben. Die Anforderungen, die in 
dienftlicher Beziehung an den SFörfter geftellt werden, veranlaffen ihn aud zu mandjen 


"Ausgaben, die er nicht vermeiden Tann. Der Förfter muß zu den Holzauftionen 


gehen, ohne daß er hierfür irgend welchen Dienftaufwand bezieht. Wenn hier an- 
gegeben wird, daß der Yörfter fein freies Fenerungsmaterial hat, fo ift auch hier zu 
beridtfichtigen, daß ber Yörfter die Werbungsloften zu bezahlen hat. 

Da ein Vergleich mit anderen Beamten, die in ihrer Ausbildung und hiſtoriſchen 
Entwidelung mit den Förftern zu vergleichen find, erorbitant zum Nachtheil der Förſter 


‚ausfällt, fo will ich nicht näher darauf eingehen, um fo mehr, als eine Vergleichung 


die Gehälter verſchiedener Beamtenkategorien untereinander nie zu einer Uebereinſtimmung 

führen wird. ber eine Bergleihung der Gehaltéverhältniſſe ber Forſter in Preußen 

mit denen der Förfter im amderen deutfchen Etaaten zeigt do, daß man dort die 
14* 


— 204 — 


Leiftungen der Förfter höher bewerthet als bei und. Es erhalten zum Beiſpiel im 
Braunfchweig die Förfter ein penfionsfähiges Einkommen von 2520 Mark, in Bayern 
138% Mark Anfangsgehalt und 2610 Höchſtgehalt, in Sachſen 1600 Mark Anfangs 
gehalt und 3300 Mark Höchſtgehalt, in Anhalt 1700 Marl Anfangsgehalt und 
2500 Markt Hoͤchſtgehalt. Diefes Mißverhältniß muß um jo mehr befremben, al® 
darüber fein Zweifel möglih if, daß die Leiflungsfähigleit ‘der preußifchen Förfler 
minbeftens diefelbe ift wie der Körfter in anderen deutihen Staaten. Die große Mehr⸗ 
heit des Hauſes wird gewiß mit der Staatsregierung darin einverflanden fein, daß wir 
die Hüter und Pfleger des Waldes vor Nahrungsforgen ſchitzen müſſen. Mit großer 
Freude begrüße ih e8, daß die Herren von der konſervativen Partei einer Anregung, 
die von meiner Partei in der Budgetlommiffion gegeben worben if, durch einen Antrag 
noch befonderen Nachdruck verleihen. Ich Hoffe, daß der Antrag die Zuſtimmung bed 
Hauſes finden wird und wir im nüchſten Sabre eine Vorlage belommen, die den Be 
dürfniffen der Förfter Rechnung trägt. 

Ich möchte bei diefer Gelegenheit noch einen Wunſch, eine befcheidene Bitte an die 
Königlihe Staatsregierung zur Erwägung ſtellen. In verſchiedenen Oberförftereien 
mäffen die Förfter die Hirfchgeweihe nnd Rehkronen von dem Wilde, das fie mit 
Erlaubniß und im Einverſtändniß mit dem Oberförfter abfchießen, dieſem abliefern. 
Wir willen alle, wel hohen Werth der Förfter, der Jäger auf jene Jagdtrophäen 
legt, und aus diefem Grunde ift der Wunſch bereditigt, daß dem Förfter die Hirſch⸗ 
geweihe und Hehlronen von dem Wilde zufallen, welches er abfchießt. 

Meine Herren, der Herr Abgeorhnete Rickert bat im der geflrigen Sitzung bie 
Förfter als Diener der Oberförfter bezeichnet. Ich weiß nicht, woher Herr Abgeorbneter 
Ridert feine Sachkenutniß nimmt. Nah meinen Beobachtungen ift ber Förſterſtand 
viel zu flog, um fi als Diener zu fühlen und fi als Diener behandeln zu laflen. 
Der Foͤrſter thut innerhalb feines Wirkungskreifes genau fo feine Schuldiglett wie ber 
Oberförfter und der Forſtaufſeher. Diefes Pflichtgefühl, diefe Disziplin, welche den 
Grundpfeiler unferer Armee bildet, dient dem Förfterfiande zur hödften Ehre und zur 
größten Zierde und wird demfelben aud erhalten bleiben, fo lange die Tannen grünem 
und die deutfhen Eichen rauſchen! 

(Lebhafter Beifall bei den Nationalliberalen und rechts.) 

Bizepräfident des Staatsminifteriums, Finanzminifter Dr. 9. Miguel: Meine 
Herren, ich habe vorhin gefagt, daß die Motivirung des bier vorliegenden Antrages mit 
den wirklichen, thatſächlichen Verhältniffen nicht fiimmt. Sch möchte das dem Haufe 
nod etwas klarer maden. 

Es wird hier immer fo dargeftellt, ale ob die Förſter entſchieden benachtheiligt 
feien im Verhältniß zu anderen Beamten ähnlicher Kategorien, als ob ein beſonders 
mangelhaftes Wohlwollen für die Körfter vorhanden wäre. Gerade das Gegeutheil if 
der Fall. Der Herr landwirthſchaftliche Miniſter hat das fchon im allgemeinen berüft. 
Ich werde das etwas konkreter barftellen. 


Meine Herren, hier im Haufe und bei der Regierung — e8 liegt das ſchon in der 


deutihen Borliebe für den Walde — ift fiets eine große Sympathie für die Yörfter 
geweſen, nicht bloß in Worten, fonbern fie hat fi auch thatſächlich erheblich bethätigt. 
Es ift [on angeführt worden, daß in den legten 13 Jahren die Förfter vier Mal aufe 
gebeffert worden find, und zwar im Durchſchnitt im Ganzen um 46 Prozent. Wenn 
Sie fih die übrigen Beamten in den verjchiedenften Zweigen anfehen, jo werden Sie 
finden, daß fie mit den Förftern gar nicht konkurriren können. 


- 
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Meine Herren, nun find aber auch vielfach Irrthumer darüber, was der Förſter 
thatſachlich iu Zuhmft beziehen wird. Sekt ſteht der Körfter im Durchſchnitt auf 
1400 Mark feftes Gehalt. Dazu kommt die freie Dienfivohmmg, umd, was eine 
freie Dienſtwohnung bebentet, meine Herren, gegenüber den Beamten, die in großen 
Städten wohnen umd die Miethen felbft bezahlen müflen, das brauche ih Ihnen nicht 
writer auseinander zu fegen. Da konnen felbft gegen den geringen Wohnungsgeld- 
zuſchuß Differenzen von 2 bis 300 Mark entfichen. Das wird mir niemand befireiten, 
der die Wohnungsverhältniffe in den größeren Städten kennt; außerdem erhalten fie 
freie Seuerung, und es wird diefe freie Seuerung mit 75 Marl bei der Benfion 
angerechnet. 

Dann haben die Förfter Dienfland. Sch gebe zu, daß in manden Beziehungen, 
namentlich bei den heutigen Preisverhältniſſen, dieſes Dienflland Leinen großen Werth 
dat; aber in anderen Füllen wieder hat es einen fehr erheblichen Werth und erleichtert 
jedenfalls die Lage der Körfter auf dem Lande, wo einen großen Theil der Produkte fie 
felbft herſtellen müſſen. Man kann darauf einen nicht unerheblichen Betrag rechnen. 

Endlich, meine Herren, find Stellenzulagen vorhanden von durchſchnittlich 100 Mart, 
die bis 300 Mark gehen, die nad; meiner Auffaffung gerade befonders geeignet und 
dazu beſtimmt find, die Verſchiedenheit des Dienfilandes bei den Förſtern aus- 
zugleichen. 

Wenn Sie, meine Herren, das alles zuſammenrechnen, dann kommen Sie auf 
en Durchſchnittseinkommen von mindeftens 1600 Marl. Diefe Beaniten ftehen 
alfo in der Kaffe: 1200 bis 2000 Marl. Wenn Sie dieſe Gehalts. und Ein- 
tommensfäße vergleichen mit denjenigen der entiprehenden Beamtenfategorien, fo finden 
Sie noch eine Reihe von Beamten, welche ſchon lange vor den Förftern zu den Sub⸗ 
alternbeamten gehörten, und erheblich weniger beziehen. Sie finden aber eine noch 
größere Anzahl — tiber 20000 Beamte —, welde mit den Förftern früher ftanden 
zwiſchen den Unterbeamten und Snubalternbeamten, und denen man nicht die Bortheile, 
fie aufrüden zu laffen zu Subalternbeamten, gewährt hat, welche erheblid weniger 
beziehen. 

Welche Konfequenzen alfo ein einfeitige® Vorgehen hat, wie Ste in Beziehung auf 
bie äbrigen Beamten ſelbſt in Verlegenheit gerathen werben, wenn Sie bier zu weit ben 
Borftog nehmen, das liegt auf der Hand, und, wenn Sie da einigen agitatorifchen 
Glementen in der Forfivenwaltung vielleicht entgegentommen, fo müffen Sie beventen, 
welche Mißſtimmung Sie bei ähnlich techniſch vorgebildeten Beamten erregen. 

Meine Herren, es ift ja ganz richtig, daß die Karriere bei den Förftern bis dahin 
eine unglinftige geweien ift, daß fie oft fehr alt haben werden müfien, ehe fie eine 
eatsmäßige Stelle befommen, aber in diefer Beziehung bringt diefer Etat und wird der 
folgende Etat noch eine fehr große Abhlilfe bringen; denn wir vermehren die Förfter- 
fielen um 200. Wenn nun außerdem auf Grund der Verhandlungen mit der Militär- 
berwaltung der Zuftrom zu diefer Karriere vermindert wird, fo kann man annehmen, 
dog in Zukunft ein Forftiauffehergehülfe in etwa ’6 bis 8 Jahren eine definitive An⸗ 
ſtellung hat. Wir haben eine große Anzahl Refforts, wo es noch ungänftiger Liegt. 
Nun haben wir aber doc diefe Karriere fehr erleichtert, indem wir ſchritweiſe in fehr 
erheblichem Maße aud die Bezüge der Korftauffehergehlfen aufgebeflert haben, fo daß 
diefe jetzt im Höcfigehalt nur um 100 Mark unter dem Anfangsgehalt der Förſter⸗ 
Rellen fiehen. Da muß doch eine Differenz fein zwiſchen dem Höchſtbetrag des Bezuges 
der diätariſch und ber definitiv angeftellten Beamten. 
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Meine Herren, wenn nun in Zulunft daneben mehr als bisher darauf Bedacht 
genommen wird, ben Andrang zu diefer Karriere nicht allzu reichlich werben zu laſſen, 
jo bin ich überzeugt, daß dieſe jetzigen Lebergangsverhältnifie jehr bald, namentlich wen 
wir in foldem Maße die etatsmäßigen Etellen erhöhen, überwimben werben, und es 
wird dann ein weientliches Moment, woraus bie Klagen ber Forfier entflanden find, 
von ſelbſt verſchwinden. 

Meine Herren, endlich möchte ich noch heworheben, daß der penſionsfühige Betrag 
der Bezüge der Förſter in diefem Jahre um nicht weniger ale 280 Mark erhöht ift, 
jo daß auch in biefer Beziehung, was die demmüctige Penfionirung der Förſter 
betrifft, fie fih durch diefen Etat erheblich verbefien. Nun, erwägen Sie, daß gegen- 
über diefen bedeutenden, in der Vergangenheit liegenden Berbefferungen der gegenwärtige 
Etat nit bloß im Marimum, wie bei allen übrigen Beamten im vorigen Sabre, 
fondern auch im Minimum um 100 Marl erhöht it — das ift für die Förſter mit 
folden Gehaltsfügen von fehr erheblider Bedeutung —, erwägen Sie ferner die Ber- 
mehrung der &tellen, die Berbeflerung der Benfionsverhältniffe, fo werden Sie aner- 
fennen, daß ber Herr Landwirthſchaftsminiſter vollſtündig Recht hat, wenn er fagt: 
hier if dev Beweis geführt, daß man fir die Förſter mit befonderer Sympathie vor⸗ 
gegangen if. Meine Herren, ih Tann Ihnen verfihern, ich habe lange dem laud⸗ 
wirthſchaftlichen Minifter Widerftand geleiftet, überhaupt bei ben Körftern in dieſem 
Jahre allen andern Unterbeamten vorab folhe Aufbeſſerungen eintreten zu laffen, und 
ih bin aud überzeugt, daß ein Vorgehen ber Staatsregierung in Beziehung auf bie 
Wörfter, wührend alle andern Gehaltsfragen zurüdgeftellt find, mande Mißſtimmung iu 
den übrigen Beamtenkreifen bernorrufen wird. Trotzdem aber find wir dazu über» 
gegangen. Wie mın auf Grund diefer im Haufe allfeitig mit Freuden begrüften 
Refolution die Staatsregierung im nächſten Jahre verfahren wird, meine Herren, kann 
id noch gar nit fagen; denn diefe Kragen mäflen im Zufammenhang erörtert werben. 
Wir nehmen an, daß die Körfter Verbeſſerungen in einem durchaus entſprechenden Ber- 
hältniß zu den Beamten ähnlicher Vorbildung in den fibrigen Refforts erfahren haben, 
Ob man, fei e8 dur eine Erhöhung des Gehalts, fei es in anderer Weife, beiipiels- 
weife durch Aufbeſſerung und vielleiht Vermehrung ber Stellenzulagen, helfen kann und 
wird, das werben wir im Zufammenhang mit den Betrachtungen erwägen, bie wir 
überhaupt über die Aufbeſſerung einzelner Benmtenlategorien, namentlich der Unter 
beamten, anftellen werden. Irgend eine fichere Zufage kann ich daher nicht machen; 
e8 würde von mir ganz unverantivortlidh fein, wenn ich bei diefem einen Punkte fefte 
Zuſagen machen wollte, bie dann vielleicht den übrigen Beamten gegenüber wicht erjüllt 
werden koͤnnten, wodurch nur eine neue Mißſtimmung hervorgerufen würde. Wir 
werden natürlih die Sade um fo mehr envägen, wenn das Hohe Haus diefer Reſolution 
zuffimmt, und wir werden dabei die Gründe, die hier angeführt find, natürlich in 
Betracht ziehen. 

Fa, meme Herren, id habe vorhin gefproden von der Sympathie, die das Hohe 
Haus uud die Staatsregierung den Yörftern gegenüber ftets bewiejen haben, und id 
fann nur mit dem Herrn Minifter für die Landwirthſchaft im Intereffe diefer Beamten 
bedauern, in welcher Weife einzelne Vereinigungen, die Bildungen von Mafjenlörpern 
und namentlich deren Organe jetzt eine Unzufriedenheit in diefen Beamtenflaffen ſchüren. 
Der Here Oberlandforftmeifter hat einiges aus dem betreffenden Fachjournal der Foͤrſter 
mitgetheilt; aber er hat das Stärkfte noch nicht einmal geſagt. Ich habe hier z. B. 
folgenden Eat in diefem Journal vor mir. Da wird ein Forſtmeiſter a. D., den ber 
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Her Oberlandforftmeifter vorhin fon angeführt hat, fehr gelobt, das fei ein tapferer 
mb kühner Dam, und daun heißt e8 weiter: 
Man hört nur Rufe nad) mehr Einlommen, um die Vitterfeit des Eriftenz- 
fampfes nicht länger bis zur Neige Toften zu müffen, und man wollte eine 
andere Stellung, nm nicht mehr lünger die Parias des ganzen Beamten⸗ 
heeres zu jein. Hierbei hat. fi aber offenbart, mit wie wenig Wohlwollen 
und wie gleichgültig die direkten Borgefehten dem Streben ihrer Untergebenen 
gegenübergeftanden haben; denn es Tann ſich außer Herm Ochme feiner 
biefer Herren rühmen, einen Yinger für die Foͤrſter gerät zu haben. Um 
fo bedentungsvoller ift dieſes paffive Berhalten, weil hierin des weiteren das 
Maß der Adtung zum Ausbrud kommt, weldes bie Herren Oberförfter den 
Förftern im allgmeinen entgegengebradt haben und noch entgegenbringen. 
Das ift doch direkt darauf beredinet, die Disziplin, das gute Berhältniß zwiſchen Förftern 
und Oberförftern zu lockern. 

Meine Herren, ih felbft werde natürlih in diefen Blättern auch nicht glimpflich 
behandelt. Das berührt mich natürlich nicht viel; aber es ift doch ein ſtarkes Stüd, 
wenn alle diefe Beſchwerden, alles, was die Gehaltserhöhungen betrifft, mit den an⸗ 
genehmſten Weberfchriften bezeichnet werden. Da leſen Sie: „Gewalt geht vor Recht“, 
„dieſe Borlage ift ein Schlag ins Beficht des ganzen Förfterftandes” u. |. w. Aber ich 
bin auch überzengt: die Dienfitreue und Tüchtigkeit des Standes felbft wird durch ſolche 
Blätter doch nicht gefährbet werden koͤnnen. 

(Sehr richtig!) 
Ih Habe die Ueberzeugung, daß diefe Agitationen doch fchließlih ihre Rechnung ohne 
den Wirth maden, 
(Bravo!) 
und daß die Beamten der orfiverwaltung ebenfo wie bie übrigen preußifhen Beamten 
doch ſchließlich nicht auf ſolche Agitationen ſich verlaffen, fondern auf bie Yürforge, die 
die Königlihe Staatsregierung und der Landtag für das Wohl und Wehe der Beamten- 
ſchaft reichlich bewiefen haben. Jedenfalls kann fi jede Beamtenklaſſe darauf ver 
lafſen, da Schriften in diefer Tonart eher abjchredend als fürdernd wirken. 
(Bravo! Sehr richtig! rechts.) 

Minifter für Landwirtäichaft, Domänen und Forflen Freiherr v. Hammerftein: 
Der Herr Abgeorbuete Horn hat Mittheilungen über die Gehaltsfüge in anderen 
Staaten, fpeziell Bayern, Braunfhweig u. f. w. gemadt, um fie, wie id annehme, 
in Bergleich zu flellen mit ben Gehaltsbezügen der preußiichen Förſter. Dieje Bere 
gleichung kann ich als zutreffend nicht anerkennen. Bei einem Vergleich zwiſchen den 
Gehaltsfären der Korftbeamten in Bayern und in Preußen, in Braunſchweig beziehungs« 
weiie Königreich Sachſen und Preußen muß man bie ganzen Organifationsverhültniffe 
berückſichtigen. Dan muß feftftellen, welche Stellung bie Förſter in Sachſen, welche 
Pflihten, welche Verantwortung fie dort haben, und ob nicht etwa mit Rüdficht auf 
diefe autoritativere Stellung das Gehalt dort Bat Höher bemeffen werden müfjen als 
bier bei ung. Ih will daran erinnern, daß im früheren Königreich Hannover im 
weientfichen der Förfter, der dort Nevierförfter genannt wurde, ben größeren Theil der 
Funktionen ausübte, die jet den Oberförftern gegeben find; deshalb waren bie hannover» 
ſchen Förfter auch höher befoldet. Deshalb kann man ohne genaue Kenntniß der Ber- 
hältniffe anderer Staaten eine Kritik bezüglich unferer Verhältniſſe nicht ziehen. 
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Ich habe geglaubt, Hierauf hinweiſen zu miffen, damit nicht bie Förſier aus 
folden Aeußerungen die Berechtigung herleiten, ihre Forderungen nad ben &ehalte- 
verhältniffen in Sachſen, Braunfchweig u. ſ. w. zu bemeflen. 

Abgeoroneter Freiherr v. Erffa⸗Wernburg: Nachdem der Herr Finanzminifter 
unferen Antrag mit werig Wohlwollen aufgenommen bat, muß ih mir erlauben, noch 
einige Worte zu diefem Antrag der Druckſache Nr. 35 zu jagen. Der Herr Finanz 
minifter meinte, bie Motivirung bes Antrages flimme nicht mit ben thatfüchlihen Ver⸗ 
hältniffen überein, und hat uns dabei gejagt, daß von jeher die Verwaltung und er 
jelbft von einem Wohlwollen gegen ben Stand ber grünen Farbe durchdrungen wäre. 
Ih will das abfolut nicht bezweifeln; aber, ih muß fagen, in Erſcheinung ift dies Wohl⸗ 
wollen nicht fehr ſtark getreten. 

(Sehr ridtig!) 
Daß die Körfter, wenn fie in diefem Etat um 100 Mark aufgebeffert werben follen, 
und überhaupt noch nicht wiſſen, welche freundliche Abſichten der Herr Landwirthſchafts⸗ 
minifter mit ihnen hat — mit dem, was er jetzt gejagt hat, wofür ich außerordentlich 
dankbar bin —, fo kann man den Leuten nicht verbenfen, nachdem fie Jahre lang auf 
eine Erhöhung ber Gehälter gewartet haben und nun um 100 Marl aufgebeflert 
werden follen, daß das eine Beunruhigung in den davon betroffenen Kreifen hervorruft. 

(Sehr richtig!) 
Der Herr Landwirthſchaftsminiſter Hat — womit ich fehr einverftanden bin, und wofür 
ih ihm ganz befonders danfe — gejagt, daß mit biefen 100 Marf die Sade noch 
nicht entfchieden fei, 

(hört! hört!) 
und daß bie Frage auch noch weiter in Erwägung genommen werden folle, imwieweit 
eine Gehaltsaufbeflerung ftattfinden würde. Ich hätte fehr gewünſcht, daß auch der 
Herr Finanzminifter in diefe Erklärung eingetreten wäre. 

(Sehr ridtig!) 
Das habe ich Leider nicht gehört; im Gegenteil hat uns der Herr Finanzminifter überzeugen 
wollen, daß diefe Beamtenklaſſe eigentlich ſchon ganz leidlich geftellt fei, und daß kein 
Grund ſei, fie noch mehr zu verbefien. Ja, meine Herren, wenn bei einem Citat, 
der, wie ber Abgeorbnete Horn ganz richtig fagte, allein 3'/, Millionen mehr Vor⸗ 
anſchlag bei Hölzern in die Einnahmen ftellt, eine Anzahl von Beamten, die bie Zahl 
von 8380 erreit, nur um 833000 Mark aufgebefiert werben fol, alfo um 100 Marl 
pro Kopf, jo muß ich fagen, daß ich, abgefehen von aller Agitation, eine gewifle Be⸗ 
unrubigung diefer Kreife voll verftehe. 

(Sehr ridtig!) 
Der Herr Finanzminifter hat fih meines Erachtens den Bergleih weit den anderen 
Beamtenklaſſen doch etwas leicht gemacht, indem er fagte: im Durchfchnitt fliehen bie 
Förfier auf 1400 Mark, und fie fommen durch die freie Dienfimohnung, freie Feuerung 
und das Dienflland ungefähr auf 1600 Mark im Durchſchnitt. Sa, wenn ich das 
aud) zugeben will, fo kann ich doch damit nicht zugleich zugeben, daß fie im Berhältniß 
zu anderen Beamtenflaffen auch nicht erhebliche Nachtheile wieder haben, die diefen nicht 
zugefügt werden. Der Herr Sinanzminifter jagt: bedenken Sie, was allein bie freie 
Dienfhuohnung gegenüber dem, was die Beamten in ben Städten felber bezahlen 
mäüffen, bedeutet! Ja, meine Herren, dagegen möchte ich doch in bie Wagfchale werfen: 
was Toftet den Körftern nicht ihre Kindererziehung? 

(Sehr ridtig! rechts.) 
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Sie wohnen in einfamen Walbrebieren, mitten im Walde, wo fie, wenn fie nicht ihre 
Kinder in die nächſte Dorfſchule ſchicken wollen, gar nicht in der Lage find, ihnen eine 
ihrem Stande angemeffene Erziehung zu geben, fonbern fie müffen fie, oft mit erbeb- 
lichen Koſten, in die Städte jchiden, damit fie dort eine Realſchule ober ein Real» 
gumnaftum beſuchen können. Ich will gar nichts fagen von dem Alter, indem biefe 
Leute mit 40 bis 45 Jahren erſt in definitive Anftellung fommen; das kann in anderen 
Beamtenklaffen auch fein, obwohl mir im Augenblick keine vorſchweben. Aber dieſe 
beiden Punkte: Kindererziehung und Gefindenoth auf dem Lande find do von un⸗ 
geheurer Wichtigkeit. 
(Sehr richtig! reits.) 


Der geht denn heute noch bei dieſer Arbeiter- und Geſindenoth in eine fo einfame 
Sörfterei, wo in ber Regel der nächſte Tingeltangel auf Tagereiien weit entfernt iſt. 
Heute wollen die Leute — umd das ift ja der Hauptgrund für diefen planfofen Zuzug - 
in die Städte — vom Sonnabend Abend bis Montag Mittag ihre Zeit frei genießen 
und wollen feinen Dienft thun. Glauben Sie, wenn wir auf dem Lande, in den 
großen Dörfern in der Provinz Sadjen fon über Arbeiter- und Gefindenoth Hagen, 
dag die Förfter in ihren einfamen Förftereien in der Lage find, Gefinde zu befommen? 
Was fie befommen, das ift das, was auf der Landſtraße und Hinter dem Zaun auf» 
gejugt werden kann, und da ift das Dienflland, auf das der Herr Finanzminifter ſich 
flügt, für fie häufig ein onus ftatt eines Benefiziums; denn fie haben oft nicht die 
Leute, um biefes Dienftland entſprechend zu bearbeiten. 

(Sehr richtig! rechts.) 


Nun fagt der Herr Finanzminifter, es fer ein einfeitiges Vorgehen, bier die Er» 
böhung zu verlangen gegenüber den andern Beamtenttaffen. Ich bütte gewünſcht, daß 
er erſt abgewartet hätte, welche Zahl wir vorichlagen. Wir haben durchaus gar feine 
uferlofen Pläne mit den Yörften; es ift nicht konſervative Art, die Leute auf irgend 
welche ungewiffe Zahlen hinzuweiſen. Aber daf die Leute zur fchlecht geftellt find, darüber 
ift, glaube ih, das ganze Haus einig, und ebenfo darüber, daß eine Aufbeflerung 
außerordentiih wünfdhenswerth ift — bie Forfiverwaltung ja and —, und wir halten 
ane Erhöhung auf 1800 Mark für durdans nicht zu hoch gegriffen. Wenn man in 
diefem Jahre auf 1600 Marl gegangen ift, fo werben die Förfter in biefem 
einen Jahre diefe 100 Mark mehr genießen, und wenn ferner die Forfiverwaltung in 
der Lage ift, ihnen im nüchſten Sabre 1800 Mark zu gewähren, jo werden wir damit 
änverftanden fein und, ich glanbe, die bei weitem größere Zahl der Förfter auch. 

Da komme ich nun auf den Punkt der Agitation. Ich halte es für abfolut ver- 
fehlt, die Majorität der Körfter für die jett herrſchende Agitation verantwortlich zu 
mahen, und id muß fie davor in Schub nehmen. Ih Habe in meinem Wahlkreis 
fieben Oberförftereien, und es if gewiß charakteriftiih, daß ich bei diefer Vorlage nur 
eine einzige Petition, eine einzige Zuſchrift aus den Yörfterkreifen dieſer fieben Ober» 
förftereien erhalten Habe. Wer an mich gefchrieben Bat, und wer fi für fle verwandt, 
das find die Oberförfter, die Vorgeſetzten von den Förftern, 

(hört! hört! rechte.) 
die mit Recht ihren Untergebenen eine derartige Erhöhung zuwenden wollen. 

Ich muß alfo wirklich von diefer braven und bienfitreuen Beamtenflaffe den Vor⸗ 
wurf der Agitation abwälzen, und ich halte es nicht für richtig, daß wenn irgend ein 
bergelaufener Schreier oder ein fortgejagter Förſter ſolche holperige Forſtblaͤtter 


— 210 — 


fhreibt und redigirt, man ben ganzen ehrenwerthen Stand der Förſter dafür verant« 
wortlich madt. 
(Bravo! rechts.) 

Der Herr Finanzminiſter meinte, wir fämen mit einem derartigen Antrag ber 
Agitation entgegen. Da Hätte ih nur gewünfdt, daß er uns bie Beurtheilung deſſen 
überließe, ob wir glauben, mit einem foldhen Antrag einer Agitation entgegen zu 
fommen. Es iſt niemals unfere Abfiht und unfer Beſtreben geweſen, Agitatoren zu 
flärfen; aber, wenn hier bereditigte Wünfche vorliegen, und wenn dieſe Wänfde im 
befcheidener Weife erfüllt werben können, fo werden fie ſtets eine gute Statt bei der 
fonverfativen Bartei finden. 

(Bravo! reits.) 

Minifter für Lantwirtäfhaft, Domänen und Forſten Freiherr v. Hammerftein: 
Meine Herren, nur eine kurze Enwiderung! Ich glaube, weder ber Herr Finanzminifter 
noch ih Haben ausgefproden, daß die Agitation, welche wir gemeinfam verurtHeilt haben, 
ſchon einen bedenflihen Umfang im Förfterftand gewormen Habe. Im Gegentheil, id 
habe gejagt, nad) meiner Ueberzeugung babe bis jet diefe Agitation einen geführlithen 
Umfang bei den Forftbeamten nocd nicht gemonnen. Ich weiß noch nit, ob id Herm 
Freiherrn v. Erffa richtig verftanden habe; ich glaube aber, ihn fo verftanden zu haben, 
daß er meinte, ſowohl Excellenz v. Diquel als ih hätten gejagt, die Agitation ber 
Preffe habe bereits in vollem Umfange bei ben Förftern Eingang gefunden. Sollte 
Hear v. Erffa dies nicht gefagt haben, fo erübrigt ſich meine Erklärung. Ich babe 
aber, wie gejagt, die Ausführungen des Herren Freiherrn v. Erffa in dem oben 
angegebenen Sinne aufgefaßt und daher geglaubt, feine Erffärungen richtig ftellen zu 
muſſen. 

Abgeorbneter Dr. v. Woyna: Meine politiſchen Freunde find ſelbſtredend mit den 
übrigen Herren Vorrednern einig in der Verurtheilung der mehrerwähnten Agitation in 
einem gewiflen Theil der forfilichen Fachpreſſe. Aber fie find auch einverftanden mit 
dem letten Herrn Vorredner darin, daß diefe Agitation von dem allergrößten Theil ber 
Förfter nicht gebilligt wird. Ich kann au darin dem Herrn v. Erffa beiftimmen, daß 
diejenigen Zufchriften, bie wir aus Förſterkreiſen felbft erhalten haben, durchaus gemäßigt 
und im der Form korrekt geweien find, daß im Gegentheil die Oberförfter es geweſen 
fd, die mit aller Energie in den Zufchriften an uns für eine vermehrte Erhöhung 
der Dienftbezüge der Förſter eintreten. 

Meine Herren, meine politifhen Freunde haben die Empfindung, als fei es 
dringend erwünſcht, daß durd die ganze Forfivenvaltung, befonders in ber Bearbeitung 
der Perfonalien, ein frifcherer, weniger bitreaufratifcher Zug hindurchginge, und daß 
nad diefer Richtung Hin alsbald ein gewiffer Wandel geichaffen würde; wir Haben bie 
Empfindung, daß die Forftverwaltung überhaupt dazu neigt, büreaufratifirt zu werben. 

Was den Tonfervativen Antrag anlangt, jo haben meine politifchen Freunde den⸗ 
felben im Allgemeinen ſympathiſch begrüßt; fie haben ihn aber zuerft nicht für präziſirt 
genug erachtet, um ihm ohne weiteres beipflidhten zu fönnen. Jetzt hat Herr v. Erffa 
ſchon näher kundgegeben, worauf die Tonfervative Partei mit diefem Antrag hinaus will. 
Er if in diefer Form für ums durchaus annehmbar. Wir hätten mın gewünſcht, daß 
fi die Fürforge der Konfervativen zugleich auch ausgedehnt hätte auf die Waldwärter 
und Forftauffeher. 

Für die Waldwärter ift zum Theil ein Criftenzminimum vorgefehen, weldes 
eigentlich menfhenumvärdig if. Mit 400 Mark kann im ganzen preußiſchen Staat 
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feine Fumilie leben, geſchweige denn eine Kamilie, bie in ihren gefammten Berhältniffen 
auf eine gewiffe höhere fozinle Stellung Auſpruch machen fann, ale der gewöhnliche 
Tagearbeiter. Die Waldwärter follen ja mit ber Zeit ganz wegfallen; wir möchten ber 
Königlichen Staatsregierung anheim ftellen, bie Befeitigung fobald als nur irgend mög- 
lich eintreten zu laſſen. 

Was die Frage der Korfthülfsauffeher anlangt, fo leiden fie, wie ſchon mehrfach 
hervorgehoben worden ift, vor allen Dingen unter dem Dlangel geeigneter Wohnungen, 
aber aud) darunter, daß fie fer Häufig im Intereſſe des Dienftes fi zu Umzügen 
verfiehen mrüffen, zu denen fie vermöge ihrer nicht etatsmäßigen Anftellung keinerlei 
Beihälfe erhalten. Mir ift ein Fall aus dem Often befannt, in welchem ein Forſt⸗ 
hälfsauffeher in einem Jahre viermal hat umziehen müffen, ohne eine Beihülfe hierzu 
zu erhalten, Meine Herren, man fagt: zweimal Umziehen ift fhlimmer als einmal 
abbrennen. Da der Maun viermal hat umziehen müffen, fo ift er alfo eigentlich zwei⸗ 
mol abgebrannt. 

Der Herr Yinanzminifter hat angedeutet, daß es vielleicht möglich wäre, in anderer 
Form als in derjenigen einer Gehaltserhöhung den -Förftern zu Hülfe zu kommen. 
Meinen politiichen Freunden ift aufgeftoßen, ob man da nicht an einem Bunte ein» 
ſetzen lönnte, ber allgemein Gegenftand einer gewiffen Klage ſämmtlicher Forſtunter⸗ 
beamten ift. Der Förfter ift vermöge feiner dienfllihen Pflicht verbunden, ohne Rüdficht 
anf Wetter, auf Zerrain, auf Klima, feine Perſon, feine Kleidung, fein Schuhwerk 
derart zu ftrapaziren wie faum ein anderer Beamter. Sie finden nun im Etat der 
Berwaltung der indireften Steuern die Poſition: Zur Bewaffnung der Grenz und 
Steuerauffeher, zu Dienftbefleivungszufhüflen von 100 Mark für die berittenen, von 
80 Mark für die unberittenen Steneraufieher. Dieje Pofition giebt uns Veranlaffung, 
der Königlichen Staatsregierung die Erwägung nahe zu legen, ob man nit aud den 
Forſtern, Forſthülfsaufſehern und Waldwärtern in der Richtung entgegenfommen Tönne, 
daß man ohne Durchbrechung irgendwelcher Prinzipien ihnen ein befonderes Abnutzungs⸗ 
geid für Kleidung und Waffen giebt. Gerade die letzte Trage veranlaft auch mid, 
noch einmal die Frage ber Jagd anzufchneiden, die Herr Ridert am vorigen Sonnabend 
juerft aufs Tapet gebracht hat. 

Meine Herren, die Jagd ift filr die Förſter Dienſt, genau folder Dienft wie 
jeder andere, und ich hoffe und bin gewiß, daß uufere prenßifchen Körfter mit berfelben 
lörperlihen und geiftigen Berjammlung dem Dienfte der Jagd obliegen, wie das im 
Dienfte überhaupt verlangt werden uuß. Würde das nicht der Fall fein, fo glaube 
ih beſtimmt vorausfagen zu können, daß in fünftigen Kriegen unfere Yägerbataillone 
an dienftlichen Leiftungen, an tapferem, vorfichtigem, überlegtem Vorgehen nicht entfernt 
das leiften würden, was fie im Feldzuge 1870 geleiftet haben. Herr Rickert möge- mit 
ſeinem Vorſchlage, die Jagd zu verpaditen, die Förfter nollftündig aus dem Jagdbetriebe 
zu eliminiven, zu Haufe bleiben! Damit wird er, glaube ich, weder bei der Militär- 
and Forfiverwaltung noch bei der Majorität diefes Hohen Haufes irgendwelches Glück 
haben. 

Ich refümire mid) dahin: meine politifhen Freunde find durhaus damit einver- 
fanden, daß für die Förſter, Waldwärter und Korftgüffsauffeher im nächſten Etat Ver⸗ 
befferungen ihrer gefammten Verhältniffe vorgejehen werben; fie würden fid) aber zunächft 
zufrieden damit erflären, wenn in ber Form von Abnutungsgeldern für Kleider und 
Waffen ihnen eine Beihülfe gewährt wird, zumal dieſe Beihülfe auch einer thatfächlichen 
Mehrleiftung der Förfter, wie fie feine Beamtenklaſſe zu präftiren hat, entipriät. 
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Regierungslommifiar Geheimer Oberfinanzraty Havenflein: Es Tiegt mir nur 
daran, ein Mißverfländnig nicht auflommen zu laflen, dem Herr v. Erffa Ausbrud 
gegeben hat. Herr v. Erffa glaubte, den Herrn Finanzminiſter dahin verfiehen zu 
follen, daß die Königlihe Staatsregierung es ablehnen müfle, in eine weitere Erwägung 
darüber einzutreten, ob und in welder Weile das Dienfteinlommen der Fürfter in 
Zukunft weiter erhöht werben Tönnte. Ich möchte das bahin berichtigen — und 
Herr v. Woyna bat das auch fchon gethan —, baß der Herr Finanzminifter nur 
erflärt hat, biefes außerordentlihe SHerausgreifen der Förfter aus allen anderen 
Beamten für eine Gehaltsaufbeflerung in dieſem Etat habe den Zweck gehabt, fie in 
die Reihe zu bringen mit al den anderen Beamtengruppen, denen fie nad) Thätigfeit, 
Tüchtigkeit und Lebensftellung gleichzuftellen find, daß aber bie Frage, ob eine meitere 
Aufbefferung der Förfter eintreten fol, nur im Zufammenbange mit der Erörterung 
der Lage aller anderen hier in Betracht kommenden Beamtengruppen werde geprüft 
werben lünnen. Der Herr Finanzminifter bat ausbrüdlich angedeutet, daß man an 
diefe Aufbeiferung vielleicht denken könne nicht ſowohl in der Form einer Gehalts. 
aufbefferung, als vielmehr in der Form einer Erhöhung und Berbefferung der Stellen- 
zulagen; es ift fehr wohl möglich — und das habe ich aus verfchiedenen der bier ge 
baltenen Reden herausgehört —, daß vielleicht der wundeſte Punkt in ben Ein⸗ 
fommensverhältniffen der Förfter die durch den fehr ungleichen Werth und Ertrag 
des Dienftlandes hervorgerufene Ungleichheit der Dienftbeziige der Förfter ift. 

(Sehr richtig!) 

Bielleiht wird an diefem Punkt eingefetst werden können; aber das kann nur 
in Zufammenhang mit der noch vorbehaltenen allgemeinen Prüfung geſchehen. 

Meine Herren, ich bin ferner darüber erfreut, daß Herr v. Erffa erllärte, daß 
die Eonfervative Partei mit ihrem Antrage an eine Erhöhung gedacht habe bis zu 
einem Marimalfage von 1800 Mark, erfreut, weil der Wortlaut des Antrages, der 
eine „wefentliche” Erhöhung des Einfommens forderte, geeignet war, fehr viel weiter- 
gehende Emwartungen zu erregen, und beshalb erfreut vor allen Dingen, weil diefe 
Erklärung der Tonfervativen Partei am beften geeignet fein wird, ben übertriebenen 
Forderungen der unter die Förfter getragenen Agitation die Spike abzubrechen. 

Wenn fodann Herr vd. Erffa bemerft bat, das von der Staatsregierung be 
Bauptete Wohlwollen gegen die Förſter wäre doch thatfählich nur wenig in die Er- 
fheinung getreten, jo bat dem gegenüber der Herr Yinanzminifter bereitS Hervor- 
gehoben, daß in den letzten zwölf Jahren der Durchichnitt des Förftergehalts um 
46 Prozent aufgebeffert fei, und daß der Etat den Yörftern nicht nur die Gehalts: 
aufbefferung um 100 Mark bringt, fondern daneben mit der Anrechnung des 
Wohnungsgeldzufchuffes der Subalternbeamten eine weitere Erhöhung des penfions- 
fähigen Einfommens um 185 Mark, zufammen alfo um 285 Darf, und endlich 200 
neue TFörterftellen, und damit einen fehnelleren Eintritt in den Genuß des etats- 
mäßigen Dienfteinfommens. Diefe VBerbefferung der Lage der SFörfter, welche durch 
diefe drei Maßnahmen herbeigeführt wird, macht allein für den Staat einen jährlichen 
Aufwand von über Y/, Millionen aus. 

Schließlich noch eine kurze Bemerkung dem Heren Abgeordneten Horn gegenüber, 
der fi auf das Ausland berief. Meine Herren, wir kranken bereitS bei uns an 
einer übermäßigen Exemplifizirung der einen Beamtengruppe auf die andere; ganz 
unzuläffig und nocd viel ſchwieriger zu beurtbeilen ift eine Eremplififation auf die 
Beamtenverhältniffe des Auslandes. Die Stellung der einzelnen Beamtengruppen hat 
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fih in jedem Lande hiftoriih und umter wohlermogenem Abmefjen ber verfchiedenen, 
mit einander in Bergleich fommenden Beamtengruppen bes eigenen Landes allmählich 
entwidelt. Nur in diefem Rahmen läßt fich die Frage weiter behandeln, und man 
darf nicht Hinitbergreifen auf das Ausland. Aber, will man das doch thun, fo if 
es zwar einerfeits richtig, daß in einem Theil der Bundesflanten die Forſtbeamten 
befier geftellt find als bei uns; wenn indeß auf die Gehaltsſätze der Förſter in 
Bayern bingewiefen ift, fo entfprechen bie dortigen Förfter etwa unſeren ebenfalls 
erheblich höher befoldeten Revierförftern; die bayriichen Forſwwarte — das ift das, 
was etiva unferen Förftern entipriht — Haben auch erheblich weniger Gehalt als 
jene. Gegenüber jenen anderen Bunbesftaaten mit höheren Gehaltsſätzen für die 
Foͤrſter fteht aber andererfeitS auch eine Neihe von deutſchen Staaten, in benen die 
Forſtſchutzbeamten — ich bediene mich abfichtlich biefes alten Ehrentitels ber Törfter, 
weil jene Agitationsprefie auch ihn wieder als nicht mehr flandesgemäß für bie 
Foͤrſter und geradezu für eine Beleidigung ber Förfter erflärt, da er an die Be 
zichnung Schugmann erinnere — in denen aljo das Forſtſchutzperſonal in ben Ver⸗ 
hältniffen ihres Einkommens und ihrer Stellung erheblich geringer bewerthet wird 
a8 im Preußen. 

In Elfaß-Lothringen 3. B. geht das Gehalt der Förfter nur bis 1500 Marf, 
und Württemberg, Baden und Heflen halten ihre Forſtſchutzbeamten noch erheblich 
niedriger in den Einlommensverhältniffen wie nicht minder in ber allgemeinen Be- 
deutung ihrer Stellung. 

Abgeordneter v. Sanden: Meine Herren, ich erlaube mir, meiner Freude über 
die Erflärung Ausbrud zu geben, die wir feitens des Herrn Landwirtbichaftsminifters 
heute bier gehört haben. Ich kann aber mein Bebauern trot ber foeben vom Herrn 
Regierungstommiflar gehörten Erklärung nicht umterdrüden, daß der Herr Finanz⸗ 
minifter diefe mohlmollende Erklärung bes Herrn Landwirthſchaftsminiſters doch zum 
mindeſtens ganz erheblich abgefhwächt Hat, um fo mehr, als fchon feit langen Jahren 
das Hohe Haus ſtets die vollfte Anerkennung für die Thätigkeit und Gefinnung ber 
Förfter zum Ausdrud gebracht hat. 

Wenn der Herr Tyinanzminifter gegen den Vorwurf Verwahrung einlegt, daß 
feitens der Staatsregierung ein mangelndes Wohlwollen für den Förfterftand fchon 
feit langen Fahren geherrfcht hat, wenn er erflärt, daß die Aufbefferung inzwifchen 
feit einer Reihe von 20 Jahren 46 Prozent betragen hat, nun, meine Herren, ba 
wird mir wohl auch die Gegenfrage erlaubt fein: wie ſtark ift früher das Elend ge- 
wein, da troß aller biefer Berbefferungen noch kein befriedigender Zuſtand herbei- 
geführt it? Ich erlaube mir, zwei Zeugen für bas Beftehen früheren Elends bier 
aufzuführen, unb glaube, fogar der Herr Finanzminifter wird diefe beiden Zeugen für 
einwandsfrei halten; denn der eine ift er ſelbſt. Der Herr Yinanzminifter hat, wie 
mein Freund Horn fon im vorigen Jahre mitgetheilt hat, — freilich als Ab⸗ 
geordneter — ben Förftern das Zeugniß ausgeftellt, daß diefelben bei einer fo kärg⸗ 
liden Befoldung ein wahres Mufter von Rechtſchaffenheit und Dienſttreue liefern; 
und diefe Dienfttreue, meine Herren, haben die Förfter auch bis heute voll und ganz 
bewahrt. Es find auch inzwifchen Aufbefferungen erfolgt; aber die haben nicht die 
beabfichtigte Wirkung erzielen können, weil die Förfter eben früher zu fchlecht geftellt 
waren. Ich werde mir erlauben, als zweiten Zeugen eine Stelle aus einem Brief, 
den ich zufällig perfönlich befige, bier zur Kenntniß des Haufes zu bringen, den in 
ben 60er Jahren der damalige Adjutant des Inſpekteurs der Jäger und Schüten — 
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ih Tann aud den Namen nennen, Herr v. Stoſch — als Antwort auf einen ihm 
augegangenen Brief eines Forſtbefliſſenen gefchrieben hat. Darin fagte er unter 
Anderem: 
Allerdings habe ich gerade in meiner hiefigen Stellung bie meifte &e- 
legenheit, in bie fchredliche Mifere der Forſtpartie einen Einblic zu thun. 
Wer ein warmes Herz für die grüne Yarbe hat, der könnte bier 
Mifanthrop werden. 

Meine Herren, ich glaube, das ift doch ein Zeuge, ber als einmanbsfrei an- 
genommen werden muß und ich habe eben dieſe Mittheilung gemacht als Beweis, wie 
ſchlecht früher die Forftbeamten befoldet worden find. Bei ber friiheren ſchlechteren 
Finanzlage des Staates ift es vielleicht auch nicht möglich geweſen, die inzwifchen 
erfolgten Zulagen fo reichlich zu bemeffen, daß das Gehalt ein gut austämmlices 
werde. Bei ber jetigen Finanzlage des Staates aber, von ber der Herr Finanz⸗ 
minifter felbft hofft, Daß fie eine bleibende fein werde, ift der Zeitpunkt wohl gekommen, 
die bisher beftandenen Uebelſtände in der Befolbung ber Förfter zu befeitigen. 

Nachdem der Herr Yinanzminifter heute feine Erklärung abgegeben bat, ift & 
doch leider Mar erfichtlih, daß zum mindeften keine Einigleit unter ben beiden be- 
tbeiligten Herren, dem Yinanzminifter und dem Landwirthichaftsminifter, beſteht, und 
da ift es doch nöthig, auf dieſe ganze Frage, die hier ja vielfach ſchon erörtert if, 
nochmals näher und ziemlich fpeziell einzugehen, um feinen Bmweifel an dem Stand» 
punkt des Hohen Haufes in bdiefer Trage zu laffen. Bei der Berathung der Zulagen 
für die Förfter im Jahre 1890/91 hat in der Budgetlommifften ber jegige Vorſitzende 
derſelben, Herr v. Erffa, ſchon mit Nachdruck darauf Hingewiefen, daß die Foͤrſter 
entfchieben fälſchlich in die fünfte Gehaltsftufe gefommen find, während fie ihrer ganzen 
Stellung und ihrem ganzen Bildungsgrade nad) in die vierte gehörten. Meine 
Herren, da8 war vor zehn Jahren ausgefprochen, und im Protokoll der Budget 
tommiffion fteht, daß eben nur die augenblidtiche fchlechte Finanzlage des Staates 
der Grund fei, daß man biefer nicht genügenden Gehaltserhöhung die Zuſtimmung 
ertheilt. Es würde ja zu weit führen, wenn ich bier Ausführungen aller Redner, 
die das Thema behandelt haben, wiederhole; aber darauf möchte ih aufmerffam 
machen, wie das Haus ftet8 mit großer Wärme für die grüne Farbe eingetreten if, 
und wie die Regierung gerade durch die Verhandlungen dieſes Haufes fich gebrängt 
fühlen mußte, endlich einmal für die genügende Aufbefferung der Förfter zu forgen. 
Die vorjährige Erflärung des Herrn Landwirthichaftsminifters wurde hier alffeitig mit 
großer Freude begrüßt; denn durch diefe Erklärung mußte bie Hoffnung ſowohl hier 
im Haufe al im Förfterfiand erweckt werben, daß biefe angefiindigte Aufbefferung 
auch eine wirklich genügende fein würbe. Der Herr Minifter fagte in der Erflärung 
weiter, er gäbe ſich der Hoffnung Bin, daß die Forſter wie bisher von allen agitato- 
rifhen Beftrebungen, die Einfluß auf fie zu gewinnen fuchen, ſich fern halten, und 
er glaube, fie ftänden fich beffer, wenn fie der Staatsregierung volles Vertrauen ent- 
gegenbrädten. 

Ich glaube, meine Herren, der Herr Landwirthſchaftsminiſter hat heute, wenn 
ich richtig ‚verftanden, den Yörftern den Vorwurf der Agitation gemacht; ich glaube, 
nicht ganz mit Recht. Die Blumenlefe, die der Herr Oberlandforftmeifter aus der 
Wochenſchrift für deutfche Förfter bier vorgetragen hat, flammt aus einer fpäteren 
Zeit. Die betreffende Nummer der Wochenfchrift, die ich hier auch vor mir habe, 
datirt vom 3. Februar 1898. Aa, meine Herren, bevor der Etat befannt geworben 


— 215 — 


it, beftxeite ich ganz entichieden, daß bie Förſter ſich an einer Maffenpetition 
egitatorifch betheiligt haben. Wenn nach Belanntwerben bes Etats fi nun heraus⸗ 
fiellte, daß die ganze Aufbefferung 100 Mark beträgt, dann kann man es den Förftern 
ſchließlich nicht ſo übel nehmen, wenn fie ihrer Enttäufhung Ausdrud gaben, und, 
menn da auch harte Worte gefallen find, fo habe ich volles Berftändniß dafür; denn 
nichts verbittert jo als Enttäufchungen biefer Art. Wie mancher Förfter mag mit 
feiner Familie und feiner Frau ſchon berathen haben, wie zur befferen Kindererziehung, 
zur Befferung ihrer wirtbichaftlichen Lage die mit Recht erhoffte höhere Gehaltszulage 
verwendet werben koöͤnnte. Meine Herren, wenn dann biefe ganze ABulage auf 
100 Mark feftgefeßt wird, dann ftehe ich nicht an, offen zu fagen, daB ich auch einen 
Yarten Ausdrud der Enttäuſchung nicht fo ſcharf beurtheile. 

Ich will nicht zu fehr auf Einzelheiten eingeben. Bei den verjährigen Berhand- 
Imgen iſt in ber evidenteflen Weife der Beweis erbracht, daß unfere Forſtbeamten 
heut ftellenweife geradezu mit Noth zu Tämpfen haben. Es Tiegt doc wahrlich im 
Stantsinterefie, daB man gerade dieſe Beamtenklaffe, die mit Einſetzung ihres Lebens 
ihren Beruf zu erfüllen bat, günftig ftellt und mit allen Mitteln darnach firebt, bie 
altbewährte Treue der grünen Farbe, und ganz bejonders in jetiger Zeit, zu erhalten. 

Die Anforderungen, bie heute an bie Työrfter geftellt werben, find fraglos be- 
deutend höher als in früheren Jahren; bie fleigenden Einnahmen aus dem Forſt find 
mwabrlih nicht nur bie Folge der Konjunktur oder, wie neulich ber Abgeordnete 
Gothein uns glauben machen toollte, die Folge des Holzzolles, nein, fie find in viel 
höherem Maße die Folge einer weit rationelleren Bewirtäfchaftung und einer ge- 
Tdidteren Ausnugımg und Berwerthung bes Materials, und gerade bie Ausführung 
diefer Arbeiten liegt zum großen Theil in der Hand der Fzörfter. 

Es iſt im vorigen Jahre ſchon Mar geftellt, Daß gerade die Förfter, die befonders 
auf die Landnutzung angewiefen find, gegen früher ganz entichieden Einbußen erleiden. 
Es if Heute fchon von dem Heren Abgeordneten Freiherrn v. Erffa die Trage ber 
Kindererziehung erörtert. Ich will das gerade anflihren, weil regierungsfeitig gefagt 
wird, man dürfe Beamtenkategorien nicht immer mit einander vergleichen. Gewiß 
darf man fie mit einander vergleichen, und man muß dieſe Verhältniffe berüdfichtigen 
bei der Gehaltsfeftſetzung. Es iR natürli, daß ein Beamter, der in einer Stadt ſitzt, 
«3 in allen diefen Berhältniffen, wie Kindererziehung und anderen leichter bat; und 
das drückt fi) doch alles in Geld aus. Die Yörfter müſſen größtentheils Land⸗ 
nugung haben, da fie im Walde wohnen müffen, um ihre Aufgaben beffer erfüllen 
zu lönnen. Es ift aber klar, daß durch den allgemeimen Ruckgang ber Landwirth- 
ſchaft die Forſter erheblich mehr leiden müffen, als andere Landwirtie. Bon 
Herrn von Erffa ift ſchon vollfländig zutreffend darauf Hingewiefen, daß bie Förfter, 
wen fie Gefinde und Tagelöhner haben wellen, ganz bebeutend höhere Löhne 
zahlen müſſen, als andere Landleute, bie ähnliche Parzellen zu bewirthſchaften haben. 
Es will weder Knecht noch Magd mehr auf ein entferntes einzeht liegendes Gehäft, 
weil e8 da an Vergnügungen fehlt. Und ebenfo ift es bei den Tagelöimern. Wäh—⸗ 
vend wir den gewöhnlichen Taglohn zahlen, müffen die Forfer den Leuten noch das 
Eſſen geben; denn bei ber Abgelegenheit bes Forſtetabliſſements ift es natürlich, daß 
die Arbeiter nicht erft nach Haufe geben können, fondern fie müffen beföftigt werben. 
Außerdem ift die ganze Bewirtbichaftung ber Lanbparzellen, bie den Sörftern zur 
Berfügumg geftellt werden, an und für ſich ſehr viel fchmwieriger; dem es ift ganz 
Klar, daß in jedem Fruͤhjahr bei der Schneeſchmelze an ber :Tifiere des Waldes der 
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Schnee fehr viel langſamer ſchmilzt als auf frei liegenden Feldern, und wir jeher 
in jedem Jahr, wie die Winterfaaten ſowohl wie Klee auf weiten Streden längs bes 
Waldes auswintern. Auch in der Erntezeit liegen bie Verhältniffe für ben Förſter 
ebenso ſchwieriger, da e8 in von Wald eingefchloffenen Landparzellen ſchwerer trodnet, 
weil der Luftzug behindert if. Da ift es natürlich, daß, wenn ungünftiiges Wetter 
eintritt während der Futter⸗ oder Getreibeernte, der Förſter viel mehr Arbeit mit 
ber Einbringung des Futters unb bes Getreides bat; das gemähte Getreide „oder 
Futter muß dann viel öfters umgeftellt oder gewendet werben als bei frei liegendem 
Felde, und das macht doch fraglos bedeutende Mehrkoſten. 

Meine Herren, wenn jett die Gehaltserhöhung Inapp 30 Pfennige auf den Zag 
ausmacht, fo bin ich der Anficht, daß die Schäben, bie die Foörſter feit einem Jahr⸗ 
zehnt durch den Rückgang der Lanbwirthichaft erleiden, dadurch noch nicht ausge 
glichen werden können und fo von einer Gehaltsaufbefferung überhaupt nicht die Rede 
fein fann. 

Meine Herren, ich habe etwas vergefien bei dex vorher erwähnten Agitation 
der Förfter. Die Regierung hätte e8 boch wahrlich jehr leicht gehabt, diefer regierung®- 
feitig fogenannten Agitation bie Spite abzubrehen. Wenn fie wirkli mit der 
Abficht umgeht, eine bedeutendere Gehaltsaufbefferung in den nächſten Etat auf- 
zunehmen, dann bätte fie einfach eine Bemerkung in diefen Etat aufnehmen follen, 
worin ausgefprochen wird, daß diefe 100 Mark eine einftweilige Entfhäbigung fein 
follen, und daß in Ausfiht genommen ift, eine weitere Entſchädigung fpäter folgen 
zu laſſen. Ich bin überzeugt, daß dann die ganze Agitation, die feiten® ber Regie 
rung fo verurtheilt wird, gar nicht eingetreten wäre. Ich kann überhaupt nad) all 
den Vorgängen, bie hier im Haufe über biefe Frage finttgefunden haben, gar nidjt 
recht verfiehen, baß bei wirklich ernftem Willen und energifcher Vertretung feiten® 
der Forſwerwaltung dem Herm Finanzminifter nicht jet ſchon mehr abzuringen ge 
geweien wäre. Denn das mußten ſowohl der Herr Finanzminifter wie der Her 
Bertreter der Forftverwaltung fi) fagen, daB vom Hohen Haufe aus gegen biefe 
Erhöhung von 100 Mark energifcher, einmüthiger Protefi erhoben werben würbe. 
Eine bloße Bewilligung der 100 Mark Zulage war einfach undenkbar, und es hätte 
aller Beunrubigung vorgebeugt werden können, wenn eine erläuternde Notiz im (tet 
geftanden hätte, daß die Aufbefferung durch diefe 100 Mark nicht eine definitive fei. 
In welcher Weife die Erhöhung der Zulage ins Werk gefeist werden foll, müſſen wir 
natürlich der Königlichen Staatsregierung überlaffen; denn nur fie allein ift in der Lage, 
alle Berjchiedenheiten ber einzelnen Förfterftellen auch wirklich beurtheilen zu können; und 
eine große Berfchiedenheit herrſcht ganz entfchieden bei den einzelnen örfterftellen. 
Ich würde mir daher ben Borfchlag erlauben, daß eine allgemeine, auch nad) unfern 
Anſchauungen ausreichende Erhöhung des Gehalts für die Förfter in ben nädfl- 
jährigen Etat eingefegt wird, oder, was wohl licher den Beifall des Haufes finden 
würde, daß das im Wege des Nachtragsetats noch in dieſem Jahr gefchieht, daß 
man außerdem den Tit. 18 ganz erheblich verflärkt. Der Herr Finanzminifter hat 
ſchon ausgeführt, daß Tit. 18 ungefähr 100 Markt für jede Stelle beträgt; bas if 
zu gering, um die einzelnen Stellenungleichheiten auszugleichen. Da würde ich eine 
ganz bedeutende Berftärkung des Tit. 13 empfehlen. 

Meine Herren, bei uns im Oſten — ich will gleich vorausfchiden, daß ich hier 
nicht etwa Fragen anregen und zur Sprache bringen will, die etwa weitergehende 
nicht gerechtfertigte Wünfche der Förfter eriweden können; ich halte e8 aber doch für 
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angebracht, daß, wenn einmal biefe Frage der Gehaltserhöhumg der Forſter von ber 
Staatsregierung zum Abſchluß gebracht werben fol, man Alles anführt, was auf 
biefe Frage Bezug bat, damit bevedjtigte Wünfche auch Erfüllung finden — bei uns 
im Ofen taucht die Frage der Entichäbigung für Pferbehaltung oder Pferdenutzung 
in Forſterkreiſen auf. Meine Herren, der Forſter iſt bei uns bei den verſchiedenſten 
Gelegenheiten bei Ausübung feines Dienſtes in der Lage, ein Pferd benutzen zu 
möüffen. Die Holztermine, bei denen auch Förfler anweſend fein müffen, finden oft 
in Dörfern fait, die eine Meile weit von dem Wohnort des Förfters abliegen. Der 
Holztermin dauert ben ganzen Tag, oft bis in die Nacht hinein, und da iſt es doch 
natitrlich, daß der Forſter den Weg bin und zurüuck mit Benukung eines Pferdes 
macht. Bei Lolalbefichtigungen feitens der Borgefegten iſt doch ſchließlich auch von 
den Sörfteen, die doch heute alle Leute im Höheren Lebensalter find, nicht zu ver- 
langen, daß fie hinter dem Wagen oder Schlitten der Herren binterberlaufen; fie 
müffen auch beritten fein. Und bann haben bei uns die Förfter öfters auch die Be- 
aufſichtigumg und Berpaditung von ihrem Wohnort entfernt liegender Fifchereien in 
Heinen Bächen zu leiten und müffen zur Ausübung dieſes Dienftes ſich auch des 
Pferdes bedienen. Dann — zu meiner Freude kann id) es ja nur Tonftatiren — 
wird der Wildfütterung jett auch erhöhte Bedeutung feitens der Yorfiverwaltung bei» 
gelegt. Run, meine Herren, wie foll ein Törfter die Wilbfütterumg beforgen ohne 
Benutzung eines Pferdes? Er Tann doch unmöglich das Futter auf dem Rüden 
nehmen und e3 an die einzelnen Futterplätze in feinem ansgebehnten Revier tragen. 

Ich will diefe Frage, wie gefagt, nur angeregt haben, "weil bie Trage in 
Förfterlreifen auch ventilirt wird; ich würde e8 richtig finden, daß in allen ſolchen 
Fallen, wo der Exrweis erbracht wird, daß der Tzörfter in ber Ausübung feines 
Dienſtes wirflid ein Pferd braucht, ihm bafür eine Entichädigung gewährt wird. 
Ehenfo möchte ich die Frage anregen, ob den Foͤrſtern für ſolche Dienftleiftungen 
mßerhalb ihres Reviers Tagegelder zu zahlen feien. Denn Mehrausgaben werben 
doch ficher durch diefelben bedingt. 

Meine Herren, bei diefer Gelegenheit möchte ih — ber Herr Prafident wird 
hoffentlich nichts dagegen haben — noch ganz kurz auf die Oberförfter zurückkommen. 
Herr v. Woyna und ich haben im vorigen Jahre — — 

(Glocke des Bräfidenten.) 

Bräfident (den Redner unterbrechend): Ja ich glaube doch, auf die Oberfdrfter 
fnnen wir bier nicht mehr zurückkommen. 

Abgeordneter v. Sanden (fortfahrend): Ich werde es nicht thun, Herr Präftbent, 
wenn Sie es nicht wünfdhen; ih wollte nur die direkte Frage an die Staats⸗ 
regierung thun, wieviel Oberförfter die höchſte Dienſtaufwandsentſchädigung von 
2100 Mark erhalten. 

Bräfident (den Redner unterbrechend‘: Aber dann fprechen noch andere Herren 
längere Minuten; das geht nicht. 

(Heiterfeit.) 
Bir bleiben bei den Yörftern. s 

Abgeordneter v. Sanden (fortfahrend): Ich kann e8 aber bei ber britten Lefung 
nachholen. 

Run, meine Herren, will ic) etwas mir ſehr Auffallendes berühren. 

»Ich babe die Berhandlungen der Budgetlommiffion früherer Fahre, foweit fie 
den Forſtetat betreffen, mir durchgefehen und auch ebenfo die aus biefem 
Jahrb. d. Breub. Forſt⸗ u. Jagdgeſezg. XIX. 15 


Jahre, und da finde ich etwas wirklich ganz Eigenthümliches. Dort beißt es 
in dem Protokoll: 

Der Abgeordnete v. Arnim begrüßt die Gehaltserhöhungen und die Ber- 
befferung durch Vermehrung. der Stellen; es feien 3300 alte Stellen und 
126 neue Stellen in der Bemerfung angeführt; abdire man dieſe beiben 
Zahlen, fo entftehe immer nod eine Differenz gegenüber den im Etat aufge 
führten 3461 Stellen. Er bitte um Auskunft. 

Oberlandforftmeifter Donner ift nicht in ber Lage, Aufllärung darüber 

zu geben. 
Das kann natürlich doc wohl nur auf einem Mißverſtändniß beruhen, und ich hoffe, 
der Oberlandforftmeifter wird mir Dank wiffen, daß ich diefes bier zur Kenntniß ge 
bracht, damit eine aufflärende Aenderung im Protofoll vorgenommen wird. Denn 
ebenfo gut, wie ich frühere Protokolle der Budgetlommiffion durdhgelefen habe, wird 
es mander andere Abgeordnete nah mir thun, und man lönnte doch feltfame 
Schlüffe daraus ziehen. Daß ein Abgeorbneter die Notiz, daß fünf Waldwärterſtellen 
in neun örfterfiellen umgewandelt werden follen, überjehen kann, ift leicht erklärlich; 
unerflärlicd wäre e8 aber, wenn der Herr Oberlandforftmeifter zur Aufflärumg Teine 
Auskunft geben könnte, und da möchte ich doch vorfchlagen, daß dem Bericht 
eine Bemerkung beigefügt wird, um dieſes Mißverftänbniß aud als foldyes zu kenn⸗ 
zeichnen. 

Meine Herren, aber etwas erſcheint mir auffallend im Etat felbft; das ift, daB 
die 21 Torf» und Wiefenmeifter von der Gehaltserhöhung ausgefchloffen find. Es ift 
diefen Beamten bdienftlich mritgetheilt worden, daß die Torfmeiſter in die Rang- 
erhöhung einbegriffen find, und in der Beflallungsurlunde heißt es ausdrücklich: 
„Beftallung als Förſter für den bisherigen Forftauffeher, nunmehrigen Königlichen 
Zorfmeifter.” In dem Etat des Jahres 1887 ſteht ausbrüdlich bemerkt, daß es im 
Intereffe des Dienftes Tiege, diefe Beamten annähernd mit den Föoͤrſten gleich zu 
fiellen. Der frühere Unterfchied betrug 35 Mark und wurde damals auf 25 Marl 
vebuzirt. Im Fahre 1890/91 if die vollſtändige Gleichftellung mit den TFörftern 
erfolgt. Wenn aus irgend einem Grunde bie Forfiverwaltung zu einer anderen 
Anfhauung gelangt wäre, daß bie Gleichftellung nicht nöthig wäre, fo, glaube 
ih, wäre es feine unbefcheidbene Forderung, daB fie auch in einer Bemerkung 
im Etat eine Erflärung darüber abgegeben hätte. In der Budgetlommmilfion 
iſt diefe Trage weiter auch nicht erörtert worden, und jedenfalls muß fie noch fehr 
genau geprüft werden. 

Nun, meine Herren, in der Budgetlommiſſion — ich fomme glei zum Schluß 
— bat der Herr Minifter für Landwirthſchaft die Erflärung abgegeben, 

daß im Einverftändniß mit dem Herrn Finanzminiſter Aufbefferungen in 
Ausfiht genommen find, und daß er beabfichtige, die Leute aufzumuntern, 
ihr Dienflland und ihre Meinen Grundftüde in befonders hohe Kultur zu 
bringen und ihnen dafür Prämien zu ertheilen. Durch Hebung der Bewirth- 
ſchaftung des Dienfllandes wird ihnen aud in ben Lebensverhältniffen ge⸗ 
bolfen. 

Ja, meine Herren, das ift gewiß ein fehr fchöner Plan, aber im günftigften 
Falle doch eine weit ausfhauende Zukunftsmufl. Aufbefferungen kommen immer 
erſt nach längerer Zeit und nad mehreren Jahren in Wirkfamfeit. Aber meine 
Herren‘, ſolche Aufbeſſerungen, wenn Iſie in wirklich erhebendem Maße ftattfinden 
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ſollen, koſten ganz entichieden auch mehr Zeit und Benuffichtigung, und deshalb möchte 
ich die Frage anregen, ob nicht dabei die Pflichten bes Forſibeamten als Forſtbeamter 
und als Landwirth Tollidiren werben. Ich habe das fefte Zutrauen zu den Foͤrſtern, 
daß fie mit Hintanfegung bes eigenen Vortheils ebenfo treu als bisher ihre Pflicht 
erfüllen werben. Aber man muß meiner Anficht nad) vom rein praftifhen Stand⸗ 
yınkt aus dieſe Frage in Erwägung ziehen. Aber fei dem, wie ihm wolle, das Hohe 
Haus bat heute wieder volle Sympathie für bie grüne Farbe gezeigt, — möge bie 
Regierung num das Ihrige thun! ' 

Zum Schluß möchte ich noch darauf hinweifen, daß es doch wahrlich im Staats- 
interefie liegt, die ganze Frage der Befoldung der Unterbeamten enblich zum Abſchluß 
zu bringen. Es ift regierungsfeitig fo oft erflärt worden, daß einzelne Beamten- 
Entegorien aufgebeffert werden müffen, und es ift daher natürlih, daß nun jede Be- 
‚amtenllaffe noch bei Beiten den Beweis zu liefern fucht, baß gerade ihre Kiaffe ber 
Aufbefferung bebarf, und es ift eine natürliche Folge, daß wir mit Maſſenpetitionen 
geradezu überfchättet werben. Ich will wahrlid niemandem das Betitionsrecht ver- 
lümmern; aber um alle dieſe Petitionen auf die Nichtigkeit ihres Zahlenmaterials zu 
prüfen, müßte der Tag mindeftens 72 Stunden haben, unb, meine Herren, um einen 
Imbläufigen Ausdrud, der in allen Petitionen erfcheint, auch bier zu gebrauchen: 
es muß wirklich die Berufsfreudigleit des Abgeordneten erlahmen, wenn er fi) vor 
eine Aufgabe geftellt fieht, die er einfach nicht erfüllen Tann; und es if ein Ping 
der Unmöglichkeit, alle diefe Petitionen, deren Menge man ja mır no nad) Gewicht 
beſtimmen kann, gründlich zu ſtudiren. Ich halte e8 für angezeigt, darauf hinzu⸗ 
weiten, daß die Prüfung und Vertretung diefer Maffenpetitionen einfach unmöglich 
iſt, und dadurch die erhoffte Wirkung abgeſchwächt werden muß. Ich hoffe, daß die 
Regierung fehr bald nun biefe Benmtenbefoldung zum Abſchluß bringen wird, damit 
jeder Beamte weiß, was er in feiner Stellung zu erwarten hat — wenigfiens fir 
eine längere Reihe von Jahren — damit jeder in ben Staatsdienft Eintretende weiß, 
was er zu erhoffen bat; Bann werben die Beunruhigungen verfchwinden, unb dann 
wird wieder Bufriebenheit eintreten, und die Berufsfreudigfeit wird wieber 


en. 

Mit dem Wunſche daß dem fo fei, will ich fchließen. 

Regierungstommiffar Oberlandforftmeifter Donner: Ja, meine Herren, es ift 
wir ummöglich, auf alle die Details einzugeben, die von bem Herren Vorredner be» 
zährt morben find. Ich denke, daß in der Kommiffion, die vorausfichtlich zuſammen⸗ 
treten wird zur Berathung dieſes Gegenftandes, gegebenen Falls in der Budget⸗ 
Iommiffion, Gelegenheit geboten werben wird, alle diefe Dinge ausführlich zu erörtern. 


Ich wollte nur mit Bezug auf das, was bezüglich ber bereits flattgehabten Ber- 


handlung der Bubdgetlommiffion gefagt wurde, bemerlen, daß die Anfrage bezüglich 
der Differenz in den Zahlen ber Förfter von den betreffenden Herren ſelbſt zurüd- 
gezogen worden ift, und daß alfo gar fein Anlaß geweſen ift, diefen Gegenſtand zu 


erdrtern. Dann ift gefagt worden, e8 fei den Nebenbetriebsbeamten dienftlih mit. 


getheilt worden, daß fie wie bie Förfter nunmehr Subalternbeamte feien. Meine 


‚Herren, von wem das gefchehen ift, das weiß ich nicht. Bon Seiten des Minifteri 


iſt nach der Richtung abfolut Feine Anordnung ergangen. Natürlich) ift der Gegen- 
fand hier im Minifterium auch erörtert worden. Indeß das Enbergebniß if der 
Beſchluß geweſen, daß biefe Beamten nicht in diefe Hangerhöhung einzubeziehen 
seien. 
15* 
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Abgeordneter Dr. Freiherr u. Heereman: Meine Herren, ih komme zu fo 
fpäter Zeit zum Worte und muß ba allerdings gefiehen: im wefentlichen if alles, 
was nothwendig ift, bereits gefagt worden, umb um nicht Gefagtes zu wieberholen, 
will ich mich auf einige wenige allgemeine Bemerkungen befchränten. 

Ich will amädft vorausſchicken, daß ich den Antrag ber Herrn Abgeordneten 
v. Arnim und Genoffen mit großer Freude begrüßt babe, und daß meine politifchen 
Freunde und ich für benfelben fiinmen werden. Wber ich muß babei bemerken — 
und ich babe mich auch ſchon darüber vergewiffert —: unter der, ich möchte fagen, 
felbüwerftänbiichen Auffaffung und Borausfegung, daß mit dem Worte „Forſter“ auch 
die angehenden TFörfter, alfo bie Auffeher und Forſtanwärter und alle Beamten, die 
im die Stellen der Yörfter demnächſt einrüden, mit gemeint find. Ich glaube in der 
That, daß, wenn man bie VBerhältniffe der Työrfter verbefiern will, man zunädit. 
ganz befonder® auf diejenigen Rädficht nehmen muß, die fehr lange warten muſſen, 
His fie eine Foͤrſterſtelle erhalten. 

Meine Herren, die Ausführungen des Herrn Landwirthſchaftominiſters und noch 
mehr die bes Her WRegierungslommiffars von der Forſtverwaltung haben mich nun 
wicht gerade erfchredt und andererſeits mich auch gewiß nicht befriedigt. Die Be- 
merkungen über die Agitation und dergleichen will ich auf ſich beruhen laffen. Mir 
iſt nicht befannt gewefen, daß eine foldhe Agitation ſich entwidelt und geherrſcht 
Habe. Wenn uns da aber aus einer Forſtzeitung einige Dinge vorgelefen werden, 
die etwas aufgeregter und ungeeigneter Art find, fo kann man das doch nicht an- 
führen, wenn es fi um bie Berbefferung der Lage ber bedrängten Forfibeamten 
handelt. 

(Sehr richtigl im Centrum und Tin.) 
Die Forſtbeamten können zwar wohl durch ſolche Ausführungen aufgeregt und irre 
geleitet werben; aber fie find doch nicht ſchuld an biefer Sache, und Uebertreibungen 
der Preffe kbnnen doch kein Hinberniß für eine auskommliche Gehaltsbemeffung fein 
oder die Berbefferung Kindern; im Gegentheil, wern man bie Beamten gexecht und 
richtig befoldet und leitet, wirb auch eine foldhe ganz ungehörige Agitation denfelben 
nit ſchaden und ihre Grundfäge nicht beeinträchtigen. 
(Sehr richtig!) 

Alſo dies anzuführen, um einen Grund dafür in gewiſſer Weife zu finden, jetzt eine 
Erhöhung und Berbefierung diefer Beamten als nicht nothivendig und als nicht ber 
Zeit entſprechend ober ungeeignet erſcheinen zu laffen, halte ich durchaus nicht für 
richtig 


Der Herr Minifter für Landwirthſchaft hat ferner gefagt, er mäffe bie Disziplin 
fireng aufrecht erhalten und werde das in entfchiedener Weife thun. Ja, meine 
Herzen, damit find wir alle einverftanden; das ift allerdings unbedingt nothwendig. 
ber es handelt fi im vorliegenden Fall doc weſentlich um die Frage: find bie 
betreffenden Yorftunterbeamten nicht fo gut geftellt, wie wir e8 im allgemeinen 
wänfden und für nothwenbig halten müffen? 

Es iſt ja etwas Bedenkliches — das gebe ich im allgemeinen vollfländig zu — 
hier in Bezug auf die Gehaltsverhältniffe der Beamten Anträge zu ftellen und Bew 
befferungen zu befürworten; das muß mit großer Borficht geſchehen. Nun muß id 
geftehen: von ber Agitation, bie herricht, habe ich, ba ich die „Forſtzeitung“ nicht leſe, 
nichts gewußt. Es find auch an mich und meine pofitifchen Fremde Wunſche — 
und im allgemeinen fehr gemäßigter Art — gelangt, fo daß ich glaubte, auch bier 
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für biefelben eintreten zu follen, ba ich fie für berechtigt halte. Ich Halte im der 
That eine Berbefferung ber Lage der angehenden Foͤrſter, der Forſtanwaͤrter und 
aud ber Förfter für durchaus geboten und ben Berhältniffen entfprechend. Auf die 
Wezielle Berechnung will ich nicht mehr von neuem eingehen, weil es bereitö ge- 
ſchehen iſt. 

Aber zwei Punkte kommen dabei noch in Betracht; das möchte ih auch dem 
Herrn Bicepraſidenten des Staatsminifleriums, dem Herrn Yinanzminifter entgegnen, 
der geſagt hat, man durfte fie mit den andern Beamten nicht in Bergleich bringen; 
ex bat dann angeführt, fie fländen wirffich im Gehalt beffer, und bat auch den freien 
Brand und ähnliche Dinge noch vorgeführt, bie fie zu einer beſſern Lage brächten als 
andere Subalternbeamten. Wenn man bagegen aber einige andere Punkte berüd- 
fichtigt, fo verſchwinden diefe Momente vollſtändig. Zunächſt müffen die Forſtanwärter 
überaus lange warten. Sie kommen ver 45 bis 50 Jahren nicht In eine Yörfter- 
Kelle; fie müffen aber früher ſchon — und das unterfcheibet fie von andern Sub- 
alternbeamten — heirathen. Sie wohnen ganz allein im Walde, müffen bort ihre 
Zhätigleit ausüben; folglich finb fie auf eine eigene Saushaltungsführung in der 
Regel angerwiefen. Was den Brand betrifft, fo will ich an ſich zugeben, daß fie ihn 
soohlfeiler haben; aber bie Wohnungsverhältniffe find im allgemeinen fehr ungitnfiig. 
Sie müflen in der Regel höhere Miethe bezahlen, wenn fie nicht etwa wie bie Förfter 
Dienkwohnung bekommen; ſolche erhalten die Forſtanwaͤrter aber fehr felten. Sie 
ſind darauf angerwiefen, beſtimmte Wehnungen zu mietben, um nicht zu weit von 
ihrem Revier zu fein, und biefe Wohnungen werden felbftverftändlich ziemlich hoch 
geitellt, weil in ber Wegel bie Wahl gering ift und eben bie Nothwendigkeit bie be- 
treffenden Beamten zwingt, ſolche Wohnungen zu nehmen. Das if ein Umſtand, 
Ber ganz beftimmt nicht außer Acht gelaſſen werben darf. Dann haben auch bie 
FIsreſter fpäter, wenn fie Familie haben, fehr viel ſchwierigere und foflfpieligere 
SHinbererziehbung, die ebenfalls in Betracht zu ziehen ift; dies wear noch nicht hervor⸗ 
gehoben. Und endlich haben fie von dem Grund und Boden, den man ihnen als 
Dienftläudereien übergiebt, wenig Vortheil; fie haben eine viel ſchwerere und viel 
theurere Beftellung, fie haben ſelbſt nicht das Zugvieh, fie müffen andere Leute zur 
Hulfe nehmen. Es ift fchon bemerkt worden, daß fie die Dienfiboten nur zu hohen 
Preiſen und viel ſchlechter als in den Städten erhalten können; alfo die ganze Be- 
wirthſchaftung der Dienftländereien wird im Großen unb Ganzen nicht ben Gewinn 
abwerfen, den man voransfest, wenn man hört, daß den Förftern fo und fo viel 
Morgen Land als Dienflländereien zugewiefen find. Alle dieſe Momente kommen 
mbebingt in Betracht. 

Deine Herren, Sie fehen ja auch heute — ich will mid) nicht weiter auf bie 
Sache einlaffen, vieles ift ſchon gefagt — eine rührende Einmüthigfeit im ganzen 
Saufe, für die Forſtbeamten einzutreten, wie es eigentlich fehr felten der Fall if, 
und id) meine, das fommt daher, daß wir alle glücklicher Weiſe — und bas ift ein 
gutes Beichen für unfere wahre und richtige natürliche Empfindung — eine große 


"Freude am Walde und eine Liebe zu bdemfelben haben. Es ift ſelbſtverſtändlich: 


wenn irgend jemand Freude und Empfindung für die Naturfchönheiten bat, fo ift 
da, wo Feine großen Berge, Thäler und Ströme find, doch der Wald das weſent⸗ 
Gichfte, was unſer Herz erfreut. 

(Sehr richtig!) 
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Deshalb lieben wir alle den Wald und haben auch ein gewiffes Interefſe fr die 
jenigen, welche ben: Bald pflegen, erhalten und für ihn forgen. 
(Sehr ruhig!) 

Meine Herren, der Wald ift ja außerdem, daß er uns Freude macht und, id 
möchte auch fagen, unfer poetifches Gefühl anregt, das mejentliche Mittel fir Mima- 
tifche Berhältniffe. Ex giebt uns gefunde Luft, vertheilt die Nieberfchläge des Regens 
richtig, regelt den Wafferablauf, ift überhaupt ein ganz weſentlicher Yaltor für die 
richtige Geftaltung unferer durch die Kultur vielfach afficirten natürlichen Berhältnifie, 
und deshalb muß jeder Freude am Walde haben, und wir wollen auch alle, daß 
unfer Wald möglihft gut erhalten und gepflegt: wird. Zudem ift ex aber auch ein 
großes Kapital für die Zukunft und in diefer Richtung bebeutfam. 

Insbeſondere glaube ich nun auch, daß bie Beamten, die im Walde leben und 
für den Wald thätig find, im allgemeinen ein ganz vortreffliches, ehrenfeftes, kerniges 
und treues Geſchlecht ſind, 

(fehr wahr!) 


daß fie ihre Pflicht unter ſchwierigen Berhältnifien überall treu erfüllen, umb bie 
Pflicht if nicht immer fo gar leiht. Sie müflen bei Wind und Wetter braunen 
fein, muſſen ftellenweife fogar ihr Leben einfegen gegen Forſtdiebſtahl und Wildfrevel; 
fie haben bei Tag und Nacht Feine Ruhe, auch nicht einmal den freien Sonntag; 
von dem Achtftundentag ift bei ihnen gar keine Rede, fie find in einem fort in Au 
ſpruch genommen, müffen immer im Dienft fein und wohnen dabei großentheild weit 
von den Wohnungen anderer Leute entfernt allein. 

Meine Herren, das alles bringt, zufammen mit dem Aufenthalt im Walde, eine 
gewiffe Feſtigkeit, Kernigkeit und Tüchtigleit hervor. Diefe wollen wir erhalten wiſſen 
und in biefer Klaffe von Beamten gepflegt fehen, unb um ſolche Gefinnungen und 
Richtungen auch in vollftändiger Entwidelung gedeihen zu laffen, dafür ift auch eine 
gute auslömmliche Stellung nothwendig, ſodaß fie vor Sorgen gefichert leben Tönen. 
Deshalb find wir aud alle fehr gern bereit geweſen, ba wir glaubten, daß Hier 
in der Zhat etwas fehlt, ihren eine verbefierte Stellung im Gehalt zulommen 
zu laffen. 

Der Herr Finanzminifter hat die Sache fo dargeftellt, als wenn man immter fo 
gut für die Forſtbeamten geforgt habe in früheren Jahren. Das wiberfpricht meiner 
Erfahrung durchaus. Es ift ſchon lange Klage geführt worden über die nicht günftige 
Stellung namentlich der Oberförfter und mancher anderen Forſtbeamten. Auf diefe 
Zrage darf ich hier nicht eingehen, weil fie nicht hierher gehört. Aber ich barf doch 
darauf hinweiſen, daß mit den Oberförftern die unteren Beamten doch auch nicht fo 
gut geftellt waren, wie man nachher feitens der Regierung vollftänbig anerkannt bat. 
Mit diefer Berbefferung it man erft in den legten Jahren vorgegangen. Alfo 
immerfort hat man nicht ein fo großes Intereſſe an der guten Beſoldung ber Be 
amten gezeigt. Um aber ihnen bie Freude des Berufs und bie Tüchtigkeit und 
Kraft zu erhalten, muß man ihnen auch eine gute und beftimmte austömmliche Ber- 
forgung geben. Sie werden dann um fo freudiger und auch gewiſſenhafter ihre 
Zhätigfeit ausüben können und ausüben. _ 

Meine Herren, die Thätigkeit der Förfter und der. Unterbeamten ift für ben 
Wald und feine gute Pflege, weil fie ja eigentlich die Ausführenden und bie Praktiker. 
in der Forſtverwaltung find, eine fehr wichtige; zweitens müſſen fie eine Menge vor 
Arbeiten ausführen und beforgen, die abfolut nothwendig find, und ferner müſſen 
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fie dies in einer Weile thun, in welcher die Kontrole entweder zum Theil fortfällt 
ober boch ſehr ſchwer if. Es ift fehr ſchwer, die Pflanzarbeiten eines Foͤrſters ganz 
genan zu kontroliren; davon hängt doch die Pflege des Waldes und das Gedeihen 
der Schonungen und die Erneuerung des Waldes weſentlich ab, und manche andere 
Beforgung liegt ihnen ob, bie gerade biefe dem praftifchen Leben fo nahe fiehenden 
Beamten zu treffen haben. Dazu wänfche ich ihnen auch guten Muth und Freubdig⸗ 
feit, und das umſomehr, da man boch im allgemeinen behaupten kann, daß burd) 
unfere Zorfiverwaltung ein gewiffer fehr büreaufratifcher Zug geht, vielleicht mehr, 
al8 man wünfcden möchte. Das trifft namentlich für die unteren Beamten nicht fo 
jehr zu, während aber 3.8. ſchon die Oberförfter mit Führung von Liften und ſchrift⸗ 
lichen Arbeiten fo überhäuft find, daß fie flellenweife dadurch nicht im Walde bin- 
reichend fi) bewegen und bie praktiſche Behandlung des Walbes zu verforgen im 
Stande find. Ich glaube alfo: nachdem das Haus auf allen Seiten fih für bie 
Horfibeamten intereffirt hat, wird bie Staatsregierung auch geneigt fein, im anderen 
Jahre anf bie Berbefferung bebacht zu nehmen, und ich feße von dem Herrn Finanz 
minifter, der zu meiner Freude wieder anweſend ift, auch voraus, daß er auch dazu 
geneigt jein wird. Ich glaube auch, in ber Liebe zum Walde ſteht er uns nicht 
ned; um ihn aber geneigter zu maden für bie Forſter und andere Beamten, will 
ih ihm zum Schluß das Gedicht von Emanuel Geibel: „Mit dem alten Förfter 
beste bin ich in ben Wald gegangen“ zur Lektüre befonders empfehlen. 
(Bravo!) 

Bizepräfident des Staatsminifteriums, Finanzminifter Dr. 9. Miguel: Sa, meine 
Herren, ich möchte nur einige Aeußerungen des Abgeordneten Yreiheren v. Heerentan 
berichtigen. Er meint, die Förfter würden etatSmäßig erft im 45. Lebensjahre. Das 
ft ein Irrthum; ich babe ſchon vorhin gefagt, daß wir nad den Mafnahmen, die 
wir getroffen haben in der Vermehrung der Stellen ber Förfter auf der einen Seite 
und anf ber anderen Seite in der Verminderung des Hinzutretens von überflüffigen 
Kräften in ber Berwaltung, annehmen, baß die Forſthülfsbeamten etwa nad) 6 Jahren 
in Zukunft etatsmäßig angeftellt werben. Ich höre, daß Herr Freiherr v. Erffa 
gemeint ‚hat, ich hätte jede Verbeſſerung für die Zukunft abgelehnt und erflärt, die 
Trage fei definitiv erledigt mit der heutigen Vorlage. So habe ih mich nicht aus- 
gedrüdt. Sch habe gefagt: wir werden auf Grund ber Wunſche bier im Haufe die 
Frage im Zufammenhang mit den übrigen im nächſten Jahr etwa vorzufchlagenbden 
Beamtenbefolbungen nochmals erwägen, und es wirb fi) dann zeigen, ob und in 
welcher Weife — man kann der Sache nad) mandyen Richtungen näher treten, ohne 
eine einfache nadte Erhöhung des Gehalts vorzufchlagen — alfo ob und in welcher 
Weiſe den Wünfchen, die bier geäußert find, näher getreten werden kann. Ich habe 
nur abgelehnt, etwas Beftimmtes in Ausficht zu fiellen, weil das abhängt von der 
ganzen Stellung, die das Staatsminifterium auch gegenüber den übrigen Reſſorts 
einmimmt, und weil ich nichts mehr fcheue, als den Beamtenklafien Hoffnungen zu 
machen, bie nachher vielleicht möglicher Weife in ihrem Umfang nicht realifirt werden 
lönnen. 

(Sehe richtig 

Ich meine, auch das Hohe Haus hat ein Intereffe daran, foldye vielleicht nicht 
realifirbaren Hoffnungen nicht zu erregen. 

Meine Herren, ebenjo wenig ift e8 mir eingefallen, zu meinen, daß aus bem 
Inhalt diefes Organs für die Förfter gefchloffen werden müßte, baß der Geiſt, der 
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gute, alte, treue Geiſt ber Foͤrſter weientlich alterirt werben Fünnte. Ich habe gerade 
das Gegentheil gejagt; ich Habe ausdrücklich ausgeſprochen, daß ich nicht glaube, daß 
die alten, guten Traditionen durch ein ſolches Zeitungsblatt berührt werden künmen, 
und bavon bin ich auch feſt überzeugt. 

Meine Herzen, bie Frage der Aufbefferung der Unterbeanten unb ber an fie 
angrenzenden Subalternbeamten in Preußen ift eine fehr ſchwierige. Wir kobunen 
laum jemals thun, was alle Landestheile gleihmäßig befriedigt. Wir haben in 
Breußen folche verfchiedenen fozialen und wirthſchaftlichen Berhältniffe, wie fie laum 
ein anderer Staat bat, und was in dem einen Bezirk häufig zu viel ift, iR in dem 
anberen viel zu wenig. Dem Herm Redner von links, der meinte, man müßte bie 
verſchiedenen Stellenzulagen wieder einführen für die einzelnen Förſterſtellen, bemerte 
ih: wir haben die Stellenzulagen gehabt, wir find zu diefen Stellenzulagen früher 
gebrängt worden, und e8 hat ſich in ber Praris gezeigt, daß mit diefen Stellen. 
zulagen nicht weiter zu kommen if, und man hat fie. nad unb nad wieber ein- 
gezogen in Webereinftimmung mit dem ganzen Hauſe. Die Wohrumgögelbzufchüfie, 
meine Herren, lönnen biefe großen Differenzen, wie fie heute beftehen, nicht ganz 
ausgleihen. Man bat im Reiche daffelbe Bebürfniß, obwohl es da läugft fo dringend 
nicht ift, empfunden; man bat gemeint, e8 mäfle bie Gehnltsverbefferung ber Unber⸗ 
beamten weniger in ber gleichmäßigen Erhöhung bes Gehaltsoſatzes als im der ander⸗ 
weitigen Normirung des Wohnungsgelbzufchuffe® an der Hanb ber Serviſklaſſen 


eintreten. In diefem Augenblid finden in ben Neflorts des Neiches und Preußens: 


darüber eingehende Unterfuchungen ftatt, in weldder Weiſe man dieſe Frage löfen 
fan. Ich Halte fie nach meinen Erfahrungen für überhaupt nicht ganz lösbar; aber 
ich betbeilige mid eifrig an ber Prüfung biefer Frage. Bei ben höheren Beamten 
tritt dieſe Kalamität nicht in diefer Schärfe hervor; fie tritt fchärfer hervor bei den- 
jenigen Beamten, beren Gehaltsbezug nahezu an ber unmittelbaren Lebensnotäburft 
ſtreift. Wie die Tagelöhne in der Monarchie außerordentlich verfchieben find, wie fie 
notwendig im Weften höher fein müffen, ohne daß der weflliche Arbeiter deswegen 
einen größeren wirklichen Lebensgenuß hätte nach den dortigen Preisverhältniffen, fo 
wäre es ja hochſt erwünfcht, ein ähnliches Syſtem bei den linterbeamten und benen, 
die ihnen nahe ftehen, durchzuführen. Wir werden die Sache prüfen. Hier bei den 
Zörftern bin ich der Meinung gewefen, daß außerordentliche Berfchiebenheiten in dem 
Gehaltsbezug ber Förfterfiellen liegen, in ber verfchiedenen Beſchaffenheit des Dieuft- 
landes, und daß man vielleicht in diefer Beziehung eine beffere Ausgleihung der 
Berfchiebenheit des Werthes des Dienftlandes au im Betracht ziehen kann. Mit 
anderen Worten: Sie werden jeben, daß wir in ber Hauptfrage und in Folge befien 
auch in der [peziellen Frage der Förſter heute noch gar nichts Definitives jagen können. 
Wir werben uns im nächſten Landtag, wo wir biefer Frage generell näher treten 
mäüffen, noch weiter über dieſen Gegenſtand unterhalten. 

Abgeordneter Jorns: Meine Herren, am 8. März vorigen Jahres bei Behand- 
Iung befjelben Gegenftandes wie heute kam ich als zweiter Redner zum Wort; id 
hatte die Genugthuung, daß der Herr Vertreter der Regierung, der Herr Oberlaud- 
forftmeifter Donner, die Erflärung abgab: 

ad 3. Darüber, ob bie Förfter künftig den Subalternbeamten zugezählt fein 
werben, find Berhandlungen beim Staatsminifterium eingeleitet. 

ad 4, Nach Regelung der Gehaltsverhältniffe bei den höheren und mtittleren Be⸗ 
amten, wird nad Maßgabe der von der Staatsregierung bereits im ber 
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Budgetkommiſſion abgegebenen Erklaͤrung erwogen werben, ob und ix 

weichem Umfange den Hörftern eine Erhöhung ihres Gehalts zu Theil 

werden kann. 
Die Forſter find der Regierung dankbar dafür, daß fie in ben Rang der Subaltern- 
Beamten gelommen find; aber baflir, daß ihnen 100 Marl mehr gezahlt werben, 
wiſſen fie Teine ben: zugefagten Wohlwollen ber Forſtverwaltung entſprechende Er⸗ 
Märung; fie fehen dies nicht als eine dem Bebüzfniß entiprechende Eutſchädigung an. 
Ich fing im vorigen Jahre meine Nebe mit ben Worten an: mit wie großer Rieber- 
geichlagenheit müfjen die Förfter und unteren Forſtbeamten ben biesjährigen (tet 
betrachten, ber allen Beamten eine Gehaltsaufbeſſerung bringt, bie in gleicher Kategorie 
ſtehen wit ben Forſtern, und biefen am ſchlechteſten befoldeten Beamten garnichts! 
Der Beweis, daß meine Behauptung: bie Forſtbeamten werben am fchlechteften von 
allen Beamten, an welche gleiche Anforderungen bezüglich Borbilbung und Leiftung 
geftellt werben, bezahlt, — nicht richtig fei, if buch die Anführung des Herrn 
StaatEminifters, daB 20000 Beamte in der gleichen Kategorie vorhanden feien, die 
noch mehr bebürftig find, nicht erbracht. Ich babe mir im vorigen Jahre Mühe 
gegeben, auch nur eine einzige herauszufinden, und ich babe feine herausgefunden, 
sie bei gleicher Leitung fo fchlecht bezahlt witrbe wie bie ber Förfter. Daffelbe bezieht 
ſich auch in noch größeren Maße auf die Unterbeamten im Forſtdienſt. In biefem 
Sabre finb un aus bem Haufe 27 Redner gemeldet, bie alle baffelbe Thema be- 
Handeln und in mehr oder weniger ausgiebiger Weife Ihnen den Nothſtand ber 
unteren orfibeamten bariegen. Ich verftehe num nicht, warum eigentlich die Agi- 
tation ber Foͤrſſter in diefe Verhandlungen bineingezogen if; es könnte ja gerabe fo 
ausfehen, als ob bie Foͤrſter durch ihre Agitation darauf Hingewirft haben, daB fo 
viele Rebner fi zum Wort gemeldet haben. Sie haben ſchon von meinem Ror- 
webner Herrn dv. Heereman gehört, daß Liebe zur grünen Farbe und Luft und Liebe 
zum Wald ſchuld daran find, daB eine ganze Menge von Rednern, bie vertraut finb 
mit den Bedurfuniſſen der Förfter, ſich berufen gefühlt haben, darüber zu fprechen. 

Es iR num von der Regierung Herrn Horn der Vorwurf gemacht, man konnte 
diefe Leute nicht mit den gleichen Kategorien in den Nachbarländern vergleichen; aber 
es wird doch wohl gefattet fein, fie mit dem eigenen Arbeitern zu vergleichen. Es 
iR geingt, bie Gehälter bei ben Förſtern variiren; der Herr Lanbdforftmeifter fagt, tum 
50 Prozent, und der Herr Staatöminifter fagt, um 46 Prozent fei feit dem Jahre 1867 
eine Steigerung eingetreten. Meine Herren, aber im Jahre 1867 befam ein Tage 
(öfmer bei uns im Harz 1,10 Mark, heute kann er 5 Mark täglich verdienen. Wenn 
mm ein Tagelöhner 5 Mark kriegt und bei 300 Arbeitstagen auf 1500 Mark fleigt, 
fo iR er meiftentheils beffer daran als der Fyörfter, der 365 Arbeitstage bat und an 
jebem einzelnen fein Leben aufs Spiel feken mn. Sie wiffen, meine Herren, da 
ver höhere Lohn, ben bie Leute beziehen, auch die Autorität ber Leute fiärft. 

Run will ich darauf hinweiſen, daß wir Forſtbeamte oder Jäger aus der Klafſe 
2a haben, die mit 4» bis 800 Mark bezahlt werden. Steht denn das in einem 
Berhäituiß mit ber Steigerung ber Lebensbebürfnifie? Der Herr Staatöminifter 
fegt: die Leute haben große Bortheile, .fie haben freie Wohnung. Da meint er 
wahrſcheinlich, die freie Wohnung, weiche bie Leute haben, fei in Vergleich zu ziehen 
wit ben Wohnungen,in Berlin. Das ift aber nicht ber all. Die Wohnungen der 
Zeute find meiftens fo ſchlecht, daß bei uns zu Haufe ein gewöhnlicher Tagelähner 
nit Ginemgieht. Es kommt aber noch hinzu, daß biefe guten Wohnungen, bie dem 
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Bedürfnig entiprecden würden, im Harz mit 50 Thalern zu haben find. Alſo der 
Vergleich der Wohnungsentfhäbigung mit den großen Städten trifft nicht zu. Mit 
derfelben Berechtigung könnte der Herr fagen: fie haben freie Luft. Sa, die freie 
Luft if ja gefund, aber ich habe noch nicht gehört, daß fie die Leute fättigt; ich habe 
nur gehört, fie macht Appetit und das Leben aljo noch theurer. 

Nun ift vielfach die Rede gewefen, daß die Yörfter agitiren. Es ifi ein Artikel 
aus einer Zeitung vom 8. Februar herangezogen worden. Es ift ſchade, daß nicht 
auch ein Artilel verlefen worden ift, der in berfelben »Zeitung fteht und das Gegen⸗ 
theil beweiſt. Es heißt dort nämlid: 

Daß die Förfter und unteren Forftbeamten fi) durch ihre umgenügende 
Befoldung nicht zu einer unberedhtigten Agitation zwecks Verbeſſerung 
ihrer Lage verleiten laſſen wollen, fondern, nachdem alle zuftändbigen Wege, 
um eine Beſſerung herbeizuführen, ohne Erfolg befchritten find, beabfichtigen, 
ein Gefuh um Berädfihtigung an Seine Majeftät unfern König zu 
richten. 

Meine Herren, follte man, wenn derartige Ausbrüde wie verliefen von irgend 
einem Journaliſten hineingebracht find, denn wirffich berechtigt fein, hierin einen 
Ausdrud der Gefinnung der Forftbeamten zu fehen? Ich glaube, das wäre nicht im 
ber Orbnung. Meine Herren, bie örfter, foweit ich fie Zenne — ich habe Jahr 
und Tag mit ihnen zufammen gelebt — find die zufriedenften und arbeitstächtigfien 
Leute, und wenn bier angeführt wird, fie feien nicht in ber Weife berückſichtigt, wie 
fie e8 verdienen, fo fage ich das nicht auf die Autorität der Förſter hin, fondern aus 
eigener Ueberzengung. Wenn Sie verlangen, daß bei uns im Harz bie größeren 
Reviere, die ber Forftmeifter nicht überfehen kann, bauptfächlich der Pflege ber Unter⸗ 
beamten übergeben werben, jo müſſen Sie aud die Verpflichtung übernehmen, bie 
Leute fo zu ftellen, daß fie nicht nebenbei noch mit materieller Noth zu kämpfen 
haben. 

Run find verfchiedene Einnahmen angeführt worden 3.8. auch aus der Land» 
wirthichaft. Ich kann Ihnen aus dem Harz fagen: jeder einzelne Forſter würbe froh 
fein, wenn er fein Land los wäre. Er ſetzt nur dabei zu. 

Setzt haben alle Förfter mit großer Freude von dem Antrage ber Konfervativen 
Notiz genommen; ich habe es wirklich bedauert, daB nicht das ganze Haus fid 
diefem Antrage angeichloffen hat. Ich glaube und hoffe, daß dies bei der Abſtimmung 
geſchieht. 

Am vorigen Jahre ſagte einer der heutigen Redner, daß die Förfter ſehr häufig 
in der Lage wären, fich das zum landwirthichaftlichen Betrieb nöthige Kapital durch 
eine reiche Heirath zu verſchaffen. Aber meine Herren, leiber lommen bie Foͤrſter 
in die Stellung erft mit 45 bis 50 Jahren, und da find dann viele ſchon Grof- 
vater. Auch glaube ich nicht, daß fie ſehr begehrenswerthe Partien find; benn da 
die Frau allein im Walde leben foll, überlegt e8 ſich ein Vater fehr wohl, ob er 
feine Tochter einem Yörfter giebt, und hat ber Schwiegervater Gelb, fo kann bie 
Tochter möglicherweife nicht arbeiten, und ber Förfter, der bas Geld von dem 
‚Schwiegervater jehr bald zugefetst hat, hätte fich von vornherein fehr viel beffer ge 
landen, wenn er eine im Haushalt tücdhtige Frau genommen hätte. 

Es ift auch darauf Hingewiefen, daß gerade die Stellengilagen und Remume⸗ 
zationen viel Anlaß zu Klagen geben. Meiner Meinung nad follte man die Forſter 
Im einzelnen befolden und die Stellen je nad der Befähigung ber Leute befeken, 
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aber nicht für die eine Stelle fo und fo viel mehr zahlen, für die andere fo und fv 
viel weniger. Ich weiß Teine Berechtigung hierzu; da bie Leute überall genügſam 
find, werben fie auch in den Gegenden, in welchen es etwas mehr Toftet, mit dem 
Gehalt ausfommen. Ich glaube, daß bie allgemeine Sympathie für bie Förfter, bie 
fih in der heutigen Verhandlung bofumentirt bat und ſich durch eine Anzahl Reber, 
die noch nady mir zum Wort kommen, bofumentiren wird, dazu beitragen wird, bie 
Forfiverwaltung und den Staatsminifter Miquel zu veranlaffen, daß im nächſten 
Etat die Foͤrſter in einer Weiſe berüdfichtigt werben, bie ben heutigen Verhältnifſen 
entſpricht. 

Regierungskommiſſar Oberlandforſtmeiſter Donner: Meine Herren, ih will nur 
mit zwei Worten einer Auslegung entgegentreten, bie von dem Herrn Borrebnexs 
ansgeiprochen worden ift, und bie ich auch glaube bei einem ber früheren Herren 
Redner heraus gehört zu haben. Da ift die Behauptung aufgeftellt worden, es fei 
vom Hegierungstifch gefagt worden, bas, was aus ber deutichen Työrfterzeitung ver- 
lefen worden ift, fei die Gefinnung ber preußifchen Forſter. Dagegen muß ich ent» 
ſchieden Berwahrung einlegen. Es ift von allen Seiten nur bem Wunfche Ausdruck 
gegeben worden, daß die Gefinnung, die fich in diefen Organen funbgiebt, nicht in 
die Kreife der preußifchen Forſter einbringen möge. 

Bas die Differenz anbetrifit in den Prozenten der Steigerung ber Jahresbezüge 
des Einkommens der Förfter, fo beruht fie darauf, daß von Seiten des Herrn 
Finanzminifters ein Mirzerer Zeitraum genannt worden ift, und von mir ein längerer 
Zeitraum (30 Jahre) zur Vergleichung gezogen worben ift. 

Abgeorbneter v. Schöning: Meine Herren, ich babe es bedauert, daß von dem 
Miniftertifh aus gefagt worden if, daß wir durch unfere Anträge Unzufriedenheit 
unter die Förfter brädten. Ich kann von meinem Stanbpunfte aus, der ich im 
vorigen Jahre am 8. März für den erweiterten Waffengebrauch der Forſter gefprochen: 
babe, mit Dank anerkennen, daß biefer von der Staatsregierung bewilligt if, und 
ih kann fagen, daß mir aus allen Förfterfreifen Dank dazu ausgefprochen if. Kein 
Wort des Unfriedens, Tein Wort ber Unzufriedenheit; es folgte nicht hinterher, daß 
fie das Recht hätten, beffer befoldet zu werben. 

(Bravo! rechts.) 

Die Waldwärter, auf bie ich übergebe, die mit einem Gehalt von 400 bis 
800 Mark angefellt find, haben nur in den feltenften Fällen freie Wohnung. Id 
beziehe mich dafür auf das Forſtbuch des Oberlanbforfimeifters Donner, wo auf Seite 
169 Reht: 

Freie Dienftwohnung in feltenen Fällen, freie Tyeuerung gegen Erfattung 
der Werbelofen, 27 Raummeter für einen DBerbeiratheten, 17 für einem. 
Unverheirathen, freie Weide für eine Kuh, ein Jungvieh und Schweine, wenn: 
e8 gebt. 
Alto ich glaube daß das von mir angeführte Material voll und ganz bie Outtigreit 
hat. Davon zu leben reicht lange nicht aus. 

Ferner iſt noch nicht geſagt worden, daß bezüglich der Dienftländereien die An⸗ 
ſichten weit auseinandergehen. Sehr Viele wunſchen, fie nicht mehr zu haben, 
weil fie nicht in der Lage find das Kerauszumirtbichaften, was man glaubt, baß fie 
bringen Tönnten. Rad; bem mir zugegangenen Berzeichniß — für beffen Richtigkeit 
ich natürlich nicht ganz einftehen Tann — haben ziemlich 50 Prozent gar keinen Ex« 
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trag daraus amd betreiben mit Minderwerth die Landwirthſchaft. Entweber find fie 
tuchtige Forfibenmte, und dann haben fie nicht Zeit für die Landwirthſchaft, 
(ſehr richtig! links) 
oder fie find tüchtige Landwirthe, und dann haben ſie natürlich wieder nicht bie 
nöthige Zeit für bie Forſtwirthſchaft. 
(Sehr riätig!) 

Dann ift baranf Hingerwiefen worden, daß die Yörfter eine fehr gefunde Be⸗ 
Achäftigung hätten, weil fie im Walde lebten. Run, wie weit tft benn biefe Thätig- 
feit eine gefunde? So weit, bis fie einmal einem Wilderer entgegentreten, bis 
fie tobtgefchoffen werden‘, und dann ift die Familie in großer Noth, daß fie nicht 
weiter weiß. 

Wenn alfo hier, was ich mrit großem Danke begrüße, alle Parteien einmütbig 
für die Förfter eingetreten find, dan ift e8 feine Agitation ber Förfter, 
dann if e8 eine Agitation, bie feitens des Haufes für bie Yörfter 


betrieben wirb. 
(Sehr richtig!) 

Ich bitte dringend die Königliche Staatsregierung, für die Förfter, Waldwärter 
und Forftauffeher mehr zu thun. Soviel ich gehört habe, ift bis jetzt noch nicht 
ber Antrag geftellt worden, unfern Antrag in bie Bubgetlommifften zu verweilen. 
Ich ftelle ihn hiermit. 

(Bravo!) 

Abgeordneter v. Plötz: Meine Herren, fo fpät in der Disfuffion werde ich 
natürlich die ganze Yrage nicht wieber aufrollen. Nah dem, was ich aus den 
Reden bier gehört habe, habe ich den Eindrud, daß fi alle Rebner fehr ſympathifſch 
zu der Gehaltserhöhung und zu dem fonfervativen Antrag geftellt haben. 

Ich weiß genau, daß e8 den Förftern in die Herzen eingeprägt ift, daß fie einem 
dynaſtiſchen Staate angehören; fie wiffen, was fie ihrem Herrn und Kaifer, ihrem 
Kriegsheren ſchuldig find, und werben feine ungehörige Agitation treiben. Sie haben 
unendlich lange gewartet, ehe fie fih an die Außenwelt mit ihren Beſchwerden 
gewandt haben, und wenn bie Roth fie nicht dazu gebrängt hätte, hätten fie 
davon ſicher ganz Abftanb genommen. Ich gebe dem Herrn Oberlandforftmeifter 
gerne zu — er bat ja Briefe tbeilmeife verlefen, welche er bekommen bat, und er 
Hat die Site gehabt, mich felber einzumweihen —, daß Ausnahmen vorgelommen find, 
daß einzelne Beamte fich fchärfer, als nöthig war, geäußert haben; wir haben wohl 
feinen Stand, bei dem nicht Ausnahmen und Schroffheiten vorlommen, und fo 
werden aud unter den Forſtbeamten mal ſcharfe Worte gefallen fein. Das Tann 
man aber nicht bem Stanbe zur Laſt legen, und nach ber heutigen Erklärung thut 
e8 ber Herr Oberlandforftmeifter auch nicht, auch er glaubt, daß es nur Aus⸗ 
nahmen find. 

Meine Herren, wenn ich auf bie einzelnen Fragen komme, jo will ich mich 
ganz kurz faffen, weil ich nicht weiß, was alles ſchon vorgekommen ift, da ich brin- 
gend verhindert war, bisher ber Debatte beizuwohnen. Yir bie Revierförfter ift es 
ſehr bedauerlich, daß fie zwar eine Gehaltserhöhung befommen haben, baß fie aber 
erſt in fpäten Jahren Revierförfter werben und in bie erfte Gehaltéklaſſe kommen 
und dann weniger Gehalt als früger als Yörfter haben. Deshalb if zwar natürlich 
ihnen das alte Gehalt belafien worden; aber das Aufrüden in die höhere Klaſſe Bet 
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jo gut wie gar feinen Ruten für fie, weil fie noch Tange auf dem alten Gehalt fiehen 
bleiden müflen. 

Was die Forſter anbetrifft, fo kann ich dem nur volllemmen zufiimmen, was 
Herr v. Schöning ausgeführt hat. Es ift eine danfbare Gefinuung feit dem vorigen 
Fahre, feit dem Erlaß ber Kabinetsordre, welche die Fyörfter zu Subalternbeamten 
machte, in die Yörfter hineingefommen. Ueberall fprechen fie es aus, und ſehr viele 
baben mich beauftragt, e8 auch Bier im Haufe zum Ausbrud zu bringen. 

Wenn der Herr Finanzminifter vorbin erflärte, man follte nicht Hoffnungen 
erregen, die nachher nicht ganz in Erfüllung gehen Lönnen, dann muß ich dies ge- 
wiffermaßen der Staatsregierung zurüdgeben. Durch bie Staatsregierung iſt ver- 
anlaßt worden, daß bie Förfter in den Subalternftand hineingefommen find, und 
daburch if ja zumächft die Hoffnung bei ihnen erregt worden, daß fie im Gehalt 
fleigen würden. Hierdurch if nun eine Erregung gelommen — die einzelnen Rebner 
haben es auch fchon erwähnt —, bie ſchwer zurüdzumeifen war. Sie haben gehofft, 
daß für [fie beffer gejorgt werden würde. Die Beflerung kommt aber immer nur 
tropfenweife. Sie möchten aber endlich wifjen, wie ſich ihre Zukunft geftalten wird, 
und ich glaube das ift eine gerechte Forderung; benn viele leiden fchon längft unter 
den unvermeiblicden Schulden. Ihr Bermögen mar vielleicht bereits verloren, als 
fie in die Stellung emrädten; fie mußten dann Schulden machen, um Inventar 
n. f. w. zu übernehmen. Meine Herren, es ift keine Phraſe: In unenblid 
vielen Förftereien hberrfcht bittere Noth,“ nicht in der Gegenwart nur, fon» 
dern auch für die Zukunft; fie wiffen nicht, worauf fie hoffen und rechnen bürfen. 
Alfo für die Förfler bitte ich dringend, daß man den Wünfchen, die überall zum 
Ausdruck gebracht find, gerecht wird, daß das Gehalt erhöht wird, damit die Työrfter 
wenigſtens ungefähr den andern Subalternbeamten gleichfteen. Sie verlangen jet 
nicht entfernt die Höchfigehälter der anderen Subalternbeamten. Sie fiehen gegen 
die Lofomotivführer und Strommeiſter zum Beiſpiel ganz ungeheuer zurüd. Aber 
fie werden zum allergrößten Theile zufrieden fein, wenn fie ein mittleres Gehalt 
befommen, womit e8 ihnen moͤglich wird, überhaupt auszulommen. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Wir in der konſervativen Fraltion haben ja einen Antrag eingebracht, und es 
iſt ficher ſchon davon geſprochen worden. Aber gerade baß von uns aus ber Antrag 
gelommen ifi — ber Herr Abgeorbnete Rickert bemängelte dies neulich ſchon und 
wunderte fid) darüber, da es bei uns nicht Sitte wäre, er bat volltändig recht da⸗ 
mit —, if der beſte Beweis dafür, wie ernft die Sache erft von uns ber Erwägung 
unterzogen worden if. Im vorigen Jahre haben wir eine lange Debatte hier dar⸗ 
über gehabt, und darauf iſt gerade von meinen politifchen Freunden ber Berfuch gemacht 
worden, fi) in der Heimath zu orientiren. Wir alle find nun zu ber Ueberzeugung ge- 
fommen, baß hier ein dringender Nothſtand herriht, und daß es im vaterländifchen 
Intereſſe liegt, diefem Nothſtande abzubelfen; denn gerabe einer ſolchen Beamten» 
flafie gegenüber darf und fol man nicht Zargen. . 

(Sehr gut! rechts.) 

Die Forfibeamten haben bisher immer Vertrauen zu ihrer vorgefetsten Behörde 
gehabt und hoffen auch heute noch, daß ihre Wunſche in Erfüllung geben werben. 
Gerade durch die mehrmaligen Abſchlagszahlungen haben die Forſtbeamten gefehen, 
daß das Iandwirthfchaftliche Minifterium wenigftens den Verſuch gemacht hat, eine 
Befferung zu erlangen. Ich glaube nun, daß das etwas Hartherzige im Yinanz- 
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miniſterium lag, und koͤnnen wir nur den Wunſch haben, daß das landwirthſchaft⸗ 
liche Miniflerium immer ftärfer beim Herm Yinanzminifter anpocht und fi nicht 
zurückweiſen läßt; dann fchließlih wird der Herr Finanzminifter, es geht nicht 
anders, bie Hand öffnen, namentlich ba es ſich nicht um ungeheure Summen 
Handelt. Wenn wir jedes Jahr fehen, daß wir in den Staatsforften große Mehr» 
einnahmen haben, fo find die Mehrausgaben, die vorgefehen find, doch eigentlich ver- 
ſchwindend gering. Ich glaube, meine Herren, es ift bier, wenn nicht vom Haufe, 
fo doch vom Miniftertifh der Vergleich immer gezogen, als handle es fi um 
Unterbeamte. Die Förfter find aber Subalternbeamte geworden, und ein Vergleich 
kann dadurd nur gemacht werden mit den übrigen Subalternbeamten, die weſentlich 
beſſer ſtehen. 

Wenn dann geſagt iſt, die Forſter hätten manche andere Einnahmen, fo gebe 
ich das zu in Bezug auf die Wohnung. Sie haben eine geſicherte und allgemein 
auch ganz gute Wohnung, und wo ſolche noch fehlen ſollte, da wird ja grundſätzlich 
nad und nad foldhe gefchaffen werden. Aber was das Dienflland betrifft, fo ſtehen 
bie Förſter gerade wie die Landwirthe da. Nur auf ben befferen Stellen ift bas 
Dienftland noch etwas werth; von ben fchlechteren Stellen aber kommen bie Wünfche 
die hier vorgebracht find, den Förſtern das Dienftland ganz abzunehmen. Mir haben 
auch eine Menge Foͤrſter gejagt: Ach wenn wir doch befreit würben von dem Dienft- 
land! Hier muß ich aber fagen: „darauf wirb fidh die Staatsregierimg nicht ein- 
laffen können“; denn etwas Dienftland iſt nothwendig. Der Förfter bat feine 
Gelegenheit in der Nähe die Produkte zu befommen, die er zum Leben braudht. 
Benn der Herr Finanzminifter an eine Ausgleihung gedacht bat, gut, fo werben 
die Förfter damit zufrieden fein; aber dann muß fie bald kommen, und eine Er- 
mäßigung des Pachtgeldes ift am nöthigften. Der Antrag der Konferpativen ift 
noch ſehr befcheiden gemwefen, daß er nur für das nächſte Etatsjahr bie Gehalts- 
erböhungen wünfcht. Aber ich glaube, daß fämmtliche Herren auch fehr dankbar fein 
würden, wenn fchon in biefem tat eine weitere Erhöhung vorgenommen wärbe. 
Denn das Sprichwort bleibt befiehen: „wer ſchnell giebt, giebt boppelt!” 

(Sehr richtig! rechts.) 

Nun noch ein kurzes Wort für die Forftaufieher. Da komme ich zunädft auf 
das, was ber Herr Finanzminiſter fagte. Was er in Ausficht genommen bat, halte 
ih für höchſt erfreulich. Mir ift au) auf anderm Wege zugelommen, daß fehr bald 
eine ſtarke Vermehrung der Förftereien vorgenommen werben fol. Das wirde das 
Segensreichſte fein; da wäre bie Hauptbefchwerbe ber Forftauffeher befeitigt, ba fie 
dann bald in diefe neuen Stellen eimrangirt würden. Auch fir die finatliche Ver⸗ 
waltumg wird e8 fein Schade fein, wenn eine große Zahl von Revieren verfeinert 
wird. Daß der Aufbau von Gebäuben für bie FForftaufieher Schwierigfeiten hat, 
hiegt auf der Hand, wenn man plant, eine große Zahl von Förftereien zu theilen. 
Denn dann ift dem Webelftande fchon zum Theil abgeholfen. Sobald man darüber 
Mar ift, wo neue FFörftereien errichtet werben, dann follte man daran denken, einen 
Plan aufzuftellen, welcher es ermöglicht, den Forftauffegern mindeftens zur Hälfte 
Wohnung, wenn auch nur eine beſcheidene, zu beſchaffen. Daß diefelben jetzt obne 
Wohnung find, ift ein Krebsſchaden. So ehrbar auch der Stand if, man fol ihn 
nit in Verſuchung feten. 

(Sehr richtig!) 





Er ift manchmal garnicht in der Lage, eine Wohnung miethen zu können, wenn bie 
Bermiether nicht einfach denken und Hoffen, daß ber Beamte gegen den Hauswirth 
nadjfichtig fein wird. Hoffentlich thut er dies nicht; aber die Verſuchung muß ver- 
mieben werben. Ich kenne unendlich viele Stellen, wo es wahrhaft jammervoll iſt, 
wenn man fiebt, in welchen Spelunfen dieſe Beamten linterfunft finden müffen. Ich 
erinnere daran, daß auf bem Beftüt in Trakehnen maſſenhaft Wohnungen gebaut 
werben für die Geftiitwärter und Arbeiter; das gönne ich diefen von ganzem Herzen; 
aber da follte man die Forſtaufſeher nicht zurüdftellen, fondern thun, was in biefer 
Beziehung möglich ift, und ich würde dringend bitten, daß diefem Wunſche ent- 
ſprochen wird. Nun fagte der Herr Finanzminiſter, es werde auch dadurch geforgt 
werden, daß nicht mehr fo viel Anwärter angenommen werden. Das aber kann ben 
jegigen Forſtaufſehern nichts mehr nutzen. 

Tür diejenigen, die in ben letzten fünf, ſechs, acht Sahren das Eramen ge 
macht haben, fieht e8 traurig aus. Die können wirklich nicht vor dem 44. oder 
45. Fahre angeftellt werben, wenn nicht in fehr großem Maßſtabe die Neufchaffung 
von Työrftereien ftattfindet. Aber ohne ſolche werden fie noch recht lange warten 
mäflen, bis fie SFörfter werden. Wenn er dann dazu kommt, eine Stelle zu über- 
uehmen, jo braucht der Betreffende 4 bis 5000 Marl, um bie Wirthſchaft zu üiber- 
nehmen. Wenn er biefe überhaupt je gehabt hat, fo find fie längſt verloren ge- 
gangen; er kommt ohne Betriebsfapital bin, muß Gelb borgen, und was es jagen 
will die hohen Zinfen dafür zu bezahlen, können Sie fi) denen. Davor jollte man 
die Forſtaufſeher wirflih bewahren. Ich möchte baher für biefelben noch wärmer 
eintreten als für bie Förfter. 

Wenn der Herr Finanzminiſter aber glaubt, es wird nicht fo fchlimm werden, die 
Zorftauffeher werben viel früher angeftellt werden, fo wird e8 bem Herrn Finanz⸗ 
minifter viel leichter anlommen, wenn wir die Bitte ausſprechen, den Klaffen zu 78, 
84 und 90 Marl noch einige mit 100, 110 Mark oder ähnlichen Beträgen hinzuzu- 
fügen. Das wird der Staatslaffe darnach nicht fchiver werden. Ich möchte doch 
ernftlih bitten, daß ſolche neue Klaffen gewährt werden, fo lange die Forſtaufſeher 
in der unglüdlichen Tage find, erſt mit 42 bis 45 Jahren feft angeftellt zu werben. 

Ich will noch von der Waldweide fprechen; dieſe ift aufgehoben, und das ift eine 
Berſchlechterung der Förfterftellen, und die Förſter können mit einem gewiffen Neid 
darauf jehen, daß den Waldarbeitern aus ben benachbarten Dörfern die Waldiveide 
für ein Geringes verpadhtet wird, fie felbft aber Feine erhalten. Dies mag forftlich 
richtig fein, — das gebe ich gern zu, und ich will auch den Waldarbeitern diefe Ver⸗ 
günftigung nicht beneiden, — aber dann hätten die Förſter, wenn auch nicht einen 
Anſpruch, aber doch den berechtigten Wunfch, daß fie ftellenmeife auch ſolche Wald- 
weiden befommen. | 

Ich babe vorhin vergeffen, zu erwähnen, daß die Bollsfchullehrer und die Förſter 
tefpeftive Forſtaufſeher in den Dörfern ungefähr auf dem gleichen Standpunkt ftehen; 
fie haben gleiches Anſehen und verkehren vielfach miteinander; dies möchte ich doch 
zum Bergleich beranziehen. Jeder von Ihnen, meine Herren, weiß, baß wir gern 
und freudig für die Volksſchullehrer die erhöhten Gehälter bewilligt und ihre Stellen 
wejentlich verbeffert haben. Dann dürfen wir unter dieſes Niveau für die Förfter 
auch nicht gehen, die ja meift alt, bis zehn Jahre älter find. Ich glaube, es wäre 
doch Gerechtigkeit, wenn die Forſtaufſeher mindeftens ebenfo geftellt würden. 

(Sehr richtig! rechts.) 
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Meine Herren, auf die Hülfsjäger, Walbwärter, Flößmeifter kann ich bier nicht 
eingeben. Aber wenn eine allgemeine Regelung erfolgte, würbe e8 gerechtfertigt fein, 
für diefe Beamten auch beffer zu forgen. 

Bei den TForftauffehern if noch eine Frage zu erörtern; das ift die ber Penſion. 
Ich Tann konſtatiren, daß wohl noch fein Forſtaufſeher geftorben ift, ohne daß feine 
Wittwe und feine Kinder eine Art Gnabenpenfion erhalten haben. ber, meine 
Herren, daß Beamte, die erfi im 45. Jahre vielleicht — oder fagen wir im 85. ober 
im 40. — zur definitiven Anftellung kommen, fo lange ohne Penftonsberecitigung 
. daftehen, das ift fein recht witzbiger Zuſtand. Wenn bie Gnabenpenfion bisher be 
willigt if, fo ift das ja wunberfhön; aber bie betheiligten Beamten follen doch auch 
das Recht haben, eine Penflon zu fordern; man kann nicht wiffen, wer ind, in 4, 
in 10 Jahren die Forftverwaltung leitet, ob biefelbe in biefem Punkte ebenfo wohl⸗ 
mollend denkt wie die jetige. Ich wünfchte dringend, daß die Penfionsberechtigung 
mit 30 oder 83 Jahren beginnt. 

(Sehr richtig!) 

Meine Herren, wir haben bei unferen Beftrebungen, denen fich erfreulicher Weife 
bie meiften Herren des Haufes angeſchloſſen haben, fon im vorigen Jahre und dann 
bier uns Mühe gegeben, die foziale Stellung der Förfter zu heben und fie in ihrer 
ganzen vwoirtbichaftlihen Eriftenz zu ſtärken. — Herr Rickert gudt mid fo an; id 
muß daber auf ihn fommen. Herr Ridert wird uns hoffentlich beiftimmen. Er bat 
im vorigen Jahre eine entfprechende Erklaäͤrung abgegeben; aber er hätte nicht eine 
Differenz bineinwerfen follen durch die Jagdfrage u. ſ. m. Er bat hoffentlich nicht 
die Abficht gehabt; aber diefe Worte mußten aufregend wirken bei dieſen Beamten, 
wenn Herr Ridert von Dienerfeelen fpricht und davon, daß bie Foörſter bei den Jagden 
als Bediente behandelt werden. Deine Herren, ich habe Hunderte folder Jagden mit- 
gemacht; aber ich Habe dies noch nie gefunden. Ich gebe zu, daß es Perfonen in 
jedem Stande giebt, die ſolche Ungehörigkeiten begehen. Aber, meine Herren, das 
barf man nicht im allgemeinen ausfprechen. Auf der Jagd muß Disziplin herrſchen. 
Ber unndthig ſchwatzt, Triegt was ab; das ift eine alte Geſchichte. 

(Heiterfeit.) 
Und daß natürlich ein Untergebener, ber den Dienft beffer fernen foll, erſt recht von 
dem Oberförfter etwas befommt, das ift Mar. Aber auch jeder Schüte ift verpflichtet, 
der Disziplin fich zu unterwerfen, ganz anders als im gefellichaftlidden Leben. Das 
aufzufafien als Ungehörigfeit, davon ift feine Nebe. Meine Herren, aud) hier zwiſchen 
Ober- nnd Unterbeamten muß Einigkeit herrſchen, und Gott ſei Dank herrſcht fie. 
Ich habe die Erfahrung, daß die Oberförfter die Förfter ſehr kollegial behanbeln, und 
wenn mandjmal ein hartes Wort fällt, fo bat das meift feinen Grund. Herrn 
Ridert muß ich bitten, daß er fich Aeußerungen enthalte, die geeignet find, auch im 
Stande ber oberen und unteren FForfibeamten Unfrieben zu ftiften, wie dies leider 
durch die Herrn Ridert fehr nahe flehenden Vereine — Nordoſt ꝛc. — gefchieht in 
Betreff der Einigkeit zwiſchen Groß⸗ und Kleingrundbeſitz. Will Herr Ridert ein 
Bild von Einigkeit fehen, dann möge er bie Güte haben, mid in die General- 
verfammlung des Bundes der Landwirthe im Cirkus Buſch begleiten. 

(Große Heiterkeit.) 

— Aber er wird das wohl nicht thun! 

(Heiterfeit.) 
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Regierungslommiffar Oberlandforfimeifter Tonner: Beine Gerren, id; freue 
mich, wenigftens in einem Punkte Tonftatiren zu können, daß bie Wunſche bes Herrn 
Vorrebners bereits erfüllt find. Das bezieht fich auf bie Mevierförker. Nach Ber- 
einbarung mit dem Herrn Tyinanzminifter it Vorkehrung getroffen, daß die Revier⸗ 
förfter nicht in übermäßig fpäter Zeit in die höhere Gtaatsflaffe gelangen. 

Bezüglich der Forſtaufſeher erlaube ich mir zu bemerken, daß bereit® Berhanb- 
lungen mit bem Herrn Finanzminiſter flattgefunden haben, und daß, wenn das 
Durchſchnittsalter bei der Anftellung als yörfter erheblich höher werben follte als jekt, 
dann auch der Diätenfag erhöht werden wird. So hoch, wie hier von verfchiedenen 
Seiten angegeben wird, ift das Anftellungsalter zur Zeit keineswegs; es wirb jest 
etwa 88 jahre betragen. 

Abgeordneter Ridert: Meine Herzen, ih hatte mich ſchon darüber gefreut, heute 
einmal ausnahmsweije die Erflärung abgeben zu Tönnen, daß ich mit dem Vorredner 
Herr v. Ploetz vollftändig einverflanden wäre, und daß ich meine Mede eigentlich gar 
nit zu halten brauchte, fonbern nur auf bie feinige binzumeifen nöthig hätte. — 
Leiber entfernt fi) Herr v. Ploeß, und ich kann jekt, da ich das Wort babe, ihn 
nit in den Cirkus Buſch begleiten. 

(Rufe reits: Schade!) 
Unter feinem Schutz wurde ich die Sache wagen, 
(Heiterfeit rechts) 

ohne feinen Schut allerdings kaum. 

(Heiterfeit.) 
Der Empfang, ber mir da zu Theil werden würde, würde nicht gerade ein fehr 
fompatbifcher fein. Die Herren von der rechten Seite haben ja viel dazu beigetragen, 
um ihre Kollegen im Lande gegen eine Anzahl von uns fehr einzimehmen, um mid) 
eines fehr fanften Ausbruds zu bedienen. 

Der Herr Abgeordnete v. Ploetz, deffen Rebe ich zu fieben Achteln vollfländig 
unterfchreibe, hat in ein paar Punkten mich doch nicht verfianden. Er fagt, ich hätte 
es bemängelt, baß bie fonfervative Partei dieſen Antrag in Bezug auf die Forſter⸗ 
gehälter eingebracht bat. Auch nicht ein Wort davon ift richtig; im Gegentheil, ich 
habe mich darüber gefreut. Das habe ich allerdings dem Herm Finanzminiſter zu⸗ 
geben müſſen, daß der Borgang ein ungewöhnlicher ift, daß aus dem Haufe ber- 
aus ein Antrag auf Erhöhung der Gehälter und überhaupt auf Erhöhung ber Aus- 
gaben hervorgeht. Ich verlenne aber in feiner Weife, daß das Haus nicht bloß das 
Recht, fondern auch die Berpflichtung hat, in gewiffen Fällen der Regierung 
gegenüber derartige Anträge auf Erhöhung der Ausgaben zu ftellen. Es thut mir 
leid, daB die beiden Herren Minifter nit mehr am Plate find; fonft hätte ich den 
Herrn Finanzminifter, meinen ehemaligen Fraktionsgenofien, daran erinnert, daß auch 
er mit uns im Komplott war, als wir in ben fiebziger Jahren — ich weiß im Augen- 
bli nicht, in welchem Jahre e8 war — gegenüber ber Regierung, nachher mit ihrer 
Zuftunmung beim Schuletat erhebliche Erhöhungen haben eintreten laſſen. Das war 
unter dem Yinanzminifterium Camphauſen. Es wurbe damald von den Liberalen 
an Herm Gamphaufen fo lange berumgenrbeitet, bis er fid) damit einverftanden 
erflärte, in eine Ausgabenerhöhung in dem damals vorliegenden Etat zu willigen. 
Das ift wiederum ein Punkt, in dem ich mit Herrn v. Ploeg vollfländig einverftanden 
bin. Ich möchte die Herren von der Nechten dringend bitten, diesmal ihre Bedenken 
dagegen fallen zu laffen. Ich babe auch bie Meinung wie Herr v. Ploetz, daB es 

Jahrb. d. Preuß. Zorft- u. Jagbgefebg. XXX. 16 


— 234 — 


bei der Erörterung in der Budgetkommiſſion — ich nehme als ſelbſtverſtändlich an, 
daß der Antrag an die Budgetlommiffion geht — möglich fein wird, die Herren 
Minifter dazu zu bewegen, ihr Einverftänbniß dazu noch zu geben, daß in biefem Etat 
eine Erhöhung für die betreffenden Beamten eingefetst wird. Ich weiß aud nid, 
warum die Herren da noch zögern wollen. Berathen ift die Sache doch wahrhaftig 
genug! Die Gründe, die die Herren Minifter angegeben haben, theilen wir nid; 
fie find wirklich nicht zutreffend. Man muß einen einzigen Punkt erwähnen; es wird 
mir heute mitgetheilt: das viel Heinere Land Walde giebt ben Förftern 2100 Mart 
Marimalgehalt; dazu kommen noch Dienftanfmandsgelder und Raturalienbezüge. IH 
weiß nicht, weshalb die preußifchen Foͤrſter fchlechter geftellt fein follen als bie 
Waldeckſchen. Sie wiffen, daß leider die übrigen Waldeckſchen Beamten fchlechter ftehen 
als die Preußifchen. Doc das wird ja bald ein Ende haben. 


Alſo, meine Herren, ich bitte Sie recht dringend: probiren Sie es doch mal mit 
dem Herm Finanzminifter — denn der Herr Landwirthſchaftsminiſter, nehme ich an, 
wird feinen Widerſtand leiften —, und verfuchen Sie «8, in diefen Etat noch eine 
Erhöhung zu bringen! Wenn e8 gefchieht, fo ift das dadurch begründet, daß wir in 
einer Zwangslage find. Die Regierung müßte doc auf die Thatfache, daß das Haus 
einftimmig im vorigen Jahre — alle Redner aller Parteien! — biefe Forderung 
geftellt Haben, daß fi das Schaufpiel hier jetzt wiederholt, endlich rüdfichtigen und 
die Erfenntniß gewinnen, daß es fo nicht weiter geht, und daß wir die berechtigten 
Forderungen der Yorftbeamten im Etat anerfennen müfjen. Wenn Sie die Agitation 
vermeiden wollen, dann maden Sie fchnell, ordentliche Arbeit! Dann wird die 
Agitation ganz von felbft aufhören. 


Nachdem Herr v. Woyna, nachdem Herr v. Heereman fich bereit erklärt haben, 
die konſervative Refolution zu erweitern, bin ich der Anſicht — und ich hoffe, daß 
die Herren oder ihre Fraktionsgenoſſen in der Budgetlommiffion die betreffenden Zu- 
füge machen werden —, daß wir hinter die Worte „für die Förfter” unbedingt noch 
einſchalten „Sorftaufieher und Waldwärter“. Unbedingt! Denn was den Yörftern 
recht ift, ift den anderen Beamten billig. Es ift aneflannt, daß Forderungen bier 
geltend gemacht werden müffen wie in Bezug auf die Förfter. Und dann, meine 
Herren, ganze Arbeit mit einem Mal! Dann find Sie und wir die Sade los — 
und die Herren Minifter haben nicht nöthig, fich fo aufzuregen, wie der Herr Land» 
wirthſchaftsminiſter das gethan hat. Es thut mir leid, daß er noch nicht wieder am 
Plate ift; ich hätte ihm gerne in feiner Anweſenheit einige Dinge gefagt,"die-ich auf 
dem Herzen babe, namentlich dem erhobenen Pathos gegenüber, mit dem er mich 
heute geglaubt hat abfchlachten zu möüffen. 

Zunächſt ein Mißverftändniß! Der Herr Abgeordnete v. Woyna hat es fo dar- 
geftellt, als ob ich in meiner Sonnabendrede behauptet hätte: alle Jagden müßten 
verpachtet werden. Ja, meine Herren, id) fann Sie nur bitten: Iefen Sie meine Rebe 
nochmals nah! Das ift ja unangenehm, daß ich Ihnen diefe unerquickliche Arbeit 
zumuthe; aber ich benfe, wenn Sie darüber hier ſprechen, fann ich aud) verlangen, 
daß Sie wiffen, mas ich gefagt habe. Ich habe gefagt, daß Sacpverftändige der 
Meinung find, daß aus den Jagden höhere Erträge berauszumirtbichaften wären. Ich 
habe ſchuchtern, meine Herren, immer mit „vielleicht“, „es Könnte fein” u. ſ. w., bie 
Sache behandelt, Eins allerdings beftimmt verlangt: eine klarere Aufftellung 
des Etats in Bezug auf die Jagd, weil ich behaupte, daß der Etat fein Bild über 
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die Einnahmen und Ausgaben der Jagd giebt, und weil das Haus das Recht hat, 
zu verlangen, daß diefe Dinge budgetmäßig Har geftellt werben. 

Run, meine Hersen, biefe Erhöhung von 100 Mark! Das madit 27%, Piennig 
auf den Tag! Man brancht diefe Summe bioß auszuſprechen, um eine volle Kritik 
der Negierungsvorlage zu haben. 

Meine Herren, id; Iönnte eine Reihe von Thatfachen anführen, und zwar aus 
Nachweiſen, die uns zugegangen find, daß bie Forſter bei ihrer gegenwärtigen Stellung 
und and bie Forſtaufſeher thatſächlich gendthigt find, Schulden zu machen. Darin 
Dat Herr v. Ploetz recht, — er Hat es beftätigt — daß eine Reihe von Forſtern, bie 
nicht beſſer firuirte Frauen geheirathet oder feine Verwandten haben, bie ihnen bie 
Mittel gegeben Haben, in der That in Schulden gerathen ift. 

Es ift ſehr viel Davon geſprochen, und auch von jener Seite (reditE) hat einer 
der Herren — ich glaube, e8 war Herr v. Waldow — gemeint: die Agitation fei 
der Förfter unwurdig. Ja, ich weiß gar nicht, mas Sie damit meinen. Ich gehöre 
ja auch zu denen, von denen in den Zeitungen fiehen fol, daß mir auch die Sachen 
zugeſchafft werden follen, — ich babe von Agitation nichts gemerkt. Was ift dem 
paſſtrt? An einen Theil von Abgeorbuieten, und zwar — vom Wegierungstifch habe 
ich es zuerft erfahren, aus ben Zeitungen babe ich das nicht gewußt — an zwölf 
Mitglieder diefes Haufes 

(Buruf) 
— ja, Herr v. Waldow, ich. werde gleich fagen, wie ich darüber denle — find Zu- 
ſchriften einer großen Anzahl von Forſtbeamten zugegangen. Ich habe wirklich Liber 
die Empfindlicgleit des Herm Minifters ſtaunen müflen. Er wunberte fi) gewiß 
darüber nicht, wenn er mehr daran gewöhnt wäre. Wenn er in einer Verwaltung 
gewefen wäre, wie beifpielsweife in ber Poftverwaltung ober der Eifenbahnverwaltung, 
dann würde er vor uns nicht mit foldem Pathos und mit der ganzen Strenge 
feiner Amtegewalt gegen eine Agitation, die meiner Anficht nad) in bem Maße gar- 
nicht vorhanden ift, gedroht haben. Herr Minifter, die Beamten haben das Recht, 
fh) an uns zu wenben; das ift ihr verfaffungsmäßiges Recht, und, was Sie auch 
von Regierungstifch dagegen fagen, wir werben dafür forgen, baß dies verfaflungs- 
mäßige Recht troß Ihnen den Beamten erhalten bleibt! Das ift die kurze und bün- 
dige Antwort auf die Angriffe gegen mid. Wo ift e8 benn dem Seren Staats⸗ 
fefretär ber Poftverwaltung ober dem Herrn Eifenbahnminifter eingefallen, in diefer 
Weife Beamte, die noch gar nichts peccirt haben, die noch nicht einmal in Maſſen⸗ 
petitionen an das Haus gelommen find, zu behandeln, wie ber Herr Minifter es ge- 
than Hat? Gewiß der Herr Minifter hat Recht: Die Unzufriedenheit foll nicht in 
die Kreife ber Beamten dringen. Wer bringt denn bie Unzufriedenheit in die Kreife 
der Beamten? Die Regierung, die die berechtigten Anſprüche der Beamten nicht er- 
alt! Es if doch wahrlich weit gelommen, wenn fie das von ihren eigenen Partei- 
genoffen erleben, daß die konſervative Traktion einftimmig mit einer derartigen Reſo⸗ 
Iution, die doch ein gewiſſes Mißtrauensvotum gegen die Regierung enthält, an das 
Haus kommt. Was bat denn ihr Herr Kollege von ben Finanzen getban? Der 
Herr Yinanzminifter hat heute gefagt: wir können das nicht thun, denn wir würden 
in eine Maffe von andern Beamten Erregung bringen, wir würden Unzufriedenheit 
bei ihnen erweden. Das ift doch indirekt daffelbe, was ber Herr Finanzminifter uns 
vorwirft. Ja, meine Herren, natürlich, vom Miniftertifch aus das zu thun, if ja 
Torreft unb erlaubt! (Buruf.) 
16* 
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Gewiß! Wenn der Herr lanbwirthichaftlihe Minifter es nicht glauben will, kann ich 
nicht helfen. Sie fagen: fobalb id, diefe Forderung in Bezug auf bie Förfler er⸗ 
fülle, gebe ich berechtigten Grund zur Erregung in anderen Benmienfreifen. Dann 
find Sie doch derjenige, ber indirekt eine folge Erregung einleitet] 

Ter Herr Minifter fagte, ich hätte die Förfter gegen bie Oberförfter aus- 
gefpielt. Ja; meine Herren, um diefe Behauptung zu begrünten, dazu gehört doch 
mehr als diefe paar Worte. Wo flieht denn das in meinen Ausführungen? Die 
Herten haben fi an ein einziges Wort von mir angellammert. Es ift mir aud 
gar nit eingefallen. Ich ifiehe den Oberförfiern genau fo fumpatifch gegenüber — 
und ich babe Freunde in diefem Berufszweige — wie ben Foͤrſtern. Ich weiß, daß 
in den meiften Fällen glüdlicherweife das Verhältniß zwiſchen Oberförſtern und 
Törftern durchaus gut if, und ich bin der lettte, ber dieſes Verhältniß flören will. 
Ich babe auch die Oberförfter weder in Bezug auf ihre Rebenüen noch in Bezug 
auf das Bergnügen an der Jagd irgend wie beeinträchtigen wollen. 

(Buruf.) 
Sa, Herr v. Waldow, ich habe dies ausdrücklich gefagt, um derartigen Auslegungen, 
wie fie auch der Minifter gemacht hat, vorzubeugen. 

Wie ift denn die Gefchichte mit den Dienern gelommen? Meine Herren, audy 
das hat ber Herr Diinifter provozirt. Gie wiflen, daß ich in der erften Ausführung 
fireng etatsmäßig die Sache behandelt habe. Da Lam der Herr Minifter mit dem 
Ausipruche, der auch feftgenagelt werben wirb und denlmürdig bleibt für einige Beit, 
daß die Jagd zur Bildung bes deutſchen Volles beitrage Sa, meine 
Herren, auf derartige Ausführungen, bie nachher noch in bemfelben Stile weiter 
gingen, habe ich geantwortet — ich will hier nad) dem Oldenbergſchen Bericht citiren, 
der fienographifche Tiegt ja noch nicht vor —: 

Für den Forftdienft melden fi) trotz ber niebrigen Gehälter Männer aus 
allen gefellihaftliden Schichten, weil fie in diefem Dienk auch die 
Freude ber Jagd haben. Deshalb kommt es, daß wir ein fo vortreffliches 
Jagdperſonal haben, 
— und barauf fage id dem Herrn Minifter: ja, wenn Sie die Stellung biefer 
Beamten fo hoch halten, dann follten Sie aud) dafür forgen, daß z. B. bie Forſter 
bei den Jagden nicht die Stellung als Diener einnehmen. Das trifft nicht die 
Oberfdrfier, das trifft bie Inftrultion vom Jahre 1868. Es ift leider jetzt 
zu fpät, und ich habe nicht die Abficht, gegen bie Herren Konferbativen, bie miz 
diefen Pla in der Rednerliſte verfchafft Haben, undankbar zu fein und fie noch eine 
halbe Etunde länger aufzuhalten; fonft würde id an diefer Inftruftion influfive der 
Eenehmigung zur Heirath nachweifen können, baß allerdings darin bie Stellung der 
Förfter nicht den Ausführungen entipricht, die der Herr Minifter in fo hohem Zone 
über diefe Beamten gemacht hat. Das war lediglich eine Erwiderung von mir; ich 
wieberhole, es bat mir vollftändig fern gelegen, bier gegen die Oberförfter die Foörſter 
auszufpielen. Denn ich kenne auch einen Theil ber Herren, und es ift mir aud nicht 
im Zraume eingefallen, in biefer Beziehung gegen fie irgend etwas zu fagen. 

Meine Herren, ich begreife aber um fo weniger die Unzufriedenheit auf jener 
Seite (rechts), als Herr v. Waldow doch gerade auch mit Bezug auf die Stellung 
ber Forſter bei der Jagd, und, wie ich annehme, in Betreff der Inſtruktion von 
1868 baffelbe ober etwas ähnliches will wie id. Dann find wir ja einig, weiter 
will ich aud nichts; warum greifen fie mich alfo an? Natürlich, der Herr Miniſter 
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— und ih kann ihm das ja nicht übel nehmen —, derielbe Mann, der dem Seren 
Abgeordneten v. Ploe und feinen Freunden gegenüber die Agitation für ben An- 
trag Kanitz als gemeingefährlich bezeichnet hat — es thut mir leid, daß Herr 
v. Ploetz das „gemeingefährlich”" nicht mehr Hört, das ich ihm in Erinnerung bringen 
wollte —, derfelbe Herr Minifter muß fih aud einmal an die Linfe wenden, um 
auf fie auch feinen Zorn abzuladen. Laden Sie immerzu, Herr Minifter ! 
(Heiterfeit) 

Es wird uns das nicht hindern, auch weiter unfere Pflicht zu thun, und wir werben 
uns, da wir Gott fei Dank, nicht unter Ihrer Disziplinargewalt ſtehen, nicht davon 
abhalten laſſen, die Schäden, die wir in Ihrer Verwaltung finden, frei und offen 
Gier zur Sprache zu bringen. 

Meine Herren, was hatte 3. B. der Herr Abgeordnete Dr. Eckels in ber be- 
zühmten Sitzung vom 8. März 1897 in Bezug auf die Forſter und die Jagd gefagt? 
IH will e8 wörtlich verlefen. Er beklagt ſich über die ungenügende Theilnahme der 
Foͤrſter an ber Ausübung der Jagd: 

In einzelnen Oberförftereien ift den Yörftern gar fein Abſchuß mehr geflattet; 
in anderen ift diefer Abſchuß an fo erſchwerende Bedingungen gelnüpft, daß 
er dadurch geradezu illuforifh wird. Daß eine große Härte für bie Yörfter, 
die täglich duch den Wald gehen müſſen, darin liegt, wenn fie die Jagd 
nicht ausüben düurfen, bas liegt auf der Hand, und es ift erflärlich, daß das 
große Mißſtimmung hervorruft. Ich meine, meine Herren, es entipricht mehr 
der Billigkeit, den Yörftern, die für den Jagdſchutz oft genug ihr Leber ein- 
zuſetzen haben, auch die Freude am der Jagd zu Theil werben zu lafſen, als 
den mehr oder weniger hochgeftellten Herren, die vom Öberförfter zu ben 
Jagden eingeladen werben. 
Das fagte ein Herr von ber nationalliberalen Partei und ich flinme ihm zu. Hätte 
ih Zeit, wide ich Ihnen einmal eine ausführliche Schilderung ber Stellung der 
Törfter bei ben Jagden geben, nicht in Bezug auf die Oberförfter etwas Tadelns⸗ 
werthes, fondern — ich wieberhofe es — wie nad der Inſtruktion von 1868 be- 
ſtimmt ift, die meiner Anfiht nah in mehreren Punkten abgeändert werben muß. 

Nun, meine Herren, für Beute will ich daran genug fein laffen. Ich möchte nur 
meiner Berwunderung nochmals Ausdruck geben, daß ein Minifter wie Herr 
son Miguel, der in bdezennienlangem parlamentariſchen Kampfe wetterfeft geworben 
und abgehärtet ift, fih wegen einer Stelle in einem Seitungsblatt fo aufregt und 
fie bier verlieft als einen Beweis für die Agitation, die in den Forſtkreiſen einbringe. 
Ich babe die Zeitungen, welche mir unter Kreuzband zugeſchickt find, nicht gelefen 
und garnicht Iefen Fönnen; ich babe fchon deshalb diefe Dinge nicht auf mich ein- 
wirken lafien. Wenn die Herren Minifter und ihre Mitarbeiter das thun, gut, immer⸗ 
Hin! Indeß dafür will ich bier öffentlich Beugniß ablegen: die große Anzahl von 
Briefen mit zum Theil fehr intereffanten Auseinanderjegungen von ben Beanten 
ſelbſt tragen eimen durchaus wilrdigen und ernften Charakter, auch nicht die Spur 
agitatorifchen Weſens ift darin. Uns zu informiren, it das Recht der Beamten, 
und fogut, wie der Kollege Hammacher namens ber nationalliberalen Partei, als 
einmal daß Petitionsrecht der Eifenbahnbeamten, deren Gefuche uns in Menge vor: 
dagen, angegriffen wurbe, mit energifchen Worten gegenüber dem Miniftertifche ver⸗ 
trat und diejenigen zurückwies, die etwa darauf ausgehen wollten, bie Beamten in 
Bezug auf ihr Petitionsrecht zu befchränfen, ebenfogut fage ich, die Herren mögen 
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ablaffen davon, die Beamten hierin befcgränfen zu wollen, fie würden nur die Miß- 
flimmung vermehren. Das Petitionsrecht ber Beamten iſt durch bie Verfaffung ga- 
tantirt und Fein Minifter und keine Regierung kann es befeitigen wollen und wird 
es befeitigen. 

Regierungstommiffar Oberlandforftmeifter Denner: Meine Herren, fo viel ih 
weiß, ift das Petitionsrecht feines Beamten bier irgendwie angegriffen worden. Bon 
Petitionen, die an das Hohe Haus gerichtet worden wären, ift hier überhaupt nichts 
befannt worden; diefer Theil der Ausführungen bed Abgeordneten Rickert bitrfte alfo 
gegenſtandalos geworben fein. 

Wenn ber Abgeordnete Eckels fich früher über bie Jagdverhältniſſe der Forſter 
ungünftig ausgefprochen hat, fo möchte ich doch bitten, die Antwort zu verlefen, die 
ihm damals ertheilt worden ift. Diefelbe ging, wenn meine Erinnerung richtig if, 
dahin, daß die Ausführungen nicht zutreffend find, daß die Förſter das Recht haben, 
Kaninchen, Füchfe, Dächfe und alles mögliche Geflügel abzufchießen und fich auch auf 
diefe Weife an der Jagd zu betheiligen. 

Auch möchte ic) dagegen Verwahrung einlegen, daß die Geichäftsanweifung vom 
Jahre 1868 den Forfibeamten in Bezug auf die Jagd eine ungehörige Stellung an⸗ 
weit. Wenn ich richtig verfianden habe, fo hat ber Herr Abgeordnete Ridert dies 
behauptet. 

Abgeordneter Schaffner: Das allgemeine Wohlwollen, welches im vorigen Sabre 
ben Förftern bei ber Berathung dieſes Etats hier im Hohen Haufe von allen Par- 
teien entgegengebracht, auch von Seiten des Miniftertifches beftätigt wurde, bat uns 
zu großer Enttäuſchung geführt. Wir haben mit Erftaunen und Verwunderung aus 
dem Etat erfehen, daß die Förfter nur mit einem Meinen Betrage von 100 Mark 
pro Fahr Gehaltszulage vom 1. April biefes Jahres ab bedacht find — wahrhaft ein 
Trintgeld! e8 macht pro Tag 27%, Pfennige Zulage! Ich kann durchaus nicht an- 
erfennen, tie dies von Seiten des Herm Finanzminiſters gefagt wurde, daß dadurch 
eine Agitation in den Kreifen der Förfter eingetreten fei; im @egentbeil, ich babe in 
meinem Kreife bie Förfter ftetS als Ioyale, pflichtgetreue und charakterfefte Dränner 
fernen gelernt, und e8 wurde mir dies auch beftätigt, indem ich Briefe erhalten, 
worin fie mir ihr Bebauern ausbrüden, aber durchaus Teine Wgitation betreiben. 
Die Agitation ift hier im Hohen Haufe unter fänmtlihen Mitgliedern aller Parteien 
entftanden, da man enträftet darüber ift, daß man die Förfter mit einer fo geringen 
Gehaltsaufbefferung bedacht bat! 

Meine Herren, es ift auch berührt worden, daß den Förftern ein gewiſſes Areal 
an Ländereien zur Bebauung nebft freier Wohnung als Theil ihrer Beſoldung über⸗ 
wiefen wird, und daß dies als Bortheil zu betrachten fei. Ich babe mich in den 
verfihiedenen ‚Kreifen der Förfter erkundigt und alffeitig gehört, daß diefe Bebauung 
ber Ländereien ihnen nicht zum Vortheil, fondern bei mißlichen Jahren eher zum 
Nachtheil gereiche, und fie würden es mit Freuden begrüßen, wenn ihnen dieſe Be- 
bauung wieder abgenommen würde. Meine Herren, das if ja durchaus natärlich bei 
ben bentigen Berhältnifien! Der Förſter ſelbſt hat feine Zeit fidh der Landwirthſchaft 
zu widmen. Sein fehwerer, anftrengender Dienft beichäftigt ihn den ganzen Tag im 
Walde, er kann fih darum nicht fümmern, er muß fih mit Dienfiboten befaffen, 
einen Knecht, eine Magd halten, und Sie wiſſen recht gut, wie heute bie Löhne be- 
zablt werden und welche Schwierigfeiten es macht, wirklich treue Dienftboten zu bes 
kommen. Nun bedenlen Eie auch die oft jehr ungünftige Lage der Ländereien mitten 
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im Walde, unbequem für den Schulbeſuch feiner Kinder, für ärztliche Hilfe fehr 
Toftfpielig und dergleichen mehr. Und was erlöft er denn aus feinem Lande? Was 
hat er davon, wenn er alles rechnet? Dazu kommen noch die Rechnungen der 
Schmiede, Wagner u. |. w. Dann hat er anftatt Bortheile am Schluß des Jahres 
nur Nachtheile. Wenn der Landwirth, der nicht mit eigenen Kräften arbeitet, nichts 
verdient, wie ſoll da ber Förſter befiehen Können? 

Wie anſtrengend ift der Dienft des Förfters, ja wie lebensgefährlich iſt er gar 
manchmal! Wir haben in neuerer Zeit, im Laufe diefes Winters erlebt, daß ein 
Förfter in unferer nächſten Nähe von einem Wilddiebe überraſcht wurde, der ihn fo 
anſchoß, daß der Foͤrſter monatelang in Lebensgefahr lag. Es war der reine Zufall, 
daß er nicht auf dem Plate todt blieb; wäre der Schuß nur einige Zoll tiefer ge 
wefen, dann war der Tod unvermeidlid). 

Deine Herren, wenn Sie alles fo ins Auge faffen, dann müſſen Sie doch 
wirflich bedauern, daß der Herr Minifter der Landwirtbichaft für diefes Jahr nur 
100 Mark Gehaltserhöhung ausgerorfen hat. Zwar habe ich mit Freuden begrüßt, 
daß der Herr Minifter die Berficherung abgegeben, daß biefe 100 Mark ja nur vor» 
fäufig eine Abjchlagszahlung feien, unb daß er ins Auge gefaßt habe, für das nächſte 
Fahr einen höheren Betrag einzuftellen. Ich Hatte mich wirklich gefreut; — aber 
ein ſchwarzer Schatten bat fich darüber ausgebreitet, als ich aus dem Munde des 
Herm Finanzminiſters gehört habe, welche Bedenken er babei habe, mit den Worten: 
wenn diefe Beamten fo aufgebeffert würden, dann fommen auch viele andere. Sa, 
meine Herren, e8 muß dech ein linterfchied gemacht werden! Es kommt doch auf 
Leiftungen ber einzelnen Beamten an. 

Ich hoffe, daß die Verſprechung des Herrn Minifters der Landwirthſchaft durch⸗ 
gebt; ich fee auch das feſte Bertrauen auf ihn, daß die Förfter für das nächſte Jahr 
im Etat beffer bedacht werben; ich hoffe, daß ein entfprechender Betrag, wenn nit 
in biefem Jahre, fo doc fiher im nächſten Jahre im Budget aufgenommen wird, 
damit das Gehalt entfprechend ihren Leiftungen erhöht werden Tann. 

Meine Herren, ich habe weiter eine Bitte an ben Herrn Minifter zu richten und 
eine Anfrage. Zur Beit find im Regierungsbezirt Wiesbaden eine Anzahl gelernter 
Jäger im Gemeindebienft. Durch das Gefe vom vorigen Jahre, welches bezüglich 
der naffauifchen Gemeindeförfter befchloffen wurde, find diefe Förfter jet gezwungen, 
definitiv in die Dienfte der Gemeinde zu treten. Diefe Gemeindeförfter find alfo aus 
der Kategorie der gelernten Jäger, fie haben ihrem Militärdienſt genitgt, ihr Eramen 
beftanden und find eben zur Zeit im Gemeindebienft. Ich wollte mir deshalb die 
Frage erlauben, ob den zur Zeit im Dienfte befindlichen gelernten Jägern das Recht 
auf ftantliche Anftellung auch bei dem Uebertritt in die Gemeindeverwaltung gewahrt 
bleibe, wenn fie fpäter wieder in ftaatliche Dienfte zu treten beabfichtigen? 

(Bravo!) 

Regierungstommiffar Oberlandforftmeifter Donner: Meine Herren, die Anfrage 
des Herrn Vorredners erlaube ich mir dahin zu beantworten, daß durch das neue 
Geſetz, daß für die Gemeindeforftbeamten im Regierungsbezirt Wiesbaden erlaffen 
it, Fein einziger Beamter fchlechter geftellt wird, als er bisher geftanden bat. Die 
Beamten, von denen der Borrebner gefprocdhen hat, find wahrjcheinlic Jäger der Klaffe 
A2, bie nur den befchränften orfiverforgungsihein erbient haben. Diefe hatten 
allerdings nicht die Ausficht als Königliche Förfter angeftellt zu werben. Im übrigen 
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erleiden fie durch das neue Geſetz anbererfeits auch Feine Nachtheile gegenüber ihrem 
bisherigen Berbältniß. 

Abgeordneter Hofmann: Meine Herren, ich babe nur einige Bemerkungen zu 
machen, da bei ber Trülle von Rednern im wefentlicden nad) meiner Meinung das 
vorgebracht if, was überhaupt vorzubringen war. 

Bezüglich der Agitation, die den Foͤrſtern vorgeworfen worden ift, möchte ich im 
allgemeinen bemerken, daß ich allerdings auch Gegner einer ungeredhtfertigten, über 
das Ziel hinausihießenden Agitation bin; aber, wenn mit ber getabelten Agitation 
der Umſtand gemeint fein foll, daß biefe Beamten ihre Wünfche dffentlich kundgaben, 
dann halte ich den Zabel für nicht berechtigt, ſolche Wgitation vielmehr für eine be 
techtigte, die nicht verboten werden fol und kann; denn mundtobt darf man Beamte 
nicht machen. Alſo ich wieberhole: eine über das Ziel hinausſchießende Agitation 
billige ich auch nicht. Ich Habe allerbings eine wefentlicde Ueberfchreitung in ter 
Richtung nicht bemerkt, vielleicht einige ſcharfe Ausbrüde in ben Fachzeitungen; 
diefe fommen aber überall vor und bie Regierung hätte fie dadurch verhindern lönnen, 
daß fie in dem Etat einfach fagte, die Erhöhung um 100 Marl Habe nur eine vor⸗ 
läufige Maßregel fein follen. Dies konnten die Herren nicht wiflen; fie haben jes 
für eine definitive Maßregel angefehen, und deshalb find einzelne in ihren Ausdrücken 
vielleicht etwas weiter gegangen, als nothiwendig war. 

Run möchte ich no ein Wort über die Waldwärter fagen, ba bie Regelung 
ihrer Gehaltsverbältniffe vorher zu wenig betont worden if. Die Regierung fagte, 
die Stellen follten eingehen. Das halte ich für durchaus nützlich. Aber das nützt 
den berzeitigen Inhabern der Stellen keinen Deut, fie bleiben fo fchlecht geftellt wie 
bisher. 400 Mark und im DMarimalbetrag 800 Markt find ein Gehalt, das eigent- 
Iih in der Welt für vollbefchäftigte Staatsbeamte, wie ich glaube, einzig bafteht. 
Es ift doch abfolut unzureichend. Ein großer Theil diefer Herren find gelernte 
Jäger; fie find bloß in bdiefe Stellung gelommen, weil fie das Eramen nicht mit 
einem hervorragenden ‚Prädilat gemacht haben, und darum in die Klaffe AZ ge- 
fommen find. Sie können aud in Zulunft nichts anderes werden, fondern bleiben 
ihr Leben lang Walbwärter mit einem Marimalgehalt von 800 Marl. Das ift doch 
fo abfolut unzureichend, daß für die derzeitigen Inhaber eine Erhöhung des Gehalts 
eintreten muß. 

Was die Forfihülfsauffeher betrifft, fo möchte ich gegenüber der Behauptung, 
daß fie zur Zeit nicht fo fpät in den definitiven Dienft kämen, doch Eonftatiren, daß 
die durchſchnittliche Anftellungszeit nicht maßgebend für diejenigen ift, die über dem 
Durchſchnitt fallen. Beifpielsmweife ift mir aus Wiesbaden mitgetheilt worden, daß 
diejenigen, die jeßt ihren TForfiberechtigungsfchein befommen haben, alfo nach zwölf: 
jähriger Dienftzeit, no) 17 Jahre bis zur Anftelung als Förſter zu warten haben. 
Das find doch ungefunde Berhältniffe, und da muß die Negierung daran denen, 
den berzeitigen Inhabern, fei es in Form von Diäten oder duch ein Syſtem 
vorübergehender "perfönliher Zulagen, in irgend einer Weife zu Hilfe zu 
fommen. 

Nun möchte ich noch auf einen Punkt zurückkommen, den mein Herr Vorredner 
ſchon angeregt hat, nämlich die Schädigung ber Fyörfter burch das Geſetz vom vorigen 
Sabre, betreffend bie Penfionirung der naſſauiſchen Gemeindeförfter. Der Herr 
OOberlandforftmeifter irrt; in den naffauifhen Gemeinden find auch eine Anzahl von 
Jägern aus der Klaffe A1 ablommandirt, die zur Zeit in den Gemeinbeforften 
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Förfterbienfte thun. Diefe haben zur Zeit immer noch die Anwartſchaft, im Staats- 
dienft als königliche Förfter angeftellt zu werben, fobald ihre Anciennetät foweit reicht. 
Run haben wir durch das Geſetz vom vorigen Jahre beftimmt: die Bemeindeförfter 
werden nad Ablauf von fpäteftens einem Dienftiahre definitiv; fie müffen alfo aus 
dem Staatsdienft ausfcheiden, um Gemeindefärfter zu werden, ober müſſen ihren 
Gemeindebienft aufgeben. Run würde e8 bod eine Verfchlechterung gegenüber ben: 
bisherigen Zuftand fein, wenn man fie zu einer biefer Maßnahmen zwingen wollte: 
entweder in den Gemeindedienft zu treten umter Verluſt diefer Anwartſchaft, alfo mit 
vermindertem Gehalt, auch nicht mit Ausficht höher fteigen zu fünnen, ober aber ihre 
Stellung als Gemeinbeförfter aufzugeben. Sch möchte deshalb um eine Erflärung 
von Seiten ber Königlichen Staatsregierung dahin bitten, daß dieſe Herren nicht 
ſchlechter ala bisher geftellt werden follen, mit andern Worten, daß diejenigen, welche 
jetzt definitive Gemeindeforſtbeamte werben, dennoch zu jeber Zeit die Anwartſchaft 
behalten, mit ihrer Anciennetät auch als Tönigliche Förfter angeftellt zu werben; 
denn fonft wird gerade 'für biefe Yörfter eine weſentliche Verſchlechterung der bis- 
berigen Lage herbeigeführt. 

Daffelbe gilt von den Waldwärtern. Es find in Naffau eine Anzahl von Jäger 
der Mafie AZ angeftelit, die nebenher noch Gemeindewald haben; deren wird jetzt die 
Frage geftellt: wollt ihr Stantsbeamte bleiben oder Bemeinbefärfter werden? Diefe 
find in einer ſchwierigen Lage; werben fie Gemeindeförfter, fo haben fie die Schäbi- 
gung, daß fie, wenn fie vor Gericht als Jäger erfcheinen, nicht Diäten befommen. 
Eine thatſächliche Schäbigung wird eintreten, wenn ihnen nicht wie bisher bie 
Möglichkeit gegeben wird, im Staatsdienft zu bleiben unter Beibehaltung der Ge⸗ 
meinbeförfterftelle. Ich möchte in dieſer Beziehung nochmals eine freunblide Er⸗ 
Klärung erbitten. 

Negierungskommiſſar Oberlanbforftmeifter Donner: Meine Herren, ich Tann bie 
Erflärung nur wiederholen, die ich vorhin abgegeben habe. Es wird feiner von den⸗ 
jenigen Beamten, bie im Beſitz bes unbefchränkten Forſtverſorgungsſcheines find, be 
jiehungsweife auf unbeſchränkte Forſtverſorgung dienen, geſchädigt werben; es wird 
alfo den Beamten, die etwa vorläufig im Gemeindebienft angeftellt werben, die Mög- 
lichkeit offen gehalten werden, nachher in den Staatsdienft iiberzutreten. 

Was bie Jäger der Klaffe A 2 betrifft, fo Tann ich allerdings in diefer Be- 
ziehung teine fo befriedigende Auskunft geben, denn die Jäger A 2 hatten auch bis 
jetzt ſchon nicht das Recht, im Stantsdienft ale Forſter angeftellt zu werben, folange 
Jäger ber Kaffe A1, beziehungsweife ſolche mit unbefchränftem Forſtwerſorgungs⸗ 
Schein vorhanden waren. 

Abgeorbnieter Schmibt (Warburg): Meine Herren, ich danke Ihnen, daß Sie 
mich als dreizehnten Redner auch noch zum Worte haben kommen laffen. 

(Heiterfeit.) 
Fünf haben von der fonfervativen Seite des Haufes’gefprochen, fünf von der national- 
Tiberalen Seite, aber bisher nur ein Gentrumsmann. Ich möchte, da die Redner⸗ 
liſte durch das Loos fo unglüdlich geftaltet ift, daB ich erft jet als zweiter Redner 
des Genteums zum Worte fomme, mir auch noch einige Worte geftatten, wenn auch 
nur wenige, 

(Bravo!) 

indem id; allerdings auf den Umftand Bezug nehme, daß es jetzt bereits 4 Uhr vor- 
über if. 


Ich wollte dem Ausdrud geben, daß ich allem dem, was bier gefagt if, von 

A bis 3 zuftimme. 

(Sehr gut! rechts.) 
Denn, wenn da drüben fchon eine Einmüthigkeit ift zu fieben Achteln zwifchen Herrn 
v. Ploetz mit dem Herm Ridert, dann bin ich fchließlich auch noch zum achten 
Achtel damit einverftanden. 

Ich kann Herrn v. Ploetz beneiden, daß er fo unbefangen während biefer Ber- 
fammlung eingetreten ift. Ich babe mir fchon gebadht: wie gut wärft du bram, 
wenn bu jet aus dem Reichstag kämſt und ganz diefelbe Rede noch einmal aus 
eigenem Herzen hielteft! 

(Heiterfeit.) 
Denn ich babe im wefentlicden nur rwahrgenommen: alles, was ich mir zur Rebe 
notirt habe, ift von anderen ſchon gelagt. Da bleibt mir eben zu fagen nichts mehr 
übrig. 
(Große Heiterfeit.) 

Doch möchte ich wenigftens noch nad) einer Richtung dem Herm Abgeoröneten 
Rickert beipflichten. Sch wünſche auch, daß, wenn bie Sache in bie Kommilfion 
tommt, die ja nicht jo gebunden ift, das zur Geltung kommt, mas ich mir erlaubt 
hätte zu Anfang zu jagen, wenn ich als erfter Redner zum Wort gelommen wäre, 
nämlih, daß man doch in der Kommiffton erwägen möge, ob es nicht möglich if, 
daß den Förftern die doch über diefe 100 Mark mit Recht exfchroden waren, indem 
fie fi) nicht fagen fonnten, daß man ihnen fpäter noch mehr geben würde, fon in 
dbiefem Jahre — zur Linderung dieſes Schredens, möchte ich fagen — eine aus 
fömmliche Aufbefferung im Nacht ragsetat noch) ausgeſetzt werbe. 

Ferner hat mein verehrter Freund Herr v. Heereman bereit gefagt, baß er ben 
Antrag dahin deflarire, daß auch die Forftauffeher mit hineinbezogen werben 
follten. Das wird hoffentlich die Kommiffion in der Faſſung des Wortlauts noch 
beforgen. 

Ich glaube, wenn die Regierung nur das Wort „Agitation“ vermieben hätte, 
dann hätten Sie auch mir ſchon lange das Wort abgefchnitten, und dann wären wir 
fon fange fertig mit der Diskuffion ber Sache. Ich habe aber bie Wahrnehmung 
gemacht: meines Erachtens ift fortgefett die Regierung betreffs diefes Punktes 
zurüdgewichen. Erſt — da muß ich dem Herrn Abgeordneten Ridert Recht geben 
— ift man mit ziemlidem Bruſtton mit diefem Vorwurf bervorgetreten, man bat 
geiprochen von ſolchen Briefen, welche die Yörfter nun gar noch an uns fchrieben; 
nadträglih aber kam fchon der Herr Yinanzminifter und fagte, daß felbfi die 
Zeitungen nicht fo ſchlimm wären; denn er bemerfte: 

Die eingemurzelte Dienfitreue wird durch ſolche Blätter nicht erichättert 

werden fönnen. 
Das hoffe ich auch, daß man diefe Zeitungsartikel definitiv den Förftern, welche fie 
wahrſcheinlich meiftens unmillig von ſich weifen würden, nicht mehr in bie Taſche 
ſchiebt. Ich bin aud der Anficht, daß das, was biefe Förfter durch ihre an uns 
gerichteten Schreiben geleiftet haben, durchaus nichts Unrechtes war, und, 
wenn nun foeben von der Minifterbant aus gefagt wurde: ja, das Petitionsrecht 
haben fie, aber doch wieder durchblicken gelaffen wirb, als ob das, was fie uns 
gegenüber getban, doch nicht jo ganz harmlos wäre, fo erwibere ich: fie haben, wenn 
fie Vertrauen zu ihren Abgeordneten haben, doch auch das Recht, fih an fie zu 
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wenden. Das ſcheint mir eine mildere Form zu ſein, als wenn ſie gleich mit 
Petitionen an das Abgeordnetenhaus kommen. Das beweiſt ja gerade ihre 
befondere Befcheidenbeit. 

Ich babe mur etwas bebauert, daß, nachdem ber Herr Landwirthſchafteminiſter 
nnfere Hoffnungen fo fehr gefleigert hatte, indem er bemerkte, daß wir den Sinn ber 
betveffenden jeigen Einrücknng der Aufbeſſerung im Etat doch nicht richtig aufgefaßt 
hätten — er ſprach ‚ja wohl bavon, diefe Aufbeflerung folle nur vorläufig fein; im 
näcften Jahre kämen die Forſter noch mit dem auderen Beamten eventuell heran, — 
daß, nahdem ber Herr Lanbwirthichaftsininifer das gejagt Hatte und bie Freude in 
meinem Herzen groß war und ich dachte, mm werben die Forſter auch ſelbſtoerſtümdlich 
hoch exfrent darüber fen, unn der Herr Finanzminiſter fam umb in den ſchönen Bein 
des Herrn Sandwirtäfehaftsminifters jeher viel Waſſer hineingoß, indem er bavon ſprach, 
man ſolle ſich doch ſolchen Hoffnungen nicht zu ſehr Bingeben, umd dergleichen. Gpüter 
wieder hat es mir ben Cindruck gemacht — wir werden ja nachher die Stenogramme 
leſen —, als wenn er feinen Herrn Kommiſſar geſchickt hütte, um wieder chvas Wein 
dazu zu gießen. Es ſchien, als wenn ber Herr Regierungskommiſſar wieder etwae 
mehr Hoffnung madte; er hat 3. B. geſagt: die Aufbeflerung könne man vielleicht 
burh Stellenzulagen maden. Ich hoffe aber, daß dies nicht geſchieht; denn bie 
Förfter mäfien eine allgemeine Gehaltsanfbeiferung haben, weil davon and die 
Berechnung bes Betrags ihrer Penfion abhängt. Man weift auch darauf hin, bie 
Förfter hätten fo viel Landuntzung. Diefe müßte doc auch irgendwie in Betracht 
kommen bei der Berechnung der Penſion. So viel ich weiß, wird dieſe Landnutzung 
bei der Einkommenſtener der Förfter berechnet; aber als Gehalt wird fie ihnen nicht 
berechnet, zum Schaden ber Hinterbliebenen und der Förfter ſelbſt, wenn fie bienfle 
untanglich werden. Deshalb möchte ih auch die betheiligten Herren Refiortminifter 
bitten, in Erwägung zu ziehen, ob nicht irgend eine Durchſchnittsſumme in Rechnung 
gebracht werben Tünnte als fettes Einkommen aus der Landnutzung bei der Berechnung 
ber Benfion. 

(Bravo!) 

Abgeordnete Schulz (Berlin): Meine Herren, wenn die Lage eines Beamtenflandes 
nad dem Wohlwollen zu bemriheilen wäre, welches ihm von allen Seiten zu heil 
geworben ift, ſelbſt vom Miniſtertiſch ans, dann müßte die in Rede ſtehende Kategorie 
von Beamten im Ueberfluß ſchwelgen. Seit Jahren begeiftert ſich das ganze Haus für 
den Stand der Förfter, ſchwört alles zur grimen Farbe, und trotzdem bat man für 
diefelben nichts weiter in den Etat eingeftellt als einen fhönen Titel; es fehlen aber 
anf der andern Seite ben Herren bie Mittel, ımb ba, meine ich, würe doch Remedur 
zu Schaffen durch VBerüdfihtigung der hier eingebraditen Refolution. 

Die Tradition des Forſterſtandes, die hier fo befonders in den Vordergrund 
gehoben ift, Hat aber anf der anderen Seite nicht abgehalten, meiner Ueberzeugung nad 
ohne Grund Warnungen au bie Forſter ergeben zu lafien, die ganz unberedktigt find. 
Die Art der Wgitation der Förfter ift eine völlig geftattete, wenn überhaupt von 
Agitation zu veden if. Die Herren machen von ihrem Petitionsreht Gebrauch, und 
wie mit Recht behauptet worden ift, wenden fie ſich an einige Abgeorbnete, welche fie 
perſonlich kennen, oder an die Abgeordneten ihres Kreifes, welche ihre Intereffen zu 
vertreten haben. Yet weht ja auch in anderen Minifierien der Wind aus einer anderen 
Luke. Die Zeit ift doch vorüber, wo der Stantefelretär v. Stephan gegen bie Poſt⸗ 
beamtenvereine vorging. Herr v. Podbielsti fteht ja auf einem anbereu Standpunkt, 
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und find ihm ſogenannte Anregungen ans dieſem Kreiſe nur willlommen. Wechalb 
ſollen dieſe Anregungen und Klagen über ſchlechte Lage nur Hier mit anderen Augen 
angefehen werden als bei den anderen Beamtenlategorien? 

Deine Herren, der Herr Finanzminiſter fagte: je weniger Agitation bie Herren 
betrieben, und je mehr fie fi) auf die Regierung verlaffen würben, defto eher würben 
fie etwas befommen. Nun, meine Herren, wenn biefe Worte aus dem Munde eines 
anderen Miniftere fämen, dann hätten die Herren, denen bier der Rath gegeben wird, 
vielleicht mehr Vertrauen. Uber im Munde des Finanzminiſters Mingen biefe Worte 
immer komiſch, weil jedermann weiß, wie fehr der Herr Yinanzminifter die Hand auf 
den Beutel hält, obwohl Herr Abgeordneter Ridert Borfchläge gemacht hat, die Mittel 
aufzubringen, die zur Aufbeflerung der Förftergehälter nothwendig find, indem bas 
Jagdverpachtungsrecht anders vegulirt wird. Ich bin auch ber Meinung, baß man, ohne 
die Traditionen bes Standes zu ſchädigen, Hier einige Millionen fogar herausſchlagen 
kann, wenn bie geeigneten Schutzmittel auf der anderen Seite für den Wildſtand 
getroffen würden, und es wärbe damız die Luſt des Forſterſtandes für den Beruf durch⸗ 
aus nicht herabgemindert, fonbern im Gegentheil ihnen mehr Gelegenheit geboten, au 
Yagben theilzunehmen, als es jet in Wirklichkeit der Fall iſt. 

Meine Herren, von allen Seiten Hagen die Foͤrſter, daß fie zu wenig Gelegenheit 
Haben, dieſem Theil ihres Berufes nachzugehen, und daß Forſtſchutz⸗ und Kulturarbeit 
in der Forft den Forſter Iedigli in Auſpruch nuͤhmen. 

Es giebt fogar, aus diefem Umſtande herporgegangen, einen ganz eigenthümlichen 
Namen, gegen ben ſich die Yörfter immer energifch verwahren; den will ich nicht hier 
gebrauchen, aber Sie werden ihr alle kennen, und auf diefen Standpunkt Gerunter möchte 
ih den Forſtſtand durchaus nicht gebridt fehen. Wie ge nehmen die Foͤrſter an 
Privatjagden theil, und wie oft bei dieſen Gelegenheiten Hat man gehört, wie bie Herren 
fh darüber bellagen, daß ihnen fo wenig Gelegenheit gegeben ift, gerabe den port 
auszuüben, der mit bie Triebfeder geweſen tft, fich diefem Stande zu widmen, um 
troßg des Widerſpruchs der Eltern, die da abrathend in den Weg getreten finb wegen 
der ungehenren Koften, die nothwendig find, wenn ein Foͤrſter weit von der Stadt 
wohnt, um feinen Söhnen die möthige Ausbildung zum Törfterberufe angebeihen zu 
laſſen, — um troß der Abmahnung in dem väterlichen Beruf treten zu Tünnen. 

Meine Herren, die Art der Einfhücterung, melde heute Hier den Foörſtern gegen- 
über meiner Veberzeugung nad ganz unmotivirt vom Seren Landwirthſchafteminiſter 
ausgefprochen worden ift, fteht in einem fchreienden Widerſpruch mit dem Lobe, welches 
er den Eigenſchaften des Forſtſtandes, die ihm erhalten werben follen, gefpendet hat. 
Es wurde hier ausgeſprochen, daß durch energiſches und ſcharfes Vorgehen derartige 
Agitationen beſeitigt werden muſſen. Ja, meine Herren, das iſt nicht nur Waſſer, 
das iſt Wermuth in den Wein der Forſter, und dagegen muß hier proteſtirt werden. 
Daß gegen die Forſter iiberhaupt ein derartiges Vorgehen angewendet werden fol, das 
fieht beinahe aus wie auf der einen Seite etwas Zuckerbrot und anf der andern Seite 
die Peitfche. 

Meine Herren, ich fomme nun zu den Waldwärtern, die auch fhon viele Rebner 
Hier beihäftigt Haben. Diefe Waldwärter liegen mir ganz befonders am Gerzen. Wenn 
es auch mur eine Heine Klaſſe von Beamten ift, die auf der Ausſterbeetat gefetst worden 
find, fo meine ich: zwiſchen Ausfterben und Aushungern ift doch noch ein Heiner Unterſchied, 
und da liegt doch noch recht viel dazwiſchen, um bie beffernde Hand anlegen zu fönnen. 
Die Waldwärter mit ihren 7- bis 800 Mark Gehalt ſetzen fi zufammen aus ver⸗ 
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ſchiedenen Kategorien. Es giebt unter den Waldwürtern Leute, die aus ben Holzhauern 
mb Helzfällern hervorgegangen find und überhaupt nicht auf Forſtverſorgung dienen. 
Für diefe Kategorie hat Bier wohl kein einziger geſprochen; dem das find beſonders 
bevorzugte Arbeiter, die in eine beffere Stellung gelangt find oder ſich ſelbſt empor» 
gearbeitet haben nnd bei dieſer etwas befferen als Urbeiterftellung wohl zufrieden ſein 
men. Es befinden fih mın unter den Waldwärtern gelernte Jäger, welde im 
Klafje A 2 rangiren. Wie kommt es nun aber, baf einzelne diefer Walbwärter mit 
dem Prübilat A 2 als Waldwärter ſitzen bleiben umd niemals Gelegenheit haben, dieſe 
Etellung als Durdgangsftellung zur Förfterfiellung aufzufafien? Es hängt vom reinen 
Zufall ab, wie gerade das Eramen ausgefallen if, und es find nicht etwa die in 
Kofie A 2 Kangirenden alles Körfter mit ungenügendem Eramen, fondern e8 kam auf 
die Jahrgänge an, in denen fie feinerzeit ihr Eramen madten. Es kam darauf ar, 
ob die Nachfrage nad; derartigen Kandidaten für Korfifiellen groß war. So z. B. im 
Jahre 1866; da find mit dem Prädikat „ziemlich genügend” die Vetreffenden in A 1 
gelommen, 1876 mit „genügend“ in Klaſſe A 2. Da kann man wohl von dem Zufall 
reden, in Bezug anf den Ausfall des Eramens und des Beugnifles für Al oder A2. 
Cs ging danach, wie gerade die Möglichkeit ber Annahme für derartige Aſpiranten vor⸗ 
lag. 1878 fam man wieder mit dem Prübilar „genligend” in Klafie A 1. Ich kenne 
einen Walbwärter von 1882 mit dem Prüdilat „gut“, der bei den Sügern gedient bat, 
und der als Walbwärter nad dem, was uns Bier auseinander gefebt worben, niemals 
eine Ausſicht haben foll, in eine höhere Klaſſe zu gelangen. 

Da meine ih doh: wenn man in fozialer Beziehung die Stellung der Yörfter 
aufbeſſert, fie in die Subalternklafſe verjett, fo liegt die Berechtigung vor, diejenigen 
Waldwärter, die als gelernte Jäger ein Eramen mit A 2 beftanden haben, in bie 
Kaffe einrücken zu laſſen, die früher die Förſter inne hatten, und ihnen etwa nad 
10 Zahren Dienftzeit das Prädikat Förſter“ beizulegn — der Unterſchied zwiſchen 
biefen Kategorien if} ganz minimal —, und man follte dieſen Waldwärtern die Möglich⸗ 
feit gewähren, ein Gehalt von 1200 Mark zu befommen. Derartige Anfpräche find 
doch nicht Hochgeftellt für Leute, bie denſelben Bildungsgang durdgemadt haben, bie 
mit derfelben Luft und Liebe bei der Sade find wie bie Förfter, die Glück gehabt 
haben, mit A 1 in bie Karriere zu kommen. Sie haben es fi nicht träumen laffen, 
als fie den Beruf erwäßlten, daß fie in einer fo niederen fozialn Sphäre immer 
bleiben möäfien, daß fie ſchlechter geftellt fein würden als Eiſenbahnnachtwüchter, 
Billetenre, Brüdenwärter u. |. w. Kanzleibiener, VBürennbiener ftehen ſich alle befier 
als dieſe Waldwärter. 

Die Valdwärter haben aber diefelben Pflihten auszuüben wie die Förfter; fie 
haben Waldreviere bis zu 400 Hektar. Sie Haben einen Derbholzeinfhlag von 
2000 Quadratmetern 

(Laden rechts.) 
— Jubilmetern, Feſimetern; es haben fih ſchon oft Redner von Ihnen verſprochen, 
und da wird von uns nicht jo gelacht; das Lachen ift eine Eigenthümlichleit der Herren, 
wenn ein Meiner Japsus linguae auf biefer Seite paſſirt. 

Wenn bei den gleichen Pflichten und der gleichen Tätigkeit eine fo große Ungleich⸗ 
heit vorhanden ift, dann, glaube ih, werden Sie aud mit bem Herrn Abgeorbneten 
Rickert übereinftimmen, dem ich mich anfdließe, daß die Waldwärter und einige Forſt⸗ 
anffeher und Korfihülfsbeamte, die ſehr ſchlecht geftellt find, mit in die Refolution ein⸗ 
begriffen werden, und daß der Budgetkommiſſion anheim gegeben wird, für bie wenigen 
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Beamten, die bier auf den Ausſterbeetat gefeßt find, doch das zu thun, was tin In⸗ 
terefie und der Natur der Sade liegt und dem allgemeinen Intereſſe entipricht, das 
men allfeitig der grünen Farbe entgegenbringt. 


Abgeordneter Graf zu Limburg-Stirum: Dleine Herren, ich ergreife das Wort, 
um Herrn Ridert einiges zu envidern Hinfichtlich feiner Bemerkung über Petitionen im 
Allgemeinen. Keinem von uns fällt e8 je ein, einem Beamten im Lande das Petitions- 
recht verfümmern zu wollen, und Teinem von uns füllt e8 ein, es den Beamten zu 
verwehren, wenn fie an Abgeordnete fehreiben und ihre Wünfche vortragen. Aber auf 
der anderen Seite kann ich doch forwohl der Regierung als uns das Recht nicht ver» 
ſchränken laffen, die Art, wie Petitionen vorgebracht werden, zu kritiſtren und zu 
beurtheilen, ob e8 wohl der Stellung der Beamten im Allgemeinen entfpricht, wie bie 
Betitionen vorgebradyt werben. Und da muß ih num fagen, daß ich die Maffenhaftig- 
feit der Petitionen, das Häufige Wiederkehren von folden Petitionen, Petitionen, welche 
wiederholt au vom Haufe abgewiefen worden find, nicht für angemeſſen eradite. 

(Sehr ridtig!) 


Ferner, meine Herren, kann id nicht für angemeflen erachten den Kon, der mandmal 
in diefen Petitionen angefcjlagen wird, wenn PBhrafen darin find, bie genau wie ver» 
ſteckte Drohungen Klingen. 

(Sehr wahr!) 
Meine Herren, ich finde, daß die Regierung nur ihre Pflicht thut, wenn fie in folden 
Fällen aufpaßt und ſolche Sachen zurüdhveift. 


Nun möchte ih Heren Ridert noch eins fagen. Er meinte, er leſe biefe Zeitung 
nit, von ber wir bier redeten, biefe „Wochenfchrift für deutſche Förſter“. Meiue 
Haren, wir können doch die Sache nicht fo von der Hand weifen und gar feine Notiz 
bavon nehmen. Denn die Thatſache allein, daß fich eine ſolche Schrift halten Tann, 
beweift do, daß fie theilmeife gelefen wird. Denn wenn fie nicht gelefen würde, 
würde ihr doch das Lebenslicht ausgehen. Nun, meine Herren, nie babe ich in dieſer 
Schrift, die Beute einer meiner Freunde mitgebracht hat, ſehr häßliche, aufreizende 
Worte gelefen, die — ich fann es nicht befier bezeichnen — unter den früheren Haß⸗ 
und Beradtungsparagraphen zu fubjumiren gewejen wären. Und, meine Herren, das 
müffen wir fir im höchſten Grade unangemefien erachten. 


Nun muß ih Herrn Rickert doch noch darauf aufmerffam maden, daß, wenn es 
fhon ſchlimm ift, daß ſolche Worte in einer folhen Zeitung vorkommen, es doch nodh 
ſchlimmer ift, wenn ein Damm von der Antorität eines Iangjährigen Abgeordneten hier 
mitunter Worte braucht, die and zur Aufreizung geeignet fein fönnen. Und zu ber 
Kategorie gehörte das, was Herr NRidert von der Dienerftellung der Forſter fagte. 
Wenn das in einer Zeitung einmal paffirt, Tann man darüber wegfehen; wenn aber 
ein Mann von der Stellung und Praris wie Herr Ridert ale alter Parlamentarier fie 
brandt, Tann man das wur bebauern. Ich Habe vorhin gehört, daß Herr Rickert das 
gemildert Bat, was er gefagt hat. Aber ich möchte ihn doch bitten, daß er im Verein 
mit uns und mit der Königlichen Staatsregierung darauf hinwirkt, daß der Standpunkt 
Hinfichtlich des Betitionsrechts der korrekte bleibt. Das Petitionsreht an und für fi 
will niemand verfümmern; die Beamten follen das Hecht haben, in fachlicher Weiſe 
ihre Wunſche darzulegen, und das foll immer regelrecht und ordentlich geprfft werden. 
Aber das maſſenhafte Petitioniren, das Immerwiederkehren von Betitionen, die fon 
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öfter zurũckgewieſen find, und den unangemeflenen Ton, der mitunter in ben Petitionen 
herrſcht, zurſickzuweiſen haben wir alle im Haufe das gemeinfchaftliche Sntereffe. 
(Bravo!) 

Bräfident: Es ift der Schluß der Diskuſſion beantragt von den Abgeordneten 
vd. Pappenheim, Freiherr v. Zeblig und Seer. Ich bitte diejenigen Herren, welche den 
Schlußantrag unterftüßen wollen, fich zu erheben. 

Geſchieht.) 
Die Unterſtutzung reicht aus. Zum Wort gemeldet find noch die Abgeordneten 
Dr. Mortens, Schreiber, Meifter, Dr. Srmer, Beinhauer, Freiherr v. Eynatten, 
0. Kuapp, Dieter (Riemsloh), Hanemann, Zimmermann, Rieſch, Gorke, v. Pappen⸗ 
Heim. Ich bitte nun die Herren, welche ſchließen wollen, ſich zu erheben. 

Geſchieht.) 
Das Bureau iſt einig, daß die Majorität ſteht; die Diskuſſion it geſchloſſen. 

Die Tit. 3, 4, 5, 6 und 7 find nicht angefochten, fie find bewilligt. 

Das Haus muß fih nun fhlüffig darüber machen, wohin es den Antrag ber 
Abgeordneten v. Amim und Genofien auf Nr. 35 der Druckſachen verweifen will. &6 _ 
tft vorgefchlagen, ihn an die Budgetlommiffion zu verweifen. — Dagegen böre ich 
feinen Widerſpruch, das Haus Hat fo beſchloſſen. 

Ich möchte dem Haufe vorfchlagen, fi jet zu vertagen. — Damit if das 
Haus einverftanden. 


C. 24. Sitkung am 17. Februar 1898. 
Bizepräfident Dr. Freiherr v. Heereman: Die Sitzung ift eröffnet. 
Wir treten in die Tagesordnung ein: 


Fortſetzung der zweiten Berathung bed Entwurf? des Staathausbalts- 
etats für 1898/99, und zwar zunächſt: 


Forftverwaltung. 


Wir find in der Berathung gelangt bis zu Kap. 2 der dauernden Ausgaben, 
Tit. 8. 

Ich eröffne die VBefprehung des Tit. 8, — 9, — 9a, — Ib, — 9c, — 10, 
— 11, — föließe dieſe Beſprechung. Ein Widerſoruch iſt nicht erhoben; die Titel ſind 
bewilligt. 

Tit. 12 if bereits erledigt. 

Ich eröffne- die Beſprechung der Tit. 12a, — 13, — 14, — 15, — 16, — 
17, — 18, — 19, — 20, — ſchließe diefelbe. Ein Widerfprud if nicht erhoben; 
die verlefenen Titel find vom Haufe bewilligt. 

Ich eröffne die Befprehung des Tit. 21. Der Herr VBerichterftatter verzichtet. 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. v. Heydebrand und der Lafa. 

Abgeordneter Dr. v. Heybebrand und ber Laſa: Bereits im vorigen Jahre war 
feitens eines meiner pofitifhen Freunde darauf aufmerffam gemacht worben, daß im 

önigreih Sachſen von ber ftaatlihen Forfiverwaltung die Einrichtung getroffen ift, daß 

eine gewifle ftantliche Station befteht, aus der ſtaatliche Forfibeamte abgegeben werben, 
um Privatforften einzurichten und weiterhin für eine befiere forftgemüße Berwaltung ber- 
ſelben einzutreten. Das hat eine fehr große Bedeutung nicht bloß für die Einnahmen 
der Stantsfaffe im Königreih Sachſen aus ſolchen Forfteinrihtungen — bie waren 
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Übrigens recht erheblich und find es and noch —, fondern bie Sache hat auch eine große 
Bedentung für die Privatwaldbefiter, welche auf diefe Weiſe in die Lage geſetzt werben, 
ein ganz außerordentlich gutes Material zu belommen, nm darauf hin ihre walbwirth- 
ſchaftlichen Betriebe einzurichten. Es war im vorigen Jahre ſeitens des Vertreters ber 
Forſwerwaltung darauf hingewieſen worben, daß eine ſolche Einrigtung, wie ſie fih iu 
Sachſen bewährt Hat, mur um deswillen Schwierigkeiten in unjeren preußifchen Forſt⸗ 
verwaltungen verurfachen Wunte, weil die Größenverhältnifie des Forſtlandes doc etwas 
anders lägen. Die Sache ſcheint mir doc eine ſolche Bedentung zu befiken, daß ic 
wünfden mödte, daß die Konigliche Korfiverwaltung biefen Gebanfen nochmals in 
Erwägung ziehen follte. Ich würde mich freuen, wenn biefe Erwägung zu etwas mehr 
Entgegenlommen führen würde, als im vorigen Jahre ans den Erklärungen heraus⸗ 
geflungen hat. 

Regierungslommiffer Oberlandforfimeifter Denner: Deine Herren, id barf 
daranf anfmerffam maden, daß ſchon bisher, wenn irgend welde Wünfde an das 
Minifterinm berangetreten find, Privatwaldungen durch Konigliche Forſtbeamte abſchützen 
zu laſſen, folde Beamte zur Berfügunh geftellt wurden, gewöhnlich in der Perfon von 
Korftaffefforen. Es flebt aber auch dem durchaus nichts entgegen, daß nicht bloß bie 
Korftafiefloren mit derartigen Arbeiten beauftragt werden, fondern daß aud noch eine 
fpezielle Leitung ber Arbeiten von der Centralftelle aus erfolgt. Ich made allerdings 
darauf aufmerffam, daß fo billig wie in Sachſen die Sade fon um beswillen in 
Preußen nit gemacht werben kann, weil die Entfernungen, um bie es fi bier handelt, 
3. B. von Berlin bis nad Oftpreußen oder dem Xhein größer und die Reiſeloſten 
höher find als in dem weniger umfangreihen Königreih Sachſen. 

Vizepräfident Dr. Freiherr v. Geereman: Das Wort ift nicht weiter gewünſcht; 
ich ſchließe die Beiprehung. Ein Widerfpruch ift nicht erhoben; der Titel ift bewilligt. 

Ich eröffne die VBeiprehung des Tit. 22. Der Herr Berichterflatter verzichtet. 
Das Wort Hat der Abgeordnete Dr. Lotichins. 

Abgeordneter Dr. Lotichius: Meine Herren, bei dieſem Titel geflatte ich mir, 
barauf hinzuweiſen, daß das Königliche Oberverwaltungsgericht zu Berlin am 8. März 

vorigen Jahres die Entſcheidung getroffen hat, wonad in allen Gtadt- und Land⸗ 
gemeinden, wo ein Magiftrat oder ein Tollegialifcher Gemeinbevorftand nicht befteht, der 
Bürgermeifter allein, ohne Mitwirkung der Gemeinbevertretung, das Recht haben foll, 
bie Verpachtung der Gemeindejagd vornehmen zu fünnen. Das war früher anders, 
wenigfiens ift die Sache anders gehandhabt worden. 

Nun Habe ich gehört, daß im verfloffenen Sommer der Herr Minifter für bie 
landwirthſchaftliche Verwaltung ein Cirkular an die ihm untergebenen Berwaltungs- 
behörben gerichtet hat, wonad) ganz befonders auf diefes Erkenntniß des Königlichen 
Oberverwaltungsgerichts hingewiefen if. Dieſe Verfügung hat nun im einzelnen Be⸗ 
zirken doc eine Mißſtimmung hervorgerufen. Man befürchtet nämlih, daß, wenn bie 
Verpachtung der Jagd auf Gemeindeeigenthum lediglich durch ben Bürgermeifter ohne 
Mitwirkung der Gemeindevertretung vorgenommen werben würde, e8 vorlommen könnte, 
daß die Jagd aud an ſolche Pächter gelangt, welche fie zu fehr fchonen und das Wild 
nicht in genügenber Weife abfdießen würden. Dadurch könnte fi der Wildbeftand 
außerordentlich vermehren, und die Konfequenz davon wäre, daß die Felder darunter 
litten. 

Auch darüber ſcheint eine verfchiedenartige Anſicht zu beftehen, ob das Königliche 
Oberverwaltungsgericht zu Berlin ſich dahin entfhieden hat, daß das Erfenntniß, wos 
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nad aljo bie Bürgermeifter allein das Recht haben follen, die Berpachtung der Jagd 
vomehmen zu künnen, ohne Mitwirkung der Gemeinbevertretung, fich lediglich auf die 
Heineren Jagdbezirke von weniger als 300 Morgen erftredtt, oder ob bei den größeren 
Jagdbezirken, weile alfo wicht gemeinſchaftliche Jagdbezirle find und mehr als 
800 Morgen enthalten, erſt bie Genehmigung ber @emeindevertretung nothwendig ifl. 
IR das Lebtere der Fall, wie aus ben Öffentlichen Blättern, 3. B. aus der Kömiſchen 
Zeitung im verflofienen Sommer, hervorgeht, dann dürfte es fich doch empfehlen, bie 
Berwaltungsbehörden befonders darauf aufmerffam zu maden, daß bei der Verpachtung 
der größeren Iagbbezirte jedesmal exft die Genehmigung der Gemeinde eingeholt wird. 
Denn ich möchte doch nicht wünſchen, daß das verfaffungsmäßige Hecht der Gemeinde» 
bertretung irgendwie dadurch alterirt wird. ber es dürfte fi überhaupt empfehlen, 
daß auch für die kleineren Jagdbezirke immer bie Mitwirkung der Gemeindevertretung 
inſofern erfolgt, daß wenigſtens eine Anhörung derſelben ſtattfindet. Soviel mir bekannt, 
hat der Negierungspräfitent zu Koblenz ein Cirkular im Herbſte erlaffen, monad die 
Berwaltungsbehörden erſucht werben, bei der Verpachtung der Gemeindejagden wenigftene 
bie Gemeinbevertretung zu hören. Aber eine ſolche Verfügung follte man nicht bloß 
für einen Bezirk erlaſſen, ſondern es müßte überhaupt gefchehen, und eine derartige 
Anweifung Tann eben mur von dem Herrn Minifter für die landwirthſchaftliche Ber- 
waltung ausgeben. 

Sedenfalls möchte ich alfo die Bitte an den Herrn Minifter mir geftatten, doch 
in diefem Sinne wirken zu wollen. Ich würde auch dem Herrn Minifter danfbar 
fein oder dem Herrn Regierungslommiffer, wenn fie die Güte hätten, über die ganze 
Sache eine Auskunft ertheilen zu wollen. Es liegt doch unzweifelhaft im Intereſſe 
der Gemeinde, wenn bei Verpachtung von Gemeinbeeigentfum und Gemeindejagd 
wenigftens die Gemeindevertretung gehört wird. 

Regierungstommiffar Oberlandforftmeifter Donner: Deine Herren, es ift üblich, 
daß in allen wichtigen Fragen, in denen feitens bes Oberverwaltungsgerichtes eine 
grundfägliche Entſcheidung getroffen wird, die nachgeorbneten Behörden davon in 
Kenntniß geſetzt werben; das ift denn auch gefchehen, fobald da8 von dem Herrn 
Vorredner in Anregung gebrachte Erkenntniß bezüglich der Gemeindejagden in der 
Rheinprovinz ergangen war. Demnädft iR ein ähnliches Erkenntniß ergangen auch 
für die Provinz Weftfalen. Beide Erlenntniffe beftätigen nur dasjenige, was feitens 
bes landwirthſchaftlichen Minifterii fchon immer als zu Recht beftehend angenommen 
worden ift, nämlich, daß in den ländlichen Bezirken als Gemeinbebehörden im Sinne 
bes 5 9 des Jagbpolizeigefeßes vom 7. März 1850 die an ber Spike ber Gemeinbe- 
verwaltung ftehende einzelne Perfon zu verftehen ſei. In dem einen Erfenntniß bat 
das Oberverivaltungsgericht ausgeführt, daß es winfchenswerth fei, daß die Lollegia- 
liſchen Körperfchaften, welche ben an der Spite ber Landgemeinden flehenden Perſonen 
zur Seite geftellt find, möglichſt gehört werden, um bie Anfchauungen und Wünfche, 
die in der Gemeinde binfichtlic ber Berwerthung der Jagd beftehen, zur Geltung zu 
bringen. Ein Zwang, hiernach zu verfahren, befieht aber nit. Ein Unterichied 
zwifchen größeren und kleineren Jagdbezirken ift in Bezug auf die angeregte Frage 
nit vorhanden; e8 handelt ſich unabhängig von der Größe nur um bie gemeinfdhaft- 
lichen Jagdbezirke, von denen der 8 9 de Geſetzes vom 7. März 1850 für bie alten 
Provinzen und $ 11 der Berorbnung vom 30. Mär; 1867 für Naſſau fpricht. Letztere 
theilt die Dliegenheiten ber @emeinbebehörde der alten Provinzen für das ehemalige 
Naffau dem Gemeinderath, alfo einer kollegialiſchen Behörde zu. 

Jahrb. d. Preuß. Forſt⸗ u. Jagdgeſegg. XXX 17 
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Hür den Augenblid if alfo in Naſſau eine ſolche mit der Angelegenheit befaßt. 
Bom 1. April ab, dem Geltungstage der neuen Landgemeinbeorbnung für Heſſen⸗ 
Roffau, wird das nicht mehr durchweg der Fall fein. Nur in größeren Gemeinden von 
mehr als 5000 Einwohnern befteht künftig grunbfägli nur ein Gemeinderath; bei ben 
fleineven Gemeinden tritt aber der Regel nad) unter Bejeitigung der kollegialiſchen Ber⸗ 
faffung ein Bürgermeifter an die Spitze ber Gemeinden. Es wird alfo vorausfichtlich vom 
1. April ab für die kleineren Landgemeinden in Naffau dasjenige Verhältniß eintreten, 
welches das Oberverwaltungsgericht für die Rheinprovinz und Weſtfalen als zu Recht 
beitehend anerlannt hat. 

Abgeordneter Dr. Rzepnilowsti: Meine Herren, nachdem wir im Jahre 1891 
das Wildfehadengefe erhalten haben, gaben fich diejenigen, die an der Sade ein 
- Sintereffe hatten, der freubigen Hoffnung bin, daß fie num auch den vollen Erſatz flr 
die Schäden erhalten werben, die ihnen durch das Wilb zugefügt werben. Das 
betraf nun zumeift Peine Befitzer, welche weniger als 300 Morgen Land hatten, ein 
eigenes Jagdrecht nicht ausüben durften, von Wäldern umgeben waren unb gleichzeitig 
das Unglüd hatten, daß fie nicht mit den Eigenfchaften eines guten Schüben in bie 
Welt gelommen find. Wir haben alfo das Geſetz auf dem Papier; wie es aber mit 
der wirflihen Ausübung deffelben ſteht, ift eine andere Sache, 

Rad) den häufigen Klagen, die man darüber vernimmt, muß man zu ber 
Ueberzeugung kommen, daß das Gefe eine Beſſerung der Buftänbe nicht herbei⸗ 
geführt hat. Ich gebe aber zu, daß daran weniger das neue Geſetz ſchuld if als 
diejenigen Perfonen, welche e8 zur Geltung bringen follen. Iſt ein Wildfehaden ent- 
ftanden und angemelbet, fo werden fo viele Schwierigleiten in den Weg gelegt bei 
den Wbhaltungen von Terminen, bei der Abfhätung und Feſtſtellung des Schadens, 
daß dem Gefchädigten jede Luft vergeht, feine Anſprüche weiter zu verfolgen, und 
daß eine tiefe Erbitterung in ihm zurüdbleibt, weil ex zu ber Meberzeugung kommt, 
daB das Wildfchabengefe nicht zu feinem Schutze gemacht worden if. 

ALS Belag für diefe Anſchauung möchte ich Ihnen einen all vorführen, der 
mir eben in diefen Tagen unterbreitet worden if. Er betrifft einen kleinen Veſitzer, 
der ein Grundflüd von ungefähr 80 Morgen bat, welches umgeben ift von ber 
Königlichen Forft von Lonkorz im Kreife Loebau (Weſtpreußen). Das Wild, nament⸗ 
lich die Hirfche, machen dort jahraus, jahrein einen erheblichen und bedeutenden 
Schaden. Der Mann ift dadurch in feiner Eriftenz beinahe ganz gefährdet und 
bedroht. Vergebens bat er den Schaben, ben er im Anfang Oftober erlitten hat, 
angemeldet und eine Tseftftellung verlangt, wie es gefelich vorgefchrieben ift, und 
welchem Antroge in drei Tagen aud) flattgegeben werden mußte. Unglüdlicher Weiſe 
ift der betreffende Amtsvorſteher gleichzeitig Forſtbeamter, und er mag vielleicht nicht 
gern an die Sache Herangegangen fein; er verſchob daher ben Termin, der zuerſt 
mündlih angemeldet war, nahm fein Protofoll auf, und auf einen fchriftfichen 
Antrag gab er auch keine Antwort. Der Dann, in Beforgniß, daß unterbeflen ber 
Schnee die Felder zudede, jo daß der Schaden nicht fefigeftellt werden könnte, wandte 
ſich an den Kreisausfhuß refpeftive an ben Landrath mündlich und ſchriftlich, erhielt 
aber auch feine Antwort, und ein Zermin ift überhaupt nicht feftgefeßt worben. 
In der Beforgniß, daß der Schaden fpäter nicht feftzuftellen fein wirde, wandte er 
fih an den Ortsſchulzen, welcher den Schaden auf 150 Marl abſchätzte. Nun find 
Wochen und Donate vergangen; es ift nichts veranlaßt worben, und der Dann ift 
volfftändig in dem Rechte, wenn er behauptet, ba, wenn er den Schub des Geſetzes 
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wicht in Anfpruch nehmen darf, ex dort überhaupt nicht mehr weiter zu wirthicheften 
im Stande if. Ja, meine Gerren, das ift doch Feine Anwenbung bes Gefehes. 
Mußte gerade ber Yorfifisfus nicht mit dem beften Beifpiele vorangehen und biefe 
Schaͤden, wenn fie entfiehen, auf eine humane Weife ausgleichen? 150 Mark ift 
für den Forftfisfus eine Kleinigleit, für den Mann ift es aber ein erhebliches 
Kapital. 

(Sehr richtig! bei den Polen.) 

Es ift Mar, daß hier die Behörden gefehlt haben; denn nach dem Gefee mußte 
unter allen Umftänden dem Antrage auf Abſchätzung ftattgegeben werden. Das ift 
nicht gefchehen. Dem Herrn Minifter für Landwirthſchaft ift allerdings der Amts⸗ 
vorſteher nicht unterſtellt; ba aber in biefem Falle die Funktionen besfelben von 
einem Yorfibeamten ausgeübt worden find, fo hoffe ih, daß der Herr Miniſter den 
Forfibeamten überhaupt ans Herz legen wird, bei ber Ausübung des Wildfchaben- 
geſetzes human und entgegenlommend zu verfahren. Ich hoffe insbefonbere, baß in 
dem vorliegenden alle nad der Abſchätzung des Schadens durch ben Orts⸗ 
fhulzen 150 Mark dem betreffenden Gefchädigten auf Anweifung bes Herrn Minifters 
zugeftellt werden. 

(Bravo! bei den Bolen.) 

Regierungstommiffar Oberlandforftmeifter Donner: Meine Herren, ber Fall ift 
bis jetzt nicht zur Kenntniß des Minifterii gelangt; er wirb ſelbſtverſtändlich ein- 
gehend geprüft werben, und wenn es nöthig if, wird Abhulfe erfolgen. Im Uebrigen 
iſt ja die Möglichkeit gegeben, daß da, wo eine Kollifion der Pflichten des Amts- 
porftehers mit anberweitigen Funktionen beffelben eintritt, der Vertreter des Amts- 
vorfichers in bem betreffenden Falle feine Obliegenheiten übernimmt; es if alfo 
feineswegs ausgeichloffen, daß auch vorliegend ber Bertreter die Abichäkung bes 
Wildſchadens zu leiten hat. 

Bizepräfident Dr. Freiherr v. Heereman: Das Wort wirb nicht weiter gemänfcht; 
ih) fchließe die Veiprehung Ein Widerſpruch ift nicht erhoben, ber Titel ift 
bewilligt. 

Ich exöffne die Beiprechung über Tit. 283, — 24, — 25, — (26 fällt aus), 
— 27, — 3, — 29, — 8, — 31, — 32, — 33, — 34, — und 86, — 
ſchließe die Beſprechungen. Diefe Titel find bewilligt. 

Wir gehen über zu Kap. 8. Ich eröffne die Beſprechung iiber Tit. 1, — 2, 
— 3, — 4, — b, — 6, — 7, — 8, — ſchließe auch diefe; das ganze Kapitel 
iR in den einzelnen Titeln vom Haufe bewilligt. 

Ich eröffne die Beſprechung über Kap. 4 Tit. 1, — 2, — 2a, — 8, — 4, 
— 5, — 6, — Schließe auch diefe Befprechungen. Kap. 4 in feinen einzelnen Titeln 
ift bewilligt. 

Wir gehen über zu B. Einmalige und außerordentlide Ausgaben, 
Kay. 11. 

Ich eröffne die Befprechung über Tit. 1, — ſchließe biefelbe; Tit. 1 if bewilligt. 

Ich erdffne die Beiprehung über Tit. 2, Der Her Berichterſtatter bat 
das Wort. 

Berichterftatter Abgeordneter v. Bodelberg: Hier werben 150000 Mark gegen 
das Borjahr mehr gefordert. Diefer Forderung wurde durchaus zugeflimmt. Auf 
fpezielle Anfrage wird von der Königlichen Staatsregierung erwibert, auch bie Auf- 
forftung ber kahlen Höhen des Rhöngebirges fei beabfihtigt. Im Webrigen würbe 
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darauf Bedacht zu nehmen jein — und bas entſprach den Wünfchen, die aus ber 
Kommilfion bervortraten —, nicht bloß kleine Deblänbereien, fonbern auch größere 
Flächen aufzuforften. Einmal feien die Bewirthichaftungsfoften im Großbetrieb 
billiger, und darum fei e8 zwedmäßig, große Flaͤchen für die Aufforftung an bie 
beftehenden Forfiflächen mit heranzuziehen, und andererfeits entfpräche das auch dem 
wirtbfchaftliden Zwecke, der damit erreicht werben foll, einen vortheilhaften Einfluß 
auszuüben auf die Mimatifhen und die übrigen landwirtbfchaftliden Ber 
hältniffe. 

Der Erhöhung bes Titels wurde daher zugeftimmt und fogar der Wunfch Iant, 
in der Folge dieſen Zitel zu erhöhen. 

Bizepräfident Dr. Freiherr v. Heereman: Das Wert ift nicht weiter gewünſcht; 
ich fchließe die Beſprechung. Ein Widerſpruch ift nicht erhoben; der Tit. 2 if 
bewilligt. " 

Ich eröffne die Beſprechung über Tit. 3, — 4 — ſchließe biefelbe; auch biefe 
beiden Titel find bewilligt. 

Ih eröffne bie VBeiprehung über Tit. 5. Der Herr Berichterſtatter bat 
das Wort. 

Berichterftatter Abgeordneter v. Bodelberg: Es wird bier auch nur eine 
Forderung vou 50000 Mark wie im vorigen Jahr eingeftellt und zwar für Er- 
richtung von Infthäufern und Arbeiterrvohnungen in den Provinzen Oftpreußen, 
Beftpreußen und Pommern. Es entſtand eine Auseinanberfegung darüber, daß «6 
erwünfcht fei, diefe Arbeiterhäufer auch in andern als den genannten Provinzen zu 
errichten, und darum folle bie Beſchränkung fortfallen. Seitens der Königlichen 
Staatsregierung wurde aber erwibert, diefer Betrag ei fo gering, daß es gar feinen 
Zwed haben würde, das Gebiet, in welchem biefe Arbeiterhäufer errichtet werben 
follen, noch zu erweitern. Im Uebrigen hätte der Often nad biefer Richtung ein 
größeres Bebürfniß, und vorläufig wenigftens, wenn diefe Summe nicht erhöht 
witrde, Tönnte nur fo wie bisher mit der Erridtung im Oſten vorgegangen werben. 
Seitens der Kommiffion aber wurde e8 als befonders wünſchenswerth betrachtet, daB 
hierfür größere Mittel fihffig gemacht werden, und e8 wurbe ber Hoffnung Raum 
gegeben, es müßte bereits im nächſten Jahr ein größerer Betrag für dieſe Zwede 
eingeftellt werden. 

Bizepräfident Dr. Freiherr v. Heereman: Das Wort wird nicht gewürſcht, 
Widerſpruch ift nicht erhoben; Tit. 5 ift vom Haufe bewilligt. 

Ich eröffne die Beſprechung des Tit. 6, — ſchließe auch diefe und ſtelle feft, 
daß auch diefer vom Haufe bewilligt ift. 

Dann Tann ich ferner feftftellen, daß bie 

Nachweifung ber bei der yorftverwaltung im Ctatsjahre 1896/97 vor- 
gelommenen YFlächenzugänge und Flächenabgänge, — Nr. 15 der Drud- 
ſachen, 
nach dem Antrage der Budgetkommiſſion durch Kenntnißnahme für erledigt 
erklärt wird. — Ich ſtelle das feſt. 


Damit iſt dieſer Etat erledigt. 


GE 
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Perſonalien. 
46. 
Deränderungen im Hönigl. Preuß. Forſt- und Jagdverwaltungs- 
Derfonal vom 1. Januar bis 31. März 1898. 
(Im Anflug an den gleidinamigen Urt. 38. ©. 114 bis. WB.) 


J. Bel der Central: Verwaltung: 

Defert, Regierungs- und Forſtrath und Vorſteher des Sorft-Einriätungs-Bureans, 
iR in den Ruheſtand getreten. 

Dem zum Pegierungs- und Forſtrath ernannten Forſtmeiſter Regling aus Jagdſchut 
Reg.⸗Bez. Bromberg, iſt die Stelle eines Regierungs⸗ und Forſtrathes für das 
Forſt⸗Einrichtungsweſen und Borftehers des Forſt⸗Einrichtungs⸗Bureaus 

Dem zum Regierungs- und Forſtrath ernannten Oberförfter Klüber aus Ullersborf, 
Reg.-Bez. Liegnitz, ift die Stelle eines forſttechniſchen Hülfsarbeiters 

verliehen worden. 

Der Geheime Revifor für Bauſachen Rechnungsrath Friers ift geftorben. 


II. Bei den Brosinzial- Bermaltungen Der Staatsforſten: 
A, Geflorben: 
Freiherr von Salmuth, Oberforftmeifter in Magdeburg. 
von Beulwig, Forftmeifter zu Grünhaus, Reg.Bez. Frankfurt. 
Illiger, Forftmeifter zu Osnabrüuck. 
Merrem, Oberförfter zu Homburg, Reg.Bez. Wiesbaden. 
Möbdes, Forftmeifter zu Rofenfeld, Reg.Bez. Merfeburg. 


B. In den Ruhefland traten: 
Kayfer, Regierungs- und Forftrath in Breslau. 
Voßfeldt, Regierungs- und Forftrath in Oppeln. 


O. Verſetzt ohne Aenderung des Amtscharakters: 

Hellmwig, Oberforftmeifter, von Gumbinnen nad Erfurt. 

Dunkelbeck, Regierungs- und Forſtrath, von Gumbinnen nad Hildesheim unter 
Uebertragung ber Forftinfpeftion Hildesheim-Northeim. 

Haufendorf, Regierungs. und Forſtrath und Hülfsarbeiter bei der Central⸗Ver⸗ 
waltung, nad) Oppeln unter Webertragung der Forſtinſpektion Oppeln⸗Sud. 

Kühn, Regierungs⸗ und Forſtrath, von Königsberg nad) Breslau unter Uebertragung 
ber Forſtinſpektion Breslau⸗Glatz. 

Marquardt, Forſtmeiſter, von Mullroſe, Reg.⸗Bez. Frankfurt, nach Jakobshagen, 
Reg.⸗Bez. Stettin. 

Schulz, Forſtmeiſter, von Schelitz, Reg.-Bez. Oppeln, nach Jagdſchütz, Amtsſitz 
Bromberg. 

Caspar, Oberförfter, von Neukrakow, Reg.⸗Bez. Köslin, nach Müllroſe, Amtsſitz 
Forſthaus Katharinenſee, Reg.⸗Vez. Frankfurt. 

Ehlert, Oberförſter, von Lasoka, Reg.⸗Bez. Marienwerder, nach Charlottenthal, Reg.⸗ 
Bu. Marienwerber. 
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Hubert, Oberförfter, von Fuhrberg, Reg.-Bez. Lüneburg, nad Schelitz, Neg.- Be; 
Oppeln. 

Weber, Oberförfter, von Jalobshagen, Reg.⸗Bez. Stettin, nad Neukralow, Reg.⸗ 
Bez. Koͤslin. 

Alexrander, Oberförfler, von Hechingen, Reg.-Bez. Sigmaringen, nach Kaiſerseſch, 
Reg. Bez. Koblenz. ___ 

Bischoff, Oberförfter, von Kirchberg, Reg.-Bez. Koblenz, nad) Neu-Glienide, Reg.- 
Bez. Potsdam. 

Staudinger, Oberförfter, von Kaiſerseſch, Reg.-Bez. Koblenz, nad) Kirchberg, Reg 
Dez. Koblenz. 

Mundt, Revierförfter, von Reiherhorſt, Oberf. Bütow, Reg.-Bez. Köslin, nach New 
Gborlitz, Oberf. Liebemübl, Reg.Bez. Königsberg. 


D. Gefördert, bezw. verfeht unter Vellegung eines höheren Amtsdyarakters: 
Wefener, Regierungs- und Forftrath in Hildesheim, zum Oberforftmeifter mit bem 
Range der Ober-Regierungsräthe unter Uebertragung der Oberforftmeifterftelle 
in Gumbinnen. 
Grotfeld, Oberförfter in Altfternberg, Reg.-Bez. Königsberg, zum Regierungs⸗ und 
Forftrath unter Uebertragung ber Yorftinfpeltion Königsberg-Labian. 
Mehrhardt, Oberförfter zu Lanskerofen, Reg.Bez. Königsberg, zum NRegierungs- 
und Forftrath unter Uebertragung ber Forftinfpeltion Gumbinnen-Tilfit. 


E. Zu Gberförfiern wurden senannt die Sorfaflefforen:' 
Dyhrenfurth zu Laska, Reg.⸗VBez. Marienwerber. 
van Bloten zu Ullersdorf, Reg.Bez. Liegnitz. 
Winkelmann zu Fuhrberg, Reg.⸗ez. Lüneburg. 
Wichmann, Prem.-Lient. im reit. Feldjägerkorps, zu Altſternberg, Reg.⸗Bez. 
Königsberg. 
‚Ernf, Zofef, zu Hechingen, Reg.Bez. Sigmaringen. 
Nofenfeld, zu Lanskerofen, Reg.-Bez. Königsberg. 


F. Als Hilfsarbeiter bei einer Regierung wurden berufen die Sorflafefforen: 
Gerlach nad Hannover. 
Graf zu Weſterholt⸗GSypſenberg nah Gumbinnen. 
Kohlbach nach Poſen. 
Boas nach Köslin. 
von Eſchſtruth nach Hildesheim. 


G. Ben Charakter als Hegemeifter erhielt der Lörker: 
Kaufmann zu Reilos, Oberf. Notenburg-Lüdersborf, Reg.⸗Bez. Kaffel (beim 
50jähr. Dienfiiubiläum). 
H. Sorfikaffenbeamte: 
Der mit der auftragsweifen Verwaltung ber Forſtlaſſe in Nothenfier, Reg.-Bez. 


Stettin, betraute Negierungsfelretär Peters ift enbgiltig zum SForftlaffen- 
zendanten ernannt worden. 
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46, 


Ordens: Derleikungen an Forſt⸗ und Jagdbeamte vom 1. Jannar bis 
31. März 1898. 
(Im Anſchluß an den glei_hnamigen Urt. 29. S. 118 df3. BbE.) 


A, Der Rothe Adler-Orden III. Klafe mit der Schleife: 
von Barendorf, Oberforftmeifter in Stettin. 
von Wurmb, Oberforfimeifter in Hannover. 
Bosfeldt, Reg.- und Forftrath in Oppeln (beim Webertritt in den Ruhefland). 
Euler, Forfimeifter in Hofgeismar, Reg.-Bez. Kaffel (m. d. 8. 50). 


B. Ber Rothe Adler-Hrden IV. Klafe: 
Boy, Oberforftmeifter in Königsberg. 
Reiſch, Oberforftmeifter in Marienwerber. 
Godberſen, Reg.- und Yorfirath in Potsdam. 
Schneibemwind, Reg. und Forftrath in Hannover. 
Büttger, Korfimeifter zu Daffel, Reg.Bez. Hildesheim. 
Dielig, Forftmeifter zu Sobbowit, Reg.⸗Bez. Danzig. 
Huber, Forftmeifter zu Zeit, Reg.Bez. Merfeburg. 
Nitſchke, Forſmeiſter zu Yrigen, Reg.Bez. Königsberg. 
Schmidt, Forfimeifter zu Bifchofswald, Reg.Bez. Magdeburg. 
Schultz, Yorftmeifter zu Jammi, Reg.⸗Bez. Marienwerber. 
Schulze, Forfimeifter zu Lauenau, Reg.⸗Bez. Hannover. 
Spangenberg, Tyorfimeifter zu Kreuzburgerhütte, Reg.Bez. Oppeln. 
Witzmann, Forfimeifter zu Grammentin, Reg.Bez. Stettin. 
Mechow, Oberförfter zu Oranienburg, Reg.Bez. Potsbam. 


C. Der Mdniglihe Aronen-Orden IE. Auſe: 
Kayfer, Reg.⸗ und Forſtrath in Breslau (beim Webertritt in den Ruheſtand). 


D. Ber Möniglide Aronm-Pröm IV. Klaffe: 
Heddenhanfen, Oberförfter zu Zienitz, Oberf. Göhrde-Of, Reg.Bez. Lüneburg. 
Fehly, Hevierförfter zu Siemen, Oberf. Lüchow, Reg.Bez. Lüneburg. 


E. Das Algemeine Ehrenzeichen: 
Hoffmann, Förfter zu Garker Grenze, Oberf. Heinersborf (König. Hoflammer). 
Leg, Yörfter zu Bergfreibeit, Oberf. Arnsberg (Königl. Hoflammer). 
Baſt, TFörfter zu Frauenwerder, Oberf. Limmrit, Reg.Bez. Frankfurt. 
Benshaufen, Förfter zu Pöhlde, Oberf. Herzberg, Reg.Bez. Hildesheim. 
Bernhardt, Forſter zu Kupferhütte, Oberf. Kupferhlitte, Reg.Bez. Hildesheim. 
Bochdam, Forſter zu Montau, Oberf. Pelplin, Reg.⸗Bez. Danzig. 
Bogen, Förfter zu Reicherskreuz, Oberf. Dammenborf, Reg.-Bez. Frankfurt. 
Fügener, Förfter zu Roßleben, Oberf. Biegelroda, Reg.Bez. Merfeburg. 
Harms, Förfter zu Buffin, Oberf. Schuenhagen, Reg.-Bez. Stralfunb. 
Kammer I, Förfter zu Borſchen, Oberf. Schöneiche, Reg.Bez. Breslau. 
Lampe, Förfter zu Frankendorf, Oberf. Neu-Blienide, Neg.-Bez. Potsdam. 
Maaß, Forſter zu Wefterhof, Oberf. Wefterhof, Reg.Bez. Hildesheim. 
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Märler, Foörſter zu Zietenſee, Oberf. Neubaus, Reg.Bez. Frankfurt. 
Deftereich, Forſter zu Kalemba, Oberf. Wildungen, Reg.Bez. Danzig. 
Ritter, Yörfter zu Eichholz, Oberf. Lüdersborf, Reg.-Bez. Potsdam. 

Schach, Förfter zu Krummfließ, Oberf. Grünheibe, Reg.-Bez. Pofen. 

Schelp, Förfter zu Bomim, Oberf. Potsdam, Reg.-Bez. Potsdam. 
Steinhaufen, Yörfter zu Hundekehle, Oberf. Grunewald, Reg.-Bez. Potsdam. 
Topp, Förfter zu Kaifermühl, Oberf. Müllrofe, Neg.-Bez. Frankfurt. 

Boigt, Törfter zu Rehberg, Oberf. Maffin, Reg.Bez. Frankfurt. 

Will, Förfter zu Großenborf, Oberf. Duidborn, Reg.-Be. Schleswig. 
Biemann, Förfter zu Nieder⸗Ullersdorf, Oberf. Sorau, Reg.-Bez. Frankfurt. 
Höhne, Parkwärter in Gohrde, Reg.-Bez. Lüneburg. 

Wallenborn, Forftuntererheber a. D. zu Kyllburg, Reg.Bez. Trier. 

Kniep, Holzhauermeifter zu Kochftedt, Oberf. Heteborn, Reg.Bez. Magdeburg. 
Schlüter, Holzhauermeifter zu Kempen, Oberf. Aitenbelen, Reg.-Bez. Minden. 
Thiemann, Oberholzhauer zu Renshauſen, Oberf. Katlenburg, Reg. Bez. Hilbesheim. 
Dtte, Oberholzhauer zu Schönhagen, Oberf. Knobben, Reg.-Bez. Hilbesheint. 
Hennide, Waldarbeiter zu Nietleben, Oberf. Schleubis, Neg.-Bez. Merfeburg. 


F. Die Erlaubnif zur Anlegung fremder Orden erhielten: 


von Stunzner, Oberforfimeifter zu Berlin, des Komthur-Kreuzes II. Klaffe des 
Königl. Sächſiſchen Albrecht⸗Ordens. 

von Münd, Hoflammer- und Forſtrath zu Berlin, des Offizierkreuzes des Konigl. 
Sächſiſchen Albrecht⸗Ordens. 

Oppenhoff, Forſtmeiſter zu Königs-Wuſterhauſen (Königl. Hofkammer) und 

Gallaſch, Forſtmeiſter zu Hammer (Königl. Hofkammer), des Ritterkreuzes I. Klaſſe 
des Konigl. Sächſiſchen Albrecht⸗Ordens. 

Hellwig, Oberforſtmeiſter zu Erfurt, der von Sr. Hoheit dem Herzoge von Anhalt 
verliehenen Kommandeur⸗Inſignien TI. Klaſſe des Herzogl. Anhaltiſchen Haus⸗ 
ordens Albrechts des Bären. 

Wolff, Oberforſtmeiſter zu Minden, des von Gr. Durchlaucht dem Fürſten zu 
Schaumburg-Lippe verliehenen Ehrenkreuzes II. Klaffe des Fürſtl. Schaumburg. 
Lippiſchen Hausordens. 

von Kühlewein, Forftmeifter zu Lieegdride, Reg.Bez. Frankfurt, des von 
Sr. Königl. Hoheit dem Großherzoge von Sachen verliehenen Ritterfreuzes 
1. Wbtheilung bes Hausordens der Wachſamkeit oder vom weißen Fallen. 

Lade, Forftmeifter zu Kronberg, Reg.Bez. Wiesbaden, des von Sr. Majeftät dem 
Könige von Stalien verliehenen Offizierkreuzes ber italienifchen Krone. 

Ilgen, Hegemeifter zu Forſthaus Bremthal, Oberf. Rambach, Reg.Bez. Wies- 
baden, bes von Sr. Königl. Hoheit dem Großherzoge von Luremburg ver- 
liehenen filbernen Verdienſtkreuzes des Herzogl. Naffauifchen Militär- und 
Civil⸗Verdienſtordens Adolfs von Naffau. 
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47. 
99. Verzeichniß 


der zum Beften der Kronprinz Friedrich Wilhelm- und Kronprinzeffin Biltoria-Forft- 
waifenftiftung bei der Zentralfammelftelle (Geheimen erpedirenden Selretär 
Schmidt II. zu Berlin W. 9 Keipzigerftraße 8) in der Zeit vom 28. Januar 
bis Mitte Oktober 1897 weiter eingegangenen freiwilligen Beiträge*). 





=I#3 


10. 


11. 


15, 


16. 


bei den Xreibjagden in ber Oberförfterei Segeberg. . . 

v. Baſſewitz, Oberförfter zu Driefen, für Zehiſchane auf der 
Oberförfterei Hammerheide .. 

Dr. Bertog, Forſtaſſeſſor zu Eberswalde, im Auftrage der afa- 
demifchen Schütenhausgefellichaft in (Eberswalde, Sirafgeiber 
eines Jagdgerichtes . . 

D. Bieler zu Buflom b. Friedeberg a. M. eingezogene Jegd. 
ſtrafgelder . . 

Tietz, Forſtſetretãr zu Sadlowo, Strafgelber, gefammelt bei den 
Jagden ber Oberförfterei zu Sablowo . 

Erpebition bes St. Hubertus zu Köthen, Sammlung, toorüber 
im Ar. 7 der Zeitfchrift öffentlich quittirt worden ift . . 
Gebrüder Adt zu Forbach, ine Tehlihäffe auf der Son vom 
23. Januar 1897 . 

Staege, Königlicher Forſter in Bannfer, ueberſchuß von einer 
Geldfammlung der Königlichen Forſtbeamten des Regierungs⸗ 
bezirkes Potsdam. .. 

Vandroͤ, Vizefeldwebel im Fagerbataillon Nr. 1, Sammlung 
im Oberjägerforps gelegentlich der eier des Geburtstages des 
Allerhochſten Kriegahern . . . 

Brauns, Forftmeifter zu Biſchofrode (Gatten) Pubeigee und 
vom Eislebener Jagdllub . . . 

v. Strefomw, Berlin NW. Birfenftraße Nr. 8, laut Quittung 
in Ar. 6 der Wochenſchrift für Deutſche Hörer . . . 

Dr. Kohli, Yorftmeifter in Wilhelmswalde, für Fehlſchüuſſe auf 
einer Treibjagd bes Nittergutsbefigers Bien in Sruppe ge⸗ 
fammedt . . . 

Oberförfterei Subiatflich, für Gehtfchüffe . 

Kahle, Forftmeifter zu Hannover, Sammlungen auf Treibjagden 
der Jahre 1895/6 und 1896/7 in der Oberförfterei Hannover 
Schmidt, Hauptmann und Vorfigender des Danziger Jagd⸗ und 
Wildſchutzvereins, Vereinsgefhent . . 

Redaktion der Wochenfchrift für Deutiche Forſter Sammlungen, 
veröffentlicht in Nr. 11 und 13 der Wodenfdrift . 


Seitenbetrag: 


*, Im Auſchluß an bas 54. Verzeichniß im XXIX. Bbe S. 108. 


we 
Schraube, Oberförfter zu Glashütte, für Fehlſchüſſe, gefammelt | 
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17. 
18, 


19. 


Hebertrag: 
Müller, Hohne (Wernigerode) . . . 
Heyer, Förfter a. D. zu Berszienen, zurudgebliebene Beiträge 
bes ehemaligen Inſterburger Forftvereing . . 
Leſchinski, Königlicher Förfter zu Ulonsk b. Ortelsburg für 
empfangenes Wildpret . . . 
Schulz, Revierförfterzu Gehen, gefammelt beim Steben 
ſchießen. 
Kahle, Forſtmeiſter zu ——— aus ber  Scnefenmute im 
Frühjahr 1897 
Oberförfterei Bradt. . . 
Schmidt, Forftmeifter zu Detmold, geſammelte Strafgelder für 
Tehlihüffe aus dem Fürſtlich Lippe’ichen Forſtreviere Dieftal- 
Brud-Berta . . » 
Außerorbentlicher Beitrag de Allgemeinen Yagbfehutvereines Mi 
bas Fahr 1897 . 
Heinr. Gergen, Landwirth, Rittergut Triorau, Beiag 
M. 3. George, Prüm (Eife). . . 
Tiſchler, Wehrmann zu Oels i. Schl., gefammelt beie einer fröb. 
lichen Sitzung während der Refervelibung . 
Schulz, Revierförfter zu ‚dohenlicbenthal, gefammelt beim Scheiben. 
fhießen. . . » 
Boege, Sorftfefretär in 1 Colbit, Erle aus dem Brämieniehen 
am 8. Zuli 1897 
Wudtke, Königlicher Sorftauffeher i in anieczenitz, Buße für eine 
Uebertretung . . 
Schulz, Revierförfter zu Goheniehea, gejamme beim Steben 
fchießen . . 
G. Köpte, Hausborf i. Echl, Spende eines sagen bei einer 
Rothwildijagd... 
Königliche Oberförfterei Eſchede, Seatuberſchuß 
Ebeling, Forſtmeiſter zu Winſen a. d. Sub Sirafgler Mm 
Fehlſchuſſe. 
Jagdgeſellſchaft Bolmirsleben, Ertrag e einer Sammlung . 


: 


10) — 
5120 


301 — 
1030 


Summa: 1102 |81 
Hierzu Summe bis 54. Berzeihniß . us 912 64 


Geſammtſumme der eingegangenen Beträge: 1 115 015 eträge: | 115 015 |45 45 











der zum Beſten ber 


56. Berzeihnik 
Friedrich Wilhelm» und Konprinzeffin 


Biltoria-yorft- 


Kronprinz 

Batfenkiftung bei der Bentral-Sammelftelle (Geheimen erpebirenden Sekretär 

Schmidt zu Berlin W. 9 Leipziger⸗Platz 7) in ber Zeit von Mitte 
Dftober 1897 bis Ende Februar 1898 weiter eingegangenen met Tiger Beiträge. 





Sb. 


Mr. 


1. 


a 


15. 


m BE. 


Kraufe, Kgl. Forftauffeher zu Kottwit, Erlös für verfaufte 


Gigarrenfpigen bp. und gefamınet in ber Königlichen Ober⸗ 
förfterei Kottwig . . . 

Zintelmann, Sl. Zorftmeifter u Durowo, freiwillige Buße 
eines Jägers für ei 
jagd . . 

von Rnottnaumer, Schlachtenſee, Jagdſrrafgelber 

N. N. Erlös für verkaufte Cigarrenſpitzen 

Infant. Regt. Marggraf Karl — Offlzier-Jagbverein — u 
Weißenburg i. €., Sammlung bei Gelegenheit der Dubertus- | 
jgd. . . 

Bürgel, Forfhetretar zu Seitenberg, Ueberfduß aus einer e unter 
den Brinzlichen Forſtbeamten der verſqheft Seuenberz ver⸗ 
anſtalteten Sammlımg . - 

Baul Parey bier, Strafgelber, weiche bei. einer Treibjagb in 
Berufen i. Schlefien eingegangen find .. 

Erpebition des „St. Hubertus” in Göthen, gefammelt für 
Fehlſchuſſe bei der am 15. September 1897 in der Stadtforſt 
Müncheberg abgehaltenen Treibjagb und bei Anlaß einer ſidelen 
Sitzung (Taufe des 1. Hirfches, erlegt vom Tyorfibefliffenen 
Beyer in Neffelgrund) 6,40 M. + 2,50 M., zufammen . 

Redaktion ber Wochenschrift für beutiche Förfter, Sammlung bes 
Amtsvorfiehers Katſch zu Löwenberg i. Marl bei einer 
Treibigd . . . 

Carl Wentorf zu Rothenhaufen, Jaghſtrafgelder, gefammelt 
auf der Treibjagd zu Rothenhaufen am 4. Dezember 1897 . 
Baul Parey bier, Strafgelder, gefammelt von Zreiheren 

v. Rottwitz . . 

J. Hakuba zu Veuthen i. Schlefien, geſammelt nad einer x Jagd 

in der Staͤdtiſchen Forft 





| Baul Barey bier, Sammlung de des Forſters Hubel au "Seidel 


bei Treibjagden . . 
P. Schettler's Erben zu Cötgen, Strafgelder far Fehiſchuffe, 
geſammelt durch Herrn Hauptmann v. Petersdorf zu Thorn 
auf der am 3. Dezember 1897 ebgehaltenen Zreibjagd Kuchnia⸗ 
Nrd ... 
Foͤrtſch, Röniglicher Korftaffef or uu Drage, gef = Treib 
jagden in ber dortigen Oberförfterei 











Seitenbeirag: 


831 — 


29 
6 
1 


818 


10 11 


16 — 


715 


25 |85 
213 | 66 
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Nr. Mm. PB. 


Uebertrag: | 218 | 66 
16.| R. Lauterbach, Forſt⸗Rendant zu Oranienburg, Fagdftrafgelder | 
gefammelt auf ber Jagd zu Langebruch . A 2|20 
17.] 9. Tetzner, Königlicher Forftauffeher zu Egeln, Strafgelder von 
der Jagd im Forſtbezirk Egeln — Pächter Oberamtmann 





| 

Schäper-Wolmirsleben . . ) 14] 
18.|] 3. Beder, Stabtförfter zu Granfee, Strafgelber, heſammelt bei | 

einer Treibjagd vom 6. Januar 1898 im Revier des dem 

Bilnr . . . j 8| — 
19.| Golinski, Förfter in Offeg für Fehiſchuff⸗ auf ber Jegd am | 

18. Dezember 1897 und 5. Januar 1898 im Revier Offeg | 18 |80 
20.1 Oberrheinifche Bank zu Heidelberg, im Auftrage bes Herrn | 

C. Rebfus jum. zu Handſchuchsheim. 500 | — 
21.| Kirfeh, Revierförfter zu Neuendorf, gefammelt für Fehlſchuff⸗ | 

auf Freiherrlich v. Werther ſchen Feldjagden doppenrade. 

Lowenberg. 14 | 30 
ZZ.IN. R. zu Annaburg, Buße für ı einen ungefdidten Su. b|— 
23.1 Schmweiter, Königlicher Forftauffeher zu Eladow-Neumarf, ge 

fammelt für Fehlſchüfſe in der Oberförfterei Elabow-OR . 660 
24.| P. Parey bier, von Herrn Sanitätsrath Dr. Borrmann-Berlin | 

— Friedrichſtraße 4 . . . 40105 
25.| Winter, Forftbefliffener zu Genuß, von einer Sninferie 

in Hannover . . 5130 
26.| v. Witleben, Sieutenont im Jäger -Bataillon Rr. s MM 

Lübben N. L., Skatgewinn bes Oberft v. W. — Kommanbeurs 

ber 6, Ravallerie-Brigade .. a 211 — 
27.| Hubertus-Berein zu Erfurt, für Sehtfüffe . 0. 4150 
28.1 Voß, Forftmeifter zu Reppen, gefammelt im anbieten 

Bereine zu Reppen . . . | 565 
29.| &. Corttmeyer zu Wittenborn b. Rotelow,. gefammelt uf Ä 

einer Treibjagd in Wittenbon . . 15) — 
80.1 Banſe, Stabtförfter zu Heybelrug, geſammelt für Fehlſchuff⸗ 

auf einer Treibjagd am 15. Januar 1898 . . 4 |80 
31.| Dr. Caspari, Juſtizrath zu Fraukfurt a. M. m ber Private 

klageſache Gerzens c/a Shul . . .» 1001 — 
32.| Brauns, Yorftmeifter zu Biſchofrode, gefammelt auf den Treib. 

jagben der Oberförfterei Bifchofrobe 53 | 80 





33.| Dr. Kohli, Königlicher Forftmeifter zu Wilhelmswalde “| 
fammelt vom Nittergutsbefiger Plehn⸗Gruppe 14 | 40 


Summa | elr 
Hierzu Summe bis 55. Berzeichniß || 115 015 | 45 


Gefammtfumme der eingegangenen Beträge | 116 057 | 81 








Organiistion and Dienftz Jnſtruktionen. 


Deränderte Fafſung des 8 33 der Dienf Inſtruktion für die Königlich 


DPreußifchen Sörfter vom 23. Oftober 1868. 
Agem. Berfg. an fämmtlidhe Königlichen Regierungen mit Ausichluß von Aurich und Sigmaringen. 


III. 5988. 
Berlin, ben 26. April 1898. 

Zur Bermeidung einer irrthümlichen Auslegung des 8 88 ber Dienftinftruftion 
für die Königlich Preußifchen Förfter vom 23. Oftober 1868*) habe ich dem lebten 
Abſatz dajelbft folgende veränderte Faſſung gegeben: 

„Auch bie bei Robung oder Verbeſſerung von Dienftland zur Gewinnung 
gelangenden Hölzer, Stöde, Wurzeln, Steine u. f. w. darf der Forftbeante 
für eigene Rechnung nicht verlaufen oder fonft verwerthen. Das dabei 
gewonnene Holz ift, wie im Abſatz 2 vorftehend angegeben, zu verwenden. 
Eignet dafjelbe fi) zur Aufarbeitung nicht, fo kann mit Zuftimmung des 
Negierungs- und Torftrathes finngemäß nah 8 27 Abf. 2 verfahren 
werden.” 

Fur die im amtlichen Gebrauch befindlichen Eremplare der Inſtruktion habe ich 
paſſende Dedblätter fertigen laffen, von denen ich ... Stüd der Königlichen Regierung 
mit dem Auftrage zuftelle, dafür zu forgen, daß ein jedes Dienfteremplar der Inſtruk⸗ 
tton durch Auffleben eines Dedblattes an entſprechender Stelle berichtigt wird. 

Sollten die überſandten Dedblätter hierfür nicht ausreichen, fo wird bie Geheime 
Forftregiftratur meines Minifteriums auf Beriangen weitere zur Verfügung ftellen. 

Miniſterium für Saudwirtäfe: ft, Domänen uud Boriten. 
Im Auftrage: Waechter. 


Gehalte, Emolumente. Brandverſicherung. 
50. 

Ztichtanrechnung der von Militäranwärtern zum Swede des Ueber- 
tritts in eine Civildienſtſtellung zurüdgelegten Probedienftzeit auf das 
Diätarien- Dienftalter. 

Allgem. Berfg. an fämmtliche Königlichen Regierungen mit Ausſchluß von Aurich und 
Sigmaringen. II. 2910. 

Berlin, den 18. März 1898. 

Die von den Militär-Anmwärtern zum Zweck des Mebertritts in eine Civildienft- 
ftellung bei den betreffenden Behörden zurüdgelegte Probedienftzeit ift Fünftig in feinem 
Falle auf das Diätarien-Dienftalter in Anrechnung zu bringen. 

Minifterium für Landwirthſchaft, Domänen und Foriten. 
Sm Auftrage: Donner. 


) Jahrb. Bd. J. ©. 159. 
Jahrb. d. Preuß. Forft- u. Jagdgeſetzg. XXX. 18 
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51. 
Nachtrag zu dem Regulativ über die Dienſtwohnungen der Staats⸗ 
beamten. 
(Min.⸗Bl. f. d. i. 8. 1898. ©. 130.) 
Auf den Bericht des Stantsminifteriums vom 17. d. Mts. will Ich bem hier⸗ 
bei zurüdfolgenden Naditrage (a.) zu dem durch Allerhöchſten Erlaß vom 26. Juli 1880 
genehmigten Regulativ über bie Dienftwohnungen ber Staatsbeamten*) Meine Ge- 
nehmigung ertheilen. Homburg v. d. 9., den 20. April 1898. 
Wiltzelm. 
(ga) Fürft zu Hohenlohe v. Miquel. Thielen. Boſſe. 
Frhr. v. Hammerſtein. Schönſtedt. Frhr. v. d. Recke. v. Goßler. 
Graf v. Poſadowaky. v. Bülow. Tirpitz. 


a. 
I. $ 14 lit. i des Regulativs erhält folgende Faſſung: 
bie Wiederherſtellung des früheren Zuftandes im Falle von Befchäbigungen, 
welche durch Muthwillen oder Fahrläffigleit bes Inhabers, feiner Ange 
hörigen und feines Gefindes veranlaßt find, — nad) Maßgabe der Bor: 
ſchriften des birgerlichen Rechts; 
D. Die 88 18 bis einfchließlich 22 des Megulativs werben vom 1. April 1898 
ab aufgehoben und durch folgende Beſtimmungen erjegt: 

Sofern die Dienftwohnung nicht im Etat als freie bezeichnet und dem 
Beamten als ſolche bewilligt ift, Hat diefer für ihre Benutzung eine Ber- 
gütung an die Staatslaffe zu leiften. 

Diefe Verglitung wird beziglich etatSmäßiger Beamten auf die für fie 
in Betracht kommenden Sätze des Wohnungsgeldzuſchuſſes feſtgeſetzt und 
durch deren Einbehaltung nad) $ 4 Abf. 2 bes Geſetzes vom 12. Mai 1873, 
betreffend die Gemährung von Wohnungsgeldzuſchüuſfen (G. S. S. 209)**) 
beglichen. 

Bezüglich außeretatsmäßiger Beamten, melde ein monatsweife zahl- 
bares Dienfteinfonmen beziehen, ift fie nad Hunderttheilen dieſes Dienft- 
einfommens zu bemeffen und nad der Klaffeneintheilung abzuftufen, wie 

: felde in Gemäßheit bes Geſetzes vom 25. Juni 1868, betreffenb bie 
Quartierleiſtung für bie bewaffnete Macht während des Friedenszufanbe 
(Bundes-Gefegblattes S. 523), durch den jeweiligen Servistarif gegeben 
it. Danach beträgt bie zu zahlende Vergutung: 


in Orten der Servisklaſſe A . . 10 vom Humbert, 
" ” ” I . oe. . 7 2 m ” 

"eo. „ U....%_, „ 

” rr " n Hi ....5 „ " 

” ” ” ” IV . D . . 4 


” ” 


” ” ” ” V . 0 08 0. 3% ” 
des Dienfteinfommens. 


») Jahrb. Bb. XUL ©. 88. 
“eo, Jahrb. Bd. VI ©. 7. 
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Bei Veränderungen in ber Servisflafien-Eintheilung Tommt mit dem 
Beginne des auf ihre Verkündigung folgenden Kalendervierteljahres ber 
veränderte Sat ber Miethsvergütung zur Anwendung. 

Zagegeld- Empfänger find von Entrichtung der Mietbövergiitung frei 
zu laffen. 

Beamte (mit Einfluß der Militäranmwärter), welchen die einftweilige 
Berwaltung einer Dienfiftelle übertragen und hierbei bie mit ber Stelle 
verbundene Dienftwohnung angewieſen worden ift, lünnen für bie Dauer 
dieſes Verhältniffes von ber Leiftung der Vergütung entbunden werden. 


82, 
Anderweite Regelung der Sörftergehälter. 
Hügem. Berig. an ſaͤnmtliche Qbuiglichen Hegierungen mit Anstichme von Aurich und Sigmaringen. 


II 708. 
Berlin, den 6. Mai 1898. 
Dur den nunmehr gefeglich feftgefiellten Staatshaushaltsetat für 1898/99 find 
die Gehälter ber Forſter anderweit geregelt, und für beren Befoldungsflafie folgende 
Altersfiufen gebildet worden: 
IL. 1200 M. Diindefigehalt, 
2. 1300 M. Gehalt bei einem Befoldungsbienftalter von 3 und mehr Jahren, 


II. 1350 ” ” ” ”w ” 6 ” ” ” 
IV. 1400 ” ” ” [4 ” ” 9 ” [4 ” 

V. 1450 » „ ” ” ” ” 12 " ⸗⸗ ⸗ 
VI. 1600 ld ” ”„ ” ” ” 15 4 ” [.d 
vo. 1550 ” n „ ” ” ” 18 ” ” — 

VII. 1600 [ad ” „ ” ” [ad 21 ” ” ” 
Die Gehaltsregulieung iſt hiernach vom 1. April d. 38. ohne Verzug durch⸗ 


aufhhren. 

Für diejenigen Revierfdrfter, für bie fi) hierdurch ein gänftigeres Befolbungs- 
dienſtalter exgiebt, ift das Befoliungsbienfalter unter Zugrunbelegung der erhößten 
Yörftergehälter fo feflzufegen, als ob fie am 1. April 1898 zum Wevierförfter be 
fördert worden mären. 

Minttterinm für Landwirthſchaft, Domänen und Feriten. 
v. Hammerſtein. 


58, 
Anderweite Regelung der Diäten der im Befite des Sorfiverforgungs- 
icheins befindlichen Sorftkülfsauffeher. 


Mägem. Berig. an ſanmtliche Königlichen Regierungen mit Wusichluk von Aurich und Sigmaringen. 


7 
m Berlin, den 6. Mat 18%. 
Nach den Staatshaushaltsetat ber Forſtverwaltung filr das Etatsjahr 1898/99 
follen die Diäten der im Beſitze des FForftverforgungsicheines befindlichen Forſthulfs⸗ 
auffeher zu deren Beſſerſtellung fortan ſtatt in Bjährigen in Zjährigen Zwiſchen⸗ 
räumen von 78 auf 84 und dann auf 90 M. fleigen. 
18* 
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Die Königliche Regierung wird angewieſen, ben Forfthülfsauffehern hiernach vom 
1. April d. 38. ab während der erfien beiden Jahre nad) Erlangung bes Forſt⸗ 
verſorgungsſcheines 78 M., in ben folgenden beiden Jahren 84 M. und ſodann 
0 M. Monatsdiäten zahlen zu lafien. 
Miniſterinm für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 
v. SHammerftein: 


54. 

Bekanntmachung der Mitglieder des Derwaltungsraths des Brand- 
verficherungs-Dereins Preußifcher Sorfibeamten für die Wahl. 
periode 1898/1901. 

Berlin, den 10. Juni 1898. 

Gemäß 8 36 der Statuten unſeres Vereins bringen wir hierdurch zur Öffent- 
lichen Kenntniß, daß von der XVII. ordentlichen General-Berfammlung am 14. Mai 
d. 38. die ausgefchiedenen Mitglieder des Verwaltungsraths und zwar bie Herren 
Oberforftmeifter von Aivensleben zu Potsdam, Oberforftmeifler von Stunzner zu 
Berlin und Förfter Wirth zu Eichlamp für die Wahlperiode 1898/1901 wieder gewählt 
worden find. 
Direktorium des Brandverfiherungs-VBereins Preußziſcher Forſtbeamten. 

Donner. 


55. 
Betr. das abgeänderte Statut des Brandverficherungs-Dereins 
Preußiſcher Sorftbeamten. 


Un jämmtliche Beztrld:Borflänbe des Branbverfiherungs- Vereins Breußiicher Forſtbeamten. B.V. 838. 


Berlin, den 20. Juni 1898. 
Auf den von unſerem Vereinsmitgliede Herrn Landforftmeifter Schult hierſelbſt 
eingebrachten und von 56 anberen Bereinsmitgliedern unterftigten Aenderungs⸗Antrag 
vom 6. Dezember v. Is. welcher in einem Abbrud (a) hier beigefügt wird, bat mit 
unferer und des Berwaltungsraths Zuſtimmung die achtzehnte orbentliche General» 
verfammlung die in ber gleichfall8 beiliegenden Verhandlung vom 14. Mai db. 8. 
unter VI 1 bis 11 aufgeführten Aenderungen unfere® Statuts befchloffen, welche 
von dem Herrn Minifter des Innern unterm 9. d. Mts. genehmigt worden find. 
Wir überfenden dem Bezirls-Borftande beifolgend eine Anzahl Eremplare: 
1. des abgeänderten Statuts, (a) 
2. der neuen Inſtruktion für die Bezirks⸗Vorſtände, (b) 
3. des neu bergeftellten Policenformulars (c) 
mit dem Erfuchen ergebenft, gefälligft jedem Vereins⸗Mitgliede des dortigen Bezirks 
ein Eremplar des neuen Statuts, forwie jedem Mitgliede bes Bezirks⸗Vorſtandes und 
jedem der dortigen Revierverwalter ein Eremplar der Inſtruktion für die Bezirks 
Borftände zuzuftellen. 
Bom 1. Juli d. 38. ab ift zur Ausftellung der Policen das neue Formular zu 
benugen. 
Direktorium Des VBraudverfigerungs-Bereins Preußziſcher Forſtbeamten. 
v. dem Borne. 





— % — 


Statut des Brandberfiherungs-VBereins Preußiſcher Forſtbeamten 
12. Dezember 1879 
14, Mai 1898. 
Genehnrigt unter Berleifung ber Rechte einer juriſtiſchen Perſon für ben Verein durch Allerhöchſte 
Kabinetß-Orbre vom 24. Mat 1880. 
Wbänberung beidlofien durch bie achtzehnte ordentliche Seneralnerfammlung am 14. Mai 1898, ger 
nehmigt durch ben Minifter bes Innern am 9. Juni 1898. 


1. Allgemeine Beſtimmungen. 
81. Zweck des Bereins. 

Zweck des Vereins iſt die Förderung der wirthſchaftlichen Intereſſen feiner Mit⸗ 
glieder durch gegenſeitigen Erſatz der Schäden, welche ſie durch unverſchuldetes Brand⸗ 
unglüd, Blitzſchlag, Ausräumen, Einreißen, Entwendungen bei Feuersgefahr, Durch⸗ 
näffung oder ſonſtige Beſchädigung beim Löſchen an ihrem Mobiliarvermögen ($ 48) 
erleiden. 


vom 


82 Sitz bes Vereins. 
Der Berein bat feinen Sit in Berlin. 


88. Mitgliedſchaft. 

Befähigt zur Aufnahme in den Verein find alle im Dienfte des Staats, ber 
Gemeinden, dffentlicden Anſtalten und Privaten ftehenden Yorftbeamten ber Preußi- 
fen Monardie, bie bei den Forſtakademien angeftellten Lehrer und Beamten und 
die Königlichen Forftrendanten. Erworben wird die Mitgliebfhaft durch Aufnahme» 
beſchluß des Bezirksvorſtandes beziehungsweife Direltoriums (88 7 und 50). 

Forftuntererheber des Staatsdienſtes und die bei den Nebenbetriebsanftalten 
der Forfivermaltung angeftellten oder befchäftigten Beamten fünnen von bem Direl- 
torium zur Aufnahme in den Verein zugelaffen werden. 


84. Aufhbren der Mitgliedfhaft. a) Freiwilliger Austritt. 

Der Austritt aus dem Bereine ſteht jedem Mitgliede zu jeber Zeit frei. Die 
Austrittserflärung muß fchriftlich mit Angabe des Tages, an welchem ber Austritt 
beabfihhtigt wird, abgegeben werden. 

Der Wiebereintritt ift jederzeit ftatthaft. 


85. db) Erldſchen. 

Durch Verfegung in eine andere Syorftdienfiftellung, Uebergang in ben Dienft 
eines anderen TForftbefiters, Beförderung oder Berfegung in den Rubefland wird in 
den Rechten und Pflichten eines Mitgliedes nichts geändert. Freiwilliges Ausfcheiden 
aus dem Forftdienfte kann den Verluſt der Mitgliebfchaft zur Folge haben. 

Uebergang aus dem Forſtdienſte in eine andere Dienft- oder Privatbefchäftigung 
muß das Erlöfchen der Mitgliedfchaft zur Folge haben. 

Stirbt ein Mitglied, fo ift von ben Hinterbliebenen oder dem Vorgeſetzten fofort 
Anzeige zu machen. Der Wittwe kann die Fortſetzung der Verficherung geftattet werden. 


86. c) Ausſchließung. 
Die Auaſchließung aus dem Vereine kann erfolgen, wenn bie Beiträge nicht 
rechtzeitig entrichtet werden, fie muß aber .erfolgen, 
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a) wenn die Werthsangaben eines Mitgliedes über fein Mobiliar den wirk⸗ 
lichen gemeinen Werth, ben bie Gegenflände zur Zeit ber Verſicherung 
haben, um eim Drittel oder mehr überfleigen, 

b) wenn ein Mitglied Handlungen oder Unterlaffungen fi) zu Schulden 
fommen läßt, welche das Bereinsintereffe erheblich gefährden, 

ec) wenn es wegen eines Vergehens mit Berluft ber bürgerlichen Ehrenrechte 
oder wegen eines Verbrechens rechtsfräftig verurtbeilt ift. Die Folgen bes 
Waffengebrauchs im Amte werden hierzu nicht gerechnet. 


87. Entfheidung Aber Aufnahme und Aufbören. 

Ueber Aufnahme, Austritt, Erlöfchen befindet ber Bezirksvorſtand (8 35), gegen 
deſſen Beſchluß Berufung an das Direktorium ftatthaft ift, für Regierungs- und 
Sorfträthe und höherftehende Beamte das Direktorium ($ 32) durch fchriftlichen Be 
ſcheid. Angabe der Gründe fir Ablehnung eines Aufnahmeantrages findet nicht flatt. 

Ueber Ausfchliegung entjcheibet das Direktorium, gegen deſſen Beſchluß in den 
Fällen a) und b) des $ 6 Berufung an den VBerwaltungsrath ftatthaft if. Die in 
ber Berufungsinftanz ergangenen Entfcheidungen find endgültig. 


88. Pflichten der Mitglieder. 

Alle Mitglieder des Bereins haften für bdeffen Verbinblichkeiten gemeinfchaftlich 
nah Berhältniß ihrer BVerfiherungsfummen. Neu eintretende Mitglieder haften 
gleich, den älteren aud für alle vor ihrem Kintritte entftandenen Verbindlichkeiten 
des Bereins. 

89. 

Jedes Mitglied ift verpflichtet, fein ſämmtliches verficherungsfähiges Mobiliar 
(8 48) zur Berfiherung zu bringen und daffelbe bei feiner anderen Verſicherungsanſtalt 
gegen Brandfchaden zu verfichern oder verfichert zu halten. Wenn ein Mitglied ſolche 
Gegenftände, welche der Berein zur Verfiherung nicht annimmt, bei einer anderen 
Anſtalt verfidert hat, fo muß es hiervon unter Borzeigung der Police der fremden 
Anflalt dem Vereine Gezirksvorſtand) Anzeige machen, bei Vermeidung einer vom 
Direktorium feftzufegenden Ordnungsſtrafe bis zu 50 Marl. 

Jedes Mitglied ift verpflichtet, die Statuten unb Meglements bes Vereins 
zu befolgen, die Intereſſen des Vereins nach Kräften zu fürdern und weder von 
anderen Mitgliedern, noch von Fremden ftillichweigend etwas zu dulden, was bie 
Bereinsintereffen jchädigt. 

8 10. Rechte ber Mitglieder. 

Jedes Mitglied hat Anſpruch auf volle Entſchädigung des Berluftes, welcher ihm 
an dem gemeinen Werthe ber verlorenen oder beichäbigten Sachen nachweisbar durch 
Eintreten der im 8 1 bezeichneten Fälle erwachſen ift, fowie auf bie Unterſtützung, 
welche bei eintretendem Ueberſchuſſe der Einnahmen über bie Ausgaben des Vereins 
nad) Beſchluß der Generalverfammlung den Bereinsmitgliedern zu Theil werben Türmen. 


$ 11. Staatsauffiht. 

Die Staatsauffiht über den Verein wird vom Minifter des Innern ausgehbt. 
Derfelbe ift insbefondere befugt, zur Wahrnehmung des Oberauffichtsrechts für einzelne 
Falle oder für die Dauer einen Kommiffarius zu ernennen, welcher berechtigt ift, bie 
Berwaltungsorgane und die Generalverfammlung zufammen zu berufen, an ihren 
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Berathungen fich zu betheiligen, fowie jederzeit in bie Geichäfts- und Kaſſenverwaltung 
bes Bereins Einficht zu nehmen. 


D. Berwaltung det Bereins. 
8 12. Organe bes Bereins. 
Organe des Bereins find: 
1. die Generalverfammlung, 
2, ber Berwaltungsrath, 
3. die Revifionstommiffion, 
4. das Direktorium, 
5. die Bezirksvorſtände. 


8 13. 1. Generalverfammlung u) Theilnehmer. 
Zur Teilnahme an ber Generalverfammiung iſt bereditigt: 
a) jedes Mitglied, legitimirt durch feine Police ($ 55), 
in diefer Beziehung wird auch eine Wittwe als Mitglied betrachtet, 
melde nad) $ 5 Sat 3 das Bertragsverhältniß fortfekt, 
b) jeder Befiker eines Antheilfcheines in der Höhe von mindeftens 300 Mark, 
Tegitimirt durch feinen Antheilfchein (8 41), 
e) ber Regierungskommiſſar und die Mitglieder der Bezirksvorſtände, ſowie 
des Direltoriums. 


8 14. b) Stimmredt. 
Zu je einer Stimme bereditigt: 
a) die Verſicherung von mindeftens 1000 Mark, 
b) der Befis eines Antheilfcheins in Höhe von mindeftens 800 Mark bis 
500 Marl. 

Der Beſitz von Antheilfcheinen in Höhe von über 500 bis 1000 Mark berechtigt’ 
zu zwei Stimmen und für jebes weitere volle 1000 Mark zu je einer weiteren 
Stimme. 

8 15. c) Stellvertretung. 


Dje Stimmen können durch Stellvertreter abgegeben werben, melde mit Boll» 
macht verjehen fein müflen. Beſitzer von Antbeilicheinen können nur durch ſolche, 
und flimmiberechtigte Verficherte nur durch folche vertreten werden. 

Die Bollmachten zur Vertretung müfjen von dem Mandanten jelbft vollzogen 
und die Unterfhriften buch einen zur Führung eines Dienftfiegeld berechtigten Be⸗ 
amten, unter Abdrud des Dienffiegels, beglaubigt fein. 


$ 16. d) Legitimation. 
Die Legitimation der Theilnehmer an der Generalverfammlung ift ſpäteſtens am 
Tage vor der Abhaltung derfelben bei dem Direktorium zu führen. 


$ 17. e) Funktionen. 


Der’ Beſchlußfaſſung der Generalverfammlung unterliegen: 
1. die Wahl ber Mitglieder des Berwaltungsraths ($ 25), 
2. die Wahl der Nevifionsfommiffion ($ 30), 
8. bie Feſtſtellung des vom Direktorium zu entwerfenden und vom Ber- 
waltungsrath zu begutachtenden Etats, 
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der vom Direktorium zu erftattende Jahresbericht, 
ber Bericht des Verwaltungsraths über den revidirten Abſchluß ber 
Jahresrechnung und die Jahresbilanz, 
bie Ertheilung der Decharge, 
die Feſtſetzung etwaiger Nahfchußzahlungen (8 58), 
Beichwerben über Verwaltungsrath und Direltorium, 
Anträge über Aenderung der Statuten und Auflöfung des Vereins, 
Feſtſtellung und event. Aenderung bes Regulativs für bie Gefchäftsführung 
des Verwaltungsraths (8 27). 

8 18. 


Die Generalverfammlungen zerfallen in ordentliche und außerorbentliche. Bor 
letztere gehört die Beſchlußnahme über Auflöfung bes Vereins und folche Aenberungen 
der Statuten, welche der landesherrlichen Genehmigung bebürfen (3 74). 


8 19. f) Berufung. 

Die Berufung erfolgt durch das Direktorium mittels zweimaliger Belanntmachung 
durch die im 8 36 bezeichneten Beitichriften. Die erſte Belanntmadhung muß min- 
deſtens vier, bie zweite mindeftens zwei Wochen vor dem zum Zufammentritt bes 
ſtimmten Tage erfolgen und für außerordentliche Berfammlungen die Berathungs- 
gegenftände fpeziell angeben. 

8 20. g) Ort und Beit. 
Die Generalverfammlungen werden zu Berlin abgehalten und zwar: 

die ordentlichen alljährlich fpäteftens im Monat uni, 

die außerordentlichen innerhalb einer Friſt von act Wochen, nachdem ber 
Staatstommiffarius oder der Verwaltungsrath die Abhaltung für erforber- 
lich erflärt hat, oder ein hierauf gerichteter Antrag von minbeftens 200 
Stimmen eingebradt if. Anträge für die ordentliche Generalverſammlung 
müffen bis zum 15. März dem Verwaltungsrath fchriftlich zugeftellt fein. 
Anträge auf Aenderung der Statuten müffen von mindeftens 50 ftimm- 
fähigen Perfonen unterſtützt fein. 


$ 21. h) Beſchlußfähigkeit. 
Die ordentliche Generalverfammlung ift ohne Nüdfiht auf die Zahl ber er- 
ſchienenen Mitglieder beſchlußfähig. 
Eine außerordentliche Generalverſammlung iſt beſchlußfähig, wenn minbeftens 
50 Stimmen in derſelben vertreten find. Eine wegen Beſchlußunfähigkeit der früheren 
anberaumte Generalverfammlung unterliegt, ſoweit e8 ſich um bie auf die Zages- 
ordnung ber früheren gefegten Gegenftände handelt, diefer Beſchränkung nicht. 


822 i) Gefhäftsführung. 

Den Borfig in der Generalverfammlung führt ber Vorſitzende bes Ber⸗ 
waltungsraths. 

Er ernennt aus den anweſenden Stimmberechtigten zwei Stimmzähle. Die 
Beihlüffe werden durch abfolute Stimmenmehrheit gefaßt; bei Stimmengleichheit 
entfcheidet die Stimme bes Vorſitzenden. 

Zu Statutenänberungen und zum Beichluß über Auflöſung des Vereins ifl 
Mebereinftimmung von zwei Drittel der anwefenden Stimmen erforderlich. 
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5 23. x) Wablen. 


Die Wahlen werden durch Stimmzettel vollzogen, fofern nicht fänmtliche Theil. 
nehmer an der Berfammlung fi) über ein anderes Abſtimmungsverfahren einigen. 
Ergiebt die erfie Abſtimmung Feine abſolute Stimmenmehrheit, fo werben diejenigen 
beiden Perfonen, welche die meiften Stimmen erhalten haben, zur engeren Wahl 
geftellt. Bei Stimmengleichheit entfcheidet dann das Loos, welches ber Borfienbe ziebt. 


8 24 1) Protokoll. 

Ueber die Befchlüffe der Generalverfammlung wird eine Berhandlung auf- 
genommen, welche die Beichlüffe genau formulirt enthalten muß. 

Die Berbandlung ift von dem Vorſitzenden unb mindeften® zwei nicht zum 
Berwaltungsrathe und nicht zu ben Beamten be Vereins gehörenden anweſenden 
Mitgliedern zu unterſchreiben. 

8 25. 2. Berwaltungsrath. a) Bildung. 


Der Berwaltungsrath befteht aus neun Mitgliedern. Diefelben werben auf bie 
Dauer von drei Jahren aus der Zahl der Vereinsmitglieder gewählt, bis zur erften 
dur) die Generalverfammlung zu berirfenden Wahl aber durch den Minifter bes 
Innern ernannt. Alljährlich feheiden drei Mitglieder aus, welche für bie erften 
beiten Sabre durch das Roos beflimmt werden. Die Ausgefchiedenen find wieder 
wählbar. 

Mitgliever des Direltoriums und etwaige Beamte bes Vereins fünnen nicht 
Mitglieder des Verwaltungsraths fein. 

Kommt in außergemwöhnlicher Weife die Stelle eines Mitgliedes bes Verwaltungs: 
raths zur Erledigung, fo kann diefelbe vorläufig bis zur nächften Generalverfammlung 
durch den Minifter des Innern befettt werben. 


8 26. b) Funktionen. 
Der Bermwaltungsrath hat 

1. die Befolgung der Statuten zu überwachen, event. ftatutarifche Aenderungen 
zu berathen und der Generalverfammlung zu unterbreiten, 

2. bie Genofjenfchaft dem Direktorium gegenüber zu vertreten, bie Verwaltung 
deffelben zu kontroliren, Beſchwerden zu erledigen ober bie Entſcheidung 
der Generalverfammlung herbeizuführen, 

3. in Gemeinfchaft mit dem Direftorium die Anftruftionen für die Bezirks 
vorftände und Xaratoren zur Beſchlußnahme der Generalverfammlung 
vorzubereiten und beren Befolgung zu übermaden, 

4, die Reglements für die Gefchäftsführung bes Direktorium zu erlaffen, 

5. den Etat bes Direltoriums zu prüfen und mit feinem Gutachten ber 
Generalverſammlung vorzulegen, 

6. die Jahresrechnung und Bilanz mit dem Berichte der Reviſtonskommiſſion 
der Generalverfammlung vorzulegen und an biefelbe die wegen Aus- 
ſchreibung etwaiger Nahfhußzahlungen oder Ermäßigung bes Prämien- 
fates erforderlichen Anträge zu ftellen, 

7. ben Rendanten zu wählen und beffen Remuneration zu beflimmen. Bis 
zum erften Bufammentritt des Berwaltungsraths bleibt die Wahl dieſes 
Beamten und bie Beftimmung feiner Remumeration dem Direltorium 
überlaffen. 
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8 27. c) Gefhäftsführung. 
Die Gefchäftsfährung des Verwaltungsraths wird durd ein von ber General 
verfammlung feitzuftellenbes Regulativ geordnet. 
Der Berwaltungsrath zeichnet: 
„Berwaltungsrath des VBranbverficherungs» Vereins Preußiſcher Forſt⸗ 
beamten“ 
mit Unterfchrift des Vorſitzenden ober feines Stellvertreters. 


828. d) Berfammlung. 

Der Berwaltungsrath muß zur ordentlichen VBerfammlung jährlich einmal vor 
der ordentlichen Generalverfammlung zufammentreten. Zur außerordentlichen Ver⸗ 
fammlung tritt er zufammen, wenn mindeftens drei Mitglieder beffelben ober das 
Direktorium beim BVorfienden darauf antragen. 

Die Einladungen ergehen unter Angabe bes Zweds buch den Vorſitzenden 
brieflich. 

Die erſchienenen Mitglieder ſind beſchlußfähig, wenn mindeſtens drei, einſchließlich 
des Vorſitzenden, anweſend ſind. 

Der Verwaltungsrath wählt beim jedesmaligen Zuſammentritt feinen Bor 
fitenden, beffen Stellvertreter und einen Schriftführer aus den anwejenden Mitgliedern. 

Der Borfizende fungirt als folcher für die Gefhäftsführung bis zur nächften 
Berfammlung. 

$ 29. 


Die Mitglieder des Verſammlungsraths verwalten ihr Amt unentgeltlich. 


8 80. 3. Revifionslommiffion. a) Wahl. 


Die Nevifionsfommiffion befteht aus drei Vereingmitgliebern und einem dem 
Bereine nicht angehörenden Rechnungsbeamten ber Centralforftverwaltung, welche, 
nebft einer gleichen Zahl von Stellvertretern, auf drei Jahre von der ordentlichen 
Generalverfammlung gewählt werben. 

Mitglieder des Verwaltungsraths, Direftoriums oder Bezirksvorftandes können 
nicht Mitglieder der Reviſionskommiſſion oder Stellvertreter fein. 

Die Bereinsmitglieder verwalten diefes Amt unentgeltlih, bie dem Rechnungs⸗ 
beamten zu gewährende Remuneration beftimmt der Verwaltungsrath. 


85 831. b) Funktionen. 


Die Reviſionskommiſſion, welche ihren Vorfitenden felbft wählt, bat die Rechnungs⸗ 
abjchlüffe und deren Uebereinftimmung mit den Büchern und Akten zu prüfen und 
über das Ergebniß bis längftens 1. Mai jeden Jahres an ben Verwaltungsrath zu 
berichten. 

$ 32. 4. Direftorium. a) Bildung. 


Das Direktorium befteht aus dem SOberlandforftimeifter, den forfttechnifchen 
Räthen und dem Juftitiarius der Centralforfiverwaltung, welche das Amt unentgelt- 
fi verwalten. 

8 33. b) Funktionen. 

Das Direktorium führt die laufende Verwaltung, fomweit fie nicht dem Ber- 

waltungsrathe vorbehalten ift. 
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Es vertritt, mit ber Befugniß der Subftitution, den Verein in allen Geſchaͤften 
und Wechtsangelegenheiten, eimfchließlich derjenigen, welche nach den Geſetzen eine 
Spezialvollmacht erfordern. 

Die Uinterfegrift des Direltoriums bei allen ben Berein vermögensrechtlicd, ver- 
pflichtenden Schriftfiliden lautet: 

„Direktorium des Brandverfiherungs-Vereins Preußifcher Forftbeamten” 
und muß mit den Unterſchriften mindeſtens zweier Mitglieder verjehen fein. 

Die Legitimation des Direktoriums wird durch Befcheinigung des Minifters bes 
Innern beſchafft. 

8 34. 

Das Direktorium führt die Verwaltung der Lokalgeſchäfte durch Vermittelung 
der als feine Agenten fungirenden Bezirksvorſtände und des Rendanten (8 26 Sat 7), 
ift aber auch befugt, mit Zuftimmung des Bermwaltungsraths einen Kalkulator und 
Erpebienten anzuftellen und zu remumeriren, wenn der Umfang der Geſchäfte es 
erfordert. 

8 85. Bezirksvorſtände. 

Der Bezirksvorftand fir jeden Regierungs- (Forftdireftions-, Hoflammer-) Bezirk 
beftebt aus dem Oberforftmeifter und den Regierungs» und Forſträthen des Bezirks. 
Iſt neben dem Oberforftmeifter ein Regierungs⸗ und Forſtrath nicht vorbanben, fo ift 
als zweites Mitglied des Bezirksvorſtandes ein Oberförfter des Bezirks ober der forft- 
technische Hülfsarbeiter bei der Regierung vom Direktorium zu beftimmen. 

Bei dem Bezirksvorftande find Aufnahmegeſuche, ſowie Schabenanzeigen und 
Entfhädigungsanträge oder fonftige Anzeigen und Anträge der Verficherten anzu- 
bringen. Er beſchließt über Aufnahme in den Verein und Aufhören ber Mitglied: 
ſchaft nad) $ 7, übernimmt die Vermittelung mit dem Direftorium und führt, wo 
es nöthig, deffen Beſchlußnahme herbei. 

Die Mitglieder des Bezirksporftandes führen ihr Amt unentgeltlich. 


III. Publilationsorgane. 
8 86. 
Publilationgorgane des Vereins find: 
der Deutfche Reichs⸗ und Preußifche Staatsanzeiger, 
die von den Direftoren ber Preußifchen Forftalademien herausgegebenen 
Zeitſchriften und | 
das Jahrbuch der Preußifchen Forſt- und Sagdgefehgebung und Berwaltung. 

In denfelben werben auch bie Namen der Mitglieder des Verwaltungsraths und 
die Hauptrefultate der jährlihen Rechnung zur Öffentlichen Kenntniß gebradit. 

Im Falle des Eingehens eines der vorbezeichneten Blätter hat der Berwaltungs- 
zath über den Erſatz Beitimmung zu treffen und darüber der nächſten General» 
verfammlung Anzeige zu machen, fowie den Bereinsmitgliedern durch die fort 
erſcheinenden anderen Blätter Kenntniß zu geben. 


IV. Streitigleiten. 
& 87. 


Ueber Streitigkeiten zwifchen dem Direftorium und Vereinsmitgliedern entſcheidet 
der Berwaltungsrath unter Borbehalt des Rechtsweges. 
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Die Befchwerbe Aber eine Verfügung bes Direltoriums ift ausgeſchloſſen, wenn 
fie nicht binnen vier Wochen nad) der Infinuation beim Bezirksvorſtande zur Weiter- 
beförderung an den Berwaltungsrath eingeht. Die Entſcheidung bes Verwaltungs⸗ 
raths ift nicht mehr anfechtbar, wenn nicht binnen vier Wochen nad) ihrer Inſinuation 
bie Klage bei dem kompetenten Gerichte (8 2) angebradit if. 


V. Berwaltung und Sicherſtellung des Vermögens. 
8 88. Mittel des Vereins, Eintrittsgeld, Prämien. 


Die Mittel bes Vereins befteben: 
1. aus dem Eintrittögelde, welches jedes Mitglied mit ein Drittel pro mille 
feiner Verfiherungsfumme zu entrichten bat, 
. aus den eingezahlten Prämien feiner Mitglieder und etwaigen Nachſchüſſen, 
. aus den Binfen des gefammelten Kapitals, 
. aus dem Reſervefonds, 
. aus dem Garantiefonds. 


8 39. BZinsbare Anlegung. 
Die Gelber des Vereins müſſen fobald als möglich und foweit fie nicht zur Be⸗ 
fireitung nothwendiger Ausgaben disponibel zu halten find, verzinslich angelegt werben. 
Die Belegung erfolgt durch das Direktorium nach Maßgabe des 8 39 der Bor- 
munbfcaftsorbnung vom 5. Juli 1875 (G.S. ©. 489). 


8 40. Reſervefonds. 


Der Refervefonds hat ben Zweck, die Verbindlichleiten bes Vereins zu decken, 
falls die laufenden Jahreseinnahmen dazu nicht ausreichen. 

Er wird gebildet aus den EintrittSgeldern und aus ben jährlichen Ueberfchüffen, 
foweit biefe nicht zur Dedung laufender Bedürfniſſe bereit gehalten werden müſſen. 

Hat ber Mefervefonds die Höhe der Summe ber einjährigen Jahresprämien 
erreicht, fo find die Ueberſchüſſe zur Hälfte zur Verminderung und Tilgung bes 
Sarantiefonds, zur anderen Häffte zur weiteren Verflärfung des Reſervefonds zu ver- 
wenden. Erſt wenn der Garantiefonds völlig getilgt ift, und alfo der Refervefonds 
eine dem urſprünglichen Garantiefonds und der Summe ber einjährigen laufenden 
Prämien gleiche Höhe erreicht hat, darf davon abgefehen werden, den etwaigen Mebr- 
betrag ber Branbfchäden über die Iaufenden Jahresprämien durch Nachſchüfſe ber 
Bereinsmitglieber zu beden. 

8 41. Garantiefonds. 


Der Garantiefonds hat den Zweck, bie Verbindlichkeiten des Vereins zu decken, 
fall8 die laufenden Jahreseinnahmen und der Nefervefonds dazu nicht ausreichen. 

Er wird auf 45000 Mark beftimmt und in der im vorftehenden Paragraph an⸗ 
gegebenen Weife nach und nach um den Betrag rebuzirt und amortifirt, um weldden 
ber Mefervefonds über ben einjährigen Betrag der laufenden Jahresprämien ſich 
erhöht. Die Wahl ber zu amortifirenden Stüde fieht dem Direltorium zu. 

Der Sarantiefonds wird durch Zeichnungen in Antbeilen von 100, 200, 500 
und 1000 Mark nad Formular J beſchafft. Die Antheilfcheine dürfen nur auf ben 
Namen des Garanten lauten. 

Minbeftens die Hälfte des Garantiefonbs ift fofort baar einzuzahlen, ber Reſt 
aber in eigenen Wechfeln bei der Direktion zu hinterlegen. 
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Yür die baar eingezahlten Beträge werden Antheilicheine nad) dem Yormular I 
ausgeftellt, denen Binsloupons für 10 Jahre und Talons nad) den Syormularen LI 
und III beigegeben werben. 

Die baar eingezahlten Beträge werben mit 4, Prozent jährlich verzinft und 
bilden ein feiten® der Inhaber der Antheilfcheine unfündbares, feitens bed Vereins 
aber jederzeit mit dreimonatlicher Kündigungsfrift kündbares Darlehen. 

Die Reduktion bezw. Tilgung des Garantiefonds erfolgt in ber Weife, daß zu⸗ 
nädft die baar eingezablten Beträge zurüdgerwährt werben. 


VI. Rechnungslegung und Jahresbilam. 
82 Rehnungsjahr. - 
Das Rechnungsiahr des Vereins ift das Kalenderjahr. 


8 43. Bilanz. 
Auf Grund der Bücher und ber Rechnung if die Jahresbilanz aufzußellen, 
welche fämmtliche Aktiva und Paſſiva nachweifen muß. 
Altiva find: 

1. die Hypotheken und Lombarbforderungen, 

2. die rüdftändigen Eintrittsgelder, Prämien, Nachſchüuſſe und fonftigen aus» 
ftehenden Tyorderungen, int. der etwa gemäß 8 41 Abf. 4 von den 
Garantiefchein-Zeichnern ausgeftellten Wechſel, 

3. die Effeften, nad) dem Courswerth am 81. Dezember an der Berliner 
Börfe, 

4. die Binfen ber Hupothefen, Effelten und Lombarbaftiva bis zum Bl. De 
zember berednet, foweit fie bis dahin noch nicht eingegangen find, 

5. der baare Kaffenbeftand, 

6. ber Werth ber Utenfilien nad den Anfchaffungsfoften unter Abrechnung 
von jährlich mindeftens 5 Prozent. 

Peffoe find: 
der Garantiefonds, foweit er nicht amortifirt ift, 

: der Refervefonds, 

3. bie noch nicht ausgezahlten, aber bereits zur Zahlung angemeldeten Ent- 
Thädigungsforderungen der Mitglieder, 

4. die etwa rüdftändigen fonftigen Zahlungen aus der Vereinskaſſe, rüdftändige 
Zinfen und fonftige Schulden, 

5. die etwa über den 81. Dezember hinaus bezahlten Prämien ober fonftigen 
erft nach diefem Tage fälligen Leiftungen. 

Der Ueberfuß ber Aktiva über die Paffiva (Jahresüberſchuß) ift nach Maßgabe 
bes 8 40 zu verwenben. 
8 44. 
Die Rechnung und die Bilanz müffen von dem Direltorium in jedem Jahre 
fpäteftens bis Ende März dem Berwaltungsrath vorgelegt werben. 


VH. Berfierungs-Reglement. 
8 45. Berjiderungsantrag. 


Der Berfiherungsantrag, welcher zugleih als Antrag zur Aufnahme in den 
Berein gilt, if zu richten an den Bezirksvorſtand ($ 36), zu Händen bes Oberforſt⸗ 


_ 7 — 


meifters bes Bezirko, nad) einem vom Direktorium vorzufdgeesbenben Yormular in 
vier gleicjlautenden Exemplaren. 

In dem Berfiherungsantrage muß ein Berzeichniß aller zu verfichernden Gegen- 
fände nach Gattungen mit Angabe bes Werthes und bes Aufbewahrungsortes ent- 
halten fein. Unter dem Berzeichniß muß von zwei mit dem Antragſteller nicht ver- 
wanbten oder verſchwaͤgerten Mitgliedern bes Vereins, von benen bei Staatsforſt⸗ 
beamten das eine ber nächte Vorgeſetzte fein muß, das andere nicht ein Untergebener 
des Antragftellers fein darf, befcheinigt fein, „baß bie Richtigkeit der Angaben über 
Menge und Werth bes Mobiliarbefites nicht zu bezweifeln jei”. Kann eine diefen 
Erforderniffen entfprehende Beſcheinigung nicht beigebraddt werben, jo fteht e8 dem 
Bezirksvorftande frei, auf andere Weife bie Richtigkeit der Angaben des Antragftellers 
feftzuftellen. 

Außerdem ift die VBeicheinigung ber Polizeibehörde des Wohnorts beizubringen, 
„baß der Aushändigung der auf Grund des Berficherungsverzeichniffes auszufertigenden 
Police in polizeilicher Hinficht fein Bedenken entgegenftehe”. 

Regierungs- und orfträthe und höher ſtehende Forſtbeamte richten den Ber- 
fiherungsantrag nur mit folder Beſcheinigung ber Ortspolizelbehörde an das 
Direktorium. 


8 46. Anbermweite VBerfiderung unfatthaft. 

In dem Berficherungsantrage muß der Untragfteller angeben, ob ex bereits bei 
einer Anftalt fein Mobiliar ganz oder theilmeife verfichert hat. Zutreffenden Falls ift 
bem Antrag Abjchrift der Police und ein Verzeichniß der dadurch verficderten Gegen- 
ftände beizufügen. 

Jeder Antragfieller, welcher noch bei einer anderen Anftalt Verſicherung bat, 
ann in den Berein erft aufgenommen werben, wenn er nachweiſt, daß er bezäglid 
aller bei dem Vereine verfidjerungsfähigen Sachen ($ 48) die bisherige Verficherung 
gültig aufgelöft hat. 

Zuwiderhandeln gegen biefe Verpflichtung hat den Berluft aller Anſpruche an ben 
Berein und Ausſchließung aus bemfelben zur Folge. 


8 47. Henderungsantrag. 
Jeder Antragfteller ift verpflichtet, fein gefammtes verficherungsfähiges Mobiliar 
zum vollen gemeinen Werthe, den e8 zur Zeit der Berficherung bat, zu verfichern. 
Wenn eine Vermehrung oder Berminderung feines Mobiliarbefiges oder bes 
Werthes deſſelben eintritt, Tann Erhöhung oder Abminderung der Verſicherungsſumme 
beantragt werden. Für folchen Nachtragsantrag gelten bie vorſtehenden Beftimmungen 
ebenfalls. 


8 48. Berfiherungsfähige Saden. 

Berfiherungsfähig ift das gefammte Mobiliarvermögen, wozu auch das tobte und 
lebende Wirthfchaftsinventarium, einfchließlich der Bienen, gehört, fofern es im ben 
zum Forftetabliffement oder zur Wohnung bes Forftbeamten gehörigen Wohn- und 
Wirthſchaftsräumen oder Miethen, Feimen, Schobern, welche Iegtere jedoch minbeftens 
50 Meter vom nächſten Gebäude entfernt fein müffen, aufbewahrt wirb oder beim 
Umzuge auf dem Transporte fich befindet oder feiner Ywerbeftimmung entiprechend 
vorübergehend anderswo untergebracht if ($ 54 erſter und fiebenter Abſaty). 
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Das Direktorium iſt ferner ermächtigt, auch dauernd oder auf längere Zeit anders⸗ 
wo untergebrachte Gegenftände zur Verſicherung anzunehmen, falls diefelben abgefondert 
von Sachen Dritter aufbervahrt werben. 

Dagegen ſtind nicht verficherungsfähig Dokumente, Werthpapiere, Gelb, Gold⸗ und 
Silberbarren, Ebdelfteine, Perlen und ſolche Runftfachen, welche einen außergewöhnlichen 
Werth haben. 

8 49, Berfiherung der Erntevorräthe, 


Die Erzeugniffe der Landwirthſchaft an Getreide, Stroh, Heu, Früchten find mit 
dem gemeinen Werthe eines folden Quantums zur Gefammtverfijerung zu bringen, 
welches nach Umfang und Beſchaffenheit der Wirtbichaft als gewöhnlicher Borrath 
nad) der Ente anzunehmen iſt. 

Wunſcht ein Mitglied hierüber hinaus außergewöhnliche Borräthe zeitweife zu 
verfidern, fo ift ſolches befonders zu beantragen und gilt für diefes Geſchäft alles, 
was bezüglich der Hauptverfiherung maßgebend ift. 

Für ſolche Berfiherung auf fürzere Zeit it drei Viertel bes vollen Betrages einer 
Jahrespraͤmie zu entrichten. 

850. Beginn, Dauer ber Berſicherung. 

Die Verſicherung beginnt an demjenigen Zage Mittags 12 Uhr, an weldgem ber 
Bezirksvorftand und im Falle des lettten Abſatzes des $ 45 das Direltorium die Ge 
nehmigung des Autruges beichlieht. 

Diefer Tag iſt auf dem Antrage und in der Police genau zu vermerken. 

Die Dauer der Verſicherung wird: 

durch Ablauf der in der Police feftgefeiten Zeit, 
durch ausdruckliche ſchriftliche Erflärung des Verſicherten über feinen Aus- 
tritt aus dem Berein, 
durch Eriäfchen ſeiner Mitgtiebichaft, oder 
durch Ausfchließung (94 4-7) 
beendet. 
$ 5l. Ende der Berficherung. 

Im Falle freiwilligen Austritts (8 4) erlifcht die Berficherung an dem Tage 
Mittags 12 Uhr welcher in der Austrittserflärung als Termin bes Ausfcheidens an- 
gegeben ift, in ben Fällen ber 88 5 und 6 an dem Tage Mittags 12 Uhr, an 
welchem das zuftändige Vereinsorgan (8 7) das Erldſchen ober die Ausfchließung be- 
ſchloſſen hat. 

862%. Todesfall. 

Stirbt ein Mitglied, fo ift feitens der Hinterbliebenen ober des Vorgeſetzten dem 
Bezirksvorſtande fofort Anzeige zu machen. 

In biefem Falle läuft die Verſicherung bis zur thatfächlich vollzogeneh Erbſchafts⸗ 
theilung, längftens aber nur bis zu dem Zeitpunkte, wo die verficherten Gegenftände 
aus der Wohnung ded Verftorbenen entfernt werden, bezw. die Zahlung des Gnaden⸗ 
gehalts aufhört. 

Erfolgt bie Tobesanzeige durch bie Erben nidyt innerhalb vier Wochen vom Tage 
ber erlangtett Kenntmiß bes Erbfalls, fo erliſcht jeder Entſchädigungsanfpruch. 

Der Wittive Tann vom Direktorium die Fortſetzung ber Verficherimg event. mit 
der entiprechenden Aenderung ber Berfiherungsfumme unter Aırsfertigumg einer neuen 
Police ohne Forderung neuen Eintrittsgeldes geftattet werben. 
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8 58. 
Rüdzahlung vorausbezahlter Prämienbeträge finden in feinem Falle ftatt. 


8 54. Umzug und fonftige Veränderung bes Aufbewahrungsortes ver- 
fiherter Gegenftänbe, 


Beim Umzuge des Berficherten bleibt das verficherte Mobiliar, foweit es noch 
im Eigentbum des Berficherten verblieben ift, auch während des Transports verfichert, 
wenn vor Beginn des Umzuges befien Zeit und Weg dem Bezirksvorſtande des Ab- 
zugsortes angezeigt ift. 

Erfolgt der Umzug innerhalb deſſelben Ortsbezirks oder innerhalb derfelben Ober- 
förfterei auf eine Aber 30 Kilometer nicht hinausgehende Entfernung, fo ift für bie 
. Fortdauer der Verſicherung während des Transports eine befonbere Prämie nicht zu 
entrichten, andernfall® aber eine Yufchußprämie von 30 Prozent der Jahresprämtie 
zu zahlen. 

Binnen 14 Tagen nad) dem Eintreffen der Effekten in der neuen Wohnung muß 
die Ankunft auf der neuen Stelle, unter Angabe etwaiger Beränderungen des Mobiliar» 
befiges, dem Bezirksvorſtande des neuen Wohnortes angemeldet werden. 

Wird die Meldung nicht rechtzeitig bewirkt, fo verliert dadurch der Verſicherte 
jeden Anfpruch an den Berein. 

Der Bezirksporftand des neuen Wohnortes hat fofort feftzuftellen, daß das 
Mobiliar in der verfiderten Menge und von dem verficherten Werthe richtig vor» 
handen ift. 

Werden, abgefehen von dem Falle des Umzuges, verficherte Gegenftände an einen 
anderen als den in ber Police beftimmten Ort der Aufbewahrung gebradit, fo hat 
ber Berficherte binnen einer Woche nach bewirkter Veränderung des Aufbewahrungs- 
ortes dem Bezirksvorſtande des letzteren hiervon Anzeige zu erflatten, wibrigenfalls 
jeder Anſpruch des Verſicherten an den Berein erlifcht. 

Einer folden Anzeige bedarf es nicht, wenn es fi) um eine der Zweckbeſtimmung 
der verficherten Sachen entiprechende vorübergehende Veränderung des Aufbewahrung 
ortes derfelben handelt. 

8 55. Police. 

Die vom Direktorium auszufertigende Police, welche zugleich als Aufnahmeſchein 
in den Verein gilt, muß enthalten: 

a) Namen, Dienſtcharakter, Bezeichnung der Amtsſtellung, Wohnort des Ver⸗ 
ſicherten, 

b) Bezeichnung der Gebäude bezw. Orte, in ober an welchen bie Verſicherungs⸗ 
objefte fi) befinden, 

c) Angabe der Ietteren und ihres Werthes nach Gattungen, 

d) die Gefammt-Berfiherungsfumme und zu zahlende Jahresprämie, 

e) die Haupt-Berfiherungs und Enfchädigungsbedingungen. 

Die erfolgte VBerfiherung muß in der vom Direktorium zu beftimmenden Weije 
om dem Wohnetabliffement und an den Getreide» und Heu⸗Feimen deutlich erkennbar 
gemacht werben. Wer den hierüber ergehenden Vorſchriften des Direktorium nicht 
gehörig Folge Ieiftet, hat eine von biefem feflzujegende Ordnungsſtrafe bis zu 
50 Marl verwirkt. 
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8 56. Höhe der Prämien. 


Die Höhe der laufenden Jahresprämie wird für jetzt auf Ein und em Zehntel 
pro mille der verficherten Werthe, im Minbeftbetrage jedoch auf Eine Mark feftgefegt. 


8 57. Zahlung ber Berfiherungsbeiträge. 

Eintrittsgeld und Prämie für das Taufende Kalenderjahr find beim Beginn der 
Berfiherung binnen 14 Tagen nad) Empfang der Police an die vom Bezirksvorſtande 
oder Direktorium zu bezeichnende Empfangsftelle einzuzahlen, wibrigenfalls jeder An- 
ſpruch an den Verein verloren geht. Erfolgt der Eintritt an einem anderen Tage 
als am 1. Januar, fo ift für ben Heft des Kalenderjahres neben dem vollen Eintritts- 
gelde die Prämie nach Berhältniß ber Zeit, jedoch fo zu beſtimmen, daß für den 
Anfangsmonat eine volle Monatsrate‘ berechnet wirb. 

Fur jedes folgende Jahr ift die IJahresprämie praenumerando zur Hälfte bis 
infl. 15. Januar, zur anderen Hälfte bis 15. Juli an die bezeichnete Empfangsftelle 
einzuzahlen, wibrigenfalls jeder Anfprud) an ben Verein Mittags 12 Uhr am 1. Januar 
bezw. 1. Juli erlofchen ift. 

Unbenommen bleibt die Zahlung der ganzen Sahresprämie bis zum 15. Januar. 


858. Nahfchkife. 

Wenn die laufende Jahresprämien-Einnahme eines Jahres nicht ausreichen follte, 
bie in demfelben Jahre zu vergütenden Brandfchäden zu deden und der Mefervefonds 
nad der Schlußbeftimmung des 8 40 nicht die Mittel bietet, den Mehrbedarf zu be 
fireiten, werben Nachſchußzahlungen von den Mitgliedern in ber zur Dedung des 
Defizits erforderlichen Höhe nad) Verhältniß der Jahresprämien erhoben. 

Bon den im Laufe des letzten Kalenderjahres neu eingetretenen Mitgliebern find 
Nachſchußzahlungen nur nad) Verhältniß der Dauer ihrer Mitgliedfchaft, auf volle 
Deonate abgerundet, zu leiften. 

Die Aufforderung zur Nachſchußzahlung erfolgt durch befondere Mittheilung an 
jedes Mitglied unter Angabe ber Zahlungsfrift und der Empfangsftelle. 

Nichteinhaltung der beftimmten Zahlungsfrift hat die Folge, daß das fäumige 
Mitglied jeden Anſpruch an den Verein von dem Tage, Mittags 12 Uhr, verliert, 
weidher als jpätefter Zahlungstermin beftimmt war. 


8 59. Berpflidtung ausgefdiebener Mitglieder. 

Jedes ausgeſchiedene oder ausgefchloffene Mitglied bleibt für biefenigen Nachſchuß⸗ 
zahlungen mit feinem Vermögen verhaftet, welche fiir die im Kalenderjahre bes Aus- 
fcheidens erwachſenen Schäden im näcjften Jahre ausgefchrieben werben. 

Wird die Nachſchußzahlung von einem ausgefchiedenen Mitgliede oder deſſen Rechts- 
nachfolgern bis zu dem in der Zahlungsaufforderung beftimmten Tage nicht geleiftet, 
fo erfolgt gerichtliche Einflagung. 

Um das in folhem Falle erforderliche gerichtliche Verfahren thunlichſt abzufürzen, 
hat beim Eintritt in den Verein jedes Mitglied einen Nachſchußſchein eigenhändig zu 
vollziehen, welcher dazu bient, eine völlig fiquide Schuld nachzuweiſen. 

8 60. Abrundung ber Zahlungen. 

Alle Eintrittsgelder, Jahresprämien und Nachſchußzahlungen, fowie alle Ent- 
fhäbigungszahlungen des Bereins find für jede Schlußzahl auf volle Zehner von 
Bfennigen nad oben abzurunden. 

Jahrb. d. Preuß. Forſt⸗ u. Jagbgefebg. XXX. 19 
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Alle Zahlungen der Mitglieder find Toftenfrei an ber zu bezeichnenden Empfangs⸗ 
ſtelle zu leiften, alle Zahlungen des Vereins an Mitglieder erfolgen portofrei bis zu 
der zu bezeichnenden Empfangsftelle. 

861. Feſtſetzung und Vergütung von Brandfhäben. 

Sobald ein Mitglied einen nach 8 1 zu vergiitenden Schaben erlitten hat, muß 
es dem Bezirksvorſtande, zu Händen bes Oberforftmeifters, und wenn der Beſchädigte 
ein Forſtſchutzbeamter ift, zugleich auch feinem vorgefeßten oder dem nächften zum 
Bereine gehörigen Oberförfter fofort, längftens binnen 48 Stunden nad) Befeitigung 
ber Feuersgefahr, Anzeige machen. Der Oberförfter bat fofort, thunlichſt unter Zu- 
ziehung eines nächftbenachbarten Bereinsmitgliedes, Urſache und Umftände bes Brand» 
falles, fowie Quantität und Werth ber Beichädigung zu ermitteln und das Ergebniß, 
unter Beifügung der Verhandlungen und etwaiger Zeugenvernehmungen, dem Bezirks⸗ 
vorftande unverzüglich mitzutheilen. Der Beſchädigte ſelbſt muß aber auch feinerfeits 
binnen 5 Tagen nad dem Brande dem Bezirksporftande, mit einem Berichte über 
Urſache und Umftände bes Brandfalles, ein fpezielles Berzeichniß der zerflörten, ent 
wenbeten oder befchädigten Sachen, unter Angabe ber Werthe, den bie verlorenen 
Sachen zur Zeit des Brandes hatten, und der Werthsverminderung ber befchädigten 
Objekte, einfenden (Berluftverzeichniß). 

8 62. 


Der Bezirksvorftand veranlaßt unverzüglich eine Ermittelung des Schadens 
Care). 

Er beruft hierzu je nach Art und Umfang des Schadens einen bis drei Taratoren, 
welche thunlichft aus der Zahl der Bereinsmitglieder dem Schadensorte nahe wohnend, 
fo zu wählen find, das einer womöglich der nächſte Vorgeſetzte des Beſchädigten, einer 
dem letteren im Range gleichftehend und, in wichtigeren Fällen, der dritte der Re 
gierungs- und Forſtrath bezw. Oberforftmeifter des Bezirks ift. 

Die Zaratoren, welche Vereinsmitglieder find, erhalten für die Ausführung des 
Geſchäftes Teine Vergütung. 

Wegen Ermittelung des Schadens für Negierungs- und Forfträthe und höhere 
Beamte wird vom Direktorium das Erforderliche nach Maßgabe der Verhältniffe in 
jedem einzelnen alle angeorbnet. 

Die Taratoren dürfen zu dem Beichäbigten nicht in einem Verhältniſſe ftehen, 
welches biefelben nad) dem Geſetze unfähig macht, als Zeugen im dieſer Angelegenheit 
vernommen zu werden. Auch darf keiner der Taratoren -direlter Untergebener des 
Beſchädigten fein. 

Letzterer kann die vom Bezirksvorſtande beftimmten Taratoren nur bann ablehnen, 
wenn diefen die Eigenſchaft unparteiifcher Beweiszeugen abgeht. 


8 63. 

Die Ermittelung des Schabens ift im Anhalt an das Berluftverzeichniß, unter 
Bergieihung beffelben mit dem Verſicherungsverzeichniß, zu bewirten. Fur bie 
Bemeſſung der Entſchädigung ift zur Richtſchnur zu nehmen, daß diefelbe dem Ber- 
ſicherten die Mittel gewähren foll, den Zuftand fo roiederherzuftellen, wie ex vor bem 
Brande war. 

Das Schabenermittelungsprotofoll, in welchem die Taratoren das Verluſtverzeichniß 
feftzuftellen und, wenn fie fid) über die Schadentare nicht einigen, bie abweichenden 
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Zaren anzugeben haben, ift dem Bezirksvorftande einzureichen und bon diefem mit 
berichtlicher Aeußerung dem Direktorium vorzulegen. 

Das Direktorium beftimmt nad) Prüfung der Vorlagen bie zu gewährende Ent- 
Thädigung und verfügt deren Zahlung fo fchleunig als möglih. Dem Beſchädigten 
ift von ber Zahlungsverfügung unverzüglich Mittheilung zu machen. 

$ 64. 

Dem Direktorium ſteht es vor der Feſtſetzung frei, andere von ihm zu be 
Rimmende Zaratoren aus ber Zahl der Bereinsmitglieder mit Revifion der Tare zu 
beauftragen. 

Die hierzu berufenen Perſonen erhalten für bie Reife nach bem Schadensorte 
die Tagegelder und Reifeloften nach den Sätzen der Staatsforfibeamten aus Bereins- 
mitteln. 

Im Falle eine Revifionstare für nothwendig befunden wird, kann das Direltorium 
dem Beſchädigten eine Abichlagszahlung leiften laſſen. 


8 65. 


Auch der Beichäbigte kann eine Revifion ber erfien Tare buch eine vom Direl- 
torium zu ernennende Kommiffton verlangen. Die Koften der Revifionstare werben 
ihm aber von der Entfchädigungsfumme abgezogen, wenn diefe ſchließlich im Ganzen 
geringer feftgeftellt wird, als die erfie Tare fie angegeben bat. 

8 66. 

Wird Teine der beiden Taren vom Direktorium und dem Beſchädigten an- 
genommen, jo tritt ber Tandrath des Brandortes als Obmann ein, beffen Ausſpruch 
endgültig if. 

8 67. 

Die feftgefegte Entfhädigungsfumme wird dem Beſchädigten ausgezahlt, kann 
aber auch, wenn Pfanbrechte an dem zerftörten Mobiliar geltend gemacht werben oder 
ſonſtige Zahlungsanftände obwalten, bis zu deren Befeitigung in der Vereinslaffe zurüd- 
bebalten werben. 

8 68. 


Alle Anfprüce auf Schadenerfat, welche dem Berficherten aus Anlaß des Brandes 
an verficherten Gegenftänben gegen dritte Perſonen zuftehen, gehen bis zur Höhe der 
Entfhädigungsfumme an den Verein über. 


8 69. 


Unerbhobene Entfehädigungsgelder verfallen zwei Sabre nad) der gemäß 8 63 Ab⸗ 
ja 3 erfolgten Zuftellung der Zahlungsverfügung an ben Beſchädigten, oder, wenn 
fie gemäß 8 67 am Schluffe retinirt waren, zwei Jahre nach Wegfall des Grundes 
ber Zurüdhaltung dem Nefervefonds. 

8 70. 

Der Berluft des Entfhädigungsanipruches tritt ein: 

a) wenn der Beſchädigte wegen vorfätlicher oder fahrläffiger Brandftiftung 
rechtsfräftig verurtheilt wirb, 

b) wenn er beim Löfchen oder Retten abfichtlich die ihm zu Gebote ftehenden 
Mittel nicht anmendet ober bie zur Wiebererlangimg des Entmwendeten 
dienenden Maßregeln unterläßt, 
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c) wenn er während des Brandes den Anorbnungen ber zuftändigen Perfonen 
zuwiderhandelt, 
d) wenn er die betreffenden Gegenſtände doppelt verſichert ober bie vor- 
gefchriebenen Verzeichniſſe in betrügerifcher Abficht falſch angefertigt bat, 
e) wenn er bie ihm nad $ 61 obliegenden Berpflichtungen nicht erfüllt bat. 
Sn allen biefen Fällen muß gleichwohl die Tare bes Schadens erfolgen. Liegt 
ber Verdacht vor, baß einer ber vorbezeichneten Yälle obwaltet, jo wird die Entichädigung 
bis zur gerichtlicden Entſcheidung nicht gezaßlt. 
Berzugszinfen können in dieſem Falle, ſowie im Falle der Zurüdbehaltung nad 
8 67 nicht beanfprucdht werden. 
In den unter Buchſtaben e erwähnten Fällen kann vom Direktorium nach Lage 
der Berhältniffe ausnahmsweife eine Entfchäbigung gewährt werben. Den Berſicherten 
fteht indeffen ein rechtlicher Anſpruch auf eine folche nicht zu. 


s 71. 


Bei totalem Brandſchaden erlifcht die Verfiherung und verliert die Police ihre 
Gültigkeit. 

Bei theilweifen Schaden gefchieht biefes nur für ben zerflörten Antheil. Das 
verſchonte Mobiliar bleibt verfichert, aud) wenn der Aufbewahrungsort ſich änbert, 
muß jedoch fofort in einer Nachtragspolice fpezifiziet und dem Aufbemahrungsorte 
nach bezeichnet werden. Rad) Wieberbeichaffung bes Mobiliar wirb eine neue Police 
ausgefertigt. 

$ 72. 

Das Direktorium ift befugt, in einzelnen Fällen Belohnungen für Auszeichnung 

an Rettungs- und Löichmannfchaften bezw. Spriteninhaber zu bewilligen. 


VDI. Auflöfung des Vereine. 
8 73. 

Die Auflöfung des Vereins kann erfolgen, wenn berfelbe feinen Zweck nicht 
erfüllt. 

Zur Beichlußfaffung über Auflöfung muß eine ausbrüdlich für diefen Zweck ein- 
zuberufende außerordentliche Seneralverfammlung zufammentreten ($ 18). 

Wird die Auflöfung gültig beichloffen, jo hat das Direktorium biefelbe in ben 
Publilationsorganen bes Vereins zu proflamiren und die Gläubiger bes Vereins zur 
Anmeldung und Begründung ihrer Anſprüche aufzuforbern. 

Nach Ablauf der Hierzu zu beflimmenden Frift erfolgt die Aufftellung der Schluß- 
bilanz ımd wird der Vermögensftand an die Mitglieder nach Verhältniß ihrer Ber- 
fiherungsfumme vertheilt. 

Bom Tage des Auflöfungsbefchluffes, Mittags 12 Uhr, erlöfchen alle Verpflichtungen 
zur Entſchädigung für nad diefem Zeitpunkte eintretende Brandichäben. 
8 74. 

Generalverfammlungsbefchlüffe, welche die Auflöfung des Vereins ober eine 
Statutenänderung in Beziehung auf den Sit, Zweck oder äußere Vertretung des Ber- 
eins zum Gegenftande haben, bebürfen der Iandesherrlihen Genehmigung. 

Sonftige Statutenänderungen find von der Genehmigung des Miniſters des 
Innern abhängig. 
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Schlußbeſtimmung. 
8 76. 
Die Beſtimmungen dieſes Statuts treten mit dem 1. Juli 1898 in Kraft. 


Direktorium des VBrandverſicherungs⸗Vereins Preukiiher Forſtbeamten. 
Donner. Möbius, 


Die laut der in beglaubigter Abſchrift angebeftete Verhandlung durch die 18, orbent- 


liche Generalverfammlung vom 14. Mai d. Is. beſchloſſenen Henderungen des Statuts 
12. Dezember 1879 


des Branbverficherungs-Bereins Preußifcher Forſtbeamten vom Ra in werben 
hierdurch genehmigt. 
Berlin, den 9. Juni 1898. 
(L. 8.) 
Der Miniker des Innern. 
Im Auftrage: v. Bitter. 


Genehmigung. 
IA. 5949. 
(Stplfr. It. St. G. T. 228.) 
b. 
Inſtruktion für die Begirksvorſtände. 
(6 26 des Statuts.) 


Genehmigt durch Beſchluß der erſten ordentlichen Generalberſammlung vom 20. Mai 1881, 
abgeändert durch Beſchlufſe ber ſiebenzehnten ordentlichen Generalverſammlung vom 8. Mai 1897 und 
der achtzehnten orbentlihen Generalverfammlung vom 14. Mai 1898. 


Geſchäftsverkehr dur die Oberförſter. 

1. Der Bezirksvorftand führt den Verkehr mit den Mitgliedern des Vereins in 
der Regel durch Vermittelung bes betreffenden Königlichen Oberförfters. Vereins⸗ 
mitglieder, welche nicht zu den Königlichen Forfideamten gehören, find dem Bereiche 
eines benachbarten Königlichen Oberförfters zuzutbeilen. 


Geſchäftsgang 8 85. 
2. Der Bezirksvorftand ordnet den Gefchäftsgang bei ſich ſelbſtſtändig. Den 
Vorſitz führt der Oberforfimeifter, in deffen Abweſenheit fein Stellvertreter. 
Ueber alle eingehenden und ausgehenden Sachen ift ein befonderes Geſchäfts⸗ 
jowmal in der Forftregiftratur zu führen. Bei diefer werben auch die Alten geführt. 
Die Ausfertigungen brauchen in der Reinſchrift nur von einem Mitgliede des 
Bezirksvorſtandes vollzogen zu werben. 


Aufnahbme-Anträge 8 7, 8 46, 

8. Der Bezirkevorſtand prüft die eingehenden, nach vorgefchriebenem Formulare 
aufzuftellenden Aufnahme-Berficherungsanträge, denen auch ein vom Antragfteller voll- 
zogener Nachſchußſchein (8 59) beigefügt fein muß, verfügt event. Berichtigung oder 
Bervollftändigung und enticheidet über die Aufnahme. 
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Er fertigt die Police nach dem vorgeſchriebenen Formulare aus, trägt dieſelbe 
in fein Policenregifter (cfr. 108) ein, nimmt das Konzept mit einem Eremplare bes 
Aufnahmenantrags, nachdem auf biefem bie durch das Formular vorgezeidineten 
Notizen gemacht find, nebſt bem zur Einrüdung ber Police Nummer vervoll- 
ftändigten Nachſchußſcheine, zu feinen Alten und fendet bie Reinfchrift der Police mit 
dem zweiten Eremplare des Aufnahmeantrages, nachdem baffelbe bezüglich der Mar⸗ 
ginalnotizen ebenfalls ergänzt ift, an das Direktorium, und zivar ohne weitere Bei- 
fhrift, wenn zu folder nicht befondere Beranlaffung if. 

Zu ben eingegangenen Aufnahme-Anträgen ber Tyorftuntererbeber des Staats 
dienfte® und der Beamten bei ben Nebenbetriebs-Anftalten der Forftverwaltung holt 
der Bezirksvorſtand, falls feinerfeits gegen die Aufnahme der betreffenden Antragfteller 
in den Berein feine Bedenken beftehen, die Genehmigung des Direltoriums ein. 
Nachdem dies gefchehen ift, bat der Bezirksvorſtand bezüglich ber Ausfertigung der 
Policen ꝛc. ebenfo zu verfahren, wie vorftehend im zweiten Abſatze für die vom Be⸗ 
zirksvorſtande ſelbſtſtändig befchloffenen Aufnahmen vorgefchrieben ift. 

Nah Rüdempfang der, genehmigten Police ergänzt der Bezirksvorftand fein 
Konzept derfelben mit dem Datum der Genehmigung des Direftoriums und der 
Direltiong-Nummer der Police, trägt die zu leiftenden Zahlungen in fein Soll-Ein- 
nahmebuch (10c) ein, ergänzt die Marginal-Rotizen auf dem Aufnahme-Antrage in 
feinen Alten uud überfendet die Police unter Anbeftung des britten, mit dem 
Gültigleitsvermerle am Schluffe verfehenen Eremplars des YWufnahmeantrags an 
den betreffenden Oberförfter zur Aushändigung und Bahlungsaufforderung an den 
Berficherten. 

Dabei ift auch das vierte, gleichfalls mit dem Gultigkeitsvermerke zu verfehenbe 
Eremplar des Aufnahme-Antrage dem Oberförfter zu überfenden, um es an die 
BPoligeibehörbe abzugeben. Wo die Ortspoligeibehörden zur Annahme und Afferpation 
der Aufnahme-Anträge nicht verpflichtet find, wie 3. B. im Bezirfe Schleswig, kann 
von Abgabe eines Eremplars des Aufnahme-Antrages an die Polizeibehörbe bis auf 
Weiteres abgefehen werben. 

Die nad) 8 60 ber Statuten vorgefchriebene Abrundung der zu zahlenden Be 
träge ift fo zu bewirken, daß jede Kategorie (Eintrittsgeld, Jahresprämie, Zuſchuß⸗ 
prämie für Umzug oder Beitverfiherung, Nachſchuß) für fi) auf volle 10 Pfennig 
nad oben abgerundet wird. 

Der Oberförfter trägt die ihm zugehenden Policen in ein von ihm zu führendes 
Bolicenregifter, die darauf zu leitenden Zahlungen in ein von ihm darüber zu 
führendes Soll⸗Einnahmebuch (11) ein und überfendet gleichzeitig mit der Abgabe 
der Police an den Berficherten der Forſtkaſſe die Erhebungslifte (nad) dem Formular 
e sub 11). 

Einzahblungsftellen. 

4. Den Empfang ber von ben Bereins- Mitgliedern zu leiftenden Zahlungen 
beforgt für den Bereich einer jeden Königl. Oberförfterei und für die demjelben zu⸗ 
getheilten Bereinsmitglieder, welche nicht Königl. Forſtbeamte find, der Forftlaffen- 
rendant auf Grund der vom Oberförfter ihm zugehenden Hebeliften. 

Diefe Hebeliften werben, fobald eine Zahlung fällig it, vom Oberförfter auf 
geftellt und dem Rendanten übergeben. 

° Bezüglich) der am 1. Januar und 1. Juli fälligen laufenden Jahresprämien 
find die Hebeliften vom Oberförfter auf Grund feines Policenregifters Ende Dezember 
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oder Jumi aufzuftellen und dem Rendanten vor Ablauf biefer Monate zu übergeben, 
damit derfelbe bei den Gehaltszahlungen zu Anfang Januar und Juli die fälligen 
Beträge einziehen Tann. 

Der Yorftrendant führt die erhobenen Bereinsgelder bei der nächſten Abrechnung 
mit der Regierungshauptlaffe an dieſe mittelft befonderer Deflaration, unter Beifügung 
der vom Öberförfter ausgeftellten Erhebungsliſte, ab. 

Ueber bie zu leiftenden Zahlungen derjenigen Bereinsmitglieder, welche bei ber 
Negierung angeftellt find, wird vom Bezirksvorſtande die Erhebungslifte aufgeftellt 
und der Hauptlaffe unter Beifügung der zu leiftenden Zahlung übergeben. 

Bon ber Hauptlaffe werben die Gelber bei der nächſten Abredinimg mit ber 
General-Staatsfaffe an bdiefe umter Beifligung einer rechneriſch befcheinigten Zu- 
fammenftellung nad) bem durch die Verfügung vom 20. September 1888 (B. 3. 657) 
vorgefchriebenen Schema abgeführt und mit diefer Zufammenftellung von dem Ren- 
danten bei der General-Staatsfaffe in Empfang genommen. Der Herr Yinanz- 
Minifter bat zu diefem Verfahren feine Genehmigung ertheilt. 


Aenderungsanträge $ 47. 


5. Ueber Aenderungsanträge entſcheidet der Bezirksvorſtand oder das Direltorium 
wie bei neuen Aufnahmeanträgen. Tritt eine Aenderung ber Geſammt⸗Verſicherungs⸗ 
fumme nicht ein, fo genügt die Genehmigung der Aenderung und deren Bermerf 
auf der Police feitens bes Bezirlsvorftandes, ohne daß es weiterer Genehmigung bes 
Direltoriums bebarf. 

Wird die Verfiherungsfumme ermäßigt, fo ift die Aenberung, wenn fte nicht 
fehr erheblich ift, dur einen Nachtrag auf der Police zu bewirken und die Geneh- 
migung des Direltoriums einzuholen. Iſt die Aenderung aber erheblih, dann muß 
bie alte Police faffirt und eine neue unter neuer Nummer ausgefertigt, und dabei 
ganz fo wie bei der erften Aufnahme verfahren werben. 

Tritt dagegen eine Erhöhung der VBerfiherungsjumme ein, dann ift nad Wahl 
bes betreffenden Berficherten entweber die alte Police zu Taffiren und über die ganze 
Berfiherungsfumme eine neue, oder aber unter Beibehaltung der alten Police auf 
Grund eines vorfhriftsmäßigen Aufnahme-Antrages eine neue (zweite) Police über 
den Mebrbetrag auszufertigen. In beiden Fällen find bie ausgefertigten Policen 
dem Direktorium zur Genehmigung vorzulegen. 

Die über ben Mehrbetrag ausgefertigte zweite Police, welche mit dem Vermerk: 
„Hierneben befteht die Police Nr. ... des Bezirts X“ zu verfehen ift, darf aber 
nur noch auf bie Süttigteitsbauer der in Kraft verbleibenden alten Police aus» 
gefertigt werben. 

Eintrittsgelb ift nur von dem Mehrbetrage ber Berfiherungsfumme zu erheben. 


Austritt, Erlöſchen, Ausſchließung 88 4, 5, 6, 7, 51. 

6. Meldet ein Mitglied feinen Austritt aus dem Bereine an, fo hat ber Be- 
zirksvorſtand ihm darüber durch die Hand bes Oberförfters eine Befcheinigung auszu⸗ 
fertigen, in welcher der Zeitpunkt des Endes der Berfiherung genau anzugeben ift. 

Dafjelbe gilt, wenn Umftände zur Kenntniß des Bezirksvorſtandes gelangen, 
welche das Erlöfchen der Mitgliebfchaft zur Folge Haben können oder müffen. Treten 
Umftände ein, welche die Ausſchließung eines Mitgliedes veranlaffen können, jo bat 
der Bezirksvorſtand hierüber zur Entfheidung bes Direltoriums ſchleunigſt zn berichten. 
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Todesfall 8 52. 

7. Auf die Anzeige vom Tode eines Mitgliedes it vom Bezirlsvorftande das 
Erforderliche zu veranlaffen. Will die Wittwe die Verficherung fortſetzen, jo if fie 
zur Einreihung eines neuen Verſicherungsantrags aufzuforbern. Wenn nad deffen 
Prüfung und nah Maßgabe aller obwaltenden Umflände ber Bezirksvorftand fein 
Bedenken findet, die Fortfegung der Verfiherung zu geftatten, fo ift die neue Police 
auszufertigen und dem Direktorium zur Entjcheidung vorzulegen. 


Umzug und fonftige Veränderung bes Aufbewahrungsortes 
verfiherter Gegenftänbe $ 54. 

8. I. Auf die Anzeige von einem Umzuge bat der Bezirksporftand: 

8) wenn ber Umzug innerhalb feines Bezirks erfolgt, das Erforderliche zu 
veranlaffen, um feftzuftellen, daß das Mobiliar in der verfiherten Menge 
und dem verficherten Werte an dem neuen Wohnorte richtig vorhanden 
if. Bleibt der Berficherte innerhalb berfelben Oberförfterei, fo genügt, 
wenn fi) in der Police nichts ändert, 
bei Beamten der Staatsforftverwaltung und der Königlichen 
Hoflammer eine Beicheinigung des Oberförfters auf der Police, daß der 
Berficherte fein Mobiliar von dem früheren Wohnorte mit gleicher Menge 
und gleichem Werthe übergeführt und den Umzug am (Datum) beendet bat, 
bei den zu obigen Berwaltungen nit gehörigen Beamten eine 
gleiche Beſcheinigung der Ortspolizeibehörde und, im Falle diefe bie Be- 
fheinigung verjagt, des Oberförfters. 

Es bedarf ſolchen Falles der Einjendung der Police an den Bezirksvorſtand 
nicht, fondern nur einer kurzen Anzeige bes Sberförfters an ben Bezirks 
vorftand, auf Grund beren biefer bie Wohnortsänderung in feinen 
Büdern notirt und dem Oberförfter wegen Einziehung ber etiwa zu zahlenden 
Umzugs-Zufhußprämie (bei mehr als 80 km Entfernung) Mitteilung 
macht. 

Wenn aber bie Police einer Aenberung bedarf ober der Umzug in eine 
andere Oberförfterei erfolgt, jo muß bie Police von bem Uberförfter des 
neuen Wohnorts (für Obexförfter vom Regierungs⸗ und Forſtrath) mit 
einer analog obiger Beftimmung vom Oberförfter refp. der Ortspolizei⸗ 
behörbe auszuftellenben Beicheinigung über Dienge und Werth des Mobiliars 
am neuen Wobnorte dem Bezirksvorſtande eingereicht werben. Der Letztere 
hat dann das weiter Erforderliche wegen Berichtigung ber Poliee, Ein- 
tragung in feine Bücher und Erhebung ber zu leiftenden Bahlungen zu 
veranlafjen. 

b) Wenn der Umzug in einen anderen Bezirk erfolgt, fo hat der Bezirksvorſtand 
bes Abzugsortes die betreffende Police in feinen Büchern zu ftreichen unb 
dem Bezirksvorfiande des Anzugsortes das Konzept der Police nebſt zuge 
hörigem Aufnahmeantrage und Nachſchußſcheine zu überfenden. 

Der Bezirksvorſtand bes Anzugsortes bat dann das Erforderliche wegen Feſt⸗ 
Aellung von Menge und Werth des Mobiliar® am neuen Wohnorte zu veranlaffen 
und, wenn bie Berfiherungsfumme unverändert geblieben iſt, auf der “Police die 
Nummer und die Bezeichnung des Abzugsbezirks zu ftreichen, alsdann diefelbe mit 
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einer neuen Nummer und der Bezeichnung des Anzugsbezirfs zu verfehen und bie fo 
abgeänderte Police dem Direltorium zım Berichtigung feiner Bücher vorzulegen. 
Eines förmlichen Vermerls auf der Police, durch welchen diefelbe von eimem Bezirk 
auf den anderen übertragen wird, bedarf e8 nicht. Hat dagegen bei dem Umzuge 
eine Aenderung der Verſicherungsſumme flattgefunden, daun ift im Uebrigen nad 
Maßgabe der unter Nr. 5 gegebenen Beftimmungen zu verfahren. 

Beim Umzuge eines Negierungs- und Forſtraths oder höher ftehenden Beamten 
bat dieſer fogleich nad) dem Eintreffen feines Mobiliars am neuen Wohnorte dem 
Direktorium Anzeige zu machen. 

II. Geht eine Anzeige von einer fonftigen Veränderung bes Aufbewahrungsortes 
verfiherter Gegenftände bei dem Bezirksvorſtande ein, fo vermerkt ex die auf ber 
Konzeptpolice, fowie im Policenregifter und läßt, falls er es für nothwendig erachtet, 
die Richtigkeit ber Veränderung feftitellen. 


Brandfall S$ 61—71. 


9. Wenn eine Brandanzeige eingeht, hat der Bezirksvorſtand wegen Feſtſtellung 
des Schadens das Erforderliche ſchleunigſt zu veranlafien. Ueberfteigt ber Schaden 
muthmaßlich den Betrag von 2000 Mark, fo bat ber betreffende Regierungs⸗ und 
Forſtrath, wenn es ihm irgend möglich ift, fih bei der Schadensfeftftellung an Ort 
und Stelle zu betheiligen. Die bezüglichen Reifen find in die Nachweifung über 
Dienftaufwandsverwendung aufzunehmen. 

Walten Umfiände ob, welche es nothwendig erachten lafſen, zur Feſtſtellung des 
Thatbeſtandes einen Juſtizbeamten zuzuziehen, fo hat der Bezirksvorſtand oder Ne⸗ 
gierungs⸗ und Forſtrath oder Oberfoͤrſter das desfallſige Erſuchen an ben betreffenden 
Juſtizbeamten zu richten. 

Das Schadensermittelungsprotokoll iſt vom Bezirksvorſtand ſo ſchleunig als 
möglich dem Direktorium mit berichtlicher Aeußerung vorzulegen. Letztere muß ſich 
insbeſondere auch darauf erſtrecken, ob einer ber in den 88 67, 68, 70 der Statuten 
gedachten Fälle vorliegt. 

Demnädhft ift wegen Aufftellung einer neuen Police nad) $ 71 das Erforderliche 
vom Bezirksvorſtande zu veranlafien. 


Buchführung. 
10. Der Bezirksvorftand Hat folgende Bücher zu führen: 
a) ein Policenregifter, in welches jede Police unter fortlaufender Rummerfolge 


garnix = chronologisch eingetragen wird. (Formular a.) 


b) ein Mitgliederverzeichniß nach den Oberförftereibereichen. cfr. vorftehend 


Be unter 1. (Formular b.) 


c) ein Solleinnahmebuch, in welches alle zu erhebenden Zahlungen der Mit- 
glieder des Bezirks einzutragen find. Daffelbe ift zur Feſtſtellung ber ge 


oemulor S fammten‘ Jahres » Solleinnahme des Bezirkes jährlich abzufchließen. 


(Formular c.) 

d) ein Brandregifter, in welchem alle zur Anmeldung gelangenben Brandfälle 
chronologiſch eingetragen und durch weitere Notizen über Schabensfeftftellung 
und bewilligte Entfchädigung fo verfolgt werden, baß bie Sachlage jederzeit 


& 
ee erfichtlich if. (Formular d.) 
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Buchfuhrung ber Oberförfter, 

Jeder Oberförfter führt ein Verzeichniß der im feinem Bereiche wohnenden 
Bereinsmitglieder und als Anhang zu bem nach $ 4 der Geichäftsanweifung für die 
Dberförfter vom 4. Juni 1870 zu führenden Solleinnahmebuche, eine Nadtweifung 
aller von Mitgliedern feines Bereiches zu erhebenden und der Korftlaffe zur Ein- 

germulst * zjehung überwiefenen Geldbeträge. cfr. vorftehend unter 4. (Formular e.) 


Buͤchervergleichung. 

12. Der Bezirlsvorſtand hat dem Direltorium bis zum 20. Januar jeden Jahres 
fein auf die Jahresfumme abgeſchloſſenes Solleinnahmebuch und fein Policenregifter 
einzureichen, um die Uebereinftimmung mit den Büchern bes Direftoriums vergleichen 
bezw. herſtellen zu fönnen. 

Berfiherungsidilder 8 55. 

Die nad) $ 55 der Gtatuten an den verficherten Gehöften, Feimen ıc. zum 
Zeichen der Berfiherung anzubringenden Schilder werden von hier portofrei Aberſendet 
werben, wenn ein bezüglicher Antrag an 

„das Direltorinm des 3.:8.:8.:Bereins 
Berlin W., Leipziger Pla 7, landwirthſchaftl. Minifterium” 
portofrei mit Einfendung von 60 Pfennigen pro Schild (event. in Briefmarken) ge- 
richtet wird. 

Die Mitglieder des Bezirksvorſtandes wollen kontrolliren, daß ber bezüglichen 
Vorſchrift im $ 55 pünktlich nachgekommen event. bie Verfäumniß gehörig beftraft wird. 

Berlin, den 15. Juni 1898. 


Direktorium bed Branbverfiherungs-Bereins Preubiiher Forſtbeamten. 


Donner. Möbius, 


Gormular a. 
BolicensRegifter des Regierungsbezirfe ..... 
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der Police 
im Regiſter des 


Zormular © 


Solleinnabmebud für den Bezirk 


Belrag der Soll-Einnahme für. ... 





Laufende Nr. 





Brandregifter. 





Bemerkungen 


aber Urſache und nähere 





Umftände bes Brandes 


(2 


über bie zur Schadens⸗ 
feftftelung getroffenen 
Unorbnnngen und ben 
weiteren Berlauf ber tig 
Sache bis zur völligen 
Beendigung und Ausfer⸗ 
tigung der neuen Police 
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Formular ©. 


Solleinnahmebud der Oberförfterei und zugleih Erhebungslifte 
für die Forſtkaſſe. 


Jahr... . Negierungäbejict . . . . Oberförfterei .. . . Borfllafie zu... - 


Betrag ber Solleinnahme 














& | Ueber = 33 * 2 
x | weifung * 2.00 |. Zur 
| an die —238 Forf- 
& | Forfitaffe * — 
— es 
SITE N & gezahlt 
am 





Srandverficherungs- Derein Preußifcher Sorftbeamten. 








#olice. 
Regierungs-Beiirl ___ _ _ — .- — — _ Rt. 
Anfang d. Berfiherungam: ....tN_______.1_..... Im Bereiche d. Oberförftereii_____ _ 
Berfiherungsfumme ......... _ Marl. Jahresprämie — Mt. Pf. 


Dem ———— — — 
woohnbaft au — — 


verfichert der Brandverficherungs⸗Verein Preußiſcher Forſtbeamten unter ben Be— 
dingungen des für den Verein gültigen Statuts, auf Grund des Aufnahme⸗Antrags 


vom__ te R___ 1_...., und zwar für die Beit vom ___ — 
Eintauſen hundertt ⸗ —— — Mittags zwölf Uhr ab auf ſechs 
Sabre, alſo bis zum ten 190 Mittags 12 Uhr, bie in feiner 


Wohnung und den dazu gehörenden Gebäuden, wie ſolche im Aufnahme⸗Antrage oder 
fpäterer VBeränberungsanzeige fpeziell angegeben find, befindlichen nachſtehend ver⸗ 
zeichneten Gegenftände: 


. Spiegel, Glas, Lampen ——- —— — _—_| L für dad laufende Kalender 








jahr: 
bi s 
. Rupfer-, Meifing-, Zinn- und Eifen- A TE 
gerätbe — Mann un 67 ae Stat Statutd): und 
5. Ladirte Sachen, nicht filberne Meffer, IE. ZU 8f- Imufeube Pehmie, 
Gabeln, Löffel ___ — — 1 b) (ür bie Beit v ejiherum g 
. Silberzeug _...- — — — Mt. __. Pf. Bufguhprämie, 





6 
7. Uhren und Schmuckſachen 1... 
8. Waffen, Gewehre, Sagdgeräth, Ge- 

weihe und Gehöme _.... ſP— 
9. Bücher, Karten, Muſikalien 
10. Gemälde, Kupferflihe und andere 


9 far den Umzug un 


— Be „Buhäubprämie, 
Binnen 14 Tagen nad Cm 
pfang ber Police, 

a) für die bisherige Ber: 
ſicheruns (u Police Rr. 





Bilder... — 4. 
11. Muſilinſtrumenntfe — — ei ‚Sf, Jaufenbe ke 
12. Kleider und Schuhwerl „IT... — gebtt if, in ber biäherigen 
13. Leib», Tiſch⸗ und Bettwäſche 2. für jedes folgende daher 
14. Betten und Federn — —— — bie le a ae * 
15. Teppiche, Vorhänge, Gardinen __.. — bis einichließlih 15. Januar, 
16. Zodtes Wirthiaftsinventarium ........] 18 Sanıc un —Añe— sum 


17. Lebendes Wirthſchaftsinventarium a d. Königl. Forſtlafſe zu 


18. Wirtbfhaftsvoreäthe — 


— — — — — — — msn 





Summe: .. 
nung den L Der Bezirksvorſtand. 
Berlin, den 1. 
Eingetragen: Direktor. d. Brandverſicherungs⸗Vereins Preuß. Forſtbeamten. 


im Polizenregiſter des Direktorium unter Nr. 
im Soll⸗Einnahme Buche deſſelben pos. 

Anmerkung: Seite Zu. 3 enthalten einen Auszug aus dem Statut des Ver⸗ 
eins und zwar die 88 1, 8, 9, 10, 47 bis 55, 57, 58, 59, 61, 67 bis 71. 

Die Berfiherung muß bei Vermeidung der Orbnungsftrafe ($ 55) fofort dadurch 
erfennbar gemacht werben, daß am Wohnetabliffement, an einer in die Augen fallenden 
Stelle — über der Hausthür. oder am Xhorwege — und an jedem außerhalb des 
Gehöftes befindlichen Getreide, Stroh⸗ oder Heu-Schober eine Tafel mit der Auffchrift: 
„Berfichert gegen Brandſchaden. B. V. V. P. F.“ befeftigt wird. 

Solche Tafeln werben gegen portofreie Einfendung von 60 Pf. pro Stüd — 
event. in Briefmarten — „an das Direktorium bes Forſt⸗B.⸗Vereins zu Berlin W, 
Leipziger Platz 7” portofrei zugefendet. Dabei find Namen und Wohnort (Poftort), 
wohin die Ueberſendung erfolgen fol, recht deutlich) anzugeben. 
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Tagegelder und Reiſeloſten. 
56. 
Reiſegebũhrniſſe der Beamten in Folge Beförderung. 


Allgem. Berfügung an 1. die ſämmtlichen Herren Ober-Bräfidenten, — 2. den Herrn Bräfibenten 
des KRönigliden Ober-Lanbeskulturgerichtet, — 3. ben Herrn Präfibenten der Königlichen Unflebelungb: 
Zommiffion zu Bofen, — 4. bie fämmtlichen Herren Regierungs » Bräfidenten, — 5. bie ſaͤmmtlichen 
Herren Generaltommtifiond - Bräftbenten, — 6. die fämmtlicden Königlichen Regierungen, — 7. bie 
Königlide Minifterial-, Militär: und Baulommifflon, — 8. bie fämmtliden Herren Geftät-Birigenten, 
— 9. die Herren Rektoren: a) der Königlichen Landwirthſchaftlichen Hochſchule hierſelbſt, — b) ber 
Königlichen Thlerärztlihen Hochſchule hierſelbſt, — 10. die Herren Direktoren: a) der Königlichen 
Landwirthſchaftlichen Alademie zu Boppelsborf bei Bonn, — b) der Königliden Korftalabemien zu 
Eberswalde und Münden, — c) ber Königlichen Thierärztlichen Hochichule zu Hannover, — d) bei 
Königlichen Bomologifchen Inſtitutes zu Prostau bei Oppeln, — e) ber Königlichen Sehranftalt für 
Obſt⸗ und Weinbau zu Beifenheim a. Rh. — 11. die Königliche Landesbaumfchule zu Engerd — zu 

Hänben bes Herrn Ober-Bräfidenten zu Koblenz —. J. A. 3294. IL 4995. IIL 9866. 


Berlin, den 25. Zuni 1898. 


Bei ber Beförderung von Beamten ber biesfeitigen Verwaltung find, aud wenn 
die Beftallung oder Beförberungsverfügung ritddatirt ift, die höheren Bezlige an Reiſe⸗ 
koſten und Tagegelder erſt von dem Tage ab zu gewähren, an welchem bie Beftallung 
oder Beförberungsverfügung bem Beamten ausgehändigt wird. 


Minifterium für Landwirtbichaft, Domänen und Forſften. 
In Vertretung: Sterneberg. 


Berfiherungsweien. Urbeiter= Berfiderung. 
57. 
Beerenfammeln im Walde gehört nicht zum forftwirthfchaftlichen 
Betriebe.*) 


Im Anſchluß an die Nelursenticheidungen 1384, 1385 und 1387 (Amtliche 
Nachrichten des R. V. U. 1895 Seite 127 ff.), ift durch Rekursentſcheidung vom 
27. November 1897 ausgefprochen worben, baf ein Unfall, welcher im Walde beim 
Pflüden von Beeren gefchehen war, nicht als Unfall beim forftwirtbfchaftlichen Be⸗ 
triebe angefehen werben köme, weil das Beerenfammeln, aud wenn es mit einem 
von der Forſtverwaltung ausgeftellten Berechtigungsichein erfolgt, ebenfo wie die Ge- 
winnung von Taubftreu, Gras und meift auch von Raff⸗ und Lefeholz außerhalb ber 
eigentlichen wirthſchaftlichen Betriebszwede der Forftverwaltung liegt, für biefe eher 
eine Unbequemlichfeit als einen Nuten bildet und ihrem Betriebe nicht zugerechnet 
werden kann. Die Frage ber etiwaigen Zugehörigfeit des Beerenfammelns als Theil 
oder Nebengewerbe zu einem Tandwirthichaftlichen Betrieb wird dadurch nicht berührt. 


*) Urt. 57, 58 und 59 aus: Amtliche Nachrichten bes Meichs » Verfiherungsamtes. 14. Jahrg. 
14898. Nr. ©. 248 ff. 
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58. 


Das Pflüden von Kienäpfeln und Tannenzapfen zum Swed des 
Bandels mit Kiefern und Tannenfamen unterliegt nicht der Der- 
fiherungspflicht und gehört insbefondere nicht zum forftwirtkfchaft- 

lichen etriebe. 


Ein felbfifländiger Maurer und Landwirth hatte neben biefen Thätigfeiten in 
früheren Fahren die Gewinnung von Zannenzapfen in erheblichem Umfange betrieben 
und aus bem Berlauf des aus den Zapfen gewonnenen Samens eine jährliche Ein- 
nahme von 1400 bis 1600 Mark, nad) anderer Angabe von etwa 1200 Mark erzielt. 
Am 20. November 1898 ift er beim Brechen von Tannenzapfen verunglüdt. Er 
Batte an biefem Tage nicht, wie früher, auf Grund eines Erlaubnißfcheines ber 
Forftverwaltung das Einfammeln ber Tannenzapfen ausgeführt, fondern folde nur 
zu dem Zwecke gepflüdt, um feftzuftellen, ob die Zapfen famenreich feien, und ob es 
fih lohne, einen Erlaubnißfchein für das Sammeln der Zapfen in bem fraglichen 
Waldbezirk zu erbitten. 

Der von dem Berletten gegen die landwirthſchaftliche Berufsgenoffenfchaft, in 
deren Bezirk fein Ianbwirthichaftlicher Betrieb belegen if, geltend gemachte Ent⸗ 
ſchãdigungsanſpruch ift in allen Inſtanzen zurückgewieſen worden. 

In der am 8. Februar 1898 erlaffenen Rekursentſcheidung iſt das Reichs⸗Ver⸗ 
fiderungsamt zwar davon ausgegangen, daß der Kläger bie Arbeit mit Kenntniß und 
mit ftillfcehweigender Erlaubniß bes zuftändigen Forſtunterbeamten ausgeführt und 
deshalb hierbei nicht wiberrechtlich gehandelt habe, fondern in Vorbereitung für eine 
von ihm beabfichtigte umfangreichere Sammelarbeit von der Art der früher von ihm 
verrichteten Arbeiten. Gleichwohl ift das Rekursgericht zu dem Ergebniß gelangt, daß 
eine Entjchäbigungspflicht weder für die Beflagte, noch für einen anderen Berfidherungs- 
törper begriünbet fei. 

Aus den Entſcheidungsgründen ift Folgendes hervorzuheben: 

Das NReichs-Berfiherungsamt hat in feiner Rechtſprechung angenommen, daß das 
Pflüden von Kiefern- oder Tannenzapfen zu dem forftwirthichaftlichen Betriebe dann 
gehört, wenn es von Perfonen, bie fi) dazu anbieten, auf Grund eines Erlaubniß- 
fcheines der Forſtverwaltung vorgenommen wird und die gepflüdten Zapfen nicht frei 
veräußert werben dürfen, fondern gegen einen beftimmten Sammellohn ausſchließlich 
an den Unternehmer des forfiwirthichaftlichen Betriebes abzuliefern find (Rekursent⸗ 
ſcheidung 853, Amtliche Nachrichten des R. V. A. 1890 Seite 492 und Revifions- 
entfcheidung 563, Amtliche Nachrichten des R.B. A. 1897 Seite 289).) An diefem 
Grundfa hält das Nekursgericht fe. Der hier zur Entſcheidung ftehende Fall 
Tiegt aber weſentlich anders. Der Kläger hat die Tannenzapfen nicht für den forft- 
wirthſchaftlichen Unternehmer gepflüdt, fondern für fich felbft, für die Zwecke des von 
ihm betriebenen Handels mit Tannenfamen. Er Tonnte und durfte frei über die von 
ihm gepflücdten Zapfen verfügen. Er hatte zwar für den Erlaubnißfchein einen ges 
ringen Betrag — nad; Angabe der Ehefrau des Klägers ein bis drei Mart — an 
den Forftbefizer zu zahlen, diefer Betrag ift aber viel zu geringfügig, als daß er bei 
dem fehr erheblichen Werthe des Samens als ein Entgelt für die Befugniß, die Zapfen 
zu pflüden, gelten könnte; die Abgabe ift als eine Relognitionsgebühr anzufehen, 


*) Jahrb. Bd. XXX. ©. 121. 
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welche die Entftehung eines dauernden Rechtes zum Sammeln auf Seiten bes 
Sammlers verhindern foll. Hier verfchrwinbet das Interefſſe des Forlibefigers an dem 
Bapfenpflädten, wenn ein foldhes Überhaupt anerfannt werden möchte, vollſtändig hinter 
dem eigenen Jutereſſe, das der Sammler hierbei für fi) und feinen Handelsbetrieb 
verfolgt. Es läßt fich auch nicht rechtfertigen, das Bapfenbrechen etwa ähnlich, wie 
die Gewinnung des Obftes von Obfibäumen als Erntearbeit und als eine ihrer Natur 
nad Ianbwirtbfchaftliche und deshalb regelmäßig nerficherte Arbeit vom Reichs-Ver⸗ 
fiherungsamt behandelt worden ift, als eine ihrer Natur nach forſtwirthſchaftliche 
Thätigfeit aufzufaffen. Denn bei ber Haltung und Pflege von Obftbäumen ift der 
Betrieb gerade auf die Gewinnung der Früchte gerichtet. Der forſtwirthſchaftliche 
Betrieb Hält und pflegt dagegen die Waldbäume um des Holgertrages willen. Die 
Bapfen der Nabelholzbäume bilden an fi) nur ein Nebenprobuft des Waldes, ähnlich 
dem im Walde wachjenden Grafe, der Waldftreu und dergleichen mehr. Tyür dieje 
bat aber das Meich8-Verfiherungsamt in ftändiger Rechtſprechung anerfannt, daß 
Dritte, welche auf Grund von Erlaubnißfcheinen diefe Nebenprodukte für fi zu 
eigener freier Verfügung nutzbar machen, hierbei nicht als im forftwirthichaftlichen 
Betriebe befchäftigt gelten können (zu vergleichen Handbuch der Unfallverfiherung 
Anmerlung 2b brittletter Abfat zu 8 13 des landwirthſchaftlichen Unfallverficherungs- 
geſetzes). 

Nach alledem iſt das Rekursgericht zu der Ueberzeugung gelangt, daß der Unfall 
des Klägers ſich bei einer Arbeit ereignet hat, welche feinem Handel mit Tannen⸗ 
famen zu dienen beftimmt war und diefem feinem felbftftändigen Handelsbetriebe zu- 
gerechnet werden muß. Der Handel unterliegt aber zur Zeit als folder nod) nicht 
der Unfallverficherung. Hiernach hat der Kläger überhaupt von feiner Seite eine Ent- 
ſchädigung für feinen Unfall zu beanfpruchen. 


59. 
Unfall bei der Abfuhr von Holz auf einem Holzlagerplatz. 

Ein Fuhrknecht verunglüdte, als er im Auftrage feines Arbeitgebers, eines Fuhr⸗ 
unternehmers, Holz, das nad) dem Bahnhofe zu N. gefahren werben follte, von einem 
in der Nähe des Walbes befindlichen, von der Forftverwaltung angelegten, unter 
baltenen und bewachten Holzlagerplat nach dem daran anftoßenden Ladeplatz fchaffen 
wollte. Ex wandte fi mit feinem Rentenanfprud an die Fuhrwerls-Berufsgenoffen- 
fchaft, bei welcher der Fuhrwerksbetrieb feines Arbeitgebers verfichert war. Die Fuhr⸗ 
werls-Berufsgenofienfchaft lehnte jedoch den Anſpruch ab, indem fie ausführte, daß 
der Holzlagerplag noch als ein Beftandtheil des Waldes gelten, und der Unfall daher 
dem forfiwirthfchaftlichen Betriebe zugerechnet werben müffe. Das Schiedsgericht trat 
diefer Auffaffung entgegen und verurtbeilte bie Fuhrwerls⸗Berufsgenoſſenſchaft zur 
Entfhädigung des Klägers gemäß 8 5 des Unfallverficherungsgefees. Den gegen 
diefes Erfenntniß von der Berufsgenoffenfchaft eingelegten Rekurs hat das Reichs⸗ 
Berfiherungsamt durch Nelursentfcheidung vom 11. Februar 1898 mit folgenden, 
zugleich die Einzelheiten des Sachverhalts ergebender Begründung zurüdgemiefen: 

Mag auch der Holzlagerplat, auf welchem der Kläger verunglückt ift, nad) feiner 
Bodenbefchaffenbeit einem für Laftfuhrwerk brauchbaren Fahrwege nicht gleich zu achten 
fein, fo würde der Unfall dem forfiwirthfchaftlichen Betriebe doc nur dann zugerechnet 
werden Können, wenn ber Ragerplag ein Beflandtiheil des Waldes wäre, ber Unfall 
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ſich alfo noch innerhalb der Waldesgrenze ereignet hätte (zu vergleichen Rekurs⸗ 
entſcheidungen 1264, 1265 und 1421, Amtliche Nachrichten des R. 3. X. 1898 
Seite 230 und 1895 Seite 220). Allein dies if nach den angeftellten Ermittelungen 
nicht der Fall. Danach: Fiegen ber Lagerplatz und der Ladeplat außerhalb des Waldes, 
etwa 200 m von der nädjten Walbesgrenze entfernt, inmitten eine® großen Komplexes 
landwirthſchaftlicher Grundſtücke an einem Gemeindewege, der von Laftfuhrwert benutzt 
werden kann. Sie ſind von der Forſtverwaltung angelegt worden, um den Fuhrleuten 
das Aufladen des aus dem Walde gelauften Holzes zu erleichtern und die damit ver⸗ 
bundenen Gefahren zu vermindern. Ein forſtwirthſchaftlicher Betrieb vollzieht ſich auf 
ihnen nicht. Sie laffen fi) daher verficderungsrechtlich als ein Theil des Waldes 
nicht anfehen. An diefer Beurtheilung vermag der Umſtand allein Nichts zu ändern, 
daß die Pläte von der Forfiverwaltung angelegt worden find und von ihr unterhalten 
fowie bewacht werden. Die Korftwirtbfchaft Hatte ihren Abſchluß erreicht, nachdem 
das im Walde gefällte Holz von den Ürbeitern der Torfiverwaltung in ihrem Auf 
trage auf der Lagerplatz gebracht worden war. Die Weiterbeförberung bes Holzes, 
die fi außerhalb des Bereiches des Waldes Iediglich für Rechnung und auf Gefahr 
bes Arbeitgebers bes Klägers vollzog, ift dem Betriebe diefes Unternehmers zuzurechnen. 
Die Fuhrwerls· Berufsgenoſſenſchaft bat daher Entſchädigung zu leiſten. 


60. 


Erhebungen über Krankenverſicherung der im Dienſte und in Betrieben 
des Staates beſchäftigten Perſonen. 


Allgem. Verfg. an 1. fämmtl. Herren Ober⸗Präſidenten, — 2. fämmtL Herren Regierungs⸗Praͤſidenten, 
— 3. ſaͤmmtl. Königliden Regierungen, — 4. den Herrn Bräfidenten des Königlichen Ober-Lanbestultur: 
gerichts hier, — 5. ben Herren Bräfibenten der Königlichen Unfiebelungstommilften zu Voſen, — 6. ſaͤmmt⸗ 
lihe Herren Beneral-Rommiffiond- Bräfidenten, — 7. fämmtliche Herren Dirigenten ber Haupt und 
Landgeftüte, — 8. die Herren Reltoren a) der Königlichen landwirthſchaftlichen Hochſchule hier, — b) ber 
Königlichen thierärztliden Hochſchule hier, — 9. die Herren Direktoren a) der Königlichen Iandwirthichaft- 
fihen Wlabemie zu Poppelsborf, — b) der Königlichen tHierärztlihen Hocdhichule zu Hannover, — 
c) des Königlichen pomologifhen Inſtituts zu Broslau, — d) ber Königlichen Lehranftalt für Obſt⸗ 
und Weinbau zu Geiſenheim, — e) ber Köoniglichen Forftatabemien zu Eberswalde und Münden, — 


10. den Herrn Dirigenten der Königlichen Lanbesbaumfchule zu Enger. — L A. 2197. ve 3808. 


I. 6687. 
Berlin, ben 4. April 1898. 


Die Erhebungen über die Zahl und die Art der im Dienfte und in Betrieben 
bes Staates befhäftigten Perfonen, auf welche die Krankenverfiherungspflicht gemäß 
$ 2a des Kranfenverfiherungsgefees vom — (R.⸗G.⸗B. ©. 417) zu 
erftreden fein würde und die fir meine Berwaltung zufolge des Erlaffes vom 
19. $uni 1895 — I. 12008, I. G. 1830, U. 4871, UI. 8818 — ausgeführt 
worden find, haben je nad der Auffaffung der Berichterftatter zu verfchiedenen Er- 
gebniffen geführt. 

Es ift deshalb für die einzelnen Zweige der Stantsverwaltung eine neue Feſt⸗ 
fiellung erforberlich geworben, die gleihmäßig durch Aufftellung einer Nachweifung 
nad) dem beiliegenden Formulare, unter Berüdfihtigung der Anleitung zu ihrer Auf- 
ſtellung, ausgefiihrt werden foll. 

Jahrb. d. Preuß. Worft: u. Jagdgeſezg. XXX. 20 
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Ich erſuche die Nachweiſung für die im Bereiche des Etats der landwirthſchaft⸗ 
lichen, der Geſtüts⸗ der Domänen- und der Forſtverwaltung, ſowie der Anfiebelungs- 
Kommiffton fowohl bei der dortigen, als auch den nacdhgeorbneten Behörden befchäftigten 
Perfonen aufzuftellen und bis 1. Juni d. 3. an mid) einzureichen. 

Ich bemerke noch, daß auch diejenigen Perfonen, die fih in einem Geſindedienſt⸗ 
verhältniß befinden und deren Stranlenfürforge daher nach den beftehenden Gefinde- 
dienſtordnungen zu beurtheilen ift, in die Nachweiſung nicht aufzunehmen find. 


Minifterinum für Landwirtbihaft, Domänen und Forften. 
Frhr. von Hammerftein. 








a 


Nachweiſung 
in Betrieben und im Dienſte des Staates beſchäftigter, bei Ausdehnung der Kranken⸗ 
verfiherungspflicht ($ 2a des Sranfenverficherungsgefeßes) in Betracht kommender 
Perſonen. 


Beſchäftigungsart (Dienſtſtellung) 
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J. Zahl der voll befhäftigten Berfonen. 


DE VE ER 


Summ| | | J 


II. Zahl der nicht voll beſchäftigten Perſonen. 


J 


Summa | | | | 


N. N., den pp. 
(Behörde und Unterfchrift.) 
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b. 
Anleitung 
zur Aufftellung der Nachweifung. 





I, In bie Nachweiſung find nicht aufzunehmen: 

Perjonen, die in Folge ihrer Beichäftigung fchon nach $ 1 des Kranlen- 
verſicherungsgeſetzes der DVerficherungspflicht unterliegen, ober ſchon Mit- 
glieder von Knappſchaftskaſſen ($ 74 des Gefetes) find; 

2. Beamte im böheren Staatsbienft; 

3. etatsmäßig angeftellte Beamte; 

4. Perfonen, die gegen firirte Diäten befchäftigt werben;*) 

5. Perfonen, die unter Zufiherung eines Mindefteinfommens gegen Gebühren 
oder Stüdiohn befchäftigt werden; 

6. Berfonen, die nicht gegen Gehalt ober Lohn befchäftigt werben (vgl. II. 
Ziff. 4); 

7. Betriebs» und andere Beamte, Werkmeifter und Techniker, welche nach $ 2b 
des Kranfenverficherungsgefetzes der Berfiherungspflit um beswillen nicht 
unterliegen, weil ihr Gehalt oder Lohn fjechszweibrittel Marl für ben 
Arbeitstag ober zweitaufend Mark für das Jahr gerechnet überfleigt; 

8. Perfonen, deren Beichäftigung durch die Natur ihres Gegenflandes oder 
im Boraus durch ben Arbeitsvertrag auf einen Zeitraum von weniger als 
einer Woche befchräntt ift (vgl. II. Ziff. 2); 

9. BPerfonen, die nicht in unmittelbarem Staatsbienft, fondern im Privatbienft 
von Staatsbeamten fiehen (3. B. Schreiber der Landräthe, der Baubeamten 
und der Oberförfter; Gehülfen ber Katafterbeamten u. f. w.); 

10. Berfonen, welche zugleich jelbfiftändige Gewerbetreibende find (3. 8. Buch⸗ 
binder, welche das Altenheften beforgen); | 
11. in der Land» und Forftwirthichaft befchäftigte Arbeiter und Betriebsbeamte. 
II, Außerdem ift bei Aufftellung der Nachweifung zu beachten: 

1. Die Spalten 4 ff. Tönnen nad) Bedürfniß vermehrt werben. In Spalte 8 
find die einzelnen Behörden, bei denen die aufzunehmenden Perfonen be» 
Ichäftigt werden, nad Name und Sit zu bezeichnen. Die Angaben find für 
diejenigen Regierungsbezirke (Spalte 3) zu machen, in deren Bezirken bie 
Beſchaͤftigung ftattfinbet. 

2. Bon ben „voll befchäftigten” Perfonen find bie „nicht voll befchäftigten” 
zu trennen. Unter letzteren find folche Perſonen zu verftehen, welche — 
ohne vorübergehend (vgl. I. Ziff. 8) befäftigt zu fein — nur nebenher 
vom Staate beihäftigt werden und ihren Unterhalt der Hauptfache nad) 
anderweit finden (3. B. Sceuerfrauen mit vertragsmäßiger Beichäftigung 
während einiger Stunden des Tages ober an einzelnen Tagen ber Woche). 

3. Beamte und Nichtbeamte brauchen nicht getrennt aufgeführt zu werden. 
Für die Aufnahme in die Nachweiſung wird die Beantiwortung ber Frage, 
ob eine Perfon als Beamter zu gelten bat oder nicht, unter Umftänden 
maßgebend fein (vgl. I. Ziff. 7). 


—8 
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2) Hierzu gehören foldhe Perfonen nicht, deren Bezüge aus ſächlichen Fonds beftritten werben. 
20* 
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4. Beamte, die nur zeitweife oder vorübergehend gegen nichtfländige Diäten 
befhäftigt werden, find infoweit anfzunehmen, als ſie zur Zeit ber Er- 
mittelung (vgl. II. Ziff. 5) foldde Diäten beziehen. 

5. Alle Angaben find nad) dem Stande zur Zeit der Ermittelung zu machen. 
Erhebliche Abweichungen vom Jahresdurchſchnitt find in den Bemerkungen 
zu erläutern. Unterliegt die Zahl der in Betracht kommenden Perfonen 
im Laufe des Jahres erheblichen Schwankungen, fo find ziffermäßige An- 
gaben hierüber beizufügen. 


Taxationsweien. Material⸗Abnutzung. Führung des 
Koutrolbuds. 
61, 
Anfchaffung der Beyer-Staudinger’fchen Meßfluppen. 
Allgem. Berfg. an die ſämmtlichen Königlichen Regierungen exkl. Auri und Sigmaringen. III. 7582. 
Berlin, den 10. Zuni 1898. 


Die bereits feit Jahren in Gebrauch befindlichen Heyer- Staubinger’ichen Holz 
meßfluppen baben fich bei praftiichen und wiffenfchaftlicher Arbeiten durchaus bewährt. 
Bei der Heyer'ſchen Kluppe ift ber Einfluß des Schwindens und Quellens des Holzes 
duch einen Meſſingkeil, welcher durch ben Stellfchlüfjel leicht in eine ben jeweiligen 
Feuchtigleitsverhältniffen entfprechende Lage gebracht werden lann, aufgehoben. Die 
Kluppe ift leicht und dabei doch fehr dauerhaft. 

Auf Anregung der Hauptftation des forftlichen Berſuchsweſens zu Eberswalde, 
welche die Kluppe jeit Jahren bei allen Arbeiten führt, bat diefe Kluppe in neuerer 
Beit noch einige Verbeſſerungen erfahren. Während früher die Theilung auf weißer 
Delforbe ſchwarz ausgeführt war und fi mit der Zeit vermwifchte, ift jest in der 
ganzen Länge bes Lineals ein weißer Ahornftreifen vertieft eingelegt; in biefen find 
das Maß und die Zahlen eingebrannt. Hierdurch wird eine große Sicherheit und 
Schärfe der Ablefung erzielt. — Die zumeift in Unfpruch genommenen heile der 
Kuppe find verftärkt worden; bie Berährungsflächen ber Schenkel find mit Meifing- 
fhienen belegt, um rafcher Abnugung vorzubeugen. — Auf Verlangen werden die 
Kluppen geaiht und auf der Rückſeite mit einer 5 cm Theilung für taratoriſche 
Arbeiten verfehen. Auf befonderen Wunſch werben auch Handgriffe angebradit. 

Hiernach gehört die Heyer-Staudinger’fche Meßkluppe, weldhe auch auf einer 
größeren Zahl von Oberförftereien feit längerer Zeit im praftifchen Gebrauch ſich be- 
währt hat, zu ben beften der befannten Holzmeßkluppen. Die Königlichen Regierungen 
wollen diefelben daher bei Neuanſchaffungen, fofern nicht befondere Gründe für ein 
anderes Syſtem ſprechen, nach Möglichkeit berückfichtigen. 

Die Kluppe wird von ber Firma Wilhelm Spörhafe, vorm. €. Staudinger & Co. 
in Gießen zu nachſtehenden Preifen geliefert: 

Nutzbare Fänge 100 cm, Eintheilung 1:1 cm, Preis 10,80 ME, 
” ” 80 ” [72 ” ” 9,00 ” 
” ” 60 ” ” 7 ” 8,00 ” 
” ” 50 ” ” ” ” 7,50 ” 
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Auf diefe Preife erhält die Königliche Forſtverwaltung bei Einzelbezügen eine 
Preisermäßigung von 10%, bei umfangreichen Aufträgen eine weitere angemefjene 
Herabfegung des Preifes und Transporterleichterungen. 


Minifterium für Landwirthſchaft, Domänen und Forften. 
Im Aufteage: Donner. 


Geſchäftsweſen. 
62. 
Maximalgrenze der Geldbußen im Disziplinarverfahren. 


Allgem. Verfg. an 1. die ſaͤmmtlichen Herren Dber-Bräfibenten, — 2. ben Herrn Präſidenten bed 
Königliden Ober:Dandesfulturgerichtes, — 3. ben Herren Bräfidenten ber Königlichen Unfledelungs- 
Lommiffien zu Bojen, — 4. die fänmtlichen Herren Regierungd- Bräfidenten, — 5. bie fämmtlichen 
Herren Generallommijfions: Bräfidenten, — 6. die ſämmtlichen Königlichen Regierungen, — 7. bie 
Königliche Minifterial:, Militär: und Baufommiffion, — 8. bie ſammtlichen Herren Geftüt«Dirigenten, 
— 9. bie Herren Reltoren: a) ber Königlichen Landwirthſchaftlichen Hochſchule hierſelbſt, — b) ber 
Königlijen Xhierärztiichen Hochſchule hierſelbſt, — 10. bie Herren Direktoren: a) ber Köoniglichen 
Sandwirthſchaftlichen Alademie zu Poppeläborf bei Bonn, — b) ber Königlicden Forfialabenien gu 
Eberswalde und Minden, — c) der Königlichen Thierärztlichen Hochſchule zu Hannover, — d) des 
Königlihen Bomologiihen Snftitutes zu Proſskau bei Oppeln, — e) ber Königlichen Lehranftalt für 
Obſt⸗ und Weinbau zu Gelfenheim a. Rh. — 11. bie Königliche Landesbaumſchule zu Engers — zu 
Händen des Herrn Ober: Bräfibenten zu Koblenz — I. A. 1338. IL 2158. IIL 4467. 


Berlin, den 31. März 1898. 
Das Königliche Staatsminifterium hat befchloffen, wie bisher, auch ferner in 
Vebereinftimmung mit dem Oberverwaltungsgericht daran feftzubalten, daß die im 
ordentlihen Disziplinarverfahren durch das erfennende Gericht auf Grund bes 8 38 
Abſ. 2*) des Disziplinargefees vom 21. Zuli 1852 zu verhängenden Gelbbußen ihrer 
Höhe nad) an die im 8 19**) für die Berhängung derſelben im einfachen Ordnungs⸗ 


9 538 Abſ. 2 lautet: Die Entfheidung Tann auch auf eine bloße Ordnungsſtrafe Tauten. 

“6, 819 Tautet: In Beziehung auf die Berhängung von Gelbbußen ift die Befugniß ber Dienft- 
vorgefesten begrenzt, wie folgt: 

Die Borfteher derjenigen VBehörben, welche unter ben Brovinzialbehörben ſtehen, einſchließlich 
Die Landräthe, Tönnen gegen bie ihnen felbft untergebenen Beamten, fowie gegen bie Beamten ber 
ihnen untergeorbneten Behörden Geldbußen bis zu drei Thalern verfügen. Gleiche Vefugniß haben 
die Borfteher der Poftanftalten in Bezug auf ihre Untergebenen unb die Boftinfpeltoren in Bezug auf 
Die Unterbeamten ihres Bezirkes. 

Andere Vorgeſetzte der unteren Beamten bürfen ſolche &elbbußen nur tnfofern verfügen, 
als ihnen bie Befugniß zur Verhängung von Welbdußen burd; beſendere Geſetze oder auf Grund 
ſolcher Geſetze erlafiene Inſtruktionen beigelegt if. 

Den Ober» Poftdirektoren, ben Telegraphenbireftor, fowie ben von ber Staatsregierung eingejebten 
WBehörben der Eiſenbahnverwaltung fieht die Beſugniß zu, gegen alle ihnen untergebenen Beamten 
Geldbußen biß zu zehn Thalern zu verhängen. 

Die Brovinzisihehörben find ermächtigt, die ihnen untergeorbneten Beamten mit Geldbuße bis 
zu dreißig Thalern zu belegen, befoldete Beamte jedoch nicht über ben Betzag bes einmonatliden 
Dienfteinlommens Hinaus. 

Gleiche Befugniß haben die Vorfteher der Brovinzialbehörben in Unfehung ber bei Teßteren 
angeftellten unteren Beamten. 

Die Minifter haben die Befugniß, allen ihmen unmittelbar oder mittelbar untergebenen Beamten 
Gelbbuben bis zum Betrage des monatlichen Dienfleintommens, unbeioibeten Beamten aber bi? zur 
Summe von breißig Thalern aufzuerlegen. 

Welche Beamten im Sinne biefes Paragraphen zu den unteren zu rechnen find, wird durch bad 
Staattminifterlum beftimmt. 
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firafverfahren gezogene Maximalgrenze gebunben find, alfo den Betrag des einmonat- 
lichen Dienfteinlommens nicht überfteigen dürfen. 
Winifterium für Landwirtsihaft, Domänen und Yorften. 
In Vertretung: Sterneberg. 


68. 
Die in Disciplinar-Unterfuhungsfahen im Falle eingelegter Berufung mit den 
Alten einzureichenden Schriftftüdte betr. 
Allgem. Verfügung an 1. die fämmtliden Herren Ober⸗Präſidenten, — 2. den Herrn Präflbenten bei 
Königlichen Dber - Bandestulturgerichtes, — 3. ben Heren Bräfidenten ber Königlihen Anflebelungs 
tommifflon zu Bofen, — 4. bie ſaͤmmtlichen Herren Regierungs : Präfidenten, — 5. bie fämmtlichen 
Herren Generaltommifftond « Bräfidenten, — 6. bie fämmtlichen Königliden Regierungen, — 7. die 
Königliche Minifterial-, Militär- und Baukommiſſion. — L A. 1964. 11. 2840. III. 5140. 
Berlin, den 20. April 18%. 
Ich beftimme hierdurch, daß künftig in Disciplinar-Unterfuchungsfacden gegen 
Beamte meines Refforts, in denen gegen die Enticheidung erſter Inſtanz die Berufung 
an das Staatsminiſterium eingelegt ift, den mir einzureichenden Alten eine gebrängte 
Darftellung des Sachverhalts unter Berädfihtigung der Berufungsfhrift und der 
Gegenerflärung beizufügen ift. 
Minifterium für Landwirtgigaft, Domänen und Zoriten. 
Hammerftein. 


64. 
Dereinfahung des Gefhäftsganges hinfichtlich der Genehmigung von Kaffenfachen. 
Allgem. Verfügung an den Herrn Präfibenten des Königlichen Ober :- Landestulturgerichtes, — ben 
Herrn Bräfidenten der Königlichen Anfiebelungstommitfion zu Bofen, — bie Herren Generalkommiſſions⸗ 
Bräfidenten, — die Herren Beftütd: Dirigenten, — die Herren Neltoren: der Königlihen Landwirth⸗ 
ſchaftlichen Hochſchule hierjelbſt, — der Königlichen Thierärztlichen Hochſchule hierſelbſt. — bie Herren 
Direltoren: der Königlichen Landwirthichaftlihen Wlabemie zu Poppelsdorf b. Bonn, — der König 
lichen Borftafademien zu Eberöwalde und Münden, — ber Königlichen Thierärztlichen Hochſchule zu 
Hannover, — des Königlichen Pomologiſchen Inftitutes zu Proskau 5. Oppeln, — ber Röniglidhen 
Zehranftalt für Chft- und Weinbau zu Geifenheim a. Rh. I. A. 2050. II. 3346. IIL 6888. 


Berlin, ben 6. Mai 1898. 

Zum Zwecke ber Verminderung des Schreibwerks ift mit der Königlichen Ober 
Rechnungskammer vereinbart worden, daß in denjenigen Fällen, in welchen bei ber 
Ertheilung der minifteriellen Genehmigung von Anträgen die unter Ziffer 9 Abſatz 2 
meiner allgem. Verfügung vom 16. Juli v. Is. (Nr.37 des Jahrgangs, J.NL.I.A.3787)P), 
betreffend die Bereinfachuug bes Gefchäftsganges und Verminderung des Schreibtverfs, 
angedeutete Form gewählt und der Antrag mit dem Bermerle „genehmigt“ dem 
Berichterftatter zurückgeſandt wird, die Vorlegung diefer Genehmigung als Rechnungs 
belag in der Regel unterbleiben kann, fofern diefelbe ohne befondere Bedingungen oder 
Borausfegungen ertheilt if. Abgeſehen von befonderen Fällen, foll e8 vielmehr ge 
nügen, derartige Genehmigungen in ber bezüglichen Weifung an bie Kaffe als Grund⸗ 
lage derfelben — unter Angabe bes Tages ihrer Ertheilung und des Gefchäftszeichen® 
— anzuführen. 

Sie wollen hiernach die nöthigen Anordnungen treffen. 

Minifterium für Landwirtsihaft, Domänen und Forften. 

In Bertretung: Sterneberg. 


©) Jahrb. Bd. XXIX. ©. 194. 
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63. 
Geſetz, betreffend die Aufhebung der Derpflichtung zur Beftellung von Amtslautionen. 
Dom 7. März 1898. 
(Geile Sammlung 1898. ©. 19.) 

Bir Wilhelm, von Gottes Gnaben König von Preuken x. verorbnen, mit Zu- 
Rimmung ber beiden Häufer des Landtages der Monarchie, was folgt: 

gl. 

Die Verpflichtung der Staatsbeamten zur SKautionsleiftung nad) Maßgabe des 
Geſetes, betreffend die Kautionen der Staatsbenmten, vom 25. März 1878 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 125) wird vorbehaltlich der Beſtimmung in 8 2 des gegenwärtigen 
Geſetzes aufgehoben. 9 

8.2. 


Unberübrt bleibt die Verpflichtung ber Gerichtsvollzieher und der Hypotheken⸗ 
-bewahrer im Geltungsbereiche des Rheiniſchen Rechts zur Beftellung von Amtslautionen. 

Durch Beſchluß des Staatsminifteriums kann für diefe Beamten an Stelle ber 
in den 38 4 bis 12 des Geſetzes vom 25. März 1878 (Gefet-Sammi. ©. 125) vor- 
gefchriebenen Art der Kautiongbeftellung eine andere Form der Sicherheitsleiftung, 
inäbefondere die Uebernahme einer Geſammthaftung durch eine Bereinigung von 
Beamten, zugelafien werden. 68 

Die Amtskautionen der nad) $ 1 von der Kautionsleiſtung befreiten Beamten 
werden zuriidgegeben. Die Nüdgabe erfolgt nach näherer Beſtimmung bes Finanz⸗ 
minifters innerhalb einer zweijährigen Frift nad) Inkrafttreten dieſes Geſetzes. 

Für etwaige vor der Rüdgabe belannt gewordene Erfaganfprüche bleiben bie 
Kautionen verhaftet. Ihre Rüdgabe bleibt in Höhe der erhobenen Anſprüche bis 
dahin ausgeſetzt, daß über die Begründung ber letzteren endgültige Feſtſtellung ge- 
troffen if. 

Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrudtem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, im Schloß, den 7. März 1898. 

(L.S.) Wilhelm. 
Fürft zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. Boffe. Frhr. v. Hammerftein. 
Schönftedt. Frhr. v. d. Rede. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. 
v. Bülow. 


66. 
Ausführungsbeftimmung zu dem Gefe vom 7. März 1898, betr. die Aufhebung 
der Verpflichtung zur Beftellung von Amiskantionen. 
Verfg. des Yinanz-Minifterd an fämmtliche Königlichen Regierungen. I. 3182. II. 2487. — 
M. f. 2.1. A. 1401. 
Berlin, den 16. März 1898. 

Für die Ausführung des Geſetzes betreffend die Aufhebung ber Verpflichtung 
zur Beftellung von Amtslautionen, vom 7. März d. 38. (f. den vor. Art.) wird folgende 
Anweifung ertbeilt: 

1. Das Gefets bezieht fih ebenfo wie das Geſetz, betreffend die Kauttonen ber 
Stantsbeamten, vom 25. März 1873 (G.S. &. 125) nur auf die von unmittelbaren 
Stantsbeamten beftellten Amtslautionen, nicht aber auf die von mittelbaren Staats⸗ 
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beamten ober von nicht beamteten Perſonen (3. B. Konkursverwaltern, Häufer- 
Adminiftratoren, nicht beamteten Specialbaufaffen-Rendanten, Lotterietollefteuren, 
Lieferanten u. f. w.) geleifteten Sicherheiten. - 

2. Mit der Rückgabe der hiernach gemäß 8 8 bes Geſetzes zurückzuerſtattenden 
Amtstautionen ift fofort nach Inkrafttreten deſſelben zum beginnen. 

Es befteht nicht die Abſicht, die volle in 8 B Abſ. 1 des Geſetzes vorgeſehene 
Frift von 2 Fahren fir das Rüdgabegefchäft in Anſpruch zu nehmen, das letztere 
fol vielmehr mit derjenigen Beichleunigung, welche die vorhandenen Arbeitskräfte ger 
fiatten, thunlichſt bald zu Ende geführt werden. Ich behalte mir jedoch vor, für den 
Tal, daß im Berlauf des Rückgabeverfahrens eine zeitweilige Unterbrechung bes 
leßteren angezeigt erfcheint, eine ſolche anzuordnen. 

3. Die Meihenfolge, in welcher die Ridgabe ber Kautionen zu bewirlen if, bes 
ſtimmt fi) nach folgenden Grundſätzen: 

a) Die zur Bildung von Kautionen durch Gehaltsabzuge angefammelten Baar- 
beträge werden fofort herausgezablt. “ 

b) Wenn die Kautionsleiftung durch Berpfändung einer im Schulbbud des 
Reichs oder des Staatsſchuldbuchs eingetengenen Forderung bewirkt ift, wird 
die Genehmigung zur Löfhung des Berpfändungsvermerts alsbald ertheilt. 

c) Bon den binterlegten Pfandſtücken werben in erſter Linie diejenigen zurück⸗ 
gegeben, welche unmittelbar von Dritten beftellt find. 

d) Unter den von den Tautionspflichtigen Beamten in eigenem Namen hinter- 
legten Kautionen werben diejenigen der in den Ruheſtand verfeten oder fonft 
ausgeſchiedenen Beamten vorweg berüdfichtigt. 

e) Im Uebrigen gehen die Kautionen geringeren Betrages benen höheren Be— 
trages vor. 

f) Abweichungen von diefer Meihenfolge find aus befonderen Gründen zuläffig. 
Insbefondere fol die Rückgabe der Kautionen einer nachfolgenden Kategorie 
nicht dadurch aufgehalten werben, baß die Rückgabe einzelner Kautionen der 
vorhergehenden Kategorie fi) aus befonderen Grunden verzögert. 

4. Die Ruckgabe der Kautionen ift nicht von der Feſtſtellung abhängig zu 
maden, daß den fautionspflichtigen Beamten aus ihrer Amtsführung nichts zu ver- 
treten geblieben if. Es bedarf daher nicht einer vorhergehenden Entlaftung der auf 
ihre bisherige Amtsführung bezüglichen Rechnungen. Vielmehr ift die Ruckgabe ge- 
mäß $ 3 Abf. 2 des Gefees nur infoweit auszuſetzen, als Erfaganfprüche bes Staates 
oder dritter Perfonen, für welde die Kaution gemäß $ 10 bes Gefehes vom 
25. März 1873 haftet, vor ber Rüdgabe bekannt geworden find. An Stelle der 
bisher vorgefchriebenen Beſcheinigung ber vorgeſetzten Dienſtbehörde, daß dem Kautions- 
fteller aus ber Amtsführung nichts (bezw. weiter nichts, als ...) zu vertreten ge- 
blieben ift, tritt die Vefcheinigung biefer Behörde, daß Erſatzanſprüche des Staates 
oder dritter Perfonen gegen ben Kautionsfteller nicht (bezw. nur in Höhe von... .) 
befannt geworben find. Haftet die Kaution zugleich für ein von dem Beamten im 
Dienft des Deutſchen Reichs bekleidetes Amt, fo if eine derartige Befcheinigung auch 
von der im Reichsdienſt vorgefettten Behörde beizubringen. 

Im Uebrigen richtet fi) das bei der Ruckgabe ber Kautionen zu beobadhtende 
Verfahren genau nad den bisherigen für die Rüdgabe der Kautionen nad beendetem 
fautionspflichtigen Dienftverhältniß geltenden Bellimmungen, intbefondere nach $ 13 
bed Geſetzes vom 25. März 1873 umd nach ber Allerhöchften Kabinetsordre vom 
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15. April 1837 (G.S. ©. 73). Unberührt Bleiben auch die Beflimmungen bes 
$ 171 d Theil I. Zitel 51 der Allgemeinen Gerichtsorbnung und der Allerhöchten 
Kabinetsorbre vom 11. Juli 1833 (G. S. S. 80), betreffend die Zuläffigfeit des Auf- 
gebotsverfahrens zur Ermittelung unbelannter Kaffengläubiger. Wenn in einzelnen 
Fällen von biefem Berfahren Gebrauch gemacht werden foll, fo ift durch rechtzeitige 
Stellung des Antrages auf Einleitung bes Aufgebetsverfahrens dafür zu fergen, daß 
das Letztere vor Ablauf der in 8 8 bes vorliegenden Geſetzes vorgejehenen zweijährigen 
Frift beendet iſt. 

5. Der Umfang ber Haftung der Kautionen für die vor der Rüdgabe belannt 
gewordenen Erſatzanſprüche und das weitere Verfahren bebufs Durchführung dieſer 
Erſatzanſpruche richtet fi gleichfalls nach dem beftehenden Recht (88 10 und 11 des 
Geſetzes vom 25. März 1873, Gefek vom 4. Januar 1844 (G.S. ©. 52). 

Die Königliche. Regierung wird angewiefen, bezüglich der ihr unterftellten Beamten 
meines Reſſorts einjchließlich der Beamten der Berwaltung ber direkten Steuern, 
hiernach das Weitere zu veranlaffen. 

Für jeden Kalendermonat, das erfte Mal für die Zeit bis zum 1. Maid. Js., 
iR die Summe der zurüdgemährten Kautionen einfchließlich der von ben Beamten 
anderer Reſſorts mit Ausnahme der Militärverwaltung bei der dortigen Negierungs- 
Hauptlaffe hinterlegten Kautionen fowie die Summe der voch nicht zurüdgewäärten 
Kautionen nach ihrem Nominalbetxage feflzuftellen und mir bis zum 8. jeden Monats 


uzeigen. 
azuzeig Der Finanz⸗Miniſter. 
v. Miquel. 
67. 
Betr. Rückgabe von Amtskautionen bei der Domänen- und Forſtverwaltung. 
Allgem. Berig. au fümmtlicge Königlichen Regierungen mit Ausſchluß von Stgmaringen, bie Königliche 


Miniſterial⸗, Militär: und Baulommiffton zu Berlin und an die Herren Direktoren der Forſt⸗Akademien 
zu Eberswalde und Münden. — ITI. 4408. II. 2151. 


Berlin, den 9. April 1898. 

Die von dem Herm Finanzminifter unter bem 16. März d. 38. ( en er) ben 
Königlihen Regierungen ertheilte Anmweifung für die Ausführung bes Gefetes, 
betreffend die Aufhebung der Verpflichtung zur Beſtellung von Amtslautionen, vom 
7. März d. 38. (f. den vor. Art.) findet, wie hiermit beſtimmt wird, auch auf bie 
Domänen- und Forftverialtung Anwendung. Die Königliche Regierung wird ange 
wiefen, bezüglich der Ihr unterftellten Beamten diefer Verwaltungen demgemäß das 
Weitere zu veranlaffen. 

Bemerkt wird hierbei, baß zu denjenigen nicht al3 unmittelbare Staatsbeamte 
anzufehenden Berfonen, auf deren Amtslautionen ſich das obige Geſetz nicht bezieht, 
auch die nicht vol befyäftigten Forſtkaſſen-Rendanten und bie Forftuntererheber ge⸗ 
hören, ſoweit diefe ‚nicht etwa ſich anderweit im unmittelbaren Staatsdienfte befinden 
und bie Forftlaffe bezw. Unterreceptur nur nebenamtlich oder vorübergehend verwalten. 
Außer an letztere Perfonen findet eine Ruckgabe der von nicht voll befchäftigten Forſt⸗ 
faffen-Rendanten und Forftuntererhebern hinterlegten Amtsfautionen daher nicht ftatt. 

Sollten in einzelnen Fällen Zweifel über die Yuläffigfeit der Rückgabe der be- 
ftellten Kaution beftehen, fo wolle die Königliche Regierung zur diesfeitigen Ent⸗ 
Scheidung berichten. 

Minifterinm für Landwirtsihalt, Domänen und Forften. 
Im Auftrage: Donner. 
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Etatsweſen. 
68. 
Künftige Bezeichnung des Etatsjahres. 
Allgem. Verfügung an ben Herrn Bräfidenten des Königlichen Dber- Landeskulturgerichtes, — ben 
Herrn Bräfidenten der Königlichen Unftebelungslommiffion zu Poſen, — die Herren Regierungs- 
Bräfidenten, — die Herren Genterallommifiions- Bräfidenten, — bie Königlichen Regienmgen, — bie 
Königlie Minifterial«, Militär- und Baulommiffion, — bie Herreu Geüt-Dirigenten, — bie Herren 
Neltoren: der Königliden Landwirthichaftlichen Hochſchule hierſelbſt, — ber Königlichen Thierärztlichen 
Hochſchule hierſelbſt, — die Herren Direltoren: ber Königlichen Lanbwirtbichaftlichen Alademie zw 
Boppelsborf bei Bonn, — ber Königlichen Forſtakademien zu Eberbwalde und Münden, — ber 
Königlichen Thterärztlicden Hochſchule zu Hannover, — bei ſtöniglichen Pomologiſchen Inſtitutes 
zu Broßlan bei Oppeln, — ber Königlichen Lehranftalt für Dbft- und Weinbau zu Geiſenheim a.RH., — 
ben Herrn Ober⸗ Bräfidenten zu Goblenz (für bie Königliche Landesbaumſchule zu Engers). 
1. A. 2058. II. 8666. IIL 7876. 


Berlin, den 24. Mai 1898. 

Es ift beichloffen worden, das Etatsjahe anftatt mit Bruchtheilen aus zwei 
Kalenderjahren, künftig nur durd) diejenige Jahreszahl zu bezeichnen, welche den 
größten Theil des Etatsjahres umfaßt. Die Auffchrift fiir den vom 1. April 1899 
bis Ende März 1900 laufenden Etat wird daher lauten: „für das Etatsjahr 1899“. 

Dies ift bei Aufftellung der Etatsentwürfe für bie dem bieffeitigen Reſſort 
unterftellten Verwaltungen zu beachten. 

Miniſterium für Landwirthſchaft, Domänen und Foriten. 
In Bertretung: Sterneberg. 


Jagd und Filcherei. 


0 


Ausübung der Jagd an Sonn⸗ und Feiertagen. 


Der Oberpräfident von Weftfalen bat am 24. Zuli 1897 für die Provinz Weft- 
falen folgende Polizeiverordnung über die äußere Heilighaltung der Sonn- und Feier- 
tage erlaffen (vgl. Ertrabeilage zum Amtsblatte der Regierung zu Arnsberg, hinter 
©. 544): 

„Auf Grund bes $ 137 bes Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
80. Juli 1883 und der Allerhöchften Kabinetsordre vom 7. Februar 1837, fowie 
88 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 wird 
mit Zufimmung bes Provinzialvathg für den Umfang ber Provinz Weftfalen ver- 
ordnet, was folgt: 

81. An den Sonntagen und Feiertagen find alle öffentlich bemerkbaren Arbeiter 
fowie alle geräufchvollen Arbeiten in den Käufern und Betriebsftätten verboten u. |. w. 

$ 13. Die Ausübung der Jagd ift an Sonn- und Feiertagen 
unterfagt”. 

Der 8 13 diefer Verordnung ift vom Kammergerichte Berlin durch Entfcheidung 
vom 20. Juni 1898 für ungiltig erllärt worden; die Gründe diefer Enticheidung 
lauten: 

„Der Revifion der Königlichen Staatsanwaltichaft, welche Verlegung ber Polizei- 
verordnung fiber die äußere Heilighaltung der Sonn» und Feiertage des Ober⸗ 
präftbenten ber Provinz Weftfalen vom 24. Juli 1897 (Extrabeilage zu Stüd 35 des 
Amtsblattes der Königlichen Regierung zu Arnsberg) durch Nichtanwendung rügt, 
war der Erfolg zu verfagen. | 


DDDBe 
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Die geſetzliche Grundlage, auf welcher die Berorbnung in materieller Beziehung 
beruht, ift, da es fi um eine Polizeiverordnung handelt, die für eine ber älteren 
preußifchen Provinzen erlaffen ift, die Allerhöchfte Kabinetsordre vom 7. Februar 1837 
(8.8. &. 19 ), welche den Regierungen bie Befugniß Aberträgt, polizeiliche An- 
ordnungen über die äußere Heilighaltung der Sonn- und Feſttage zu erlafien, ſfoweit 
ſolche nach den Berhältniffen der einzelnen Orte oder Gegenden ihres Bezirkes zu 
dieſem Zwecke erforderlich find, fowie der $ 137 des Gefetzes fiber die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Yuli 1883 (G.S. 1883 S. 195), wodurch das Ber: 
orbnungsrecht der Regierungen auf ben Ober-Präfidenten übertragen ift und ber 
$ 366 Nr. 1 Str.-G.:8.,*”) welcher denjenigen mit Strafe bebroht, welcher ben 
gegen die Störung der eier der Sonn» und Feſttage erlaffenen Anorbnungen zu- 
wiberbandelt (vgl. Jahrbuch ber Entich. des Kammergerichtes Bd. 4, ©. 256 ff., 
Bd. 15, S. 328), 

Die in ber gedachten Kabinetsorbre bezw. dem 8 866 Nr. 1 Str.G.Bchs. ge 
braudten Ausbrüde „äußere Heilighaltung“ und „Störung ber Feier“ laſſen deutlich 
ertennen, daß nur folche Handlungen getroffen werben follten, welche nad Außen bin 
wirffam ober doch ummittelbar in bie Aufßere Erfcheinung getreten und geeignet find, 
das religiöfe Gefühl zu verlegen, bie innere Sammlung und Erhebung, nicht etwa 
des Einzelnen, fondern allgemein zu flören und zu beeinträchtigen (vgl. Jahrbuch 
ber Entf. des Kammergerichtes Bd. 4, S. 260). 

Durch diefe gefetlichen Beftimmungen, insbefonbere die Kabinetsorbre vom 7. Fe⸗ 
bruar 1887 find die Grenzen genau gezogen, innerhalb deren Polizeiverorbrnungen 
über die Sonntags- und Feiertagsheiligung erlaffen werben dürfen. Einer Polizei- 
vorfchrift, welche über diefe Schranken hinausgeht, iſt demnach ber gejeliche Boden 
entzogen. Wenn nun aud bie Nothwendigleit und Zweckmäßigleit einer Polizeis 
vorichrift der richterlichen Prüfung nicht unterliegt und daher feinen Mafftab für bie 
Prüfung der Gultigkeit abgeben kann, fo ift doch der erfennende Richter verpflichtet, 
fi) die Frage vorzulegen, ob die Polizeivorfchrift in dem Geſetze, auf welches fie als 
ihre Duelle zurüdzuführen ift, ihre Nechtfertigung findet (vgl. Erfenntn. des Ober- 
tribunal® vom 24. September 1875 in Goltdammers Archiv Bd. 23, ©. 5683 ff.). 

Bon diefem Gefichtspunfte aus ift die Trage, ob ber 8 13 der in Rebe ftehenden 
Bolizeiverordnung, welcher die Ausübung ber Jagd an Sonn- und Feiertagen über⸗ 
haupt verbietet, rechtsgultig fei, vom Vorderrichter mit Hecht verneint worden, denn 
derfelbe geht über die in den Geſetzen: der Kabinetsordre vom 7. Februar 1837 und 
8 366 Nr. 1 Str.G.⸗Bcho. gezogenen Grenzen hinaus. 

*) 8.0. v. 7. Febr. 1837, über bie Befugniß ber Behörden, durch polizeiliche Beftimmungen 
bie äußere Heilighaltung der Sonn: und Felttage zu bewahren. 

„Bur Befeitigung ber Zweifel, welche nach bem Berichte bei Staatämin. v. 15. v. Mis. über 
die Befugniß der Vehörben, durch polizeiliche Veitimmungen bie äußere Heilighaltung ber 
Sonn: und Fefttage zu bewahren, in einigen Landestheilen bither obgemaltet haben, feße Ich für 
den ganzen Umfang der Monarchie hierdurch feft, daß die Regierungen, bie nach den Verhältnifien 
der einzelnen Orte ober Gegenden ihres Bezirles zu dieſem Bwede erforberlihen Anordnungen zu 
erlafien und deren Befolgung durch Strafverbote, welche jeboch bie im $ 11 ihrer Dienft-Inftruftion 
v. 28. Oft. 1817 vorgeichriebene Grenze nicht überfchreiten dürfen, zu fichern, befugt ſein follen. Dieſer 
Befehl ift durch bie G.S. bekannt zu machen. 

m 8366 StrG. B. „Mit Geldftrafe bis zu 60 Mark oder mit Haft bis zu 14 Tagen wird 
be : 
Fe wer ben gegen bie Störung ber Feier ber Sonn. und Feſttage erlaffenen Anordnungen 

zuwiberbanbelt; 
9) u. |. wm.” 
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Wenn auch gewiffe Arten der Jagdausübung mit Nüdficht auf das damit ver- 
bundene Geräufh, die Art und den Ort der Ausübung geeignet find, eine Störung 
der Sonntagsfeier herbeizuführen, 3. 3. Treib⸗ Het- und Klapperjagben und Jagden 
während der Stunden bes Gottesdienftes, denen auch durch das Reſkript vom 
10. März 1818 (vd. Kamp Annalen II ©. 249) und die Circularverfügung ber 
Minifter des Innern und ber lanbwirtbfchaftlichen Angelegenheiten vom 12. Juli 
1852 (Min.-Blatt für die innere Berwaltung S. 17ff.) entgegengetreten ift, fo giebt 
e8 doch eine ganze Anzahl von Arten ber Sagbausübung, welche nicht geeignet find, 
die Sonntagsfeier im Allgemeinen zu ftören und das zeligidfe Gefühl zu verlegen, 
3. B. die Jagd auf Anftand, bie Einzeljagd in größerer Entfernung von bewohnten 
Orten, ber Dohnenfang, die Schnepfenfuche in großen Waldungen u. ſ. w. (vgl. 
Wagner, „Die preußifche Jagdgeſetzgebung“ ©. 149), Cine gänzlide Unterfogung 
der Jagd, unter welde aud die Ausübung der fog. ftillen Jagd fallen würde, er 
ſcheint hiernach über die Anfiht bes Gefetsgebers hinausgehend und als eine Be⸗ 
ſchränkung der perfönlichen Freiheit des Einzelnen rechtsungültig. 

Die Ausführung ber Revifion, daß dem Erlaß von Polizeiverorbnungen fiber bie 
Sonntags- und Feiertagsheiligung dur $ 866 Nr. 1 St. G.B. Feine Schranfen 
gelegt feien und das Wort „äußere SHeilighaltung bedeutungslos fei, fteht mit 
dem Wortlaute des Geſetzes und ber Rechtſprechung der hoöchſten Gerichtshöfe im 
Widerſpruch. 

Wenn in den Verordnungen für Hannover, Caſſel und Frankfurt a. M. auch 
die Sonntagsijagb verboten ift, fo beruhen dieje Verbote auf Sondergeſetzen, welche 
im Geltungsbereiche der für die älteren Preußifchen Provinzen erlaffenen Kabinets- 
ordre vom 7. Yebruar 1837 nicht maßgebend find. 

Das Urtheil des Strafjenats vom 12. Auguft 1897 in ber Strafſache gegen 
Seitz, S. 486 97, läßt ſich für die Anficht der Reviſion nicht verwertben, weil das⸗ 
jelbe das Berbot von öffentlichen Berfammlungen in gefchloffenen Räumen an Sonn- 
und Fefttagen, alſo eine Einſchränkung des Öffentlichen Verſammlungsrechtes, nicht 
aber die Freiheit des Einzelnen betraf. 

Die Revifion war daher, wie geſchehen, zurüdzumeifen. 

Karl Didel. 


Berjonalien. 
70. 
Deränderungen im Königl. Preuß. Sorfl- und Jagdverwaltungs- 
Perfonal vom ı. April bis 30. Juni 1898. 
(Im Anſchluß an ben gleichnamigen Art. 45. ©. 258 bis. Wb3.) 


I. Bel der Königlichen Hoftammer der Königlichen Familiengüter. 
A. Der Charakter als Hegemeiſter ift verliehen dem Sörfler: 
Braun zu Obifh, Oberf. Töppendorf, zum 5Ojähr. Dienftjubiläum. 


B. Sonflige Veränderungen: 
Die Bureaus der Königlichen Hoflammer ber Königlichen Yamiliengüter find von 
Berlin, Breiteftraße 32/34, nach Charlottenburg, Louiſenplatz, verlegt worden. 


II. Bei der Gentral=: Verwaltung: 
Dem Rechnungsrath Giebel ift der Charakter ala Geh. Rechnungsrath verliehen 
worden. 
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Dem Geheimen erpebirenden Sekretär und Kalkulator Kaltbrenner ift der 
Sharafter als Rechnungsratb verliehen worben. 

Der Burennbiätar Domke iſt zum Geheimen erpebirenden Sekretär⸗ und Kalkulator, 

der erpebirende Gefretär und Kalkulator bei der Mimiſterial⸗, Militär- und Bau- 
fonmiffion in Berlin Kluge if zum Geheimen Regiſtrator ernannt worden. 


III. Bei den Provinzial: Verwaltungen der Staatsforſten: 
j A, Geflorben: 
Lipinski, Oberförfler zu Diepholz, Reg.-Be, Hannover. 
Fehly, Nevierförfter zu Siemen, Oberf. Lüchow, Reg.-Bez. Lüneburg. 
B. In den Ruheſtand traten: 
Edfter, Forftmeifter zu Niederkalbach, Reg.Bez. Kaffel. 
Kahle, Forfmeifter zu Hannover. 
Hellwig, Forftmeifter zu Wildungen, Reg.Bez. Danzig. 
Hahn, Oberförfter zu Worbis, Reg.Bez. Erfurt. 
Sanbberg, Revierförfter zu Linnetfchau, Oberf. Apentade, Reg.-Bez. Schleswig. 


©. VBerfeht ohne Aenderung des Amtscharakters: 


von Krogh, Regierungs- und Forftrath, von Schleswig nad) Magdeburg, unter 
Uebertragung der Yorftinfpeltion Magbeburg-Leglingen. 
Beder, Forftmeifter, von Tzulllinnen, Reg.-Bez. Gumbinnnen, nad) Treten, Reg. 
Bez. Köglin. 
Ehrentreich, Forfimeifter, von Berfenbrüd, Reg.Bez. Osnabrück, nach Lüdersborf, 
Neg.-Bez. Potsdam. 

Hammer, Forftmeifter, von Burgftall,. Reg.-Bez. Magdeburg, nach Hannover. 

Heffe, Forftmeifter, von Saupark bei Springe, Reg. Bez. Hannover, nad Rofenfeld, 
Reg.-Bez. Merjeburg. 

Amann, Oberförfter, von Grünfließ, Reg.⸗Bez. Königsberg, nach der Kloſter⸗Ober⸗ 
förfterei Osnabrüd, Prov. Hannover. 

Braubach, Oberförfter, von Bülowsheide, Reg.Bez. Marienmwerber, nad) Worbis, 
Neg.-Bez. Erfurt. 

Golbammer, Oberförfter, von Heringen, Reg. Bez. Kaffel, nad Glüdsburg, Reg. 
Bez. Merfeburg. 

Helm, Oberförkler, von Lüdersdorf, Reg.-Bez. Potsdam, nad) Kladow⸗Weſt, Amtsfit 
Himmelftädt, Reg.Bez. Frankfurt. 

Kapff, Oberförfter, von Kaltenborn, Reg.-Bez. Königsberg, nad) Gauleden, Reg.⸗Bez. 
Königsberg. 

von Nathufins, Oberförfter, von Treten, Reg.Bez. Köslin, nad) Homburg v. d. H., 
Reg.Bez. Wiesbaden. 

Vetersfohn, Oberförfter, von Gauleden, Reg.-Bez. Königsberg, nah Grünhaus, 
Reg.⸗Bez. Frankfurt. 

Wagner, Oberförfter, von Borntuchen, Reg.:Bez. Köslin, nad) Burgſtall, Reg.Bez. 
Magdeburg. 

Zimmer, Oberförfter, von Kladow⸗Weſt, Reg.Bez. Frankfurt, nach Springe, Amtsfit 
Forſthaus zum Saupark, Reg.Bez. Hannover. 

Schmidt, Revierforſter, von Rathloſen, Oberf. Diepholz, nach Georgsplatz, Oberf. 
Lauenau, Reg.-Bez. Hannover. 
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D. Sefördert, bepw. verfeht unter Srilegung eines höheren Amtscharakters: 

Haufchild, Regierungs- und Forftrath in Magbeburg, ift zum Oberforfimeifter mit 
dem Range der Ober⸗Regierungsräthe unter Verleihung ber Oberforkmeifter 
ſtelle dafelbft ernannt worden. 

Meir, Oberförfter zu Glücksburg, Reg.-Bez. Merfeburg, ift zum Regierungs⸗ und 
Forſtrath unter Webertragung ber Forſtrathsſtelle Schleswig-Holftein ernannt 
worden. 

E. Bu Aberförſtern wurden ernannt die Forſtaſſeſſoren: | 

Buffe zu Niederfalbadh, Reg.⸗Bez. Kaffel. | 

Röoßler zu Zzullfinnen, Reg.-Bez. Sumbinnen. | 

Steubing zu Berfenbrüd, Reg.Bez. Osnabrück. 

Stellbaum zu Kaltenborn, Reg.-Bez. Königsberg. 

Lemke, Prem.-Lieut. im Reitenden Feldjäger⸗Korps, zu Borntuchen, Reg.Bez. Köslin. 

Weiß zu Wiffulfe, Amtsſitz Forſthaus Zechendorf, Reg.-Bez. Marienwerder. 

Zehnpfund zu Altenkicchen, Reg.Bez. Koblenz. 

Israel zu Bülowsheide, Reg.-Bez. Marienwerber. 

Dilſchneider zu Grünfließ, Reg.⸗Bez. Königsberg. 

Diedrich zu Heringen, Reg.⸗Vez. Kaſſel. 

F. Als einftweiliger Reviervermalter wurde berufen der Sorſtaſſeſſor: 

Ernft nad) Wildungen, Reg.-Bez. Danzig. 

G. Als Hilfsarbeiter bei einer Regierung wurden berufen die Sorftaffefforen: 

Beder nad) Magdeburg. 

von Gdrſchen nah Aadıen. 

Hendel nad Düffeldorf. 

Plaas nad Arnsberg. 

Hilveti nach Königsberg. 

Meyer, Ernft, nad) Breslau. 

Wilski nah Minden. 

Zrebeljahr nad Minden. 

H. Ale einftweilige Revierförfter wurden berufen die Sörfer: 
Strüwer auf die Revierförfterftelle Rathlofen, Oberf. Diepholz, Reg.-Bez. Hannover. 
Witt auf die Mevierförfterftelle Linnetſchau, Oberf. Apenrade, Neg.-Bez. Schleswig. 


I. Ben Charakter als Hegemeifter erhielten die Förſter: 
Hohenſtein zu Tempel, Oberf. Lagow, Reg.Bez. Frankfurt (zum 50 jährigen Dienft- 
jubiläum). 
Kratzenberg zu Forfihaus Langesthal, Oberf. Eupen, Reg.-Bez. Aachen. 


K. Sorfikaffenbeamte: | 

Sacher, Rechnungsrath, Forftlaffenrendant in Oblau, Reg.Bez. Breslau, if in ben 
Ruheſtand getreten. 

Der Forftlaffenrendant Nöhring if von Ofche, Reg.⸗Vez. Marienwerber, nad) Ohlau, 
Neg.-Bez. Breslau, verjegt worden. 

Dem Lieutenant a. D. Zanthier ift die Verwaltung ber Forftlaffe in Ofche, Reg.-Bez. 
Marienwerber, probeweije übertragen worden. 

Der Forſtkaſſenrendant Zie rold in Tempelburg, Reg.Bez. Köslin, ift in den Ruhe⸗ 
ftand getreten. 
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Der Forklaffenrendant Leiſtikow ift von Kaldau, Reg. Bez. Marienwerder, nach 
Tempelburg, Reg.Bez. Köslin, verfetst worden. 

Dem Nittmeifter a. D. von Dertzen ift die probeweife Verwaltung ber Forſtkaſſe in 
Kaldau, Reg.Bez. Marienwerber, übertragen worben. 


L. Vermaltnngsänderungen. 


Im Reg. Bez. Marienwerber: Dem Wohnorte des Verwalters der Oberförfterei 
Jägerthal ift der Name Jägerthal an Stelle bes bisherigen Namens Twarosnitza 
beigelegt worden. 

Im Reg. Bez. Bromberg: Die Oberförfterei Taubenwalde ift vom FForftmeifter- 
bezixfe Bromberg-Schmeidemühl abgetrennt und dem orftmeifterbezirfe Brom- 
berg⸗Inowrazlaw zugetheilt worden. 

Am Reg. Bez. Koblenz: Durch Theilung ber Oberförfterei Kirchen ift bie neue Ober» 
förfterei Aitkirchen gebildet worden. 


21. 


Orderis-Derleihungen an Sorft- und "Jagdbeamte vom ı. April bis 
30. juni 1898. 
(Zum Anſchluß an den gleichnamigen Art. 46. ©. 255 bf8. WR.) 
A. Der Rothe Adler-Orden IV. Klaffe: 

Hellwig, Forftmeifter in Wildungen, Reg.⸗Bez. Danzig (beim Webertritt in den 
Nubeftand). 

Sacher, Forftlaffenrendent, Rechnungsrath, in Ohlau, Reg.Bez. Breslau (beim 
Uebertritt in den Ruheſtand). 


Zierold, Forftlaffenrendant in Zempelburg, Reg.-Bez. Köslin (beim Webertritt in 
den Ruheſtand). 


B. Der Aronen-Orden IV. Klaffe mit der Bahl 60: 


Deyfenroth, Förfter zu Forſthaus Buckethaler Landwehr, Oberf. Hafte, Reg.-Bez. 
Minden. 
C. Ber Aronen-Prden IV. Alaſſe: 
Sandberg, NRevierförfter zu Linnetſchau, Oberf. Apenrade, Reg.Bez. Schleswig 
(beim Webertritt in den Nuheftand). 
Schmitz, Revierförfter zu Altenlirchen, Oberf. Altenkirchen, Reg.Bez. Koblenz. 
Staege, Hegemeifter zu Meierei, Oberf. Staakow (König. Hoflammer), bei ber 
Penfionirung. 
D. Das reuz der Inhaber des Königl. Hausordens von Hohenzollern: 
Dtto, Hegemeifter zu Wend. Buchholz, Oberf. Hammer (Königl. Hoflammer), bei ber 
Penfionirung. 
E. Das Aligemeine Ehrenzeichen: 
Freeſe, Waldwärter zu Veferdiden, Reg.Bez. Stade. 
Buchbinder, Holzhauermeifter zu Zweifall, Reg. Bez. Aachen. 
Jäger, Holzhauermeifter zu Neufenglin, Oberf. Grammentin, Reg.-Bez. Stettin. 
Topp, Oberholzbauer zu Wefterberg, Reg.⸗Bez. Hildesheim. 
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Dtte, Oberholzhauer zu Schönhagen, Oberf. Knobben, Reg. Bez. Hildesheim. 
Hennide, Waldarbeiter zu Nietleben, Oberf. Schleuditz, Reg.Bez. Merfebarg. 
Schalle, Waldarbeiter zu Szeykowitz, Reg.Bez. Oppeln. 


72. 
Nechnungs⸗Abſchluß 


über den Kapitalfonds der „Kronprinz Friedrich Wilhelm⸗ und Kronprinzeſſin Biktoria⸗ 
Forfiwaifenftiftung” für das Jahr 1. April 1897 die Ende März 1898, 


Belegte Kapitalien 


eingetragen in ba8 
Preußiſche Staatö- 
ſchuldbuch His 
30.September1897 
zu 4°, von ba ab 
su 32%. Binfen 
HM 


Einnahme. 
Zitel 1. Beftand aus dem Vorjahre 
„ 2%. Wblieferungen ausden Sammlungen 
„ 8. Durch Anlauf von zinstragenden 
Bapiren » » 2: 2 0 20. 
„4. Zinfen vos belegten Kapitalien 
Gefammt-@innahme 


Ausgabe. 

Zitel 1. Koften f. Unterbringung v. Waifen 
(Anfang April 1898 waren 6 Knaben 
im Evangeliſchen Sohannesftift zu 
Berlin fowie 3 Knaben ımb 1 Mäbd- 

den in Familien untergebradt.) 
„ 2. Fur den Anlauf von Wertkpapieren 
„ 8. Sonſtige Ausgaben (Gebügren ber 
Geebandlung) . 0. 
Geſammt⸗Ausgabe 
Beſtand am Bl. März 1898 
147 850 4 





Beiträge für bie Stiftung werden von dem Geheimen erpedirenden Sekretär und 
Kalkulator Herrn Schmidt II im Minifterium für Landwirthſchaft, Domänen und Korften, 
Berlin W., Leipzigerplag 7, entgegengenommen. 

Berlin, den 14. Mai 1898. 


Kronprinz Friedrich Wilpelm- und Kronprinzefſin Vikteria- 
Forftwaiſenftiftung. 
Donner. Moebius. v. Alvensleben. 





Unterrichts⸗ und Prüfungsweien. 
78. 


Schließung einzelner Negierungsbezirfe für die Notirung forft- 
verforgungsberechtigter Anwärter. 
Berfg. an fänmtliche Königlichen Regierungen (ausschließlich Aurich und Sigmaringen). II. 12870. 
Berlin, den 31. Auguft 1898. 
Auf Grund bes 8 26 des Regulativs über Ausbildung, Prüfung und An- 
ftellung für die unteren Stellen bes Forftdienftes in Verbindung mit dem Militär: 
bienft im ägerforps vom 1. Oftober 1897 %) werben bei den Königlichen Regierungen 
zu Frankfurt a. O., Köslin, Stralfund, Pofen, Breslau, Oppeln, Magdeburg, Erfurt, 
Schleswig, Hannover, Luneburg, Eoblenz, Trier, fowie im Bereiche der Hoflammer 
der Königlichen Familiengüuter neue Notirungen ber forfiverforgungsberechtigten 
Fäger der Klaffe A bis auf Weiteres dergeftalt ausgefchloffen, daß bei den genannten 
Behörden nur Meldungen folder Jäger angenommen werden dürfen, welche zur Zeit 
der Ausitellung des Forſtverſorgungsſcheines mindeftens zwei Jahre im Staatsforft- 
dienſte des betreffenden Bezirks beichäftigt find. 
Minikterium für Landwirtsigaft, Tomänen und Forften. 
Im Auftrage: Waedhter. - 


Tagegelder und Reiſeloſten. 


Betr. Tagegelder-Dergütung bei Dienfeeifen der fommiffarifch außer- 
halb ihres Wohnorts befchäftigten Beamten. 


Allgem. Verfg. an 1. die ſämmtlichen Herren Ober-Bräfldenten, — 2. ben Herrn Präfibenten des 
Königlichen Ober⸗Landeskulturgerichtes, — 3. ben Herrn Präfidenten ber Königlicden Anfledelungse 
tommiffion zu Poſen, — 4. die ſaͤmmtlichen Herren Regierungs - Bräfidenten, — 5. die ſämmtlichen 
Herren Generallommiſſions Bräfidenten, — 6. bie fämmtlichen Königlichen Regierungen, — 7. bie 
Königliche Minifterial:, Militär: und Baufommiffion, — 8. die fämmtlichen Herren Geftit-Dirigenten, 
— 09. bie Herren Nektoren: a. der Königlichen Landwirthſchaftlichen Hochichule hierſelbſt, — b. der 
Königlichen Thierarztlichen Hocichule hierſelbſt, — 10. die Herren Direktoren: a. ber Königlichen 
Zaubwirthichaftlihen Alademie zu Poppelsdorf bei Bonn, — b. ber Königlichen Forſtakademien zu 
Eberswalde und Münden, — c. der Königlihen Thierärztlichen Hochicjule zu Hannover, — d. bed 
Königlichen Pomologiſchen Inſtitutes zu Proslau bei Oppeln, — e. ber Königlichen Lehranftalt für 
Obſt⸗ und Weinbau zu Geiſenheim a. Rh., — 11. bie Königliche Landesbaumſchule zu Enger — zu 
Händen bes Herrn DOber-Bräfidenten zu Coblenz. — L A. 4716. II. 7229. IL. 18787. 


Berlin, den 17. September 1898. 
Das Königliche Staatsminifterium bat bezüglich der Tagegelder-Bergütungen bei 
Dienftreifen kommiſſariſch außerhalb ihres Wohnfites beichäftigten Beamten nad) 
ftehenden Beſchluß gefaßt: 
„Beamte, welche für eine vorübergehende Befchäftigung außerhalb ihres Wohn- 
ortes die vollen, ihnen geſetzlich bei Dienftreifen zuftehenden Tagegelder beziehen, 


* S. ben Art. 1 ©. 1 bil. Bb3. 
Jahrb. d. Preuß. Forſt⸗ u. Jagdgeſetzg. XXX. 21 
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erhalten daneben bei Bornahme von Dienjtreifen feine Zagegelder. Beamte, welche 
für eine derartige Beſchäftigung ermäßigte, hinter dem ihnen bei Dienftreifen 
zuftändigen Zagegelderfate zurüdbleibende Zagegelder oder Baufchvergütungen be- 
ziehen, erhalten daneben bei Vornahme von Dienftreifen die ihnen nad) Art der be- 
treffenden Dienftreife gefetlih oder verorbnungsmäßig zuftehenden Tagegelder un- 
verkürzt.“ 

Dieſer Beſchluß wird zur genauen Beachtung innerhalb meines Geſchäftsbereiches 
mitgetheilt. 

Miniſterium für Landwirthſchaft, Domänen und Jorften. 
Im Auftrage: Thiel. 


Verficherungsweſen. Arbeiter-Verſicherung. 
75. 
Die Klage aus 8 ı2 Abf. ı des land- und forſtwirthſchaftlichen Unfall⸗ 
und Kranfenverficherungsgejeges vom 5. Mai 1886 iſt an eine Friſt 
von zwei Wochen gebunden. 


Der 8 12 Abf. 1 enthält zwar eine ausdrüdliche Beitimmung darüber, inner- 
halb welcher Frift die Klage im Verwaltungsftreitverfahren gegen die Entfcheibung ber 
Auffichtsbehörde angeftellt werden muß. Aus Analogie anderer Gefeesftellen ($ 1% 
Abſ. 2, 8 12 Abf. 3 des Geſ., 8 58 des Kranfenverfich.- Gef. vom 15. Zuni 1883) 
ift die Frift von zwei Wochen zu folgern (vgl. auch $ 20 der Gewerbe⸗Ordnung und 
den Hinweis im $ 12 Abf. 1 a. a. DO. auf $ 20 der Gewerbe-Orbnung, ſowie 
Biffer 22 Abf. 4 der preußtichen Ausführungsanweifung vom 10. Zuli 1892). 

Endurtheil des O.V.G., III. Senats vom 23. Juni 1897. 

(Entſcheidungen Bd. 32, ©. 332.) K. D. 


76. 

Unfall eines Gutsförſters bei der Bewirthſchaftung ſeines Dienſtlandes. 
VNach welchem Jahresarbeitsverdienſt iſt die Entſchädigung zu be- 
rechnen? 

Ein Förfter auf einem größeren Gute Hatte neben anderen Bezügen 4'/, ha 
Dienſtland ein für alle Dal zur Nutzung angewiefen erhalten. Er bewirtbichaftete 
daffelbe felbftändig für eigene Rechnung mit einem eigenen Pferde und Arbeitskräften, 
deren Koften er felbft trug. Beim Ausprefchen des in diefem Betriebe gewonnenen Ge⸗ 
treides für dem eigenen Bedarf erlitt er einen Unfall. Die zuftändige Iandwirtbichaft- 
lie Berufsgenoffenichaft erfannte ihre Entfhädigungspfliht an und berechnete bie 
Entihädigung nach dem gemäß $ 6 Abſatz 3 des landwirtbichaftlihen Unfall 
verſicherungsgeſetzes feftgeftellten durchfchnittlichen Jahresarbeitsverdienft eines er- 
wachjenen männlichen landwirthſchaftlichen Arbeiters, indem fie in Anwendung ber 
die Unternehmerverficherung betreffenden Borjchriften ihres Statuts ($ 2 Abja 2 und 
$ 6 Abſatz 5 des landwirthſchaftlichen Lnfallverficherungsgefeßes) den Kläger als 
zwangsverficderten Unternehmer anfah. Das Schiedsgericht entfchied auf die Berufung 
des Klägers dahin, daß der Entſchädigung der thatfächliche Fahresarbeitsverdienit 
des Klägers zu Grunde zu legen fei, welchen er als Betriebsbeamter des Gutes be- 
zogen babe, da er den Unfall in diefer Eigenjchaft „bei Einziehung feines Lohnes“ 
erlitten habe. 
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Das Reichs⸗Verſicherungsamt iſt in der Entſcheidung vom 18. März 1898 von 
einer weſentlich anderen Beurtheilung der Sachlage ausgegangen und aus folgenden 
Gründen zu einem entgegengeſetzten Ergebniß gelangt: 

Der Auffaffung des Schiedsgerichts, daß der Kläger den Unfall in feiner Eigen⸗ 
ſchaft als Betriebsbeamter erlitten habe und nicht, wie die Beklagte annimmt, als 
jelbftändiger Unternehmer, kann nicht beigetreten werden. Die Ermägung des Schieds⸗ 
geridhts, daß der Kläger bei der Einziehung feines verdienten Lohnes zu Schaden ge- 
kommen fei, erfchöpft den Sachverhalt nicht; es ift vielmehr, wie im Handbuch der 
Unfallverfiherung Anmerkung 2d zu 8 13 des Iandwirtbichaftlichen Unfallverſicherungs⸗ 
geſetzes ausgeführt wird, die Entfcheidung von der Lage ber Berbältniffe im einzelnen 
Falle abhängig zu machen. Nach den infoweit nicht bemängelten Feitftellungen im 
Ermittelungsverfahren bezog der Kläger zur Zeit des linfalls 160 Mark banres Ge⸗ 
halt und 180 Mark Gewinnantheil jährlih; außerdem erhielt er Naturalien im Werthe 
von 20% Mark 46 Pf., freien Arzt, Sommerweide für vier Kühe, 90 Mark für Land- 
beftellung und Anfuhr von Emte, Heu, Holz und Torf, freie Wohnung und 4°), ha 
Aderland und Wiefe zur eigenen Bewirthſchaftung. Das Dienftland. ift aus wirth- 
ſchaftlichen Gründen ftetS daffelbe, die Bewirtbichaftung geht für eigene Rechnung des 
Klägers, der die Löhne felbft bezahlt und fich für feinen Betrieb ein eigenes Pferd 
hält. Aus diefen Umftänden ergiebt fih, daß ber landwirthſchaftliche Betrieb des 
Klägers ein durchaus felbftändiger ift, für den das Dienfiverhältnig nur als wirth- 
fchaftlihe und rechtliche Grundlage, ebenfo wie 3. B. bei dem Pächter das Pacht 
verhältniß, in Betracht kommt. Der Kläger erhält feinen Lohn oder einen Theil 
deffelden durch die Einräumung eines felbftändigen landwirthſchaftlichen Betriebes, 
die Gewinnung der Erzeugniffe diefes Betriebes ftellt ſich daher nicht als Lohnzahlung, 
fondern als eine eigenwirtbfchaftliche Thätigleit dar. Der Kläger ift alfo, wenn ihn 
bei diefer Thätigfeit ein Unfall trifft, als felbftändiger Unternehmer, der auf eigene 
Rechnung und Gefahr Handelt, dem Statut gemäß auf ber Grundlage des Jahres» 
arbeitsverdienftes eines Arbeiters und nicht nach feinem eigenen Berdienft als Be⸗ 
triebsbeamter zu entjchädigen, was aud der Billigkeit entfpricht, infofern die letztere 
Art der Entichädigung eine erhebliche Bevorzugung vor den dem Kläger in Bezug 
auf die Betriebsthätigleit und die foziale Stellung gleichftehenden Fleineren Unter⸗ 
nehmern bedeuten mwürbe. 

(Amtl. Nachrichten des Meichs-Verfiherungsamtes. 1898. S. 380.) 


Tl. 

Naturalbezüge eines Betriebsbeamten während der gefeglichen Seit 
find, auch wenn die erft im Bentenfeftftellungsverfahren ftreitig 
gewordene Derficherungspflicht davon abhängig if, nur nach der 
Werthbeftimmung der unteren Derwaltungsbehörde zum Anfag 
zu bringen. 

Bei einem PBrivatförfter, der als VBetriebsbeamter anzufehen war, hing bie 
aus Anlaß feines Altersrentenanſpruchs ftreitig gewordene Berficherungspflicht Davon 
ab, ob die ihm neben 1400 Mart Jahresgehalt gewährten Naturalbezüge — Wohnung, 
Feuerung, Landnutzung, Waldweide — mit mehr als 600 Mark jährlid) anzujegen 
fein. In dem Mevifionsurtheil des Meich8-Verficherungsamts vom 1. Juli 1898 ift 
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über die Anwendung des $ 3 Abſatz 1 Cat 2 des Invaliditãts⸗ und Altersverficherungs- 
geſetzes Folgendes ausgeführt worden: 

Die angefochtene Entſcheidung unterlag der Aufhebung, weil der Vorderrichter — 
ebenfo übrigens der Borftand ber Berfiherungsanftalt — die Trage, ob der regel- 
mäßige Jahresarbeitsverdienft des Klägers 2000 Mark überftiegen bat, unter einem 
von vornherein rechtlich verfehlten Gefichtspunfte erörtert hat. 

Sowohl der Borftand als aud) das Schiedsgericht haben verfucht, fih nad 
Hörung fachverftändiger Austunftsperfonen ein eigenes Urtheil darüber zu bilden, mit 
welchem Geldwerthe die Naturalbezüge des Klägers bei der Feſtſtellung bes Jahres⸗ 
arbeitsverdienftes anzuſetzen find. Nun fchreibt aber ver $ 3 Abfat 1 des Invaliditãts⸗ 
und Altersverficherungsgefees vor, daß die Werthe der als Lohn oder Gehalt in 
Betracht kommenden Naturalbezüge von der unteren Berwaltungsbehörde feftgejetzt 
werden. Dieſe Borfehrift ift von den Borinftanzen gänzlid) außer Acht gelaffen worden, 
Daß fie auch zu gelten bat, wenn es fih um die Ermittelung des Fahresarbeits- 
verdienftes eines Betriebsbeamten handelt, kann nad) ihrer allgemeinen Faflung nicht 
bezweifelt werden. Ebenſo tft gegen die Annahme der Vorinftanzen, daß der Kläger 
Betriebsbeamter gewejen fei, nichts einzumenbden. 

Die bisherigen Berhandlungen laffen ungewiß, ob bereits eine Werthfeſtſetzung 
aus 83 a.a.D., welde für den ftreitigen Fall anwendbar fein würbe, getroffen tft. 
Wäre dies der Fall, jo würde eine folche Feſtſetzung der Naturalienwerthe für Die 
Snftanzen der Nentenfeftftellung unbedenklich bindend fein. Die in Rede ftehende 
Borfchrift, die fi im ähnlicher Form ſchon in dem Gefegentwurf vorfand — $ 2. 
..... Der Werth der letzteren“ (Naturalbezüge) „wird nach Durchſchnittspreiſen 
in Anſatz gebracht; dieſelben werden von der unteren Verwaltungsbehörde feſt⸗ 
gefetst” —, wird in der amtlichen Begründung damit gerechtfertigt, daß man fd an 
die für die Unfall- und für Kranfenverfiherung geltenden Grundſätze anjchließen und 
durch entfprechende Beitimmungen Zweifeln und Streitigkeiten über den Werth von 
Naturalien vorbeugen müſſe (zu vergleihen Stenographifcdhe Berichte über die Ber- 
handlungen bes Neichstages 7. Tegislaturperiode, IV. Seffion 1888/89 Bam 4 — 
eriter Anlageband — Seite 66). Diefer Abficht des Gefetsgebers würde e8 am meiſten 
entfprechen, wenn für jede vorfommende Naturalleiftung im Boraus und ein für allemal 
der Geldwerth beftimmt wäre, fo daß alle von der Höhe des Lohnes abhängendern 
Punkte von Anfang an in einer für die Bethetligten Har erfennbaren Weife und gleich 
mäßig geregelt fein würden. Zugleich würde damit die Uebereinſtimmung zwiſchen dert 
auf den drei getrennten Gebieten der Arbeiterverfiherung geltenden Werthen gefihert 
fein. Alles dies wäre aber naturgemäß nur unter der Borausfetung erreichbar, Daß: 
nicht etwa eine andere Behörde, insbefondere eine Renteninftanz, Traft ihres Ermeſſens 
an Stelle der feftgefeten Geldwerthe andere feten darf. Die Forderung, daß tm 
Rentenftreitverfahren die beftimmten Werthe ohne Weiteres zu Grunde gelegt werben, 
berubt alfo, foweit e8 fi) nicht etwa um die vorgefetzliche Zeit handelt (zu vergleichen 
die Nevifionsentfcheibungen 45 und 168, Amtliche Nachrichten des R.V. A. J. u. 
A. V. 1891 Seite 157, 1892 Seite 118), nicht nur auf dem Wortlaut des Geſetzes, 
fondern eben fo fehr auf innerer Nothwendigleit. Sie fteht auch nicht etwa in Wider- 
ſpruch zu ber Auffaffung, daß die Frage der Berficherungspflicht innerhalb bes Renten- 
verfahrens der felbftändigen Präfung und Entſchließung der Rentenfeſtſtellungsbehörden 
vorbehalten bleibe (Reviſionsentſcheidung 403 a. a. O. 1895 Seite 84), Denn es 
handelt fich bier nicht um die Berficherungspflicht als ſolche — die überwiegend vor 
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ganz anderen Umftänden abhängt —, fondern um einen allerdings auch für die Be- 
urtheilung ber Berficherungspflicht bedeutſamen Nebenpunkt, beffen vorgängige und 
gleihmäßige Tseftlegung durch die Berwaltungsbehörde geboten ift und den Befugniffen 
ber Nenteninftanzen ebenfo wenig Abbruch thut, wie etwa bie von Bermwaltungs- 
behörden vollzogene Feſtſetzung der ortsüblichen Tagelöhne, wenn die Anwendung - 
des $ 4 Abfa 2 oder des 89 Abfat 3 des Invaliditäts⸗- und Altersverficherungs- 
geſetzes in Frage ſteht. 

Bweifelhafter Lönnte fein, ob auch dann, wenn allgemein gültige Wertbfeitfegungen 
der unteren Vermwaltungsbehörbe bisher nicht vorliegen, die Inſtanzen der Renten⸗ 
feftftellung lediglich auf ſolche Feſtſetzungen angewieſen find und fie erforderlichenfalls 
erft im Rentenverfahren herbeiführen müffen. Das Revifionsgericht hat diefe Frage 
bejaht. Nach dem Wortlaut der in Rede ftehenden Vorfchrift bleibt für eine Aus- 
nahme fein Raum. Zudem aber würde der Gedanke des Geſetzgebers, Streitigkeiten 
und wechfelndes Ermefjen verfchiedener Amtöftellen durch bie Beauftragung einer 
einzigen, den örtlicden Berhältniffen naheftehenden Behörde mit der Werthfeftfetung 
abzufchneiden, nur unvolllommmen verwirklicht werden, wenn in Grmangelung einer 
bereitS vorhandenen Beftimmung der unteren Bermaltungsbehörde alsbald die freie 
Schätzung des Schiedsgerichts oder der fonft mit der Sache befaßten Anftanz maß 
gebend wäre. 

Hiernach ift zunächſt noch die Beftimmung der unteren Bermwaltungsbehörde 
einzuholen. Zu dieſem Zwecke empfahl ſich die Zurüdverweifung der Sache an den 
Boritand der Beklagten. 

(Amtl. Nachrichten des Neichs-Verficherungsamts 1898. S. 396.) 


78. 

Tachweifung über die bei der Staatsforftverwaltung während des 
Ctatsjahres 1897/98 vorgelommenen Arbeiter: Erfranfungen und Bes 
triebsunfälle. 

Verfg. an bie Königlichen Regierungen. III 9709. 

Berlin, ben 22. Juli 1898. 

Aus den mir nach den Erlafien vom 23. Juni 1888 — III. 5651 — und 
11. Zuli 1890 — III. 8313 — eingereichten Nachmweifungen über bie bei ber 
Staatsforftverwaltung während bes Ctatsjahres 1897/98 vorgelommenen Arbeiter- 
Erkrankungen und Betriebsunfälle habe ich eine Gefammtnachweifung für den 
ganzen Staat anfertigen laffen. Einen Abdruck davon (a) erhält die Königliche 
Negierung anbei zur Kenntnißnahme. 

Minifterium für Landwirthſchaft, Domänen und Forften. 
Im Auftrage: Donner. 


79. 


Krankenverſicherung der Waldarbeiter. 
Allg. Verfg. an ſammtliche Königlichen Regierungen mit Ausnahme von Koblenz, Düſſeldorf, Köln, 
Trier, Aachen, Aurich und Sigmaringen. TIL 11741. 


Berlin, den 11. Auguft 1898. 
Um den fistalifchen Waldarbeitern in erweitertem Umfange als bisher die Wohl⸗ 
thaten des Kranfenverfiherungsgejees zu Theil werden zu laffen, made ic) die 
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a. 


Summariſche 
über die bei der Staatsforſwerwaltung vorgelommenen Erfrantungen von 
die Reichögefege vom 6. Juli 1884, 28. Mai 1885, 5. Mai 1886, 
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Arbeitern, welden Unterftügungen gewährt worden find, ſowie über die unter 
11. Juli 1887 fallenden Betriebsunfälle für das Etatsjahr 1897/98. 
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Königliche Regierung darauf aufmerkſam, daß nad 8 83 des Stranfenverfidherungs- 


geſetzes vom in in forfifisfalifchen Gutsbezirfen dem Forfifistus als 


Gutsherrn diefelbe Berechtigung zur ftatutariiden Einführung ber Krankenwer⸗ 
fiherungspflicht Iand- und forftwirthichaftlicher Arbeiter zufteht, welche durch 8 2 des⸗ 
felben Gefetses den Gemeinden und weiteren Kommunalverbänden zugeſprochen 
worden if. Es wird von diefer Befugniß jedoch in ber Regel nur dann Gebraud) 
zu mädchen fein, wenn die Möglichkeit vorliegt, die Walbarbeiter an eine beftehende 
Krankenkaſſe anzufchließen und fonftige fisfalifche Intereſſen nicht entgegenftehen. 

Die Folge der Ausdehnung der Berfiherungspflicht auf die fiskaliſchen Wald- 
arbeiter würde fein, daß die Torfiverwaltung */, der Kranlenverficdjerungsbeiträge zu 
übernehmen hat. Wenn die Möglichkeit nicht vorhanden ift, die Waldarbeiter an 
eine beftehende Krankenkaſſe anzufchließen, wird bie flatutarifche Einführung der 
Krankenverſicherungspflicht der fiskaliſchen Waldarbeiter andrerfeit8 nur dann zwed- 
mäßig fein, wenn die Einrichtung befonderer Krankenlaſſen ohne erhebliche finanzielle 
Dpfer für die Forftverwaltung zu ermöglichen if. 

Sollte daher in Zukunft von Arbeitern, jet es unmittelbar oder nad) Belehrung 
durch die NRevierverwalter, der Wunſch ausgefprochen werden, daß auch ihnen die 
Wohlthaten des Kranfenverfiherungsgejeßes zu Theil werden, ſo veranlaffe ich die 
Königliche Regierung, danad in Erwägung zu nehmen, ob fich die flatutarifhe Ein⸗ 
führung der Kranfenverficherungspflidht der fisfalifchen Waldarbeiter auf Grund der 
88 2, 83 bes Krankenverſicherungsgeſetzes empfiehlt. 

Winifterium für Landwirthſchaft, Tomänen und Foriten. 
Im Auftrage: Donner. 


Forſtkultur und Bewirthichaftung. Wegeban. 
80. 


Ausbau der Wegenetze in den Staatsforſten. 
Allgem. Verfg. an ſaͤmmtliche Königlichen Regierungen mit Ausnahme von Sigmaringen und Aurich. 
IIT. 9935. 


Berlin, den 2. Juli 1898. 

Bei den Bereifungen durch mich und meine Kommifjare ift die Wahrnehmung 
gemacht worden, daß der Ausbau der geplanten Wegenetze in den Staatsforften nicht 
überall in der gewünfchten Weife vorgefchritten, und daß felbft die Unterhaltung der 
bereit8 ausgebauten Wegeftreden öfter hinter den zu ftellenden Anforderungen zurüd: 
geblieben ift. Stellenweife fteht fogar zu befürchten, daß ein Foftfpieliger Neubau 
erforderlid) wird, weil für die Unterhaltung nicht rechtzeitig Fürſorge getroffen ift. 

Als Grund der ungenügenden Berüdfichtigung des Forſtwegebaus ift fait durch⸗ 
weg ber Mangel an Dlitteln unter Hinweis auf die an der Gentralitelle erfolgten 
Abſtriche an den beantragten Zufchäffen zum Kulturfonds angegeben worden. ch 
hoffe zwar, daß es möglich fein wird, künftig etwas reicjlichere Mittel zur Verfügung 
zu ftellen, ſpreche aber die beftimmte Erwartung aus, daß keinenfalls bereits aus⸗ 
gebaute MWegeftreden durch mangelnde Unterhaltung wieder verfallen. Auch darf id 
erwarten, daß der Neubau felbit in angemefjener Weiſe vorfchreiten wird, So 
dringend ich e8 wäünfche, die Aufforftung der neu erworbenen Deblänbereien raſch 
gefördert zu fehen, fo darf doch hierliber der Wegebau in den älteren Forſttheilen 
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nit vernadhläffigt werben, zumal die hierfür zu machenden Ausgaben eine Kapital- 
anlage darftellen, welche fich jofort hoch verzinft. 

In einer größeren Zahl von Oberförftereien ift bereit® Mangel an Wegebau⸗ 
Stoffen, namentlich an Kies und Steinen eingetreten. Andererjeits find Kiesgruben 
und GSteinbrüde in den Staatsforften an Privatperfonen und andere Staatsver- 
mwaltungen verpadhtet. Es ift zu erwägen, ob bei Abſchluß derartiger Pachtverträge 
nicht die Anlieferung von Kies, Steinen u. f. w. für die Zwecke ber Forftverwaltung 
den Pächtern zur Pflicht gemacht werden kann. Dies gilt insbefondere gegenüber 
den Eifenbahn-Berwaltungen, welde die Koften bes Transports ohne große Opfer 
‚Rbernehmen können. Ueberhaupt ift forgfältig zu erwägen, ob nicht auch in anderen 
Fällen die Herbeifhaffung von Steinen u. f. w. zum Forſtwegebau in größerer 
Menge den Vorzug vor der Anlieferung in Tleinen nach dem jedesmaligen Jahres: 
bedarfe bemefjenen Beträgen verdient. Dies wirb beifpielsweife dann zutreffen, wenn 
durch den Bezug von ganzen Schiffsladungen bie Koften ber Heranichaffung ſich ver- 
mindern laffen. Sollten hierbei für ein einzelnes Jahr erheblich gefteigerte Koften 
entftehen, fo werde id) darauf Bedacht nehmen, Zuſchüuſſe zu bemilligen, die in 
fpäteren Jahren wieder ausgeglichen werden können. 

Minifterium für Sandwirtkihaft, Domänen und Jorſten. 
bon Hammerftein. 


81. 
WMaßregeln gegen den Weymouthsliefernroft. 
Verſg. an fämmtliche Königlichen Regierungen ausschließlich Aurich und Sigmaringent. nn 


Berlin, den 7. Juli 1898. 

Die Königliche Regierung erhält beifolgend eine Abfchrift des Schreibens des 
Königlihen Bayeriſchen Staatsminifteriums der Finanzen (a.) mit dem Auftrage, 
dafür Sorge zu tragen, daß die in demfelben angeordneten Maßregeln zur Bekämpfung 
des Weymouthskiefernroftes in gleicher Weife in den Königlichen Preußifchen Yoriten 
getroffen werden. 

In Vertretung: Sterneberg. 


a 


Abdruck. 
ſt. b. Staatsmiuniſterium der Finanzen, Miniſterial⸗Forſtabtheilung. 
Betreff: Maßregeln gegen den Weymouthsliefernroſt. 

In der Finanz: Minifterial- Entjcdjliegung vom 25. Auguft vor. 38. wurde auf 
eine im 8. Heft des SJahrganges 1897 der „Forſtlich⸗naturwiſſenſchaftlichen Zeitichrift 
von Dr. Freiherrn von Zubeuf” erjchienenen Abhandlung über das Auftreten des 
Weymoutbstiefernblafenroftes und deffen Verbreitung durch den Bezug von Weymouths⸗ 
tiefernpflangen aus norddeutichen (Halſtenbeck) und anderen Gärtnereien aufmerffam 
gemadt. . 

Außer den in diefer Abhandlung angeführten Fällen find neuerdings Infektionen 
des Pilzes durch dorther bezogene Pflanzen beobachtet worden. 

Die Königl. Regierung, K. d. F., Forftabtheilung, wird daher beauftragt, die 
Königl. Forftämter anzuweifen, bis auf weiteres den Bezug von Weymouthskiefer⸗ 
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pflanzen aus außerbayeriſchen Pilanzichulen und auch aus bayerischen Gärtnereien, 
wo die Infektionsgefahr durch Ribesarten befteht, für den Gebraud) in den Staat®- 
waldungen zu unterlaffen, ferner darauf hinzuwirken, daß ſich die Gemeinden für 
ihre Waldungen und fonftige Baumanlagen diefer Bezugsquellen nicht bedienen, und 
foweit e8 möglich und veranlagt ift, aud) den Privatwaldbefigern gleiche Anregen zu 
ertheilen. 

In den Fällen, wo ber Anbau der Weymouthsfiefer angemeffen und beabfichtigt 
ift, find die hierzu benöthigten Pflanzen künftig ausfchließlich in den Pflanggärten ber 
Königl. Forftämter zu erziehen. Dabei ift zu beachten, daß für diefen Zweck Pflanz- 
gärten nur foldhen Orts angelegt und benutzt werden, wo eine Infektion der 
Pflanzen von in der Nähe befindlichen Ribesfträuchern nicht zu befürdten ift ınd daß 
zur Pflanzenzudt Gärten nicht verwendet werben, in foeldhen einheimifche oder aus⸗ 
ländifche Mibesfträucher, von meld’ Tetteren einige roth- und gelbblübende Arten 
häufig als Zierfträucher Berwendung finden, zum Verlaufe oder zu eigenen Anlagen 
angebaut find. 

Die Königl. Forftämter find ferner anzumweifen, dem Auftreten der Krankheit 
volle Aufmerkfamteit zu widmen, das unterftellte Schutperfonal geeignet zu ins 
firuiren und vom Pilz inficirte Pflanzen rechtzeitig auf die in der citirten Abhand⸗ 
ung angegebenen Weiſe befeitigen zu laffen. 

gez.: Riedel. 
An fämmtlihe Königl Regierungen, 8. d. F., Forftabtheilungen. 


Forſtſchutz. 
82. 
Schutz einheimiſcher Singvögel. Verbot der Fängiſchhaltung des 
Dohnenſtrichs nach Beendigung des Krammetspogelfanges. 
Allgem. Verfg. an ſämmtliche Königlidyen Regierungen mit Ausnahme berjenigen zu Aurich und 
Eigmaringen und abfchriftlich an fämmtliche Herren Negierungd-Präfidenten zur Beranlaffung gleidy- 
EB 


Berlin, den 13. Juli 1898. 

Es iſt zur Anzeige gelangt, daß in einzelnen Landestheilen noc lange Zeit nach 
Beendigung des Krammetsvogelfanges bis in den Winter hinein die mit Beeren ver- 
fehenen Dohnen aufgeftellt bleiben, und daß auf diefe Weife einheimifche Singpögeel, 
welche nicht zu den Zugvögeln gehören, in großer Zahl gefangen werden. 

Da ein folches Verhalten aud) bei dem Krammetsvogelfang in Staatswaldungen 
vorfommen foll, fo nehme ich hieraus Beranlaffung, im Intereſſe des Vogelſchutzes 
zu beftimmen, daß den Beamten der Staatsforftverwaltung, welchen die Anlegung 
bon Dohnenſtrichen in Staatswaldungen geftattet wird (vergl. $ 65, Nr. 5 ber Dienft- 
inftruftion für die Königlich Preußiſchen Forſter vom 23. Ottober 1868)*) aufzugeben 
ift, die Dohnen nur während ber für den Droffelfang freigegebenen Zeit fängiſch zu 
halten. Nach Ablauf diefer Zeit find entweder die Dohnen abzunehmen oder Die 
Schlingen an denfelben auszuziehen oder ganz zu entfernen. 

In Jagdpachtverträge, welche den Pächter aunsnahmsweife zum Krammets- 
vogelfang in einer Etaatswaldung berechtigen, ift fortan eine gleichartige Vorfchrift 


artiger Anordnungen für Gemeinde pp. und PBrivatwalbungen. 
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aufzunehmen. Auch if darin im Mangel anderweiter Beſtimmungen anzuorbnen, 
daß der Krammetspogelfang nicht über den 31. Dezember hinaus ausgedehnt werben 
darf (vergl. 8 8 des Neichsgefetes vom 22. März 1888, betreffend den Schuß von 
Bögeln)*). 
Die Beachtung diefer Borfchriften ift zu überwachen. 
Minifterium für Landwirtsihaft, Domänen und Forften. 
Im Auftrage: Schulk. 


Geſchäftsweſen. 
83. 
Heranziehung des Fiskus zu den auf das Einkommen gelegten direkten 
Kommunalabgaben von fiskaliſchen Domänen- und Forſtgrundſtücken 
auf das Etatsjahr 1. April 1898/99. 


Allgem. Verfg. an bie fämmtlihen Königlichen Regierungen mit Ausſchluß derjenigen zu Sigmaringen. 
IL 5598. III. 10888. 


Berlin, den 18. Juli 1898. 

In Gemäßheit der Borfhrift im 8 44 des Kommmunal- Abgaben » Gejetes vom 
14. Juli 1893 (Gef.-S. S. 152) habe ich in Nr. 164 des diesjährigen Deutichen 
ReichSanzeigers und Königlih Preußifchen Staatsanzeigers (a.) das Verhältniß öffent: 
lich befannt gemadjt, in welchem der in den einzelnen Provinzen aus den Domänen⸗ 
und Forftgrundftüden nach den Etats für 1. April 1898/99 erzielte Ueberſchuß der 
Einnahmen über die Ausgaben unter Berückſichtigung der anf denfelben ruhenden 
Berbindlichfeiten und Bermwaltungsfoften zum Grundfteuer-Reinertrage fteht. 

Bei der in Gemäßheit des 8 83 des bezeichneten Geſetzes für das laufende 
Steuerjahr der Gemeinden erfolgenden Heranziehung bes Stantsfisfus zu der Ge 
meinde-Eintommenfteuer ift das Reineinlommen aus fisfalifchen Domänen und Forften 
für die in Betracht fommenden Fiegenfchaften aus ihrem Grundfteuer- Reinertrage 
nad jenem Berhältniß, wie es für die betreffende Provinz feftgeftellt ift, zu ermitteln, 

Die Königl. Regierung wolle darauf achten, daß bei diefer Ermittelung richtig 
verfahren werde, und im Falle einer nach Ihrem Ermeflen zu hohen Veranlagung 
des Domänen- und Forſt⸗Fiskus zu der gedachten Steuer nicht verabfäumen, recht⸗ 
zeitig Einſpruch bezw. Klage im Bermwaltungsftreitverfahren zu erheben. 

Minifterium für Landwirtpihaft, Domänen und Forften. 
Im Auftrage: Thiel. 


8. 
Belanntmachung. 
In Gemäßheit der Vorfchrift im 8 44 des Kommunalabgabengefees vom 
14. Zuli 1893 (Gef.-S. ©. 152) made ich hierdurch öffentlich befannt, daß der bei 
der Beranlagung der Gemeinde -Einlommenftener von fiskaliſchen Domänen» und 
Foritgrundftücden für das laufende Steuerjahr der Gemeinden zu Grunde zu legende, 
aus diefen Grundftücden erzielte etat3mäßige Ueberfhuß der Einnahmen über die 
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Ansgaben unter Berückfichtigung der auf benfelben ruhenden Berbindlichleiten und 
Berwaltungstoften nach den Etats für 1. April 1898/99 
in der Provinz Oftprußen . . . . 155,9 Prozent, 
„n n Weftpreußen . . . . 1661 „ 
„ n Stat Bein . ». .»...,..0 n 
„» m Broinz Brandendung . . . - 181 „ 
un »  Bommen . ». » » . 177 
Von . » 2 2 2. BR13 „ 
„n „ Schleen . . ». ». 108 „ 
"„ n „ Sachſen eo 8 2 0.2.8 113,2 n 
vn „ Scleswig-Holftin . . 18587 „ 
„n „ HSamoerr . » » .. 104 „ 
il. „ „ „  Weflen . . 2. 84 „ 
12. „ „ HeffenNafiu . ». : NL  „ 
13. „ Nheinproving . ee MI m 
des Brundfteuer-Reinertrages beträgt. 
Berlin, den 9. Juli 1898. 
Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen nnd Forften. 
Im Auftrage: ge. Dr. Thiel. 


Guck 
ESF 21H m 8 1 = 


54. 
Unterfuchung des Gejundheitszuftandes von Beamten durch die Kreis 
medicinalbeamten und Ausftellung der Befundattefte. 

Allgem. Verfg. an 1. die fämmtlicden Herren Ober  Bräfibenten, — 2. den Herrn Bräfidenten bei 
Königlichen Ober : Landezkulturgerichte®, — 3. den Herrn Bräfidenten ber Königlihen Unftebelungs 
Tommiiflon zu Pofen, — 4. die fämmtlichen Herren Regterungs - Präfidenten, — 5. bie fümmtlichen 
Herren Beneraltommiffions - Präfidenten, — 6. die fämmtlichen Königlichen BRegierungen, — 7. bie 
Königliche Miniftertal« Militär und Baukommiſſion, — 8. die jämmtlichen Herren Seftüt-Dirigenten, 
— 9, bie Herren Reltoren: a. der Königlichen Landwirthſchaftlichen Hochſchule hierfelbſt, — b. der 
Königlichen Thierärztlichen Hochſchule hierſelbſt, — 10. die Herren Direktoren: a. der Königlichen 
Landwirthfchaftlichen Alademie zu Boppelsborf bei Bonn, — b. ber Königlihen Yorftafademien zu 
Eberswalde und Münden, — c. ber Königlichen Xhierärztlichen Hochſchule zu Hannover, — d. bes 
Königlichen PBomologifchen Inſtitutes zu Broßfau bei Oppeln, — e. ber königlichen Lehranftalt für 
Obſt und Weinbau zu Geiſenheim a. Rh, — 11. die Königliche Landesbaumfchule zu Enger — zu 

Händen des Herrn Ober: Bräfibenten zu Goblenz. — 1. A. 4612. 1. 7281. UI. 13788. 

Berlin, den 17. September 1898, 

Die Kreismedicinalbeamten find feither mit der aus bienftlihen Rüdfichten noth⸗ 
wenbigen Unterfuhung des Gejundheitszuftandes von Beamten und der Austellung 
der Befundattefte von ben oberiten Provinzialbehörden der verfchiedenen Reſſorts 
nidt unmittelbar, fondern durch Vermittelung des Regierungs-Präfidenten bezw. 
des Polizei-Präfidenten zu Berlin beauftragt worden. Behufs Bereinfahung des 
Schreibwerkes beftimme ich, daß fich die zuftändigen Behörden der mir unterftellten 
Verwaltungen künftig mit ben betreffenden Kreisphyfifern in Fällen der gedachten 
Art in unmittelbare Berbindung fegen. Die Liquidationen über Toftenpflichtige 
Attefte find nad) wie vor mit einer Abfchrift des Atteftes dem betreffenden Regierungs- 
Präfidenten bezw. dem Polizei» Präfidenten zu Berlin zur Prüfung und Feſtſtellung 
zu überjenden. 

Minifterium für Landwirtbihaft, Tomänen nnd Forften. 
Im Auftrage: Dr. Thiel. 
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Kaſſen⸗ und Nechnungsweſen. 
85. 
Derrechnung der Bekanntmachungs⸗ pp. Koften bei Verdingung von 
Bauten. 
Berfg. an bie Königliche Regierung zu Potsdam und abſchriftlich zur gleihmäßigen Beachtung ar 
bie fämmtlichen übrigen Königlichen Regierungen mit Ausſchluß von Sigmaringen, bie Königliche 
Minifterial-, Militär und Baukommiſſton bier und bie Herren Direktoren der Königlichen Forſt⸗ 
alabemien zu Eber&walbe und Münden. 
Berlin, den 29. Juni 1898. 

Die bei Ausfchreibung und Verdingung von Lieferungen und Arbeiten für Hoch», 
beziehungsweife Waffer- und Wegebauten ber Staatsverwaltung dem Fiskus zur 
Laft fallenden Koften find, wie in Abänderung bes Erlaffes vom 29. Januar 1881 
(IH. 259)*) hiermit beftimmt wird, bei der Domänen- und Forftverwaltung künftig 
in gleicher Weife, wie dies gemäß dem Erlaffe der Herren Minifter der öffentlichen 

III. 8262 


Arbeiten und Finanzen vom 4. März 1883 — In. 2822 M. d. 5. A. I. 2562 in. 
L 878 


Min. — bei der allgemeinen Bauverwaltung gefchieht, auf die betreffenden Baufonds 
anzuweiſen. 
Miniſterium für Landwirthſchaft, Tomänen und Forſten. 
Im Auftrage: Donner. 


Etatsweſen. 
86. 
Titeländerungen im Etat der Forſtverwaltung. 
Allgem. Verfg. an die fämmtlien Königlichen Regierungen mit Ausnahme von Aurich und 
Sigmaringen. IIL 7541. 
Berlin, den 13. Juli 1898. 

Die Königliche Regierung wird veranlaft, in den Kaffenbücern, Abfchlüffen, 
Hechnungen, titelweifen Zufammenftelungen und bei Neuaufftellung von Etats ber 
Forfiverwaltimg in dem Zitelterte von Kap. 2, Zit. 8, 13 und 15 vor dem Worte 
Förfter das Wort Nevierförfter einzufchieben. 

Neben dieſer durch den Etat fir 1898/99 bedingten Abänderung ift weiterhin 
der bisherige Titel 9 des Kapitel 2 der Ausgabe in ber unterm 16. Mai d. 38. 
(III 4039) angegebenen Weife in Titel 9, 9a und Ib zu trennen. 

Der zu dieſem getrennten Nachweife der Ausgaben erforderlide Raum iſt in 
den dort noch vorhandenen Formularen zur titelweifen Zufammenftellung der Ein» 
nahmen und Ansgaben dadurch zu gewinnen, daß die Spalten für die bisherigen 
Titel 9 und 9a überfiebt und an ihrer Stelle Spalten für Titel 9, 9a und 9b 
gezogen werben. 

Die bisher umter Titel 9a nachgewieſenen Borichäffe für Forſtbeamte (Oberförfter, 
Nevierförfter, Foͤrſter und Waldwärter) zur wirthſchaftlichen Einrichtung bei Webernahme 
einer Stelle gehen auf Kap. 2 Titel Ic über. 
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Letzterer kann in den dortigen titelweiſen Zuſammenſtellungen fortfallen, da die 
Ausgaben bei ber General⸗Staatslaſſe verrechnet werden. 


Zufat für die Regierung Königsberg, Gumbinnen, Danzig, Marienwerder, 
Stettin, Köslin, Stralfund. 

Ausgabetitel 5 des Kapitels 11 der einmaligen und außerordentliden Ausgaben 
lautet fortan: „Zur verſuchsweiſen Errichtung von Inſthäuſern für Arbeiter in den 
Provinzen Oft- und Weftpreußen ſowie Pommern.” 

Miniſterium für Landwirtgihaft, Domänen und Forften. 
Im Auftrage: Schultz. 


Forſtſtrafrecht und Strafprozeß. 
87. 
Deich⸗ und Sielordnung. Vothhälfe. 


Der 8 168 ber Deich- und Sielordnung für Hannover vom 15. April 1863 
beftimmt: 

„er ohne zureichenden Entjehuldigungsgrund der Aufforderung zur 
Leiftung der Nothhülfe nicht folgt, ſoll Geldbuße bis zu 50 Thlr. oder Gefang- 
niß bis zu 4 W. erleiden.“ 

Im vorliegenden alle hatte der zuftändige Verwaltungsbeamte die Aufforderung 
zur Leiſtung der Nothhülfe ergehen lafien. Der Angellagte, der diefer Aufforderung 
nicht entfprochen hatte, behauptete vor dem Strafrichter, es habe fein ausreiherader 
Grund zu der Aufforderung beitanden, ein Fall der Nothhülfe habe nicht vorgelegen. 

Das Kammergericht hat die Erörterung der frage, ob ber all ber Nothhülfe 
vorlag, abgelehnt und erklärt: Die Prüfung, ob ein folder Fall vorläge, ftehe allein 
der zuftändigen Behörde oder dem zuftändigen Beamten zu, der im Falle der Gefahr 
die Aufforderung ergeben laſſe, ergebe eine folche Aufforderung, jo müffe ihr un- 
weigerlich ‘Folge geleiftet werden, ſonſt trete die Strafe des $ 168 ein. 

Zweck der Beftimmungen der Deichorbnung fei, thunlichft fchnelle und aus- 
reichende Hülfe im Falle der Gefahr zu erlangen; wollte man dem Aufgeforderten 
ein Recht der Prüfung zugeftehen, ob die Aufforderung zu Recht ergangen fei, fo 
würden die Beſtimmungen über die Leiftung der Nothhülfe in Frage geitellt werden. 

Entſcheidung des Kammergerichts, Straffenats, vom 4. November 1895 (Johow, 
Jahrbuch, Bd. 17, 13898. ©. 405). K. D. 


88. 
Oeffentlicher Weg auf einem Bahnterrain. 


Die Entſcheidung darüber, ob tiber ein Bahnterrain ein Öffentlicher Weg gebt, 
ſteht nicht der Eifenbahnpolizeibehörde, fondern der ordentlichen Wegepolizeibehörde 
und dem Berwaltungsrichter in dem durd) $ 56 des Yuftändigfeitsgefege® geordneten 
Berfahren zu. In diefem Verfahren lommt die Eifenbahnverwaltung nit als Bahn- 
polizeibehörde, fondern als Vertreterin des Eiſenbahnfiskus in Betrag. 

Das durh 857 des YZuftändigleitsgejeges für die Einziehung und Verlegung 
öffentlicher Wege geordnete Verfahren greift nur infoweit Pla, als nicht die Zu 
ftändigfeit der Behörden durch bejondere Geſetze abweichend geregelt iſt. Letzteres ift 
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durch 5 4 des Geſetzes über die Eifenbahnunternehmungen vom 3. November 1838 
dahin gejchehen, daß die Landespolizeibehörde bei der Genehmigung der Bahnlinie in 
ihrer vollſtändigen Durdführung auch über die damit zufammenhängenden Wege- 
verlegungen und -Einziehungen zu befinden bat. 

Zeigen fi in dem ftattgehabten lanbespolizeilichen Verfahren Lücken, fo ift nicht 
die Ortspolizeibehörde zuftändig, foldde auszufüllen; die erforderlichen Anordnungen 
find landespolizeilich zu treffen und zwar auch fpäterhin in Ergänzung eines früheren 
unvolltändigen Berfahrens. 

Endurtheil des O⸗B.G., IV. Senats, vom 3. Februar 1897. 

(Entſcheidungen Bd. 81, S. 198.) K. D. 


89. 
Merkpfahl. Spätere Veränderung. 


Eine Streitigkeit im Sinne des $ 67 Abſ. 3 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 
1. Auguſt 1883 liegt nur dann vor, wenn die Betheiligten in einem anhängigen 
Mertpfahljegungsverfahren darüber uneinig find, ob die Höhe des Wafferftandes durch 
rechtskräftige Urtheile, giltige Verträge, Berleihungen oder rechtsverjährten Befit be 
fimmt und ber Merkpfahl von den Kommiffionen daher nad; Maßgabe diefer Be- 
fimmung zu jeten fei (SS 4, 5 des BVorflutbgefeges vom 15. November 1811). 

Zur Nachprüfung und Feititellung, ob ein im Merkpfahlfeungsverfahren ge- 
fetster Mertpfahl die feſtgeſetzte Stauhöhe noch richtig angtebt, ift weder das Ber- 
waltungsftreitverfahren eröffnet, noch ein neues Merkpfahlfeftfegungsverfahren gegeben, 
wohl aber kann bie Wafferpolizeibehörde angerufen und von- diejer, wenn ſich eine 
Beränderung des Pfahls in feiner Stauhöhe ergieht, das Erforderliche zur Wieder- 
beritellung der beftiimmungsgemäßen Höhe des Pfahls vorgenominen werden. 

Endurtheil des O.V.G., III. Senats, vom 25. März 1897. 

(Entſcheidungen Bd. 32 ©. 269.) K. D. 


90. 
Oeffentlicher Weg. Oeffentliche Bekanntmachung. 


Die Polizeiverwaltung zu S. veröffentlichte durch Aushang ſowie durch Ein: 
rücken in ihr amtliches Veröffentlichungsblatt folgende Bekanntmachung: 
„Bekanntmachung. 

Auf Antrag des hiefigen Magiſtrats wird der Weg, welcher..... bis 
zum Fuße des Marienberges führt und auf der ſtädtiſchen Gemarkungsfarte 
mit Nr. 36 bezeichnet ift, als ein Öffentlider Weg erllärt und für 
den Öffentliden Berlehr hiermit in Anfprud genommen. Ein- 
fprüche biergegen find zur Vermeidung bes Ausſchluſſes binnen 2 Wochen, 
vom Zage des Ericheinens diefer Veröffentlihung an gerechnet, bei der unter- 
zeichneten Wegepolizeibehörde ſchriftlich anzubringen. 

S., DEN... 

Die Polizeis-Berwaltung.” 
Zwei benachbarte Befier erhoben Einfprud und Ylagten, nachdem der Einſpruch 
zurüdgeiwiefen war, im Berwaltungsfireitverfahren mit der Behauptung, der Weg fei 
Kein Öffentlicher Weg, die Kläger jeien Eigentümer oder Servitutberechtigte. Kreis⸗ 
ausſchuß und Bezirksausſchuß wiejen die Klage unter der seftftellung, daß der Weg 


— 324 — 


ein Öffentlider Weg fei, ab. Das Oberverwaltungsgericht bat bie polizeiliche Be 
kanntmachung für rechtsunwirkſam erllärt. 


Aus den Gründen: Die Snanfpruchnahme eines Weges für ben dffentlidyen 
Berfehr fei eine Anordnung aus 88 55, 56 des Zuftändigleitsgefekes*); eine folde 
Anordnung fei feine Poligeiverordnung, fondern eine Polizeiverfügung; eine 
folhe müfle fih an einzelne beftimmte Berfonen riten und beffimmte 
einzelne Fälle regeln; die Anorbnung könne nur aus Anlaß eines be- 
ffimmten Falles und gegen die beftimmte Perfon ergeben, welde, die Oeffentlich⸗ 
feit des Weges beftreitend, das ausſchließliche Eigenthum oder ein die Oeffentlichkeit 
und bie ausfchließliche Verfügung der Polizei befchränfendes Recht an dem Wege 


2) Die 85 55 und 56 bed Geſehes über bie Zuftänbigleit der WBerwaltungs- und Berwaltungs- 
gerichtöbehörden vom 1. Auguft 18583 lauten: 

8 55. Die Auſſicht über bie Öffentlihen Wege und beren Bubehörungen, fowie bie Sorge 
dafür, daB den Bedürfniſſen des öffentlichen Verkehrs in Bezug auf das Wegeweſen Genüge geſchieht, 
verbleibt in dem bisherigen Umfange den für die Wahrnehmung ber Wegepolizei zuftänbigen Be 
horden. Sinb dazu Leiftungen erforberlidh, fo bat bie Wegepolizeibehbrde den Pflichtigen zur Er⸗ 
fülung feiner Berbinblichkeit binnen einer angemeflenen Friſt aufzuforbern und, wenn die Verbind⸗ 
Iichteit nicht beftritten wird, erforderlichen Yalles mit den gejeßlihen Biwangsmitteln anzuhalten. 
Auch iſt die zuftändige Wegepolizeibehörbe befugt, das zur Erhaltung bes gefährdeten oder zur 
Wiederherftellung bes nnterbrochenen Verkehrs Nothwendige, auch ohne vorgängige Aufforberung bes 
Berpflicgteten, für Rechnung befielben in Ausführung bringen zu lafien, wenn bergeftalt Gefahr im 
Berzuge iſt, daß bie Ausführung ber vorzunehmenben Arbeit durch ben Berpflichteten nicht abgewartet 
werben lann. 

& 56. Segen bie Anordnungen der Wegepolizeibehörbe, welche den Bau und bie Unterhaltung 
der Öffentlichen Wege oder die Aufbringung und Wertheilung ber bazu erforderlichen Koften oder Me 
Snanipruchnahme von Wegen für den Öffentlichen Bertehr betreffen, findet als Rechtznittel innerhalb 
zwei Wochen der Cinſpruch au bie Wegepolizeibehörde ftatt. 

Wird ber Einſpruch der Vorſchrift bes erſten Abſatzes zuwider Innerhalb der geieglihen Frift 
bei denjenigen Behörden erhoben, welche zur Beſchlußfaſſung ober Enticheldung auf Beſchwerden gegen 
Beichlüffe ober Berfügungen der Wegepolizeibehörde zuftändig find, fo gift bie Yrift als gewahrt. 

Der Einſpruch ift in folgen Bällen von ben angerufenen Bebörben an die Wegepolizeibehörbe 
zur Beichlußfaffung abzugeben. 

Ueber den Einiprud hat die Wegepolizeibehörbe zu beichließen. Gegen den Beſchluß findet bie 
Klage im Berwaltungsftreitverfahren ftatt. Dieſelbe ift, foweit ber in Anſpruch Genommene zu ber 
ihm angejonnenen Leiftung aus Gründen bes Öffentlidden Rechts ftatt feiner einen anberen für ver» 
pflihtet erachtet, zugleich gegen dieſen zu richten. In dem Berwaltungsftreitverfahren ift entftehenben 
Falles auch barüber zu enticheiden, ob ber Weg fir einen Bffentliden zu erachten ift. 

Auch im Uebrigen unterliegen Streitigleiten der Betheiligten barüber, wem von ihnen bie 
öffentlich «rechtliche Verpflichtung zur Anlegung ober Unterhaltung eines öffentfidden Weges obliegt, 
der Entiheidung im Berwaltungzftreitverfahren. 

Die Klage ift in den Fällen bes vierten Ubfages innerhalb zwei Wochen anzubringen Die 
suftändige Behoörde kann zur Werboliftändigung der Klage eine angemeflene Nachfriſt gewähren, 
Durch den Ablauf diefer Friften wird jeboch die Klage im Verwaltungäftreitverfabren auf Erſtattung 
des Geleifteten gegen einen aus Sünden des öffentlichen Rechts verpfliägteten Dritten nit aus“ 
geichlofien. 

Buftändig im NWerwaltungsftreitverfahren ift in erfter Inftanz der Kreisausihuß, in Stabte 
freifen, in Stäbten mit mehr als 10000 Eimmohnern, und, fofern es fi) um Chauffeen handelt, oder 
ein Brovinzialverband, Landes-Kommunal: oder KHreis-Fommunalverband als ſolcher, oder — in der 
Provinz Hannover — ein Wegeverbanb betbeiligt ift, ober wenn bie Klage gegen Beichlüfie bes Lanb- 
raths gerichtet ift, ber Bezirksausſchuß. 

Wird ein Weg im Bertvaltungsftreitverfahren für einen öffentlichen erklärt, fo bleibt bem- 
jenigen, welcher privatrechtliche Anſprüche auf den Weg geltend macht, der Antrag auf Entihäbigung 
gegen den Wegebauverpflichteten im orbentlidden Rechtswege nad) Maßgabe des $ 4 des Welches dom 
11. Mai 1843 (Geſ.S. ©. 192) vorbehalten. 
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behaupte oder thatfächli in Ausübung eines folchen behaupteten Nechts in ben 
Beſtand des Weges oder in den Verkehr auf bemfelden eingreife; nur eine folde 
Inanſpruchnahme könne die Grimdlage für die in $ 56 geregelten Rechtsmittel 
des Einſpruchs und der Klage geben; die vorliegende Belanntmachung könne daher 
nur als eine Kundgebung dahin aufgefaßt werden, daß bie Polizei benbfichtige, den 
Weg als einen Öffentlichen zu behandeln, fie ftelle alfo lediglich eine einleitende 
Maßregel bar. Das O.V.G. mißbilligt fchließlih die Inanſpruchnahme eines 
Weges als eines öffentlichen Weges durd derartige, den Gefeten nicht entfprechende 
Bekanntmachung. 

Endurtheil des O.V.G., IV. Senats, vom 24. April 1897. 

Entſcheidungen Bd. 31, ©. 191.) K. D. 


91. Ä 
Benugung Sffentlicher Wege durch die Anlieger. 

Die Benutung Öffentlider Wege durch die Anlieger beruft ber 
Regel nad) anf feinem anderen und weitergehenden Rechtsgrunde, als 
deren Benutzung durd Jedermann, ber an folder Benutung ein Inter- 
effe bat. Die Anlieger haben daher aud fein im Berwaltungsftreit- 
verfahren verfolgbares Recht, eine beſtimmte ihren Jntereffen ent- 
fprehende Einrihtung der Öffentlihden Wege für den Berlehr zu 
verlangen. Nur wenn die Polizeibehörde einen dffentliden Weg als 
folden ganz oder theilmeife einzieht, ſteht dem Anlieger ein Klagerecht 
ebenfo wie jedem Anlieger zu. 

Beicheib des O.V.G., IV. Senats, vom 10. Mai 1897. 


(Entfheidungen Bd. 82, ©. 218.) K. D. 
Jagd uud Fiſcherei. 
92. 
Welcher Hund gilt als Herrenlos im Sinne der Kannoverfchen 
JagdordönungP 
Der 8 82, Abf. 1, 8 der Hannoverfchen Jagdordnung vom 11. März 1859 


beftimmt: 
„Es ift bei einer im Wiederholungsfalle zu verdoppelnden Strafe von 


einem Thaler verboten, Hunde in einem Jagdrevier herrenlos umberlaufen 
zu laſſen. 

Auf Schweißhunde, Saufinder, Hühnerhunde, Windhunde und Teckel, 
welche während der Jagdzeit überjagen, findet_biefe Beitimmung feine An⸗ 
wendung (vergl. $ 85). 

Das Kammergericht erflärt: als „berrenlos umherlaufend“ müſſe jeder 
Hund angefehen werden, der von feinem Herrn foweit entfernt umhberlaufe, daß 
deffen Einwirkung auf den Hund verloren gegangen fei (dev alfo außer Seh» oder 
Rufweite fich befinde). 

Entſcheidung des Kammergerichts, Straffenats, vom 26. September 1895. 

(Johow, Jahrbuch, Bd. 17, ©. 410.) K. D. 


Jahrb. d. Preuß. Forſt⸗ u. Jagbgeſetzg. XXX. 22 
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93. 
Iſt das Tödten eines kranken Wildes während der Schonzeit 
verboten? 


Das Kammergericht hat in feiner Entiheibung vom 17. November 1884 (Johow, 
Jahrbuch, Bd. 5, ©. 826 ff.) die Strafbarleit der Tödtung angenommen. In ber 
jest vorliegenden Entfcheidung ift diefer Standpunkt feftgehalten. 

Sm dem zu entfcheidenden Falle hatte der Angeflagte einem Kitsbode, der ſich 
in einer Falle gefangen hatte, den Fangſchuß gegeben, um ihn von feinen Qualen 
zu befreien. Die Straflammer hatte den Angeflagten freigefprohen. Das Kammer: 
gericht hat aber verurtheilt, weil zur Anwendung der 81, Nr.6, und $ 5 ber auf 
das Tödten des Wildes gerichtete Wille des Thäters zur Anwendung des Geſetzes 
genüge, ein befonderer firafrechtlicher dolus nicht erforderlich fei._ Das Rammer- 
gericht erflärt: die erwähnte Geſetzesſtelle fei als Berbotsgejet ftrift auszulegen. 

Entfcheidung des Kammergerihts vom 17. Oftober 1895. 

(Johow, Jahrbuch, 36.17, ©. 411.) 

NB. Geſetzgeberiſch wäre es möglich zwifchen dem ‘alle, daß der Jagd⸗ 
berechtigte töbtet, und dem andern alle, daß ein dritter völlig Unberechtigter 
tödtet, zu unterfcheiden. 

Nach dem jest geltenden Bildfepongefege kann m. E. die Töbtung des Franten 
Thieres nicht ftrafbar fein, weil fonft nah $ 5 auch das Einfangen des kranken 
Thieres zum Zwede der Heilung durd den Jagdberechtigten ftrafbar wäre, was 
offenbar vom Geſetze nicht beabfichtigt fein ann. Wenn das Kammmergeriht fagt: 
das Geſetz fei ſtrikt auszulegen, fo kann dies doch gewiß nicht heißen: e8 komme 
nit auf den logifhen Zuſammenhang an. M. €. ift jedes Geſetz, auch ein 
Strafe androhendes VBerbotsgeje, vor allen Dingen mit den Mitteln des gefunden 


Menſchenverſtandes auszulegen. K. D. 
91. 
Beichädigung der Oderdämme. Polizeiverordnung. Sifcherei- 
privilegium. 


Die Fiſcherinnung zu Glogau Hat das Privilegium, im Oderftrom ungehindert 
zu filhen und zur Ausübung des Filchfangs TFifcherzeichen, zu denen auch Heine 
Pfähle gehören, in den Damm zu fchlagen. Eine Polizeiverordnung der Königlichen 
Regierung zu Liegnig vom 80. uni 1857 verbietet zum Schutze der Deiche bie 
Cinſchlagung von Pfählen allgemein. Es entftand die Yrage, ob diefe Verordnung 
für die Fifcherinnung trotz ihres Privilegiums verbindlich fei. 

Die Trage ift vom Kammergericht bejaht. Der höchſte Gerichtshof ſtützt fich 
auf 3 24 des Geſetzes über das Deichweien vom 28. Juni 1848: 

„Die Regierung ift befugt, eine ſolche Benutzung ber Deiche, welche deren 
Widerftandsfähigleit zu fchwächen geeignet ift, zu befchränfen oder ganz zu 
unterfogen.. Werden hierdurch wohlerworbene Rechte einge- 
Ihräntt oder aufgehoben, fo hat der zur Unterhaltung des 
Deiches Verpflichtete den Berechtigten zu entfhädigen.“ 

In der Begründung der Enticheibung ift endlich bemerkt, daß die Bolizei- 
verordnung aud auf Grund bes $ 6 unter b des Gejetes fiber die Polizewwermaltung 
vom 11. März 1850 zuläfftg fei, meil fie die „Sicherheit der Ufer” betreffe. 
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Die Yılderinnung ift hiernach troß ihres Privilegs nicht befugt, Pfähle in die 
Ufer einzufchlagen; es if ihr überlafien, ihr Recht auf Entſchädigung anderweit 
geltend zu wachen. 

Enticheidung des Rammergerichts vom 28. Oltober 1895. 

(Zohow, Jahrbuch, Bd. 17, ©. 413.) K. D. 


95. 
Jagdſcheinkontrolle in Hannover. Darf ein Königlicher Forſtaufſeher 
außerhalb feines Reviers nach dem Jagſcheine fragen? 

Der Fabrilant B. zu Hannover war angellagt auf Grund des $ 11, Nr. 1 
des Jagdſcheingeſetzes vom 31. Juli 1895, weil er dem Königlichen Forſtaufſeher M. 
die Borzeigung des Jagdſcheins verweigert hatte. Es entftand die Frage, ob ber 
Forſtaufſeher überhaupt berechtigt war, außerhalb feines Schutbezirts den 
DB. nad) dem Jagdſcheine zu fragen. 

Diefe Frage ift vom Kammergerichte verneint. Die Gründe lauten: 

Für die Entfcheidung diefer Frage ift nicht die Beſtimmung des Abfat 3 bes 
$ 23 der Hannoverfchen Jagdordnung vom 11. März 1859, fondern der $ 11, Nr. 1 
des Jagdſcheingeſetzes vom 31. Zuli 1895 maßgebend. Stelling ift zwar der Meinung, 
daß die zweite Alternative des Abſatz 2 des 8 22, welche lautet: 

„oder die Borzeigung bdeffelben an die im betreffenden agbbezirfe Jagd⸗ 

berehtigten und ihre Vertreter oder die dafelbft zur Wahrnehmung der jagd- 

polizeilihen Aufficht Berechtigten verweigert, Strafe von 1 Thaler” 
noch gilt (vergl. Stelling „Hannover Jagdrecht“, Anm. zu $ 28, ©. 156. 
Stelling, das Jagdſcheingeſetz vom 31. Zuli 1895, Anm. 1 zu $ 11, ©. 92). 
Diefer Anficht kann jedoch nicht beigetreten werden. Denn der $ 2% ift fomweit, als 
er Beftimmungen über den Zagdfchein enthält, dur 8 10 des Jagdſcheingeſetzes 
deshalb für aufgehoben zu erachten, weil dieſes Geje die Materie des Jagdſcheins 
für den ganzen Umfang der Monarchie mit Ausnahme von Helgoland und 
fomit auch für die Provinz Hannover generell geregelt hat (vergl. Bauer „die 
Jagdgeſetze Preußens“, S. 198; v. Seherr-Thoß „das Jagdſcheingeſetz“ vom 81. Juli 
1895, 2. Aufl., ©. 36). 

Auch 8 6 des zur Ausführung des Yagdpolizeigefeges vom 7. März 1850 er- 
Iaffenen Publikandums der Minifter des Imnern und der landwirthichaftlichen An- 
gelegenheiten voni 14. März 1850 (Dein. BI. für die innere Berwaltung S. 107; 
v. Seherr-Thoß a. a. O., S. 95), wonach die Rolalbehörben zu veranlaffen find, alle 
Auffichtsbenmten mit Einfchluß der Tyorftbedienten zur Ueberwachung der Jagd⸗ 
fontraventionen jeber Art, befonder® der Liebertretungen der durch das Geſetz vom 
7. März 1850 getroffenen jagbpolizeilihen Uebertretungen anzuweifen und zur 
fchleunigen Anzeige der entdeckten Vergehen anzuhalten find, Tann nicht in Betradht 
fommen, weil berfelbe nur für die Preußifhe Monardie in ihrem damaligen Um- 
fange, alſo nicht für die jetige Provinz Hannover erlaffen ift. 

Für den Umfang der Rechte und Pflichten der Königlichen Forſtbeamten, ins» 
befondere auch der Tyorftauffeher bei Ausübung des Jagdſchutzes, alfo aud) der Jagd⸗ 
polizei find fiir den gegenwärtigen Umfang der Preußiſchen Monarchie, alfo auch für 
die Provinz Hannover die Beftimmungen der vom Finanzminifter erlaffenen Dienft- 
Snftruftion für die Königlich Preußifchen Yörfter vom 23. Oftober 1868 maßgebend, 


23* 
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in welchen die Grenzen der jagdpolizeilichen Amtsbefugniſſe dieſer Beamten genau 
gezogen find. Unter Abſchnitt II beftimmt als Gefchäftskreis im Allgemeinen 8 37 
i. &., daß der Förfter in dem ihm anvertrauten Schußbezirt die Befolgung 
der Jagbpolizeigefebe zu überwachen, aud von zu feiner Wahrnehmung oder 
Kenntniß gelangenden Zuwiderhandlungen gegen die Jagdpolizeigefege in nicht zu 
feinem Schutzbezirk gehörenden und in nit Königlihden Waldungen 
feinem vorgefetten Oberförfter Anzeige zu machen bat. Im 8 40, Abfa 3 if 
dann weiter befiimmt, daß die Berpflichtung zur Ausübung des Jagdſchutzes ſich 
nicht allein auf den fpeziell überwieſenen Geſchäfts- und Schutzbezirk erftredt, fondern 
auch auf fämmtlihe angrenzende Schutbezirfe und alle diejenigen Königlichen 
Forſten, welche er (der Förfter) auf dem Wege von feiner Wohnung nach feinem 
befonderen Gefchäftsbezirte oder auf dem Wege zum Oberförfter oder zum Forſt⸗ 
gerichte berührt. Nach 8 71 find aber diefe Beftimmungen ber Dienſt⸗Inſtruktion 
auch für die Forſtaufſeher maßgebend. Hiernach ift dem Königlichen Yörfter 
bezw. Forftauffeher nach der allgemeinen Beitimmung bes $ 87 die Ueberwachung 
der Befolgung der Yagdpolizeigefege nur in dem ihm anvertrauten Schub- 
bezirt übertragen; von den Zuwiderhandlungen gegen diefe Geſetze in ben nicht 
zu diefem Bezirke gehörenden und in nicht Königlichen Waldungen bat er nur feinem 
vorgefetsten Oberförfter Anzeige zu machen. Da aber die Aufforderung zur Bor- 
zeigung des Jagdſcheins ein Alt der Ueberwachung der Befolgung ber jagbpolizeilichen 
Vorſchrift des $ 11, Nr. 2 des Jagdſcheingeſetzes vom 81. Juli 1895 ift, fo ſteht 
diefe dem Forftbeamten nur in dem ihm anvertrauten Schußbezirt, nicht aber in 
einem anderen nicht fißfalifchen Fagdbezirfe zu. Nimmt er in lekterem eine Zu⸗ 
widerhandlung gegen das gebachte Geſetz wahr oder kommt folche zu feiner Kenntuiß, - 
fo ift er nur zur Anzeige an feinen vorgeſetzten Oberförfter verpflichtet und berechtigt. 
Wenn der $ 40, Abfat 3 die Verpflichtung zur Ausübung des Jagdſchutzes auf 
ſämmtliche angrenzenden Schutzbezirke ausdehnt, fo kann hierunter nur die Ber 
pflihtung in dem Umfange verftanden werden, wie fie im 8 37 abgegrenzt ift. Eine 
Ueberwachung ift daher in den angrenzenden Schutzbezirken ausgeſchloſſen. Hiervon 
abgefehen ift unter „Schutbezirt” nach der Bedeutung, wie diefer Ausprud fonft in 
der Dienfl-Inftruftion 3. B. in den 88 87, 89, 65 gebraucht ift, nur der zur König- 
lichen Forſt gehörige Schußbezirk zu verftehen (vergl. Entf. des Reichsgerichts, 
Bd. 20, ©. 347). In einem folden Bezirte hat aber im vorliegenden Falle die 
Sagdfchein- Kontrolle feitens des Forſtaufſehers nicht flattgefunden. Yür bie Anftcht, 
daß der Forfifchugbenmte zur Ausuibung jagbpolizeilicher Funktionen, namentlich der 
Ueberwachung der Befolgung der jagdpolizeilichen Vorſchriften aur in dem ihm an» 
vertrauten Schutzbezirk berechtigt ift, fpricht auch der Minifterial-Erlaß vom 23. Zuli 
1883 (Min. Bl. für die innere Verwaltung S. 181; v. Seherr-Thoß a. a. D., 
Anhang ©. 98) betreffend die Thätigleit der Forſtſchutzbeamten als Hälfsbeamte ber 
Staatsanmwaltichaft, worin es u. U. beißt: 

„Die Beftellung der Forftihutbeamten zu Hülfsbenmten der Staats⸗ 
anwaltihaft Hat nun, was ben fachlichen Umfang der ihnen übertragenen 
Funktionen angeht, zunächſt die Zwecke des Forſtſchutzes im Auge und foweit 
e8 auf felbftändiges Handeln in jener Eigenfchaft anfommt, haben des⸗ 
balb jene Beamten ihre Thätigleit zu befchränten auf die Verfolgung 
folder Geſetzwidrigkeiten, welche in den ihnen im Hauptamte zugewiefenen 
Schutzbezirken begangen werden” u. f. w. 
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„Anlangend die Örtliche Zuftändigkeit der Forſtſchutzbeamten als Hülfs- 
beamten ber Staatdanwaltichaft, fo verfteht es filh, daß diefelben durch einen 
Auftrag des Staatsanwalts die Befugniß erlangen, auch außerhalb ihres 
eigenen Schutzbezirkes thätig zu werden. Dagegen beichränft fich die Be- 
fugniß zu felbftändigem Handeln in der Regel auf den Schuhbezirf des 
einzelnen Beamten“ u. f. w. 

Die in diefem Minifterial-Erlaß niebergelegten Grunbfäge über den limfang 
der Amtsbefugniffe der Forſtſchutzbeamten beden ſich im Weſentlichen mit der dies» 
feitigen Auslegung der betreffenden Beſtimmungen ber Dienſt⸗Inſtruktion für bie 
Kömiglihen Forſter. 

Die vom Reichsgerichte in ben Entfcheibungen Bd. II, S. 806 und Bb.X, ©. 106 
und vom Kammergeriht in dem Urtheil vom 12. Zuni 1895 (Jahrbuch der Entſch. 
Bd. XIV, ©. 385) vertretene abweichende Anſicht, daß Forſtbediente allgemein bie 
Befugniß haben, fogar außerhalb ihres Schutbezirtd eine Jagdſcheinkontrolle aus⸗ 
zuüben, find ohne Berlcfichtigung der Beitimmungen der Dienſt⸗Inſtruktion für die 
Königlihen Förfter vom 233. Oktober 1868 ergangen. Der Ausführung des Reichs⸗ 
gerichts in dem Urtheil vom 17. März 1890 (Entf. Bd. XX, ©. 845 ff.), daß die 
Borfchrift der Anzeigepfliht am Schluß des 8 37 der Dienft-nftruftion bie lieber: 
wachung nicht ausichließe, fondern zur Borausjekung habe, kann aus ben vorftehend 
angeführten Gründen nicht beigetreten werden. Der erfte Say bes 8 87 beſchränkt 
die Ueberwachungspflicht auf ben eigenen Schutbezirt, während der zweite 
Sat für andere Schutsbezirfe und nicht Königliche Waldungen die Anzeigepflicht 
vorschreibt. | 

Der Forflauffeher war ſonach nicht berechtigt von dem Angellagten außerhalb 
Des ihm zugemwiefenen Schutzbezirkes die Borzeigung bes Jagdſcheins zu verlangen 
und es ftellt fonach die Weigerung des Angellagten, ben Jagdſchein vorzuzeigen, feine 
Uebertretung des 8 11, Nr. 1 des Fagdfcheingefetzes vom 81. Juli 1895 dar. 

Entſcheidung des Kammergerichts, Straffenats vom 23. Juni 1898. 

NB. Bergl. im Sahrgang 1897, ©. 309, 310 eine Entſcheidung des 
Dberverwaltungsgeriht3 vom 18. Mai 1897 (Entf. Bd. 82, ©. 436 ff.). Hier- 
nad) ift ber Lofalpolizeibenmte auch außerhalb feines Amtsbezirts zu Amts» 
Handlungen befugt, wenn Gefahr im Berzug ift, d. 6. wenn bie öÖrtlid) 
zuftändigen Organe nit zur Stelle find und ein fofortiges polizei 
Tihes Einfhreiten geboten erfheint; die Königlichen Forft- und Jagdſchutz⸗ 
beamten find Beamte wie ber Forſt⸗, fo der Jagd polizei. K. D. 


96. 
Iſt der Jagdſchein gültig, wenn der geſetzlich beſtimmte Geldbetrag 
nicht bezahlt iftP? 

Der Lanbrath Hatte am 21. Auguft 1895 dem Oekonomen H. einen Jagdſchein 
zu 3 Mark ausfertigen und gegen Zahlung von 8 Mark aushändigen laffen. Da 
der Landrath nachträglich zu der Anficht kam, daß das neue Jagdſcheingeſetz hätte 
zur Anwendung fommen müffen, daß alfo ber Jagdſchein nur gegen Zahlung von 
15 Mark auszufertigen gewejen wäre, fo erklärte er durch Verfügung vom 26. Sep- 
tember 1895 ben Jagdſchein für ungiltig und verlangte Ruckgabe des Scheins; er 
fiellte dem H. anheim, entweder gegen Rüdgabe des Scheins die gezahlten 3 Mark 
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zurädzufenden oder aber 18 Marl nachzubezahlen. Da H. innerhalb der geſetzten 
Friſt der Verfügung nicht entſprach, fo ließ ihm der Landrath durch einen Gens- 
darmen den Schein abnehmen. 

H. erhob Klage im Berwaltungsfireitverfahren, das O.⸗B.⸗G. bat bie Ber- 
fügung des Landraths aufgehoben. „Wenn bie Behörde auch für befugt erachtet 
werden muß, die Aushändigung des Legitimationspapiereß zu verweigern, folange 
die für die Ertheilung des Jagdſcheins gejetlich beftimmte Abgabe nicht entrichtet 
ift, fo bringt das Jagdſcheingeſetz die Entrichtung der Abgabe mit der Ertheilung 
ber polizeilichen Erlaubniß doch nicht derartig in Berbindung, daß, wenn die Ab⸗ 
gabe kreditirt oder irrthümlich nicht gezahlt worden ift, die Erlaubniß zum Jagen 
hinfällig und das ausgehänbigte Legitimationspapier ungültig (nichtig) wird.” 
Die Behörde ift zwar in ber Lage einen ungültigen Berwaltungsalt zu Tafficen 
und ein ungültiges Legitimationspapier zur Bermeidung von Mißbräuden dem 
Inhaber abnehmen zu lafien. Daraus folgt aber nicht, daß ein gültiger Ber- 
waltungsaft der Vernichtung unterliegt, wenn bie ‚mit ihm verknüpfte Abgabe nicht 
zur Kaffe gelangt if. 

Die Ungültigleitserflärung eines Jagdſcheins ift nur nad) $ 8 des Jagdſchein⸗ 
geſetzes zuläffig: 

„Wenn Xhatfachen, welche die Berfagung bed Jagdſcheins rerhifertigen, 
erft nad) Ertheilung des Jagdſcheins eintreten oder zur Kenntniß der Behörde 
gelangen, fo muß in ben Fällen des 8 6 „(unvorfichtiger Gebrauch des Schieß⸗ 
gewehrs u. f. w.)“ und kann in den Fällen des 8 7 „(Beftrafung wegen 
Diebſtahls u. f. w.)” der Jagdſchein von der für die Erteilung zuftändigen 
Behörde für ungültig erflärt und dem Empfänger abgenommen werden.“ 

Iſt der Schein ohne Entrichtung der dafür beſtimmten Abgabe ausgehändigt, fo 
bleibt nur übrig, die Abgabe nachträglich) einzuziehen; die ertheilte Erlaubniß zur 
Ausübung der Jagd befteht fort. 

Endurtbeil des O.V.⸗G., III. Senats vom 9. November 1896. 

(Entfdeidungen Bd. 81, ©. 242 ff.) K. D. 


9. 
Preußifches Wildfchadengefeb. 

Der Fabritbefiker 8. hatte bei dem zufländigen Amtsvorfteher Feftftellung des 
ihm erwachſenen Wildfchaders beantragt. Der Schaden follte dadurch entftanden fein, 
daß Hirfche den Holzbeftand einer dem Antragfteller gehörigen, bon einem mehr als 
3000 Diorgen Wald des Grafen S. umfchloffenen Enklave angefchält hätten. Der 
Antragfteller behauptete, er hätte am 11. oder 12. März von dem geltend gemachten 
Wildfhaden Kenntniß erhalten; das Schreiben trug das Datum des 18. März und 
war am 15. März beim Amtsvorfteher eingegangen. Am 16. Mai fand die örtfiche 
Befihtigung in Gegenwart eines Förfters des Grafen S. und eines Sachverſtändigen 
ftatt. Der Amtsvorfteher erließ daraufhin einen Vorbeſcheid dahin, daß der Graf S., 
der die Jagd auf ber Enklave gepachtet hatte, den Fabrilkbeſitzer 8. 640 Mark zu er 
ftatten und die erwachjenen Koften mit 15 Mark zu tragen babe. 

Das Oberverwaltungsgericht fpricht ſich über die bei diefem Falle in Betracht 
fommenden Fragen folgendermaßen aus: 

1. Bei der gegenwärtigen Sadjlage fei davon auszugehen, daß die Anmeldung 
bes Schadens rechtzeitig erfolgt fei; der $ 6 des Wildfchadengefehes babe nicht be 





— 331 — 


abfichtigt, dem Anmelbenden eine Beweislaft dafür aufzuerlegen, daß er innerhalb der 
Friſt angemeldet habe; hätte der Geſetzgeber dies beabfichtigt, fo wäre die Verfolgung 
ber meiften Wildjchäden dem Befchädigten unmöglich gemacht worden; Sache bes Er- 
faßpflichtigen fei es, den Beweis zu führen, daß ber Anmelbende fchon früher 
Kenntniß erlangt babe. ( Eideszuſchiebung ift im VBerwaltungsftreitverfahren nicht zu⸗ 
läffig!) 

2. Der Graf ©. verlangte Wiederholung des polizeilichen Borverfahrens, weil er zu 
ber Ortsbefichtigung nicht gehörig geladen gewefen fei, da er feinen Foͤrſter für die 
Regelung des Wildſchadens mit Bollmacht nicht verfehen habe. Das O.V.⸗G. er 
Märt: es liege allerdings ein Mangel im Verfahren vor, die Ladung hätte nit an 
den Yörfter, fondern an Graf ©. felbft ober deſſen Generaldevollmächtigten ergehen 
müflen. Der Mangel aber könne nicht die Wirkung haben, daß nunmehr die Ent- 
ſcheidung bes Berwaltungsrichters erft nad) vorgängiger Wiederholung des Verfahrens 
vor dem Amtsvorſteher ergeben fönne, oder daß gar ber Beſchädigte feinen Erfat- 
anfprud) verloren babe. Kläger Tönne, wie er e8 auch thue, den Borbeicheib im Ber- 
waltungsftreitverfahren anfechten und habe alfo Gelegenheit, feine Rechte und Intereſſen 
zu wahren; dies muſſe genügen. 

3. Bezüglich des Umfanges des Wildfehndens bebarf es infomweit feines weiteren 
Beweifes, als es fih um den Schaden an dem Holzbeftande des Bellagten handelt. 
Daß beffen 14,5 ha große Waldparzelle zu 7,5 ha mit 30» bis 45 jährigen und zu 
7 ha mit 25. bis 30 jährigen Fichten beftodt ift, und daß nach der Gefammtzahl der 
angeihälten Bäume 2 ha des älteren und 0,5 ha bes jüngeren Beſtandes als be- 
ſchädigt anzunehmen find, ift auf Grund ber örtlichen Befihtigung in Verbindung 
mit dem Gutachten des 2. ermwiefen. Die Zählung ber einzelnen Bäume war nicht 
unbedingt geboten, und die im Wege der Schätung gefundene überfchlägliche Be⸗ 
rechnung ift der Entſcheidung um fo mehr gu Grunde zu legen, als der Kläger nicht 
ein anderes beftimmtes Berhältniß als der Anzahl der angefchälten Bäume entfprechend 
bezeichnet bat. Daß der Sachverftändige Bäume mitberitdfichtigt Hat, deren Be⸗ 
fhädigung lange zurüdliegt, was allerdings infofern zu beanftanden wäre, als der- 
artige alte Echäden dem Bellagten fchon längft belannt geworden fein werben, ift 
feinem Gutachten nicht zu entnehmen, wie bern der Kläger felbft nicht einmal be- 
Bauptet, daß foldhe Schäden fchon in den Vorjahren eingetreten feien. Die neuer: 
lichen Schäden durften insgefammt berüdfichtigt werben, auch foweit fie erft in der 
Zeit nach der Anmeldung bis zur Ortsbefitigung entftanden fein follten. Die 88 6 
und 7 des Gejetes nöthigen nicht zu dem von bem Kläger vertretenen formalen 
Standpunkte, daß bie in der Zwiſchenzeit zugefügten Schäden zunächſt bei der Orts⸗ 
polizeibehörde anzumelden waren, und baß die Ortspolizeibehörde demnächſt darüber 
zu beſchließen hatte, ob eine Ortsbefichtigung einzutreten habe. Mit den Grundjägen 
bes Geſetzes war e8 vereinbar, daß der Bellagte feinen Erſatzanſpruch auf den in 
der Zwiſchenzeit entftandenen Wildfchaden gelegentlich der Ortsbefichtigung ausdehnte, 
und daß die Ortspolizeibehörde die Ortsbefichtigung auch hierauf erftredte, da nicht 
erhellt, daß diefe Schäden dem Bellagten mehr als drei Tage vor der Ortsbefichtigung 
befannt geworden waren. 

Dagegen bedarf e8 hinfichtlic ber Höhe des dem Bellagten für den Wildſchaden 
zu vergütenden Geldbetrages noch einer Aufllärung. 

Der Sachverſtändige Hat feiner Berechnung den Ertrag zu Grunde gelegt, der 
aus ber Forſt des Bellagten erzielbar gewefen wäre, wenn die Bäume in ihrem 
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Wuchs bis zum Eintritt der normalen Abtriebgzeit, d. 5. bis zum Niter von 
80 Jahren, nicht geftört worden wären. Die Berechtigung diefer Schätungsart folgt 
allerdings nicht ſchon unmittelbar aus dem 8 5 des Geſetzes, der, wie auch $ 8, auf 
die Schäden an ben Holzbeftänden der Yorften, weil an ihnen eine „Ernte“ nicht ſtatt⸗ 
findet, unanwendbar if. Bei ihrer Formulirung in der Kommiffion des Herrenhaufes 
ift auch davon ausgegangen, daß die Erfatpflicht auf die landwirthſchaftlich benutzten 
Grundftüde und deren Erzeugniſſe befchränlt werden würde, während das Geſetz ent- 
fprechend dem von dem Herrenhaufe demnächft genehmigten Beichluß des Haufes der 
Abgeordneten mit der gegenüber dem eriten Beichluß des Herrenhaujes veränderten 
Faſſung des $ 1 die Erfatspfliht auch auf die Schäden an und in Forften erfiredt, 
ohne daß hieraus zur Aufnahme befonderer Vorſchriften für die Abjchägung der Forſt⸗ 
fhäden Anlaß genommen worden it (fiehe Druckſachen des Herrenhaufes, Seſſton 
1890/91 Anlage 94, ſtenographiſche Berichte des Abgeordnetenhauſes S. 2788 ff., 
Druckſachen Nr. 424, ftenographiiche Berichte des Herrenhaufes ©. 446), Dem $ 5 
ift indeß foviel zu entnehmen, daß im Sinne des Geſetzes, was nach den Grundfägen 
des gemeinen Rechts ohnehin anzunehmen wäre (Windfcheid, Lehrbuch der Pandelten, 
6. Aufl., Bd. I ©. 827, 3b. II S. 35), als erjaßpflichtiger Schaden der Unterſchied 
ausgeglihen werden foll, der zwiſchen der gegenwärtigen Vermögenslage des Be- 
ſchädigten und derjenigen Bermögenslage ftattfindet, in welcher er fi) befinden würde, 
wenn der Wildfehaden nicht eingetreten wäre. Der Beichädigte hat demnach darauf 
Anſpruch, daß der Schaden nicht nad) dem Werthe der Bäume zur Zeit ber Be- 
fhädigung, fondern nad dem bei Eintritt der normalen Abtriebszeit erzielbaren Werthe 
beftimmt wird. Andererjeits folgt aus dem Begriffe des Schabens, daß der Be- 
ſchädigte nicht Anſpruch auf den erſt in ber Zukunft erzielbaren vollen Werth bat, 
fondern nur auf einen Geldbetrag in der Höhe, daß er unter Hinzurechnung der bis 
zum Eintritt der normalen Wbtriebszeit zu erhebenden Zinſen foviel erhält, als er ohne 
die Beichädigung aus dem Waldbeftande bei Eintritt der normalen Abtriebszeit zu 
erzielen vermochte (Windfcheid Bd. II S. 83. Bauer, Kommentar zum Wildfchaden- 
geieh ©. 28). 
Endurtbeil de8 D.-B.-&,, III. Senats, vom 8. Dezember 1896. 
(Entſcheidungen Bd. 31 ©. 245 ff.) K. D. 


98. 

Iſt die zur eigenen Ausübung der Jagd erforderliche Släche von 
wenigftens 300 Morgen vorhanden, wenn fie zum Theil im Geltungs- 
gebiet des Preuß. "Jagdpolizeigefeges, zum Theil in dem der 
Bannoverfchen Jagdordnung liegt? 

Das Oberverivaltungsgericht hat die Frage verneint, wie es fchon in dem 
Urtheile vom 2. November 1893 (Entf. Bd. 26 ©. 268) für das J.P.G. im Ver 
hältniffe zum Kurheffiichen Geſetze gefchehen war. Die Beftimmungen diefer ver- 
fhiedenen Gefege decken ſich nidt; das %.-B.-G. verlangt außer dem Bufammen- 
hange eine Größe von minbeftens 300 preuß. Morgen (ein preuß. Morgen = 
0,2553 ha) und forft- oder landwirthſchaftliche Benutzung, die Hannoverjche Jagd 
ordnung eine Größe von mindeſtens 300 bannoverfchen Morgen (ein hannov. Diorgen 
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= 0,3621009 ha) und fieht von dem Erforderniſſe land⸗ ober forſtwirthſchaftlicher 
Benubung ab. 

Endurtheil des O.⸗V.⸗G., III. Senats, vom 4. Februar 1897. 

(Entfheidungen Bd. 31 ©. 2388.) 


NB. Das Ergebniß ift ein fehr bedauernswerthes. Nur ber Gefetgeber wird 
helfen können, wie der in der Kommiffion des Haufes der Wbgeorbneten für bie 
Agrarverbältniffe bereits am 10. März 1893 der Negierungslommiffer, Geheimrath 
Freiherr von Seherr-Thoß, bei Beiprechung einer Petition des Grafen von 
Schmifing- Kerfienbrod bemerkte. Die Petition wurde damals der Staatsregierung 
als Material überwiefen; gemeint war wohl zur Berüdfidhtigung K. D. 


v0. 


Steht dem Grundeigenthümer, wenn er während der Pachtperiode der 
Gemeindejagd durch Ankauf neuer Slächen das Eigenthum an einer 
Geſammtfläche von 300 Morgen erwirbt, das felbftändige Jagd⸗ 
ausäbungsrechht fofort zu? Mer ift der Dertreter des 
gemeinfchaftlichen Jagdbezirfs P 


1. Das Oberverwaltungsgericht beantwortet bie erſte Frage zu Bunften des 
Eigenthümers; er erwirbt das Jagdausübungsrecht fofort und braucht den Ablauf 
der Pacht der Gemeindejagd, der feine Grundftüde bisher unterworfen waren, nicht 
abzuwarten. Diefe Enticheidung entipricht der feiten Rechtſprechung bes oberiten 
Gerichtshofes, 

2. Der gemeinfchaftliche Jagdbezirk wird durch die Eigenthümer der zu ihm ge- 
börigen Grundftüde gebildet; er ift eine Zmangsgenoffenfchaft bes öffentlichen 
Rechts. Die Genoffenschaft wird nad) außen, wie auch ben Mitgliedern ber Ge⸗ 
noſſenſchaft gegenüber, durch die Gemeindebehörde vertreten (8 I J.P.G.). Wer 
Die Gemeindebehörde im Sinne diefer Vorſchrift ift, richtet fi) nach den maßgebenden 
Städte- und Landgemeinde Ordnungen. Gemeindebehörbe it „das Organ ber poli- 
tifhen Gemeinde, das ihr Vertreter nad außen ift, die Leitung der Gemeinde⸗ 
verwaltung fowie die Ausübung der obrigkeitlihen Funktionen in ber Hand hat“. 
In Gutsbezirken ift dies der Gutsvorfteher, in Städten der Magiftrat. In der Rhein- 
Provinz ift e8 der Bilrgermeifter (88 76, 85 der Gemeindeordnung für bie Rhein⸗ 
Provinz vom 23. Juli 1845). So auch die Minifterialreftripte vom B1. Januar 1858 
(Dppermann, agdpolizeigefege ©. 48), vom 19. Dezember 1860 (M.⸗Bl. d. i. V. 
1861 ©. 14), vom 7. Februar 186% (Oppermann ©. 45). Der gemeinjchaftliche 
Jagdbezirk ift eine neben der politifchen Gemeinde ſtehende Körperfhaft; er hat mit 
dieſer nicht alle, fondern nur diejenigen Einrichtungen gemein, bie das Jagdpolizei⸗ 
gejets anertennt oder die filh aus der Natur der Sache ergeben. Die Fagdangelegen- 
heiten des gemeinfchaftlichen Jagdbezirks find keine Gemeindeangelegenheiten. Dem 
gemeinfchaftlichen Jagdbezirke fehlt eine Repräſentanz ber einzelnen Mitglieder, die 
wie Gemeindevertretung oder Gemeindeverfammlung, Stabtverordnetenverfammmlung 
über die Verwaltung der Gemeindejagb zu bejchließen Hätte; Beſchluß und 
Ausführung liegen in einer Hand. Die Gemeindeverfamlung oder die Stadt⸗ 
verorönetenverfjammlung bat aljo mit der Jagdverpachtung nichts zu thun und 
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tommt bei der Bertretung des gemeinfchaftlidhen Jagdbezirks, auch in Prozeſſen nicht 
in Betradit. 

Endurtheil des O.V.G., III. Senats, vom 8. März 1897. 

(Entſcheidungen Bd. 81 ©. 239 ff.) 


NB. Die Entfheidung zu 1 unterliegt erheblichen Bedenken. Die Zivilgerichte 
erkennen in fefter Rechtſprechung umgelehrt. Diefe letttere Praris bat auch viel für 
fi) vom Standpunkte der Billigleit wie auh vom Standpunkte der vom J.P.⸗G. 
augenſcheinlich gewänfchten Stetigkeit der Rechtsverhältnifie der Pacht im gemein- 
fchaftlihen Jagdbezirke. Eine nähere Erörterung diefer höchſt wichtigen praftifchen 
Frage iſt an dieſer Stelle natürlich nicht möglich. 8.2. 


100. 
Kurkeffifches Jagdrecht. 

Der Forſtfiskus erwarb am 30. Oktober 1895 zu feinem felbfländigen Jagd 
bezirt der Oberförfterei M. im Negierungsbezirt Kaſſel zwei Barzellen, die mit dem 
bisherigen Jagdbezirk in unmittelbarem Zuſammenhang ftanden. Pie Jagd auf 
diefen Parzellen war von der betreffenden Gemeinde verpacdhtet, der Pachtvertrag lief 
noch bis zum 15. Dezember 1895. Am 80. Oltober 1895 verpadhtete der Gemeinde 
vorfteher die Gemeindejagd einfchließlich jener beiden Parzellen von neuem für bie 
Zeit nad) dem 15. Dezember 1895. Der Pachtvertrag wurde am genannten Tage 
geichloffen, bevor bie Auflaffung der Parzellen an ben Forfifistus erfolgt war. 
Unmittelbar vor dem Termin hatte der Oberförfter des Reviers unter Hinweis auf 
die bevorftehende Auflaffung die Ausfchließung ber beiden Parzellen beantragt. 

Der Forſtfiskus Hinterlegte demnächſt das Ablöfungslapital bei der Hegierungs- 
hauptlaffe und Uagte auf Anerkennung feines Jagbausäbungsrechts auf den beiden 
Parzellen für die Zeit nad) dem 15. Dezember 1895. Der Bezirksausſchuß hat 
dem Antrage gemäß erlannt; das Oberverwaltungsgericht hat die Revifion zurüd- 
gewiejen. 

Das Oberverwaltungsgerit nimmt für das Gebiet des preußifchen Jagdpolizei⸗ 
geſetzes an, daß der Eigenthlimer eines felbftändigen Jagdbezirls (von mindeſtens 
300 Morgen $ 2a) das Yagdausübungsredht auf den neuerworbenen Parzellen unter 
allen Umftänden fofort mit dem Eigenthumserwerb erlange, und daß alfo der Jagd⸗ 
pächter weichen müfle. Das Kurheffifche Jagdgeſetz vom 7. September 1865 beftimmt 
Dagegen in $ 5: 

„Derjenige, weldger in einer Gemarkung, in ber die Gcmeinde die Jagd⸗ 
berehtigung abgelöft bat, ein zujammenhängendes Grundeigentfum von 
mindeftens 100 Kaffeler Adern beſitzt oder nachträglich erwirbt, if zur 
Fagdausübung auf demfelben erft nach Erftattung des auf fein Grundeigen⸗ 
tum entfallenden Betrages des von der Gemeinde gezahlten Ablöfungs 
kapitals und erft nach Ablauf der beftehenden Jagdpachtverträge 
beredhtigt.“ 

Das Oberverwaltungsgericht erklärt für ben vorliegenden all die Anzeige des 
Oberförfters vor dem Berpachtungstermin für rechtlich bedeutungslos und bemerkt: 
eine ſolche Anzeige fönne nur von dem Eigenthülmer ausgehen, nicht von dem, der 
nur ein perfönliches Recht habe und erſt Eigenthümer werden wolle; auf eine Anzeige 
aber lomme es überhaupt nicht an, da fie für einen Fall, wie ben vorliegenden, im 
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Geſetze nirgends vorgeſchrieben fei; es handle fich alfo, ba das Abloſungskapital hinter- 
legt und der zur Beit der Berpadhtung laufende alte Jagdpachtvertrag abgelaufen fei, 
lediglih) um die Trage, ob der neue Pachtvertrag, weil er vor dem Erwerbe bes 
Eigentyums an den beiden Parzellen geſchloſſen fei, berüdfichtigt werden müſſe. 
Das Oberverwaltungsgericht bat bie Frage verneint. Es geht davon aus, daß 
das Hecht zur eigenen Ausübung ber Jagd die Regel fei, die Ausnahme im Zweifel 
nicht angenommen werden könne; aud) fei zu bebenfen, daß die Jagd geraume Zeit 
vorher verpadhtet werben bürfe, und daß ſich namentlich folgender Fall denken laſſe: 
zur Zeit des Erwerbes der neuen Parzelle beftehe kein Pachtverhältniß, es fei die 
Jagd aber für eine fpätere Zeit verpacdhtet; wolle man nun annehmen, baß eine 
noch nidt in Wirkſamkeit getretene Pacht von dem neuen Eigenthümer zu berlde 
fichtigen ei, fo würde der neue Eigenthlimer zunächſt bas Jagdausubungsrecht erhalten, 
würde aber fpäter einem Pächter weichen müſſen und würde erft nach Ablauf dieſer 
Padıt die Jagd wieder ausüben Tönnen. 
Das Oberverwaltungsgericht ftellt fehließlih den Sat auf: 
Unter ben beftehenden Jagdpachtverträgen im Sinne des $ 5 des 
Kurheſſ. Jagdgeſ. find nur die zu verfiehen, die zur Zeit des Eigenthums⸗ 
erwerbes fon ein gegenwärtige Recht des Jagdpächters, die 
Jagd auszuüben, gefhaffen babe, nicht auch foldhe, die zwar ſchon 
abgefchloffen find, Wirkſamkeit aber erſt von einer fpäteren Zeit 
an haben follen. 
Endurtheil des O.V.G., III. Senats, vom 2. Ottober 1897. 
(Entfeidungen Bd. 32 ©. 277 ff.) K. D. 


101. 
Sind einzelne Grundbefitzer eines gemeinſchaftlichen Jagdbezirks befugt, 
gegen die Gemeindebehörde auf Schadenserſatz wegen zu niedriger Der» 
pachtung der "Jagd Hagbar zu werden? 

Der BVorfteher der Dorfgemeinde ©. verpadjtete die Gemeindejagb auf 12 Jahre 
an den Butsbefiter N. und den Bauer ©. für einen jährlichen Zins von 600 Darf, 
obgleich der Zimmermeifter 8. ein Gebot von 825 Markt abgegeben hatte. Zwei 
Bauern der Gemeinde klagten nun gegen den Borfteher auf 

1. Erftattung der Differenz zwifchen dem Gebote des K. und dem mit den 
Pächtern vereinbarten Pachtzinſe in Höhe ihres, nad) dem Flächeninhalte ihrer 
Grundftüde berechneten Antheils für 5 Jahre: 57,54 Mark bezw. 60 Marf; 

3. Feitftellung, daß der Bellagte verpflichtet fei, den in separato zu ermitteln« 
“den Schaden zu erfeten. 

Das Landgericht erachtete die Klage für zuläffig. 

Das Neichögeriht aber Hat den Rechtsweg für unzuläffig erflärt auf 
Grund des 8 106 des Zuftändigkeitsgefehes vom 1. Auguft 1888: 

„Auf Beſchwerden und Einfprüche, betreffend die von der Gemeindebehörde 
oder dem Jagdvorſtande feftgeftellte Vertheilung ber Erträge der gemeinfchaft- 
lichen Jagdnutzung befchließt die Gemeindebehörde bezw. der Jagdvorſtand. 

Gegen den Beichluß findet innerhalb 2 Wochen die Klage bei dem Kreis. 
ausſchuſſe, in Stadtkreifen bei dem Bezirksausfchuffe ftatt. 

Die im erften Abſatze gedachte Feftftellung bedarf keiner Genehmigung ober 
Betätigung von Seiten der Auffichtsbehörbe.” 


Das Neichegericht fagt: Unter den Erträgen im Sinne diefer Beitimmung 
feien nicht nur die Pachtgelder im engern Begriff und die Einnahmen von der durch 
einen angeftellten “Jäger beichlofienen Jagd ($ 11, J.P.⸗G. vom 7. März 1850) zu 
verftehen, fondern auch diejenigen Mehrbeträge, bie bei einer pflichtmäßigen Ber- 
pachtung ber Jagd über die vereinbarten Pachigelder hinaus hätten erzielt werden 
Tonnen; denn dieſe Mehrbeträge bildeten den Erſatz für das den Sagbbejirke- 
intereffenten durch die pflichtwidrige Verpachtung der Jagd entgangene Pachtgeld; fie 
ergänzten in wirthſchaftlicher Beziehung das Pachtgeld und hätten deshalb die 
Natur von wirthfchaftlichen Erträgen der gemeinſchaftlichen Jagdnutzung; nur dieler 
wirtbfhaftliche Charakter aber fomme für bie Anmwendbarfeit des 8 106 in Be 
tracht; die rerhtsgejchäftliche Grundlage der Erträge fei ohne Erheblichleit. 

Enticheidung des Neichsgerichts, IV. C.⸗S., vom 9. Dezember 1897. 

(Entſcheidung in Civilſachen, Bd. 40, ©. 270.) 

NB. Da der Rechtsweg unzuläfftg war, konnte das Neichsgericht nicht der Frage 
näher treten, ob ber Gemeindevorfteher berechtigt ift, die Jagd an einen Minber- 
bietenden zu verpachten. Der 8 10 des J.⸗P.⸗G. geftattet der Gemeindebehörde, die 
Jagd „Öffentlich um Wege des Meifigebots oder aus freier Hand zu verpadhten”. 
Mit Nüdfiht auf diefen Wortlaut wird vielfacd angenommen, daß die Gemeinde- 
behörde, wenn die Berpacdhtung Öffentlich erfolge, nur an den Meiftbietenden und 
nit an ben ihr am geeignetiten erfcheinenden Bieter verpachten bürfe. Dieſe 
Anficht beruht anf einer formaliftifchen Auslegung nach dem Buchftaben. Hat die 
Gemeindebehörde das Recht, bie Jagd aus freier Hand zu verpachten, fo lann fie 
offenbar auch ein Öffentliches Ausgebot veranftalten und darf fi) danı unter den 
Bietern den Beftbietenden ausfuchen. Der Meiftbietende karın eine ganz ungeeignete 
BVerfönlichkeit fein, 3. 8. weil er nicht sahlungsfähig ift, oder weil er die Jagd nicht 
waidmännifch übt. So die Mehrheit der Schrififteller, namentlich Oberverwaltungs⸗ 
gerichtsrath Kunze, Die preuß. Jagdpolizeigeſetze zu $ 10, Anın. 1: In der Be 
fugniß, aus freier. Hand zu verpachten, liegt bie Befugniß, einen befchränften Kreis 
von Bietern zuzulaffen und unter den Pächtern beliebig auszuwählen.“ 8. D. 


102, 
FJagdfhäden durch Truppenmanöper. 


Ein Jagdpächter verlangte vom bayr. Fiskus Entſchädigung für den auf min- 
deftens 1600 Mark fich belaufenden Schaden an feiner Jagd, welcher ihm dadund 
erwachſen fei, daß durch die im Herbfte 1895 auf feinem Jagdbezirke abgehaltenen 
Uebungen einer Kavalleriebrigade das Wild, insbefondere Hafen und Hühner, ver 
fheucht oder zertreten worben fei, fo daß ſich das Jagdertraͤgniß für jenes Jahr er- 
heblich gemindert und er Auslagen für einzufegende Häfinnen, Hühner zc. gehabt 
habe. Gleich den Borinflanzen bat das Oberfte Landesgericht die Klage als unbe 
gründet befunden. Das bezügl. Urtheil geht davon aus, daß für Beichädigungen 
durch Truppenübungen eine Erfagpflicht nur infomweit Pla greife, als folches durch 
die einſchlägigen fpeziellen Geſetze eigens beftimmt fe. Es wird mun erörtert, daB 
nah den Reichsgeſetzen über die Naturalleiftungen für die bewaffnete Macht im 
Frieden v. 18. Febr. 1875 u. 21. Juni 1887 (neuefte Redaktion im R.G.Bl. 1898, 
©. 367) eine Erfatzleiftung für Jagdſchäden fraglicher Art nicht zugeftanden fei. Mit 
den Worten: 
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„alle durch Benutzung von Grundftüden zu Xruppenübungen entftehenben 

Schäden werden vergütet“ 
folle offenbar gefagt fein, daß für eine dinglide Schädigung ber Grundſtücke und ber 
mit ihnen integrivend zufammenhangenden Sachen, nicht aber auch für eine Beein- 
trädtigung oder Schädigung an Nechten, die auf dem Grundftiide ausgeiibt werben, 
entfehädigt werde. Kläger leite von der Jagdverpächterin nur das perfönliche Necht 
ab, von dem im Jagdbezirke befindlichen oder denfelben durchftreifenden Wilde Befitz 
zu ergreifen. Zum Grund und Boden ftehe er aber, abgefehen davon, daß er fi 
auf demfelben bewegt, in feiner rechtlichen Beziehung. Den Schaden, der ihm durch 
die Benußung des Jagdreviers zu Truppenübungen zuging, babe er nur aus Anlaß 
dieſer Benutung erlitten; er Tönne aber von keinem Schaden am Grundſtücke 
fprechen, für welchen allein eine Entſchädigung zugefichert fei. Es handle ſich nad 
dem Gefeke nur um die Integrität der Grundftäde und um den Erfat bes burd) 
ihre Benutung entftandenen Schadens, nit um eine für alle Fälle zugeficherte 
Entfhädigung. 

Entſcheidung des Bayrifchen Oberften Yandesgerichts in München v. 24. März 18983. 
Mitgetheilt von Senatspräftbent Dr. v. Staudinger in der Deutſchen Juriften-Zeitung 
1898, ©. 891. 

NB. Die Entfcheidung unterliegt erheblichen Bedenken, die hier nicht ausgeführt 
werden können. Für das preußifche Recht halte ich es für zweifellos, daß das 
Fagdausübungsredht ein dinglidhes Recht an fremder Sade fein kann. 

ED 


103. 
Mitverpachtung der Jagd auf Safanen in den Staatswaldungen an 
die ÜOberförfter. 


Allgem. Berfg. an fämmtliche Königlichen Regierungen, mit Ausſchluß derjenigen zu Aurich und 
Sigmaringen. III. 11861. 


Berlin, ben 8. Yuguft 1898. 

Ich beſtimme hierdurch, daB in den Staatswaldungen fortan beim Ablauf ber 
Berträge über die den Oberförftern überlafiene niedere Jagd in der Regel die Jagd 
auf Faſanen, wo foldde vorlommen, mitverpacdhtet werde. 

Die Wahrnehmung, daß bei Aufflellung der der Verpachtung der Jagd aus freier 
Hand zu Grunde zu legenden Ertragsanfchläge häufig nicht mit der erforderlichen 
Sorgfalt Hinfihtlih der Schätung der Naturalerträge verfahren wird und bie ver- 
arıföhlagten Beträge oft unverhältnißmäßig gegen die wirflid) erzielten zurückbleiben, 
veranlaßt mid) ferner, die Herren Regierungs- und Forfträthe für eine möglichft zu⸗ 
trefiende Ermittelung der Naturalerträge verantwortlich zu machen. 

Sm Auftrage: Donner. 


Berichiedenes. 
104. 


Erhebungen über das Vorkommen der Saatfrähe (Corvus frugilegus). 
Allgem. Berfg. an ſämmtliche Oberförftereien. IIL 13162. 


Berlin, den 15. Auguft 1898. 
Die Oberförfterei erhält anliegenden Fragebogen (a) mit bem Auftrage, denſelben 
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auszufüllen und unter Briefumſchlag als Neichsdienftfadhe portofrei dein Kuiferlichen 
Gefundheitsamt zum 1. Oftober d. 38. einzufenden. 


Am Auftrage: Donner. 


Fragebogen 
behufs Ermittelung der geographiſchen Verbreitung der Saatkrähe (Corvus frugilegus) 
in Deutfchland. 


1. Bundesſtaat: 
2, Provinz: 
3. Kreis: 
4. Name des Reviers oder des Gutsbezirks, in dem ſich die Saatfrähen-Kolonie be- 
findet und Größe diejes Reviers: 
5. Iſt das Revier Staats- oder Privateigenthum ? 
6. Zahl der Saatkrähen- Kolonien: 
7. Liegt die Kolonie im Laub oder Nadelmald ? 
8. Liegt die Kolonie im gefchloffenem Beftande oder am Rande oder in Feldgehölzen? 
9. Zahl der in diefem Frühjahr bewohnten Nefter: 
10. Hat in diefem Jahre ein größerer Abſchuß ftattgefunden ? 
11. Wie viele Santkrähen find dabei — ungefähr — geichoffen worden? 
12. Zft die Kolonie fchon feit mehreren Jahren bewohnt? 
13. Fand regelmäßig alle Jahre ein Abſchuß der Kolonie flatt? 
14. Bleiben die Saatfrähen auch während des Winters in der Gegend? 
15. Erhalten die Forſtbeamten Schußgeld für erlegte Saatträhen? 
16. Wieviel Schußgeld wird für jede Saatkrähe bezahlt? 


Sind in einem Neviere mehrere Saatlrähen- Kolonien (fiehe Trage Nr. 6), fo 
find die Fragen Nr. 7—13 für jede getrennt zu beantworten, deögleichen, wenn in 
ben benachbarten Privatrevieren fich ſolche Kolonien befinden, welche dem Bermwalter 
des Staatsrevieres befannt find. 


Berfonalien. 
105. 
Deränderungen im Königl. Preuß. Sorfl- und Jagdverwaltungs- 
Derfonal vom ı. Juli bis 30. September 1898. 
(Im Anſchluß an den gleichnamigen Urt. 70, ©. 804 bie. Bb8.) 
I. Bei der Central: Verwaltung und Den Yorft= Hlademien: 
Der technifche Sekretär Möller aus Stettin ift zum Geheimen Baurevifor ernannt 
worden. 
Der erpedirende Sekretär und Kalkulator Großer von der Minifterial-Militär- und 
Bau-Kommiffton hierſelbſt ift zum Geheimenfftegiftrator ernannt worden. 
Der Forftafleffor Kohlftod ift als Hilfsarbeiter bei der Gentral-Berwaltung, ein- 
berufen worden. . 
Dem BProfeffor an der Forftalademie Eberswalde Dr. Müttrich ift der Charakter als 
Geheimer Regierungs-Rath verliehen worden. 
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fl. Bei den Provinzial: Berwaltungen: 
A. Gefterben: 
Fedderſen, Regierungs- und Forſt⸗Rath in Marienmwerder. 
Schmitz, Yorftmeifter in Trier. 
Scholz, Oberförfter in Alt-Reichenau, Reg.Bez. Liegnitz. 
Weſſel, „Schmiedefeld, „„Erfurt. 


B. Su den Ruhehßland traten: 
Sachſenröder, NRegierungs- und Yorfl-Rath in Magdeburg. 
Bandow, Forftmeifter zu Stangenmwalde, Reg.Bez. Danzig. 
Bock, Yorftmeifter zu Sieber, Reg. Bez. Hildesheim. 
Ilſe, „Beurig, Oberf. Saarburg, Reg.Bez. Trier. 
Meyer, „Ebergdtzen, Reg.Bez. Hildesheim. 


C. Aus dem Staatsdienſte auf eigenen Antrag ausgeſchieden iſt 
von Kriegsheim, Oberförfter für Tapiau, Reg.Bez. Königsberg. 


D. Verſeht ohne Aenderung des Amtscharakters: 

Neuß, Regierungs- und Forſt⸗Rath, von Aachen nad) Magdeburg unter lieber» 
tragung der Yorftinfpeftion Magdeburg-Magbeburg. 

Geltz, orftmeifter, von Wittlich, Neg.-Bez. Trier, nach Saarburg, Amtsfik Beurig, 
Neg.-Bez. Trier. 

Dppermann, Forftmeifter, von Proslau, Reg.Bez. Oppeln, nad Dlarieniverber, 
Reg.⸗Bez. Marienwerber. 

Berlin, Oberförfter, von Altkrafow, Reg.-Bezirt Köslin, nad Proslau, Reg.-Bez. 
Oppeln. 

Bernard, Oberförfter, von Gnewau, Reg.Bez. Danzig, nach Stangenmwalde, Neg.- 
Bez. Danzig. 

Buffe, Oberförfter, von Niederlalbadh, Reg.Bez. Kaffel, nach Diepholz, Reg.⸗Bez. 
Hannover. 

Hartmann, Oberförfter, von Rendsburg, Reg.Bez. Schleswig, nach Kaffel, Reg. 
Bez. Kaffel. 

Kautz, Oberförfter, von Erlenhof, Reg.» Bez. Wiesbaden, nad) Sieber, Reg.⸗Bez. 
Hildesheim. 

Klemme, Oberförfter, von Wefterburg, Reg.⸗Bez. Wiesbaden, nad Rendsburg, 
Reg. Bez. Schleswig. 

Martin, Mevierförfter, von Kolbenftein, Oberf. Koblenz, Reg.-Bez. Koblenz, nach 
Wieps, Oberf. Sadlowo, Reg.-Bez. Königsberg. 

Wagner, Wevierförfter, von Figehnen, Oberf. Prinzwald, Neg.- Bez. Königsberg, 
nad) Nerwigt, Oberf. Burden, Reg.» Bez. Königsberg. 


E. Gefördert, bey. verfeßt unter Gellegung eines höheren Amtscarahters: 
Boß, Oberförfter zu Kaffel bei Gelnhaufen, Reg.-Bez. Kaffel, ift zum Regierungs⸗ 
und Forſt⸗Rath unter Mebertragung der Forſtinſpektion Königsberg-Ortelsburg 
ernannt worden. 
Spilles, Oberförfter in Adenau, Reg.⸗Bez. Koblenz, ift zum NRegierungs- und 
Forſt⸗Rath unter Uebertragung der Forſtinſpektion Aachen» Schleiden ernannt 
worden. 
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F. Bu PSberförkern wurden ernannt die Serkaffefforen: 

Wiebede zu Prinzwald, Amtsfit Liebemähl, Reg.» Bez. Königsberg. 

Nehefeld zu Altkrakow, Reg⸗Bez. Köslin. 

Benzel zu Wittlih, Reg.Bez. Trier. 

Uri zu Rybnik, Amtsſitz Sohrau O.⸗Schl., Reg.- Bez. Oppeln. 

Franz zu Ewig, Reg.- Be. Arnsberg. 

Krüger zu Erlenhof, Reg.Bez. Wiesbaden. 

Säger zu Ebergögen, Amtsſitz Radolfshaufen, Reg.⸗Bez. Hildesheim. 

Picht zu Schwalgendorf, Reg.- Bez. Königsberg. 

Dandelmann, Prem.-Lieutenant im Neitenden yeldjägerforps, zu Gnewau, Reg.- 
Bez. Danzig. 

Nöggerath zu Wefterburg, Reg.» Bez. Wiesbaden. 

Gieſebrecht zu Tapiau, Reg.⸗Bez. Königsberg. 

Ebert, Prem.- Lieutenant im Reitenden Feldjägerkorps, zu Niederlalbach, Reg.⸗Bez. 
Kaffel. 

Ernft zu Adenau, Reg.- Be. Koblenz. 


Gr Als Hilfsarbeiter bei einer Regierung wurden berufen die Sorflaffefferen: 
Giebler nad Frankfurt a./O. 
Jürgens nad Königsberg. 
Freiherr von Wangenheim nad Koblenz. 


H. Bu Wesierförfern wurden endgillig ernannt die Sörfler: - 
Dauer zu Freren, Oberf. Lingen, Reg.Bez. Osnabräd. 
Gebbers zu Olberg, Oberf. Lödderitz, Reg.⸗Bez. Magdeburg. 


I. Als Revierförfler auf Probe wurde berufen der Sörfler: 
Nagel auf die Aevierförfterftelle Siemen, Oberf. Lüchow, Reg.⸗Bez. Lüneburg. 


K. Den Charakter als Gegemeifter erhielten die Sörker: 

Düffel zu Forſthaus Wolfgarten I, Oberf. Gemünd, Reg.- Bez. Aachen (beim leber- 
tritt in den Nuhefland). 

Gabbe zu Altenhof, Oberf. Grimnig, Reg.-Bez. Potsdam (beim Uebertritt in ben 
Ruheſtand). 

Gäde zu Althöfchen, Oberf. Schwerin, Reg.⸗Bez. Poſen (beim Uebertritt in ben 
Ruheſtand). 

Harms zu Buſſin, Oberf. Schuenhagen, Reg.⸗Bez. Stralſund (beim Uebertritt in 
den Ruheſtand). 

Haupt zu Atteln, Oberf. Böddeken, Reg.⸗Bez. Minden (beim Uebertritt in den 
Ruheſtand). 

Langer zu Klausthal, Oberf. Klausthal, Reg.⸗Bez. Hildesheim (beim Uebertritt in 
den Ruheſtand). 

Malkewitz zu Altfeld, Oberf. Goslar, Reg.⸗Bez. Hannover (beim Uebertritt in 
den Ruheſtand). 

Säuberlich zu Soltz, Oberf. Golchen, Reg.⸗Bez. Stettin (beim Uebertritt in ben 
Nuheſtand). 

Steffen zu Hilwartshauſen, Oberf. Seelzerthurm, Reg.⸗Bez. Hildesheim (beim 
Uebertritt in den Ruheſtand). 
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Thiele zu Merzwiefe, Oberf. Brafchen, Reg.⸗Bez. Frankfurt (beim Uebertritt in 
den Ruheſtand). 

Belten zu Burgftall, Oberf. Burgftall, Reg.Bez. Magdeburg (beim Uebettritt in 
den Rubeftand). 

Wandel zu Maucherheibel, Oberf. Mauche, Reg.⸗Bez. Poſen (beim Uebertritt in 
den Nubeftand). 

Wiſche zu Fredelsloh, Oberf. Grubenhagen, Reg.- Bez. Hildesheim (beim Webertritt 
in den Rubeftand). 

L. Bermwaltungsänderungen. 

Im Neg.- Bez. Königsberg: Die Yorftinfpektion Königsberg-Warniden ift ein- 
gegangen, während gleichzeitig die nad Einrichtung einer neuen Forſtraths⸗ 
ftelle vorhandenen 6 Forſtrathsbezirke andermweit abgegrenzt worden find. Es 
beftehen bemnad) 
der Forſtrathsbezirk Königsberg-Ortelsburg aus den Oberförftereien Friedrichs⸗ 

felde, Puppen, Rateburg, Reußwalde, Grüneberge und 


Korpellen, 
„ „ Königsberg - Allenftein aus den Oberförftereien Kaltenborn, 
_  Grünfließ, Hartigswalbe, Purden, Ramud und Lansterofen, 
" " Königsberg- Ofterode aus den Sberförftereien Jablonken, 


ZTaberbrüd, Prinzwald, Liebemühl, Schwalgendorf, 
Alt-Ehriftburg, Wichertshof und Kudippen. 


" ” Königsberg-Pr. Eylau aus den Oberförftereien Yödersborf, 
Pr. Eylau, Sadlowo, Tapiau, Gauleden, Drusten und 
Papufchienen, 

" " Königsberg-?abiau aus den OÖberförftereien Alt-Sternberg, 


Neu-Sternberg, Mehlaufen, Pfeil, Klein-Naujod, 
Nemonien und Gertlaufen, 

„ „ Königsberg- Königsberg aus den Oberförftereien Warniden, 
Frißen, Greiben, Leipen, Kobbelbude und Klooſchen. 

Aus Theilen der Oberförftereien Liebemühl und Taberbrüd ift die neue Oberförfterei 
Prinzwald, aus Teilen der Oberförfterei Alt-Chriftburg ift die neue Ober- 
förfterei Schwalgenborf gebildet worden. 

Im Reg.⸗Bez. Marienwerder: Die Oberförfterei Jammi ift von dem Regierungs- 
und Forſtrathsbezirke Marienwerder⸗Flatow abgezweigt und bem Bezirke 
Marienwerber-DOfche, welcher dafür die Oberförfterei Rehberg an den Bezirk 
Marienwerder-Zuchel abgegeben bat, zugewiefen worden. 

Aus Theilen der Oberförftereien Plietnitz und Schönthal ift die neue Oberförfterei 
Döberig, aus Theilen der Oberförftereien Rehhof und Jammi ift die neue 
Oberförfterei Marienwerder gebildet worden. 

Der Schutsbezirt Nonnenkämpe ift von der Oberförfterei Lindenbuſch abgezweigt und 
der Oberförfterei Jammi zugelegt worden. 

Im Reg.⸗Bez. Oppeln: Aus Theilen der Oberförfterei Rybnik ift ein neues Revier 
mit dem Namen Ryhnik gebildet, während dem übrigen Theile der bisherigen 
Oberförfterei Rybnik die Bezeichnung Paruſchowitz beigelegt worden ift. 

Im Neg.- Bez. Arnsberg: Durch Theilung der Oberfdrfterei Hilchenbach ift die 
neue Oberförfterei Ewig gebildet worden. 


Jahrb. d. Preuß. Forft: u. Jagdgeſetzg. XXX. 23 
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106. 


Ordens-Derleihungen an Sorftl- und Zagdbeamte vom 1. Juli bis 
30. September 1898. 
(Im Anſchluß an den gleichnamigen Art. 71 S. 807 bie. Bda.) 


A. Ber Rothe Adler-rden III. Klaffe mit der Schleife und der Mönigliden Krene: 
von Hövel, orftmeifter zu Grimnit, Reg.Bez. Potsdam. 


B. Der Rothe Adler-Orden III. Alaffe mit der Schleife: 
Sachſenrdder, Regierungs- und Forft-Rath in Magdeburg (beim Uebertritt in den 
Ruheſtand). 
Bandow, Forſtmeiſter zu Stangenwalde, Reg.VBez. Danzig (beim Uebertritt in ben 
Ruheſtand). 
Ilſe, Forſtmeiſter zu Beurig, Reg.Bez. Trier (beim Uebertritt in den Ruheſtand). 


C. Ber Rothe Adler-Hrden IV. Alaſſe: 
Fudel, Forftmeifter zu Lautenthal, Reg.Bez. Hildesheim. 
bon Hagen, Forſtmeiſter zu Dedenſen, Neg.-Bez.t Hannover. 
Kepler, Forftmeifter zu Ehlen, Reg.Bez. Kaffel. 
Lantius-Beninga, Yorftmeifter zu Lüneburg. 
Meyer, Torftmeifter zu Rabolfshaufen, Reg.-Bez. Hildesheim (beim Webertritt in 
den Nubeftand). 
Rautenberg, Forftmeifter zu Rotenburg, Reg.⸗Bez. Stade. 
Nöder, Forftmeifter zu Elend, Reg.Bez. Hildesheim. 


D. Der Mronen-Orden III. Mlaſſe: 
Sacobi von Wangelin, Regierungs- und Forft-Rath in Merfeburg. 
Bock, Forftmeifter zu Sieber, Reg.-Bez. Hildesheim (beim Uebertritt in den Ruhe⸗ 
ftand). 
E. Ber Aronen-Prden IV. Alaſſe: 
von Bardeleben, Forſtaſſeſſor. 
Kempies, Forftaffeflor. 
Flebbe, Nevierförfter zu Falkenhof, Oberf. Karrenzien, Neg.-Bez. Lüneburg. 
Knothe, Revierförfter zu Karlsbrunn, Oberf. Neuenheerfe, Neg.-Bez. Minden. 
Lange, Revierförfter zu Wehrftedt, Oberf. Wendhaufen, Reg.⸗Bez. Hildesheim. 
Rich ter, Nevierförfter zu Aerzen, Oberf. Grohnde, Reg.-Bez. Hannover. 
Sehrmwald, Mevierförfter zu Eberholzen, Oberf. Alfeld, Reg.⸗Bez. Hildesheim. 
Sienang, Revierförfter zu Himmelpforten, Oberf. Bremervörde, Reg.Bez. Stabe. 
Picht, Hegemeilter zu Fulde, Oberf. Walsrode, Reg⸗Bez. Lüneburg (beim Uebertritt 
in den Ruheftand). _ 
Stein, Hegemeifter zu Wahlerfcheid, Oberf. Höfen, Reg.Bez. Aachen (beim Ueber⸗ 
tritt in den Nuheftand). 
Ziege, Hegemeifter zu Zachau, Oberf. Jakobshagen, Reg.⸗Bez. Stettin (beim Ueber 
tritt in den Ruheſtand). 
Wachner, Hegemeifter zu Hammelbrüd, Oberf. Kladow⸗Weſt, Reg.Bez. Frankfurt 
(beim lebertritt in den Ruheſtand). 
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Buffe, Yörfter zu Kleine Heide, Oberf. Jänfchwalde, Reg.Bez. Frankfurt (beim 
Üebertritt in den Ruheſtand). 

Centner, Yörfter zu Steinau, Oberf. Steinau, Reg.⸗Bez. Kaffel (beim Uebertritt in 
den Ruheſtand. 

Rhody, Förfter zu Notz, Oberf. Tzulllinnen, Reg.-Be. Gumbinnen (beim lieber- 
tritt in den Ruheſtand). 

Niebe, Foͤrſter zu Adlershorft, Oberf. Kummersborf, Reg.⸗Bez. Potsdam (beim 
Uebertritt in den Ruheſtand). 

Schirrmann, Törfter zu Schönfeld, Oberf. Kranichbruch, Reg.-Bez. Gumbinnen 
(beim Webertritt in den Ruheſtand). 

Schulg, Förfter zu Rauhbuſch, Dberf. Kummersdorf, Reg.Bez. Potsdam (beim 
Uebertritt in den Ruheſtand). 

Schumader, TFörfter zu Grunewald, Oberf. Zanderbrüd, Neg.-Beg. Marienwerder 
(beim Uebertritt in den Ruhehand). 

Tehen, Förfter zu Retztow, Oberf. Rotenfier, Reg.Bez. Stettin (beim Uebertritt 
in den Ruheſtand). 

Tillmann, Förfter zu Sponheim, Cherf. Entenpfuhl, Reg.-Bez. Koblenz (beim 
Mebertritt in den Ruheſtand). 

Bierguß, Förfter zu Soren, Oberf. Bordesholm, Reg.⸗Bez. Schleswig (beim Ueber⸗ 
tritt in den Ruheſtand). 

Walter, Förfter zu Altenlotheim, Oberf. Altenlotbeim, Reg.-Bez. Kaffel (beim 
Mebertritt in den Ruheſtand). 


F. Das Allgemeine Ehrenzeichen in Gold: 


Werner, Hegemeifter zu Streganz, Oberf. Klein» Wafferburg (Königl. Hoflammer), 
mit der Zahl 50. | 
DÖtte, Yorftihutgehilfe zu Jakobsberg, Oberf. Neuenheerſe, Neg.-Bez. Minden. 


G. Dis Allgemeine Ehrenzeichen: 


Deter, Förfter zu Salzderhelden, Oberf. Grubenhagen, Reg.Bez. Hildesheim. 
Fielitz, Förfter zu Bruffelbed, Oberf. Gifhorn, Reg.Bez. Lüneburg. 
Bethlenhagen, Waldwärter zu Nonnenlämpe, Cberf. Janımi, Reg.Bez. Marien 
werder (beim Webertritt in den Ruheſtand). 
Braun, Waldwärter zu Hattenbach, Oberf. Niederaula, Reg.Bez. Kaffel. 
Lauchftädt, Waldwärter zu Herrenwalde, Cherf. Ludwigsberg, Reg.Bez. Pofen 
(beim Mebertritt in den Nuheftand). 
Echäfer, Waldwärter zu Dörpel, Oberf. Diepholz, Reg.Bez. Hannover. 
Knocke, Forftichutgehilfe zu Lauenftein, Oberf. Koppenbrügge, Reg.⸗Bez Hannover, 
Peterſen, Forftihutgehilfe zu Ober-Haverbed, Oberf. Langeloh, Reg.Bez. Lüneburg 
(beim Webertritt in den Ruheſtand). 
Bafel, Hausmeifter bei der Yorftalademie in Münden. 
Flottrong, Holzhauermeifter zu Szeldlehmen, Oberf. Warnen, Reg.-Bez. Gumbinnen. 
Kring, Holzhauermeifter zu Steinbach, Oberf. Haiger, Reg.Bez. Wiesbaden. 
Nidel, Holzhauermeifter zu Nenderoth, Oberf. Johannisburg, Reg.-Bez. Wiesbaden. 
Stroh I, Holzbauermeifter zu Odersbach, Oberf. Mierenberg, Reg.Bez. Wiesbaden. 
Hamann, Oberholzhauer zu Petze, Oberf. Diekholzen, Reg.Bez. Hildesheim. 
23% 
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Müller, Holzhauer zu Zingelftäbt, Oberf. Leinefelde, Reg.-Bez. Erfurt. 

Heife, Waldarbeiter zu Lauenberg, Oberf. Seelzerthurm, Reg.-Bez. Hildesheim. 

Sievert, Waldarbeiter zu Hilmartshaufen, Oberf. Seelzerthurm, Reg.-Bez. Hildes- 
heim. 

Cornelius, Negimenter zu Beutel, Oberf. Himimelpfort, Reg.-Bez. Potsdam. 

Kehrberg, Regimenter zu Tangersborf, Oberf. Himmelpfort, Reg.-Bez. Potsdam. 


107. 
57. Verzeichniß 
der zum Beſten der Kronprinz Friedrich Wilhelm und Kronprinzeffin Viktoria⸗ 
Sorftwaifenftiftung bei der Central» Sammelftelle (Geheimen erpedirenden 
Sefretär Schmidt II zu Berlin W. 9 Leipzigerpla& 7) in der Zeit von 
Ende Februar bis Ende Juni 1898 weiter eingegangenen freiwilligen Beiträge. 


Mehlhaufen, Dom. Mühlenbed, Bez. Berlin . 

Tietz, Forftfefretär, Sablowo, gejammelt euf den Treibjagden 
der Oberförſterei Sadlomo . 

Heinrich Narjes, Bankgefchäft zu Hannover, i im Auftrage des 
Architekt Heußner, Sammlung bei der Jagd-Sylveſterfeier 
Hannoverſcher Jäger am 1. März im Hotel Karften . 

A. Wolff, Hier, Dreyfeftr. 3, gefammelte Strafgelder bei den 
Treibjagden in ber Oberförfterei Neuzele . . » 

Schmidt, Forfimeifter zu Detmold, Strafgelder für Fehlſchuſſ⸗ 
im Fuürſtlich Lippe'ſchen Jagdreviere Dieſtelbruch⸗Beſte 

Landrath Graf Koſpoth zu Oels i. Schleſ., freiwillige Strafe 
für ein jagdliches Verſehen. 

Redaktion der Wochenſchrift für Deutfche Körfter, Dreyfeſte. 8 

Schraube, Königlicher Oberförfter zu Glashütte (Holftein), Straf- 
gelder für Fehlihüffe auf Treibjagden in ber Dberfürfiere 
Segeberg, fowie vom Sfatgewinn . 

Danziger Jagd⸗ und Wildfehubverein zu Danzig . .. 

Dr. Möller, Koniglicher Oberförfter zu Eberswalde, ueberſchuß 
bei einer Koftenvertheilung . . 

Freiherr von Berg, LTandforftmeifter zu Straßvurg i. €, ueber. 
ſchuß des Jagdvereines 

Graf d'Hauſſonville, Grunewald 6. Zehlendorf, gefammelt. ge: 
legentlich eines NAusrittes des Vereines Reiterluſt in den 
Grunewald . . . 





Summa 869 | 35 
Hierzu Summa bis 56. Berzeihni . - - > 2 2 0. 116057 | 81 


Gefammtfumme der eingegangenen Beträge |116927 | 16 
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1895. 

26. September ©. 
17. October ©. 
28. „ ©. 
4. November ©. 
1896. 

18. Mai ©. 
18. Juni ©. 
12. Zuli ©. 
15. „ ©. 
25. „ ©. 
16. September ©. 
9. November ©. 
3. Dezember ©. 

1897. 

5. Januar ©. 
23. „ ©. 
8. Februar ©. 
4. „ ©. 
8 März ©. 
2. „ ©. 
24. April ©. 
8. Mai ©. 
10. „ ©. 
19. „ ©. 
29. „ ©. 
3l. „ ©. 
23. Juni ©. 
1. Septemba ©. 
29. " ©. 
1. October ©. 
2. „ ©. 
12. n ©. 
18. n ©. 


(Im Anſchluß an ben gleichnamigen Artifel im XXIX. Bande, Seite 340.) 
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108. 
Ehrousingiiches Verzeichniß 
der in gegenwärtigem (XXX.) Bande des Jahrbuchs enthaltenen Ge⸗ 
fege, Erlaſſe, Staatsminifterial-Beichlüffe, Inſtructionen, Regulative 
und Miniſterial⸗Verfügungen ꝛc. 


EChronologiſche Verzeichniſſe dieſer Art vom Jahre 1851 an für bie 
erften acht Jahrgänge 1851—1858 des Jahrbuchs im Forſt⸗ und Jagdkalender für 
Preußen befinden fi im VIII. Jahrgange 1858, Geite 77, von dba ab für bie 
einzelnen Sahrgänge IX—X VII (1859—1867) jedesmal am Schluß des Kalender» 
Jahrbuchs, die Fortſetzungen in ben Bänden des vorliegenden, feit 1868 vom 
Kalender getrennten Jahrbuchs.) 
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27. 


6. November 


. O:ctober 


” 


” 


©. 


1898. 
3. Januar 


” 


” 
. Februar 
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AAAAARARRAARRARARRRAR 


S 
S 
S 
S 
S 
S. 
S. 
S 
S 
S 
© 
S 


45. 
35. 


3. März 
5. „ 
Un 
10. „ 
. 16. „ 
183. „ 
A. „ 
8l. „ 
4. April 
9, „ 
20. ⸗⸗ 
26., 
6. Mai 
14., 
24. „ 
9. Juni 
10. „ 
15. „ 
20. „ 
23. u 
25. „ 
29. „ 
1. Juli 
2. m 
9., 
13. „ 
18. „ 
22. „ 
27. „ 
8. Auguft 
1. u 
15. „ 
31. 


” 
17. Septbr. 


©. 


AAAAAAAAAAANAAAAAAAAR ARARARAARRRRARAR 


Drud von E. Buch binder in Neu-Ruppin, 


Jahrbuch 


Preußziſchen Forſt- und Zagdgeſetzgebung 
und · Verwaltung. 


Herausgegeben 
vom 


Dr. jur. Bernhard Dandelmann, 


Rönigl. Preuß. Sandforftmeifter und Direktor der Forftatabemie zu Eberäwalde. 
Im Anſchluß am das Jahrbuch im Porft- und Jagd Kalender für Preußen 
1. bie XVII. Jafrgang (1861 bis 1887) 


rebigirt 
von 


2. Mundt, 
Nednungsrath, Sekretar ber Forftalabemie zu Eberäwalbe. 


Sinunddreißigfier Band. 


. Berlin. 
Berlag von Julius Springer. 
1899. 


Inhalts · Verzeichniß 


des XXXI. Bandes des Jahrbuchs der Preußiſchen Forſt⸗ und 


Jagd⸗Geſetzgebung und ⸗Verwaltung. 


kt Unterrichts- und Prüfungswefen. Seite 
29. Gtempelpflichtigleit ber Seugniffe e über die praltiſche Borbereitungszeit der 
Forſtbefliſſenen (18. 995. ... 5 5 .. 91 
75. Beſtimmungen über Aus ibung ur und Prüfung für den Königlichen Forſt⸗ 
verwaltungsbienfi (1. Juni EIN) 0 200 0 ren 157 
74. Stempelfreiheit ber über. bie gueMungen der Forſtlehrlinge auszuftellenden 
15 —— 8* 99). A die Rotirma lerivecſerauue 169 
ießung einzelner — r die Notirung forſwerfor ungs⸗ 
— Anwärter (24. Auguſt 189) . . 2. 2 22. 9 ige . 169 
Organiſation und Bienft-Snfruktionen. 

1. Neue Satzungen für das Landes-Delonomie-Koll m (ı 10, Desember 188) 1 
30. Borſchlaͤge wegen Allerhöchſter Auszeichnungen ( 9). 91 
a1. Regulakin zur "Suseinanderfegung wilden, — m ben Dienft- 

aben (15. Mai 18899). 2 20 0 er ren. ge 
82. — ———— ber Beamten (2. Yyımi 1899) . . . .. 98 
Schalte, Emolumente. SGranduerficherung. 
2. 15. Belanntmadhung, betr. bie Einberufung ber XIX. ordentlichen General- 
Berfammlung des Brand perficjerumgs-Bereins Preußifcher Forſtbeamten 
(8. December 1898) . . 2000 rn 8. 
14. Nihtanwendung bes Porto-Aperfionirungs-Bermerks bei Poftfenbungen 
ifchen den Berwaltungsbehörden und dem u, aflermgt- Berein 
eußifcher Forſtbeamten (4. November 1898) . . . . 2 2 0. 41 
16. Rekmungs, Abſchluß des Sranbberfiherunge Bere Preußifcher Forft- 
Beamten fir das XIX. Rechnungsjahr 1898 as "Pin 189) . . 42 
17. Neunzehnter Jahresbericht über den Brandverfiherungs-Berein Preußifäer 
Forftbeamten für das Geſchäftsjahr 1398 Yin DE 1899) 43 
18. Düngung von Moorwiefen mit kunſtlichem ger (3. Januar 1889) 44 
33. Anderweite Regelung ber Behälter ber Förſter, Torf⸗ FJieſen- Wege-, 
Floß· zc. Meifter und Zhiergartenförfter (80. März 1899). . . . . 95 
84. Anderweite Regelung der Diäten der im Befige des 2 even orgungsicheins 
befindliden Forſthulfsaufſeher (1. April 18899) . . 2 2 20. 95 
35. Brennholgvergiitungen für Forſtaufſeher (12. Di 189) . . 2 2... 96 
36. Abgabe von Brennreifig an —— neben der Geldentfhädigung 
für Brennbolz (5. Juni 1899) 0... 2 0 0 rn 96 
37. Bekanntmachung der Diitglieber bee Berwaltungsratb8 des Brandver- 
fiherungs-Bereing Preußifcher Forſtbeamten für die Wahlperiode 
1E9YINME . 2 2 rn. 97 
76. Kontrolle der ueführung der Drainagen von Bochbeamten Dienflänbersien 
(10, Juli 189) > oo 0 00. 170 
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89. 


41. 


77. 


5355 


Venſieniruugen. Unterühungen. 


. Betr. die Anrechnung von Militärdienſtzeit vor Beginn bes 21. 


Lebens- 
jahres bei Berechnung ber penfionsfähigen Eivildienfizeit (7. Januar 1899) 
Sagegelder und Keiſekeſten. 


. Benutzung von Kleinbahnen bei Dienfireifen ber Beamten (5. Jan. 1899) 
. Anſatz von Zu» und Abgangsgebühren bei ber Berechnung der geſetzlichen 


Neifeloften für Dienftreifen, welde mit aus Staats- oder öffentlichen 
Fonds unterhaltenen Bafferfahrzeugen ausgeführt werden (31. Jan. 1899) 
Neues Yormular für die Aufftellung ber Liquibationen über Reifeloften 
und Zagegelder der Staatsbeamten (&4. Mai 189). . -. . . 


. Richtgewährung von Tagegeldern und Neifeloften für bie Gänge eines 


Beamten nad) feiner regelmäßigen Dienfiftätte (5. Juni 189) . . . 
Reiſeloſten - Bergütung an Oberförfter in ihrer Eigenſchaft als Guts⸗ 
vorfteher (rn) ren . 


Waldarbeiter. Arbeiter-Berfierung. 


. Die Haftung ber Gemeinde auf Grund des Geſetzes, betr. die Unfall- 


und Kranlenverfiherung der in land- und forftwirthfchaftlichen Betrieben 
befchäftigten Perfonen, iR nicht abhängig von der Unterſtützungspflicht 
ber Eltern gegen bie Kinder und der Kinder gegen bie (Eltern 
(9. März 898) 20 on. 


. Im Sinne des Geſetzes, betr. die Verfiherung ber land⸗ und t 


fchaftlichen Arbeiter vom 5. Mai 1886, ift die forfiwirthichaftliche Thätig- 
feit in der Regel erft dann als abgefchloffen anzufehen, wenn das von 
einem Anderen gelaufte Holz über bie Dafbesgrenge hinausgeſchafft oder 
doch bis an einen für Laftfuhrwerte braud) Weg im Walde ge 
bracht it (11. Mai 1898) . & 2 2 0 re. 


. Berfiherungsrechtliche Sugebörigtet ber Beförderung von Holz auf einer 


Waldeiſenbahn (24. März ) ER 
Nachweiſung fiber die bei ber Staatsforfiverwaltung während des Etats- 
jahres 1898/99 vorgelommenen Arbeiter-Erfranlungen und Betriebs- 
unfälle (8. Zuli 1899) & 2 2 0 Eee 


Serfikultur und Sewirthſchaftung. Wegebeu. 


. Bezug von Zhomasphosphatmebl dur Bermittelung der Deutſchen Land- 


wirthichafts» Befellfchaft (12. Oktober 1898) - 2 2 22a. 


. Reue Drudlegung und Anweifung für Dränage-Entwürfe (85. März 1899) 
. Betr. den Anbau der Alazie (20. April 1899) . . 2 2 2 0 2. 
. Künflihe Düngung forft- und bomänenfisfaliiher Meliorationswiejen 


(18. Mai 189998. 


Holzabgabe und Holpverkauf. Taxen. Webennukungen. 
Mufter zur Verhandlung über bie Berfleigerung eingefchlagenen 


. Reues 
Holzes (12. uni). > >00 En 


Larationswefen. Materiel- Abmuhung. Führung des Aontrolibuchs. 


. aͤßi bei de d » Staudinger’ 8 
Fe i dem Bezug der Geyer inger ſchen Baummeß⸗ 


ober 1888383333333... 
SorAfäuh. | 


. Mittheilung von dem Auftreten bisher nicht beobadhteter ober befannter 


Schäden, Krankheiten und Schädlinge an land» und Vorftmwizthfepaftlichen 
Kulturpflanzen zc. an das Kaiſerliche Gefundheitsamt (7. Dezember 1898) 


8 
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108 
106 


110 


Urt. 
49. 


Gefhäftswefen. 
Heranziehung bes Yorfifistus zu den Kommunalabgaben (14. Juni 1899) 


Kaffen- und KRechnungsweſen. 
Redmungsmäbige Juſtifizirung der Bewilligungen von gefelichen Wittwen- 
geldern (20. September 1898) . 
Einreichung einer, Rochweiſung über Ausgaben der Jagdverwaltung 
(14. December 1898) 


. Rüdgabe ber Amtstautionen an die im ebenamte ohne Penfionsberech⸗ 


tigung bom tgate beſtellten dorſtlaſſenrendanten und Sorftuntererheber 
(8 März 1899) . 


. Die von den Regierungshauptfaffen unmittelbar zu "zahlenden Behälter x. 


unter Anwendung von Bahlungsliften (22. Mär; 1899) 


. Anderweite Verrechnung der Beichäftigungsdiäten der ben Oberförftern. als 


ſtandige Hülfsarbeiter überwieſenen Forſtaſſeſſoren (5. April 1899) . . 
Sen © aus Stantslaffen im Wege des Voſtanweiſungevertehrs (8. April 


53. Anderweite Berrechnumg der Bergätun en ber nebenamtlich beichäftigten 


81. 


59. 


. Zitelveränderungen im 


Waldwärter und Wärter bei den Nebenbetriebsanftalten (8. Mai 1899) 
Anſchluß der Forftlaffen an den Neichsbank:Giroverlehr (29. Mai 1899) 
Fortfall der befonderen Anmweifungen zur un der Forſwermeſſungs⸗ 

und Einrichtungsarbeiten ꝛc. (3. Juni 18 


. Gtempelfreiheit von Lieferungsverträgen über. Im Inlande erzegte Dengen 


von Sachen und Wanren (31. Zuli 1899) . 
Etalsweſen. 


. Verwendung von Befoldungs- en 110. San zu oentvetungsloften u unb auper- 
39) 


ordentlichen Nemunerationen (10. Sanuar/1 


. Etat der —— — für das Etatsjahr 1899 . . 
. Ueberficht des Flachenin halte und des Natural⸗ Ertrages des ſtaatlichen 


Forſtbefitzes 
Verhandiungen des Hauſes der Dggordneten über den Etat der Forſt 


verwaltung für das Etatsjahr 189 

Situng am 17. Sanur 189. . . 
B. 10. Sigung am 1. Februar 189 . . . . 
C. 28. Sigung am 24. Februar 1899 


. Zitelveränderungen im Etat ber — hinfichtlich der Betriebs: 


foften für Bieienanlagen (6. Mai 1899) . 
tat der Sorftnermalkun hinfichtlich der Betriebs: 
toften für größere Baumfchulen (6. Mai 1 ng Hi 


. Betr. bie auf mehrere Jahre feftgeftellten Saffen stats der Gorfoermaltung 


Wegfall einer jährlichen Deflaration (6. Juli 1899). 


. Rebenämter ber Sorfbenmten, Radjrichtiche Angabe in den Stats 


(16. Juli 1899) 


—* 


. Schema für bie Aufſtellung der alljährlich einzureichenden Nachweiſung ber 


aus bem Gentralfonds zu beftreitenden Koften für ben Neubau von 
©ebäuden der Staatsforftverwaltung (18. Januar 1899) re. 


. Beſchaffung von Balbarbeiter-Bohnungen (10. Mär; 1894) 


Abänderung der allgemeinen Bertragsbedingungen für die Ausfägrumg von 
Erd» zc. Arbeiten, Hochbauten und Bauten (20. Zuli 1899) . . 


Berechtigungen und Ablöfungen. Gemeinheitstheilung. 
Alljährliche Anzeige Über Zahlungen zur Abldfung von Forſtſervituten, Real. 


laften, Paffivrenten und fonftigen Verpflichtungen be der Forſwerwaltung 
(22. März 1899) . . 
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Urt. 
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83. 


84. 


86, 


87. 


88. 
89. 
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Suchpelitik. 


Ba, betr. Schugmaßregeln im Quellgebiete ber linksſeitigen Zuflüffe der 
der in der Provinz Schleſien (16. September 1899) . . 
Berhanblungen des Herrenhaufes fiber das Geſetz, betr. Säutsmaßregein 
im Duckgebich ber linksfeitigen Zuflüffe ber Oder in ber Brov. Schlefien. 
A. Geſetzentwurf nebſt Begründung. . .. 
B. Erfte Berathung. Ueberweifung an bie Agrar⸗ Kommiffion .. 
C. a naer Bericht der Agrar-Rommiffion. General: und Special- 
disfuffion . . .. 
D. Gefeßentwurf nach den Beiätüffen der "Agrar-Rommifflon .. 
Verhandlungen des Abgeordnetenhauſes über das Geſetz, betr. Schutz⸗ 
Bra. © ’ a Duellgebiete der Iinksfeitigen Zuflüffe der Ober in ber 
rov efien. 
Erfte Berathung. Ueberweifung an eine Kommiſſion . . 
5 Beriht der XVII. Kommilfion . . oo... 
C. weite Beratbung > 2 2 00 
D. Dritte Berathung 


. Verhandlungen des Herrenhaufes- über "das Gefeb, "betr. Scjutimaßregein 


im Dueligebiete der Tinksfeitigen Zufläffe der Ober in der Prov. Schleflen. 
. Berhandlungen über den in veränderter Faſſung vom Ab⸗ 
georbnetenhaufe zurüdgelangten Geſetzentwurf. Ueberweifung an 

die Agrar-Sommilfion . . 
B. Münblidher Bericht ber Agrar⸗ Kommiſfion. Zugleich Distuffion 
Verhandlungen bes Wbgeorbnetenhaufes über den vom Herrenhaufe in 
enge nbenter Faſſung zuru cgelangten Geſerentwurf ‚betr. Schutz⸗ 

maßregeln ꝛc.. 

Behand lungen bes Herrenhaufes über den in veränderter Faffung vom 
Abgeordnetenhauſe zurüdgelangten Geſebentwurſ, betr. Saugmaßregeln x. 
— Einmalige Schlußberatfung . . . oo. 


Sorfiftatifik. 


. Berhandlungen des Reichstages ruhe Ausbeinung ber * fertigen Statipit 


(61. Sigung am 21. März 1 


.  Sorfiirafreht und Strafprocch. 
Wald und Jagd im Bürgerlichen Geſetzbuch 
Waffengebrauch eines Königlichen Forftbeamten. Nichtbegrundimg des 
Fon eteng A (Enticheidung des Oberverwaltungsgerichts bom 
ril 
En esungen un und Begnabigungen in Korfiftraffachen (6. "December 


. ie bei gemeinem Diebſtahl kann ae ‚Gerfeictaßt frafbar fein. 


Entſch. des Reichsger. vom 21. Oftober 1 
Die Beftellung der Gemeinberorfidugbeamten, eig aus ber Rlafie der 
auf Forftverforgung dienenden Jöger hervorgegangen find, zu Hülfsbe- 


amten der Staatsanwaltſchaft (= nn 1899) . on 

Poligei-Berorinim betr. das Fangen von Singvögeln. gZulan it der 
Reviſion. rt, des Königl. Kammerger. vom 16. März 189%) 

a a aajal. Urth. des Vvvonigl. KLammerger. vom 





dagd und Fiſcherti. 


Wald und Jagd im Burgerlichen Geſetzbuch 


Gehört bei einer Auseinanderſetzung in Folge: einer Veränderung der 
Grenzen der Gemeinden die Jagdnutzung zu den Gegenftänden ber 
Auseinanderfegung? (Entf. des O.VB.⸗G. vom 15. Dfteber 1897) . 


a7 = 
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wi, 64. Das Berwaltungfftreitverfahren finbet nicht bloß bei der gänzlichen Ver⸗ 
— — eines Jagdſcheines, ſondern auch dann ſtatt, werm bie Ertheilung 
die Bedin ung der Burgſchaftsſtelung ober der Bahlung einer ex- 
. Hößten Jagdſcheinabgabe gefnüpft ober die Ertheilung eine® unentgelt- 
nass, Jagdſcheines abgelehnt wird (Entf. des D.-B.-@. vom 26, Januar 
1. Rad hannoverſchem Jagdrechte fallen die Grenzen bes gemeinfchaft- 
lichen Jagdbezirkes mit den jeweiligen Grenzen des Gemeindebezirkes 
| zufammen. 2, Es ift weder eine Bereinigung mehrerer gemeinfchaft- 
— Jagdbezirle, noch der Anſchluß ein- oder ausſpringender Grund⸗ 
Aufnahme der Eigenthümer in ben Verband der Feldmarks⸗ 
ofen nn fremden, Feldmark zuläffitg (Entf. des O.B. O. vom 
"Röniglichen Forſtbeamten find nicht befugt, zur Feſtſtellung und Ber- 
Agung der außerhalb ihrer Dienfbegirte ‚Seyangenen Sagblontraventionen 
emdes Gebiet zu betreten (28 . April 8) . 2: 2 ren 
eb, betreffend die Aufhebung einiger in den Bezirken ber Oberlandes- 
hte zu Coln, Hamm und —— a. beſtehenden jagdpolizeilichen 
afbefimmungen. Bom 4. Mai 189. . 2 2 2 2 2 2 2. 
bandlungen des Herrenhaufes über ben Entwurf eines Geſetzes, be⸗ 
= bie Aufhebung einiger in den Bezirken der Oberlandesgerichte 
ln, Damm und Frankfurt a. M. befebenden jagbpoligeilihen Straf. 


ir —— nebſt Begründung -. » - 2 2 2 0 2. . 
B. Einmalige Schlußberatiung - - > > 2 2 0 2 0 nn. 
anblungen des Hauſes ber Abgeordneter über den Entwurf eines Ge⸗ 
etzes, betr. die Aufhebung einiger in den Bezirken ber Oberlanbesgerichte 
ı Söln, Hamm und Frankfurt a. M. beſte henden jagdpolizeilichen Straf⸗ 
beſtimmungen 

a Ei und zweite Beratung - - - 2 2 vr 0 ne. 
. Dritte Beratbung - © > 20 2 rennen 













** 
1. ‚ER a (Urth. des Konigl. Kammerger. vom 
ai 1895) on 


he Fagdorbnung. 
Sri (Entf. ge en Ge Kammerger. vom 21. Sumi 1897) 


86 ber Hanno dordnung. (Entf. bes Königl. 
eg vom Fr 1897) . 8 rn ® . 


— ren th Rn 


1897) .... .2. ..22.  . 8 8 8 82 ee 8 8 60060 
dort ber Jagbbente. (Urth. des König. Kammerger. 
96, [ d A — [2 d . ® d .oee8»r v0 Le 8 0 eld “ Me ® Bi L 

58 —— — * a . “ . 
96 —— Feilhalten. (Urth. des Konigl. Kammerger. vom 7. Df- 


9. SR in Geſellſchaftswaldun En in Kurhefien. (Entf. bes Königl. 
Kammerger. vom 5. November 1897) . . » 2 2 2 v0 00. 
98. —— irſchheweihen. un. des Königl. Kammerger. vom 


9. Burgen — —— Jagdſchein. (Entſch. des Konigl. 
Kammerger. vom 8. Januar 188833. 


es 


185 


185 


* —* (Urth. des Konigl. Kammerger. vom 2. Juli 1896) 289 





104. 


72. 


107. 


Ient t 
"Terrihtung. (Entjä, des Dberermaltungege: vom 6. Oftober 1808 


. Berweigerung imentgeltl. Jagdſcheine an Privatforfibeamten. (20.%uli 1899) 
.Geſetz, betr. Ergänzung der geſetzlichen Vorſchriften über die Ausübung 


der Jagd auf eigenem Grundbeſitz. (7. Auguſt 1899) . 


. Berhanblungen des Haufes ber Abgeorbneten 1 über das Geſetz, betr. &- 


gänzung ber gejehtiggen Borfchriften über die Ausäbung ber agb auf 
eigenem Grundbe 
A. Geſebentwurf. (Antrag) . 
B. Erſte Beratung . .. 
O. Zweite Berathung .. 
D. itte Beratfung . - 
Berhandlungen des Herrenhaufes über das iin, betr. Ergänzung "der 
— Vorſchriften über die Ausübung der Jagd auf eigenem 


bbefig. 
Einmalige Schlußberathung 
Perfonalien. 


. Beränberungen im Königl. Preuß. Forſt⸗ und Sagbvermaltungs-Perfonal 


vom 1. Oltober bis 31. December 1898 


. Desgleihen vom 1. Januar bis 81. März 1899 


Desgleihen vom 1. April bis 30. Juni 1899 . 


, Desgleien vom 1. Juli bis 30. September 1899 


Mrbens - Berleihungen an Yorf- und Jagdbeamte vom 1. Dftober sis 
81. December 1898 en. 
Desgleichen vom 1. Januar bis 81. März 1899 


. Desgleichen vom 1. April bis 80. Juni 1899 . . 
. Desgleihen vom 1. Juli bis 80. September 1899 


. 58. Bergeichniß ber zum Velten der Kronprinz Friedrich Wilhelm- und 
Kronprinzeffin Bictoria -Forftwaifenftiftung bei ber Gentral- Bammelfelle 
(Geh. erpedirenden Sekretär Schmidt Il zu Berlin W. 9, Leipziger- 
plag 7) in ber Beit vom 1. Juli bis 20. December 1898 weiter ein⸗ 

angenen u uigen Beiträge . . 

nungs-Abfhluß über ben Rapitalfonds ber „Kronprinz Friedrich Bil 
beim.» und Reonpeingeffin Biltoria- Forftwaifenftiiftung” für das dehr 

vom 1. April 1898 bis Ende März 1899 (24. April 1899) . . 


Chronolegiſches derzeichni 


der im gegenwärtigen XXXI.) Bande enthaltenen Geſere, Berorbnungen, 
Regulative und Minifterial-Berfügungen ꝛc. . . 


Druckfehler⸗ Berichtigung.. 


296 
297 


154 


315 


816 


Organifation und Dienft:Inftrnttionen. 
1. 
Neue Sagungen für das Kandes-Defonomie-Kollegium. 
(Ans: Deuticher Reichs⸗Anzeiger zc. Ro. 397 vom 16. Dezember 1898.) 
Berlin, den 10. Dezember 1898, 


Ercellenz 
Euer Sommwohlgeboren überfende id; anbei 10 Eremplare der Allerhochſt ge- 


nehmigten neuen Satungen bes Lande8-Delonomie-Kollegiums vom heutigen Tage 
mit dem ergebenften Erfuchen, davon Kenntniß zu nehmen und deren Beröffent- 
chung durch die Amtsblätter der Ihrer Berwaltung unterftehenden Provinz bewirken 
zu laffen. 
Minifterium für Landwirtsihaft, Domänen und Forſten. 
Freiherr von Sammerftein. 


An die fämmtlichen Herren Ober-Präfidenten und den 
Regierungs-Präfidenten zu Sigmaringen. 


Satzungen 
für das Kandes - Belonomie- Kollegium. 
Infoͤlge Allerhöchſter Ermächtigung vom 13. November 1898 wird unter Auf- 
bebung des Regulativg vom 14. Februar 1895 Nachſtehendes beftimmt: 


81. 
Das Landes⸗Oekonomie⸗Kollegium hat die Beſtimmung: 
a) dem Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten als deſſen regel- 
mäßiger Beirath in der Förderung der Land» und Forftwirthichaft, 
b) den Landwirthſchaftskammern für die Bearbeitung gemeinfchaftlicher Ange⸗ 
legenheiten als Gefchäftsitelle 
zu dienen. 
Es ift befugt, die Intereſſen der Land- und Yorftwirthichaft durch felbftändige 
Anträge an den Minifter wahrzunehmen. 
82, 
Das Landes-Delonomie-Kollegium hat feinen Sit in Berlin. 
Es befteht aus: 
1. von den Landwirthſchaftskammern von drei zu drei Jahren gewählten 
Mitgliedern, 
2. von dem Minifter filr die gleiche Zeitdauer ernannten Mitgliedern. 
Sämmtliche Mitglieder haben gleiche Rechte. Sie üben ihr Amt als Ehrenamt. 
88. 
Bon den gewählten Mitgliedern (8 2 Ziffer 1) entfallen, entiprechend dem gegen» 
wärtig in Kraft befindlichen Statut des beutfchen Landwirtbichaftsraths, auf jede 
Jahrb. d. Breuß. Forft- u. Iagbgefehg. XXXI. 1 
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Provinz 2 Mitglieder und auf die Hohenzollernſchen Lande 1 Mitglied. Für jedes 
Mitglied ift ein Stellvertreter zu beftellen. 

Die Wahlen erfolgen für jede Provinz durch bie betreffende Landwirthſchafts⸗ 
fammer, mit der Maßgabe, daß von den 2 auf die Provinz Heffen-Naffau entfallenden 
Mitgliedern das eine durch die Landwirtbichaftsfammer für den NRegierungsbezirt 
Saffel, das andere durch die Landwirthſchaftskammer für den Regierungsbezirt Wies- 
baden gewählt wird. 

Solange in einer Provinz eine Landwirthfchaftsfammer nod) nicht befteht, werden 
die Wahlen durch den entiprechenden landwirtbfchaftlichen Central-Berein wahrge⸗ 
nommen. 

8 4, 

Solange die Landwirthichaftsfammern bezw. Iandwirthfchaftlichen Sentral-Bereine 
im deutfchen Landwirthichaftsrath vertreten find, follen deren dazu gewählte Abge⸗ 
ordnete und Stellvertreter in der im $ 3 feftgefettten Zahl die betreffende Körperfchaft 
zugleich im Landes-Delonomie-Kollegium vertreten. 

Ueber etwaige Aenderungen in der Zahl der gewählten Vertreter, fowie fiber 
die Gewährung einer Vertretung an andere, als bie oben aufgeführten Körperichaften, 
beftimmt der Minifter nad) Anhörung des Landes⸗Oekonomie⸗Kollegiums. 


85. 
Die Zahl der von dem Minifter ernannten Mitglieder ($ 2 Ziffer 2) ſoll ein 
Drittel der gewählten Diitglieder nicht überfchreiten; bei der Berechnung dürfen über- 
ſchießende Bruchtheile für voll gerechnet werden. 


8 6. 

Der Minifter kann zu den Berathungen des Landes-Delonomie-Kollegiums und 
deffen Kommiffionen ($ 7) befondere Kommiffare entjenden. Die Kommiffare haben 
nur berathende Stimme. Sie find ebenfo wie der Dinifter jeder Zeit zum Wort 
zu verftatten. 

87. 

Der Miniſter kann für die Bearbeitung einzelner Angelegenheiten zu vorliber- 
gehender oder ftändiger Thätigleit befondere Kommiffionen aus der Mitte des Kollegiums 
berufen und Sadverftändige zu den Berathungen zuziehen. 

Die gleiche Befugniß fteht dem Kollegium zu. 


88 
Jede Wahlperiode bildet eine Sigungsperiode bes Landes-Delonomie-Rollegiums. 
In der erften Siung jeder Periode und für die Dauer derfelben wählen die 
Mitglieder des Landes-Delonomie-Kollegiums aus ihrer Mitte einen Vorfigenden und 
einen Stellvertreter deffelben. Zur Gültigkeit der Wahlen ift die abfolute Stimmen- 
mebhrheit der anmwefenden Mitglieder erforderlich. 
Ber Stimmengleichheit entfcheidet das durch den Borfigenden zu ziehende Loos. 


Die Wahlen gefchehen durch Stimnizettel. Sie können durch Zuruf bewirkt werden, 
wenn fein Widerfprud) dagegen erfolgt. 


89, 
Der Borfigende führt die Gefchäfte des Kollegiums bis zur Neuwahl feines 
Nachfolgers. Er ernennt die Verichterftatter und leitet die Berathungen. 
In Behinderungsfällen tritt für ihn der Stellvertreter ein. 


— 3 — 


8 10. 

Zur Unterftägung bes Borfitenden bei Erledigung ber Geſchäfte kann das 
Kollegium einen General-Selretär anftellen. Die Anftellung erfolgt für die Dauer 
der Wahlperiode (5 3 Abfag 1) und unterliegt der Beftätigung durch den Minifter. 

5 11. 

Das Landes-Delonomie-Kollegium voird zu feinen Sigungen im Auftrage bes 
Minifters durch den Borfittenden berufen. Iſt feit der letzten Pilenarfigung des 
Kollegiums mehr als ein Fahr verfloffen, fo muß bie Berufung erfolgen, wenn 
diejelbe von mehr als ein Drittel fänmtlicher Mitglieder beantragt wird. 

8 12. 

Das Kollegium fett feine Geſchäftsordnung feſt. 

Die Beichlüffe beffelben werden nad) Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmen- 
gleichheit entjcheidet die Stimme des Borfigenben. 

8 18. 

Mit Ausnahme der auf Grund des 8 7 Abſatz 2 berufenen Kommiffions- 
figungen erhalten für die Dauer der Plenar- und Kommifftonsfigungen die an diefen 
theilnehmenden Mitglieder Diäten, die auswärtigen Mitglieder außerdem Heifeloften 
und Reifediäten aus der Staatslaffe. 

Berlin, den 10. Dezember 1898. 


Der Minifter für Landwirtsihalt, Domänen und Jorſten. 
Freiherr von Hammerftein. 


Gehalte, Emolumente. Braudverſicherung. 


2. 
Belanntmachung, betr. die Einberufung der XIX. ordentlichen General: 
Derfammlung des Brandverficherungs-Dereins Preußifcher Sorfibeamtent. 
Berlin, den 3. Dezember 1898. 

Die XIX. ordentlihe General-Berfammlung des Brandverfiherungs-Bereins 

Preußiſcher Foritbeamten findet am 

13. Rai 1899, Vormittags 11 Uhr, 
im Dienftgebäude des landwirthſchaftlichen Minifteriums hierſelbſt — Leipzigerplat 
Nr. 7 — flatt. 

Die nad) 8 13 der Statuten des Bereins zur Theilnahme an der General 
Berjammlung Berechtigten werden zu derfelben hierdurch eingeladen. Bezüglich der 
Legitimation der Theilnehmenden wird auf den $ 16 der Statuten vermwiefen. 

Die zur Borlage gelangenden Schriftftüde, als Rechnung, Bilanz und Jahres⸗ 
bericht für 1898, fowie der Etat für 1899 u. A. können im landwirthſchaftlichen 
Minifterium — Leipzigerplab Nr. 7, eine Treppe, Zimmer Nr. 19 — vom 11. Mai 
1. 38. ab in der Zeit von 11 Uhr Vormittags bis 2 Uhr Nachmittags eingejehen, 
auch können dafelbft die Legitimationskarten in Empfang genommen werden. 


Direktorium des Brandrerſicherungs⸗Vereins Preußziſcher Forſtbeamten. 
Waechter. 


1* 


Forſtlultur uud Bewirthſchaftung. Wegeban. 
3. 
Bezug von Thomasphosphatmehl durch Vermittelung der Deutſchen 
Candwirthſchafts⸗Geſellſchaft. 
Berfg. des Miniſteriums für Landwirthſchaft ꝛc. an ſaͤmmtliche Königlichen Regierungen mit Ausnahzme 


IL 14946. 
von Aurich und Sigmaringen. 757795. 


Berlin, den 12. Oftober 1898. 
Nachdem die Bezugsvereinigung ber deutſchen Landwirthe mit den Thomas- 
phosphatfabrifen, Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung zu Berlin, einen Abſchluß über 
die Lieferung von Thomasmehl für bie nächſten 3 Monate und fernerhin aud für 
das nächſte Jahr erzielt bat, ift die Deutiche Landwirthſchafts⸗Geſellſchaft zu Berlin 
wieder in der Lage, Thomasmehl für Zmede der Yorftverwaltung unter den an⸗ 
liegenden Bedingungen (a.) zu liefern. 


Der Königlichen Regierung gebe ich hiervon unter Bezugnahme auf meine Ber- 


fügung vom 2. Jul d. 38. — mit dem Bemerken Kenntniß, daß die Ge⸗ 


ſellſchaft bereits für ben diesjährigen Herbfibebarf an Thomasmehl Beſtellungen 
entgegennimmt. 


Miniſterium für Landwirtschaft, Domänen und Forſften. 
In Bertretung: Sterneberg. 


Deutſche Landwirthſchafts⸗Geſellſchaft. 
Dunger⸗(Kainit⸗) Abtheilung. 


Bezug van Thomasphosphatmehl. 

Nachdem jet ein Vertrag zwifchen der Bezugsvereinigung der beutfchen Land⸗ 
wirthe und den ZThomasphosphatfabrifen, Gefellichaft mit befchräntter Haftung in 
Berlin, zum Abſchluß gefommen ift, bieten wir unferen Mitgliedern vorläufig für die 
drei Monate Oftober, November, Dezember d. 38. Thomasphosphatmehl zu folgenden 
Preifen an: 

22, Pf. das kg °% citratlößlicher Phosphorfäure nad) der neuen Wagner- 
ſchen Unterfudjungsmethode. Frachtparität Rote Erde und Diedenhofen. 

28"), Pf. das kg %, citratlögliher Phosphorfäure ab Neufahrwaffer, Pillau 
und Memel frei Waggon, Brutto für Netto einfchl. Sad. 

Hierauf wird wie bisher am Kahresfhluß von uns eine Waaren- 
dipidenbe gewährt. 

Kür den Bezug nad) Stationen, die fiber 500 km von Rote Erde bezw. Dieden- 
hofen entfernt Tiegen, wird auf die bereits ermäßigten Eifenbahnfrachtfäte noch eine 
Frachtvergütung von 20%, feitens der Lieferanten gewährt und gleich auf der Faktura 
abgefekt. 

Es wird gebeten, bei den Beftellungen anzugeben, ob nad; Analyfen-Nusfall ober 
nad feiten Sorten geliefert werben fol. Gefchieht es nach Analyfe, fo erfolgt die 
Berechnung auf Grund der Werks⸗ bezw. Verſuchsſtations⸗Analyſe; erfolgt der Abruf 


— 5 — 


nad) feſten Sorten, fo ſteht den Fabriken eine Analyfen-Latitude von %,% citrat⸗ 
Töslicher Phosphorfäure zu. 

Es fteht den Fabriken frei, das Thomasmehl je nach Ausfall der Produktion in 
ber Grenze von 1° böher ober niebrigerem Gehalt zur Lieferung zu bringen 
(Lieferungs-Latitude). 

Wenn bei den Beflellungen nicht angegeben ifl, nach welchem Modus berechnet 
werden foll, jo laffen wir ftets nach Analgfen-Ausfall fakturiren. 

Koftenfreie Analyfe gewähren wir nur, wenn die Proben vorjchriftsmäßig ge 
nommen und das Ernebniß uns fofort mitgetheilt wird. 

Rellamationen find unbedingt innerhalb 4 Wochen nad Empfang der Faktura 
gu erheben. 

Die Preife verftehen fi) per Kaffe innerhalb 30 Tagen mit 1',%, Sconto, oder 
gegen 3 Monat Biel. 

Zahlungen find direlt an die Kaffe unferer Geſellſchaft zu leiften, nicht an bie 
Fabrikanten. 

Mit näheren Angaben über Frachten u. ſ. w. ſtehen wir jederzeit gern zu Dienften. 

Berlin S.W., Kochſtraße 75. 


Dentige Landwirthichafts⸗Geſellſchaft. 
Dünger- (Kainit-) Abtheilung. 


Forſtſchutz. 
4. 

Mittheilung von dem Auftreten bisher nicht beobachteter oder bekannter 
Schäden, Krankheiten und Schädlinge an land: und forſtwirthſchaft⸗ 
lichen Kulturpflanzen 2c. an das Kaiferliche Bejundheitsamt. 
Allgem. VBerfg. des Minifteriumsd für Lanbwirthichaft zc. an die Lanbwirthichaftslammern und land» 
wirthſchaftlichen Gentral-Bereine, die landwirthſchaftliche Hochſchule, bie landwirthſchaftliche Akademie 
zu Poppelsdorf, die Forſtakademien zu Eberswalde und Münden, die pomologiſchen Inſtitute zu 
Proskau und Geiſenheim. J. B. 8457. IL 9602. ITIL 16549. 

Berlin, den 7. Dezember 1898. 
Der Herr Reichstanzler wunſcht, daß dem Kaiferlichen Gefundheitdamte, nachdem 
bei demfelben eine biologifche Abtheilung eingerichtet worden ift, im “alle des Auf- 
tretens bisher nicht beobadhteter oder bei größerem Umfichgreifen bereits bekannter 
Schäden, Krankheiten und Schädlinge an land» und forftwirthichaftlihen Kulturpflanzen 
beziw. an Bienen, Fiſchen und Krebfen mit thunlichfter Vefchleunigung Mittheilung 
gemacht werde. Diefem Wunfche wolle bie pp. entfprechen, dabei jedoch beachten, daß 
fänmtliche derartige Mittheilungen in meinem Minifterium durchzulaufen haben. 
Sollte das Geſundheitsamt Werth darauf legen, in befonderen Fällen feine Be⸗ 
amten zur Einziehung von Erkundigungen und zur Beihaffung von Unterfuhungs- 
material an den Ort ber Schädigung pp. zu entfenden, fo erfuche ich dem Vorhaben 
der Betreffenden thunlichft Vorſchub zu leiften. 


Miniſterium für Landwirthſchaft, Domänen und Yoriten. 
In Bertretung: Sterneberg. 


en —— — 


Zaratiousweien. Material-Abnutzung. 
Führung des Kontrollbuches. 
5. 
Dreisermäßigung bei dem Bezug der Beyer-Staudinger’ichen 
Baummeßfluppen. 
Mlgem. Berfg. bes Minifteriumd für Landwirthſchaft ꝛc. an fämmtliche Söniglicdhen Regierungen 
excl. Aurich und Sigmaringen. III. 15867. 
Zu meiner Verfügung vom 10. Juni cr. — III. 7532 — (S. Yahrb. Bd. XXX. 
©. 296). 
Gießen, den 20. Oktober 1898. 
Bezugnehmend auf mein Schreiben vom Mai d. Is., betreffend Preisangaben 
über die für die preußifchen Forftverwaltungen zu Tiefernden Baummeßfluppen, erlaube 
ih mir hente zur genaueren Feſtſetzung einer bei Einzelbezügen und für größere 
Aufträge zu gewährenden Preisermäßigung für die Königlich Preußiſchen yorft- 
verwaltungen Folgendes mitzutbeilen: 
Baummeßfluppen (Syſtem Guſtav Geyer), 100 cm nutbare Länge, eingetheilt 
in 1—1 cm geaicht, fauber und fehr dauerhaft gearbeitet, & DM. 10,80. 
Bei Bezug von 1 Std. 10% Rabatt, 
„ „nn 2-5 10% „ fre. Beſtimmungsort, 


zT 


” ” ” 6 ⸗⸗ 15 / 0 ” 
” ” 2 7—-ıl ” 15 Ye ” ” „ 
” ” ” 12 ” 20 % ” 
” ” ” 13—20 ” 20 “Yo ” ” ” 


Für größere Bezüge find befondere Vereinbarungen nothwendig. 

Bei Bezügen von 6 bezw. 12 Std. tritt ebenfalls freie Lieferung an den Be 
fiimmungsort ein, wenn die Kluppen in höchſtens 5 bezw. 11 Lieferungen (Postcotlis\ 
abgejandt werden können. 

In der Annahme, daß biefe äußerſten Preisftellungen für ein erprobtes Meß— 
geräth die Königlichen Forſtverwaltungen zu namhaften Aufträgen veranlaffen werben, 

zeichnet ergebenfter 
Wild. Spoerhafe. 
An das Minifterium für Landwirthſchaft, 
Domänen und Yorfien. 


| Berlin, ben 22. Oltober 1898. 
Abſchrift hiervon erhält die Königliche Regierung zur Kenntnißnahme. 
Minifterium für Landwirthſchaft, Tomänen und Foriten. 
Im Auftrage: v. Borne. 


Kalten und Rehnungsweien. 
6. 


 Redmungsmäßige Juftifizirung der Bemilligungen von gefeßlichen 
Wittwengeldern. 
Allgem. Verfügung des Minifteriums für Landwirthihaft ꝛc. an 1. die fämmtlihen Herren Ober- 
Bröfidenten, — 2. ben Herrn Präfldenten bes Königlichen Ober - Lanbeskukturgerihtes, — 3. ben 
Herrn Bräfidenten ber Königlichen Anflebelungstommiifion zu Pofen, — 4. bie fämmtlichen Serren 
Regierungß « Bräfidenten, — 5. die fämmtliden Herren Generaltommifflons - Bräfidenten, — 6. die 
jänmtlihen Königlichen Regierungen, — 7. die Königliche Minifterial«, Militär- und Baukommiſſion, 
— 8. die fämmtlihen Herren Geftüt- Dirigenten, — 9. die Herren Weltoren: a) ber Königlichen 
Landwirthſchaftlichen Hochſchule hierſelbſt, — b) der Königlichen Thierärztlicden Hochſchule hierſelbſt, 
— 10, die Herren Direltoren: a) der Königlichen Lanbwirtbichaftlichen Alademie zu Poppelsdorf bei 
Bonn, — b) der Königlichen Forftafabemien zu Eberswalde und Münden, — c) der Königlichen 
Thierärztlihen Hodfcyule zu Hannover, — d) bes Königlichen Pomologiſchen Inftitutes zu Prodkau 
bei Oppeln, — e) ber Koniglichen Lehranftalt für Obſt- und Weinbau zu Beilenheim a. Rh, — 
11. die Königliche Landesbaumfchule zu Engers, zu Händen bes Heren Über» Bräfibenten zu 
Eoblenz. — I. A. 4740. II. 7346. IIL 13888. 
Berlin, den 20. September 1898. 

Die im Abdrud (a.) anliegende Berfügung des Herrn Yinanzminifters und des 
Herrn Minifters des Innen vom 1. d. Mts. Nr. F. M. J. 7359 x., M. d. J. J. A. 
8920, betreffend die rechnungsmäßige Zuftifizirung der Bewilligungen von gefeßlichen 
Wittwengeldern, wird zur gleihmäßigen Beachtung im Bereiche der landwirthſchaft⸗ 
lichen Geftüt-, Domänen- und Forftvermaltung mitgetheilt. 


Minifterium für Landwirtkihaft, Domänen und Zoriten. 
Im Auftrage: Thiel. 


Der Yinanz : Minifter. 
( L 7859. IL ing. Berlin, den 1. September 1898. 
NR L 8984. II. Ang. 
IIL 11800. U. Ang. 
M. d. J. L A. 89208. 


Bei Feſtſtellung des geſetzlichen Wittwengeldes für Hinterbliebene unmittelbarer 
Staatsbeamten ſind nach Nr. 15 der Vorſchriften der Ober⸗Rechnungskammer vom 
7. Zuli 1882 (M. Bl. f. d. i. V. ©.171)* als Rechnungsjuftififatorien auch bie 
Geburtsurkunden der Eheleute beizubringen, wenn die Beſtimmung des Wittwen⸗ 
geldes nicht durch den Departementschef erfolgt. 

Die Ober⸗Rechnungskammer iſt damit, einverftanden, daß hiervon künftig in dem 
Falle abgefehen wird, wenn die Ehe nachweislich über 14 Jahre beitanden hat und 
fomit eine Kürzung des Wittmengeldes wegen des Altersunterjchiebes der Eheleute 
(8 12 des Gefeßes vom 20. Mai 1882 — G.⸗S. ©. 298 — **) und Artifel II des 
Geſetzes vom 1. Juni 1897 — G.⸗S. ©. 169 —)*”*) ausgefchloffen ift. 

Zugleid, wird im Einverftändniß mit der Ober-Rechnungskammer nachgelaffen, 
daß an Stelle der in den 88 15 und 16 des Geſetzes über die Beurkundung des 





*) Jahrb. Bd. XIV. ©. 188. 
“®, Jahrb. Bd. XIV. ©. 128. 
re, Jahrb. Ob. XXIX. ©. 120. 
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Perſonenſtandes vom 6. Februar 1875 (R.-©.:Bl. S. 23)*) für Beurkundungen vor⸗ 
geſchriebenen gebührenpflichtigen Auszüge aus den Standesamtsregiftern in Angelegen⸗ 
beiten der Hinterbliebenen -Fürforge künftig Befcheinigungen in abgefürzter Form 
beigebracht werben, welche unter Siegel und Unterfchrift des Standesbeamten Toftenfrei 
ausgeftellt werben, die entfcheidenden Thatfachen ergeben und die maßgebenden Daten 
in Buchſtaben ausgefchrieben enthalten. 

Wegen Anweifung der Standesämter ift unterm heutigen Tage befondere Ber- 
fügung ergangen. 


2er Finanz: Minifter. Der Minifter des Inuern. 
Im Auftrage: In Bertretung: 
ge. Grandke. gez. Braunbehren®. 


An die fämmtlichen Herren Ober-Präfidenten und 
Negierungs-Präfidenten und den Herrn Dirigenten 
der Minifterial., Militär- und Bau⸗Kommiſſion. 


Berlin, den 1. September 1898. 
Abfchrift zur gleichmäßigen Beachtung wegen der Beamten ber Verwaltung ber 


direften Steuern. 
Im Auftrage: Grandke. 


An ſämmtliche Königlichen Regierungen, 
den Herrn Dirigenten der Direktion für die Verwaltung 
der direlten Steuern bier, 
die fämmtlichen Herren Provinzial» Steuer-Direltoren und 
den Herrn General-Direktor des Thüringichen Zoll- und 
Steuer-Bereins in Erfurt, 
„ den Herrn Dirigenten des Haupt - Stempel» Magazins hier, 
„» nn  Borgeieten der Königl. General-Lotterie-Direltion bier, 
„» nn Präſidenten der Hauptverwaltung ber Staatsfchulden bier, 
nn „ „ Königlichen Seehanblung bier, 
„ nn Müng Direktor bier. 


> 
- 


> 
1 


*%) Die 88 15 und 16 lauten: 

8 15. Die ordnungsmäßig geführten Standesregifter (8 12 bis 14) beweiien biejenigen That⸗ 
ſachen, zu deren Beurkundung fie beftimmt und welche in ihnen eingetragen find, Bis ber Nachweis 
der Fälſchung, der unriditigen Eintragung ober ber Unrichtigleit ber Anzeigen und Feftitellungen, 
auf Grund beren die Eintragung ftattgefunden hat, erbradt tft. 

Dieſelbe Beweiskraft haben bie Auszüge, welche als gleidhlautenb mit dem Haupt⸗ ober 
Nebenregifter beftätigt und mit ber Unterfchrift und dem Dienftfiegel’ des Standesbeamten oder bes 
auftänbigen Gerichtsbeamten verſehen find. ® 

Inwiefern durch Verftöße gegen bie Vorſchriften dieſes Geſetzes über Art und Borm der Eine 
tragungen die Beweiskraft aufgehoben ober geſchwächt wird, tft nad freiem richterlichen Grmefien zu 
beurtbeilen. 

8 16. Die Führung der Standesregifter und die darauf bezüglichen Verhandlungen erfolgen 
toften« und ftempelfrei. 

Gegen Zahlung ber nad) dem angehängten Tarife zuläffigen Gebühren müflen die Stanbes« 
regifter jedermann zur Einſicht vorgelegt, ſowie beglaubigte Auszüge (5 15) aus benfelben ertbeilt 
werben. In amtlichem Intereſſe und bei Unvermögen ber Betheiligten ift bie Einficht der Regiſter 
und die Ertheilung ber Uuszüge gebührenfrei zu gewähren. 

Jeder Auszug einer Gintragung muß aud) bie au berjelben gehörigen Ergänzungen und 
Beriätigungen enthalten. 
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7. 
Einreichung einer Nachweiſung über Ausgaben der Jagdverwaltung. 


Allgem. Verfg. bed Miniſteriums für Landwirthſchaft ıc. an ſaäͤmmtliche Königlichen Regierungen, 
andgenguimen Aurich und Sigmaringen. IIL 18043. 


Berlin, den 14. Dezember 1898. 
Die Königliche Regierung wird beauftragt, alsbald und fpäteftens bis zum 


10. Januar E, 38. eine Nachweiſung nach folgendem Mufter kurzer Hand hier 
vorzulegen: 


Davon entfallen 


It: Imäßi 
Fr BL Ausgabe (ihägungsmähig) 
Einnahme] n —* Davon für Ein- auf Ionfige 
— vertwaltungs«] entfallen auf ui auf Gatter | (für Kamp⸗ 
Gtatsiahr koſten Wiſbſchaden⸗ anlagen, zum 
(Kap. 2 Tit. 3 (Rap.2 %it.99 rechnung; dzum Schuhe gegen 
2 Erſasgelder Kap. ? Tit. 211 Schutze gegen Weidevieh. 
Forſtetats) bes Bil paifirende 
Borftetat®) Forftetats) Guhrwerte 
ic. 
rund M rund M M rund MH M «NM 
1895/96 
1896/97 
1897/98 
Zufammen . | | | 
durchſchnittlich 





Für Theeren der Pflanzen und ſonſtigen Schutz der letzteren gegen 
Verbiß find aus Kap. 2 Tit. 35 des Etats der Forſtverwaltung 
im Durchſchnitt der obigen 3 Etatsjahre gezahlt worden rund . .... Dart 
An Privatleute ift 3. Zt. die Jagd verpadtet uf. - © » » 2... ha 
für jährlich ..... Dar. 


Ministerin tür Laudwirthſchaft, Tomänen und Zorften. 
Im Auftrage: Waechter. 


Forſtpolitil. Forſte und Jagdrecht (ausſchließlich Strafrecht). 
8. 
Wald und Jagd im Bürgerlichen Geſetzbuch. 


Pit Ruückficht darauf, daß am 1. Januar 1900 das Bürgerliche Geſetzbuch in 
Kraft tritt, wird vielleicht Manchem eine Zufammenftellung derjenigen gejeglichen 
Beſtimmungen erwünfct fein, die auf Wald und Jagd Bezug haben. Der nad) 
folgende Auszug wurde einem Vortrage zu Grunde gelegt, welchen ber Landforftmeifter 
Dr. Dandelmann im Sommer 1896 bei einem an ber Forſt⸗Akademie Eberswalde 
veranftalteten forftlichen Fortbildungskurſus gehalten bat. 


— 


Inhalts: Heberfidt. 


1. Geſchichte und Inhalt des Bürger: 
lichen Geſeßzbuchs. 
Einf.Gej. Art. 3, 55, 218. 

2. Berpältniß bes Bürgerlihen Gejey- 
buds zum Forſtrecht und Jagdrecht. 
8. @.:B. 88 98, 94, 99, 100, 227—231, 835, 910, 

911, 917920, 923, 924, 958, 1018—1029, 
1038, 1039, 1383, 1652, 2049, 2128, 2133, 2312. 
Einf.⸗Geſ. Art. 64, 69—72, 83, 89, 111, 118, 115, 
119. Nr. 2, 120 Abf. 1 und von Abſ.2 Nr. 2, 
122-124, 128, 137, 164. 
3. Waldgenoffenihaften. 
Einf.-Gef. Art. 83, 164. 
4 Waldbbeftandtheile, Walbfrüdte, 
Waldnutzungen. 
B. G.⸗B. 88 93, 94, 99 und 100. 


5. Privat⸗Pfändungsrecht an Wald 
und Feld. 
B. 8.8. 85 229, 230, 231. 
Einf.⸗Geſ. Art. 89. 
6. Wirthſchaftliche Beſchränkung 

des Walbdeigenthums. 
V. G.B. 8 903. 
Einf⸗Geſ. Art. 111. 

7. Waldtheilungen. 
Einf.Geſ. Art. 119 Ar. 2. 
8. Forſtliches Nachbarrecht. 

B. &.:8. 88 910, 911, 1004. 
Einf.Geſ. Art. 122, 124. 


9 Nothweg, Waldanſchlußwege an 
Eifenbahnen oder Waſſerſtraßen. 
8.0.8. 98 917, 918, 934 (912). 
Einf.r@ef. Art. 133. ’ 


10, Grenzabmarlung, Brenz: 
verwirrung, Grenzbaum. 


B. G.⸗B. 88 919, 920, 923, 924. 
Einf.⸗Geſ. Art. 122. 


11. Grunddienſtbarkeiten im Walde. 
B. 8.:8. 88 1018—1029 (858, 859, 862, 873, 875, 
892, 1004). 
Einf.Geſ. Art. 118, 115, 120, 128, 184, 187, 183 
%bf. 1, 191. 


12. Waldnießbraud, Borerbihaftsmwalb. 


8.8.8. 88 1038, 1039, 1393, 1852, 3123, 2133 
(1080, 1086, 1041, 1391, 1418 Rr. 1, 1667 
Abſ. 1, 1668). 


13. Anerbenredt. 
B. &.:8. 88 2049, 2312. 
Einf» Gef. Art..64, 137. 


14, Jagdrecht. Aneignung von wider. 
rehtlih erlegtem Wilde. 

8.8.9. 8 958. 

Einf.⸗Geſ. Urt. 69. 


15. Wildſchadenerſagpflicht. 
8. 8.9. 8 885. 
Einf.⸗Geſ. Art. 70, 71, 72. 


I. Bürgerlihes Geſetzbuch vom 18. Augnſt 1896. 
Erfted Bud. Allgemeiner Theil. 
8 98. 

Beſtandtheile einer Sache, die von einander nicht getrennt werden können, ohne 
daß der eine oder der andere zerftört oder in feinem Weſen verändert wird (mefent- 
liche Beftandtheile), können nicht Gegenftand befonberer Rechte fein. 

8 94. 

Zu ben weſentlichen Beftandtheilen eines Grundftüds gehören die mit dem 
Grund und Boden feft verbundenen Sachen, insbefondere Gebäude, fowie die Erzeug- 
niffe des Grundſtücks, folange fie mit dem Boden zufammenhängen. Samen wird 
mit dem Ausfäen, eine Pflanze wird mit dem Einpflanzen wefentlicher Beftanbtheil 
des Grundſtücks. 

Zu den wefentlichen Beftandtheilen eines Gebäudes gehören die zur Herftellung 
des Gebäudes eingefügten Sachen. 

8 99. 

Früchte einer Sache find die Erzeugniffe der Sache und bie fonflige Ausbeute, 
weldye aus der Sache ihrer Beftimmung gemäß gewonnen wird. 

Früchte eines echtes find die Erträge, welche das Recht feiner Beftimmung 
gemäß gewährt, insbefondere bei einem Rechte auf Gewinnung von Bobenbeftand- 
theilen die gewonnenen Beſtandtheile. 
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Früchte find auch die Erträge, welche eine Sache ober ein Recht vermöge eines 
Rechtsverhältnifies gewährt. 

8 100. 

Nutzungen find die Früchte einer Sache oder eines Nechtes ſowie die Vortheile, 
welche ber Gebrauch der Sache oder des Rechtes gewährt. 

8 227. 

Eine durd; Nothwehr gebotene Handlung ift nicht widerrechtlich. 

Nothwehr ift diejenige Vertheidigung, welche erforderlich ift, um einen gegen- 
wärtigen rechtswidrigen Angriff von ſich oder einem Anderen abzumwenben. 

8 228. 

Wer eine fremde Sache beichädigt oder zerftört, um eine durch fie drohende Ge⸗ 
Jahr von fid) oder einem Anderen abzumenden, handelt nicht widerrechtlich, wenn bie 
Beichädigung oder die Zerftörung zur Abwendung der Gefahr erforderlid) ift und ber 
Schaden nicht außer Berhältmiß zu der Gefahr fteht. Hat der Handelnde die Gefahr 
verfchuldet, fo ift er zum Schadenserſatze verpflichtet. 

229. 

Wer zum Zwecke der Selbfthülfe eine Sache wegnimmt, zerfiört oder befchädigt 
oder wer zum Zwecke der Selbfthülfe einen Berpflichteten, welcher der Flucht ver- 
dächtig ift, feftnimmt, oder den Widerftand des PVerpflichteten gegen eine Handlung, 
die diefer zu dulden verpflichtet ift, befeitigt, Handelt nicht widerrechtlich, wenn obrigleit- 
liche Hülfe nicht rechtzeitig zu erlangen iſt und ohne fofortiges Eingreifen die Gefahr 
befteht, daß die Verwirklichung des Anſpruchs vereitelt oder wefentlich erfchwert werde. 

8 20. 

Die Selbfihälfe darf nicht weiter geben, als zur Abmwendung ber Gefahr cr- 
forderlich if. 

Im Falle der Wegnahme von Saden ift, ſofern nicht Zwangsvollſtreckung er- 
wirkt wird, der binglicde Arreſt zu beantragen. 

Im Falle der Feſtnahme des Berpflichteten ift, fofern er nicht wieder in Frei⸗ 
beit gejeßt wird, der perfönliche Sicherbeitsarreft bei dem Amtsgerichte zu beantragen, 
in defien Bezirke die Feſtnahme erfolgt ift; der Berpflichtete ift unverzüglich bem 
Gerichte vorzuführen. 

Wird der Arreftantrag verzögert oder abgelehnt, fo hat die Rückgabe der weg⸗ 
genommenen Sachen und bie Freilaſſung des Feſtgenommenen unverzüglich zu er- 


folgen. 
8 231. 

Wer eine der im 8 229 bezeichneten Handlungen in der irrigen Annahme vor« 
nimmt, daß die für den Ausſchluß der Widerrechtlichleit erforderlichen Voraus⸗ 
fegungen vorhanden feien, ift dem anderen Theile zum Schadenserjate verpflichtet, 
auch wenn der Irrthum nicht auf Fahrläſſigkeit beruht. 


Zweiter Buch. Net der Schulbverhältnifie. 
8 885. 

Bird durch Schwarz, Roth, Elch⸗ Dam- oder Rehwild, oder durch Faſanen 
ein Grundſtück befchäbigt, an welchen dem Eigenthümer das Jagdrecht nicht zufteht, 
fo ift der Jagdberechtigte verpflichtet, dem Verletzten den Schaden zu erfeten. Die 
Erfagpflicht erftredt fi) auf den Schaden, den bie Thiere an den getrennten, aber 
noch nicht eingeernteten Erzeugnifien des Grundſtücks anrichten. 
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Iſt dem Eigenthümer die Ausübung des ihm zuftehenden Jagdrechts durch das 
Geſetz entzogen, fo bat derjenige ben Schaben zu erfeen, welcher zur Ausübung des 
Jagdrechts nad dem Geſetze berechtigt if. Hat der Eigenthümer eines Grundftüds, 
auf dem das Jagdrecht wegen der Lage des Grundftüds nur gemeinfchaftlich mit dem 
Jagdrecht auf einem anderen Grunbftüd ausgeübt werden darf, das Jagdrecht bem 
Eigenthüämer dieſes Grundftüds verpachtet, fo ift der Letztere für den Schaden ver- 
antwortlich. 

Sind die Eigenthümer der Grundſtücke eines Bezirkes zum Zwecke ber gemein- 
ſchaftlichen Ausubung des Jagdrechts durch das Geſetz zu einem Verbande vereinigt, 
der nicht als ſolcher haftet, fo find fie nach dem Verhältniſſe der Größe ihrer Grund⸗ 
ftüde erfatpflichtig. 


Drittes Buch. Sachenrecht. 


8 858. 

Wer dem Beſitzer ohne deſſen Willen den Beſitz entzieht oder ihn im Beſitze ſtört, 
handelt, fofern nicht das Gefetz die Entziehung ober bie Störung geftattet, wiberrecht- 
lich (verbotene Eigenmadt). 

Der durch verbotene Eigenmadt erlangte Beſitz ift fehlerhaft. Die Fehlerhaftig⸗ 
feit muß der Nachfolger im Beſitze gegen fich gelten laffen, wenn er Erbe bes Be- 
ſitzers ift oder die Fehlerhaftigleit des Beſitzes feines Vorgängers bei dem Erwerbe 
kennt. 

8 859. 

Der Beſitzer darf ſich verbotener Eigenmacht mit Gewalt erwehren. 

Wird eine bewegliche Sache dem Beſitzer mittelſt verbotener Eigenmacht weg⸗ 
genommen, ſo darf er ſie dem auf friſcher That betroffenen oder verfolgten Thäter 
mit Gewalt wiederabnehmen. 

Wird dem Beſitzer eines Grundſtücks der Beſitz durch verbotene Eigenmacht ent⸗ 
zogen, fo darf er ſofort nach der Entziehung ſich des Beſttzes durch Entfegung Des 
Thäters wiederbemädhtigen. 

Die gleichen Rechte ſtehen dem Befiter gegen denjenigen zu, welcher nach $ 858 
Abf. 2 die Fehlerhaftigkeit des Beſitzes gegen ſich gelten laffen muß. 


. 8 862. 

Wird der Befiter durch verbotene Eigenmacht im Befite geftört, fo lann er von 
dem Gtörer die Befeitigung der Störung verlangen. Sind weitere Störungen zu 
beforgen, fo kann der Beſitzer auf Unterlaffung klagen. 

Der Anfpruch ift ausgeſchloſſen, wenn der Befitter dem Störer oder befien Rechts⸗ 
vorgänger gegenüber fehlerhaft befitzt und der Beſitz in ‚dem legten Jahre vor der 
Störung erlangt worden ift. 

8 873 

Zur Uebertragung des Eigenthums an einem Grundftüde, zur Belaftung eines 
Grundftäds mit einem Rechte ſowie zur Uebertragung ober Belaftung eines ſolchen 
Nechtes ift die Einigung des Berechtigten und des anderen Theiles über den Ein- 
tritt der Mechtsänderung und die Eintragung ber Rechtsänderung in das Grundbuch 
erforderlich, foweit nicht das Gefe ein Anderes vorichreibt. 

Bor der Eintragung find die Betheiligten an bie Einigung nur gebunden, wenn 
die Erklärungen gerichtlich oder notariell beurfundet oder vor dem Grundbuchamt 
abgegeben oder bei dieſem eingereicht find ober wenn der Berechtigte bem anderen 
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Theile eine den Borfchriften ber Grundbuchordnung entfprechende Cintragungs- 
bewilligung ausgehändigt bat. 
8 875. 

Zur Aufhebung eines Rechtes an einem Grundftäd if, foweit nicht das Geſetz 
ein Anderes vorjchreibt, die Erklärung des Berechtigten, daß er das Hecht aufgebe, 
und die Löfhung des Rechtes im Grundbuch erforderlich. Die Erklärung ift dem 
Srundbuhamt oder demjenigen gegenüber abzugeben, zu deffen Gunften fie erfolgt. 

Bor der Löſchung ift der Berechtigte an feine Erklärung nur gebunden, wenn 
er fie dem Grundbuchamte gegenüber abgegeben oder demjenigen, zu deſſen Gunſten 
fie erfolgt, eine den Borfchriften der Grundbuchordnung entfprechende Löldyungs- 
bewilligung ausgehändigt hat. 

8 892. 

Zu Gunften desjenigen, welcher ein Recht an einem Grundfiüd oder ein Recht 
an einem ſolchen Rechte durch Rechtsgefchäft erwirbt, gilt der Inhalt des Grundbuchs 
als richtig, es fei denn, daß ein Widerfpruch gegen die Richtigkeit eingetragen ober 
die Unrichtigkeit dem Erwerber befannt if. Iſt der Berechtigte in der Verfügung 
fiber ein im Grundbuch eingetragenes Recht zu Gunften einer beftimmten Perfon be- 
ſchränkt, fo ift die Befchränfung dem Erwerber gegenüber nur wirkſam, wenn fie aus 
dem Grundbuch erfichtlic oder dem Erwerber belannt ift. 

Iſt zu dem Erwerbe des Rechtes die Eintragung erforderlich, fo ift für die 
Kenntniß bes Erwerbers die Zeit der Stellung des Antrages auf Eintragung ober, 
wenn die nad) 8 873 erforderliche Einigung erft fpäter zu Stande fommt, die Zeit 
der Einigung maßgebend. 

8 903. ° 

Der Eigenthümer einer Sache kann, foweit nicht das Geſetz oder Nechte Dritter 
entgegenftehen, mit der Sache nad Belieben verfahren und andere von jeder Ein- 
wirkung ausjchließen. 

8 910. 

Der Eigenthümer eines Grundſtücks kann Wurzeln eines Baumes oder eines 
Straudes, die von einem Nachbargrundftäd eingedrungen find, abjchneiden und be- 
halten. Das Gleiche gilt von herüberragenden Zweigen, wenn ber Eigenthümer dem 
Beſitzer bes Nachbargrundftüds eine angemeffene Friſt zur Befeitigung befiimmt bat 
und die Befeitigung nicht innerhalb der Friſt erfolgt. 

Dem Eigenthüimer fteht diefes Necht nicht zu, wenn die Wurzeln oder die Zweige 
die Benugung des Grundftüds nicht beeinträchtigen. 


8 911. 
Früchte, die von einem Baume oder einem Strauche auf ein Nachbargrundftüd 
hinüberfallen, gelten als Früchte dieſes Grundſtlicks. Diefe Borfchrift findet feine 
Anwendung, wenn das Nahbargrundftüd dem öffentlichen Gebrauche dient. 


8 912. 

Hat der Eigenthümer eines Grundſtücks bei der Errichtung eines Gebäudes fiber 
die Grenze gebaut, ohne daß ihm Borfa oder grobe Fahrläfſſigkeit zur Laft fällt, fo 
bat ber Nachbar den Ueberbau zu dulden, e8 fei denn, baß er vor oder fofort nad) 
ber Örenzüberfchreitung Widerſpruch erhoben Hat. 

Der Nachbar ift durch eine Geldrente zu entfchädigen. Tyür die Höhe der Rente 
ift die Zeit der Grenzüberfchreitung maßgebend. 


& 917. 

Fehlt einem Grundftüde die zur ordnungsmäßigen Benutung notwendige Ber- 
bindung mit einem Öffentlichen Wege, fo kann der Eigenthümer von den Nachbaru 
verlangen, daß fie bis zur Hebung des Mangels die Benutung ihrer Grundflüde zur 
Herftellung der erforderlichen Verbindung dulden. Die Richtung des Nothwegs und 
der Umfang bes Benutzungsrechts werden erforderlichen Falles dur) Urtheil be- 
ſtimmt. 

Die Nachbarn, über deren Grundſtücke der Nothweg führt, ſind durch eine Geld⸗ 
rente zu entfchädigen. Die Vorſchriften des 8 912 Abſatz 2 Satz 2 und der 
8 93, 914, 916*) finden entjprechende Anwendung. 


8 918. 

Die BVerpflihtung zur Duldung des Nothwegs tritt nicht ein, wenn die bis- 
berige Verbindung des Grundftids mit dem Öffentlihen Wege durch eine willfüirfiche 
Handlung des Eigenthimers aufgehoben wird. 

Wird in Folge der Veräußerung eines Theiles des Grundftüds der veräußerte 
oder der zurücbehaltene Theil von der Berbindung mit dem öffentlichen Wege ab- 
gefchnitten, fo bat der Eigenthümer desjenigen Theiles, über welchen die Verbindung 
bisher ftattgefunden hat, den Nothweg zu dulden. Der Veräußerung eines Theiles 
fteht die Veräußerung eines von mehreren demfelben Eigenthümer gehörenden Grund- 


ſtucken gleid). 
8 919. 


Der Eigenthümer eines Grumdftüds Tann von dem Eigenthümer eines Nachbar⸗ 
grundftücds verlangen, daß diefer zur Errichtung fefter Grenzzeihen und, wenn ein 
Grenzzeichen verruckt oder unkenntlich geworden ift, zur Wiederherftellung mitwirkt. 

Die Art der Abmarkung und das Verfahren beftimmen fich nad den Landes 
gefeen; enthalten diefe feine Vorſchriften, fo entſcheidet die Ortsäblichkeit. 

Die Koften der Abmarkung find von den Betheiligten zu gleichen Theilen zu 
tragen, fofern nicht aus einem zwijchen ihnen beftehenden Nechtsverhältniffe fi ein 
Anderes ergiebt. 

8 IR. 

Läßt fi im Falle einer Grenzverwirrung die richtige Grenze nicht ermitteln, 
fo ift für die Abgrenzung der Beſitzſtand maßgebend. Kann der Befitftand nicht feſt⸗ 
geftellt werden, fo ift jedem ber Grundftüde ein gleich großes Stüd der fireitigen 
Fläche zuzutbeilen. 

Soweit eine diefen Vorſchriften entjprechende Beftimmung der Grenze zu einem 
Ergebniffe führt, das mit den ermittelten Umftänden, insbefondere mit der feſtſtehenden 


») Die 88 913, 914, 916 lauten: 

8 918. Die Rente für ben Ueberbau ift dem jeweiligen Eigenthümer des Nachbargrundſtüca 
von dem jeweiligen Eigenthümer des anderen Srundftäds zu entrichten. 

Die Rente ift jaährlich im Voraus zu entrichten. 

8 914. Das Recht auf die Rente geht allen Rechten an dem belafteten Grundſtück, auch dem 
älteren, vor. Es erlifcht mit der VBefeitigung des Ueberbaues. 

Tas Recht wird nicht in das Srunbbuc eingetragen. Zum Verzicht auf das Recht fowie zur 
Beftftelung der Höhe der Rente durch Vertrag ift die Eintragung erforberlid). 

Im Uebrigen finden bie Borfchriften Anwendung, bie für eine zu Gunften des jeweiligen 
Eigenthümers eines Grundſtũcts beftebende Meallaft gelten. 

8 916. Wird durch den Veberbau ein Erbbauredht oder eine Dienftbarleit an dem Rachbar- 
grundftüde beeinträditigt, fo finden zu Gunften des Berechtigten die Vorfchriften der 88 912 bis 914 
entipredjende Anwendung. 
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Größe der Grundftüde, nicht übereinftimmt, ift die Grenze jo zu ziehen, wie es unter 
Berüdfihtigung diefer Umſtände der Billigfeit entfpricht. 
8 923. 

Steht auf der Grenze ein Baum, fo gebühren die Früchte und, wenn der Baum 
gefällt wird, auch der Baum den Nachbarn zu gleichen Theilen. 

Geber der Nachbarn kann die Befeitigung ded Baumes verlangen. Die Koften 
der Befeitigung fallen ben Nachbarn zu gleichen Theilen zur Laſt. Der Nachbar, der 
die Befeitigung verlangt, hat jedoch die Koften allein zu tragen, wenn der Andere 
auf fein Recht an dem Baume verzichtet; er erwirbt in diefem Falle mit der 
Zrennung das Alleineigentfum. Der Anfpruc auf die Befeitigung ift ausgeichloflen, 
wenn der Baum als Grenzzeichen dient und den limftänden nad) nicht durch ein 
anderes zweckmäßiges Grenzzeichen erjetst werden Tann. 

Diefe Vorſchriften gelten auch für einen auf ber Grenze fiehenden Straud). 


8 92. 
Die Ansprüche, die fi) aus den 88 907 bis 909, 915*), dem 8 917 Abſatz 1, 
dem 8 918 Abfat 2, den 88 919, 920 und dem $ 923 Abſatz 2 ergeben, unterliegen 
nicht der Verjährung. g 958 


Wer eine herrenlofe bewegliche Sache in Eigenbefit nimmt, erwirbt das Eigen» 
thum an der Sache, 

Das Eigentgum wird nicht erworben, wenn die Aneignung geſetzlich verboten ift 
oder wenn durch die VBefikergreifung das Aneignungsrecht eines Anderen verlegt wird. 


8 1004. 

Wird das Eigentum in anderer Weife als durd) Entziehung oder Vorenthaltung 
des Beſitzes beeinträchtigt, fo fannn der Eigenthümer von dem Störer die Befeitigung 
der Beeinträchtigung verlangen. Sind weitere Veeinträchtigungen zu beforgen, jo 
kann der Eigenthümer auf Unterlaffung klagen. 

Der Anſpruch ift ausgefchloffen, wenn der Eigenthümer zur Duldung ver 
pflichtet ift. 


") Die 88 907 bis 909 und 915 lauten: 

8 907. Der Eigenthümer eines Srunbftüds kann verlangen, daß auf den Nachbargrundftüden 
nicht Unlagen hergeftellt oder gehalten werben, von denen mit Sicherheit vorauszuiehen ift, daB ihr 
Beſtand oder ihre Benugung eine unzuläffige Einwirkung auf fein @rundftäd zur Folge hat. Genügt 
eine Anlage den landesgeſetzlichen Borfchriften, „vie einen. beftimmten Abftand von ber Grenze ober 
fonftige Schugmaßregeln vorichreiben, fo kann bie Vefeitigung ber Anlage erft verlangt werben, wenn 
die unzuläffige Einwirkung thatjächlich Hervortritt. 

Bäume und Sträudjer gehören nicht zu den Anlagen im Sinne diejer Vorſchriften. 

8 908. Droht einem Grundftüde die Gefahr, dab es durch den Einſturz eines Gebäudes oder 
eines anderen Wertes, das mit einem Nachbargrundftüde verbunden tft, oder durch die Abloſung von 
Theilen des Gebäudes oder des Werkes beichäbigt wird, fo kann der Eigenthümer von demjenigen, 
welcher nach dem & 836 Ubi. 1 oder ben 88 837, 838 für den eintretenden Schaden verantwortlich fein 
würde, verlangen, daß er die zur Ubmwendung der Gefahr erforderliche Vorkehrung trifft. 

8 909. Ein Grundftüd darf nicht in ber Weife vertieft werben, daß der Boden des Nachbar⸗ 
grundſtũcks die erforderliche Stige verliert, es fei denn, daß für eine genügende anderweitige Be: 
feftigung geforgt ift. 

8 915. Der Rentenberechtigte kaun jederzeit verlangen, dab ber Mentenpflichtige ihm gegen 
Uebertragung des Eigenthums an dem überbauten Theile des Grundſtücks den Werth erjegt, ben dieſer 
Theil zur Zeit der Grenzüberfcreitung gehabt hat. Macht er von diefer Befugniß Gebrauch), fo be- 
ftimmen ſich die Rechte und Verpflichtungen beider Theile nad) ben Borfchriften über ben Kauf. 

Für die Zeit bis zur Mebertragung des Eigenthums ift die Rente fortzuentrichten. 
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8 1018. 

Ein Grundſtück kann zu Gunften des jeweiligen Eigenthümers eine® anderen 
Grundſtücks in ber Weife belaftet werden, daß diefer das Grundſtück in einzelnen 
Beziehungen benutzen darf oder daß auf dem Grunbititde gewiffe Handlungen nicht 
vorgenommen werben bürfen oder daß die Ausübung eines Hechtes ausgeſchlofſen if, 
das fi) aus dem Eigentum an dem belafteten Grundftäde dem anderen Grundſtücke 
gegenüber ergiebt (Grunddienftbarkeit). 

& 1019. 

Eine Grundvienftbarfeit kann nur in einer Belaftung beftehen, die für die Be- 
nugung des Grundftüds des Berechtigten Vortheil bietet., Meber das fi) hieraus 
ergebende Maß hinaus kann der Inhalt der Dienftbarleit nicht erſtreckt werben. 


8 1020. 

Bei der Ausübung einer Grunddienftbarfeit Hat der Berechtigte das Intereſſe des 
Eigenthümers des belafteten Grunditüds thunlihft zu fchonen. Hält er zur Aus 
übung der Dienftbarfeit auf dem belafteten Grundftüd eine Anlage, fo hat er fie in 
orbnungsmäßigem Zuftande zu erhalten, foweit das Intereſſe des Eigenthümers es 
erfordert. s 1081. 


Gehört zur Ausubung einer Grundbienftbarleit eine Anlage auf dem belaiteten 
Grundftüde, jo kann beftimmt werden, daß der Eigenthümer diefes Grundftüds bie 
Anlage zu unterhalten bat, foweit das Intereſſe des Berechtigten es erfordert. Steht 
dem Eigenthümer das Recht zur Mitbenukung der Anlage zu, fo kann beftimmt 
werben, daß ber Berechtigte die Anlage zu unterhalten hat, foweit e8 für das Be- 
nußungsrecht des Eigenthümers erforderlich ift. 

Auf eine folche Unterhaltungspflicht finden die Borfchriften über die Renllaften 


entfprechende Anwendung. 
$ 1022. 


Befteht die Grundbienftbarkeit in dem Rechte, auf einer baulichen Anlage des 
belafteten Grundftüds eine bauliche Anlage zu halten, fo hat, wenn nicht ein Anderes 
beſtimmt ift, der Eigenthümer des belafteten Grundftüds feine Anlage zu unterhalten, 
foweit das Intereſſe des Berechtigten es erfordert. Die Vorſchrift bes 8 1021 Abf. 2 
gilt auch für diefe Unterhaltungspflicht. 


8 1023. 

Beichräntt fich die jeweilige Ausübung einer Grunddienftbarteit auf einen Theil 
des belafteten Grundftüds, To kann der Eigenthitmer die Verlegung der Ausibung 
auf eine andere, für den Berechtigten ebenfo geeignete Stelle verlangen, wenn bie 
Ausübung an der bisherigen Stelle für ihn bejonders befchwerlich ift; die Koften der 
Berlegung bat er zu tragen und vorzufchießen. Dies gilt auch dann, wenn der Theil 
bes Grundftüds, auf den ſich die Ausübung befchränkt, durch Nechtsgefchäft beftinnmt if. 

Das Recht auf die Verlegung kann nicht durch Rechtsgefchäft ausgeichloffen oder 
befchräntt werden. 

$ 1024. 

Trifft eine Grundbdienftbarleit mit einer anderen Grundpienftbarfeit oder einem 
fonftigen Nutungsredt an dem Grundſtücke bergeftalt zufammen, daß die Rechte 
nebeneinander nicht oder nicht vollftändig ausgelibt werden lönnen, und haben bie 
Rechte gleichen Rang, fo kann jeder Berechtigte eine den Intereſſen aller Beredtigten 
nad) billigem Ermeffen entiprechende Regelung der Ausübung verlangen. 
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8 10828. 

Wird das Grundftüd bes Berechtigten getheilt, fo befteht die Grunddienſtbarkeit 
für die einzelnen Theile fort; die Aushbung ift jedoch im Zweifel nur in ber Weile 
zuläffig, daB fie für den Eigenthümer des belafteten Grundſtücks nicht befchwerlicher 
wird. Gereicht die Dienftbarkeit nur einem der Theile zum Vortheile, fo exlifcht fie 
für die Abrigen Theile. 

8 1026. 

Wird das belaftete Grundftüd getheilt, fo werden, wenn die Ausübung ber 
Grunddienſtbarkeit auf einen beftimmten Theil bes belafteten Grundſtücks befchräntt 
if, die Theile, welche außerhalb des Bereichs der Ausübung liegen, von der Dienft- 
barkeit frei. 

8 1027. 

Bird eine Grumddienftbarkeit beeinträchtigt, fo ftehen dem Berechtigten die im 
& 1004 beftimmten Rechte zu. 

8 1089. 

Wird der Befiger eines Grundftüds in der Ausübung einer für den Eigenthümer 
im Grundbuch eingetragenen Grunddienſtbarkeit geftört, fo finden die für den Beſttz⸗ 
ſchutz geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung, foweit die Dienftbarkeit inner- 
halb eines Jahres vor der Störung, fei e8 auch nur einmal, ausgeitbt worden ift. 


$ 1080. 
Eine Sache kann in der Weife belaftet werden, daß derjenige, zu deſſen Gunften 
die Belaftung erfolgt, berechtigt if, die Nutzungen ber Sache zu ziehen (Nießbrauch). 
Der Nießbrauch kann durch ben Ausſchluß einzelner Nutsungen beſchränkt werben. 
8 1036. 
Der Nießbraucher ift zum Beſitze der Sache berechtigt 
Er hat bei der Ausübung des Nutungsrechts die bisherige wirthichaftliche Be⸗ 
flimmung der Sache aufrechtzuerhalten und nad) den Regeln einer ordnungsmäßigen 
Wirthſchaft zu verfahren. s.1088 


Sf ein Wald Gegenftand des Nießbrauchs, jo kann ſowohl der Eigenthümer als 
der Nießbraucher verlangen, daß das Maß der Nutzung unb die Art ber wirthichaft- 
lichen Behandlung durch einen Wirthfchaftsplan feftgeftellt werden. Tritt eine erheb⸗ 
liche Aenderung der Umftände ein, fo Tann jeber Theil eine entfprechende Aenderung 
des Wirtbfchaftplang verlangen. Die Koften bat jeber Theil zur Hälfte zu tragen. 

Das Gleiche gilt, wenn ein Bergwerk ober eine andere auf Gewinnung von 
Bodenbeftandtheilen gerichtete Anlage Gegenftand des Nießbrauchs if. 

8 1089. 

Der Nießbraucher erwirbt das Eigentum aud an ſolchen Früchten, bie er den 
Regeln einer ordnungsmäßigen Wirthichaft zuwider oder bie er deshalb im Uebermaße 
zieht, weil dies in Folge eines befonderen Creigniffes nothwendig geworden iſt. Er 
ift jedoch, unbeichadet feiner Verantwortlichkeit für ein Berfchulden, verpflichtet, den 
Perth der Früchte dem Eigenthitmer bei der Beendigung bes Nießbrauchs zu erſetzen 
und für die Erfüllung diefer Verpflichtung Sicherheit zu leiſten. Sowohl der Eigen- 
thämer als der Rießbraucher kann verlangen, baß der zu erfegende Betrag zur 
Wiederherſtellung der Sache infoweit verwendet wird, als e8 einer ordnungsmäßigen 
Wirthſchaft entſpricht. 

Jahrb. d. Preuß. Forſt⸗ u. Jagbgeſetzg.· XXXI. 2 
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Wird die Verwendung zur Wiederherftellung der Sache nicht verlangt, fo fällt 
die Erfatpflicht weg, foweit durch den ordnungswidrigen oder den übermäßigen Frucht⸗ 
bezug bie dem Nießbraucher geblührenden Nutzungen beeinträchtigt werden. 

8 1041. 

Der NRießbraudger hat für die Erhaltung der Sache in ihrem wirtbichaftlichen 
Beitande zu forgen. Ausbefferungen und Erneuerungen liegen ihm nur inſoweit ob, 
als fie zu der gewöhnlichen Unterhaltung ber Sache gehören. 


Bierted Bad. Familienrecht. 
8 1883. 
Der Mann erwirbt die Nutungen des eingebrachten Gutes in derjelben Weife 
und in demfelben Umfange wie ein Nießbrauder. 


8 1391. 

Wird durch das Verhalten des Mannes die Beforgniß begründet, daß die Rechte 
der Frau in einer das eingebradhte Gut erheblich gefährdenden Weife verlegt werden, 
fo kann die Frau von dem DManne Sicherheitsleiftung verlangen. 

Das Gleiche gilt, wenn die der rau aus der Verwaltung und Nutzuießung 
des Mannes zuftehenden Anfprüde auf Erfah des Werthes verbraudhbarer Sachen 

ich gefährdet find. 
etheblich gefährdet ſi 8 1418 Nr. 1. 

Die Frau kann auf Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung klagen: 

1. wenn die Borausferungen vorliegen, unter denen die Frau nad $ 1391 
Sicherheitsleiſtung verlangen Tann. 


s 1652. 
Der Bater erwirbt die Nutzungen des feiner Nutznießung unterliegenden Ber- 
mögens in derfelben Weife und in demfelben Umfange wie ein Nießbraucher. 


8 1667 Abf. 1. 

Wird das Vermögen des Kindes dadurch gefährdet, daß der Bater die mit ber 
Bermögensverwaltung oder die mit der Nutznießung verbundenen Pflichten verletzt 
oder daß er in Bermögensverfall geräth, fo Hat das Bormundjchaftsgericht die zur 
Abwendung der Gefahr erforderlichen Maßregeln zu treffen. 


8 1668. 

Sind die nach $ 1667 Abf. 2 zuläffigen Maßregeln nicht ausreichend, fo Tanz 
das Bormundichaftsgericht dem Vater Sicherheitsleiftung für das feiner Verwaltung 
unterliegende Bermögen auferlegen. Die Art und den Umfang der Sicherheitsfeiftung 
beftimmt das Bormundfchaftsgericht nad} feinem Ermeſſen. 


Fünftes Bud. Erbreit. 
8 2049. . 

Hat ber Erblafjer angeordnet, daß einer der Miterben das Recht haben foll, ein 
zum Nachlaſſe gehörendes Landgut zu übernehmen, fo ift im Zweifel anzunehmen, 
daß das Landgut zu dem Ertragsiverth angefett werden fol. 

Der Ertragswerth beftimmt ſich nach dem Neinertrage, den das Landgut nach 
feiner bisherigen wirthichaftlichen Beftimmung bei orbnungsmäßiger Bewirtbfchaftung 
nachhaltig gewähren Tann. 
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$ 2123, 

Gehört ein Wald zur Erbichaft, fo kann ſowohl der Vorerbe als der Nacherbe 
verlangen, daB das Maß der Nutung und die Art der wirthichaftlichen Behandlung 
durch einen Wirthſchaftsplan feftgeftellt werden. Tritt eine erhebliche Aenderung ber 
Umftände ein, fo Tann jeder Theil eine entfprechende Aenderung des Wirthſchaftsplans 
verlangen. Die Koften fallen der Erbſchaft zur Laſt. 

Das Gleiche gilt, wenn ein Bergwerk oder eine andere auf Gewinnung von 
Bodenbeftandtheilen gerichtete Anlage zur Erbfchaft gehört. 
$ 21383. 

Zieht der Borerbe Früchte den Regeln einer orbnungsmäßigen Wirthfchaft zu- 
wider ober zieht er Früchte deshalb im Uebermaße, weil bies in Folge eines befonderen 
Ereigniffes nothwendig geworben ift, fo gebührt ihm der Werth ber Früchte nur 
infoweit, als durch den orbnungswidrigen oder ben übermäßigen Fruchtbezug die ihm 
gebührenden Nutungen beeinträchtigt werden und nicht der Werth der Früchte nad 
den Regeln einer orbnungsmäßigen Wirtbfchaft zur Wiederherftellung ber Sache zu ver- 
wenden ift. g 2312, 


Hat der Erblaffer angeordnet oder iſt nad) $ 2049 anzunehmen, daß einer von 
mehreren Erben das Hecht haben foll, ein zum Nachlaffe gehörenbes Landgut zu dem 
Ertragswerthe zu übernehmen, fo if, wenn von dem Nechte Gebrauch gemacht wird, 
der Ertragswerth auch für die Berechnung des Pflichttheils maßgebend. Hat der 
Erblafier einen anderen lebernahmepreis beftimmt, fo ift biefer maßgebend, wenn er 
den Ertragswerth erreicht und den Schägungsmwerth nicht überfteigt. 

Hinterläßt der Erblaffer nur einen Erben, jo kann er anorbnen, daß ber Be- 
rechnung des Pflichttheilg der Ertragswerth oder ein nach Abf. 1 Sat 2 beftimmter 
Werth zu Grunde gelegt werden foll. 

Diefe Borfchriften finden nur Anmendung, wenn der Erbe, der das Landgut 
erwirbt, zu den im $ 2303*) bezeichneten pflichttheilsberechtigten Perfonen gehört. 


II. Eintührungsgeleg zum Bürgerlichen Geſetzbuch vom 18. Unguft 1896. 
Erfter Abſchnitt. Allgemeine Vorjchriften. 
Artikel 3. 

Soweit in dem Burgerlichen Geſetzbuch oder in dieſem Geſetze die Regelung den 
Landesgefeisen vorbehalten oder beftimmt ift, daß landesgeſetzliche Borfchriften unberührt 
bleiben oder erlaffen werden Tönnen, bleiben die beftehenden landesgeſetzlichen Bor- 
fhriften in Kraft und können neue landesgeſetzliche Vorſchriften erlaffen werden. 


Zweiter Abſchnitt. Berhälinik des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu den Reichsgeſetzen. 
Artilel 32. 
Die Vorfchriften der Reichsgeſetze bleiben in Kraft. Sie treten jedoch infowelt 
außer Kraft, als ſich aus dem Bürgerlichen Gefetbudy oder aus dieſem Geſetze die 
Aufhebung ergiebt. 


*) 8 9808 lautet: 

Iſt ein Mbldinmlng bes Erblaſſers durch Verfügung von Todeſswegen bon der Erbfolge aus⸗ 
geſchloſſen, jo kann er von den Erben den Pflichttheil verlangen. Der Pflichttheil befteht in ber 
Hälfte bes Werthes bed geſetzlichen Erbtheils. 

x Das gleiche Recht fteht den Eltern und dem Ehegatten bes Erblaffers zu, wenn fie durch Vers 
ügung von Todeswegen von ber Erbfolge auögeichlofien find. * 
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Dritter Abſchnitt. Verhältniß des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu den Landesgeſetzen. 
Artikel 55. 
Die privatrechtlichen Vorſchriften der Landesgeſetze treten außer Kraft, ſoweit 
nicht in dem Burgerlichen Geſetzbuch oder in dieſem Geſetz ein Anderes beſtimmt iſt. 


Artikel 64. 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über das Anerbenrecht in 
Anſehung landwirthſchaftlicher und forſtwirthſchaftlicher Grundſtücke nebſt deren Zubehör. 
Die Landesgeſetze können das Recht des Erblaſſers, über das dem Anerbenrecht 
unterliegende Grundſtück von Todes wegen zu verfügen, nicht beſchränken. 


Artitel 69. 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen VBorfchriften über Jagd und Fiſcherei, 
unbefchadet der Vorſchrift des 8 958 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs und der 
Borfchriften des Bitrgerlichen Geſetzbuchs über den Erſatz des Wildfchabens. 


Artikel 70. 

Unberührt bleiben die landesgefeglichen Borfchriften über die Grundfäge, nad 
welchen ber Wildſchaden feftzuftellen ift, forte die landesgeſetzlichen Borfchriften, nach 
weichen ber Anfpruc auf Erfat bes Wildſchadens innerhalb einer beſtimmten Friſt 
bei der zuftändigen Behörde geltend gemacht werben muß. 


Artilel 71. 
Unberübrt bleiben die landesgeſetzlichen Borfchriften, nach welchen 

1. die Verpflichtung zum Erſatze des Wildſchadens auch dann eintritt, went 
der Schaden durch jagbbare Thiere anderer als ber im $ 835 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs bezeichneten Gattungen angerichtet wird; 

2. für den Wildfehaden, der durch ein aus einem Gehege ausgetretenes jagd- 
bares Thier angerichtet wird, der Eigenthümer oder der Befiter des Ge⸗ 
heges verantwortlich ift; 

3. der Eigenthümer eines Grundftüds, wenn das Jagdrecht auf einem anderen 
Grundftide nur gemeinfchaftlic mit dem Jagdrecht auf feinem Grundftäd 
ausgeübt werben darf, für den auf dem anderen Grundſtück angerichteten 
Wildſchaden auch dann haftet, wenn er die ihm angebotene Pachtung der 
Jagd abgelehnt bat; 

4. der Wildfehaden, der an Gärten, Obfigärten, Weinbergen, Baumſchulen 
und einzelftebenden Bäumen angerichtet wird, dann nicht zu erſetzen ifl, 
wenn bie Herftellung von Schutzvorrichtungen unterblieben ift, die unter 
gervöhnlichen Umftänden zur Abwendung de8 Schadens ausreichen; 

5. bie Verpflichtung zum Schabenserfat im Falle des 8 835 Abi. 8 bes 
Bürgerlichen Gefetsbuchs abmeichend beftimmt wird; 

6. die Gemeinde an Stelle der Eigenthümer der zu einem SYagbbezirte ver- 
einigten Grunbdftüde zum Erſatze des Wildſchadens verpflichtet umd zum 
Rückgriff auf die Eigenthümer berechtigt ift oder an Stelle ber Eigen- 
thlimer oder des Berbandes der Eigentblümer oder der Gemeinde oder 
neben ihnen der Jagbpächter zum Erſatze bes Schadens verpflichtet if; 

7. der zum Erfate des Wildſchadens Berpfiichtete Erflattung bes geleifteten 
Erfates von demjenigen verlangen kann, welcher in einem anderen Bezirke 
zur Ausübung ber Jagd beredtigt ift. 
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Artikel 72. 

Beſteht in Anſehung eines Grundftüds ein zeitlich nicht begrenztes Nutzungs⸗ 
recht, fo finden die Vorfchriften des 8 835 bes Bürgerlichen Geſetzbuchs über bie 
Verpflichtung zum Erſatze des Wildichadens mit ber Maßgabe Anwendung, daB an 
die Stelle des Eigenthümers der Nutungsbereditigte tritt. 


Artitel 83. 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über Waldgenofienfchaften. 


Artikel 89. 
Unberübrt bleiben die landesgeſetzlichen Vorfchriften über die zum Schutze ber 
Grundftüde und der Erzeugniffe von Grundftäden geftattete Pfändung von Sachen, 
mit Einfchluß der Vorſchriften über die Entrichtung von Pfandgeld oder Erfatgeld. 


Artilel 111. 
Unberührt bleiben die Iandesgefeglihen Borjchriften, welche im öffentlichen 
Intereſſe das Eigentbum in Anfehung thatſächlicher Verfügungen befchränten. 


Artilel 118. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Borfchriften über die Bufammenlegung 
von Grunbftüden, über die Gemeinheitstheilung, bie Regulirung der Wege, die Orb- 
nung der gutsherrlich-bäuerlicden Berhältniffe fowie über die Ablöfung, Ummenblung 
oder Einfchränktung von Dienftbarleiten und Reallaften. Dies gilt insbefondere auch 
von den Borfchriften, welche die durch ein Verfahren diefer Art begründeten gemein- 
f&aftlicden Angelegenheiten zum Gegenftande haben ober welche fi) auf den Erwerb 
des Eigenthums, auf bie Begründung, Aenderung und Aufhebung von anderen 
Rechten an Grundſtücken und auf die Berichtigung des Grundbuchs beziehen. 


Artikel 115. 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Borfchriften, welche die Belaftung eines 
Grundſtücks mit gewiffen Grunddienftbarfeiten oder befchränkten perfönlichen Dienft- 
barteiten ober mit Reallaſten unterfagen oder befchränfen, forwie die landesgefetslichen 
Borfchriften, welche den Inhalt und das Maß folder Rechte näher beftimmen. 


Artikel 119, Nr. 2. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Borfchriften, welche 

2. die Theilung eines Grundftüde oder bie getrennte Beräußerung von Grund⸗ 
ftüden, die bisher zufammen bewirthichaftet worden find, unterfagen oder 
beichränfen. 

Artikel 120, Abf. 1 und von Abf. 2 die Nr. 2. 

Unberührt bfeiben die Iandesgefetzlihen Borfchriften, nad) welchen im alle ber 
Beräußerung eines Theiles eines Grundſtucks diefer Theil von den Belaftungen bes 
Grundftict3 befreit wird, wenn von ber zuftändigen Behörde feftgeftellt wird, daß die 
Nechtsänderung für die Berechtigten unſchädlich ift. 

Unberuhrt bleiben die Tandesgefetlichen Borfchriften, nach meldhen unter ber 
gleichen Borausfegung; 

2. im alle der Aufhebung eines dem jeweiligen Eigenthümer eines Grund⸗ 
ads an einen anderen Grundftüde zuſtehenden Rechtes die Buftimmung 
derjenigen nicht erforderlich ift, zu deren Gunften daß Grundſtück bes Be⸗ 
rechtigten belaftet ift. 
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Artikel 122, 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Rechte des 
Eigenthümers eines Grundſtücks in Anfehung der auf der Grenze oder auf dem Nach⸗ 
bargrundftäde fiehenden Obſtbaͤume abweichend von den Borfchriften des 8 910 umd 
des 8 923 Abf. 2, des Bürgerlichen Geſetzbuchs beftimmen. 


Artilel 133. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Borfchriften, welche das Hecht des Noth- 
wegs zum Zwecke ber Verbindung eines Grundſtücks mit einer Waflerftraße oder 
einer Eifenbahn gewähren. 

Artilel 124. 

Unberübrt bleiben die Tandesgejetlihen Borfchriften, welche da8 Eigenthum an 
Grundſtücken zu Gunften der Nachbarn noch anderen als den im Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buche beftimmten Beſchränkungen unterwerfen. Dies gilt insbefondere auch von den 
Borfhriften, nad) welchen Anlagen fowie Bäume und Sträuder nur in einem be- 
ftimmten Abftande von der Grenze gehalten werden bürfen. 


Artilel 128, 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen VBorfchriften über die Begründung und 
Aufhebung einer Dienftbarkeit an einem Grundfüde, das im Grundbuche nicht ein- 
getragen ift und nad den Borfchriften der Grundbuchordnung nicht eingetragen zu 
werden braudit. 

Artilel 137. 

Unberührt bleiben die Iandesgefeglichen Borfchriften über die Grundſätze, nach 
denen in den Fällen bes $ 1515 Abf. 2, 3 und ber 88 2049, 2312 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs der Ertragswerth eines Landguts feftzuftellen ift. 


Bierter Abſchnitt. Uebergangsvorſchriften. 
Artikel 164. 

In Kraft bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die zur Zeit des 
Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehenden Realgemeinden und ähnlichen 
Verbände, deren Mitglieder als ſolche zu Nutzungen an land⸗ und forſtwirthſchaftlichen 
Grundſtücken, an Mühlen, Brauhäuſern und ähnlichen Anlagen berechtigt find. ES 
madt feinen Unterſchied, ob die Realgemeinden oder fonftigen Verbände juriftifche 
Perjonen find oder nicht und ob die Berechtigung der Mitglieder an Grundbeſitz ge- 
knupft ift oder nicht. 

Artitel 184. 

Nechte, mit denen eine Sade oder ein Recht zur Zeit des Inkrafttretens des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs belaftet ift, bleiben mit dem fi) aus den bisherigen Geſetzen 
ergebenden Inhalt und Range beftehen, ſoweit fich nicht aus den Artikeln 192 bis 
195 ein Anderes ergiebt. Bon dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs an 
gelten jeboch für ein Erbbauredht die Vorſchriften des $ 1017, für eine Grunddienf- 
barkeit die Borjchriften der 88 1020 bis 1028 des Bürgerliches Geſetzbuchs. 


Artikel 187. 

Eine Grunddienftbarkeit, die zu ber Zeit befteht, zu welcher das Grundbuch als 
angelegt anzufehen ift, bedarf zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem öffent. 
lihen Glauben des Grundbuchs nicht der Eintragung. Die Eintragung hat jedoch zu 
erfolgen, wenn fie von dem Berechtigten oder von dem Eigenthümer bes belafteten 
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Grundſtucks verlangt wird; die Koſten find von demjenigen zu tragen und vorzuſchießen, 
weicher die Eintragung verlangt. 

Durd) Landesgeſetz kann beftimmt werden, baß bie beftehenden Grunddienſtbar⸗ 
feiten oder einzelne Arten zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen 
Glauben des Grundbuch bei der Anlegung des Grundbuch ober fpäter in das 
Grundbuch eingetragen werden müffen. Die Beitimmung kann auf einzelne Grundbuch» 
bezirte beſchränkt werden. 

Artilel 189, Abf. 1. 

Der Erwerb und Berluft des Eigentums forwie die Begründung, Uebertragung, 
Belafiung und Aufhebung eines anderen Rechtes an einem Grundftüd ober eines 
Rechtes an einem foldhen Rechte erfolgen auch nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs nach den bisherigen Geſetzen, bis das Grundbuch als angelegt anzufehen 
ift. Das gleiche gilt von der Aenderung des Inhalts und des Ranges der Rechte. 
Ein nad den Borfchriften des Bitrgerlichen Geſetzbuchs unzuläffiges Recht kann nad 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht mehr begründet werben. 

Artilel 191. 

Die bisherigen Gefete über den Schu im Beſitz einer Grunddienftbarkeit oder 
einer beſchränkten perfönlichen Dienftbarleit finden auch nach dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung, bis das Grundbuch für das belaftete Grund» 
früd als angelegt anzufeben if. 

Bon der Zeit an, zu welcher das Grundbuch als angelegt anzufehen ift, finden 
zum Schuge ber Ausübung einer Grundbienftbarfeit, mit welcher das Halten einer 
dauernden Anlage verbunden ift, die für den Beſitzſchutz geltenden Borfchriften bes 
Bürgerlichen Geſetzbuchs entfprechende Anwendung, folange Dienftbarleiten diefer Art 
nad) Artikel 1283 oder Artikel 187 zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs nicht der Eintragung bedürfen. Das Gleiche 
gilt für Grunddienfibarleiten anderer Art mit der Mafigabe, daß der Beſitzſchutz nur 
gewährt wird, wenn bie Dienftbarfeit in jedem der drei letzten Jahre vor der Störung 
mindeftens einmal ausgefibt worden ift. 

Artikel 218. 

Someit nad) den Borfchriften diefes Abfchnitts die bisherigen Landesgeſetze maß- 
gebend bleiben, können fte nad) dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs durch 
Landesgefets auch geändert werden. 


Forfiftrafreht uud Strafprozeß. 
9 
Woaffengebrauh eines Königlichen Sorftbeamten. — Lichtbegründung 
des Kompetenz - Konflilts. 
3m Ramen Bes Königs. 
In Sachen, betreffend den in der Civilprozeßſache 
des Kaufmanns Iſaal Speier zu Burghaun, Klägers, 
wider 
die Wittwe bes Privatförfters Heinrich Log, Elifabeth geborene Gutmann 
zu Zweſten, jett zu Frankfurt a. M., Beklagte, 
wegen Schadenserſatzes, 
von der Königlichen Regierung zu Eaffel erhobenen Konflikt, 
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bat das Königliche Oberverwaltungsgericht, Erſter Senat, in feiner Sitzung vom 
5. April 1898, 
an welcher der Prüfident, Wirklide Geheime Rath Perfius. und die 
Oberverwaltungsgerichtsräthe: Dr. Jahr, Pertuhn, Techow, von Tempel- 
hoff, Genzmer und Dr. Scholz Theil genommen haben, 
für Recht erkannt, 
daß der Konflikt nicht für begründet zu erachten und daher dem gericht- 
Iihen Verfahren Fortgang zu geben. 
Bon Rechts Wegen. 


Gründe 

Am 13. Zuni 1892 Abends ſchoß der von der Regierung mit dem Yorfl- und 
Jagdſchutze betraute, in Hersfeld flationirte Hälfsjäger Wilhelm Log nicht weit von 
Asbach) den Bierbrauer und Landwirt Johannes Fink aus Asbach vorfäglid in Das 
Iinfe Bein, fo daß das Bein amputirt werben mußte. 

Auf Antrag des Verletzten beſchloß das Oberlanbesgericht zu Caſſel bie Erhebung 
der Öffentlichen Klage gegen Lotz wegen Körperverlekung im Amte, doch erledigte ſich 
da8 Berfahren gegen Lot durch defien am 20. September 1893 erfolgten Tod. 
Darauf wurde auch Fink, gegen den Borunterfucdhung wegen Jagdvergehens ober 
Fagdpolizeiübertretung und wegen Widerfiands gegen einen Forſt⸗ und Jagdſchutz⸗ 
beamten geführt worden war, außer Verfolgung gefekt. 

Nunmehr klagt der Kaufmann Speier als Ceſſionar von Fin! gegen die Mutter 
des Hülfsjägers Lob als deflen Teſtamentserbin auf Schabenserfak in Höhe vom 
3000 M. Die Klage wird darauf geftütt, daß der Hülfsjäger Lob den Bierbrauer 
Fink unberedhtigt durch den Schuß verletzt habe, Fink aud) nad) der Verlegung hülfles 
babe liegen laſſen. 

Bor Entjcheidung in eriter Inftanz hat die Regierung zu Saffel Konflilt erhoben, 
worauf das gerichtlidde Verfahren einfiweilen eingeftellt worden ift. 

Der Sachverhalt war — nad) den Strafalten und den jpäteren Erklärungen bes 
Berlegten al3 Zeugen im Civilprozeſſe — im Wefentlihen folgender: 

Zwifchen den fisfalifchen, zur Oberförfterei Hersfeld gehörigen Forftorten Auer- 
hahnskuppe und Kohlgraben befindet fich ein zur Gemarkung Asbad) gehöriger Wiefen- 
grund. Zur Mitausübung der Asbacher Gemeindejagb war zur betreffenden Zeit 
Johannes Fink befugt. Am füdlichen Rande des Wiefengrundes zieht ſich innerhalb 
der fisfalifchen Forſt ein Weg entlang. Auf diefem Wege jah der Hülfsjäger Log 
am gedachten Abende den Bierbrauer Fink mit einer Büchsflinte, einem gefüllten 
Nudfad und einen Hunde fommen, nachdem Log vorher einen Schuß hatte fallen 
hören. Als Fink den Hülfsjäger Lot fah, lehrte er um, wurde aber auf dem Wieſen⸗ 
grunde oder beim Abbiegen dorthin von Lot erreiht. Diefer forderte Fink zur 
Herausgabe des Gewehrs und Ruckſacks auf, Fink leiftete jedoch der Aufforderung 
feine Folge. 

Zink fcildert den weiteren Verlauf wie folgt: Er babe den Rudfad abgelegt, 
um Log den Inhalt zu zeigen, ihn aber dann wieder auf den Rüden genommen. 
Widerſtand babe er nicht geleiftet, Log auch nicht bedroht. Er fei weiter gegangen, 
während feine — nicht gefpannte — Flinte vor der Bruft gehangen und er mit der 
rechten Hand den Jagdſtuhl getragen, mit der linken den Ruckſack gehalten babe. 
Log fei ihm gefolgt. Lotz babe zu Fink gefagt, ex wolle wohl von feiner Flinte 
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Gebrauch machen, und babe auf Fink die Flinte angelegt, worauf letzterer geäußert 
Babe: „Ich ſchieße auf feinen Menfchen, aber Sie machen fih nichts daraus, wenn 
Sie Einen todt ſchießen.“ Nachdem Log ein Stüd hinter Fink bergegangen jet, babe 
Log ihn plöglih am Ruckſack berumgerifien, jei einige Schritte zurückgeſprungen und 
babe wieder anf ihn angelegt. Beim Weitergehen babe Fink dann von Lok einen 
Schrotſchuß ins linke Bein befommen. In Folge davon fei ex niedergeftitrzt, wobei 
fi) der Kugellauf feines Gewehrs entladen habe. 

Lotz ftellt Dagegen ben Hergang fo bar: Fink fei zunächſt mit großen Schritten 
zurüdigegangen und Lot ihm fo fchnell als möglich nachgeeilt. Er habe auch mehr: 
mals „Halt“ gerufen. Dann habe fi Fink der Abnahme des Gewehre und der 
Konfislation des Wildes durch Feſthalten und Hin- und Herwenden wiberfebt. Lob 
babe Fink aufgefordert, Gewehr und Rehbock nieberzulegen, und unter Hin- und 
Herreißen verfuht, ihm Gewehr und Rehbock megzunehmen. Dabei habe Fink 
geäußert: „Lafien Sie mid) geben, denn mein Gewehr kann leicht losgehen.“ Diefe 
Aeußerung babe Log als Drohung aufgefaßt. Fink habe fortwährend gefucht, bie 
Gewehrmändung auf Log zu richten. Später fei Fink in einen Buſch gefprungen 
und babe gerufen: „Bleiben Sie jetzt weg (oder: Laffen Sie mich gehen), fonft giebt 
es ein Unglüd.” Dabei habe Fink fein Gewehr in beiden Händen mit der Mündung 
ſchräg nad) oben gehalten. Lot babe ihn wieber zur Niederlegung bes Gewehrs und 
Rehbocks aufgefordert. Während des Weitergehens babe Fink fih mit dem Ober⸗ 
förper uad) Lotz umgewandt und das Gewehr wagerecht etwas über den Hüften mit 
der Mündung nad) Lob gehalten. Fink fei ftehen geblieben oder in Heinen Schritten 
zurüdgegangen. Da deſſen Haltung Lob fehr drohend erſchienen fei, habe er Fink 
vorfätlich ins Bein geſchoſſen. Dann fei Lob beifeite gefprungen, weil ex gefürchtet 
habe, daß Fink auf ihn fchießen wide. Deshalb Habe er Fink feine Hülfe geleiftet. 

Lob wandte fi) zunächſt an den in ber Nähe wohnenden Törfter Heffer und 
erftattete dann dem Oberförfter, Forftmeifter Tent in Hersfeld, Meldung. Gegen 
3 Uhr Nachts wurde Fink nad) Asbad) geichafft, wo auch bald ärztliche Hülfe 
eintraf. — 

Die Bellagte bat fi) den Ausführungen des Konfliktsbeſchluſſes angefchlofien, 
während der Kläger feine Erklärung über den Konflilt abgegeben bat. 

Das Landgericht zu Marburg erachtet nad) feiner gutachtlichen Weußerung zur 
Aufflärung des Sachverhalts eine weitere Bernehmung von Fink fiir erforderlich; das 
Oberlandesgericht zu Caſſel fieht den Konflikt für unbegründet an. 

Es war, wie geſchehen, zu erfennen. 

Der Konflikt, welcher auch zu Sunften ber Erben eines Beamten erhoben werden 
Tann (8 4 des Geſetzes vom 13. Februar 1854), ift unbedenklich zuläffig, kann aber 
nicht für begründet erachtet werden. 

Daß ber Hiülfsjäger Lob zu den Forſt- und Jagdſchutzbeamten gehörte, auf die 
Das Geſetz über ben Waffengebraud vom 31. März 1837 (Gefeb-Sanmlung Seite 65) 
Anwendung findet, fieht außer Zweifel. Danach ift jedoch der Waffengebraud) — 
abgefehen von einem Angriff auf die Perſon und einer Bedrohung mit einem Angriff 
(8 1 Abf. 1 Nr. 1 des gedachten Geſetzes) — nur bei thätlichem oder durch gefähr- 
liche Drohungen verübtem Widerftande zuläffig ($ 1 Abf. 1 Nr.2 a. a. O.), und darf 
der Waffengebrauch nicht weiter ausgedehnt werben, als zur Abwehr des Angriffes 
oder zur Ueberwindung bes Widerftandes nothivendig ift ($ 1 Abſ. 2 a. a. O.). Bloß 
zur Bereitelung der Flucht — wie nah 8 4 des Geſetzes vom 20. März 1837 


(Gefe- Sammlung Seite 60) das Militär — dürfen Yorfi- und Jagdbeamte bie 
Waffe nicht gebrauchen. So hat denn auch die Inſtruktion vom 17. April 1837 *) 
(von Kamptz, Annalen, Band 21 Seite 889) im Artikel 4 hervorgehoben, daß die 
Waffen gegen keinen fchon auf der Flucht befindlichen Frevler zu gebrauchen feier, 
und fpricht der genannte Artikel nach feiner neueren, dur den Minifterialerlaß vom 
14. Zuli 1897 (Minifterialblatt der inneren Berwaltung Seite 175) **) beſtimmten 
Fafſung ebenfalls aus, daß die Waffen in der Regel nicht gegen fliehende Frevler 
zu gebranchen feien. Die Erlaubniß zum Gebraud; des Schießgewehrs als Schuß- 
waffe fest nad) 8 1 Abi. 3 des Geſetzes vom 31. März 1887 noch weiter voraus, 
daß der Angriff oder die Widerfetlichleit mit Waffen, Werten ober dergleichen unter- 
nommen oder angebroht wird. Zwar foll e8 nad) dem Geſetze ber Androhung eines 
ſolchen Angriffs gleichgenchtet werden, wenn ber Betroffene nach erfolgter Aufforderung 
die Waffe nicht fofort ablegt; es verfteht fich jedoch von felbft, Daß Bier nur an Fälle 
gedacht ift, wo der Befiß der Waffe dem Beamten Gefahr bringen kann, nicht aber 
an Fälle, wo es fi) nur um Verweigerung der Herausgabe der Waffe handelt und 
eine Beranlafjung zu der Befürchtung, die Waffe könne gegen den Beamten nriß- 
braucht werden, vorliegt (vergl. Enticheidungen bes Kompetenzgerichtshofs im Fuftiz« 
minifterialblatt 1857 Seite 884). Demgemäß geftattet der vorerwähnte Minifterial- 
erlaß vom 14. Juli 1897 den Gebrauch der Waffe gegen Frevler, die fi auf ber 
Flucht befinden und trotz Aufforderung die Schußwaffe nicht fofort ablegen, nur 
dann, wenn nach den befonderen limftänden im Nidjtablegen der Schußwaffe eine 
gegenwärtige, drohende Gefahr für Leib oder Leben des Beamten zu erbliden if. 

Folgt man der Darftellung des Hülfsjägers Log, fo muß man anertennen, daß 
fih) Lot trot des Zurückweichens — der Flucht — des Bierbrauers Fink von diefem 
für bedroht halten konnte. Danach foll Fink, ftehend oder in Kleinen Schritten 
zurldigehend, mit umgewanbdten Oberkörper das Gewehr in beiden Händen wagerecht 
etwas über den Hüften mit der Mündung nad) Lots gehalten haben. Fink konıte 
daher in jedem Augenblide auf Lot anlegen und fchießen. Die Befürchtung, daß 
dies gefcheher möchte, wurde nach der wiederholten vergeblichen Aufforderung, das 
Gewehr niederzulegen, und namentlich nach den von Lok nicht ohne Grund als 
Drohung aufgefaßten angeblichen früheren Yeußerungen von Fink: 

„Laffen Sie mich geben, denn mein Gewehr kann leicht losgehen“ und 
„Tonft giebt es ein Unglüd“, 
nicht unberechtigt geweſen fein. 

Allein die volle Ueberzeugung, daß diefe Schilderung des Hergangs durchweg der 
Wahrheit entfpreche, kann nicht geivonnen werden, da ſich der Verletzte, int, wefent- 
lich anders ausgelaſſen Bat. 

Fink trug nad feiner Angabe die Flinte nicht anders als umgehängt. Die 
Flinte foll auch nicht gefpannt geweien fein. Mit der einen Hand will er einen 
Jagdſtuhl getragen, mit der anderen den Ruchkſack feſtgehalten haben. Drohende 
Aeußerungen oder Gebärden babe er nicht gemacht. Beim Weglaufen oder Weggehen 
habe er dann den Schuß ins Bein befommen. 

Nah diefer Darftellung würde offenbar eine Bedrohung des Hülfsjägers Log 
nicht ftattgefunden haben und eine folche insbefondere auch nicht in der Weigerung 
ber Herausgabe oder der Niederlegung des Gewehrs gefunden werben können. 


— — 





*) Jahrb. Bd. XXIX. ©. 297. 
2) Jahrb. Bd. XXIX. ©. 298. 
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Entgegen dieſen Auslaſſungen des Berletzten können die des Hülfsjägers Lot 
nicht für unbedingt glaubwürdig erachtet werden, wie ihn denn auch das Oberlandes- 
gericht, indem e8 die Erhebung der Öffentlichen Klage gegen Lotz feiner Zeit beichloffen 
hat, der Körperverlegung im Amte für hinreichend verdächtig angefehen bat und 
andererfeits Yin! auf Antrag der Staatsamwaltfchaft außer Berfolgung geſetzt 


‘worden ift, weil die unbefchiworene Ausſage von Lots zur Ueberführung nicht aus 


zureichen fchien. 

Anlangend die im Konfliftsbeichluffe in Bezug genommene Borfchrift im 8 10 
bes Geſetzes vom 81. März 1837, wonad die Angaben des Berletten für fi) allein 
gegen den Beamten feinen zur Anwendung einer Strafe binreichenden Beweis 
begründen können, fo ift einmal biefe Borfchrift in den nenen Provinzen nicht mit⸗ 
eingeführt (Art. II. F. der Berorbnung vom 25. Juni 1867), fodann aber für den 
Konfliltsrichter, welcher lediglich nad) feiner freien Ueberzeugung zu urtheilen bat, 
überhaupt nicht maßgebend ($ 114, 8 79 des Landesverwwaltungsgejeße® vom 
30. Juli 1888) *). 

Allerdings unterliegt die Zuverläffigleit der Auslaffungen von Fink erheblichen 
Bedenken. 

Fink bat in feinen Angaben geſchwankt. Während er früher behauptet hatte, 
daß Lob, fobald er Finks anfichtig wurde, die Flinte an der Bade auf ihn angelegt 
babe, bat er fpäter erflärt, Lot habe die Sylinte, deren Mündung auf Fink gerichtet 
gewefen fei, vor der Bruft gehabt. Der Widerfpruch kann auch nicht, wie Fink will, 
daraus erflärt werben, daß er fich bei feiner früheren Bernehmung im TFieberzuftande 
befunden babe. Denn jene frühere Auslaffung findet ſich noch in dem ſechs Monate 
nad) der Berlegung aufgenommenen Protofolle vom 28. Dezember 1892. Yint bat 
ferner die Angabe, Lot babe nad, feiner Flinte gegriffen, fpäter zuritdgenommen. 
Auffallend ift es fobann, daß Fink den Jagdſtuhl, den er nad feiner leiten Aus⸗ 
fage in der rechten Hand getragen haben will, früher nie erwähnt hat, vielmehr mit 
der rechten Hand den Gewehrſchaft gefaßt haben wollte. Nachdem Fink anfänglich 
bemerkt hatte, er fei fortgelaufen, wollte er fpäter im gemöhnlicden Schritte weiter- 
gegangen jein. Mit der Angabe, daß er vor feinem Zufammentreffen mit Lot außer 
einem Rehbock auch ein Schmalreh geichofien babe, ift Fink erft im Civilprozeſſe 
bervorgetreten. 

Fink's Ausfage ift aud) in mehrfacher Hinficht unwahrſcheinlich. 

Hätte er fi) jeder Drohung enthalten und das Gewehr fo, wie er es verfichert, 
getragen, fo würde die von ihm felbft erwähnte Aeußerung des Hülfsjägers Yo, 
Fink wolle wohl von feiner Flinte Gebrauch machen, faum zu erflären fein. Dafür, 
daß Fink's Gewehr entgegen feiner eigenen Angabe gejpannt war, fcheint der Um: 
ftand zu fprechen, daß es Iosging, als Fink niederſtürzte. Daß Fink den Rudfad 
mit dem Rehbock und dein Schmalxeh, welches fid) nach feiner jetzigen Ausfage aud) 
im Ruckſack befunden haben fol, bereitwillig niedergelegt, Log aber bie Wieder- 
aufnahme des Ruckſacks geduldet haben follte, ift wenig glaubhaft. 

Zu diefen fi) aus dem Inhalte feiner Ausfagen ergebenden Bedenken kommt, 
daß Fin? nicht allein in den früheren Strafverfahren gegen ihn und Log als An⸗ 
geſchuldigter bezw. als Verletzter ein Intereffe am Ausgange der Sache hatte, ſondern 
aud; nad) feinem Abkommen mit dem Kläger Speier ein unmittelbares Intereffe am 
Ausgange des gegenwärtigen Civilprozefies bat. 


*) Jahrb. Bd. XVII. ©. 49. 
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Abgeſehen ferner von der ungünftigen Aeußerung über Fink's Charakter, die 
deffen eigener Vater nach Ausfage des Gaſtwirths Zinn gethan haben foll, kann auch 
der Umfand, dab fich Fink eine mehrwöchige Haftftrafe wegen groben Unfugs zu- 
gezogen hat, weil ex durch Schießen mit einem Revolver Menfchen erichredt habe, 
den Gedanken nahe legen, daß er geneigt fei, die Schußwaffe Dienfchen gegenüber 
zu mißbrauchen. 

Aber troß aller Bedenken gegen die Ausfage von Fink und trog ber Wahrheits- 
liebe, die dem Hülfsjäger Lob von feinem Vorgeſetzten nachgerühmt wird, kann aud) 
nicht die Nichtigleit der abweichenden Angaben von Lot, mag auch deren Glaub» 
würdigkeit im Allgemeinen eine erheblich größere fein, in jeber Hinficht für feſtſtehend 
angenommen werben. 

Zunähft ift darauf binzuweifen, daß Lot feine Ausfage nicht beeibigt hat. 
Sodann darf nicht unberüdfichtigt bleiben, daß Lob das Interefſe Hatte, einer 
Beitrafung wegen Körperverlegung im Amte zu entgehen. 

Weiter ift hervorzuheben, daß es weientlic auf Fink's Verhalten unmittelbar 
vor der Berlegung anlommt, weil durch deffen vorangegangenen Widerfland der 
Gebrauch der Schußwaffe nach Ergreifung der Flucht nicht gerechtfertigt werden 
fönnte. Wenn Fink's Haltung zur Zeit, als Lob auf ihn jchoß, für dieſen nicht 
oder nicht mehr bedrohlich war, durfte Lotz nicht ſchießen. Gerade in diefer Beziehung 
entftehen jedoch Zweifel gegen die Richtigkeit der Angaben bes Hülfsjägers Log durch 
den Befund und durch das Gutachten bed Dr. med. Jorael. 

Da danad die Wundkanäle fat parallel der Wade nach oben verliefen, eine 
Streifung der Haut in der Längsrichtung der Wade bemerkbar war und fid) in ber 
Kniebeuge eine Stelle fand, wo keine Schrotlörner faßen, fiheint die Annahme, daß 
der Schuß von hinten das Bein bei gehobener Stellung des Unterſchenlels getroffen 
habe, begründet. Lediglich aus ber nad der Angenfcheinseinnahme etwa 48 cm 
tieferen Stellung bes Hülfsjägers Lob ift ohne bie Annahme der Hebung des Unter- 
ſchenkels biefer Verlauf des Schuffes nicht zu exflären, wenn auch durch den Höhen- 
unterfchied der beiberfeitigen Stellung bewirkt fein mag, daß ber Schuß noch mehr 
in der Längsrichtung des Unterfchenfel® verlief. Wie nad Anficht des Arztes durch 
eine höhere Stellung des Schügen eine noc größere Beugung bes Stniegelents 
bedingt gewefen wäre, fo kann biefe bei einer tieferen Stellung des Schühen eine 
entfprechend geringere gewejen fein — eine faft rechtwinlelige Stellung des Unter⸗ 
ſchenkels zum Oberfchentel tritt ja auch beim Laufen faum ein —, aber eine beträdht- 
liche Erhebung des Unterſchenkels blieb bei einem Höbenunterfchteb von nur 48 cm 
immer nöthig, damit die Richtung des Schuſſes dem Unterſchenkel faft parallel 
fein konnte. 

Im Widerfpruche hiermit ſchildert nun aber Log die Stellung, welde Zink in 
dem betreffenden Augenblide einnahm, fo, daß das linke Knie geftredt gewefen fei, 
der Unterſchenlel zum Oberſchenkel gerade geflanden habe. Auch läßt fich die An- 
gabe, Fink babe, mit dem Oberkörper rüdwärts gewandt, den SGälfsjäger Lotz 
bedroht, mit der Art der Berlekung ſchwer in Einklang bringen. Hebung bes 
Unterfcyenlels zum Gehen, Laufen oder Springen und Nüdwärtswenden des Ober 
lörperö jcheinen ſich auszufchließen. Wenn aber auch die Möglichkeit vorhanden 
fein mag, daß ſich eine bedrohliche Ruckwärtswendung des Oberförpers mit ber 
Art der Verletzung vereinigten, fo bleibt dies doc immer unanfgeflärt und 
zweifelhaft. 
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Daher kann nicht für feſtſtehend angenommen werben, daß Lot feiner Angabe 
gemäß in dein Augenblicke, als er den Schuß auf Fink abgab, von biefem bebroht 
geweien: ift. 

Bas fonft gegen die Perfönlichleit des Hülfsjägers Lo vorgebracht worden: ift, 
tan freilich nicht erheblich ins Gewicht fallen. 

Hat Lotz ſich dahin geäußert: „ſie würden Fink noch einmal kriegen“, oder „er 
ruhe nicht eher, bis er ihn hätte”, fo ergiebt ſich daraus nur, daß Lotz beſtrebt war, 
Fink zur Beſtrafung zu bringen. Aber es darf dem Hülfsjäger Log darım nicht 
ein unberechtigter Gebrauch feines Gewehrs zugetiaut werden. Einen derartigen 
Schluß kann man auch nicht aus dem Borgange ziehen, der zu einem Berfahren 
gegen Log wegen Jagdvergehens geführt hat. Fiele Lok ein unzuläffiger Eingriff 
in ein fremdes Jagbrecht zur Laft (er ift übrigens in zweiter Inſtanz freigefprocdhen 
worben), fo würde daraus doch nicht die Bermuthung entfliehen, daß er zum Miß- 
brauch der Waffe gegen Menfchen fähig geweſen fei. 

FM jedoch — ungeachtet der Bedentungslofigleit der zuletst erwähnten Momente — 
nad) Obigem nicht für feſtſtehend anzufehen, daß Los unmittelbar vor Abgabe bes 
Schufſes bedroht wer, fo Tann auch nicht die Zuläffigleit des Waffengebrauchs für 
dargethan erachtet werden. Man gelangt alfo auch nicht zu ber Ueberzeugung, daR 
Los feine amtlichen Befugniffe nicht überfchritten babe. Einer foldden pofitiven 
Uebergengung bedarf es aber, foll der Konflilt für begründet erflärt werden (Ent- 
fcheidungen des Oberverwaltungsgerichts Band IX Seite 488, Band X Seite 380), 
Dies muß alfo unterbleiben, wenn der Hergang unaufgeflärt if und auch nicht zu 
Bunften de3 Beamten völlig aufgeflärt werben kann. Den ordentlichen Gerichten 
muß in biefem Falle überlafien werben, die ſich hieraus nach der prozefiualifchen 
Lage ergebende Folge zu ziehen. 

Steht eine Borausfekung der BZuläffigleit des Waffengebrauchs — die Be⸗ 
drohung — nit feft, To braucht nicht näher erörtert zu werben, ob die Amts- 
ausübung fonft überall eine rechtmäßige war. Doc mögen hierüber folgende: 
Bemerkungen Pla finden. 

An der Befugniß des Hülfsjägers Lotz, die Herausgabe des Gewehrs und bes. 
Wildes zu verlangen, kann nicht geziveifelt werden. Offenbar hat Lo angenommen. 
und bei pflichtmäßiger Erwägung annehmen können, daß ſich int, den er zur Jagd. 
ausgerüftet auf einem Wege in der Königlichen Forſt traf und der bei Annäherung, 
des Jagdbeamten plötlich umkehrte, eines SJagdvergehens in der Königlichen Forſt 
fhuldig gemacht habe. Die Vermuthung, daß Fink in der Staatöforft gepürfcht habe, 
Ing auch nad; Auffaffung des Forſtmeiſters Lent nicht fern. Dabei kommt noch in, 
Betracht, daß der Weg, auf welchem Fink betroffen wurde, von ben Forſtbeamten 
nicht als ein Öffentlicher angefehen wurde, wie die Erklärungen des Forſtmeiſters Lentz 
ergeben, Fink fi) alfo in den Augen des Hülfsjägers Log einer Uebertretung des 
8 868 Nr. 10 des Strafgeſetzbuches fehuldig machte. 

Bei dem Berdachte eine im Staatswalde verübten Jagdvergehens war ber: 
Hülfsjäger Lo als Hülfsbeamter der Stantsanwaltichaft (Allgemeine Berfügung 
vom 9. Oktober 1882 — Yuftizminifterialblatt Seite 812) beredjtigt, Gewehr und. 
Wild als Ueberführungsftüde, erfteres auch als Gegenftand ber Einziehung und 
Pfändung — Rechtsſprechung des Reichsgerichts in Straffahen Band 111 
Seite 356 —, mit Beichlag zu befegen ($ 94 der Strafprogeforbnung, 8 295 des 
Strafgeſetzbuchs). 
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Wegen einer im Schutbezirte begangenen Yagdfontravention darf die Beſchlag⸗ 
nahme ohne Zweifel auch außerhalb des Schutzbezirks erfolgen. Ebenſowenig verlor 
der Beamte in einem foldhen Falle mit dem Verlaſſen des Schutzbezirks das Recht 
zum Waffengebrauche (vgl. Entfcheidung des Kompetenggerichtshofes im Juſtizminiſterial⸗ 
blatt 1853 Seite 351, Entſcheidungen des Obertribunals Band 39 Seite 66). Ueber⸗ 
dies befanden fi Lob und Fink wieder auf fisfalifchem Gebiete, als Erfierer auf 
Fink ſchoß. 

Die Klage macht noch geltend, daß Lotz den Verletzten hülflos babe liegen laſſen. 

Nach $ 3 des Geſetzes vom 31. März 1887 müſſen die Forſt- und Jagdbeamten 
dem durch den Waffengebraud; Verletzten Beiftand leiften, wenn es ohne Gefahr für den 
Beamten geicheben kann, und erforderlichenfalls dafür forgen, baß der Berlekte zum 
nächſten Orte gebracht werde. Es kann jedoch umerörtet bleiben, ob Lot gegen dieſe 
Vorſchrift verfioßen habe. Denn da nicht feftfieht, daß er zum Waffengebraudhe befugt 
war, und da alfo ſchon aus diefem Grunde der Konflilt nicht für begründet erachtet 
werden kann, bedarf es nicht der Prüfung, ob ihm nicht außerdem in Bezug auf 
benfelben Vorgang die Unterlaffung.einer Amtshandlung zur Laft zu legen fei. Doch 
mag darauf hingewiefen werben, daß, da Finks Gewehr Iosging, als biefer nieber- 
flürzte, Log in der Annahme, e8 fei auf ihn geichoffen worden, Bebenten tragen 
mochte, ſich Fink, der fein Gewehr ſchnell wieder laden konnte, zu nähern. Hieraus 
würde es fi) auch erflären, daß Lot fich entfernt hat, ohne Fints Gewehr und Aud- 
fad zu unterjuchen oder wegzunehmen. 

Indeſſen iſt der Konflikt nad) Vorſtehendem nicht für begründet zu erachten umd 
daher dem gerichtlichen Berfahren Fortgang zu geben. 

Urkundlich unter dem Siegel des Königlichen Oberverwaltungsgericht® und ber 
perordnieten Unterfchrift. 

(L. 8.) gez.: Perſius. 

D. B.G. Nr. 1. 658. 


Minifterium für Landiwirthichaft, 
Domänen und Forften. 


n_8678. Berlin, den 14. Juni 1898. 
Abſchrift erhält die Königliche Regierung zur Kenntnißnahme. 
Im Auftrag: Schult. 
An ſämmtliche Königlichen Regierungen mit 
Ausſchluß derer zu Caffel und Aurich). 


Anmerfung. Es it an biefer Stelle nicht möglich, der vorſtehend abgedruckten 
Entſcheidung des höchſten Berwaltungsgerichtshofes eine eingehende Beſprechung zu 
widmen. Nur folgendes fei hier bemerkt: Das O.⸗V.⸗G. flellt die Nichtablegung ber 
Waffe auf gefchehene Aufforderung des Beamten der Androhung eines Angriffs nur 
dann gleich, wenn „nach den befonderen Umftänden im Nichtablegen der 
Schußwaffe eine gegenwärtige, drohende Gefahr für Leib ober Leben 
des Beamten zu erbliden if.” Der höchſte Gerichtshof verlangt alfo außer der 
Nichtablegung der Waffe auf gefchehene Aufforderung noch etwas Weiteres, es 
follen nod; befonbere Umftände der Gefahr hinzufommen. 
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Auch die neuen Minifterial-$nftruftionen vom 14. Juli 1897 *) für die Königlichen 
Beamten, und vom 1. September 1897**) für die Gemeinde» und Brivatbeamten bee 
fimmen: „Zn der Regel find die Waffen nicht gegen fliehende Frebvler zu gebrauchen. 
Legt indeffen ein auf der Flucht befindlicher Frevler auf erfolgte Aufforderung bie 
Schußwaffe nicht fofort ab, oder nimmt er diefelbe wieder auf, und ift außerdem 
nad den befonderen Imftänden des einzelnen Falles in dem Nichtablegen 
oder Wiederaufnehmen der Schußwaffe eine gegenwärtige, drohende Gefahr für Leib 
oder Leben des Forſt⸗ oder Jagdbeamten zu erbliden, fo ift leßterer auch gegen ben 
Fliehenden zum Gebraud; feiner Waffen berechtigt.” 

Es ſei Hier nur bemerkt, daß das Geſetz über den Waffengebrauh vom 
31. Mär; 1837 von einer folhen weiteren Borausfetung des Waffengebrauchs 
gar nichts fagt. Das Geſetz jagt einfach: „Der Androhung eines foldhen Angriffs 
wird e8 gleichgeachtet, werın der Betroffene die Waffen oder Werkzeuge nach erfolgter 
Aufforderung nicht fofort ablegt oder fie wieder aufnimmt.” Hiernach wird bie 
Gefahr für den Beamten vom Gejeß ohne Weiteres angenommen; fie wird 
vermtutbet. 

Die Inftrultionen ſtimmen biernady mit dei Geſetze höchſt bebauerlicher Weiſe 
nicht überein und dies gereicht dem Beamten, wie die obige Entfcheidung bes O.⸗V.G. 
zeigt, zum Nachtheile. Man wird fih deshalb auch bei den neuen Minifterial- 
Berfügungen meiner Anfiht nad) nicht beruhigen fünnen; es wird eine nochmalige 
Berbefferung nothwenbig fein. Bei legterer fommt es allein darauf an, den Waffen- 
gebrauch auch in den Inſtruktionen lediglich unter den geſetzlichen Vorausſetzungen 
für möglid zu erflären und ihn nicht durch weitere Vorausſetzungen einzufchränfen. 
Ich beabfichtige, an einer anderen Stelle, die für die Sicherheit unferer Forſt⸗ und 
Sagbbeamten höchſt wichtige Frage näher zu behandeln. 

Karl Didel. 


10. 


Strafausjegungen und Begnadigungen in Sorftitraffachen. 


Allgem. Berfg. des Mintfteriums für Sanbwirtbichaft x. an ſämmtliche Königlichen Regierungs⸗ 
Sräfidenten unb jämmtliche Königlichen Regierungen, ausſchließlich Aurich und Sigmaringen. 
III. 15 781. 

I. B. 8964. 


Berlin, den 6. Dezember 1898. 

Es gelangen bier auf Grund der allgemeinen Verfügung vom 27. März 1896 
( —* ) des öfteren Anträge auf Bewilligung von Strafausſetzungen bezw. auf 
Begnadigungen zur Vorlage, welche nicht meiner Zuſtändigkeit unterliegen, weil ent⸗ 
weder die feſtgeſetzte Geldſtrafe den Betrag von 30 Mark, bis zu welchem mir das 
Begnadigungsrecht in Forſtſtrafſachen durch die Allerhöchſte Ordre vom 15. Dezember 
1880 übertragen iſt, ütberfteigt, oder aber weil principaliter oder zuſätzlich neben 
der Geldfirafe auf Freiheitsſtrafe erfannt if. In diefen Fällen ift der Herr Juſtiz⸗ 
minifter für die Erledigung beziv. die weitere Behandlung der Anträge zuftändig. 
Zur Bermeidung des dadurch entftehenden unnöthigen Schreibwerts veranlaffe ich die 





2) Jahrb. Bb. XXIX. ©. 296. 
“=) Jahrb. Bd. XXX ©. 111. 


Herren Negierungs-Präfidenten und Königlichen Regierungen daher, bie von ben 
.. YAmtsgerichten bortfeits eingehenden bezüglichen Berzeichniffe künftig genau zu prüfen, 
ob die darin enthaltenen Anträge auch meiner Zuftändigkeit unterliegen und, foweit 
dies nicht der Fall ift, folhe den Gerichten zurüdzugeben. 

In Bertretung: Sterneberg. 


Berjonalien. 
11. 
. Deränderungen im Königl. Preuß. Sorft- und Jagdverwaltungs⸗ 
Derfonal vom ı. Ottober bis 31. Dezember 1898. 
(Im Unihlub an den gleichnamigen Urt. 105 ©. 338 im XXX. Wbe.) 


I. Berwaltungsbezirt der Königl. Hofkammer Der Königl. Familiengäter: 
A, BDeftnitiv zum Revierförfter ernannt: 
Möhrte int. Revierförfter zu Linde, Oberförfterei Wilbenbrud. 


B. Sn Anerkennung lobenswerther Bienfführung if ven feiner Errellenz dem Gern 
SAinifier des Aönigliden Hauſes das Ehrenpertspee verlichen den Sörflern: 

Dorn zu Krausnid, Oberföfterei Klein⸗Waſſerburg. 

Müller zu Deteröhagen, Oberförferei Riegripp. 

Heudel zu Berkholz, Oberförfterei Heinersborf. 

C. $Seorkikaffenbeamte: 

Boehm, Königl. Amtsrentmeifter zu Niegripp, hat den Charakter als Domänenrath 
erhalten. 

II. Bei der Ceutral⸗Verwaltung: 

Dem vortragenden Rathe Landforftmeifter Waechter it der Rang der Räthe I. Klafie 
verliehen. 

Der vortragende Rath Oberforftmeifter Tiburtius ift zum Landforftmeifter mit dem 
Range der Räthe IT. Klaſſe ernannt worben. 

Dem zum Regierungs- und Forſtrath ernannten Oberfirfter Schilling zu Erlau, 
Reg. Bez. Erfurt, ift die Stelle eines etatgmäßigen Hülfsarbeiters im Miniſterium 
übertragen worben. 

Der zum Negierungs- und Forſtrath ernannte Oberförfter Müller, bisher in 
Misdroy, Reg.⸗Bez. Stettin, ift als Hülfsarbeiter in's Minifterium berufen 
worden. 

Der Geheime Rechnungs⸗Rath Tirkot ift geftorben. 

Der Kaffenfelretär Hollmann von der Hauptverwaltung ber Staatsſchulden iſt zum 
Geheimen erpedirenden Sekretär und Kalkulator ernannt worden. 


III. Bei den Provinziat-Berwaltungen Der Staatsforften: 
A, Geſterben: 
Wasmund, Revierförfler zu Steina, Oberf. Lauterberg, Reg.⸗Vez. Hildesheim. 
B. In den Ruhefland traten: 
von Kujamwa, Oberforftmeifter zu Oppeln. 
Goullon, Regierungs⸗ und Forftrath zu Danzig. 
Bauftädt, Forftmeifter zu Schmalkalden, Reg.Bez. Kaffel. 
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bon Devivere, Forfimeifter zu Blinbfelb, Reg.Bez. Arnsberg. 
Euler, Forftmeifter zu Hofgeismar, Reg.Bez. Kaffel. 

aber, Forftmeifter zu Friedewald, Reg.Bez. Kaffel. 

von Gehrmann, Korfimeifter zu Knobben, Reg.-Bez. Hildesheim. 
Leng, Yorftmeifter zu Hersfeld, Reg.Bez. Kaſſel. 

Richnow, Forftmeifter zu Aurich, Reg.Bez. Aurich. 

von Tenspolde, Forftmeifter zu Marburg, Reg.-Bez. Kaffel. 
Behrend, Oberförfter zu Harfefeld, Neg.-Bez. Stade. 
Bültemeyer, NRevierförfter zu Kananohe, Oberf. Hannover. 


C. Aus dem Staatsdienfle auf eigenen Antrag ausgefdieden if: 

von Eſchwege, bisher Oberförfter zu Worbis, Reg.-Bez. Erfurt, behufs Uebernahme 
der Stelle eines Fürflih Stolberg-Wernigerddifchen Forſtraths und Oberforft- 
beamten in WWernigerobe. 

D. Berfeht ohne Aenderung des Amtscarakters: 

Freiherr von Schleinig, Oberforftmeifter, von Liegnig nach Oppeln. 

Klüber, Regierungs- und Forftrath, bisher etatsmäßiger Hülfsarbeiter bei der 
Gentral»- Berwaltung, nad) Danzig unter Uebertragung der Forſtinſpektion 
Danzig-Reuftadt. 

Uth, Regierungs- und Forftrath, von Minden auf feinen Antrag auf bie Oberförfter- 
ftelle Hersfeld, Reg.⸗Bez. Kaſſel. 

von Bismard, Forftmeifter, von Neumühl, Reg.Bez. Frankfurt, nach Marburg, 
Meg. Bez. Kaffel. 

Giehler, Forftmeifter, von Ebersbach, Reg.⸗Bez. Wiesbaden, nad, Reichenau, Amtsfit 
Alt-Heichenau, Reg.⸗Bez. Fiegnit. 

Grebe, Forftmeifter, von Bredelar, Reg.-Bez. Arnsberg, nach Hofgeismar, Reg.Bez. 
Kaſſel. 

Harmes, Forſtmeiſter, von der Oberförfterftelle Uslar auf die Oberförfterftelle Knobben, 
Amtsfig Uslar, Reg.-Bez. Hildesheim. 

Dr. Kohli, Forftmeifter, von Wilhelmswalde, Reg. Bez. Danzig, nach Orünau-Dahme, 
Amsfig Grünau, Reg.-Bez. Potsdam. 

Titze, Forſtmeiſter, von Munfter, Reg. Bez. Lüneburg, nach Kirchditmold, Neg.-Bez. 
Kaſſel. 

Wiroth, Forfimeifter, von Kaſtellaun, Reg.Bez. Koblenz, nach Trier. 

Boning, Oberförfter, von Weenzen, Reg.Bez. Hildesheim, nad) Garlstorf, Reg.Bez. 
Luneburg. 

Graf von Brühl, Oberförfter, von Grünau⸗Dahme, Reg.-Bez. Potsdam, nad) Neu⸗ 
mühl, Reg. Bez. Frankfurt a. O. 

Knaad, Oberförfter, von Garlstorf, Reg.-Bez. Lüneburg, nach Aurich, Reg.Bez. 
Aurich. 

Krieger, Oberförfter, von Grüneberge, Reg.Bez. Königsberg, nah Grunewald, 
Reg. Bez. Potsdam. 

Lampfon, Oberförfter, von Gersfeld, Reg.⸗Bez. Kaffel, nad Kaftellaun, Reg.-Bez. 
Koblenz. 

Lent, Oberförfter, von Daun, Reg.-Bez. Trier, nach Schmalfalden, Reg. Bez. Kaſſel. 

Schönberger, Oberförfter, von Neubran, Reg.Bez. Marienwerder, nad; Grüneberge, 
Reg.Bez. Frankfurt a. O. 
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von Knobelsdorff, Nevierförfter, von Spiegel, Oberf. Vieh, nach Regentäiner 
Theerofen, Oberf. Regentbhin, Reg.-Bez. Frankfurt a. DO. 
E. Gefördert, bezw. verſetzt unter Seilegung eines höheren Amtsdarakters: 

Illgen, Wegierungs- und Forftrath zu Koblenz, ift zum Oberforftmeifter mit dem 
Range der Ober-Regierungsräthe unter Uebertragung der Oberforftmeifterftelle 
zu Liegnit ernannt worden. 

Eberts, Oberförfter zu Karnkewitz, Reg.Bez. Köslin, ift zum Negierungs- und Forſt⸗ 
rath unter Uebertragung der Forſtinſpektion Dinden-Paderborn, 

Hungershaufen, Oberförfter zu Hinternab, Reg.-Bez. Erfurt, ift zum Regierungs⸗ 
und Forftratd unter Uebertragung der Forftinipektion Koblenz. Wefterwald er- 
nannt worden. 


F. Ber Zitel Sorfimeifler mit dem Range der Räthe IV. Mlaffe if verliehen werden 
, den Gberförftern: 

Badinski zu Mühenbed, Reg.Bez. Stettin. 

Bertelsmann zu Oderhaus, Reg.-Bez. Hildesheim. 
Brettmann zu Rothebude, Reg.Bez. Gumbinnen. 

Cleve zu Fallersleben, Reg.Bez. Luneburg. 

Crotogino zu Friedrichswalde, Reg.Bez. Stettin. 

Deſelaers zu Benrath, Reg.⸗Bez. Düſſeldorf. 

Fiſcher, Otto, zu Birnbaum, Reg.Bez. Poſen. 

Fiſcher, Ernſt, Wilhelm, Gottlob, zu Reinfeld, Reg.Bez. Schleswig. 
von Freyer zu Woidnig, Reg.Bez. Breslau. 

Froning zu Schwalbach, Reg.-Bez. Wiesbaden. 

Genſert zu Kuhbrück, Reg Bez. Breslau. 

Giehler zu Reichenau, Reg.-Bez. Liegnitz. 

von Gromadzinski zu Königsbruch, Reg.Bez. Marienwerder. 
Heddenhauſen zu Göhrde⸗Oſt, Reg.Bez. Lüneburg. 
Heinersdorff zu Koppenbrügge, Reg. Reg.Bez. Hannover. 
Heynemann zu Grünhaus, Reg.Bez. Stettin. 

Jacobi zu Burgioß, Reg.Bez. Kaffel. 

Jordan zu Neuenftein, Reg.⸗Bez. Kaffel. 

Kickbuſch zu Harburg, Reg.-Bez. Tüneburg. 

Köpp zu Naffau, Reg.Bez. Wiesbaden. 

Lyncker zu Selters, Reg.Bez. Wiesbaden. 

Meifter zu Kneſebeck, Reg.Bez. Tüneburg. 

Mohr zu Koblenz, Reg.⸗Bez. Koblenz. 

Morant zu Neunfirchen, Reg.-Bez. Trier. 

von Nathufius zu Homburg v. d. H., Reg.-Bez. Wiesbaben. 
Nidelmann zu Bartelfee, Reg.Bez. Bromberg. 

Dlberg zu Ibenhorſt, Reg. Bez. Gumbinnen. 

DOverbed zu Saarlouis, Neg.-Bez- Trier. 

von Raesfeld zu Dark, Reg.-Bez. Stralfund. 

Rhenius zu Ziegelroda, Reg. -VBez. Dierfeburg. 

Regling zu Schorellen, Reg.-Bez. Gumbinnen. - 
Shmidt zu Grünemwalde, Neg.-Bez. Magdeburg. 

Schulg zu Grünaue, Reg.⸗Bez. Potsdam. 
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Weckbecker zu Wenau, Reg.-Bez. Aachen. 

Weis zu Frankenberg, Reg.⸗Bez. Kaſſel. 

Wetzell zu Oberzell, Reg.Bez. Kaſſel. 

G. Du Oberforſtern wurden ernannt die Forſtaſſeſſoren! 

Neimer zu Neubraa, Amtsfig Forſthaus Roske, Reg.-Bez. Marienwerber. 

von Rofenftiel, Prem.-Lieutenant und Oberjäger im Reitenden Tyeldiägerlorps zu 
Weenzen, Reg.-Bez. Hildesheim. 

Bogt zu Bredelar, NReg.-Bez. Arnsberg. 

Aſchoff zu Munfter, Reg.⸗Bez. Lüneburg. 

Wendt zu Friedewald, Reg.Bez. Kaffel. 

SHäy zu Daun, Reg.-Bez. Trier. 

Häütterott zu Harfefeld, Reg.-Bez. Stade. 

Schubert zu Wilhelmswalde, Reg. Bez. Danzig. 

Schmidt, Hans, zu Erlau, Reg.Bez. Erfurt. 

Kraufe zu Hinternah, Reg.⸗Bez. Erfurt. 

Haffenftein zu Karnfewig, Reg. Bez. Köslin. 

von Woedtke zu Ebersbach, Amtoſitz Straßebersbach, Reg.Bez. Wiesbaden. 

Bogen zu Gersfeld, Reg.-Bez. Kaffel. 

Ehrig zu Wollersdorf, Reg.-Bez. Kaſſel. 

Walckhoff, Prem.-Lieutenaut und Oberjäger im Reitenden TFeldjägerlorps, zu Glind⸗ 
feld, Reg.Bez. Arnsberg. 

Lutter zu Uslar, Reg.-Bez. Hildesheim. 

H. Als Hilfsarbeiter bei einer Regierung wurden berufen die Sorflaffefforen: 

Daniels nah Wiesbaden. 

von Eſchſtruth, Lieutenant im Reitenden Feldjägerkorps, nach Kaffel. 

Jekel nad Breslau. 

Menzel nad Bromberg. 

Nicolai nad Lüneburg. 

I. Bu Revierförftern wurden endgiltig ernannt die Sörfter: 
Jaurſch zu Sellenwalde, Oberf. Dienz, Reg.-Bez. Potsdam. 
Studftette zu Senden, Oberf. Münfter, Reg.Bez. Münfter. 
K. Den Charakter ale Hegemeifter erhielten die Sörfter: 

Bacus zu Sceidt, Oberf. Saarbrüden, Reg.Bez. Trier (beim Webertritt in den 
Ruheſtand). 

Bauszus zu Birkenbruch, Oberf. Wolfsbruch, Reg.-Bez. Gumbinnen (zum 50 jährigen 
Jubiläum). 

Edert zu Birkenthal, Oberf. Srünfelde, Reg⸗Bez. Marienwerder. 

Eggebrecht zu Relliehauſen, Oberf. Seelzerthurm, Neg.⸗Bez. Hildesheim (beim 
Uebertritt in den Ruheſtand). 

Heum zu Hagen, Oberf. Hagen, Reg.-Bez. Marienwerder. 

Junghans zu Harpftebt, Oberf. Harpftebt, Reg.-Bez. Hannover (beim Webertritt in 
den Ruheſtand). 

Kleindorf zu Selgenau, Oberf. Selgenau, Reg.-Bez. Bromberg. 

Lehmann zu Pullau, Oberf. Stronnau, Reg.-Bez. Bromberg (beim Uebertritt in 
den Ruheſtand). 

Rehmenklau zu Grambin, Oberf. Jädkemuhl, Reg.-Bez. Stettin (3. 50 jäbr. Jubiläum). 
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Roth zu Bockweiler, Oberf. Wabern, Reg.Bez. Trier (beim Uebertritt in den Ruheſtand). 

Schmidt zu Wondollek, Oberf. Wolfsbruch, Reg.Bez. Gumbinnen. 

Schuppelius zu Ronshaufen, Oberf. Friedewald, Reg.Bez. Kaffel (beim Uebertritt 
in den Ruheſtand). 

Bogel zu Dunaifen, Oberf. Lorenz, Reg.-Bez. Danzig. 

Weckmuüller zu Karlsbrunn, Oberf. Karlsbrunn, Reg.-Bez. Zrier (beim Uebertritt 
in den Rubeftand). 

Wienede zu Müggelfee, Oberf. Köpenid, Reg.Bez. Potsdam (beim Uebertritt in 
den Ruheſtand). 

L. Sorfikaffenbeamte: 

Den Forftlaffenrendanten Demel in Klausthal, Ey in Lauterberg, Reg.⸗Bez. Hildesheim 
und Schröpfer in Suhl, Reg.-Bez. Erfurt, ift der Charakter als Rechnungs⸗ 
rath verliehen worden. 

Die Forftlaffenrendanten Rechnungsrath Schreiber zu Wedermünde, Reg.Bez. 
Stettin, und Schüler zu Joachimsthal, Neg.-Bez. Potsdam, find in den 
Ruheſtand getreten. 

Der Toritlaffenrendant Schellin if von Pafewalt nad Uedermünde, Reg.Bez. 
Stettin, verfegt worden. 

Dem Prem.-Lientenant a D. von Bord iſt die probeweife Verwaltung ber 
Rendantenftelle zu Joachimsthal, Heg.- Bez. Potsdam, übertragen worden. 

Der orftlaffenrendant Rechnungsrath Krufe in Swinemünde, Reg.-Bez. Stettin, if 
geftorben. 

Dem Förfter Lüdemannn ift die probeweife Bermwaltung ber Forſtkaſſenrendanten⸗ 
ftelle zu Zechlin, Reg.Bez. Potsdam, übertragen worden. 

M. VBerwaltungs-Aenderungen: 

Im Reg.⸗Bez. Marienwerber: Die Namen ber Oberförftereien Gollub und 
Strembarzno find in Golau bezw. in Drewenzwald geändert worden. 

Im Reg.⸗Bez. Kaffel: Der Oberförfterei Rottebreite ift bie Bezeichnung Ober- 
faufungen beigelegt worben. 


12, 
Ordens-Derleihungen an Sorft- und Jagdbeamte vom ı. Oktober 
bis 31. Dezember ı898. 
(Im Anſchluß an den gleichnamigen Urt. 106, S. 343 im XXX. Bbe.) 
A. Der Rothe Adler-Orden II. Klaffe mit Eichenlanb: 
Eigenbrodt, Oberforftmeifter zu Koblenz (mit ber Zahl 50). 
von Kujawa, Oberforftmeifter zu Oppeln (beim Uebertritt in den Rubeftand). 
B. Der Rothe Adler-Pröen III. Alaſſe mit der Schleife: 
Haufhild, Regierungs⸗ und Forftrath zu Potsdam (mit der Zahl 50). 
bon Devivere, orftmeifter zu Glindfeld, Neg.-Bez. Arnsberg (beim Uebertritt im 
den Ruheftand). 
Franz, tForftmeifter zu Madenzell, Reg.Bez. Kaffel (mit der Zahl 50). 
von Tenspolde, Forftmeifter zu Marburg, Reg.Bez. Kaffel (beim lebertritt in 
den Ruheſtand). 
Wachs, Forftmeifter zu Wolkersdorf, Reg.Bez. Kaffel [mit der Zahl 50] (beim lieber- 
tritt in den Ruheſtand und zum 5Ojährigen Jubiläum). 
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C. Der Rothe Adler-Orden IV. AMlaſſe: 
Dreier, Forſtmeiſter zu Groß-Schönebed, Reg.⸗VBez. Potsdam. 
von Gehrmann, Yorftmeifter, bisher zu Uslar, Reg.⸗Bez. Hildesheim {beim Ueber- 
tritt in den Ruheſtand). 
Richnow, Forſtmeiſter zu Aurich (beim Uebertritt in den Ruheſtand). 
Schreiber, ‚Rechnungsrath, Forftlaffenrendant zu Uedermünde, Neg.-Be. Stettin 
(beim Webertritt in den Ruheſtand). 


D. Ber Mrenen-Orden II. Klafle: 
Goullon, Regierungs⸗ und Forſtrath zu Danzig (beim Uebertritt in den Ruheſtand). 


E. Der Arsnen-Orden IV. Mlafle: 

Nitfche, Forftmeifter zu Zehdenid, Reg.Bez. Potsdam. 

Bültemeyer, Mevierförfter zu Kananohe, Oberf. Hannover, Reg.-Bez. Hannover 
(beim Uebertritt in den Ruheſtand). 

Defeler, Revierförfter zu Plantagenhaus, Oberf. Potsdam, Reg.-Bez. Potsdam (mit 
der Bahl 50). 

Kopplin, Revierförfter zu Grünberg, Oberf. Nakel, Reg.-Bez. Bromberg (mit der 
Bahl 50). 

Rohmwaldt, Hevierförfter zu Forſthaus Habichtsfang, Oberf. Schkeuditz, Reg.⸗Bez. 
Merfeburg (mit der Zahl 50). 

Stedel, Revierförfter zu Stellinen, Oberf. Belplin, Reg.Bez. Danzig (mit der Zahl 50). 

Anders, Hegemeifter zu Zillig, Oberf. Koften, Reg.-Bez. Marienwerder (beim Ueber: 
tritt in den Ruheſtand). 

Albrecht, TFörfter zu Wollersleben, Oberf. Lohra, Reg.⸗Bez. Erfurt (beim Uebertritt 
in ben Rubeftand). 

Bauszus, Förfter zu Bagdohnen, Oberf. Schorellen, Reg.Bez. Gumbinnen (beim 
Uebertritt in den Ruheſtand). 

Geiſer, Förfter zu Buntebock, Oberf, Oberlaufungen, Reg.-Bez. Kaffel (beim Leber- 
tritt in ben Ruheſtand). 

Gerber, Förfter zu Hocftädten, Oberf. Meifenheim, Reg.Bez. Koblenz; (mit ber 
Zahl 50). 

Hark, Förfter zu Bechſteinswalde, Oberf. Sobbowitz, Reg.⸗Vez. Danzig (beim Ueber- 
tritt in den Nubeftand). 

Kirſch, Förfter zu Beledorf, Oberf. Obernficchen, Reg.-Bez. Minden (mit der Zahl 50). 

Kump, Förfter zu Boos, Oberf. Kaifersefch, Neg.-Bez. Koblenz (mit der Zahl 50). 

Lerner, Förfter zu Raftellaun, Oberf. Kaftellaun, Reg.⸗Bez. Koblenz (mit ber Zahl 50). 

Nuf, Förſter zu Neubaus, Oberf. Warnow, Reg.-Bez. Stettin (beim Uebertritt in 
den Ruheſtand). 

Wienskowski, Förfter zu Gorall, Oberf. Wilhelmsberg, Neg.-Bez. Marienwerder 
(mit der Zahl 50). 

Wölffling, Förfter zu Nagöfen, Oberf. Dippmannsdorf, Reg.:Bez. Potsdam (mit 
der Zahl 50). 

F. Das Allgemeine Ehrenzeichen in Gold: 

Beurmann, Waldwärter zu Sattenhaufen, Oberf. Ebergötzen, Reg.⸗Bez. Hildesheim 
(beim Webertritt in ben Ruheſtand). 

Gerber, Forftuntererheber zu Schmiebefeld, Reg.Bez. Erfurt (beim Uebertritt in 
den Ruheſtand). 
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G. Das Algemeine Ehrenzeichen: 
Willnow, Förfter in Kloſſow, Oberf. Reumühl, Reg.-Bez. Frankfurt (mit der Zahl 50). 
Zeidler, Förfter zu Rominten, Oberf. NRaffawen, Reg.⸗Bez. Gumbinnen. 
Schnadenburg, Waldwärter zu Neumühl, Oberf. Schloppe, Reg.Bez. Marien- 
werder (beim Uebertritt in den Ruheſtand). 
Schröder, von Kunheimfcher Waldwärter zu Karolinenhof, Kreis Friedland, Reg. 
Bez. Königsberg. 
Schulze, Waldwärter zu Philadelphia, Oberf. Kolpin, Reg.Bez. Potsdam. 
Schwarze, Walbwärter, Bendarm a. D. zu Haffel, Oberf. Momfen, Reg.-Bez. Hannover. 
Cordes, Forftihutgehilfe zu Hagen, Oberf. Sprafenfehl, Reg.-Bez. Lüneburg. 
Reichelt, Darrmeifter und Wiefenmwärter zu Schöneiche, Oberf. Schöneiche, Reg.-Be;. 
Breslau. 
Anfteg, Holzhauermeifter zu Altfeld, Kreis Mörs, Neg.-Bez. Koblenz. 
Blume, Holzbauermeifter zu Dingelftedt, Oberf. Dingelftebt, Neg.-Bez. Magdeburg. 
Ede, Holzhauermeifter zu Wippra, Oberf. Pölsfeld, Reg.Bez. Merfeburg. 
Freudenberger, Holzhauermeifter zu Süßloch, Oberf. Mauche, Reg.-Bez. Poſen. 
Gramkau, Holzhauermeifter zu Heidelamp, Oberf. NReinfeld, Reg.-Bez. Schleswig. 
Jacubke, Holzhauermeifter zu Aufbhalt, Oberf. Tfchiefer, Reg.Bez. Liegnitz. 
Johanning, Holzhauermeifter zu Schönhagen, Kreis Uslar, Neg.-Bez. Hildesheim. 
Kellermann, Holzhauermeifter zu Elbenau, Oberf. Grünemwalde, Reg.-Bez. Magdeburg. 
Krziſchan, Holzhauermeifter zu Poln. Cekzin, Oberf. Junkerhof, Neg.-Bez. Marien- 
werber. 
Sandleben, Holzhauermeifter zu Tinft, Oberf. Bremervörde, Neg.-Bez. Stabe. 
Schäfer, Holzhauermeifter zu Wuſtleimbach, Kreis Adenau, Reg.⸗Bez. Koblenz. 
Schreiber, Holzbauermeifter zu Falkenhagen, Oberf. Falklenhagen, Reg.-Bez. Potsdam. 
Schwarz V, Holzhauermeifter zu Wallau, Oberf. Biedentopf, Neg.-Bez. Wiesbaben. 
Theuerkauf, Holzhauermeifter zu Kröchern, Oberf. Kolbitz, Reg.Bez. Magdeburg. 
Turowskti, Holzbauermeifter zu Schöndorf, Oberf. Golau, Reg.Bez. Marienwerder. 
Wilinski, Holzhauermeifter zu Gay, Oberf. Lonkorsz, Neg.-Bez. Marienwerder. 
Bauerodfe, Oberholzhauer zu Kölnifchfeld, Oberf. Lauenau, Neg.-Bez. Hannover. 
Borderding, Oberholghauer zu Eimbedhaufen, Oberf. Lauenau, Reg.-Be. Hannover. 
Born, Oberholzhauer zu Grippel, Oberf. Lüchow, Reg.-Bez. Luneburg. 
Buerfhaper, Oberholzhauer zu Liebenburg, Kreis Goslar, Reg -Bez. Hildesheim. 
Domharbt, Oberholzhauer zu Schleufinger-Neundorf, Kreis Schleufingen, Neg.-Bez. 
Erfurt. 
Mund, Oberholzhauer zu Altenhagen I, Oberf. Springe, Reg.Bez. Hannover. 
Reſe, Oberholzhauer zu Lüntorf, Oberf. Grohnde, Neg.-Bez. Hannover. 
Wehrs, Oberholzhauer zu Krelingen, Oberf. Walsrode, Reg.Bez. Luneburg. 
Feuering, Holzhauer zu Wallau, Oberf. Biedenkopf, Meg.-Bez. Wiesbaden. 
Shärmann I, Holzhauer zu Lattenberg, Oberf. Rumbed, Reg.-Bez. Arnsberg. 
Neumann, Regimenter zu Sebdin, Oberf. Kunersdorf, Reg.Bez. Potsdam. 
Ahrendt, Waldarbeiter zu Wolmirftebt, Oberf. Biederitz, Neg--Bez. Magdeburg. 
Hörning, Waldarbeiter zu Pölsfeld, Oberf. Annarode, Reg.Bez. Merfeburg. 
Köhler, Waldarbeiter zu Paarftein, Oberf. Freienwalde, Reg. Bez. Potsdam. 
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18. 
58. Verzeichniß 
der zum Beſten der Kronprinz Friedrich Wilhelm: und Kronprinzeffin Viktoria⸗ 
Forſtwaiſenſtiftung bei der Central⸗Sammelſtelle (Geheimen erpedirenden 
Selretär Schmidt II zu Berlin W. 9, Leipzigerplat 7) in der Beit vom 
1. Juli bis 20. Dezember 1898 weiter eingegangenen freiwilligen Beiträge. 


Schulz, Nevierförfter zu dehenliehenttal, geſammelt beim 



























1. 

Scheibenſchießen 3 10 
2.| Faber, Forſtmeiſter zu Friedewald, geſammelt für ausgefertigte 

Duplifat» Holzverabfolgezettel . 10 — 
3.| Dr. Grote, Amtsridhter zu Meldorf, gefamme Sem. geftiftet 

auf der VBergenftedter Jagd . . . 6 | — 
4.| Oberförfterei Schorellen i. Dior. Reftgelder von einer Gubliume 

feier .. 9 149 
5.| Stolze, Schiebsmann in 1 Großſtreben, Suhnegeld, aingeſandt im 

Auftrage des Förſters Bertram zu Forſthaus Brucke 15 — 
6. N. N. Erlös für Cigarrenabſchnitte 1 |— 
7.1 Rohnert, Forftmeifter zu Altmorfchen, gefammelt bein Scheiben. 

ſchießen in Metzebuch am 27. September 1898 .. 7 — 
8.| Bufold, Oberförfter zu Krofdorf, Buße einer Wetzlarer Benfio- 

närin für muthmwillige Befchädigung einer Anlage im Stoppelberge 5b I75 
9.| Müller, Oberförfter zu Gr.⸗Strehlitz, Strafgeld von der Jagd 

am 13. Oltober 1898 . . 30 | — 
10.| Durch den Berzicht der Förfterwittive Roh verfügbar geworden 89 |80 
11.| H. Behmer, Profeffor zu Weimar, Dankopfer dafür, daß Gottes 

Barmherzigkeit ein größeres Unglück abgewendet bat, als er 

duch unvorfihtigen Schuß und Abprallen einer Schrote einen 

Genoffen leicht verrvundete . 5 — 






v. Bonin, Hauptmann vom Inf.⸗Reg. Nr. 80 u Weißenburg, 
Sammlung bei Gelegenheit der Hubertusjagd vom Weißenburger 
Offizier⸗Jagdverein und feinen Gäfen . . . 

Paul Parey, bier, vom Offizier-Kafino Inf. Regts. Mr. 68 

Jauſchke, Förfter in Rohrbruch b. Bromberg, Sammlung bes 
Bromberger Jagdvereins galegentüich der Trikbjasd im Belauf 













Rohrbruch 80 
15.1 Offiziere des Hann. Jäger Bat. Hr. 10 zu Roltmar i. ‚€, Samm- 

lung am &t. Hubertus-Tage — 
16.1 Fronhöfer, Hauptförſter zu Hindenburg, gefammelt duch Seren 

Stadtratb Bodshbammer zu Prenzlau bei den öffentl. Jagden 90 





v. Winterfeldt, Premier-Lieutenant zu Schwedt a. DO. 
Witte, Forftmeifter a. D. zu Potsdam, von dern gubmig 
Weyermann aus Leichlingen . 0. 











82. 


Uebertrag 
Förtſch, Kgl. Zorftaffeffor zu Drage, gefammelt auf einer Treibjagd 
Rohrberg, Kgl. Förfter zu Forſthaus Lieferwald b. Kreuztal, von 
den Forftbeamten aus dem greife Siegen 
Weißenborn, Wild, Dortmund, eingegangene Strafgelder auf 
der Jagd des Herrn F. Lehmkuhl in Fledtdorf. 
Ebeling, Kgl. Forſtmeiſter zu Winfen a. 2., gefammelte Siraf. 
gelder für Fehlſchüuſſe auf Treibjagden des Winfener Jagdvereins 
Hauptmann Brohm zu Wilhelmshaven, Strafgelder von der Ss 
in Upſchört und Neepfcholt . . 
Meißner, Nittergutsbefiger zu Bartopen, Strafgel für ein 
Berfehen bei einer Treibjagd .. 
Lauterbach, Kgl. Forſtrendant zu Oranienburg, Strafgelber ı von 
der Jagd bes Herrn Ingenieur Thiede-Berlin . . 
Lüde, Neferendar zu Egeln, Sammlung bei der Jagd am 
6. Dezember 1898 . . . 

Kranold, Kgl. Oberförfter zu Germerode, ar. Efäiege, gefammelt 
bei einer Zreibjagb des Herrn Janſen zu Rittergut Friemen 

Grashoff, Lieutenant zu Wittenberg, Strafgelder von ber Jagd 
des Oekonomieraths Rohde-Wachsdorf am 5. Dezember 1898 

Landrath bes Kreifes Stormarn, von Herrn Freiherrn 9. v. Ohlen⸗ 
borff in Hamburg . 

Kettner, Kgl. Oberförfter zu Wünnenberg, Strafgelder fur Sr 
ſchüſſe, gefammelt in der Oberförfterei . 

Karl Wentorf zu Rothenhaufen, gefammelte Strafgelder auf. der 
am 14. Dezember 1898 abgebaltenen Treibjagd . 

Graf York v. Wartenberg zu Schleibig, auf Veranlafjung des 
Grafen Kofpoth wegen eines Jagdverſehens .. 


Summe 


Hierzu Summe bis 57. Verzeichniß 


Befammtfumme der eingegangenen Beträge 


20 
15 | 40 


15 


6 


| — 
680 | 87 
116927 | 16 
117608 | 03 





Gehalte, Emolumente. Brandverjicherung. 


14. 

Nichtanwendung des Porto-Averfionirungs-Dermerfs bei Poftfendungen 
zwifchen den Derwaltungsbehörden und dem Brandverficherungs-Derein 
Preußifcher Sorfibeamten. 

(Min Bl. f. d. gef. innere Verw. Jahrg. 1808. ©. 222.) 

Berlin, den 4. November 1898. 

Die Anwendung des Porto-Averfionirungs-Bermerfs bei Poftfendungen, welche 
den Schriftwechfel zwifchen den Berwaltungsbehörden und dem Brandverficherungs- 
Berein Preußifcher Forſtbeamten betreffen, ift nad) 8 1 zu a. der Beftimmungen über 
die geichäftlihe Behandlung der Poftfendungen in Staatsdienflangelegenheiten vom 
7. Februar 1894 (Min.Bl. 1894 ©. 36)*) unftatthaft. Die an den Berein bezw. 
an feine Organe gerichteten Sendungen find vielmehr unfranfirt mit bem Bermerf 
„Portopflichtige Dienftfache” aufzugeben. Im gleicher Weife ift Hinfichtlich der an den 
Brandverfiherungs: Verein Preußifcher Stantseifenbahn-Beamten gerichteten Boft- 
fendungen zu verfahren. 

Der Minifter des Innern. 
Sn Bertretung: Braunbehren®. 


15. 
Befanntmachung, betr. die Einberufung der XIX. ordentlichen General- 
Derfammlung des Brandverficherungs-Dereins Preußifcher Sorflbeamten. 
Berlin, den 3. Dezember 1898. 

Die neunzehnte ordentliche General-Berfammlung des Brandverfiherungs-Bereins 

Preußifcher Forftbeamten findet am 

13. Mai 1899, Bormittagd 11 Uhr, 
im Dienftgebäubde des landwirthichaftlichen Minifteriums bierfelbft, Leipzigerplag Nr. 7, 
ftatt. Die nah 8 13 der Statuten des Vereins zur Theilnahme an der General. 
Berfammlung Berechtigten werden zu berjelben hierdurch eingeladen. Bezüglich der 
Legitimation der Theilnehmenden wird auf den $ 16 der Statuten verwiefen. 

Die zur Borlage gelangenden Schriftftüde, als Rechnung, Bilanz und Jahres- 
bericht für 1898 ſowie der Etat für 1899 u. A. können im landwirtbfchaftlichen 
Minifterium, Leipzigerplat Nr. 7, eine Treppe, im Zimmer Nr. 19, vom 11. Mai 
k. 38. ab in der Zeit von 11 Uhr Vormittags bis S Uhr Nachmittags eingefehen, 
auch können bafelbft die Legitimationsfarten in Empfang genommen werben. 


Direktorium des Brandverfiherungs:Bereins Preußziſcher Forſtbeamten. 
” Waechter. 


») Jahrb. Bd. XXVI, S. 67. 


Jahrb. d. Preuß. Forſt- u. Jagdgeſeßgg. XXXI. 4 
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16. 


Rechnungs-Abſchluß; 
des Brandverſicherungs⸗Vereins Preußiſcher Forſtbeamten für das 
XIX. Rechnungsjahr 1898. 






Beſtand aus dem Borjahre 

Eintrittsgelder (einfchl. Refte aus dem Borjahre) 

Laufende Prämien (desgl.) 

Zufhußprämien für Umzugs- und Beierfierunge | 
(desgl.) .. .. 

Zinſen von dem Vereinsvermogen 

Strafgelder und ſonſtige unvorhergeſehene Einnahmen | 


| . . 
Summe: '69153] 06] 1062: 95 








B. Ausgaben: 
Zum Ankauf von Wertbpapieren . - . . .  . 11812251 64 
Zahlungen in Brandfällen für das Jahr 1897. . 1907| 80 
„nn 1898. . 125 844| 80 


Belohnungen in Brandfällen . » 2 2 ee ch 20] . 

Neifeloften an Taxatorenn. 6 10| 20 

Berwaltungsfoften “| 6105| 28 
Summe: 72 





165.113 
C. Baarer Suflenbefland - - > 2 > 22 2.2.2..| 4089, 34 





— en — 
. . ” « sv “ [ 








Bilanz 





Pe Kurswerth 


A. Altive: 
a) Werthpapiere: | 
8, progentige Preußifche Konfo . . | 157250 | 159 766 





h) in das Staatsſchuldbuch eingetragene Sri Fran 
Bifhe Konfos . . . . 60800 |. 
c) rüdftändige Bereindbeiträge . 0. 1062 | 95 


q) noch nicht fällige Zinfen von 188 300 a. BY, progentigen 
Preußifgen Konſols für die Zeit vom 1. Oktober bis 


Ende Dezember 1898. . . . 1210 |13 
e) desgl. von der Stuteränhkuchfnberung für Denen. 
Zeitraum. . . .. . ... 533 |. 


f} baarer Kaſſenbeſtannnnnn. rn 4039 | 34 
Summe: | 227410 :41 





Kurswerth 
Mt. pf. 





B. Paſſiva: 
g) Statutenmäßiger NRejervefonds . . . . 103600 ME. 
Zugang für 1898: 1600 ⸗ 105 200 
h) Spezial-Refervefonds - . - . >». 0000 Mt. 


Zugang für 1898: 9000 - 10000 |. 
i) Reſtbetrag für einen nod nicht bouſandig regulirien 
Brandfall... ... .. 320 


k) Ueberſchuß (zur event. Berwendung) . ren 218% 4 


Summe: | 227410 |41 
Berlin, den 13. Mär; 1899. 


Tirelterium Des Brandnerfigerungs-Bereins Preußziſcher Forſtbeamten. 
Waechter. A. Tiburtius. 


17. 
Neunzehnter Jahresbericht 


über den Brandverficherungs-Derein Preußifcher Forſtbeamten für das 
Geichäftsjahr 1898. 


Berlin, den 13. März 1899. 

Das vorgenannte Jahr hat mit 7162 Policen über eine Verficherungsfumme 
von 54 516 150 ME. abgefchloffen, mithin gegen das Vorjahr mit €377 Bolicen über 
eine Berfiherungsfumme von 58 305 150 Ml. einen reinen Zugang von 185 Bolicen 
über 1211000 ME. ergeben. Außer diefer erfreulichen Weiterentwidelung unferes 
Bereind können wir für das abgelaufene Jahr aber aud ein günftiges finanzielles 
Ergebniß feftftellen, da in Folge des obigen Zuganges und ber Mehrerträge an 
BZinfen für das Bereinsvermögen durch die vorliegende Rechnung an Einnahmen 
gegen den Etat 930 ME. 52 Pf. mehr nachgewiefen werben, während die Ausgaben 
für Brandfehäden erheblich Hinter dem Boranfchlage zurüdgeblieben find. 

Im Berichtsjahre haben noch nahträglid an Entfchädigungen und Inter: 
ftüßungen zufammen 1907 Mt. 80 Pf. für Brände des Jahres 1897 gezahlt werden 
müffen. Für einen ferner nod) am 3. Juni v. %. bei uns angemeldeten Brandfall 
vom 14. November 1897 Tonnte die auf 150 ME. beredjnete Entichädigung nicht ge- 
währt werden, weil das betreffende Vereinsmitglied den ausgeführten Umzug nicht 
angezeigt und badurd den Entſchädigungsanſpruch verwirkt hatte. Es ift aber dies- 
feit8 unterm 13. Juli v. J. die Gewährung einer einmaligen Unterftlügung von 
15FME. an den Betroffenen durch die nächfte ordentliche Generalverfammlung in 
Antrag gebradjt worden. 

Bon den im Jahre 1898 vorgefommenen 65 Bränden find 62 durch Zahlung 
von Entfhädigungen und Unterſtützungen im Gefammttbetrage von 23 985 Mi. 50 Pf. 
endgültig geregelt. Für einen Brandfchaden if eine Abſchlagszahlung von 1859 ME. 

4* 
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30 Pf. geleiftet und der vorläufig auf 820 ME. geichätste Neftbetrag durch die vor- 
liegende Bilanz unter i) refervirt worben. 

Tür 2 Brände haben die angemelbeten Entichädigungsanfprüche von bezw. 50 ME. 
und 42 ME. zurüdigemwiejen werden müflen, weil in einem alle am 22. Juni v. J. 
der Schaden außerhalb der Wohnung des Berficherten vorgelommen ift, und im 
anderen. Falle die vorgefchriebene Anzeige iiber die flattgehabte Aenderung des Auf: 
bewahrungsortes der verbrannten Getreibevorräthe nicht erftattet war. Für den erft- 
gedachten viefer beiden Fälle haben wir die Bewilligung einer einmaligen Unter⸗ 
ſtützung von 50 Mt. beantragt. Mit Einfluß diefer Unterftiung wirb die Ge- 
fammtvergätung für Brandſchäden (einfchließlih des durch die Bilanz refervirten 
Betrages von 320 Mt.) = 26214 Mi. 80 Pf. oder rund 43,6% der fälligen lau- 
fenden Prämien betragen. 

Die Erfparniffe des Bereins für das abgelaufene Jahr betragen rund 32 400 Mt., 
davon find: 

a) dem ftatutenmäßigen Refervefonds . . 1600 ME., 
b) dem Spezialrefervefond . -» » . . 000 » 
zufammen . . . . . 10600 - 
zugeführt worden, der dann noch verbleibende Betrag von . . . . 21800 Mt. 
ift zur anderweiten Verwendung verfügbar. Hiernach beträgt der Fonds zu: 
a) 105 200 Mt., 
b) 1000 »- . 

Das Bereinsvermögen befleht, außer den rücdftändigen Bereinsbeiträgen und 
Zinfen, aus 157250 Mt. 3Y,progentigen Preußifchen Konfols, einer 3’/,prozentigen 
Staatsfchuldbuchforderung von 60 800 ME. und einem Baarbetrage von 4039 Mt. 
34 Pf. 

Die neunzehnte ordentliche Generalverfammlung findet am 13. Mai d. J. flatt. 


Direktorium Bes Braudserfihderungs-Bereins Preukilger Forftbeamten. 
Waechter. A. Tiburtius. 


18. 
Düngung von Moorwieſen mit künſtlichem Dünger. 


Allgem. Verfg. des Minifteriums für Landwirthſchaft ꝛc. an ſämmtliche Königligen Regierungen 
(mit Ausſchluß von Aurich und Sigmaringen). III. 17890. 2 Ang. 
Berlin, den 3. Januar 1899. 

In dem ARunderlaß vom 4. Februar 1892 — II. 1785*) — ift zu 2 deffelben 
bezüglich der Düngung meliorirter Wiefen mit fünftlichem Dinger bemerkt, daß im 
Allgemeinen unter mittleren Berhältniffen bei den in Frage kommenden Moorwieſen 
etwa 8 Ceutner Kainit und 4 Centner Thomasichlade für das Hektar als diejenige 
fünftlihe Düngung zu bezeichnen fein dürfte, welche jährlich wird angewendet werben 
mäflen, um die Produftionsfraft des Bodens ungefchwächt zu erhalten. 
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Im Laufe der Zeit hat ſich jedoch ergeben, daß dieſe Quantitäten im Allgemeinen 
nicht ausreichend find. Nach den jetzigen Erfahrungen entſprechen vielmehr als mitt- 
lere Moorwiejendüngung 16 Gentner Kainit und 4—6 Centner Thomasphosphat den 
Stoffmengen, welche eine mittlere Ernte dem Boden entnimmt. Gehen die Erträge 
über eine mittlere aber hinaus, fo muß ftärker geblingt werden, wenn nicht eine 
fpäter ſchwer wieder gut zu machende Ausraubung des Bodens ftattfinden fol. 

Für die Folge ift dies zu beachten. 


Minifterinm für Landwirthſchaft, Domänen und Forften. 
vd. Hammerftin. 


Zagegelder und Reiſekoſten. 


19. 


Benugung von Kleinbahnen bei Dienftreifen der Beamten. 


Aligem. Verfügung des Mintfteriums für Landwirthſchaft ꝛc. an 1. bie fämmtlihen Herren Ober⸗ 
Bräfibenten, — 2. ben Heren Bräfidenten bes Königlichen Ober - Landeskulturgerichtes, — 3. ben 
Seren Präfibenten der Königlichen Unfiebelungstommiifion zu Bojen, — 4 bie ſämmtlichen Herren 
Regierungs » Bräfidenten, — 5. bie ſämmtlichen Herren Generallommiffiond : Bräfidenten, — 6. bie 
fänmtlichen Königlichen Regierungen, — 7. die Koͤnigliche Minifterial«, Militär: und Baukommiſſion, 
— 8 die jämmtliden Herren Geftät- Dirigenten, — 9. bie Herren Rektoren: a) ber Königlichen 
Landwirthſchaftlichen Hochſchule Hierfelbft, — db) ber Königlichen Thierärztlichen Hochſchule hierſelbſt, 
— 10. die Herren Direltoren: a) der Königlichen Landbwirtbichaftlichen Alademie zu Poppelsdorf bei 
Bonn, — b) der Königlihen Yorftalademien zu Eberswalde und Münden, — c) der Königlichen 
Thierärztlihen Hochſchule zu Hannover, — d) bes Königlichen Pomologiſchen Inftitutes zu Brosfau 
bei Oppeln, — e) ber Königlichen Lehranftalt für Dbft: und Weinbau zu Geiſenheim a. Rh, — 
11. die Königlide Sanbesbaumfchule zu Engers, zu Händen bes Herrn Über, Bräfidenten zu 
Coblenʒ. -- A. I. 6716. II. 166. IIL 18768. 


Berlin, den 5. Januar 1899. 

Nach Artitel I SA Nr. III des Geſetzes, betreffend bie QTagegelder und Reiſe⸗ 
toften der Staatsbeamten vom 21. Juni 1897 (G.S. &.198)*) erfolgt die Be⸗ 
fiimmung darüber, unter welchen Umftänden von den Beamten bei ihren Dienftreifen 
Kleinbahnen zu benutzen und welche Reifeloftenverglitungen in folden Fällen zu 
gewähren find, durch Das Staatsminifterium. 

In Ausführung diefer Gefetesvorfchrift bat das Königliche Staatsminifterium 
ben anliegenden Beſchluß vom 25. Oftober v. 3. (a.) gefaßt, bei deſſen Anwendung 
Folgendes zu beachten ift: 

1. Unter Meinbahnen im Sinne des Befchluffes find diejenigen Schienenver- 
bindungen zu verftehen, welche nach dem Geſetze über Kieinbahnen und Privatanſchluß⸗ 
balmen vom 28. Juli 1892 (G.S. S. 225) als Kleinbahnen gelten. Auf außer 
preußifche Schienenverbindungen, für welche bie-in $ 1 diefes Geſetzes, insbeſondere 
im Abfa 3 daſelbſt angeführten Merkmale zutreffen, findet der Beſchluß entiprechende 
Anwendung. Ergeben fid, im Einzelfalle Zweifel, ob eine außerpreußifche Schienen- 
verbindung als Eifenbahn oder als Kleinbahn anzufehen ift, fo ift bieferhafb hierher 
zu berichten. 

2. Da bei Dienftreifen, welche ausschließlich auf Kleinbahnen ober auf Klein- 
bahnen in Berbindung mit Landwegſtrecken zurückgelegt werben, in der Mehrzahl der 
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Fälle beſondere Koſten für Zu⸗ und Abgang nicht entſtehen, ſo iſt bei derartigen 
Reifen von der Gewährung einer befonderen Zu⸗ umd Abgangsgebühr Abſtand ge⸗ 
nommen worden. Dagegen bärfen die befonderen Auslagen, welche in einzefnen 
Fällen dur; den Zu⸗ und Abgang etwa erwachſen, bis zur Höhe der gefetlichen Zu- 
und Abgengsgebühr befonders liquidirt werden, ohne daß — wie dies bei Anwendung 
des Art. I $ 4 letter Abfa des Geſetzes vom 21. Juni 1897 erforderlih wäre — 
der Nachweis erbradt wird, daß die thatfächlichen Reiſekoſten im Ganzen den 
Betrag der zuftändigen Neifeloften überfteigen. 

Abgefehen von diefer Sonderbeftimmung finden Hinfichtlich der Höhe und Pe- 
rechnung der Entfhädigungen für die Benutzung der Kleinbahnen biefelben gefetlichen 
und Berwaltungs-VBorjchriften Anwendung, welche hinſichtlich der Entfhädigungen für 
Benugung von Eifenbahnen gelten. 

8. Der letzte Abfa des Staatsminifterialbefchluffes enthält eine Einfchränfung 
bezw. Ergänzung der Beſtimmung unter Ziffer 5 des Staatsminifterialbefchluffes vom 
30. Oltober 1895 (Min.⸗Bl. f. d. i. V. ©. 259)*) in Bezug auf die mittels Klein- 
bahnen zurüdzulegenden Dienftreifen. Nach dieſer Beftimmung erfolgt die Berechnung 
der Reiſekoſten ohne Ruckſicht darauf, welden Weg der Neifende thutfädhlich ein: 
geſchlagen und welches Beförderimgsmittel er benutt bat, nach demjenigen Wege, 
welcher fich für die Staatskaffe als der mindeftloftipielige darftellt und nad dem Zweck 
der Reife und den Umſtänden des befonderen Falles von dem.Beamten and) wirklich 
hätte benutzt werden können. 

Der vorliegende Staatsminiſterialbeſchluß geftattet num eine Ausnahme von dieſer 
Regel zu maden, wenn die Benutzung einer Kleinbahn zwar an und für fid) möglich, 
aber im Intereſſe einer angemeffenen Erledigung der Dienftreife ungeeignet geweſen 
if. Im diefem Falle dürfen die Entjchädigungen für Benutzung der Eifenbahn, des 
Dampfſchiffes oder Landweges gewährt werben, falls der Beamte thatſächlich nicht die 
Kleinbahn, fondern eines jener anderen Beförderungsmittel benutt hat. Bon diefer 
Beftimmung wird mäbefondere Gebrauch zu machen fein, wenn durch die Benutung 
eines anderen Beförderungsmittel® als der Kleinbahn eine erhebliche, im dienftlichen 
Intereffe liegende Zeiterſparniß erzielt oder eine zwedmäßigere Zeiteintheilung hin⸗ 
fcchtlich der zu erledigenden auswärtigen Dienſtgeſchäfte ermöglicht wird oder wenn 
die Kleinbahn fid) zur Beförderung des von dem Beamten mitzuführender Gepäcks 
nicht eignet. Ferner betrifft die in Rede ſtehende Vorſchrift auch ſolche Fülle, in 
welchen mit Ruckſicht auf die bienftliche und gefellfchaftliche Stellung bes reifenden 
Beamten die in Frage kommende Kleinbahn als ein angemeflencs Beförderungsmrittel 
nicht zu erachten if. Im Allgemeinen ift zwar davon auszugehen, daß die vor- 
bandenen Kleinbahnen den Aniprücen genügen, welche an eine von den Stants- 
beamten auf Dienftreifen zu benutende Verkehrsanſtalt zu ftelfen find, und es if 
daher davon abgejehen worden, etwa gewiſſe Arten von Kleinbahnen von der Be 
nugung bei Dienftreifen feitens der Staatsbeamten im Allgemeinen oder feiten® der 
Beamten der höheren Nangllaffen auszufchließen; es können jedoch Fälle eintreten, 
wo obige Vorausfegung nicht zutrifft und der reifende Beamte mit Nädficht auf 
feine Stellung genöthigt ift, ftatt einer vorhandenen Kleinbahn ein anderes Beför« 
derungsmittel zu benugen. Ob letzteres anzunehmen ift, hängt von den befonderen 
Umftänden des Falls ab, wobei neben der perjönlichen Stellung des Benmten die 
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herrſchende örtliche Berlehrsfitte, der befondere Zweck der Dienflzeife, unter Umftänden, 
3. B. bei gewiffen Borortbahnen, auch die Tageszeit, zu welcher die Reiſe zu unter» 
nehmen ift, in Betracht fommen. Als Regel ift feftzuhalten, daß Kleinbahnen, melde 
mehrere Wagenklaſſen führen, in feinem Kalle aus Gründen, welche bie pesfönliche 
Stellung des Beamten betreffen, als ungeeignet zur Benutzung anzufeben find. Auch 
im Webrigen ift von der in Rede ftehenden Vorſchrift nur aus dringenden Gründen 
und nad gewiffenhafter Prüfung Gebrauch zu machen. 

Hierfür find diejenigen Dienftflellen, denen die Beſcheinigung der Richtigfeit der 
Reifefoftenberechnungen obliegt, verantwortlid. Denfelbeh ſieht die Enticheibung 
darüber zu, ob im einzelnen Falle die Borausfeungen vorgelegen haben, unter denen 
die Nichtbenugung einer in Frage kommenden Kleinbahn gerechtfertigt erfchien. Ber: 
neinendenfalls ift die Reiſekoſtenberechnung unter Zugrundelegung der für Benutzung 
der Kleinbahn zuftändigen Entfehädigungsfäte anderweitig feitzuftellen. 

4. In den Reifeloftenstiquidationen find benutzte Kleinbahnen als ſolche erſichtlich 
zu machen. 

5. Der Etaatsminifterialbefchluß findet auf alle Dienftreifen Anwendung, welche 
an einem fpäteren Zage, als dem 31. Dezember 1898 angetreten werben. 


Miinifterinm für Sandwirtgigait, Domänen und Foriten. 
In Bertretung: Sterneberg. 


Beſchluß 
betreffend die Benutzung von Kleinbahnen bei Dienſtreiſen der Staatsbeamten. 
St. M. Nr. 4175. 


Das Königliche Staatsminiſterium bat in Ausführung der Artikels I $S4 Nr. III 
des Geſetzes vom 21. Juni 1897, betreffend bie Tagegelder und Reifeloften der Staats» 
beamten (G.S. S. 198) Folgendes befchloffen: 

Die Staatsbeamten find verpflichtet, bei ihren Dienftreifen vorhandene Klein⸗ 
bahnen, welche zur Perfonenbeförderung dienen, zu benugen, und erhalten 
dafür diefelben Entfehädigungen, wie für Reifen auf Eifenbahnen oder Dampf 
fchiffen, mit der Ausnahme, daß bei Reifen, welche ausfhlieglic auf Klein- 
bahnen oder theil8 auf Kleinbahnen, theil3 auf Landwegen zurücdzulegen find, 
Zu- und Abgangsgebühr nicht gewährt wird. Jedoch können in ben bezeich- 
neten beiden Fällen die durch Zu- und Abgang nachweislich entftandenen 
befonderen Ausgaben ohne Nüdficht auf die Höhe ber insgefammt aufgewen⸗ 
beten Reiſekoſten zur Erftattung liquidirt werden. Bei Reifen, welche theils 
auf Kleinbahnen, theils auf Eifenbahnen oder Dampficdiffen zurüdzulegen 
find, wird die auf der Kleinbahn zurücgelegte Reiſeſtrecke hinfichtlich der Ge- 
währung von Zu- und Abgangsgebühren ebenjo behandelt, als ob fie auf einer 
Eifenbahn zurüdgelegt wäre. 

Iſt für eine Reife, weldye mit einer Kleinbahn hätte zurüdgelegt werden 
können, ein Landfuhrwerk, eine Eifenbahn oder ein Dampfichiff benutzt worden, 
jo it die hierfür zuftändige Entfchäbigung dann zur gewähren, wenn die Be- 
nußung der Kleinbahn im Intereſſe einer angemeffenen Erledigung der Reife 
ungeeignet geweſen ifl. Der liquidirende Beamte hat in diefem Falle in der 
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Neifeloftenliquidation die Gründe ber Nichtbenugung der Kleinbahn anzugeben 
und deren Nichtigfeit zu verfichern. Einer befonderen Beicheinigung der feft- 
fegenden Behörde itber die Gründe der Nichtbenukung der Kleinbahn bedarf 
es nicht, vielmehr ift dieſe Befcheinigung als in ber vorgejchriebenen allge 
meinen Beicheinigung der Richtigkeit mit enthalten anzufeben. 


Berlin, den 25. Oftober 1898. 


ſtönigliches Staatsminifterium. 
(g.): Fürſt zu Hohenlohe. von Miquel. Zhielen. 
Srhr-von Hammerftein. Schönftebt. Frhr. von der Rede. 
Brefeld. von Goßler. Graf von Poſadowsky. Tirpitz. 


20. 


Anſatz von Zu- und Abgangsgebühren bei der’ Berechnung der geſetz⸗ 
lichen Aeifefoften für Dienftreifen, welche mit aus Staats. oder Öffent- 
lichen Fonds unterhaltenen Waflerfahrzeugen ausgeführt werden. 
Allgem. Berfg. bes Minifteriums für Landwirthſchaft 2c. an 1. die ſämmtlichen Herren Ober: Bräfi: 
benten, — 2. ben Herrn Präſidenten bes Königlichen DOber-Lanbeskufturgerichtes, — 23. ben Herrn 
Bräfidenten der Königlichen Anfievelungstommiffion zu Poſen, — 4. bie fämmtlichen Herren Regie: 
rungs-Bräfidenten, — 5. die fämmtlidden Herren Generalltommiifiond-Bräfibenten, — 6. bie fämmt:- 
lien Königligen Regierungen, — 7. bie Königliche Minifterial-, Militär: und VBaulommiffion, — 
8. die ſaͤmmtlichen Herren GeftliteDirigenten, — 9. bie Herren Reftoren: a) der Röniglihen Lanb- 
wirthſchaftlichen Hochſchule Hierjelbft, — b) ber Königliden Thierärztlichen Hochichule hierſelbſt. — 
10. bie Herren Direktoren: a) ber Königlichen Landwirthſchaftlichen Wlademie zu Poppelsdorf bei 
Bonn, — b) der Königlichen Forftafabemien zu Eberswalde und Münden, — c) ber Königlichen 
Ihierärztlihen Hochſchule zu Hannover, — d) des Königlichen Pomologiſchen Anftitutes zu Proslau 
bei Oppeln, — e) ber Königlichen Lehranftalt für Obſt- und Weinbau zu Geiſenheim a. Rh. — 
11. die Königliche Landesbaumfchule zu Enger — zu Händen bes Herrn Ober: Bräfibenten zu Soblenz. 
IA, 380. II, 698. III, 1088. 


Berlin, den 31. Januar 1899. 

Aus Anlaß einer Erinnerung der Königlichen Ober-Rechnungslammer gegen 
den mehrfachen Anfat von Zu- und Abgangsgebfihren bei der Benukung von Dampf- 
Schiffen 2c. beftimme ich hierdurch Folgendes: 

Bei der Berechnung der gefetslichen Neifekoften für Dienftreifen, welde mit aus 
Staats» oder öffentlichen Fonds unterhaltenen Wafferfahrzeugen ausgeführt werben, 
bat in der Regel nur ein einmaliger Anfat der Gebühr für Zu- und Abgang ftatt- 
zufinden. Die Berechnung weiterer Zu- und Abgänge bei dem Verlaſſen des Fahr⸗ 
zeuges während der Reiſe behufs Vornahme örtlicher Befichtigungen ift in jedem 
Falle in der Liquidation zu begründen und hat zur Borausfeßung, baß Hierbei bem 
Liquidanten thatſächlich Koften z. B. durch das Anbooten, Gepädbeförderung und der- 
gleichen, entftanden find. Bei den Berlaffen des Fahrzeuges zum Zwecke ber Ueber⸗ 
nachtung ober bei einem Wechfel des Transportmittels find die Beamten jedoch zum 
Anfabe der Gebühr ohne Weiteres berechtigt. 

Hiernach ift für die Folge vorfommenden Falles zu verfahren. 


Minifterium für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 
In Bertretung: Sterneberg. 


I. 
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ſtaſſen- nnd Nechnungsweſen. 


21. 
Rückgabe der Amtskautionen an die im VNebenamte ohne Penfions- 
berechtigung vom Staate beftellten Sorftlaffenrendanten und Sorft- 
, untererheber. 
Algem. VBerfg. an jämmtliche Königlichen Regierungen mit Ausſchluß von Aurich und Sigmaringen 
und an bie Herren Direktoren der Forft-Wlademien. III, 3943. II, 1841. 
Berlin, den 8. März 1898. 

Der Herr Finanz Dlinifter bat fi) nad) dem abfchriftlich angefchloffenen Schreiben 
vom 27. Februar d. J. — 1.1971 — (a) damit einverftanden erflärt, daß die Amts⸗ 
kautionen auch denjenigen Forftlaffen-Menbanten und Forſtuntererhebern zurückgegeben 
werben, welche vom Staate nur im Nebenamte ohne Penfionsbererhtigung unter Bor- 
behalt jeberzeitigen Wiberrufs beftellt find. 

An Mbänderung der allgemeinen Verfügung vom 9. April 1898 — m " 
— wird daher die Königliche Regierung veranlaft, die Rückgabe der Kautionen an 
bie betreffenden Forftlaffen-Rendanten und Forftuntererheber zu veranlaffen. 


Minifterinm für Landwirtgihaft, Domänen und Foriten. 
Im Auftrage: Waechter. 


a. 
Der Finanz-Minifter. 
J. Nr. 1. 1971. Berlin, den 27. Februar 1899. 

Auf das Botum vom 9. d. M. — J. Nr. III. 1226 und II. 1080 — erkläre 
ich mid) damit einverftanden, daß die Amtskautionen auch denjenigen orftlaffen- 
Rendanten und Forftimtererhebern zurückgegeben werben, welche vom Staate nur 
im Nebenamte ohne Penfionsberechtigung unter Vorbehalt jeberzeitigen Widerrufes 
beftellt find. 

In Bertretung: (gez.) Meinede. 


An den Herrn Minifter für Landwirthſchaft zc. 


Etatsweien. 


Derwendung von Befoldungs- Erfparnifien zu Dertretungsfoften 
und außerordentlichen Remunerationen. 


Allgemeine Verfügung des Minifteriums für Lanbwirthfchaft xc. an 1. die jämmtlichen Herren DO ber- 
Bräfidenten, — 2. ben Herren Bräfidenten bed Königlichen Ober - Landeskulturgerichtes, — 3. ben 
Herren Präfidenten der Königlichen Anftebelungstonmtifion zu Bofen, — 4. bie fämmtlichen Herren 
Regierungs « Bräfidenten, — 5. bie fämmtlichen Herren Generaltommtiifions » Bräfibenten, — 6. bie 
fämmtlien Königlichen Regierungen, — 7. bie Königliche Minifterial«, Militär und Baukommiſſion, 
— 8. die fänmtlichen Herren Geftüt-Dirigenten, — 9. die Herren Reltoren: a) ber Königlichen Land⸗ 
wirthichaftliden Hochſchule hierſelbſt, — b) der Königlichen Thieraͤrztlichen Hochſchule hierſelbſt, — 
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10. bie Herren Direktoren: a) ber Königlichen Landwirthſchaftlichen Alademie zu Poppelsdorf, — 
db) der Köntgliden Forftalabemien zu Eberswalde und Münden, — c) ber Königlien XThier- 
ärztlichen Hochſchule zu Hannover, — d) des Königlichen Pomologiſchen Inftitutes zu Proslfau, — 
eo) der Königlien Lehranftalt für Obft: und Weinbau zu Geifenheim — 11. die Königliche Landesbaum⸗ 
ſchule zu Engers, — zu Händen bes Herrn EC ber: Bräfidenten au Coblenz. — E A. 6657. IL. 66. YIL 18762. 


Abigrift._ 
Der Furanzminifter. 

J. Nr. I, 14981. 

M.d.I 1. A,12409. Berlin, den 16. Dezember 1898. 

Nach $ 28 Abſatz 1 des Staatshaushaltsgefees von 11. Mai d. J. (GS. S. 77) 

lönnen Befoldungserfparniffe aus einer valanten oder zeitiweife von ihrem Inhaber 
wicht verfehenen Stelle zu den Stellvertretungsloften und zu aufßerorbentlichen Re⸗ 
munterationen an bie bei der Wahrnehmung ber Geſchäfte der Stelle betheiligten 
Beamten verwendet werden. Im Anſchluß Bieran wird beſtimmt, daß Beſoldungs⸗ 
erfparniffe, welche durch wiederholte Balanz einer Stelle während eines Etatsjahres 
entftehen, innerhalb diefes Jahres, fomweit erforberlih, ohne Beſchränkung auf die 
einzelnen Beitabjchnitte der Balanz fomohl zu Stellvertretungsloften als auch zu 
Remunerationen, unter Innehaltung der Feftfegungen in der erwähnten Geſetzes⸗ 
vorfKhrift verwendet werden dürfen. - 


Der Yinanzminifter. Der Minifter des Innern. 
(ge3.): v. Miguel. Sn Bertretung: (gez) v. Bitter. 


An fänmtliche Herren Ober-Präfidenten und Negierungs-Präftdenten, fowie art ben 
Dirigenten ber Königliden Minifterial-, Diilitär- und Baulommiffion. 


Minifterium für Landwirthfchaft, 


Domä d . 
Zeminen und yoriien. Berlin, den 10. Januar 1899. 
Borftehende Abfchrift wird zur Kenntnißnahme beziv. zur gleichmäßigen Beadhtung 
mitgetheilt. 
In Bertretung: Sterneberg. 





Kap. | zit. 
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— 51 — 


Etatsweſen. 
23. 


Etat der Forſtverwaltung für das Etatsjahr 1899. 


Einnahme. 


1. 


to 


nn 5 


10. 


II. 


11a. 


13. 


Tür Nebennugungen . 


Ans der Jagd . 

Bon Torfgräbereien . 
Bon slößereien 

Yallt aus. 

Fãllt aus. 


Bom Gägemühlenbetrieb 

Fallt aus. 

Bon dem Thiergarten bei Cleve und dem Eichholze bei 
Amberg 2 nen 


Berfchiedene andere Einnahmen, einjchließlih der zu er- 
flattenden Befoldungen und der Befoldungsbeiträge für 
Horftbeamte, welche lediglih im Intereſſe Dritter an- 
geftellt find . En 


Rackzahlungen auf die an Yorftbeamte (Öberförfier, Revier: 
förfter, Forſter und Waldwärter) zur wirtbichaftlichen 
Einrichtung bei Uebernahme einer Stelle gewährten Bor: 
Ichtfie (vergl. Kap. 2 Tit. Ic der Ausgabe) 


Bon der Forftafademie zu Eberswalde . 
Bon ber Forftalademie zu Münben . 


Summe der Einnahme 


Fur Holz aus dem Forſtwirthſchaftsjahre 1. Oktober 1898/99 | 66 000 000 


19 500 


588 600 


40 000 
12 900 
5 100 


71 743 100 


2. 


1. 


A. Dauernde Ausgaben. 


Koften Der Verwaltung und des Betriebes. 
Befoldungen. 

34 Oberforftmeifter und 91 Regierungs- und Forſtrãthe 
mit (4200 Mark bis 7200 Mark) 760200 Marl 
und 25500 Mark zu Dirigentenzulagen für Ober- 
fortmeifter (höchftens 900 Marl für jeden) . 

(1 Oberforftmeifter bat Dienſtwohnung.) 


787 Oberförfter, einfchließlich der 2 Verwalter ber beiden 
BezirtSoberförftereien in den Hohenzollernfchen Landen, 
mit (2 700 Mark bis 5 700 Marf) 3 066 255 Mark. 

Hierzu 2 verwaltende Revier: 
förfter in den SKlofterforften ber 
Provinz Hannover mit 1500 Marl 
bis 2000 Marl). . » . .. 4000 „ 
Außerdem freie Dienftmohnung und freies 
FeuerungsSmaterial ober Geldvergitung dafür. Der 
Werth des freien Tyeuerungsmaterials wird für bie 
2 verwaltenden Revierförfter in ben Klofterforften zu 
75 Mark, im Uebrigen aber zu 150 Mart als 
penfionsfähiges Dienfteinfommen berechnet. 


119 vollbeſchaãftigte Forſtkaſſen⸗Rendanten mit (1 800 Mart 
bi8 4200 Mal) . . . 
(2 Rendanten haben Dien ſtwohnung.) 


174 Revierförſter mit (1200 Mark bis 1800 Mark) 
283 700 Mark, 


8593 Förſter mit (1200 Mark bis 1600 Marf) 
5101805 Mark, darunter 2 Foͤrſter unter Vor⸗ 
behalt jederzeitiger Zurüdziehung, ausſchließlich für 
die Zwecke und auf Koſten einer Privatperſon, für 
weiche deren Gehalt unter Kap. 2 Tit. 11 der Ein- 
nahme nachgerwiefen ift, ferner 303 Mark perfönliche 
Zulagen als Erfa für frühere Dienfibezüge, fünftig 
wegfallend; 66680 Marl zu Nevierförfter- und 
Hegemeifterzulnggen in Höhe von 60 Marl bis 
450 Marl; 232 voll beichäftigte Waldwärter mit 
















Betrag 
fürd. Etats⸗ 
jahr 1899 
Mart 
Uebertrag | 4220 855 


148 250 Mark Einzelgehältern von 400 Mark bis 
800 Marl. Im Ganzen . . . 5600 788 Mart. 
Hiervon ab diejenigen . . . 170 „ 
welche für Förfter im Regierungs- 
bezirt Osnabrück⸗Aurich als Be 
foldungstheil in ihrer Eigenſchaft 
als Moorvögte auf die Bejoldungs- 
mittel der Domänenverwaltung 

angemwiefen werben, 







Ausgabe 














bleiben 


Die Revierförſter und die Förſter erhalten außer⸗ 
dem freie Dienftwohnung und freies Yeuerungs- 
material ober Geldvergüitung dafür. 

Der Werth bes freien TFeuerungsmatertials 
wird zu 75 Mark als penfionsfähiges Dienft- 
eintommen berechnet. 

Die Waldwärter erhalten freies Yeuerungs- 
material oder Geldvergütung dafür und freie 
Dienftivohnung, wo foldhe vorhanden if. Bon 
dem Emolument des freien Feuerungsmaterials 
fteht denjelben eine Penfionsberecjtigung nicht zu. 


4. |2 verwaltende Beamte bei den Nebenbetriebs-Anftalten mit 
(1500 Marl bis 3300 Mark) 4200 Mark; 20 Torfe, 
Wieſen⸗ Wege, Flöß- sc. Meifter, fowie 2 Thiergarten- 
förfier mit (1100 Mark bis 1500 Marl) 28 600 Marf; 
11 Torf⸗, Wieſen⸗ zc. Wärter und 1 Holzauffeher (ſämmt⸗ 
lich voll befhäftigt), zufammen 8550 Mark Einzelgehauter 
von 400 Mark bis 800 Mark. .. 


Außerdem erhalten freie Dienfmohnung und 
freies Feuerungsmaterial ober Geldvergütung dafür: 
die 3 verwaltenden Beamten mit einen penſions⸗ 
fähigen Werthe des freien Feuerungsmaterials von 
105 Mark, die Meifter wie die Förfter, bie Wärter 
wie die Waldwärter., 


5 598 998 





















41 850 











Summe Tit. 1 bis 4| 9860 703 








5. Zu Wohnungsgeldzuſchüſſen für die Beamten . 104 000 
Summe Tit. 5 für fid. 











Betrag 


Ic. 


10. 


Wusgebe 


Andere perfönlihe Ausgaben. 
Zur Remunerirung von Hülfserbeitern bei den Regierungen 
(einfchließlih Sigmaringen) und bei den Oberförften . 
Zur Remunerirung von Forfthälfsnuffehern (bis 1200 Marf), 
nebenamtlichen Waldwärtern und Wärtern bei ben Neben- 
betriebsanftalten und zur Verſtärkung bes Forfſtſchutzes 
überhaupt . 
Außer der Remumeration freies Feuerungematerial 
oder Geldvergütung dafür und freie Dienfrwohnung, 
wo folde vorhanden if. In beſonders dazu are 
gethanen Fällen Tann den Forſthüulfsaufſehern eine 
Theuerungszulage von monatlich 3 Mark gewährt werben. 
Vergutung für die Gelderhebung und Auszahlung — Re 
muneration und Dienftaufivands-Entichädigung — an 
nicht voll, beziehungsweife nur nebenamtlid, befchäftigte 
Forftlaffenbeamte und an Untererheber . 
Zu außerordentliden Nemunertionen und Unterftüßgungen 
für Unterbeamte 


- 1 3u außerorbentlichen Remunerationen für mittlere Beamte 
9b. 


Zu außerordentlichen Hntertäbungen ur mittlere und höhere 
Beamte .. 
Zu Tit.9 und 9b. Die am Jehresſchluffe dere 
bleibenden VBeftände Tönnen zur Verwendung in die 
folgenden Fahre übertragen werden. 

Vorſchüſſe an Forfibeamte (Oberförfter, Revierförfter, Förſter 
und Waldiwärter) zur wirtbichaftlihen Einrichtung bei 
Uebernahme einer Stelle (vergl. Kap. 2 Zit. 1la ber 
Einnahme) . 

Es darf nur der Betrag der wirklichen Einnahme 
Kap. 2 Tit. 11a zur Berausgabung gelangen. — Der 
am Zahresichluffe nicht verwendete Betrag diefer Ein⸗ 
nahme kann zur Verwendung in bie folgenden Jahre 
übertragen werben. 

Summe Tit. 6 bis 9c 


Stellenzulagen, Dienftaufwands- und Mieths- 
Entfhädigungen. 
Fuhrkoſten⸗Averſa für Oberforftmeifter und Dienftauhvands- 
Entfhädigungen für Negierungs- und Forſträthe bis 


für). Etats 
jahr 1899 
Mert 


274 000 


.11 764 100”) 


282 800 


36 800 
18 000 


113 000 


2 528 700 


*, ir die im Beſitze bes Korfiverforgungsicheines befindlichen Forftgälfsaufieber foll eine 
weitere (hochſte) Diätenftufe von monatlid) 100 Mark, erreitibar 6 Jahre nad) Empfang bes Forſt⸗ 
verforgungsicheines, eingeführt werben. 


Betrag 
fürd. Etats- 
jahr 1899 
Mart 








Uunsgabe 





(2.) |(10.) 


Uebertrag 
zu 2900 Mark für jeden, einfchließlich der Reiſekoſten⸗ 
verglitung für den forfitechnifchen Referenten bei der 
Negierung zu Sigmaringen . 

11. } Dienflaufwands-Entfäbigungen für Obefrker bis zu 
2100 Dat ... .. 

12. | Stellenzulagen für Oberförfter Bis zu 600 Mat 

12a. | Dienffaufmands-Entfchäbigungen für die volfbeichäftigten 
Forftlaffen-Rendanten Kap. 2 Tit. 2a bis zu 2000 Mart 
für jeden, mit Ausnahme zweier Stellen, für welche 
wegen bes großen Gejchäftsumfanges 2450 Mark und 
2350 Marl gewährt werben . . . 

13. | Stellfenzulagen für Nevierförfter, Förfter und vollbeſchaftigte 
Waldwärter bis 300 Mark, ſowie zur Haltung eines 
Dienſtpferdes oder Annahme von Forſtſchutzhülfe für 
Revierförfter und Förſter bis zu 180 Mark für jeden, 
und Kahnunterhaltungszulagen bis zu 75 Mark (darunter 
für frühere Dienftbezüge 90 Mark! 

14. | Dienftaufivands-Entfhädigungen für Beamte bei den Neben 
betriebsanftalten bis zu 1200 Mark für jeden und 
Stellenzulagen bis 300 Marf . 

15. [Mietds-Entfhädigungen wegen fehlender Dienftwoßnungen 
für Oberförfter bis zu 900 Mark; für Nevierförfter, 
Förſter, Torf-⸗, Wiefen-, Wege-, —* x. eier bis zu 
225 Mark für jeden . 


379302 


Summe Ti. io sis 15 2262 152 


Materielle Verwaltungs» und Betriebskoſten. 

16. IFür Werbung und Transport von Holz im Forſtwirth⸗ 
fhaftsjahre 1. Oktober 1898/99 und von anderen Sorte 
produften . 

17. |Bur Unterhaltung und zum Neubau ber Gebäude i im Ge. 
ſchäftsbereich der Forſtverwaltung, ſowie zur Beſchaffung 
fehlender Gebäude . 

(Diefer Fonds überträgtfich mit dem Fonds Kap. 3Tit. 7) 


Seite |]11 894800 


9500000 


2394800”) 


”) Un Dienfigeböften für >. 2 0 0 00er. Cherförfter, Revierförfter und Förfter 
find vorhanden > 0 0 0 0 nn er ren 665 3421 
nad dem Etat für 18089 . - . 2 2 0 20. 663 3857 
mithin jegt mehr 2 64, 

darunter 86 frühere Wald: 


wärterr, Yorftaufleher: ıc. 
Gehofte. 


18. 


19. 


20. 
21. 


Ausgabe 


Uebertrag 


Zur Unterhaltung und zum Neubau der Öffentlichen Wege 
und zur Gewährung von Beiträgen zur Herftellung ſolcher 
Wege (innerhalb der TForften) . . 

(Dem Ausgabefoll treten biejenigen Beträge hinzu, 
welche von Kreiſen und Provinzen zum chauffeemäßigen 
Ausbau von Kommmunilationswegen innerhalb der 
Staatsforften gewährt und bei Kap. 2 Tit. 11 biefes 
Etat8 vereinnahmt werben.) 


Beihülfen zu Chauffee- und anderen Wege- und Brüden- 
bauten und zur Anlegung von Eifenbahngüter-Halteftellen 
(außerhalb der Forften), welche von weſentlichem Intereſſe 
für die Forftverwaltung find . . 

(Die am Jahresſchluſſe verbleibenden Beflände tönen 
zur Verwendung in die folgenden Jahre übertragen 
werden). 

Zu Wafferbauten in den Fofen . .. . . 


Zu Forftlulturen, zur Erziehung von Pflanzen zum 1 Bertauf, 
zur Berbefferung ber Forftgrundftäde, zum Bau und zur 
Unterhaltung der Holzabfuhrwege und Eifenbahngüter« 
Halteftellen, welche im Intereſſe der Yorftverwaltung an- 
gelegt werden müffen, im Forftwirthichaftsjahre 1. Oktober 
1898/99, fowie zu Forſtvermeſſungen unb Betriebs- 
regulivungen . 

(Die am Jehresſchluſf e verbleibenden Belände fönnen 
zur Verwendung in die folgenden jahre übertragen 
werden. 

Bergl. außerdem die Bemerkung zu Kap. 4 Zit. 6 
— Allgemeine Ausgaben — diefes Etat$.) 


Fagbverwaltungskoften, einſchließlich der Wihdſchaden/ Erſa 
gelder... FR Er 
Betriebstoften für Torfgräbereien 2. 
(Die Koften der Zorfftreufabrilation gelangen für 
das Forſtwirthſchaftsjahr zur Verrechnuns.) 
Betriebskoſten für dlohercien 
Fällt aus .. 


Fallt aus ne 

Betriebskoften der Sägemühlen . . .. 

Fällt aus 

Für den Thiergarten bei Cleve und das Eichholz bei Arnsberg 


Seite 


Betrag 
fürd. Etats 
jahr 1899 


Dart 


11 894 800 


1 614 340 


250 000 


66 500 


5 123 500 





Ausgabe 





Uebertrag 


(Bei dem Thiergarten bei Cleve und dem Eichholze 
bei Arnsberg darf die Ausgabe beider Anlagen zu- 
fammen deren Einnahme nicht überfchreiten. Der am 
Schluffe eines Jahres verbleibende Ueberfhuß darf nur 
in den nächftfolgenden beiden Jahren noch verwendet 
werden.) 

Tür Fiſchereizwecke . 

(Die am Jahresſchluſſe verbleibenden Beftände Tonnen 
zur Berwendung in die folgenden Jahre übertragen 
werben.) 

Zur Bezeichnung und Berichtigung der Grenzen, zu Sepa- 
rationen, Regulirungen und Prozeßloften . 

Holzverfaufs- und Verpachtungskoſten, Botenlöhne und 
fonftige Meine Ausgaben der Lolalverwaltung . 

Drudtoften . 

Stellvertretungs- und Umzugstoften, Diäten unb Reifetoften 

Koften für Bertilgung der den Forſten fchädlichen Thiere, 
Borfluthloften und andere vermifchte Ausgaben . . . 

Summe Tit. 16 bis 85 


Summe Kap. 2 


Zu forfiwiffenihaftlihen und Lehrzweden. 
Befoldungen. 


Bei der Forſtakademie zu Eberswalde: 
1 Direktor mit 3800 Mark; 7 Brofefforen mit (4100 Mart 
bis 6900 Darf) 40700 Mark; 1 Sekretär mit (1500 Mart 
bis 2700 Mark) 2700 Mark; 1 Hausmeifter und Pedell 
mit (800 Mark bis 1200 Marl) 1200 Mark 
52900 Mark 
Für 3 gleichzeitig als SOberförfter 
fungivende forfttechnifche Lehrer neben dem 
Eintommen als Neviervermwalter auf die 
Dauer ihrer Verwendung als forfttechnifche 
Lehrer penfionsfähige Zuge » -» » » 430 „ 


2. 1 Bei der Forftafademie zu Minden: 


1 Direktor mit 7500 Dart; 5 Profefforen mit (4100 Mart 
bis 6900 Mark) 80100 Mark; 1 alademifcher Gärtner 
mit (1500 Mark bis 2700 Mark) 1800 Mark; 1 Haus 


Seite 


Jahrb. d. Preuß. Forſt⸗ u. Jagdgeſegg. XXXI. 


Betrag 
fürd. Etats- 
jahr 1899 
Marti 


19 258 360 


8 000 


95 000 
177 000 
60 800 
276 000 


444 285 


20 814 445 


35 070 000 


57 850 


57 850 


— 58 — 





































Betrag 
fürs. Etate 


Ausgabe jahr 1899 








(8.) | (2.) Uebertrag 
meifter und Pedell mit (800 Marl bis 1200 Marf) 
1800 Marl . . . 2. 40 600 Mark 


Für 8 gleidhgeitig als Oberförfter 
fungirende forſttechniſche Lehrer neben dem 
Einkommen als Hevierverwalter auf bie 
Dauer ihrer Verwendung als forfttechnifche 
Lehrer penftonsfähige Zulage . . » 490, 45 550 

Bemerkung. Die penfionsfähigen Zulagen ber 

forfttechnifchen Lehrer find für beide Akademien über⸗ 
tragungsfähig. Die Hausmeifter und Pebelle erhalten 
freie Wohnung und freies Yeuerungsmaterial. Die 
Direltoren, 1 Profeſſor und der Gärtner in Minden 
haben Dienftwohnung. 
Bei der Forftlehrlingsfchule zu Groß -Schönebed: 
2 Lehrer mit (1500 Mark bis 2700 MD . . . . 4 600 


Summe Tit. 1 bis 3 108 000 


Zu Dobnungegeldzuſchaſſen für bie kehrer und. 
Beamten . . . 5 940 


Summe x. 4 für ſich 


Andere perſönliche Ausgaben. 
Zur Remunerirung von Hülfskträften und für den forft- 
lichen Unterricht bei den Zäger-Batallonen -. . - . 837 550 
Zu außerorbentliden Remunerationen an mittlere und 
Unterbeamte und zu außerordentlichen Unterftügungen an 
höhere, mittlere und Unterbeamte bei den Forftalademien 
und den FForftlehrlingsihuln . . . 2 400 
(Die am Jahresſchluſſ e verbleibenden Beſtãnde tönen 
zur Verwendung in die folgenden Jahre übertragen 
werben.) — — 
Summe Tit. 5 und 6 39 950 


Sonſtige Ausgaben. 

7.Zur Unterhaltung dev Gebäude . . 9.000 
(Diefer Fonds überträgt ſich mit dem Fonds Ray. 8 

Tit. 17.) 

8. | Amtsuntoftenvergiittingen, Umzugskoſten, Diäten und Reiſe⸗ 

foften, nicht averfionirte Poftporto- und Gebiihrenbeträge 


Seite 








— 9 — 





Rad. | kit. Auagade 
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md ſonſtige Frachtgebuhren für dienſtliche Sendungen, 
Telegrummgebuhren bei ben Akademien, ſachliche Aus⸗ 
gaben, einſchließlich derjenigen bei den forſtlichen Berfuchs- 
ftationen, ſowie ſonſtige verimifchte Ausgaben 
(Zu Tit. 7 und 8. Die amt Jahregſchluſſe ver⸗ 
bleibenden Beſtüͤnde Finien zur Verwendung in bie 
folgenden Jahre übertragen werden.) 


Summe Tit. 7 und 8 
Summe Kap. 3 


4. Algemeine Ausgaben. 


1. [Real- und Kommunallaften und Koften der örtlichen Kom- 
munal» und Pollgeiverweltung in atatiiöen Guts- und 
Amtsbezirten . 

2. | Ablöfungsrenten und zeitroeife Vergütungen an Stelle von 
Ratıtrafabgaben . 

2a. | Beiträge zur gefelichen Aranlenverſicherung der Hrbeiter, 
Ausgaben auf Grund der Unfallverficherungsgeieße, ſowie 
Alzendentenrenten, SHeilungsloften und Sterbegelber auf 
Grund des Unfallfürſorgegeſetzes, Ausgaben auf Grund 
des Geſetzes über die Invaliditäts⸗ umd Altersverficherung 

3. Zu Unterſtutzungen für ausgefdjiedene Beamte, ſowie zu 
Penſionen und Unterfüguitgen für Wittwen und Waifen 
von Beamten . . 

(Die am Jehreeſchluffe verbleibenden Benande nnnen 
zur Verwendung int die folgenden Jahre übertragen 
werben.) 

4. Koſten der dem Jorſtſtokus auf Grund rechtlicher Ver⸗ 
pflicgtung obliegenden Armenpflege mit Eihfchluß von 
rund 30700 Marl, welche im Durchichnitt alljährlich als 
Beiträge der Forfivervaltung zur Forſtarbeiter⸗Unter⸗ 
fiägungsfafle zu Clausthal ith Regierungebagirue Din 
beim gezahlt werden . . 

5, |3u Unterftätungen aus fohfliger Beranlaffung, einfliehlic 
zu einmaligen Unterflüturgen für Berfomen, welche, ohne 
bie Eigenfcheft von Beamten zu haberi, im Dieriftd ber 
Korftvertvaltung beſchüftigt werden oder beichäftigt ge⸗ 
wefen find, fowie für Hinterbliebene folder Perfoneit 


Seite 


Betrag 
fürd. Eints- 
jahr 1899 
Mirt 


9.000 


69 560 


—— ———— 
78 560 
232 450 


1870 000 


530 000 


513 000 


92 000 


18 700 
2 708 700 


b* 








Betrag 


. ° fürd. Etats- 
sap. Tit. | jahr 1899 
Mark 


(4.) | (6.) Uebertrag | 2 703 700 


(Die am Jahresſchluſſe verbleibenden Beftände können 

zur Berwendung in die folgenden Jahre übertragen 

werben.) 

6. | Zum Anlauf von Grundftüden zu den Forften . . . .| 1050000 

(Die am Zahresichluffe verbleibenden Beftänbe können 

zur Verwendung in bie folgenden Sabre übertragen 

werben.) 
(Die zur Berftärfung des Kulturfonds [Kap. 2 Tit. 21] 

erforderlichen Beträge können aus biefem Fonds ent- 

nommen werben.) 








Summe Kap. 4I 3753 700 

Serum „ „ 83 233 450 

„ „  2\ 35070 000 

Summe A. Dauernde Ausgaben | 39 056 150 


11. B. Einmalige und außerordentliche Ausgaben. 


1. | Zur Ablöfung von Berf-Geroituten, Neallaften und Bali 
renten. . - . .. 500 000 
2. | Zum Anlauf von Srundfäden au den Forſten ..2400 000 
(Ertraordinärer Zuſchuß zu Kap. 4 Tit. 6 der 
danernden Ausgaben.) 
Hier fommt ein fefter Betrag von 2100000 Mart 
und außerdem derjenige Theil der Aft- Einnahme aus 
Beräußerungen von Domänen» und Forfigrundftüden 
in den neuen Provinzen zur Verwendung, welcher die 
Summe von 800000 Mark überfteigt unb nicht zur 
Ermwerbung und erften Einrihtung von kleineren Do- 
mänen in denjenigen Landestheilen verwendet wird, in 
denen Domänen gar nicht oder nur vereinzelt vorhanden 
find, 
3. | Zur Melioration von Moor» und Wiejenflähen . . . . 200 000 
(Zu Zit. 1, 2 und 3. Die am Yahresichluffe ver- 
bleibenden Beftände können zur Berwendung in die 
folgenden Jahre Übertragen werben.) 
4. 1 Zur Anlage und zur Betheiligung an Anlagen von Klein- 
bahnen, ſowie zu Beihulfen für biefelben, fofern diefe 
Bahnen von wefentlicdem Intereffe für die Forſtverwal⸗ 
ung ſind. 200 000 


Seite] 3300 000 





Betrag 
fürd. Etats⸗ 
jahr 1899 
Mart 


Uebertrag | 3 300 000 


(Die am Jahresſchluſſe verbleibenden Beſtünde können 
zur Berwenbung in bie folgenden Jahre übertragen 
werden. NRüdeinnahmen fließen dem Fonds wieder zu.) 


Zur verfuchsweifen Errichtung von Infthäufern für Arbeiter 
in ben Provinzen Oft: und Weſwreußer, Pommern, Paten 






Kap. | Tit. Ausgabe 












(11)| (&) 











und Schlefien 80 000 
6. | Zum Neubau der forftfistalifhen Schiffsichleufe bei Susgtante 

im Regierungsbezirfe Gumbinnen, 1. Rate. 100 000 
7. |3um Aufbau eines größeren Logir- und Speifehaufes auf 

dem „Stutenhaus” in ber berſornere Erlau, Regierunge· 

bezirk Erfurt .. 70 000 






Summe B. Einmalige und außerordentliche Kusgaben 3 550 000 


Ab ſchlußz. 


Die Einnahmen betragen 
Die dauernden Ausgaben betragen 





.171 748 100 
.1 89 056 150 


Mithin eberfihuß 32 685 950 
Hiervon ab die einmaligen und außerordentlichen Ausgaben | 3 550 000 
Bleibt Ueberichuß | 29 185 960. 
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DA. 
Weberfigt 


des 
Slächeninhalts und des Natural» Ertrages des flaatlichen Sorfibefikes-. 
Flächeninhalt nad Heltaren RaturalErtvag 





nach deu Abnutamgt- 
] fügen in Feſtmetern 





‚(€ W--.-... | 87 029 35 739 
19. | Hannover ..... . 27 757 82311 30988 6471 90543 35 587 
20. | Hildesheim ... . . 100 861 4096 | 104 957 1584| 838 964 96 32 
21.jlüneburg ...... 77 987 8168| 86150 2118] 134076 74 070 
22.18Stade.....:.. 17 899 4910| 22809 8585] 42113 15 8% 
28. | Osnabrüd 

(infl. Aurich) ... 14 898 1409 16 807 3357| 20 244 8 
A |Münftr....... 2 206 2230 2 426 22 7540 3803 
25.1 Minden... .... 88 066 1274| 834840 4871 98474 35 708 
26.1 Urmsberg .... . . 19 435 6377| 20078 150] 59490 18 838 
Gemeinfchaftliche 
aldungen 1115 1123 — — — 
27.1Caſſel..... .. 200 764 5919| 206 683 9701 43889561 265 068 
Gemeinſchaftlich 
aldungen 01 5 406 1 — — 
28. | Wiesbaden ..... . 51 202 1662| 62864 2891 145 088 705% 
29.1 Cobleny ....... 28 257 8331 29090 198] 6717 34 878 
80.1 Däffeldorf....... . 16 429 1955 18 384 3831 45 928 23 933 
81. ı 12 269 590 12 859 115] 27528 18 203 
82, | Trier .. 2.22... 623 408 1882| 64285 422] 167587 56 438 
83. |Maden ....... 80 275 886 81111 4721 71082 30 275 


Summe | 2510029 | 287 6658 | 2797 687 | 115 749 | 6 516 638 | 2 067 768 
@emeinfchaftliche 
Waldungen.. .. . 1 516 18 1529 1 _ — 








28. 


Derhandlungen des Hauſes der Abgeordneten über den Etat Ber 
Sorfiverwaltung für das Etatsjahr 1899. 


A» 2. Situng am 17. Januar 1899. 


Bräfibent: Wir gehen Aber zum zweiten Gegenftande ber Tagesordnung 
Entgegennahme von Vorlagen der Rönigligen Staatsregierung. 


Dazu bat das Wort der Herr Bizepräfident des Stantsminifteriums. 

Bigepräfident des Staatsminifteriums Finanzminiſter Dr. u. Miguel: Indem 
ich mir bie Ehre gebe, dem Hohen Haufe den Gefekentwurf, betreffend die Feſtſtellung 
des Staatshaushaltsetats für das Jahr 1899 nebſt der allgemeinen Rechnung fiber 
den Staatshaushalt des Jahres vom 1. April 1895/96 und ber Weberficht von den 
Stantseinnahmen ıumd Ausgaben für das Jahr vom 1. April 1897/88 auf Grund 
Allerhöchſter Ermächtigung zur verfaffungsmäßigen Beſchlußfaſſung vorzulegen, wolle 
das Haus mir zur Erläuterung und Begründung des Etats zuvorderſt einige allgemeine 
Bemerkungen geftatten. 

Sie haben fchon gehört, meine Herren, daß mir den fommenben tat mit der 
Jahreszahl 1899 bezeichnen. Wir haben uns in diefer Beziehung dem Borgange der 
Reichsverwaltung angefchloffen, und ic; glaube auch, die Bezeichnung 1899 ift ebenſo 
verftänblich für diejenigen, die von unferen Finanzen etwas wiffen wie auch für die- 
jenigen, die nichtS davon wiffen — und beren Zahl iſt ja fehr groß —, 

(Heiterkeit) 
als wenn wir den Etat mit der bisherigen üblichen Bezeichnung 1. April 1899/1900 
bezeichnet hätten. 

Meine Herren, die Forſtverwaltung macht auch im nächſten Etatsjahre ein 
freundliches Geſicht. Sie ſoll einen Mehrüberihuß bringen von 2851000 Mark. 
Die Mehreinnahmen find im Orbinarium auf 4518000 Park veranfchlagt und bie 
Mehrausgaben auf 624000 Marl. Das Ertraordinarium ift gegen den vorjährigen 
Stat um 1537000 Mark höher bemeffen. Namentlich follen im Ordinarium 16 neue 
Oberförfter und 126 neue Förfterftellen gefordert werden, 

(Bravo! rechts) 
gegen Fortfall von 136000 Mark für Hülfsperfonal. 

Die WVerbungstoften für Holz, Erhaltung und Neubau der öffentlichen Wege, die 
Beihülfen zu Ehauffeebauten, die Kommumallaften, die Ausgaben für jozislpolitifche 
Zwecke find natürlich entfprechend den Mehreinuahmen ebenfalls geftiegen. Sie finden 
aber eine bemerfenswerthe Aenderung infoweit, als der Titel „Zum Anlauf von 
Grundſtücken zu den Forften” um 1300000 Marl ertraordinär erhöht ift, 

(Bravo! rechts) 
wovon 300000 Mark aus Beräußerungen von Domänen und Forfigrundflüden im 
den neuen Provinzen gebedt werden nad den Berabrebungen, die wir bier früher 
bereit8 getzoffen haben. 

Meine Herren, in ben legten Jahren ift für ben Anlauf von Wüfungen — 
wenn ich fo fagen darf —, von Grundftüäden, die zur ſtaatlichen Beforftung dienen 
ſollten, fehr viel gefchehen; aber e8 hat unter dem Eifer der Forſtverwaltung, ſich in 
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biefer Beziehung möglichft zu deden, die eigentliche Aufforfiungsarbeit, Herftellung von 
Degen u. f. w. etwas gelitten, und wir haben uns nunmehr mit bem lanbwirth- 
fhaftlihen Minifterium dahin verfländigt, daß die kulturellen Arbeiten in unfern 
alten Forften und die Aufforftung der neu angelauften Blößen jest mehr in den 
Borbdergrund treten fol. Meine Herren, wir haben aus biefem Titel allmählich 
nabezu 65000 ha angelauft, die noch der Kultur barren, und wir baben daher 
namentlih im Finanzminiſterium geglaubt, es fei nun die Zeit gelommen, etwas 
energifcher diefen angefauften Grundbefis in Angriff zu nehmen und ebenfo bie 
Dlößen, die fi in unferen alten Yorften nod finden. Zu diefer Erhöhung, die 
natürlich nur eine vorübergehende wird fein können, — wenn bie Finanzmittel es 
erlauben, wird man ja auch in Zukunft vieles noch thun können — bat bie Finanz⸗ 
verwaltung ſich gerade deswegen entichloffen, um dieſe veränderten Berwendungen, 
die ich eben bezeichnet habe, zn beichleunigen und andererfeits diejenigen Berhandlungen 
über Neuanlauf von Grundftüden, bie ſchon ſchweben und nahe dem Abſchluß find, 
nun erft zu beendigen. 


B. 10. Situng am 1. Februar 1899. 


Bräfident: Wir gehen über zu dem Etat der 
Forftserwaltung. 
Berichterftatter ift der Abgeordnete v. Pappenheim. 

Ich eröffne die Diskuffion über Einnahme, Kap. 2 Tit. 1. Das Wort bat 
der Herr Berichterftatter. 

Berichterftatter dv. Pappenheim-Liebenau: Meine Herren, Sie finden in der 
Einnahme für Holz hier die Summe von 66 Millionen Mark für das bevorſtehende 
Etatsjahr 1899 ausgermorfen. Die Budgetfommiffion bat eingehend geprüft, ob diefe 
Summe wohl das zu erwartende Refultat treffen würde. Sie ift zu der Ueberzeugung 
gelommen, daß der Etat hier außerordentlich) vorfichtig aufgeftellt ift, und daß wohl 
mit ziemlicher Sicherheit bei der allgemeinen Preisfteigerung auf dem Holzmarft eine 
weſentlich höhere Einnahme hier zu erzielen fein würde. Da aber immerhin fid) mit 
Sicherheit eine ſolche nicht vorausjagen läßt und die Durchſchnittseinnahmen der letzten 
Jahre doch auch berüdfichtigt werden mußten, bielt fie es doch für richtig, diefe Summe 
bier einzufegen und empfiehlt Ihnen auch, diefe Summe hier ftehen zu laffen. 

Bei diefer Beſprechung wurde zugleich aud) die Art befprodhen, wie ſich — ba 
ja diefe Einnahme aus Holzverfäufen herftammt — bie Königliche Yorftverwaltung 
bei dem Verlauf ihrer Holzprodufte verhält. Es wurde babei hervorgehoben, daß es 
wünfdenswerth erfcheine, etwaigen Anlaufsgenoffenichaften fir Holz möglichſt ent- 
gegenzulommen, da befonders fir den holzbedürftigen Weſten e8 außerordentlich ſchwer 
fein würde, den Zwiſchenhandel fonft zu vermeiden. Es würde für die Antlaufe- 
genoſſenſchaften, die befonders für die Gruben u. ſ. mw. gebacht find, fi der Anlauf 
To abfpielen, daß irgend ein Beauftragter größere Poften Holz im Often anlaufte, 
dann die Sortimente je nad) dem Beblirfniß unter die einzelnen Gruben vertheilte 
und auf die Weife einen vielleicht unnöthigen Zwiſchenhandel vermiede, ber nur die 
Holzpreife in bie Höhe fehnellen würde und auch den Konfumenten, in dieſem Falle 
alfo den &rubenverwaltungen, es erſchwerte, gerade die Sortimente zu befommen, 
auf die fie befonder® refleftiren. 
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Ferner wurde darauf aufmerkſam gemacht, daß bei dem Verkauf von Holz ſeitens 
ber Koöniglichen Forſtverwaltungen es erwunſcht erſcheine, daß nicht in zu großen 
Poſten im Submiffionswege verkauft, ſondern eine gewiſſe Rückſicht genommen werde 
auf das lokale Bedurfniß an Holz und deshalb auch in kleineren Poſten Angebote 
gefchehen, wie es bisher geſchehen ift, bamit bier auch ben kleineren Konfumenten 
Gelegenheit gegeben wird, ihren Bedarf in einfacher und leichter Weiſe in der Nähe 
gu deden. 

Abgeorbnieter Seer: Meine Herren, fo erfreulih auch die Zunahme der Geld- 
einnahme bei den Forſten ift, fo bat fie auch ihre Schattenfeiten, und eine dieſer 
Schattenfeiten wollte ich hier zur Spradye bringen. Bei uns im Often haben wir 
bis jett an der Naturallühnung feitgehalten, und zu biefer gehört es, daß jeber Ein- 
mwohner eines Gutsbezirks zu feinem übrigen Deputat gewöhnlich 2 Klafter oder 81, 
Raummeter Klobenholz erhält. Das tft uns bisher gar nicht ſchwer geworben; denn 
mir grenzen an einen Wald, der 6 Duadratmeilen umfaßt und 6 Oberförftereien ent- 
hält. Seit zwei Jahren ift aber fo wenig Klobenholz gefhlagen worden, daß wir gar 
nicht im Stande find, diefe Verpflichtung den Deputatiften gegenüber zu erfüllen. 
Das ganze Holz ift entiveder in größeren Poften verkauft, oder es ift alles ausgefucht 
zu Grubenholz und für die Eellulofefabrifen und von diefen aufgearbeitet, fo daß nur 
eine Unmaffe Reifer zum Verlauf kommt, aber Fein Klobenholz mehr. Die ganze 
befcheidene Bitte meiner Kreiseingefeffenen geht nun dahin, daß wenigſtens das Holz, 
das in der Totalität gefchlagen wird, alfo was entweder abftirbt oder fonft Fehler bat, 
zu Klobenholz gefchlagen und nicht als Bauholz verfauft werde. Ich hoffe, daR das 
Hohe Minifterium demgemäß Weiſungen ertheilen wird, damit es uns wenigſtens 
möglich wird, uns mit Holz zu verforgen, obgleich wir fchon die Hälfte des Deputats 
auf den meiften Gütern auf Kohlen gejettt haben. 

(Sehr ridtig!) 


Da ich aber nun einmal das Wort habe, möchte ich noch einen anderen Punlt 
beiprehen. Ich unterhielt mich kürzlich mit einem großen Bauunternehmer, und zu- 
fällig — der Mann gebraucht fehr viel Hol; — fam er darauf zu ſprechen, daß er 
bie einheimifchen Bretter nicht gebrauchen könne zu weißen Fußböden und zu Möbel- 
tifchlerholz. Ich fragte, ob das nicht zu ändern wäre, und da hat der Mann geant- 
wortet: ja zu ändern ift das; wenn unfere Forſtverwaltung fich darauf einlaffen wollte, 
mit einem fehr ſcharfen, fichelförmig gefriimmten Meſſer die abfterbenden Ziveige im 
Alter der Bäume von 20 bis 40 Jahren am Stamme glatt wegzufchneiden, fo würde 
ber Stamm in einem Jahre den Schnitt überwallen, und e8 würde nur eine Kleine 
weiße Verhäutung bleiben, aber keine ſchwarze. Wenn aber die Zweige fo lange 
dranfiten, bis der Wind fie niederknickt, fo bleibt ein mehr oder minder langer Aft, 
dann wachfen ſchwarze Kuorren in ben Stamm hinein, und wir können aus foldden 
Stämmen feine gefunden Bretter ſchneiden. Ich wollte das bier nur gejagt haben, 
weil es mir fchien, al8 wenn e8 der Beachtung werth fein könnte. 

(Bravo! bei den Nationalliberalen.) 


Abgeordneter Meyer (Riemsloh): Meine Herren, als im vorigen Jahre der 
Forftetat zur Berathung ftand, wurde aus Handwerferfreifen bes Regierungsbezirks 
Dsnabrüd an mich das Erfuchen geftellt, ich möchte mich doch dahin verwenden, daß 
die fisfalifchen Holzverfäufe, wie das ſchon feit Tangen Jahren nicht mehr im Gebraud) 
ift, künftig wieder an Ort und Stelle in den Yorftrevieren abgehalten würden. Zu 
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meiner eigenen Juformirung habe id) aber vorher Bericht erbeien von ben betzeffenden 
Forfibeamten, welde mir berichteten, daß nad) ihrer Anficht die Handwerler ſich dach 
wohl nicht würden beflagen können; im übrigen fei es auch Pflicht ber Forſwerwaltung, 
die Hölzer in größeren Lofen abzugeben, damit die Steatölaffe keinen Schaden erleibet. 
Die Betenten, befiehend aus Möbel: und anderen Tiſchlern, aus Stellmachern, Zimmter- 
meiftern, aus Berfertigern von landwirthſchaftlichen Maſchinen und Geräthen wurben 
dadurch aber nicht zufriebengeftellt, fondern fühlten ſich noch mehr beſchwert, weil Die 
Sache im Regierungsbezirt Dsnabrüd ſich fo entwickelt habe, daß fie meiftens gezwungen 
feien, aus der zweiten Hand zu laufen. Meine Herren, es war mir fehr erfreulich, 
daß der Herr Referent der Budgetlommiffion uns mitgetheilt hat, in der Kommiſſion 
fei dem Zwiſchenhandel das Wort nicht geredet. 

Meine Herren, nun muß man fi, um das gehörig beurtbeilen zu lönnen, die 
Berhältniffe im Negierungsbezirt Osnabräd vor Augen führen und mit denen anderer 
Provinzen vergleichen. Ich höre foeben von meinem Herrn Nachbar zur Rechten, 
daß in feiner Gegend fehr große Waldungen fich befinden, wo es vielleicht gar nicht 
möglidy ift, daß die Leute zu den Auktionen hinkommen Tönnen, wegen hoben Schnee⸗ 
falls u. dgl, Im Osnabrüdichen verhält fih die Sache ganz anders. Die Auktionen 
waren auch bei hohen Schneefall immer fehr befucht. Der Grundbefi des Regierungs- 
bezirks Osnabrück befindet ſich zu 90 bis 95 % um Beſitz der bäuerlichen Land⸗ 
bevölferung, unb e8 giebt darunter wohl Tauſende von Kleinbauern, die fid) mit Der 
Holzaufzucht überhaupt nicht befaffen können. Alle diefe Leute, diefe Heinen Bauern, 
haben kein Holz; fie find fchon genöthigt, zur Inflandhaltung ihrer Gebäude, ſowie 
des todten Inventars das nöthige Holz felbft anzulaufen. Ich babe früher häufig den 
Auktionen ber fisfalii den Yorften beigewohnt und mich überzeugt, wie jeder fich feine 
Nummer vorher ausſucht, und wenn er überboten wurde, baum etwas vorauf ging 
und fi) eine andere Nummer laufte. 

Wie jet aber die Sache fich entwidelt hat, wo fämmtliche Auktionen der fisfa- 
liſchen Forften in Wirthshänfern, in der Näbe von Eifenbahnhalteftellen abgehalten 
werben, wo dann namentlich die Herren Holzhändler, bie ſich vorher fänımtliche Taren 
zu Buche gebracht haben, alles à tout prix megfaufen, fo find alle biefe Kleinen 
Leute, fowie die benannten Handwerker u. f. w. in bie Lage gekommen, daß fie ihre 
Hölger nicht mehr befommen können oder fie aus zweiter Hand kaufen und höher be- 
zahlen müffen; daher biefe große Unzufriedenheit, meine Herren. 

Nun will ich daneben nicht verfchiweigen, daß im Osnabrückſchen größere Höfe 
find, die 10, 20, 80 ha Forften befiten und alljährlich auch Auktionen halten. Aber 
diefe haben e8 dem Fiskus nett nachgemadt, fie wollen auch gern Borauszahlımgen 
haben; fie wollen das fäftige Zufahren ber Hölzer an die Kunden vermeiden; fie wollen 
nicht mehr kreditiren und auch nicht gerne Ausfälle erleiden; fie verkaufen jetzt ihre 
Nutz⸗ und Bauholzbeftände auch an die Händler, ſodaß die Handwerker und Heinen 
Bauern der Gegend in die größte Verlegenheit fommen. 

Meine Herren, der Herr Landwirthfchaftsminifter, der diefe Berhältniffe im 
Regierungsbezirk Osnabrüd vielleicht noch beffer fennt als ich, befonders im nördlichen 
Bezirk, wird mir Recht geben, daß diefe Verlegenheit jetzt bort wirklich eingetreten 
if, und daß bort Abhilfe irgendwie gefchaffen werden muß. Daher möchte ich den 
Herm Minifter fehr dringend bitten, die Sache geneigteft ertvägen und Anordnungen 
treffen zu wollen, daß die Verkäufe demnächſt nicht in den Wirthshäufern, fordern 
an Ort und Stelle in den Forſtrevieren wieder abgehalten werben und jede Nummer 
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einzeln zum Berlauf fommt. Meine Herren, es hat auch früher häufig fehr wohl« 
ihnend berührt, wenn eine arme Wittwe ſich an einen Haufen Binflellte und der 
Forſtbeamte felbft dafür forgte, daß auch bie Aermſte ihr Fuder Vrennholz belam, 
Alle biefe Dinge find jettt weggefallen, und daran trägt allein ber Umſtand bie 
Schuld, daß die Auktionen nicht mehr in den Revieren und an Ort und Stelle ab⸗ 
gebolten und die Hölzer dafelbft nicht mehr nummernweiſe einzeln aufgerufen werben. 

Ich möchte daher den Herrn Minifter nochmals dringend bitten, die Sache er 
wägen und die dringenden Wuünſche unferer Kleinen Handwerker und Kleinbauern nicht 
von der Hand weifen zu wollen. 

Meine Herren, dabei könnte ich nun Gefahr laufen, bei ben Forftverwaltungs- 
beamten, bei den Herren Oberförftern anrlichig zu werden, daß ich ihnen eine große 
Laft aufhalfen wolle durch die Empfehlung diefer yon meinen Wählern fo bringend 
verlangten Aenderung. Meine Herren, das wollte ich fehr ungern. Sollte der Herr 
Minifter dahin kommen, die Wünfche im Osnabrüdichen zu befriedigen, — oder auch 
anderswo; es giebt wahrſcheinlich auch noch andere Negierungsbezicte, wo bie Ber- 
hältniffe ebenfo liegen — fo möchte ich den Herrn Minifter zugleich bitten, doch biefe 
außerordentlichen Mebrarbeiten für die Herren Oberförfter auch außerordentlich 
honoriren zu wollen. Es find ja Pofitionen im Yorfletat dafür da, die Dienftauf- 
wandsentjchädigungsfonds für Oberförfter von 1237900 Mark, die Stellenzulagen 
für Oberförfter von 68200 Mark u, f. w. Ich möchte nicht gern, baß bie Serren 
Arbeiten neu übernehmen follen, die ihnen nicht vergütet werden. 

Meine Herren! Jh will feinem Beamten zu nahe treten, am wenigſten ben 
Herren Yorftbeamten, und habe mich nur verpflichtet erachtet, der Dolmeticher meiner 
Petenten, der Handwerker und Heinen Leute zu fein, die felbft kein Holz beſitzen. 

(Bravo!) 

Regierungstommiffar Landforftmeifter Waechter: Meine Herren, auf die eben vor⸗ 
getragenen Wünfche möchte ich nur erwidern, daß, was den Berlauf an Ort und 
Stelle im Walde betrifft, diefer Wunſch auch fehon im vorigen Jahre hier ausge» 
fprochen, und damals darauf erwidert worden ift, daß foviel wie möglich dem Rechnung 
getragen werben würde; wir find dabei aber abhängig von den Wünſchen, wie fie im 
allgemeinen in den einzelnen Gegenden zu ertennen gegeben werden. Die Anfichten 
darüber find außerordentlich getheilt, und ich glaube, ein großer Theil ber Holzfäufer 
wünfcht den Verlauf an Ort und Stelle nicht. Wenn aber derartige Wunſche vor- 
getragen werben, dann werden fie geprüft, und man wird ihnen wie überhaupt allen 
in Bezug auf die Art bes Verlaufs geäußerten in jeder Beziehung wohlmollend gegen- 
übertyeten. 

Abgeordneter Wintermeyer: Meine Herren, im vorigen Jahre und vor zwei 
Jahren hahe ich beim Forftetat einige Klagen aus meiner Helmath vorgetragen. In⸗ 
zwoifchen bat, foniel mir befannt if, der Here Oberlandforfimeifter die Taunusforften 
bexeift, und es ift vielleicht darauf zurüdzuführen, daß in biefem Sabre in mancher 
Beziehung den bamald geäußerten Wünfchen Rechnung getragen worden if. Ich 
habe wenigſtens gefunden, daß jetzt eine ganze Anzahl von Holzverſteigerungen nicht 
mehr im Wirthshaus abgehalten werden, fondern an Ort und Gtelle, und ich bin 
dem Here Oberlandforfimeifter dankbar dafür, daß er in diefer Beziehung den 
Wunſchen ber Bevöllerung an ber betreffenden Stelle Nachdruck gegeben bat. 

Ich babe auch noch den Wunfch, daß er in ben anderen Beziehungen, über bie 
ich damals zu Tagen hatte, den Wunſchen der Bevolkerung mehr Rechnung tragen 
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möchte, und das war in Bezug anf den hohen Wildſtand im Taunus. ch hoffe, 
daß er fi auch in diefer Beziehung von der Berechtigung diefer Klagen überzeugt 
haben wird, und daß, was ich bisher noch nicht Tonftatiren kann, ich jedenfalls in 
der Zukunft Ionftatiren darf, daß auch in der Beziehung dem Beblrfnig der Be- 
völferung mehr Rechnung getragen wirb. 

Abgeordneter Schaffner: Deine Herren, ich kann mich den Ausführungen meines 
Kollegen Meyer (Riemsloh) nur anjhließen, daß auch bei uns das Bedürfniß und der 
Wunſch befteht, daß die Holzverfteigerungen nicht wie bisher in den betreffenden Wirtbs- 
häufern, fondern an Ort und Stelle im Walde ftattfinden mögen! Schon feit Jahren 
ift von feiten des Gewerbevereins diefer Wunfch geäußert worden, aber bis zur Stunde 
erfolglos geblieben! Ich fchließe mich der Anregung des Herm Kollegen Meyer ganz 
beſonders deshalb an, ba der Herr Minifter erflärt hat, die Wünfche müßten aus den 
einzelnen Gegenden an ihn herantreten, fie würden dann auch möglichft berũückſichtigt 
werden. Da id nun im Namen meines Wahlfreifes diefen Wunſch geäußert, hoffe 
ih nunmehr, daß demfelben auch entfprodhen und in ber ganzen Provinz; Naſſau 
allgemein werde demgemäß verfahren. 


Präfident: Die Diskuffion ift gefehloffen. Der Herr VBerichterftatter verzichtet. 
— Der Titel felbft ift nicht angefochten; er ift feftgeftellt. 

Wir gehen über zu Tit. 2. Das Wort hat ber Herr Berichterftatter. 

Berichterftatter v. Pappenheim⸗Liebennu: Deine Herren, Sie finden unter Zit. 2 
für Nebennugungen einen erheblichen Poften, nämlich 73000 Mark, eingefetst. Cs 
erfcheint das aber nur als eine Berfchiebung im Etat felbit, ba der Tit. 6, der dabei 
gefondert geführt wird, die Einnahme von Wiefenanlagen, bier aus praftifchen 
Rechnungsrückſichten in diefem Titel mit aufgenommen worden if. Es ift alſo that. 
fählih nur eine Mehreinnahme von 2000 Mark zu verzeichnen, die auf der Durd: 
ſchnittsberechnung der Iekten Jahre beruht. 


Bräfldent: Das Wort wird nicht weiter verlangt. Der Titel ift nicht angefochten; 
er ift feftgeftellt. 

Wir gehen über zu Tit. 3, — 4, — 5, — (6 und 7 fallen aus) — 8, (9 fallt 
aus) — 10. — Ich ſchließe die Diskuſſion und Tonftatire, daß die Titel bis inlluſive 
10 feftgeftellt find. 

Bei Tit. 11 hat das Wort der Herr Berichterftatter. 


Berihterftatter 9. Pappenheim-Biebenan: Bei Tit. 11: verjchiedene andere Ein- 
nahmen einfchließlich der zu erflattenden Befolbungen und Beſoldungsbeträge für 
Forftbeamte, welche lediglih im Intereſſe Dritter angeftellt find, wurde in der 
Kommiffion der Wunſch ausgefprochen, daß die Königliche Staatsregierung ſoweit 
irgend möglich, Beurlaubungen von Forſtbeamten, welche für Privatdienfte gewünſcht 
würden, vornehmen möge. Bei dem reichen Borrath von Forftauffehern ift es er 
wäünfcht, daß bdiefelben auch in diefer Art und Weiſe befhäftigt werben und auf ber 
andern Seite auch den Privativaldbefigern eine Erleichterung in ber Beſchaffung ihrer 
Beamten gewährt werde. 


Bräfident: Das Wort wird nicht verlangt. Der Titel ift feftgeftellt. 

Tit. 11a, — 1%, — 13, — ebenfalls feftgeftellt. Damit ift die Einnahme 
erledigt. 

Wir gehen fiber zu den dauernden Ausgaben. 
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Kap. 3 Tit. 1. Das Wort hat der Herr Berichterftatter. 

Berühterftatter v. Pappenheim- Liebenau: Bei Tit. 1 wird ein Forſtrath mehr 
verlangt für die Regierung in Köslin. Die Budgetkommiſſion empfiehlt Ihnen die 
Annahme diefes Poftens, da fie ſich von der Nothwendigkeit der Nenanfchaffung der 
Stelle überzeugt hat. 

Präfident: Das Wort hat der Abgeorbnete Kraufe (Waldenburg). — 

(Der Abgeordnete Kraufe ift nicht anmwefend.) 

Das Wort wird nicht verlangt. Der Titel ift nicht angefochten; er iſt be- 
willigt. 

Wir gehen über zu Tit. 2. Das Wort hat der Herr Berichterftatter. 

Berichterftatter v. Pappenheim- Liebenau: Bei Tit. 2 finden Sie 50800 Marf 
Mehrforderungen. Es find dieſe Bauptfächlic begründet durch die Errichtung von 
16 neuen Oberförfterftellen. Es ift ſchon feit Jahren feitens der Königlichen Forft- 
verwaltung und auch feitens der Budgetkommiſſion der Wunfch und das Beſtreben 
gewefen, die zu großen Oberförftereien zu theilen, um fie bei der fo viel intenfiveren 
modernen Forſwirthſchaft auch intenfiver unter die Aufficht der Oberförfter ftellen zu 
önnen. Sie finden bier 16 neue Stellen ausgebracht, die, tie gejagt, die Mehr- 
forderung von 50800 Mark begründen. Die Budgetlommiffion empfiehlt Ihnen die 
Annahme. 

PFräfident: Das Wort wird nicht verlangt; der Titel ift bewilligt. 

Wir gehen über zu Tit. 3a. — Der Titel ift bewilligt. 

Zu Tit. 3 bat da8 Wort der Herr Berichterftatter. 

Berichterftatter v. Pappenheim: Liebenau: Tit. 3, meine Herren, verlangt die 
Mittel zur Befoldung der Förfter, Nevierförfter u. ſ. w. Es ift aud) hier eine be- 
deutende Mehrforderung eingeftellt, da feitens der Königlichen Forftvermaltung beab- 
fihtigt wird, 126 neue Forftftellen mit einem Anfangsgehalt von je 1200 Mark zu 
ſchaffen. Wie Ihnen befannt if, Haben wir im Korftanwartsdienjt eine fehr bedeutende 
Ueberzahl von Beamten, und es ift deshalb außerordentlich erwünjcht, wenn das 
Bedirfniß nad) einer Schaffung von neuen Stellen gerade jetst befriedigt wird, damit 
von den fehr vielen Anmwärtern einige wenigftens in normale Gehaltsverhältniffe ein- 
rüden, d. h. definitiv angeftellt werden. Es wird fid) hierbei als nothwendig erweifen, 
die Gehalts: und Anftelungsverhältniffe der ſämmtlichen niederen Forſtbeamten einer 
Beſprechung zu unterziehen, und ich bitte den Herrn Präfidenten um die Erlaubniß, 
hier nicht nur über die Yörfter, fondern zugleich) auch über die Forftauffeher und 
Maldwärter referiren zu dürfen. 

Bräfident: Wenn fein Widerfprud) gegen diefen Vorſchlag des Herm Beridjt- 
erftatter8 erhoben wird — und das geſchieht nicht —, dann werden wir nad, feinem 
Vorſchlage verfahren. 

Berichterftatter v. Pappenheim-Liebenau: Wie Ihnen befannt it, nahm bei der 
vorjährigen Berathung des Forfletats die Diskuſſion über die Anftellungsverhältnifie 
unjerer Förfter, Foritauffeher und Waldwärter einen fehr breiten Raum ein. Bon 
allen Seiten wurde anertannt, daß bier dringend Abhilfe gefchaffen werben müßte, 
da zunäcft die Forftauffeher, alfo diejenigen, die die berechtigten Anwärter auf bie 
Förfterftellen find, außerordentlich fpät zur Anftellung kamen wegen allgemeiner Ueber- 
füllung der Karriere, auch in der Befoldung oder Vergütung ihrer Thätigleit kaum 
genügend hoch geftellt wären, um ben dringendften Lebensbebürfniffen gerecht werben 
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zu können. Diefem auf allen Seiten musgefprochenen Wunfſche ift nun ſeltens der 
Regierung Folge gegeben worden durch bie Erhöhung ber Zahl ber Forſterſtellen 
einerjeits in dem neuen Gutwärf, ber Ihnen bei Berathung bis Etats des Finan 
miniſtermms vorliegen wird. Ich darf das wohl hier vorwegnehmen und meittheilen, 
daß es fi darum handelt, die TFörfterftellen auf ein Gehalt von 1500 bis 1800 Hart 
zu bringen. Es entipricht das den Wänfchen, die für biefe Beamten im vorigen 
Sabre von allen Seiten als berechtigt anerlannt wurden. Es waren ben einzelnen 
Seiten fogar weitergehende Wünfche geäußert; im allgemeinen barf man aber an- 
nehmen, baß hiermit ben beredhtigten Anfprüchen auf die Dauer Genüge zw leiften 
iſt. Es kann dies umfjomehr angenommen \verden, da von diefen Stellen ein erheb- 
licher Theil noch eine Ertravergütung befommt durch das Syſtem ber Stellenzulagen. 
Sie finden auch bei der Berathung bes Etats des Finanzminiſteriums eine weſentliche 
Erhöhung ber Hierzu beftimmten Mittel, indem 2'/, Millionen hierzu mehr in Ans 
fiht genommen find. Bon diefen 2%, Millionen wird natürlich aud) ein Theil dazu 
verwendet iwerden, um in den Förfterftellen, infoweit fi) da bedeutende Ungleichheiten 
in den einzelnen Stellen befinden, diefe thunlichft auszugleichen. Es beſteht ſchon jeht 
die Ermächtigung, im Rahmen des Etats folche Stellenzulagen bis zu 300 Mart zu 
gewähren, und mit diefer Ermächtigung ericheint e8 ber Budgetlommiffion jet als 
ein gewiffer Abſchluß, der darin gefunden wird, daß die Beſoldungsverhältnifſe diefer 
Förfter nun tbatfächlich in befsiedigender Weife geregelt werden können. Immerhin 
bleiben noch Tebhafte Bedenken infofern, als «8 fih um bie Befriedigung dev Wünſche 
der Forſtaufſeher handelt. Es find in früheren Jahren feitens der Forfivermaltung 
ohne Beichränfung Anwärter angenommen worden, und infolgebefien bat fich eine 
große Ueberfüllung diefer Karriere herausgebildet. Schon feit einer Reihe von fahren 
ift auf Beranlaffurng des Herrn Minifters für Landwirthſchaft in diefer Beziehung 
Abhilfe gefchehen; es ift für alle Megieriingsbezirte feftgelegt, wieviele Anwärter über- 
“ Haupt nur angenommen werben dürfen, ind es ift zu erhoffen, daß in einer abſeh⸗ 
baren Reihe von Jahren ein Beharrungszuſtand erreicht wird, ber es ermöglicht, dak 
bie Forftauffeher in einem angemeſſenen Lebensalter zu definitiver Anftellung kommen 
werden. immerhin find vorläufig bier Noch große Schtvierigfeiten. Es ift leider 
nicht zu ändern, daß die Rente jet in einem Alter von 88, ja manchmal 40 Jahren 
zur Anftellung kommen, und es ift natürlich ein ſchwerer Uebelſtand, der nur in ber 
Ueberfüllung ber Karriere feine Erflärung findet, dem fi im Augenblid nicht ab- 
helfen Läßt. lm ihn nur einigermaßen erträglich zu machen, hat die Konigliche 
Staatsregierung auch für die Forftauffeher eine Aufbefferung ihrer Bezlige befchlofien, 
indem fie die Nemunerirung jebt für Forſtaufſeher uriter Kap. 2 Tit. 7 bis zu 
1200 Mark regulirt. Es wird auch hier wieder eine große Mehrforderung für 
diefen Zweck verlangt. Die Budgetfommifften iR der Anficht, daß auch dieſe Mebr- 
forderung durchaus berechtigt ift, und fchlägt ihnen vor, auch hier die Mehrforderung 
zu bewilligen. 

Die dritte Kategorie der Unterbeamten, die ſogenannten Walbwärter, zerfällt in 
zwei verſchiedene Kategorien: in ſolche, die voll beichäftigt find und in folche, die mur 
im Nebenamt befehäftigt werden, wo «3 fidy darum handelt, ganz feinen Walbparzellen 
den nöthigen Schutz angebeiben zu laffen, und bie Kleinheit diefer Parzellen doch nicht 
die Anftelung eines vollbeſchäftigten Beamten reditfertigt. Fur die dollbeſchäftigten 
Waldwarter befteht auch noch und if anzuerkennen ein Nothſtand. Es refrittirten 
ſich dieſe Leute früber aus ber Klaſſe AS der Forftanmwärter, bie ein nicht fo genfigendes 


Eramen maddten wie diejenigen, die mit dei Zeugniß A1 in die Forſtaufſeherſtellen 
einrfdten, und die infolgebeflen noch dazu verustheilt waren, ihr Leben lang in biefen 
Waldwärterftellen ftehen bleiben zu miüfien. Es war das aber eine natſtrliche Folge 
der Mmmals befolgten Grundfäte, indem man eben auch ein minderes Eramen noch 
zu einer gewiſſen Anſtellungsberechtigung zulleß. Man tft jetzt davon zurüdgelommen 
und ertdeilt das Zeugniß AZ überhaupt nicht mehr; es wird alfo in Zukunft biefe 
Kategorie von Waldwwärtern wegfallen, und die jet beftehenden Walbiwärter, bie 
Abrigens nicht mehr eine große Zahl darftelien, in ihren nicht zufriebenftellenben 
Berbältniffen daburch zum Theil zufriedengeflellt werden Tünnen, baß man aus bem 
Stellenzulagefonds ihnen gewiſſe Zulagen gewährt. Diejenigen Walbimärter, die im 
Nebenamt fungiren werben, werden ja and) in Zukunft beftehen bleiben, und bei 
ihnen wird ſich ja lediglich die Vergütung nach dem Anſpruch richten, ben bie Konig— 
liche Forſwerwaltung an ihre Thätigfeit beim Chun ihrer Wälder flellt. 

Die Bubgetlommiiffion flägt Ihnen vor, den Tit. 3, wie er bier ausgefetst ift, 
zu genehmigen und zugleich auch ben Wit. 7, der die Koften für bie Forſthilfsauffeher 
einfchließt und hofft, daß mit den neuen Beſtimmungen bed Gehalts nun auch die 
alte Zufriedenheit und die alte Schaffensfreubigkeit und die alte vielgeräihimte und 
vielgepriefene Disziplin unter den Schugbenmten wieder eintreten wird. Gie fehen, 
daß von allen Seiten für fie geforgt wird, foweit es irgendwie bie Mittel erlauben, 
und es ift wohl eine berechtigte Hoffnung, die ich als Meferent der Budgetlommilflon 
hier ausfprechen darf, daß wieder Zufriedenheit, Pflichttreue und Pflichtelfer in Ihre 
Kreiſe einkehren möge, inſoweit diefelbe etwa vermindert fein follte durch Einwirkungen 
von außen, bie vielleicht einen Schein von Berechtigung in ber Vergangenheit in ſich 
trugen. 

Bräfident: Durch) den vom Haufe gut geheißenen Vorſchlag des Herm Beridt- 
erftatters ift naturgemäß die Diskuffion über Tit. 7 mit eröffnet. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete de Witt (Mülheim). 

Abgeordneter de Witt (Mülheim): Meine Herren, aus den Worten des Herm 
Berichterftatters fowie aus dem Etat des Herrn Finanzminiſters haben wir erfreu- 
Iicherweife die Thatfache entnommen, daß feitens der Königlichen Staatsregierung der 
Vorſchlag gemacht wird, das Gehalt der Königlichen Förfter zu erhöhen. Zweifellos 
wird diefer Vorſchlag auf allen Seiten des Haufes freudigen Widerhalf finden und 
gerne angenommen worden; denn eine materielle Aufbefjerung ift unjeren Grünröden, 
die einen ſehr aufreibenden und auch gefahrvollen Dienft zu verrichten haben, wohl 
zu gönnen. Denn „im Wald und auf der Heide“ ift nicht lauter Freude zu finden, 
fondern manchmal auch ein jäher Tod, herbeigeführt durch die tüdifche Kugel eines 
Wilderers. 

Meine Herren, gleichwohl bin ich genöthigt, einige Kleine, ganz beſcheidene Wünfche 
zu äußern, und zwar namentlich mit Rüdfiht auf die Lage der Förſter im Re— 
gierungsbezirt Köln. Dieſe befinden fi) ihren Kollegen aus dem Often gegenüber in 
einer verhältnißmäßig fehr unglüinfligen Lage, hervorgerufen durch den Umftand, daß 
im Negierungsbezirt Köln eine mächtige Induftrie nicht nur in den Städten berricht, 
fondern auch einen großen Einfluß auf die Lebensverhältniffe auf dein Lande geltend 
macht, einen Einfluß, durd; den fämmtlidhe Lebensverhältniffe außerordentlich ver- 
thenert werden und das insbeſondere auch zum Nachtheil ber Förfter. Es wird ber 
Vorſchlag gemacht aus dem Kreife von Forftbeamten, um dieſem lebefftande abzu- 
helfen und der Ungleichheit zu fteuern, die ſich daraus für die Yorfibeamten bes 
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Weſtens und Oſtens ergiebt, eine Theuerungszulage zu gewähren, und ich moͤchte den 
‚Herrn Landwirthſchaftsminiſter bitten, diefen Gedanken in eine freundliche Erwägung 
ziehen zu wollen. 

Zweitens wird vielfad) die Klage geäußert, daß bie Dienſtlandpacht ſtellenweiſe 
zu hoch fei — ich fage nicht überall — und diefe Klage hängt ja wohl zufammen 
mit der Klage über ungenügenbe Rentabilität der Landwirthſchaft im allgemeinen, 
eine Klage, deren Beredtigung id nicht in Abrede fellen wi. SBielleiht Tieße fh 
aber diefem Umftande abhelfen, wenn der Herr Landwirthichaftsminifter fein Augen 
mert darauf richten wollte, daß wenigftens bei fünftigen Verträgen bzo. Anfellungen 
eine Ermäßigung des Pachtzinſes eintrete, 

Dann drittens, meine Herren, wird in den Kreifen ber Förfter auch der Wunſch 
geäußert, daß ihnen die Wahl frei geftellt werde, das fogenannte Freibrennholz in 
natura zu erhalten oder aber die betrefienbe Geldentſchädigung, und dieſer Wunid 
wird erflärlih duch den Umftand, daß das fogenannte Freibrennholz mandmal 
Berbungstoften von 140 Mark verurſacht, ein Umftand, der den Begriff des Freie 
brennholzes denn doch einigermaßen zu alteriren geeignet ift. 

Bern id) ſchließlich den Wunſch äußere, daß auch ben Förflern eine Heine 
Dienſtaufwandsentſchädigung zu Theil wird, fo bin ic) bereit® am Ende meiner Aus 
führungen angelangt. Ich meine, was ben höheren und beffer gefiellten Beamten 
recht ift, follte den Forſiern nicht unbillig fein. Man follte auch ihnen eine Meine 
Dienſtaufwandsentſchädigung gewähren für den Verbrauch an Utenfilien und für den 
Verbrauch ihrer Schußwaffen, wie das auch bei den Schutzleuten der Fall ift. 

Ich bin mit meinen Ausführungen zu Ende. Ich habe mich, abfichtlich fo kurz 
gefaßt, damit der Etat noch vor dem 1. April zu Stande kommt, 

(Heiterkeit) 
und will meine furzen Ausführungen ſchließen mit der Bitte an den Herrn Lande 
wirtöfehaftsminifter: 
Si quid novisti rectius istis, 
Candidus imperti! Si non, his utere mecum! 


sgeorbneter Freiherr v. Wangenheim: Meine Herren, id) habe ebenfalls noch 
r Meine Wunſche der Forfibeamten vorzutragen. Ich erfenne fehr gern an, 
ven Theil der Winfce Rechnung getragen it durch bie Gebaltserhöhungen, 
im Etat vorgefehen find; id muß aber befennen, id; hätte, und zwar im 
iz zu meinem Herrn Vorredner gewünfcht, daß dieſe Gehaltserhöhungen etwas 
er ausgefallen wären ſowohl bezüglich des Anfangs. wie auch des Minimal- 


U den Einfünften ber Förfter figurirt immer ſehr wefentfid das Einfommen 
m Dienftlande. Das if heute ein ganz außerordentlich zweifelhafter Werth für 


eamten. 

(Sehr richtig!) 
rade unjre Forſtbeamten leiden ganz beſonders unter der Leutenoth, die auf 
nde befteht. Wir befommen fchon in unfern Dörfern und auf den Gütern 
ute mehr; der Förfter, der in der Einſamteit fitt, Friegt aber noch ſchwerer 
und Mädden; denn diefen ift es da viel zu langweilig, dieſe wollen Ber- 
haben. 


Dann ift für die Förſter, die weiter von ben Ortfchaften wohnen, die Erziehung 
der Kinder eine ſehr fchwere Sache. Ich Tenne eine jehr große Anzahl von Föorſtern, 
welche gezwungen find, für die nothdürftige Erziehung ihrer Kinder Erzieher ober 
Hausiehrer anzunehmen. Das find übermäßige Ausgaben für biefe Beamten, die fie 
mit ihrem Gehalt eigentlich nicht vereinbaren Tönnen. Ich fürchte, daß es nicht 
möglich ift, jeßt noch eine weitere Erhöhung ihrer Gehälter herbeizuführen, aber ich 
möchte den Herrn Minifter dringend bitten, bie Sache ins Auge zu faffen und an 
denjenigen Stellen, wo diefe Uebelftände fich befonders bemerkbar machen, durch erhöhte 
Stellenzulagen den ſchwerſten Uebelftänden abzubelfen. Ich glaube, es ift wohl geeignet, 
mit diefem Fonds hier einzutreten, und ich möchte bitten, daß derfelbe in Zukunft 
reicher als bisher dotirt wird. 

Dann noch ein kurzes Wort über die Waldwärter, welche aus der Jägerklaſſe 
A II hervorgegangen find. in befcheidener Wunſch diefer Beamten ift der, den 
FZörftern darin gleich geftellt zu werden, daß die Tyeuerung ihnen auf das penfions- 
fähige Einkommen angeredynet wird. Ein Theil diefer Beamten it, wie der Herr 
Berichterftatter hervorgehoben hat, heute noch unverhältnißmäßig ſchlecht geftellt. Mir 
Tiegt eine Denkſchrift vor, in welcher der Betreffende ausgeführt, daß er nad) 26 jähriger 
Dienftzeit ein Gehalt von 750 Mark habe. Ich glaube, e8 wird allgemein anerkannt 
werden, daß es für einen Mann nicht möglich ift, mit feiner Familie Davon zu leben. 

Ich will hiermit fchließen. Sch Hoffe, daß das Wohlmwollen, das nicht bloß von 
der Königlichen Staatsregierung, fondern auch in biefem Hohen Haufe für die Forſt⸗ 
beamten gezeigt ift, anbauern wird, und id) fchließe die dringende Bitte daran, den 
Uebelſtänden, die auf biefem Gebiet fich weiter zeigen, rechtzeitig abzuhelfen; denn 
wir haben in unferem Forftperfonal ein fo vorzügliches und ausgezeichnetes Diaterial, 
daß wir alles daran ſetzen müffen, uns diefe allererfte Klaffe von Beanıten zu erhalten. 

(Lebhafter Beifall.) 

Regierungstommiffer Lanbdforftmeifter Waechter: Meine Herren, id kann zu 
meiner Freude Tonftatiren, daß bie Wünfche ber beiden Herren Vorredner ſchon ihrer 
Erfüllung entgegen gehen. Was zunächft den Wunſch des Herrn Abgeordneten de Witt 
betrifft, ven Forſtbeamten der Rheinprovinz Theuerungszulagen zu geben, und — um 
dies gleich zu verbinden, — den anderen Wunſch, den Förftern, die abgelegen wohnen 
oder unter erjchwerenden Umftänden mit ihrer Wirthſchaft zu kämpfen haben, dafür 
Bergünftigungen zu gewähren, fo bemerfe ich, daß gerade die Stellenzulagen dazu 
dienen, derartige Unterfchiede auszugleihen. Es wird von Zeit zu Zeit geprüft, 
inwieweit Beranlafjung vorliegt, dieſe Stellenzulagen zu verändern. Ebenſo wird 
das Dienftländereinutgungsgeld, das Herr Abgeordneter de Witt zum Theil für zu hoch 
hält, von Zeit zu Zeit regulirt; ich möchte aber bemerken, daß die Nutungsgelder 
gegenüber den anderen Pachtgeldern, die für landwirthſchaftlich genutzte Flächen bei 
der Forftverwaltung einfommen, doc kaum zu hoch angefettt find. Im Durchſchnitt 
tommt nämlich für verpacdhtete Grundftäde eine Pacht von 26,30 Marl pro Heltar 
auf, für Dienftländereien nur 9,50 Mark. Ueberdies werden die Dienftländereien aus 
den befjeren Flächen genommen. Wir find aber fortgefetst bemüht, die Nutzungsgelder 
den Berhältniffen angemeflen zu regeln. 

Was den von Herrn dv. Wangenheim ausgejprochenen Wunſch betrifft, den Wald- 
wärtern ber Klaſſe A2 den Werth bes freien Brennholzes bei der Penfionirung an⸗ 
zurechnen, fo wird diefer Wunſch in Erwägung gezogen und ihn, wenn es irgend 
möglid) iſt, Rechnung getragen werben. (Lebhafter Beifall.) 

Jahrb. d. Preuß. Forft- u. Jagdgeſetzg. XXXI. 
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Abgeordneter Beinhauer: Weine Herren, es hat in betheiligten Kreiſen große 
Freude erregt, baß bie Gehälter ber Yörfter aufgebeffert find; ich möchte aber Bitten, 
daß man ihmen damit nicht die Hoffnung raubt, jemals wieder eine weitere Auf⸗ 
befferung erwarten zu birfen. Die Forſter erhalten ihre Stellen erſt iu bößeren 
Alter und erreichen fehr langſam ihr Höchftgehalt, manchmal erſt bauın, wenn ihnen 
ſchon die Penfionirung zu Theil wird. Die Förfter Haben einen anhaltend ſchweren 
Dienſt; fie find im Winter beim Holgfchlagen, im Fruhjahr und Sommer bei den 
Kulturen Wind und Wetter ausgefeht und ben ganzen Tag über von ihrer Familie 
fern und baburd oft zu Wusgaben genöthigt. Die Förfter find wohlgeichulte Mit- 
verwalter des in den Waldungen beftehenden NRationalverndgens, ihren Vorgeſetzten 
treu ergeben, und um diefe Treue zu lohnen, verdienen fie auch das Wohlwollen ihrer 
vorgefeten Behoͤrden. 

Ich ſchließe mich den Ausführungen des Herm von Wangenheim in dieſem Smue 
an und bitte die Hohe Staatsregierung, den Förftern doch auch fernerbin ihr Wohl⸗ 
wollen zu bewahren und treue Dienfte alle Zeit mit Auszeichnung zu lohnen. 

(Bravo!) 

PBräfident: Die Diskuffion iſt geſchloſſen. Tit.3 und Tit.7 find bewilligt. 

Wir gehen über zu Tit. 4, — 5, — 6, — 8, — 9, — 9a, — 9b, — 9c, 
— 10, — 11, — 12, — 12a, — 13, — 14, — 15, — 16, — 17. Ich ſtelle 
feft, daß biefe Titel bewilligt find. 

Zu Tit. 18 hat das Wort der Herr Berichterftatter. 


Berichterftatter v. Pappenheim- Liebenau: Meine Herren, bei Zit. 18 werben 
100000 Dart mehr verlangt zur Unterhaltung und zum Neubau der öffentlichen 
Wege und zur Gewährung von Beiträgen zur Herftellung folder Wege innerhalb ber 
Forſten. Bei der Berathung über die Einnahme wies die Königliche Staatsregierung 
darauf hin, daß die Einnahme aus Forftprodukten dauernd im Steigen begriffen fei, 
befonber8 infolge der in den legten Jahren herrſchenden glüdlichen und günfligen 
Konjunktur in den SHolzpreifen, und daß diefe dauernde Steigerung in erfter Linie 
mit zu verdanken fei dem Ausbau der Wege innerhalb der königlichen Forſten. Ce 
ericheint ganz natürlich, daß, je beffer für Abfuhr geforgt wird, defto höher auch die 
Preife fein werden, bie in den einzelnen Revieren erzielt werden. Deshalb ift wohl 
‚tein Geld fo nützlich und rentabel angelegt wie das zum Ausbau eines normalen 
Wegenetzes innerhalb der Königlichen Yoriten. Die Budgetlommiffion beantragt daher 
auch bier, diefe 100000 Mark mehr zu diefem Bivede zu bewilligen. 

Bräfivent: Das Wort wird nicht verlangt, der Titel ift nicht augefochten, er iX 
bewilligt. 

Wir gehen über zu Tit. 19. Das Wort hat der Herr Bericterflatter. 

Bericterftatter u. Pappenheim⸗Liebenau: Sie finden bei Tit. 19 aus demfelben 
Grunde eine Mehrforderung von 50000 Marl, welche die Berfehrsverhältuiffe im der 
Richtung günftig beeinfluffen werden. 

Bräfldent: Das Wort wird nicht verlangt, ber Titel ift bewilligt. 

Wir gehen über zu Tit. 20. — Das Wort wird nicht verlangt, der Titel iR 
nicht angefochten; ich fonftatire, daß Zit. 20 bewilligt ift. 

Wir gehen über zu Tit. 21. Der Herr Berichterflatter hat das Wort. 

Berichterftatter v. Pappenheim⸗Liebenau: Bei Tit. 21 werden 23500 Maıt 
mehr verlangt zu Forſtkulturen, zur Erziehung von Pflanzen zum Verkauf u. f. m. 
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Beſonders erſcheint es nothwendig, die Mittel für bie Forſtlulturen moglichſt reichlich 
bereit zu ſiellen, ba es ber Koniglichen Forfiverwaltung nicht gelungen iſt, im Laufe 
ber legten Jahre Schritt zu balten mit der Neuanlage von Kultuven bei den be- 
deutenden Anfäufen von Deblänbereien und ben bebeutenden Abforſtungen. Es twurbe 
bei diefer Gelegenheit mitgetheilt, daß 65000 ha noch ber Kultur warteten, und daß 
bie Königliche Forſtverwaltung die Abficht habe, in ber nächſten Beit ganz befonbers 
energifch mit der Neukultivirung von Oedflächen und Wieberanfforftungen vorzugehen. 
Es rechtfertigt fi) daher auch wohl Bier eine Mehreinftelung won Mittelu. 

Bas ferner die Erziehung von Pflanzen zum Berlauf u. f. w. anlangt, fo iR 
e3 wohl unzweifelhaft bie Aufgabe der Königlichen Forſtverwaltung, nicht bloß auf 
eine befriedigende Rentabilität ber Königlichen Forſten zu fehen, fondern auch weiter- 
bin im nationalölonomifchen Inteveffe auch für die Wälder der Gemeinden und 
Privaten zu forgen, foweit das irgendwie möglich if. Und fo ift e8 von jeher eine 
Furſorge der Königlichen Yorftverwaltung gewefen, foweit als möglich das Bedurfniß 
von Pflanzen zu Neuanforftungen zu bedien, und Sie finden auch bier wieder bie 
Mittel zur Erziehung folder Pflanzen verlangt. 

Die Kommiffion fchlägt Ihnen vor, auch diefen Titel zu bewilligen. 


Prafident: Das Wort wird nicht verlangt, der Titel iR bewilligt. 

Wir gehen über zu Tit. 22. — Derfelde ift bewilligt. 

Wir gehen über zu Zit. 28. Der Herr Berichterfiatter hat das Wort. 

Berichterfintter v. Bappenheim- Liebenau: Bei den Betriebsloſten für Torf⸗ 
gräbereien wurde bie Königlihe Forſtwerwaltung befonders erjucht, ihr Augenmert 
darauf zu richten, für den Fall, daß die Lanbwirthichaft ſtroharme Jahre zu erwarten 
hätte, diefe Torfgräbereien möglichft auszunugen, um das Bebürfniß an Streumaterinl 
innerhalb der Landmwirtbichaft zu decken, und die Unfprücde, die fonft fo oft an die 
Waldftreu gerichtet werden, moͤglichſt hintanzubalten, da mit ber Einnahme von Wald- 
firen immer eine gewiffe Beraubung der Forften Hand in Hand geht. 

Bräfldent: Das Wort wird nicht weiter verlangt, ber Titel ift bewilligt. 

Wir gehen über zu Tit. 24, — (25 und 26 fallen aus), 27, — (28 fällt ans), 
29, — 80, — Bl, — 32, — 88, — 34, — 85. — Rap. 2 ift bewilligt. 

Wir gehen über zu Kap. 3. Tit. I, — 2, — 3, — 4, — 5, — 68, — 7, — 
8. — Kap. 3 ift bewilligt. 

Bir gehen über zu Kap. 4. Tit. 1, — 2, — 2a, — 3, — 4 — 5. — Die 
Titel von 1 bis 5 find bewilligt. 

Der Herr Berichterftatter ſchlägt vor, Tit. 6 dieſes Kapitels und Tit. 2 des 
Rap. 11 der einmaligen und außerordentlihen Ausgaben zufammen zu diskutiren. — 
Dagegen erhebt ſich fein Widerſpruch. 

Ich erdffne alfo die Diskuffion über diefe beiden Titel. Der Herr Berichterftatter 
hat dns Wort. 


Berichterftatter u. PBappenheim- Liebenau: Es werben in dieſen beiden Titeln 
rund 3%, Millionen zum Anlauf von Grunbftüden für die Forſtverwaltung verlangt. 
Es wurde innerhalb ber Budgetlommiffion eine eingehende Diskuffion darüber gepflogen, 
ob es ſich augenblicklich, da noch fo viele Länder der Aufforftung barrten, empfehle, 
mit den Antäufen energifch vorzugehen, ja biejelben noch fo bedeutend zu fleigern, wie 
e8 Ahnen bier vorgefchlagen wird. Andererſeits wurde aber doch die Einftellung biefer 
Mittel und die Bewilligung derfelben empfohlen, da gerade augenblidlid, in der Bes 
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ziehung eine anßerorbentlich Tünftige Konjunktur beſteht. Es ift unzweifelhaft, daB 
bei der augenblidlichen ſchwierigen Lage ber Landwirtbfchaft fich nad und nach immer 
mehr berausftellt, daß große Flächen, die bisher Ianbwirthichaftlich benutzt find, dies 
nicht mehr rentabel erfcheinen Laffen, und e8 deswegen wünfcdhenswerth if, ba bie- 
felben zur Waldlultur herangezogen werden. Es ift aber in verfchiedenen Fällen ben 
Landwirthen eben auch mit Nüdficht auf die augenblidliche Lage der Landwirthſchaft 
nicht möglich, ſolche Flächen aufzuforften, und andererfeits fommt ein für fie tet 
liegendes Kapital ihrer Wirthſchaftsführung anßerordentlich zu gute, wenn es ıihmen 
eben möglich ift, foldhe Flächen zu einem einigermaßen entſprechenden Preiſe zu ver- 
wertben. 

Es erichien deshalb der Budgetlommiffton wünjchenswerth, auch bier wieder reiche 
Mittel einzuftellen, um die Aufforftung im allgemeinen und beſonders auch für den Staat 
hier zu unterftüken. Es werden ja aus diefen Mitteln auch zugleich Aufforftungen 
innerhalb des bisherigen Beſitzes ſchon vorgenommen, und es bleibt deshalb ber 
Königliden Staatsregierung unbenommen, wenn fie bie Mittel nicht ganz zum Anlauf 
verwendet, fie auch zum Theil zu einer energifchen Förderung ber Aufforftung inner 
halb ihres bisherigen Beſitzes zu verwenden. 


Abgeordneter v. Arnim: Meine Herren, e8 wird bei biefen beiden Ziteln zu- 
ſammen die Summe von 3450000 Dark zum Anlanf von Grundftüden behufs Auf- 
forftung gefordert. Sie finden bei Kap. 4 Tit. 6 einen Bermerk, welcher lautet: 

Die zur Berftärkung des Kulturfonds (Kap. 2 Tit. 21) erforderlidden Be⸗ 

träge lünnen aus diefem Fonds entnommen werden. 
Meine Herren, ich finde hierin eine nicht ganz richtige Handlungsiveife der Forſtver⸗ 
waltung im engeren und ber Königlichen Staatsregierfing im weiteren Sinne. Die 
Summen, die bier unter biefen beiden Titeln ansgeworfen finb, deren Betrag id 
Ihnen mit etwa 3'/, Millionen genannt babe, find doch beſtimmt zum Anlauf von 
fogenannten Wüftungen oder Debländereien behufs Aufforftung. Wir haben aber in 
der Budgetlommiffion ermittelt, daß diefe Summen nicht ausichließlih zum Ankauf 
von Debländereien vermandt find, fondern auch zur Aufforftung. 

Nun will ich nichts dagegen haben, wenn die im &rtraorbinarium geforderte 
Summe auf) mit zur Aufforftung von Oedländereien verwandt wird, bie zum Zwecke 
der Aufforftung gelauft werden. Es fcheint mir aber nicht richtig, daB aus diefen 
Geldern Mittel flüffig gemacht werden zur Aufforſtung von abgeholzten Flächen. 
Wenn das gefhieht — und das gefchieht in ziemlich weitem Maße —, fo kürzt das 
diejenigen Mittel, welche eben zum Anlauf von Dedländereien beftimmt find, aljo zur 
Befriedigung bes Zwedes, zu welchem ber Landtag dieje Mittel bewilligt. Es wurde 
uns gejagt, daß eben bie Verwendung von Mitteln aus diefem Fonds zur Aufforftung 
von bereits abgeholzten TForftflädhen auf den Wunfch des Finanzminiſters geichäbe. 
Meine Herren, ih) für meine Perfon muß dagegen Einſpruch erheben; denn bie 
Summen, bie wir bewilligen zu beftimmten im Etat ausgemworfenen Zweden, müffen 
auch zu diejen Zwecken verwendet werben. 

(Sehr richtig! rechts.) 
IH möchte hiermit an die Königliche Staatsregierung und an ben Herrn Lan 
—Wwirthſchaftsminiſter in erfter Meihe die Bitte richten, in Zulunft wenigfiens darauf zu 
na, daß Summen, welche zum Anlauf und zur Aufforftung von Dedländereien im 
ausgervorfen werden, aud nur zu diefem Zwede verwandt werden und nicht 
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zur Aufforſtung bereits früher mit Wald beſtandener Flächen. Ich bin der Meinung, 
daß das eine nicht richtige Anwendung derjenigen Zwecke iſt, welche etatsmäßig 
feftgelegt werden. Es werden nicht nur die Summen feflgelegt, fondern auch 
die Zwecke. 

Regierungsfommiffar Geheimer Oberfinanzrathd Havenftein: Deine Herren, nur 
ein paar Worte zur Ermwiderung auf die Ausführungen, die Herr v. Arnim eben 
gemacht bat. Ich kann doch nicht zugeben, daß feine Ausführungen zutreffend find, 
und daß die Berwendbungen, wie fie bisher beim Ankaufsfonds nicht nur für Oed⸗ 
ländereien, fondern zur allgemeinen Ergänzung des Forſtkulturfonds ftattgefunden 
haben, der Abficht bei Einftellung diefer Fonds und ihrem etatSmäßigen Verwendungs⸗ 
zwed nicht entfprechen. ch darf hinzufügen, daß auch der Herr Landwirthichafts- 
minifter biefer Meinung des Herrn Finanzminifters beitritt. Der Forftlulturfonds 
dient nicht bloß zur Aufforftung der neu angefauften Debländereien, fondern auch 
zur Kultur unjerer geſammten Forſten, zur Schaffung und Erhaltung diefer Forſten 
als werbendes Bermögen. Das ift der gemeinfame Zweck aller diefer Aufforftungen 
und Kulturen und ebenfo der gemeinfame Zweck diefed Kultur und Anlaufsfonds. 
Dementſprechend ift der Ergänzungsvpermer? ganz allgemein dahin gefaßt, daß bie zur 
Berftärfung des Kulturfonds, alſo desjenigen Fonds, welcher der gefammten Kultur 
unferer Forſten dient, erforderlichen Beträge aus dem Ankaufsfonds genommen werden 
können. Daß bas der Sinn des Ergänzungsvermerts und daß daher die allgemeine 
Ergänzung des Kultur- aus dem Anlaufsfonds etatsrechtlich zuläffig iſt, ift unzweifel- 
haft. So ift auch Jahrzehnte fang verfahren worden, und ich darf hinzufügen, 
praftifch ift e8 gar nicht anders möglich. In derfelben Oberförfterei liegen 200 ha 
Dedland neben 200 ha alter Blöße. Die Oberförfterei legt für beide einen Pilanz- 
tamp an, muß für beide Sämlinge anfaufen, die beiden gemeinfamen Wege bauen 
und unterhalten. Eine rechnungsmäßige Trennung diefer wie faſt aller anderen 
Betriebsausgaben ift fachlich wie zeitlich undenfbar bei diefen VBerhältniffen. Ich bitte 
deswegen, e8 rubig bei derjenigen Uebung zu belaffen, bie dem Etatsvermerk entfpricht, 
die Jahrzehnte lang geubt und von der Rechnungskommiſſion des Hohen Haufes ge- 
billigt worden ift, und die dahin geht, daß der Anfaufsfonds der allgemeinen Ergänzung 
Des Forfilulturfonds zu dienen hat. 

Bräfident: Die Diskuffion ift gefchloffen; die beiden Titel find bewilligt. 

Wir gehen über zu den Einmaligen und außerorbdentliden Ausgaben, 
von welchen ſchon ein Titel bewilligt ift. 

Kap. 11 Zit. 1. Der Titel it bewilligt. 

Zu Tit. 3 hat das Wort der Herr VBerichterflatter. 


Berichterfiatter v. Pappenbeim- Liebenau: Zu Tit. 3 werden neu verlangt 
50000 Mark zur Melioration von Moor» und Wiefenflähen. Es bat ſich beraus- 
geftellt, daß die bisher zu biefem Zweck verwendeten Mittel fich außerordentlich gut 
verzinft haben. Es bat fi) eine Berzinfung bis zu 10%, der aufgemendeten Mittel 
herausrechnen lafien, und es ift deshalb erwünfcht, daß in dieſer Beziehung energifcher 
vorgegangen wird und mehr Mittel zur Dispofition geftellt werden. Die Budget- 
tommiffion fhlägt Ihnen vor, den Titel, wie er eingeftellt if, mit 200000 Mark zu 
bewilligen. 

Bräfldent: Das Wort wird nicht verlangt; der Titel iſt bewilligt. 

Zu Tit. 4 hat das Wort der Herr Berichterftatter. 
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Berichterflatter v. Pappenheim⸗Liebenan: Zu Tit. 4 iſt zu bemerfen, daß wie 
im Borjahr 00000 Mark eingeftellt find zur Betheiligung an Kleinbahnen, obgleich 
dazu mit der Beit ein ziemlich bedeutender Fonds angefammelt if. Wie in Tit. 4 
bemerkt ift, können die am Jahresſchluß verbleibenden Beſtände im folgenden Jahre 
Berwenbung finden. Zum Bedauern der Königlichen Staatsregierung hat bis jetzt 
diefer Fonds noch nicht fo in Anfpruc "genommen werben Tönen, wie es wohl 
wünfchenswerth erfchien, weil die ganze Entwidelung in diefer Beziehung noch zu fehr 
zuräcgeblieben if. Man erhofft, daß im nächſten Jahre eine lebhaftere Entwidelung 
des Kleinbahnmwefens zu erwarten fein wird, und bittet Sie, auch Hier wieder 
200 000 Mark einzuftellen. 


Bräfident: Das Wort wird nicht verlangt, ber Titel nicht angefochten, — er if 
bewilligt. 
Ich gehe über zu Tit. 5. Das Wort bat der Herr Berichterftatter. 


Berichterftatter 9. Pappenheim-Liebenau: In Tit. 5 werden 30000 Mark mehr 
verlangt zur Errichtung von Inſthäuſern. Die Erfahrungen, die in diefer Beziehung 
gemacht find, laffen es mwünfchenswerth erfcheinen, damit weiter vorzugehen und ins 
befondere in den Provinzen Oft- und Weftpreußen, Bofen und Schlefien in größerem 
Umfange Inſthäuſer auszuführen. Im Gegenfats zur Domänenverwaltung, wo mehr 
Bierfamilienhäufer gebaut werben, werben von der Königlichen Forſtwverwaltung bie 
Zweifamilienhäufer in Bau gegeben und haben fich bis jetst außerordentlich bewährt, 
um einen feßhaften Arbeiterftand für die Forftverwaltung zu erzielen. 


Bräfldent: Das Wort mwirb weiter nicht verlangt, der Titel it bewilligt. 
Zu Tit. 6 bat das Wort ber Herr Berichterftatter. 


Berichterfiatter u. Pappenbeim- Liebenau: Die forftfistalifche Schleufe bei Gus- 
zianla im Regierungsbezirt Gumbinnen bat fi) als vollftändig baufällig heransgefteflt. 
Dei der technifchen Prüfung ergab fid), daß es wunſchenswerth wäre, fie in maſſwer 
Ausführung wieberberzuftellen, da bei einer Holzausführung fehr bedeutende Stepare- 
turen nicht zu vermeiden find. Es wird bier eine erfte Rate von 100000 Meat 
gefordert; im ganzen werden 205 000 Markt zum Umbau biefer Schleufe erforderlich 
fein. Die Budgetlommiffion ſchlägt Ihnen die Bewilligung diefes Poſtens vor. 


Bräfident: Das Wort wird nicht verlangt, — der Titel it bewilligt. 

Ich gehe über zu Zit. 7. Der Herr Berichterftatter hat das Wort. 

Berichterftatter dv. Bappenbeim-Biebenau: In Zit. 7 werden zum Aufbau eines 
großen Logir- und Speifehaufes auf dem Stutenhaus in ber Oberförfterei Erlau im 
Regierungsbezirt Erfurt 70000 Mark verlangt. Eine Verzinfung ift zu erwarten, 
ba der betreffende Wirth der dortigen Wirthichaft fich bereit erflärt hat, diefelbe außer 
jeiner bisherigen Pacht zu leiften. 

Präfident: Auch Tit. 7 ift bewilligt und damit ber Etat der Forſtverwaltung 
in Ordinarium und Ertraordinarium erledigt. 
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C. 28. Sitzung am 24. Februar 1899. 
(Etat des Finanzminifteriums.) 


Gehaltsaufbeſſerung der Förſter. 


Vizepräſident Dr. Kraufe (Königsberg): Ich eröffne die Beſprechung über Nr. 6. 
Das Wort hat der Abgeordnete Horn. 

Abgeordneter Horn: Meine Herren, wenn aud) ein großer Theil meiner politie 
ſchen Freunde mit der Gehaltsaufbefferung der Yörfter, wie fie in der Befoldungs- 
vorlage vorgefehen if, nicht ganz einverftanden ift, und wir deshalb die Befoldungs- 
vorlage als abgefchloffen nicht betrachten können, fo begrüßen wir doch mit großer 
Freude, daß die Königliche Staatsregierung Rang- und Gehaltsverhältniffe der Förſter 
in den legten Jahren aufgebeffert hat. Es wird dieſes mit dazu beitragen, die 
Berufsfreudigfeit der Förfter zu heben, und ihnen ein Anfporm fein, ihrem fchönen 
Beruf mit erneutem Dienfteifer obzuliegen und ſich dadurd die Anerfennung ihrer 
Borgefetten zu bewahren. 

Ich möchte an diefer Stelle bie Förfter, die ſich auf allen Seiten des Hohen 
Haufes der größten Sympathie erfreuen, doch davor warnen, ihre Gehaltsverhältniffe 
nicht mit denjenigen anderer Beamten zu vergleichen, die im Gehalt günftiger ſtehen, 
3. 8. wie e8 vielfach gefchehen ift, mit den Lolomotivführern. Es wirb dabei viel zu 
wenig in Betracht gezogen, daß diefe Beamten eine jehr verantwortungsvolle Stellung 
haben, ihr Beruf fie ſehr leicht mit dem Strafgeſetzbuch in Konflift bringen kann, 
und der anftrengende Dienft, den die Lolomotivführer auszuführen haben. 

In ben Motiven der Befoldungsvorlage ift darauf hingewieſen, daß den Förſtern 
bei der Penflonirung das freie Brennholz mit 75.M. zur Anrechnung gelangt. Ich 
möchte dabei erwähnen, daß die Förfter die Werbungskoſten des Brennholzes felbft 
bezahlen, und daß durch das fehr theure Fuhrlohn das Brennholz dem Körfter oft 
nicht fehr billig zu ftehen fommt. In den Motiven ift ferner auch auf die Ländereien 
bingewiefen, welche der Förſter erhält. Bei der Berathung des Forftetats ift fchon 
von anderer Seite darauf bingewiefen, eine wie zweifelhafte Zugabe diefe Ländereien 
in kleinem Umfange für den Förfter find. 

Meine Herren, wenn Sie bedenfen, daß der Förfter nicht in der Lage ift, in 
feiner Stellung als Oberjäger, als Forflaufieher, ſich Erfparniffe zu machen, fo 
fönnen Sie fi in bie nicht beneidenswerthe Tage eines Förſters hinein verfegen, der 
Dienftländereien erhält, zu welchen er noch das nöthige Inventar befchaffen oder von 
feinem Borgänger meift baar übernehmen muß. Woher bekommt der Förſter denn 
das Gelb? Er leiht folches und zahlt lange Jahre hindurch an den Schulden ab. 
Sehr oft ftehen die Förſterwittwen unter dem Drude diefer Abzahlungen. Es find 
deshalb die Dienflländereien, wie ich das im vorigen Jahr fchon ausgeführt babe, 
eine Duelle großer Sorge fiir die Förfter, da die Landwirthichaft, in Heinerem Um- 
fange betrieben, meiftentheils nicht mit Nuten, fondern mit Schaden betrieben wird. 

Im vorigen Jahre habe ich auf die VBerfchiedenheit der Förfterftellen hingewieſen. 
Ich möchte die Königliche Staatsregierung wieder darauf aufmerkſam machen, doc 
in Erwägung zu ziehen, ob nicht durch ‚größere Verwendung der Stellenzulagen die 
bier herrfchenden Ungleichheiten befeitigt werden fünnen, Meine Herren, bei ber 
Berathung des Forftetat3 im vorigen Jahre ift vom Regierungstiich auf die Wochen⸗ 
fchrift für preußifche Förfter hingewiefen worden, durch weldhe die Disziplin gelodert 
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und die Unzufriedenheit in dieſen Kreiſen geſchürt würde. Ich will zugeben, daß in 
der Wochenfchrift für deutſche Förfter einige Artikel geftanden haben, die in braftifcher, 
durchaus unzuläffiger Weife die Gehaltsverhältniffe der Foͤrſter gefchildert haben; ih 
ftehe in biefer Beziehung vollftändig auf dem Standpunkt des Herm Regierungs- 
fommiffard. Aber in den Ietten Jahren find in biefer Wochenſchrift die Gehalts. 
verhältniffe ber Förſter fo gefchildert, wie fie thatfächlich find. Es ift derfelbe Stanb- 
punft, welchen id) im vergangenen Jahre, und die meiften Mitglieder diefes Hohen 
Haufes auch eingenommen haben. Ein jeder Menſch hat das Recht, danach zu 
ftreben, feine Lage zu verbeflern; der Landwirth und der Stabtbetwohner, der Arbeiter 
und ber Wrbeitgeber, der Arme und der Reiche üben täglich diefes Recht aus. Sie 
feben auch, wie unfere Beamten ſich diefes Rechts wohl bewußt find. Wenn in ber 
Wochenſchrift fir deutiche Förfter Wünfche laut geworden find, die fiber das zuläffige 
Maß hinausgehen, fo möchte ich die Königliche Staatsregierung bitten, dieſes doch 
unter den vorermähnten Gefichtspunften betrachten zu wollen, den Yörftern aud 
ferner ihr Wohlmollen zu bewahren und das Wohlergehen dieſes tüchtigen Beamten⸗ 
ſtandes im Auge zu behalten. 


Bravo! bei den Nationalliberalen) 


Abgeordneter v. Sanden: Meine Herren, auch ich hoffe mit meinem Kollegen 
Horn, daß die Förſter wieder das vollſte Vertrauen zu der Königlichen Staats- 
regierung haben werben, das fie auch wohl in Wirklichkeit nie verloren haben, da fie 
doch einfehen miüffen, daß biefelbe beftrebt iſt, nach Möglichkeit für fie zu forgen. 
Ich gebe mich aber auch andererfeits der Hoffnung hin, daß die Königliche Staats⸗ 
regierung, wenn es ſchon nicht möglich geweſen ift, das Jahresgehalt ber Förfter zu 
erhöhen, doch vielleicht noch einigen Wünfchen der Förfter in anderer Richtung 
Rechnung tragen wird. Ich kann nur aus innerfter Ueberzeugung meinen im 
vorigen Jahre hier vertretenen Standpunft auch heute nicht verlaffen, daB die im 
legten Jahren erfolgte Aufbefferung der Gehälter der Förſter nicht voll zur Geltung 
gefommen ift, weil gerade diefe Beamtenklaffe von Haufe aus bedeutend fchlechter als 
andere Beamtenlategorien geftellt war. Ich babe ſchon voriges Jahr darauf hin⸗ 
gewiefen, daß ber jeige Herr BVizepräfident bes Staatsminiftertums v. Miquel als 
Abgeordnieter auch feiner Zeit ausgefprocdhen hat, daß die Förſter bei einer fo fläg- 
lihen Befoldung ein wahres Mufter von Rechtſchaffenheit und Dienfitreue 
liefern. Nun, meine Herren, aud heute muß der Staatsregierung daran liegen, 
biefe Dienfttreue der grünen Farbe zu erhalten, dazu gehört aber auch, daß man 
diefen Beamten eine möglichit forgenfreie Eriftenz fchafft. Ich erfenne voll an, daß 
in legten Jahren die Förfter verfchiedene Male Zulagen erhalten haben, und die 
Staatsregierung daB größte Wohlmwollen gegen diefe Beamten gezeigt bat, aber 
ich möchte darauf hinweiſen, daB in denfelben Jahren bei vielen Foͤrſterſtellen die 
früher in ausgebehnterem Maße gewährte Weidenutung und Streugewinnung im 
Folge der ſich entwidelnden Kultur unferer Wälder fo erheblich eingeſchränkt ift, daß 
die Landnutzung dadurch fo an Werth verloren bat, daß die Zulagen, wenigfiens für 
manche Förfter nicht als ſolche bemerkbar twwurden. Ich will aber auf ſolche Einzel. 
heiten nicht näher eingehen, nachdem id; im vorigen Jahre nachgewieſen zu haben 
glaube, daB die Foͤrſter mit erheblichen Schwierigkeiten bei der Landnutzung zu 
tampfen haben und dur die ifolirte Lage ihrer Wohufige zu Mehrausgaben ge 
zwungen find, als andere Beamtenfategorien, die in ber Stadt wohnen. 
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Zu meinem Bedauern ift die Erreihung des Höchftgehalts auch bei 21 Jahren, 
wie bisher, verblieben; denn da, glaube ich, werden bie Fälle nicht ganz felten fein, 
daß ein Förfter nach 40jähriger Dienftzeit wohl den Anfpruch auf die höchſte Penfion, 
nicht aber das Höchftgebalt erreicht hat. Ich glaube doch, daß diefes als ein Miß- 
verhältniß zu bezeichnen if. Nach den heutigen Anftellungsverhältniffen erhalten die 
Förſter das Höchfigebalt jedenfalls doch nach dem 60. Lebensjahre. Hoffentlich wird 
ja die jet in flarlem Maße vorgenommene Vermehrung der Fyörfterftellen eine frühere 
Anftellung der Förfter ermöglichen. Trotzdem hätte ich gewünfcht, daß die Erreichung 
dieſes Höchftgehalts in einer kürzeren Friſt als 21 Jahren ermöglicht wäre. 

Ich glaube, e8 wird mir auch von feiten der Yorftverwaltung zugegeben werben, 
daß große Berfchiedenheiten bei den einzelnen Stellen berrichen. In Kap. 2 Tit. 13 
des FYorftetats ift ein Betrag für Stellenzulage ausgeworfen worden, durch den der⸗ 
artige Ungleichheiten ausgeglichen werden follen. Diefer Betrag ift auch im Anfchluß 
an die Bermehrung der Yörfterftellen fietig erhöht worden. In den legten vier 
Jahren influfive biefes Jahres find 294 neue Förſterſtellen gefchaffen worden, und 
der Betrag der Stellenzulagen, der im tat 1896/97 848276 M. betrug, bat 
im Etat von 1899 den Betrag von 379 302 M. erreicht, ift aljo in den leßten 
vier Jahren um 31 026 M. erhöht worden. Das ift ja dankbar anzuerkennen; 
aber der Durchfchnittsfak von etwa 100 M. für die Förfterftelle ift derſelbe ge- 
blieben. 

Da möchte ih nun die Bitte an die Staatsregierung richten, in Erwägung zu 
ziehen, ob es nicht möglich wäre, diefen Fonds vielleicht noch zu erhöhen, um mehr 
wie bisher in der Lage zu fein, ba helfend einzutreten, wo die Gehaltserhöhung allein 
nicht genügt. Der Herr Bizepräfident des Staatsininifteriums hat vorgeftern hier 
ausgeführt, daß Stellenzulagen nad) zwei Richtungen hin zu gewähren find, erſtens 
als ZTheuerungszulagen und zweitens bei befonder8 beſchwerlichem Dienft. Nun, 
meine Herren, das trifft meiner Anſicht nach beides bier zu. Es ift ja von allen 
Seiten des Haufes anerfannt worden, daß die Förfter theurer leben in ihren ifolirten 
Wohnſitzen als gleiche Beamtenklaffen in den Städten; zweitens haben fie nicht nur 
einen beſchwerlichen, fondern oft auch einen lebensgefährlichen Dienft. Daher hoffe 
ich, daß diefe meine Bitte nicht als eine unberechtigte zurückgewieſen wird. 

Wenn von Regierungsfeite die Landnutung als eine große Einnahmequelle für 
die Förfter bingeftellt wird, fo kann ich dem auch nicht beipflichten, denn das ift ja 
ganz zweifellos, daß die Foͤrſter heute unter der ungünſtigen Lage der Landwirthſchaft 
genau fo zu leiden haben wie andere kleine Landwirthe. Wenn aber ſolcher Werth 
auf die Landnutzung gelegt wird, fo wäre es vielleicht ınöglich, das bei der Penſio⸗ 
nirung auch zum Ausdrud zu bringen‘, indem ein beftimmter Sat für Landnutzung 
als penfionsfähiges Einkommen angenommen wird. Sich gebe ja zu, daB das wohl 
auf große Schwierigkeiten ftoßen wird; ich wollte aber nicht unterlaffen, wenigſtens 
darauf hingewieſen zu haben. 

Eine kurze dritte Bitte möchte ich noch ausfprechen, nämlich die Gewährung oder 
Erhöhung von Tagegeldern, wenn die Förſter zu Dienftleiftungen, Wiefenverpachtungen, 
Holzauftionen, Aufficht der Fifcherei u. ſ. w, die außerhalb ihres Reviers Liegen, 
herangezogen werden. Dieje Dienflleiftungen nehmen doch gewöhnlich den ganzen 
Tag in Anſpruch; der Förfter muß fogar, wenn er außerhalb feines Reviers be» 
fhäftigt wird, fehr zeitig von Haufe fortgehen und ift bei Wahrnehmung folder 
Dienfleiftungen gezwungen, Ausgaben zur Befriedigung feines Hungers zu machen 
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und foviel ich weiß, giebt es für diefe Dienfleiftimgen keine ober nur eine nicht aus- 
reichende Entſchãdigung. 

Ich möchte meine vorgetragenen Wunſche gern ausführlider begründen, muß 
mich aber unter den obwaltenden Berbältniffen auf diefe kurzen Darlegungen be 
fhränten, hoffe aber, daß diefe kurzen Ausführungen von der Regierung mit Wohl⸗ 
wollen geprüft und, wenn irgend möglich, berüdfihtigt werben. Diefelben ſollen 
auch keineswegs etwa eine Anregung zu fpäteren Petitionen fein, nein, ih unb — 
id bin feft überzeugt — mit mir die yörfter werden mit vollſtem Vertrauen ber 
Königlihen Staatsregierung die Prüfung und Entſcheidung meiner Borfchläge Aber⸗ 
lafien. Ich glaube, daß bei Anwendung biefer Leinen Bittel, wie ich fie nennen 
möchte, im Anſchluß an die Gehaltserhöhung die Freudigkeit und Dankbarleit des fo 
ehrenwerthen Förfterftandes noch eine bebeutenb größere fein würde. 

Im vorigen Jahre erlaubte ih mir an die Yoriverwaltung die Anfrage, aus 
welchem Grunde die Zorfmeifter von der vorjährigen Erhöhung der Förftergehälter 
ausgeichloffen wären, trogdem in früheren Etats öfters die Bemerlung zu finden 
wer, e8 Tiege im Intereſſe des Dienftes, daB biefe Beamten in den Nebenbetrieben 
den Yörftern gleichgeftellt würden, was auch thatfächlich feit 1890 durchgeführt if. 
Ich erhielt auf meine direkte Frage teine Antwort. Zu meiner Yreude erfebe ich 
aus bem vorliegenden Etat, daß diefe Beamten den Förftern im Gehalt nun gleich 
geftellt worden find. 

Run möchte ic) mir heute noch eine direkte Frage an den Herrn Regierungs⸗ 
vertreter erlauben, ob diefe Beamten, nachdem diefelben nun das gleiche Gehalt der 
Förster erhalten, auch ben Rang der Subalternbenmten wie die Forſter haben oder 
nicht. Der Herr Vertreter der Forſwerwaltung ermwiberte mir im vorigen Jahre, 
daß Erörterungen im Staatsminifterium darüber flattgefunden hätten, daß man aber 
nicht geneigt fei, fie als Subalternbeamte zu betrachten. Sch ftelle der Königlichen 
Staatsregierung bier die Abfchrift einer Beftallungsurfunde zur Berfügung, in der 
ausdrüdlich gejagt ift, „Beftallung als Förfter für den bisherigen Forſtaufſeher, 
nunmehrigen Königlichen Zorfmeifter.” Daraus ſcheint mir doc unzweifelhaft 
beroorzugeben, daß der Mann Förfter ift und aljo auch den Rang als Subaltern- 
beamter beanfprucden kann. Sch erlaube mir, eine direkte Anfrage an den Regierungs- 
tiſch zu richten, ob in dieſem Fall der betreffende Beamte nun den Anſpruch auf 
den Rang eines Subalternbeamten bat ober nicht. 

Abgeorimeter Dr. Belmann (Ufingen): Nachdem bereit8 zwei Herren aus⸗ 
fügrlih über die Erhöhung der YFörftergebälter gefprochen haben, kann ich mich kurz 
faffen. Ich wollte aber der Freude auch meiner politifchden Fremde Ausdruck geben, 
daß bie Förfter, nachdem fle im vorigen Jahre in ihrem Gehalt unzureidyend erhöht 
worden find, in dieſem Jahre eine weitere Gehaltserhöhung erfahren haben. Der 
größte Theil meiner politifhen Freunde hält diefelbe Tunter den obmwaltenden Um⸗ 
ftänden für genügend. Einige meiner politifchen Freunde und auch ih glauben 
Dagegen, daß der Satz der Denkſchrift, es fei allen bereditigten Anfprüchen „aus- 
giebig” Rechnung getragen, doch nicht feine Erfüllung gefunden bat, unb ebenfo 
ſcheint die Erflärung des Herrn Regierungsvertreters in der Kommifften, daß den 
Wünfchen der Förfter „auf's allerreichlichſte“ entfprochen worden fei, mir nicht ganz 
zutreffend. Es wird mander dabei doch noch ein Tyragezeichen madien. Bei ber 


ganzen Sachlage und der Stellung, die wir der Vorlage gegenüber einnehmen, _ 


haben wir — auch nicht bie Minorität meiner Freunde — Anträge aber nicht geſtellt 
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In der Kommiſſton iſt die Aufbeſſerung ber Forſter nur inſoweit erwähnt, als 
eine Anregung gegeben wurde, die Aufſteigefriſt der Forſter etwas zu verkürzen, 
ebenfo wie dieß bei den ihnen gleichfiehenden Zugführern, die unter derſelben Nummer 
aufgeführt find, der Fall iſt. Dieſe erreichen daſſelbe Höchftgehalt in 18 Jahren, bie 
Förker aber erſt in 21 Jahren. Diefe Anregung hätte eine Leine Aufbeflerung für 
bie Forſter herbeigeführt, bie boch erſt in fpäten Jahren zur Anftellung kommen. 
Aber auch diejenigen meiner Freunde, bie ben Foͤrſtern gern mehr gewänfcht hätten, 
mollen von Anträgen abfehen. Ich befchränte mich daher auf die Bitte an bie 
Königliche Staatsregierung, den Yörftern und namentlich denjenigen im Weften nad) 
der Richtung Hin mehr zuzuwenden, daß fie ihnen, wie bereit8 ausgeführt ift, Stellen» 
zulagen giebt. Die Denkichrift enthält für die Subalternbeamten keine Bergrößerung 
bes Stellenzulagefonde. Die Forſwerwaltung insbefondere ift der Anſicht geweſen, 
daß mit ben 379 802 M., die auf dem Forſtetat ftehen, bem Bebürfniß Rechnung 
getragen wird. Ich glaube, es. lönnte im Weften noch mehr gefchehen. Die 
Theuerungsverhältniffe im Weften find andere als im Often, fpeiell in dem Re⸗ 
gierungsbezirt Wiesbaden. Es iſt ja mißlich, Parallelen zu ziehen und noch dazu, 
wenn die Parallele fih nicht auf Perfonen berfelben Berufsart bezieht. Gleichwohl 
möchte ich eine Parallele zwiſchen ben Förſtern und den Lehrern ziehen. Ich möchte 
Ihnen anführen, daß felbft in den ärmeren Kreifen des Negierungsbezirts Wiesbaden 
das Höchftgehalt der Lehrer auf 3350 M. kommt, in den nächſt beffer geftellten 
Kreifen auf 2400 M., in anderen auf 2450 M. und in einigen Kreifen fogar auf 
2500 M., daß man dagegen die Förfter doch nicht als glänzend geftellt bezeichnen 
fann, wo fie doch auf dem Lande eine ähnliche foziale Stellung und einen ähnlichen 
Bildungsgrad wie die Lehrer befiten. 

Ich bitte die Königliche Staatsregierung, die Stellenzulagen im Weften möglichft 
anfzubeffern und dabei auch zu berüdfichtigen, daß die Dienftländereien im Weften 
vielfach weit fchlechter und knapper bemefjen find, als im Often. 

Abgeordneter Lüders (Gronau): Um die Debatte nicht unnöthig zu verlängern, 
möchte ih mich demjenigen, was die drei Herren vorhin geäußert haben tiber bie 
Erhöhung der Tsörftergehälter, anfchließen. Ich möchte bejonders NRüdfiht nehmen 
auf die Aeußerungen des letzten Herrn Redners, der das Lehrergehalt dem Förſter⸗ 
gehalt gegenütbergeftellt hat. Wir müfjen anerfennen, daß wir die Förfter wenigftens 
ebenfo gut ftellen follten wie die Lehrer; denn fie leben, namentlich in Hannover, zu- 
fammen auf den Dörfern, und dba wirb es als eine Zurüdftellung der Förfter betrachtet 
werden, wenn ihr Gehalt wejentlich hinter dem ber Lehrer zurüditeft. An meinem 
Orte befommt der Lehrer 2400 M., der Nevierförfter kaum 2000 M., und die Herren 
ftehen fih im Alter gleih. Es wäre wohl in diefer Hinficht der Königlichen Staats» 
regierung anheimzugeben, daß Lehrergehalt und Työrftergehalt ſich wenigſtens gleich ftellte. 

Ich möchte noch kurz eine Bitte für die Waldwärter vorbringen. In der 
Generalbebatte ift erwähnt, daß neue Walbwärterftellen nicht errichtet werben follen. 
Die meiften Inhaber biefer Stellen haben 1870/71 mitgelämpft für Deutfchlands 
Größe; ich kenne einen, ber ift bei Mars -la-Tour fehwer verwundet worden und hat 
lange Zeit an feinen Wunden Trank gelegen. Er fittt in einem kleinen Dorfe des 
Kreifes Alfeld mit einem Höchftgehalt von 750 bis 800 M. Ich Bitte dringend, 
daß diefe Waldwärter, bie auf ben Ausfterbeetat geſetzt find, wenigftens ein Gehalt 
von 1000 M. erhalten, damit fie doch mindeftens anftändig leben und ihre Familie 
durchbringen Tönnen. - (Bravo!) 
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Abgeordneter Schmidt (Warburg): Bon verfdjiebenen Seiten ifi hier gerade zu 
diefem Poften das Wort ergriffen worden, und man fieht wieder wie auch im 
vorigen Jahre, daß die Forſter Eympathien auf allen Seiten bes Hauſes finden. 
So auch in meinem Herzen. Da aber fchon die verfchiebenen Wünfche ausgeſprochen 
find, will ich, entiprechenb der Rebe des Herrn Borrebners Lübers, nicht allein bie 
Wunſche der drei Herren Borrebner, ſondern der vier Herren Borrebuer nun andı 
zu den meinigen maden unb verzichte darauf, noch einmal baffelbe zu fagen. 

Abgeordneter v. Eanden: Nur ein Wort! Ich will nur fonftatiren, daß id 
auf meine direfte Anfrage, ob derartige Beamte in den Rebenbetrieben mit der Be 
flallung als Förfter Subalternbenmte find oder nicht, vom Negierungstifch Feine 
Antwort erhalten habe. Ich entnehme daraus, daß dieſe Frage nicht zum Abſchluß 
gelangt ift, und richte ich die Bitte an bie (Königliche Staatsregierung, eine Ent» 
ſcheidung darüber zu treffen, und werde ich meine Anfrage bei der dritten Leſung 
des Forftetats wiederholen. 

Abgeordneter Dr. Hahn: Meine Herren, ich kann mich auf eine kurze Bitte an 
den Herrn Minifter befchränten. Nachdem bie Angelegenheiten ber ſtaatlichen Foͤrſter 
heute und im vorigen Jahre zur Genüge durdigefprocdhen worden find, nachdem 
befonder8 unfer verftorbener Herr v. Ploetz fich der Töniglichen Yörfter mit Erfolg 
angenommen hat, erübrigt es noch, für die Gemeindeforftbeamten mehr 
zu thbun als bisher. Es gehört bies zwar nicht in den Rahmen ber heutigen 
Verhandlungen, aber ih möchte die demeindeforfibeamten doch immer von 
Neuem dem Wohlwollen der Regierung ans Herz gelegt haben. 


Bräfident: Die Diskuffion ift gefchloffen. Die Ifbe. Nr. 6 ift bewilligt. 


Bauweſen. 


26. 

Schema für die Aufſtellung der alljährlich einzureichenden Nachweiſung 
der aus dem Centralfonds zu beſtreitenden Koften für den Venbau 
von Gebäuden der Staatsforftverwaltung. 

Aunberlaß bed Miniſteriums für Landwirthſchaft 2c. an fämmtliche Königlichen Regierungen mit Aut: 
nahme von Aurich und Sigmaringen. IIL 475. 

j Berlin, ben 13. Januar 1899. 

Unter Aufhebung der allgemeinen Verfügung Nr. 26 vom 15. Oltober 1879 
— IIb, 17157*) — veranlaffe ich die Königliche Regierung, die Ueberweifung von 
Baufoften aus dem Gentralfonds Kap. 2, Zit. 17 in Zukunft durch eine nach dem 
beigefügten Schema (a) aufzuftellende Nachweifung zu beantragen. 

Die nad) dem Runderlaß Nr. 23 von 80. November 1891 — III, 16212**) — 
einzureichende Nachweiſung ber vorhandenen aus dem Forſtbaufonds zu unterhaltenden 
Gebäude ift fünftig nad dem Stande vom 1. Oktober bes betreffenden Jahres auf 
auftellen und dies auch in der Nachweiſungſ zum Ausdrud zu bringen. Dabei made 


») Sahrb,., Bb. XI, ©. 188. 
“©, Jahrb. Ob. XXIV, ©. 11. 
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ich noch beſonders darauf aufmerkſam, daß in dieſer Nachweiſung die Abweichungen 
‘gegen die Angaben des Vorjahres kurz zu erläutern find. 

Ferner ift nach dem Erlaffe vom 15. Dezember 1898 — IL, 18180*) — 
erfichtlich zu machen, ob und in welcher Zahl im dortigen Bezirk Baulichketten vor⸗ 
banden find, zu deren Aufführung Baudarlehne oder Bauprämien aus Fonds der 
Landwirtbichaftlihen Verwaltung gewährt worden find. 

Beide Nachweiſungen find auch fernerhin am 1. November j. J. zur Vorlage 
zu bringen, aber nicht mehr vereinigt, fondern jede bejonders. 

Der Beifügung von Begleitberichten bedarf es nur, wenn hierzu befondere Ber- 
anlaffung vorliegt. Fehlanzeigen find aber zu erflatten. 


Minikterium für Landwirthichaft, Domänen und Yorften. 
Im Auftrage: Waechter. 


a. 
Regierungs⸗Bezirk......... 
Nachweiſung 
der 


im Etatsjahre 19... aus dem Centralfonds des Kap. 2, 
Tit. 17 des Staatshaushaltsetats zu beftreitenden Koften 
für den Neubau von Gebäuden im Geſchäftsbereich der 
Staatsforftverwaltung. 


Königliche Regierrnnng2* , den ....... 18... 
Abtheilung für direkte Steuern, Domänen 


Zum Runderlaffe Nr. 2 vom 13. Januar 1899. 


— III, 475. — 
8. H. Dem Herm Minifter für Landwirthſchaft, 
Domänen und Forften 


Berlin 
borgelegt. 


Unterſchriften. 
Zu III, 476. 


*) Jahrb., Bd. XXVI, €. 117. 

















Ober» 
förfterei 


(Hevier) 


Benennung 
bezw. ber 
Gebdft Neubauten 


Anſchlags ſumme 
beträgt 








!de. Nr. 


I. Bereits begsunene Bauten?) 


1.| Falten» | Förfter- | Neubau bes bisher | 17.8. 97 ſdas Wohnhaus] 10 500 
walbe Dienft- | fehlenden Gehöftes |TIT, 14892 das 
gehoft Stallgebäude | 5 000 
Vorheide die Scheune | 3500 
bie Reben» 
anlagen 1.000 
zuf.:} 20 000 
2.| PP. 
IL. Reu zu beginnende Bauten‘) 
1.| Präam | Förfer- | Neubau des bisher 110.10. 98 Wohnhaus 
Dienft- | fehlenden Gehöftes III, 16752] mit angebau- 
gehöft tem Geiten- 
Bleialf gebäude . .| 17500 
die Neben» 
anlsgen | 500 
zuf.:| 18 000 
2, bp. ” 


*) Anmerlungen: 
1. Die Neubauten find in zwei Wbfchnitten aufzuführen, und zwar unter Abſchnitt I: 


„Bereits begonnene Bauten“, für melde zweite und britte Banraten beantragt werben, 
und unter Abſchnitt I: „Neu zu beginnende Bauten”. 














Aus dem GCentralfonds 
find Mithin 
bereits überwiefen 





«weite und britte Bauraten). 


23.11. 97 | 1898/99 |10 000] Wohnhaus im 
IU, 16720 Rohbau fertig, 
Nebengebäude 
bis zum Sodel 


10 000] 10 000] 10 000] 
Summe I . |10.000| 
Erſte Bauraten). 


18.000|12 000| 6000 











Giebt Gefammtbedarf m das Etats. Rechneriſch richtig 
jahr 19. N. 
Für fpätere Zahre Regierungs · Sekretãr. 


2 Im Abſchnitt IT find die Reubauten nach der Reihenfolge der Dringlichteit — der 
eifigfte van zuerft — aufguführen. 
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Berlonalien, 
27. 
Deränderungen im Königl. Preuß. Sorfl- und Jagdverwaltungs- 
Derfonal vom 1. Januar bis 31. März 1899. 
Im Anſchluß an den Urt. 11, ©. 86 bis. Bds.) 


I. Bei der Geniral:Berwaltung: 


Der Geheime Rechnungsrath Tirkot ift geftorben. 
Der Geheime Rechnungsrath Ehrhardt ift in den Ruheſtand getreten. 


EI. Bei ben Prosinzial:Berwaltungen der Staatsforſten: 
A, Geforben: 

Ernjt, Forſtmeiſter zu Bullenkuhlen, Oberf. Quickborn, Reg.⸗Bez. Schleswig. 

Kahle, Forftmeifter zu Weißewarte, Reg.Bez. Magdeburg. 

Thiel, Forftmeifter zu Dembio, Reg.-Bez. Oppeln. . 

Winter, Yorftmeifter zu Niederlahnftein, Oberf. Braubach, Reg.» Bez. Wiesbaden. 

B. Sn den Ruhefland getreten if: 

Hafjenftein, Oberforftmeifter in Hildesheim. | 

C. Aus dem Staatsdienfte iR ausgeſchieden: 

Sar, Forftmeifter zu Riefensbeek, Reg.Bez. Hildesheim. 

D. Verfeht ohne Aenderung des Amischarakters: 

Balthafar, Oberforftmeifter, von Stade nad) Minden. 

Wolff, Oberforftmeifter, von Minden nad Hildesheim. 

Barth, Regierungs- und Forftrath, von ber Forſtrathsſtelle Marienwerbder - Konik 
auf die Forftrathsftelle Marienwerder⸗Oſche. 

Kalt, Regierungs- und Forſtrath, von Wiesbaden nad) Hannover, unter Ueber⸗ 
tragung der Forſtinſpektion für die Klofterforften der Provinz Hannover. 

Erdmann, Oberförfter, von Brätz, R.⸗B. Pofen, nad Schmiebefeld, R.-B. Erfurt. 

Ziebel, Oberförfter, von Wannfried, Reg.⸗Bez. Kaffel, nach Misdroy, Amtsfig Forſt⸗ 
haus Misdroy bei Xiebefeele, Reg. Bez. Stettin. 

E. Gefördert, bezw. verfeht unter Veilegung reines höheren Amtscharakters: 

Runnebaum, NRegierungs- und Forſtrath in Hannover, ift zum Oberforſtmeiſter 
mit dem Range der Ober-Megierungsräthe unter Verleihung der Oberforft- 
meifterftelle in Stade ernannt worden. 

Müller, Gerhard, Oberförfter in Migdroy, R.⸗B. Stettin, ift zum Regierungs⸗ und 
Forſtrath unter Uebertragung der Forſtinſpekt. Wiesbaden -Raftätten ernannt 
worden (wird indeß bis auf Weiteres als Hilfsarbeiter i. Minifterium befchäftigt). 

Roth, Oberförfter in Hardegſen, R.-B. Hildesheim, ift zum Regierungs- und Forſtrath 
unter Uebertragung ber Forftinfpeftion Marienwerder -Konig ernannt worden. 

F. Bu Pberförkern wurden ernannt die Sorflaflefferen: 

Scherz, Oberleutnant im Neitenden Feldjäger-Korps, zu Brät, Reg.» Bez. Bojen. 

Teste zu Wannfried, Reg.Bez. Kaffel. 

Rheinen zu Hardegfen, Reg.-Bez. Hildesheim, 

Ernft, Wilhelm, zu Wildungen, Reg.⸗Bez. Danzig. 

G. Als Revierförfter auf Probe wurde berufen der Sörfter: 
Niehus auf die Nevierförfteritelle Steina, Oberf. Lauterberg, Reg.-Bez. Hildesheim. 
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H. Den Charakter als Hegemeiſter erhielten die SFörfter: 
Bertram zu Glembik, Oberf. Taubenwalde, Reg.-Bez. Bromberg. 
Fromberg zu Rehhof, Oberf. Friedrichsfelde, Reg.Bez. Königsberg. 
Gallus zu Kerngrund, Oberf. Karzig, R.B. Franff.a. O. (zum 50jähr. Dienft-Fubil.). 
Görke zu Haferbed, Oberf. Gauleden, Neg.-Bez. Königsberg. 
Klie zu Moyfall, Oberf. Schuendagen, Reg.⸗Bez. Stralfund. 
Kling zu Wirthheim, Oberf. Kaffel, Reg.-Bez. Kaſſel. 
Kraufe zu Güfen, Oberf. Altenplathow, Reg.-Bez. Magbeburg. 
Krieger zu Eichenberg, Oberf. Drusten, Reg.Bez. Königsberg. 
Neumann zu Gershaufen, Oberf. Niederaula, Reg.⸗Bez. Kaffel. 
Rhode I zu Höfelhaus, Oberf. Gauleden, Reg.Bez. Königsberg. 
Rode zu Königgräk, Oberf. Nemonien, Neg.-Bez. Königsberg. 
Schnabel zu Schetriden, Oberf. Nemonien, Reg.-Bez. Königsberg. 
J. Sorfikaffenbeamte: 
Den Forftlaffenrendanten Demel in Klausthal, Ey in Lauterberg, Reg.Bez. Hildes- 
heim, Bohn in Alt-Ufta, Reg -Bez. Gumbinnen, Mitspörffer in Kleve, 
Meg.» Bez. Düffeldorf und Schellin in Medermünde, Reg.⸗Bez. Stettin, ift 
der Charakter als Rechnungsrath verliehen worden. 
Der Forftlaffenrendant Güllüg in Mehlaufen, Reg. Bez. Königsberg, ift geftorben. 
Den Referve- Jäger Neumann ift die Verwaltung der FForftlaffenrendantenftelle 
Alt⸗Ruppin, Reg.- Bez. Potsdam, übertragen. 
K. Bermwaltungsänderungen: 
Im RB. Schleswig: Die Oberförfterei Neumünfter ift von dem Oberforſtmeiſterbez. 
abgezweigt und dem Forſtrathsbezirke Schleswig - Zrittau zugelegt worden. 


28. 
Ordens = Berleißungen 
an Sorft- und Jagdbeamte vom ı. Januar bis 31. März 1899. 
(Im Anſchluß an den Art. 12, ©. 86 df8. Vds.) 
A. Der Rothe Adler-Prden III. KAlaffe mit der Schleife: 
Küfter, Oberforftmeifter in Köslin. 
Staubefand, Forftmeifter in Liebentverda, Neg.-Bez. Merfeburg (mit der Zahl 50). 
Ehrhardt, Geheimer Rechnungsrath, bisher bei der Central-Verwaltung (beim 
Uebertritt in den Ruheſtand). 

B. Der Rothe Adler-Orden IV. Alaſſe: 
von Reichenau, Oberforftmeifter in Aachen. 
Kleyenfteuber, Regierungs- und Forftrath in Erfurt. 
Liebrecht, Negierungs- und Forftrath in Frankfurt a. O. 
Adam, Forftmeifter in Kempfeld, NReg.-Bez. Trier. 
von Eoffel, Forftmeifter in Barlohe, Reg.⸗Bez. Schleswig. 
Diels, Forftmeifter in Hersfeld, Neg.-Bez. Kaſſel. 
Feußner, Forftmeifter in Ciß, Oberf. Czersk, Reg.Bez. Marienwerder. 
Irle, Forftmeifter in Biedenkopf, Reg.Bez. Wiesbaden. 
Kalckhoff, Yorftmeifter in Klodnitz, Reg.Bez. Oppeln. 
Mehlburger, Yorftmeifter in Oberfaufungen, Reg.Bez. Kaffel. 
Kreußer, Rechnungsrath bei der Sentral-Berwaltung. 
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C. Der Aronen-Grden II. Klafe: 
Haffenftein, Oberforftmeifter in Hildesheim (beim Mebertritt in ben Ruheſtand). 


D. Der Mronen-Prden III. Klafle: 
Rüther, Regierungs- und Forftratd in Hildesheim. 


E. Der Aronen- Orden IV. Klaffe: 
Steiner, Forftlaffenrendant in Gumbinnen (beim Wusfcheiden aus dem Amte). 
Amelung, NRevierförfter zu Flieden, Oberf. Neuhof, Reg.⸗Bez. Kaſſel. 
Piller, Revierförfter zu Uederath, Oberf. Benrath, Reg.Bez. Düffeldorf. 
Brandt, Hegemeifter zu Dippmannsdorf, Oberf. Dippmannsdorf, Reg.⸗Bez. Pots- 
dam (beim Webertritt in den Ruheſtand). 
Romanus, Hegemeifter zu Pratau, Oberf. Rothehaus, R.-B. Merfeburg (m. d. Zahl 50). 
Röckner, Förfter zu Fägeritten, Oberf. Födersdorf, R.-B. Königsberg (m. d. Zahl 50). 
Schulz, Förfter zu Heydtwalde, Oberf. Heydtwalde, Reg.⸗Bez. Gumbinnen ! (beim 
Uebertritt in den Ruheſtand). 


F. Das Allgemeine Ehrenzeichen: 

Butow, Forftihutgehülfe zu Kehrigk, Oberf. Schmenomw (Königl. Hoflammer). 
Bertram, Forftfchusgehülfe zu Neu-Schabow, Oberf. Klein-Waflerburg (Königl. 

Hoflammer). 
Adam, Förfter zu Nehhof, Oberf. Schelit, Reg.-Bez. Oppeln. 
Balke, Förfter zu Lüdersdorfer Damm, Oberf. Kummersborf, Neg.- Bez. Potsdam. 
Heerich, Förfter zu Lichtenau, Oberf. Lichtenau, Reg.⸗Bez. Kaffel. 
Herm, Förfter zu Briefelang, Oberf. Falkenhagen, Reg.Bez. Potsdam. 
Hinrihfen, Förfter zu Tremmerup, Oberf. Flensburg, Reg.-Bez. Schleswig. 
Jäckiſch, Förfter zu Stutthof, Oberf. Steegen, Reg.Bez. Danzig. 
Kanngießer, Förfter zu Jägersfahrt, Oberf. Wenau, NReg.-Bez. Aachen. 
Koch, Föriter zu Schöneberg, Oberf. Hofgeismar, Reg.⸗Bez. Kaffel. 
Mägter, Förſter zu Schönwerder, Oberf. Hohenwalde, Reg.⸗Bez. Frankfurt a. DO. 
Münd, Förfter zu Dolgenfee, Oberf. Vieh, Reg.-Bez. Frankfurt a. O. 
Neuendorf, Förfter zu Breitebruch, Oberf. Kladow⸗Oſt, Reg.Bez. Frankfurt a. O. 
Peiger, Förfter zu Pichelberg, Oberf. Grunewald, Reg. Bez. Potsdam. 
Zſchieſche, Förfter zu Briefen, Oberf. Börnichen, Reg.Bez. Frankfurt a. O. 
Bertram, Waldwärter zu Brödel, Oberf. Uetze, R.-B. Lüneburg (mit der Zahl 50). 
Melzer, Kämmerer zu Oberf. Aftrawifchlen, Reg.Bez. Gumbinnen. 
Bade, Holzbauermeifter zu Dolle, Oberf. Kolbit, Reg.⸗Vez. Magdeburg. 
Bolk, Holzhauermeifter zu-Kartenhagen, Oberf. Mühlenbeck, Reg.Bez. Stettin. 
Kaas, Holzhauermeifter zu Hundheim, Oberf. Morbach, Reg.Bez. Trier. 
Krüger, Holzhauermeifter zu Walternienburg, Oberf. Grünewalde, R.-B. Magdeburg. 
Marren, Holzhauermeifter zu Salm, Oberf. Daun, Neg.-Bez. Trier. 
Meyers, Holzhauermeifter zu Rommersheim, Oberf. Prüm, Reg.-Bez. Trier. 
Radkowski, Holzyauermeifter zu Ludwigsthal, Oberf. Junkerhof, R.-B. Marienmwerber. 
Neinede, Holzhauermeifter zu Hundheim, Oberf. Morbach, Reg.-Bez. Trier. 
Schmidt, Holzhauermeifter zu Kolbig, Oberf. Kolbit, Neg.-Bez. Magdeburg. 
Kiefer, Waldarbeiter zu Deuſelbach, Oberf. Dhroneden, Neg.-Bez. Trier. 








Unterrihts= und Brüfungsweien. 
29. 


Stempelpflichtigfeit der Seugniffe über die praftifche Dorbereitungszeit 
der Sorftbefliffenen. 
Berig. des Minifteriums für Landwirthſchaft ꝛc. an ſämmtliche Königlichen Negierungen (mit 


Andſchluß von Aurich und Sigmaringen) und abfchriftlih an die Herren Direltoren ber Forſt⸗ 
Mlabemien zu Eberswalde und Münden. III. 5847. 


Berlin, den 18. April 1899. 

Die Konigliche Regierung wird darauf aufmerffam gemacht, daß zu den Zeug⸗ 
niffen, welche gemäß $ 8 der Beſtimmungen über Ausbildung und Prüfung für den 
Königlichen Forfiverwaltungsdienft vom 1. Auguft 1883 hinfichtlih der praftifchen 
Borbereitungszeit der Tyorftbefliffenen anszuftellen find, nad) Nr. 77 des Tarif zum 
Stempelgeſetz vom 31. Juli 1895*) ein Stempel von 1 Mt. 50 Pf. verwendet 


werden muß. 
Im Auftrage: Donner. 


Organiſation und Dienſt-Inſtruktionen. 
30. 


Dorfchläge wegen Allerhöchfter Auszeichnungen. 
Allgem. Verfügung des Minifteriums für Vandwirthſchaft ꝛc. an 1. die ſämmtlichen Herren Ober- 
Bräfidenten, — 23. ben Herrn Bräfidenten des Königlichen Ober: Lambeskulturgerictes, — 3. ben 
Herren Präfidenten der Königlichen Anftebelungslommiffion zu Poſen, — 4. bie jämmtlichen Herren 
Regierung» Bräfldenten, — 5. bie fümmtlichen Herren Generallonmiffions - Bräftdenten, — 6. bie 
ſammtlichen Königlichen Regierungen, — 7. bie Königliche Miniſterial⸗, Milttär: und Baukommiſfſion, 
— 8 die fämmtlihen Herren Geftüt- Dirigenten, — 9. bie Herren Rektoren: a) ber Königlichen 
Sandwirthſchaftlichen Hochſchule hierſelbſt, — db) ber Koniglichen Thierärztlichen Hochſchule hierſelbſt, 
— 10. bie Herren Direltoren: a) der Königlichen Landwirthſchaftlichen Alademie zu Poppelsdorf bei 
Bonn, — 2) ber Königlichen Borftalabemien zu Eberäwalbe und Mänben, — c) der Königlichen 
Thierärztiicden Hochſchule zu Hannover, — d) bes Königlichen Pomologiſchen Inftitutes zu Broslau 
bei Oppeln, — eo) ber Königlichen Lehranftalt für Obſt- und Weinbau zu Geiſenheim a. Rh, — 
11. bie Miniglide Lanbeibaumidnie zu Engers, zu Händen des Heren Ober» Präfidenten zu 
Coblenz — L A. 1859, II. 2680, TIL 4648. 


Berlin, den 4. April 1899. 


Zu Vorſchlägen auf Erwirkung von Orden, Ehrenzeihen und Titeln find im 
Bereiche der landwirthſchaftlichen, Geftüt-, Domänen- und Tyorfiverwaltung fortan 
ausſchließlich Formulare nad) beiliegendem Muſter (a) zu verwenden. 

Die Einfendung bat kurzweg und ohne Begleitbericht zu erfolgen. 


v. Hammerfein. 


*) Jahrb. Bb. XXVOIL S. 135. — Nr. 77 des Tarifs lautet: 
Beugniffe, amtliche in Privatſachen, innerhalb ber Buftändigteit der ausſtellenden Behörde 
ober bes auöftellenden Beantten. Steuerſatz 1,50 ME 
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Nr. 

Antrag 
EEE BEE ra auf Berleihung 
1 EEE Br Negierungsbeut .. . . - - - 


(Bemerkung: Die Nachweiſung ift innen nicht zu unterſchreiben. Für jeden Borgeiählagenen if eine 
befonbere Nachweiſung einzureichen.) 


An 
den Herrn Minifter für Landwirthſchaft, 
Domänen und Forften. 








Ob und welche 
Preußiſche 






(Der Zu» | (Genaue (Ber Zubiläen, 

name ift | und voll« Dienflaus- 
voran⸗ ſtãndige tritten ꝛc. iſt Das 
zufeßsen, der | Angabe des Alter bis zu 
Aufname | Titels, der dem Tage zu 
zu unter- | amtlichen berechnen, an 
ftreihden) | oder fonfti- welchem das 

gen Subiläum ıc 

Stellung) ftattfindet). 
Schreibweiſe: 

42 2 
31. 
Regulativ zur Auseinanderfegung zwifchen Sorftbeamten bei den 

Dienftübergaben. 


Verfg. ber Miniftertums für Landwirthſchaft ꝛc. an ſämmtliche Königlichen Negterungen (an 
genommen Wuri und Sigmaringen) IIL 5896. 
Berlin, ben 15. Mai 1899. 

Es wird beabfichtigt, das Regulativ zur Auseinanberfegung zwilchen dem an⸗ 
und dem abziehenden Forfibeamten, refp. beffen Erben, bei den Dienft-Lebergaben vom 
20. Oktober 1868 einer Durchficht zu unterziehen, um es erforderlichen Falls den 
heutigen Beitverhältniffen entſprechend abzuändern oder zu ergänzen. 

Die Königliche Regierung wolle daher feftftellen Iaffen, welche Mängel bei ben 
Auseinanderfegungen zwiſchen Forftbeamten bes dortigen Bezirls im Laufe der Zeit 
an den biöherigen Beſtimmungen etiva berborgetreten find und Borfchläge über etwaige 
Aenberungen innerhalb 6 Monaten abgeben. 


Im Auftrage: Donner. 


....... den .ten...... 18 
112 an den......... in....... ... 
Unterfhrift des Untragftellers: Name: ......... 


Titel: .. 22220200. 


Muſter zu L A. 1659, IL 2630, III. 4645. 












Aeußerer Anlaß 


zu Begründung bes Antrages 







(Begründung in kurzer bünbiger 
Ausdrudsweife) 





gefällt) 


oder: Krönungs- und 
Ordensfeft 1900” 
oder: „Herbfimanöver in 
der Provinz Sachſen 
19..." n.f. w.) 


(Bleibt unausgefitlit) 


32. 
Militärifche Dienflleiftungen der Beamten. 


Hligem. Berfg. des Minifteriums für Landwirthſchaft ꝛc. an 1. die fänmtlichen Herren Ober: Bräfl- 
denten, — 2. ben Herrn Präftdenten des Königlichen Ober-Landestulturgerichted, — 3. ben Herrn 
Praͤſidenten der Königlichen Uinfiebelungstommiffion zu Polen, — 4. bie fämmtlichen Herren Regie 
eungt- Bräfibenten, — 5, die fänmtlidden Herren Generallommilfions- Bräfibenten, — 6. bie fämmt- 
lichen Königlichen Regierungen, — 7. bie Königlide Minifterial-, Militär und Baulommiffion, — 
8. bie ſammtlichen Herren Geftüt-Dirigenten, — 9. bie Herren Rektoren: a) der Königlichen Land⸗ 
wirthſchaftlichen Hochſchule hierſelbſt, — d) der Königlihen Thterärztlichen Hochſchule hierſelbſt, — 
10. die Herren Direktoren: a) ber MAbniglichen Landwirthſchaftlichen Alademie zu Poppelsdorf bei 
Bonn, — b) ber Königlichen Sorftalabemien zu Eberswalde unb Münden, — co) ber Königlichen 
Thierärztlichen Hochicäule zu Hannover, — d) bes KRönigliden Bomologiichen Inftitutes zu Proßlau 
bei Oppeln, — e) ber Königlichen Lehranftalt für Dbfl- und Weinban zu Geiſenheim a. NH, — 
11. die Königliche Banbesbaumfchule zu Engers — zu Händen bes Herrn Ober: Bräfibenten zu Koblenz. 
L A. 2699. IL 4509. Il. 72379. 


8» 
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Berlin, den 2. Juni 1899. 


Kür den Bereich der lanbwirtbichaftlichen, Geftät-, Domänen- und orftverwaltung 
beftimme ich Folgendes: 

I. Denjenigen Beamten, welche Offiziere oder Offizierafpiranten bes Beurlaubten- 
ftandes find, wird die Dauer militärifcher Dienftleiftungen auf die Borbereitungs- 
zeit fiir den Civil-Staatsdienft angerechnet. 

In dem gegentheifigen Berfahren würbe eine Benadhtheiligung der be 
troffenen Perjönlichkeiten gegenüber ben nicht Uebungspflichtigen liegen, die 
geeignet erfcheint, ihre Wirkung in einer die militärifchen Intereſſen ſchaͤdigenden 
Weiſe auszuüben. 

II. Bei Bemeffung des Erholungsurlaubes ift ben Beamten, welche Offiziere oder 
Dffizierafpiranten find, die Zeit ihrer Abwefenheit zu militärifhen Dienf- 
leiftungen grundfäglich nicht in Anrechnung zu bringen. 

Wenn e8 auch den zur Urlaubsertheilung berechtigten Borftandsbeamten 
überlaffern bleiben muß, ob und in weldem Umfange fie ben betreffenden 
Beamten Urlaub ertheilen wollen, auch Fälle eintreten Tönen, in benen nah 
Beendigung einer militäriſchen Dienftleiftung ein größerer Erholungsurlaub 
nicht nöthig erfcheint, fo ift doch zu berüdfichtigen, daß eine „grundfägliche” 
Anrechnung der militärifchen Dienftgeit auf die Erholungszeit leicht bem 
milttärtfehen Interefien entgegentirten kann. Hierdurch wirb unter Umftänben 
die Freudigkeit für die Erfüllung der Milttärbienfipflicht ungünſtig beeinflußt 
und bei den Offizieren bes Beurlaubtenfiandes das Beftreben gezeitigt, fid) Io 
früh als möglich der genannten Pflichten zu entledigen. Die Heeresverwaltung 
legt aber gerade anf das längere Erhalten der in einem Beamtenverhältniß 
befindlichen Offiziere im Beurlaubtenftande d. b. auf ihr freiwilliges Berbleiben 
in demfelben wefentlichen Werth, weil fie ſich als beſonders tichtige Mitglieder 
des Offizierkorps erweifen. 

IH. In den folden Beamten auszuftellenden Unablömmlichleits- Beicheinigungen 
find, foweit es die dienſtlichen Intereſſen geftatten, die Gründe für die Unab- 
kömmlichleit des betreffenden Beamten zu einer militärifhen Dienftleiftung 
anzugeben. 

Ohne Angabe ber Grunde ift die Militärbehörde nicht in der Lage, über- 
fehen zu lönnen, ob das civildienftliche Intereſſe oder das militärifche überwiegt. 
In folden Fällen wird dann oft über die Einziehung bes Beamten zu Un 
gunften des Gwilbehörde entſchieden ımb In ber Regel ſind erneute eingehenbere 
Reklamationen der Civilbehörden nöthig, was eine empfindliche Erſchwerung 
des Dienftbetriebes für alle Betheiligten verurſacht. Verbieten dienflihe 
Jnterefſen die Angabe der Gründe in ber Beſcheinigung, fo konnen dieſelben 
möglichenfals der Milttärbehörde ummittelbar in vertrauliher Weiſe 
mitgetheilt werben. 

IV. Die vorfiehenden Beſtimmungen find bei benjenigen Beamten, welche nid 
Offiziere oder Offizieraſpirauten find, unb zu militäriichen llebumgen einberufen 
werden, finngemäß anzuwenden. 


Am Auftrage: v. Friedberg. 
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Gehalte, Enolumente. Vrandverſichernug. 


33. 
Anderweite Regelung der Gehälter der Förfter, Torf:, Wiefen-, Degen, 
Flöß⸗ 2c. Meifter und Chiergartenförfer. 


Allgem. Berfg. der Miniſteriums für Landwirthſchaft ıc. an fämmtfidje Königlichen Regierungen (mit 
Ausschluß von Aurid und Gigmaringen). ML. 448. 


Berlin, den 30. Mär; 1899. 
Dur) den Stantshaushaltsetat für 1899 find die Gehälter der Yörfter, fowie 
der Torf», Wiefen, Wege, Flöß⸗ ꝛc. Meifter und Thiergartenförfter anderweit, wie 


folgt, feitgeftellt worden: 
I. 1200 Mt. Mindeftgebalt, 


I. 18300 „ Gehalt bei einem Beſoldangsbieuſtalter von 8 .und mehr Jahren, 
III 1400 ” w n ” W —4 6 ” [4 r 
IV . 1500 ⸗ ” " ” " ” 9 ” ” ” ' 

V. 1575 n ” "1" n ” ” 12 ” ” ” ' 

VL 1650 " ” 7) ” ” j ” 15 ” ” a 
VD. 1725 „ " „18 „ m ‚ 
VII. 1800 „ Hichugehalt ei einen ” “21 „ 


Da hiernach die Revierförfter und bie Förſter wieder zu einer Befoldungs- 
gemeinfchaft vereinigt werben, fo ift vom Etatsjahre 1899 ab bei ber Bemefjung ber 
Gehälter der Revierförftler beren früheres Förfter-Bejoldungsdienftalter zu Grunde 
zu legen. | 
Die Königliche Regierung wird Denuftragt, die demgemäß vom 1. April d. Js. 
ab erforderliche Gebaltsregelung ſchleunigſt auszuführen. 

In der titelmeifen Bufammenftellung der Emnahmen und Ausgaben für das 
Etatsjahr 1898 iſt in gleicher Weiſe, wie das feiner Beit buch Verfügung vom 
8. Imi 1897 — III. 7741”) — angeorbnet war, m rother Schrift zu vermerlen, 
woie hoch ih bei Kap. 8 Tit. 3 bezw. £ die ausgabe geftellt Haben würde, wenn 
die Gehalts-Nufbefferung nicht eingetreten wäre. 


Im Auftrage: Waechter. 


® 34. 
Anderweite Regelung der Diäten der im Befige des Sorftverforgungs- 
ſcheins befindlichen Soritkülfsunfieher. 


Algen. Berfg. des Minifteriums für Sandwirkhſchaft x. an ſameutliche Königlichen Regierungen 
(auber Aurich und Sigmaringen). JIL 4517. 


Berlin, ben 1. April 1899. 
Durch den Stantshanshalts-Etat der Forfiverwaltung für das Etatsjahr 1899 
find bie Diäten ber im Beſthe des Forſwerſorgungsſcheines befinblichen Forſthulfs 
auffehex anderweit, wie folgt, gexegeit: 


®, Jahrb. Vd. XXIX. ©. 118. 
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J. 78 Mt. Monatsdiäten in den erſten beiden Jahren nad, Empfang bes Forfi⸗ 


1. 8 bei mehr als jährigen monde 

i me j 

Im. 9, , nk, \Befike des Jorſwerſorgunse 
On nen ſcheines. 


Die Königliche Regierung wird angewieſen, hiernach vom 1. April d. 38. bei 
Fefftellung ber Diätenfähe zu verfahren. 

Die Theuerungszulage von monatlid 3 Marl Tann wie bisher auch ben 
Empfängern bes höchften Diätenfates bewilligt werben. 


v. Hammerfein. 


35. 


Brennholzvergätungen für Sorftauffeher. 
Augem. Berig. bes Minifteriums für Banbwirthichaft x. an fänımtliche Königlichen Regierungen 
(außer Aurich und Sigmaringen). IIL 6935. 
Berlin, den 12. Mai 1899. 


In Abänderung ber allgemeinen Verfügung vom 12. Yebruar 1867 (IIb. 691)*) 
werben die Regierungen ermächtigt, den unter Bewilligung monatlicher firirter Diäten 
angenommenen TForftauffehern bie an Stelle bes freien Brennholzes gewährte Gelb⸗ 
vergütung fortan monatlich im Voraus zahlen zu laffen. Die allmonatlihe Biftrung 
bezw. Befcheinigung biefer Quittungen durch die Oberförfter ift nicht weiter erforderlich. 
Es genügt fortan, wenn die zu den Gelbrechnungen beizubringenden Haupt⸗ 
quittungen ber Forſtaufſeher mit Yamilie mit der Befcheinigung verfehen werden, ba 
die Empfänger in dem bezüglichen Beitraume Familie im Sinne der allgemeinen 

IIb. 769 


Verfügung vom 17. Aprü 1877 (ar =) “*) gehabt haben. Dana find amter 
Zamilie nicht nur die Ehefrau, Kinder, Eltern und Geſchwiſter eines Beamten, fonbern 
auch andere nabe Verwandte und Pflegelinber zu verſtehen, fofern der Beamte ben- 
felben in feinem Hausftande Wohnung und Unterhalt auf Grund einer geſetzlichen 
oder moraliſchen Unterftütungsverbindlichleit gewährt. 

Hinſichtlich der Hülfsjäger, denen bie Tagegelder nachträglich gezahlt werben, 
verbleibt es bezüglich ber Brennbolgvergütungen bei ber bisherigen Art ber Zahlung 
und Quittungsbeſcheinigung. 

v. Hammerftein. 


36. 
Abgabe von Brennreiſig an Sorfihülfsauffeher neben der &eld- 
entfchädigung für Brennholz. 


Berfg. des Minifteriums an bie Kgl. Regierung zu M. umb abſchriftlich zur gleichmäßigen Mer 
achtung an die ſanrmtlichen Königl. Regierungen ausichließliy Sigmaringen und Wırrid. TIL 8134. 


Berlin, den 5. Juni 1899. 
Die abuigich⸗ Regierung wird hiermit ermächtigt, fortan nach eigenem Er— 
meſſen den in ben Staatsforften bes dortigen Bezirks befchäftigten Forſthulfſsaufſehern 


*) Jahrb. BL © 7. 
*°, Jahxb. Sb. IX. ©. 414. 
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fofern fie einen eigenen Haushalt führen, neben ber an Stelle des freien Brennholges 
zugebilligten Geldentſchädigumg geringes Neiferhols in dem Umfange, wie es zum 
Baden und zum Anzünden der Kohlen erfocderlich ift, jedodh nur bis zu 10 rm 
jährlich, gegen Erflattung der vollen Werbungstoften verabfolgen zu laffen. 


Im Auftrage: gez. Waechter. 


87. 

Belanntmachung der Mitglieder des Derwaltungsraths des Brand- 
verficherungs-Dereins Preußifcher Sorftbeamten für die Wahlperiode 
1899/1902. 

Gemäß $ 86 des Statuts unfere® Vereins bringen wir hierdurch zur öffent 
lichen Kenniniß, baß von der neungehnten ordentlichen Generalverfammlung am 
13. Mai d. J. die ausgefchiebenen Mitglieder des Verwaltungsraths, und zwar bie 
Herren Regierungs- und Forſtrath Godberſen zu Potsdam, Oberförfier Lehnpfuhl zu 
Binna und Yörfter Wollante zu Gaisberg für bie Wahlperiode 1899/1902 wieder 
gewählt worben find. 

Direktorium Bes Brandserfigerungs:Bereins Preußziſcher Forſtbeamten. 
Donner. 


PBenfionirungen. Interflübungen. 
88. 

Betr. die Anrechnung von Militärdienflzeit vor Beginn des 21. Lebens- 

jahres bei Berechnung der penfionsfähigen Eivildienftzeit. 
Allgem. Berfg. bed Minifteriums für Landwirtbichaft ꝛc. an 1. bie fämmtlichen Herren Ober-Bräfi- 
benten, — 3. ben Herrn Präflbenten bes Königlichen Ober -Landesfulturgerichtes, — 3. ben Herrn 
Bräfidenten ber Königlichen Unflebelungstommitflon zu Bofen, —4 bie fämmtlicden Herren Regierungs« 
Bräfidenten, — 5. bie fänmtlichen Herren Generallommiffions-Präfidenten, — 6. bie fämmtlichen 
Königlichen Regierungen, — 7. die Abnigliche Miniſterial⸗, Miittär- und Bau-KRommiffion, — 8. bie 
fämmtlichen Herren Geftüt-Dirigenten, — 9. die Herren Reltoren: a) der Königlichen Landwirth⸗ 
ſchaftlichen Hochſchule hierſelbſt, — b) der Königlichen Thierärztlichen Hochſchule hierſelbſt, — 10. bie 
Herren Direltoren: a) der Königlichen Landwirthſchaftlichen Alademie zu Boppeläborf b. Bonn, — 
d) der Königlichen Borfialebemien zu GFberfwelbe und Münden, — e) ber Königlichen Thierärztlichen 
Hochſchule zu Hannover, — d) des Königlihen Pomologiſchen Inſtitutes zu Brostau b. Oppeln, — 
e) der Königlichen Lehranftalt für Obſt- und Weinbau zu Geiſenheim a. NH, — 11. die Königliche 
Landesbaumſchule zu Engers — zu Händen bes Herrn Dber-Bräfidenten zu Coblenz. — LA. 6618. 

Io. 101. M. 109. 


Berlin, den 7. Nanuar 1899, 
Der Runderlaß der Herren Minifter des Innern und der Finanzen vom 
23. Oktober v. 3.: a) betreffend die Anrechnung ber in bie Dauer eines Krieges 
fallenden Dienftzeit, welche die in den Ruheſtand tretenden Beamten vor dem Beginne 
bes 21. Lebensjahres auf einer Unteroffizierjchule zurückgelegt haben, wird zur gleich 
mäßigen Beachtung im Bereiche ber bießfeitigen Berwaltung abſchriftlich mitgetheilt. 
In Vertretung: Sterneberg. 
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| a. 
Der Miniſter bes Innern. 
5 Win. L 14019. 
M. ». J. IL 13718. Berlin, den 23. Oltober 1398, 

Bei Berechnung der penfionsfähigen Dienfzeit eines Givilbeamten iſt gemäß 
8 16 Abſatz 1 des Civilpenfionsgefetses vom an a bie Dienftzeit, welche 
vor den Beginn des 21. Lebensjahres fälft, außer Anſatz zu laſſen. Nur die in die 
Dauer eines Krieges fallende und bei einem mobilen ober Erſatztruppentheile ab⸗ 
geleiftete Militärdienftzeit fommt, wie im Abf. 2 1. c. beftimmt ift, ohne Rückſicht auf 
das Lebensalter zur Anrechnung. Zu den Erjattruppentheilen im Sinne diefer letst- 
erwähnten Beſtimmung gehören die Unteroffizierfhulen. Soweit biernah die An- 
rechnung der vor dem Beginne des 21. Tebensiahres zurütdigelegten Dienfigeit in 
Trage kommt, ift 

a) bei denjenigen Perfonen, welche während bes Yelbzuges von 1866 bei den 
Unteroffizierfehulen Potsdam oder Fülich geftanden haben, ber 5. Mai 1666 
als Mobilmahungstag und ber 21. Dftober 1866 als Demobilmachungstag, 
bei denjenigen Perfonen, welche während des Feldzuges von 2870/71 bei den 
Unteroffizierſchulen Porstam, Julich, Biebrich, Weihenfels aber Ellingen 
geſtanden haben, der 16. Juli 1870 als Mobilmachungstag und ber 
20. Mai 1871 als Demobilmahungstag anzuſehen. Der Feldzug bes 
Jahres 1864 kommt nicht in Betracht, weil damals nur Theile der be» 
treffenden Armeelorpg mobil gemwefen find. 
Der Finanzminifter. Der Minifter des Innern. 

In Bertretung: gez. Meinede. Im Auftrage: gez. von Bitter. 

Art die ſämmtlichen Herren Oberpräfidenten und Regierungspräftdenten, den Herm 
Polizeipräfidenten bier, fowie an die Königlihe Minifterial-, Militär- und Bau- 
Kommiffton und an das Königlich Statiftifche Bureau zc. 


b 


— 


Reiſekoſten und Tagegelder. 
89. 
Neues Sormular für die Aufflellung der Kiquidationen über eife 
foften und Tagegelder der Staatsbearmten. 


Allgem. Berfügung bes Minifteriums für Vandwirthſchaft ꝛc. an 1. bie ſämmtlichen Herren Ober: 
Präfidenten, — 2. ben Herrn Präfidenten bes Königlichen Ober Lanbeskulturgerichtet, — 3. den 
Herrn Bräfidenten ber Königlichen Anſiedelungskommiſſion zu Poſen, — 4. bie ſämmtlichen Herren 
Regierungs-Präfibenten, — 5. bie fänmtlichen Herren Benerallommiffiond- Bräfidenten, — 6. bie 
fämmtligen Koniglichen Regierungen, — 7. bie Königlihe Minifterial:, Milttär- und Baufommiffion, 
— 8. ſaͤmmtlichen Herren Seftüt-Dirigenten, — 9. bie Herren Reftoren: a) der Königlichen Laubwirt$: 
ſchaftlichen Hochſchule hierſelbſt, — b) ber Königlichen Thterärztlichen Hochſchule hlerſelbſt, — 10. bie 
Herren Direktoren: a) ber Rönigliden Landwirthſchaftlichen Mlabemie zu Boppeläberf bei Bann, — 
. ») ber Rönigihen Forft · Alademien su Eberswalde und Münden, — c) ber Räniglkiien Tipierärzi- 
lichen Hochſchule zu Haunover, — d) bes Köuiglien Bomologiihen Inſtitutes zu Broklau bei 
Oppeln, — e) ber Königlichen Lehranftalt für Obft: und Weinbau zu Geifenheim a. Rh, — 11. bie 
Königliche Landesbaumſchule zu Engers — zu Händen bed Herrn Dber-Präfbenten zu Soblens. — 
L &. 2449. IL 49798. ZIL T688, 


* Yahıb. Bb XIV. ©. 122. 
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" Berlin, den 24. Mai 1899. 
Die Königlide Ober-Rechnungsfammer hat mit Rüdfiht auf bas Geſetz vom 
21. Juni 1897 — Geſetz⸗ Samml. S.193*) — und ben Beihluß des Königlichen 
Staatsminifteriums über die Benukung von Sleinbahnen vom 25. Oktober 1898**) 
für Die Aufftellung der Liquidationen über Heifefoften und Tagegelder der Stants- 
beamten bei Dienftreifen bas in ... Eremplaren bier angefchloffene neue Yyormular (a) 
entworfen und im Einverftändniß mit dem Herrn Yinanzminifter deſſen Anwendung 
für die den Ausgebe-Anweifungen als Rechnungs⸗Juſtifikatorium zu Grunde liegenden 
Reifeloften-Liquidationen angeordnet. 

Demzufolge beftimme ich, daB in Zulunft biefes neue Formular auch von 
fämmtlihen, meinem Reſſort unterftellten Beamten bei Reifen in Staatsdienſt⸗ 
Angelegenheiten in ben bem Gefete vom 21. Inni 1897 unterliegenden Fällen zur 
Anwendung gebracht wird. Sollten im Einzelfalle Heine Abweichungen von bem 
gewöhnlichen Formulare ſich als zwedmäßig ermweifen, ober durch die Verhältniffe 
geboten fein, fo iſt dagegen nichts zu erinnern, jedoch bat das Formular auch bier 
thunlichſt als Anhalt zu dienen. Du 
In Vertretung: Sterneberg. 


2. 
Liquidation. 
üiber Reifeloften und Tagegelder für die nachbezeichnete,. auf Grund ber Verfügung 
de........ EEE 
...... don dem Unterzeichneten ausgeführte Dienftreife. 





Zahl der 28 Zu⸗ und 
Tage F Kilometer Wogang, 

a |#- Reiſeweg wenn Gijen- 

= 5 | bahn oder 

& x £ ge3 und ungabe H Dampfihfl, 

= = 

[2 - EE er & bezw. tn 

5: * 2 pr: dienstlichen Ss H 8 |Berbinbung 
SE "IS5 -EIE|5 mit Rein 
ES|E 5 Verrichtungen 5 |& | Hahn bes 
= |E |& 5 nußt if 

» |» 5 0) 
Anmerku ng : 


1) wenn die Dienſtreiſe an einem und demſelben Tage angetreten und beendet wird. Geſ. 
v. 21. Juni 1897. Art. 131 Abſ. 2. 

2) wenn eine Dienftreife ſich auf 2 Tage erſtreckt und innerhalb 24 Stunden beendet wird. 
a. aD. 41Abj. x. 


3) Hier iſt die auf der Kleinbahn zurückgelegte Reiſeſtrede nur bei fo en Reifen zu berüd- 
en, welche theile auf — — tHeild auf Eifenbahnen oder Dampfſchiffen zurück⸗ 
zulegen find. Staatsminiferial-Beichluß nam 25. 10. 98. 


% Yabıb. Bi. XIX 6. 188. 
., ©, den Art.19 ©. 45 d. Bbe. 
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Berechnung der Neifelsiten und Tagegelder. 


A. Neifeloften für 
.km @ifenbahn und Dampffchiff, für jedes km... . Pf. 
. u Kleinbahn». » 2 2: 2 en nn rien 


. „ num . . .. nn nn vv m 
. Bu» und Abgänge, für ieden . . Mt. 
Auslagen bei Benutzung ber —* D 
nachgewiefen buch ... . . . ...... 


Her die Mitnahme eines Dieners auf 
. km, für jedes km 5 $f.?) 
B. Eopraser 
volle, für... Zage, je... . Mt. 


ermößigte, » ve m m ren nn 
1! fade, „ » . . mal 4 Stunden je... . MI. 





Bufammen . 


N, den... vu. 00. .. 
(Rame und Dienfiftelung bes Liguidanten.) 
Nach den Entfernungen, den Sägen und rechneriſch 
geprüft und richtig befunden (berichtigt). 
N, den... 220000. 
(Name und Tienfiflellung bes Rechnungsbeamten.) 
Die Richtigkeit wird befchetnigt. 
Die p. Kaffe wird a ben vorftehenben 


Betrag mit... J f., 
in Vorten: ..... ........... ..... 
zu zahlen und bei Kap.... Tit... dee Etats zu 
verrechnen. 
N., den............ 
An 
Gehoͤrde, Unterſchrift.) 
die p. Kaſſe 
Quittung. 
Obige.............. 
empfangen zu Gaben, befcheinigt, 
N., den.......... 
GUnterſchrift.) 
Anmerkung: 


1) nen. welche ei auf —— — tes "Sn — teils exf 
en ulegen fin ur e ber n FA un angsgebäßr. 
Stantimin.-Belhlt rt 5.10.98, Min&ıl. d. ? Y Fri — a 
2) a vn vom 31. 6.97 be Aäneten Beamten bei Reiten 
auf, Eijenbahnen, Dampfichiffen ober Kleinbahnen. 54 IL, 1 dar. und Gtaetiniin.-Wefigirk 
er 
3) Begründung der Ridtbenugung der Kleinbahn. Gtaatämin.sBeicdhluß von 25. 10. 98. 
4) Amtliche Verſicherung, dab ein Diener iger onen if. 
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40. 


Tlichtgewährung von Tagegeldern und Reiſekoſten für die Gänge eines 
Beamten nad feiner regelmäßigen Dienftftätte. 
Allgem. Verig. des Minifteriums für Landwirthſchaft ꝛc. an 1. fänmtl. Herren Ober-Bräfidenten, — 
2. den Herrn Bräfldenten bes Königlichen Dber-Banbeskulturgerichtet, — 3. den Herrn Bräfidenten ber 
Königlichen Anfiedelungstommiffion zu Voſen, — 4. die fämmtliden Herren Negierungs-Präfidenten, 
— 5. die ſaͤnmtlichen Herren Seneral-Kommilflons-PBräfidenten, — 6, bie ſaͤmmtlichen Königlichen 
Negierungen, — 7. die Königliche Minikterial-, Militär- und Baulommilfion, — 8. bie fämmtlichen 
Herren Seftüt-Dirigenten, — 9. bie Herren Reltoren: a) der Königlichen Banbwirtbichaftlicden Hochſchule 
hierſelbſt, — b) der Königlichen Thieraͤrztlichen Hochſchule hierſelbſt, — 10. die Herren Direktoren: a) ber 
Königlichen Lanbwirtbfchaftfiden Mlabenrie zu Poppelöborf bei Bonn, — b) ber Königlichen Forſt⸗ 
alabemien zu Eberäwalde und Münben, — c) ber KRönigliden Thierärztlichen Hochſchule zu Hannover, 
— 6) bes Riniglihen Pomologiſchen Inſtituts zu Proslau bei Oppeln, — e) der Königlichen Behr: 
anftalt für Obſt⸗ und Weinbau zu Geiſenheim a. RG, — 11. bie Röniglidde Landesbaumſchule zu 
Engers — zu Händen bes Herrn Ober-Bräfidenten zu Coblenz. — I. A. 2817. II. 4684. IIL 7895. 


Berlin, den 5. Juni 1899. 

Das Konigliche Staatsminifterinm bat auf Grund des Artikels IV bes Geſetzes, 
betreffend bie Tagegelder und Weifeloften der Staatsbeamten vom 21. Juni 1897 
(8.8. ©. 198)*), folgende Ausführungsbeftimmung befchloffen **): 

Die Gänge eines Beamten zwifchen feinem Wohnorte und feiner regel» 
mäßigen Dienfiftätte find auch dann nicht als Dienftreifen anzufehen, wenn diefe 
Stätte 2 Kilometer oder mehr von ber Grenze bes Wohnortes entfernt liegt. 

In Vertretung: Sterneberg. 


41. 


Reiſekoſten⸗Vergütung an Oberförfter in ihrer Eigenfchaft 
als Öntsvorfteher. 
Allgem. Verfg. des Minifieriums für Landwirthſchaft ꝛxc. an fämmtlihe Königl. Regierungen ber 


Provinzen Oſt⸗ und Weftpreußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schiefien und Sachſen, ausiälieh- 
li berienigen in Warienwerber. DIL 6802. 


Abſchrift. 
Geſch⸗x· IIL 9546. ' Berlin, ben 3. Juli 1896. 

Beicheid auf den Bericht vom 9. Juni cr. Nr. 6804 C. CB: 

Bei Rückgabe der Anlage erwidere ich der Königlichen Regierung, daß ich mich 
ber Entſcheidung der Ober-Rechnungsfammer vom 9. April d. Is. nur anfchließen 
kann und die befondere Reifeloflen-Vergütung an Oberförfter, im ihrer Eigenfchaft als 
Gutsvorfteher, nur foweit fitr flatthaft erachte, als ben Oberförſtern Gutsvorſteher⸗ 
Geſchafte für ſolche Grundſtücke übertragen worden find, welche nicht zur Oberförfterei 
gehören, bezw. fitt Gefchäfte, welche die Oberförfter vor Erlaß der Kreisorbnung nicht 
wahrzimehmen hatten, und wenn bie Oberförfter genöthigt werden, zu bever Erledigung 
Reifen zu unternehmen. 

Reiſekoſten Lönnen aber auch in diefen Yällen nur dann bewilligt werden, wenn 
das Reifeziel mehr wie 3 Kilometer von ber Neviergrenze entfernt liegt. 

Im Auftrage: gez. Donner. 
An die Königliche Regierung zu Marienwerder. 


%, Jahrb. Vd. XXIX. ©. 185. 
* GStaatäminifterial-VBeichluß vom 17. Mai 1899. 
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Berlin, den 18. Juni 1899. 
Abſchrift erhält bie Königlihe Regierung unter Bezugnahme auf das Aunb- 
{chreiben des Herrn Finanzminifters vom 3. Juli 1876 IIb, 9947*) mit dem Auf- 
trage, vorlommendenfalls nach ben in der vorbezeichneten Berfügimg vom 3. Juli 1896 
ertheilten VBorfehriften über Gewährung von Reifefoften-Bergitung an Oberförfter in 
ihrer Eigenſchaft als GQutsvorfteher zu verfahren. 
Im Auftrage: Wachhter. 


Waldarbeiter. Arbeiter⸗Verſicherung. 
42. 
Die Haftung der Gemeinde auf Grund des Geſetzes, betr. die 
Unfall: und Krantenverficherung der in Tand- und forftwirtkichaftlicken 
Betrieben befchäftigten Perfonen, ift nicht abhängig von der Unter- 
Räßungspflicht der Eltern gegen die Kinder und der Kinder gegen 
die Litern. 

W. erlitt während feiner Beichäftigung im lanbwirtbichaftlichen Betriebe feines 
Baters einen Unfall, infolge deffen ihm von der landwirthſchaftſichen VBerufsgenofien- 
ſchaft eine Unfallrente gewährt wird; während der erften 13 Wochen hat er ſich bie 
ärztliche Behandlung und die Heilmittel felbft befchafft; er verlangt jett Erftattung 
der bezahlten Beträge von ber Gemeinde bes Beichäftigungsortes. Die Gemeinde 
beftritt ihre Verpflichtung, da der Vater des W. unterflüungspflichtig und -vermögend fe. 
Der Landrath gab ber Gemeinde auf, dem Anfpruche des W. zu genügen; diefe Ent- 
ſcheidung if vom Bezirksausirguß und vom Oberverwaltungsgerichte beflätigt worden. 

8 10 Abf. 1 bes Reichsgeſ. vom 5. Mai 1886**) beftimmt: „Während der erfien 
13 Wochen nah bein Unfall eines Arbeiter bat die Gemeinde . . . demfelben die 
Koften des Heilverfahrens . . . zu gewähren. Diele Verpflichtung befteht nicht, in- 
foweit die Berlettten auf Grund landesgeſetzlicher Betimmungen .. . Aniprud 
auf eine gleihe Fürſorge haben...“ Einzelne Schriftfteller, namentlich 
v. Woedtle, rechnen zu dieſen landesgeſetzlichen Vorfchriften auch die Beſtimmungen 
des bürgerlichen Rechts über die Unterftügungspfliht vermögender Eltern gegen be- 
dürftige Kinder und umgelehrt; in biefem Sinne bat fi auch der Abgeordnete 
Schrader im Neichötage geäußert, ohne daß ihm ausdrücklich widerſprochen worden if. 

Das O. B. G. hat in Uebereinftiinmung mit bem bayrifchen Bermwaltungsgerichts- 
hof das Gegeutheil angenommen: „in Anbetracht des Zieles des Geſetzes und ber 
fozialen Geſetze überhaupt. Dem Geſetzgeber wäre anderenfalls zu unterftellen, daß 
er zwar den vermögenden Arbeitern einen unbedingten Auſpruch an bie Gemeinden 
auf die Gewährung be# freien Arztes und ber Heilmittel, Dagegen den unvermögen- 
den Arbeitern den gleichen Anſpruch nur für den Fall zugeſtanden hätte, daß ihre 
Berwandten fi in der die Gewährung der Interfiitung ermöglicdenden Bermögens- 
lage nicht befänden. (Eine berart ungleuhmäßige Behandlung der Arbeiter wider⸗ 
ſpricht den Grundfägen, die im Uebrigen diefes Geſetz und die ganze foziale Gefeg- 
gebung beberrfhen und dahin geben, daß den verficherten Arbeitern die in den 


*) Jahrb. Bd. IX. ©. 2. 
“*) Jahrb. Bd. XVIIL ©. 194. 
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Geſetzen vorgefehenen Unterſtützungsanfprüche ohne Nüdfiht anf ihre eigene Ver⸗ 
mögenslage und biejenige ihrer Familien zuſtehen follen. Der Wortlaut zwingt zw 
einer derartigen Auslegung des Geſetzes nicht nur nicht, fondern es Täßt fich auch aus der 
Gleichſtellung ber Anſpruche auf Fürforge „auf Grund Iandesgefetzlicher Beſtimmungen“ 
mit der „auf Grund der Krankenverſicherung“ beftebenden Anſpruchen entnehmen, 
daß, wie für die Kranfenverfiherung die Bermögenslage der Arbeiter und ihrer Ber- 
wandte außer Betracht bleibt, fo auch bei ber „Ianbesgefetlichen Beſtimmungen“ 
nur ſolche gemeint find, die den Arbeitern einen von ihrer und ihrer Verwandten 
Bermögenslage völlig unabhängigen Anſpruch auf die Heilbehandlung gewähren. 
Entf. d. O.B.⸗G., III. Senats, vom 9. März 1898. Entſcheid. Bd. 88, S. 399. 
K. D. 


48. 


Im Sinne des Gefehes, betr. die Derficherung der land- und forſt⸗ 

wirthfchaftlichen Arbeiter vom 5. Mai 1886, ift die forftwirthfchaftliche 

Chätigfeit in der Regel erft dann als abgefchloffen anzufehen, wenn 

das von einem Anderen gelaufte Bolz über die Waldesgrenze hinaus 

gefchafft oder doch bis an einen für Caſtfuhrwerke brauchbaren Weg 
im Walde gebracht ift. 


Der Arbeiter W. trug am 2. Januar 1896 im Walde der Stadtgemeinde ©. 
das von einem Aderer gelaufte Holz zum Zwecke der Abfuhr nach dem Wege. Bei 
diefer Arbeit erlitt er eine Verrenkung des linken Oberarmes. Die Gemeinde des 
Wohnortes gervährte dem W. 18 Wochen lang Heilbehandlung; fie verlangte ſodann 
Erfatz der Koſten von ber Stadtgemeinde S. auf Grund des $ 10 des Geſetzes vom 
5. Mai 1886; die Gemeinde ©. lehnte den Erfak ab, weil ber Unfall nicht in ihrem 
forſtwirthſchaftlichen, fondern dem Ianbwirtbichaftlichen Betriebe des Ackerers eingetreten 
fei, der von ihr das Holy gelauft und überliefert erhalten habe. Der Bezirksansſchuß 
wieß die Klage ab; das Oberverwaltungsgericht aber hat die Stadtgemeinde ©. 
vernrtbeilt. 

Gemäß 8 10 Abſ. 2 des Geſetzes vom 5. Mai 1886 war die Gemeinde des 
Wohnfiges des W. zur Gewährung der Heilbehandlung für die erfien 13 Wochen 
verpflichtet; diefe Verpflichtung der Wohnfittgemeimde verfiand ſich indes vorbehaltlich 
des Erfakanfprudes an bie Gemeinde, in deren Bezirk der Verletzte befchäftigt war. 

Es ift unerheblich, ob die Gemeinde S. ober ber Käufer des Holzes den Verun⸗ 
glüdten mit ber Wrbeit, bei der er verunglädte, beauftragt hatte; es kommt vielmehr nur 
darauf an, ob die Heranſchaffung des eingefchlagenen Holzes nad bem Wege noch als 
eine forftmirtbfchaftliche Arbeit zu beurtbeilen ift; im Bejahungsfalle gilt der Forſt 
als Beſchaͤftigungsort; im Berneinungsfalle wäre die Arbeit, da das Holz offenbar 
für die Landwirthſchaft des Ackerers angelauft war nnd behufs Berwendung in biefem 
Betriebe fortgefahren werden follte, als eine landwirthſchaftliche zu beurteilen. In 
Uebereinftimmung mit dem Reichs-Berfiherungsamt ift früher allerdings für den Yall, 
daß die Abfuhr des im Walde gefchlagenen Holzes nicht für Rechnung des linter- 
nehmers des forftwirthfchaftlichen Betriebes erfolgt, angenommen worden, daß die auf 
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bie Gewinnung gebrauchsfähigen Holzes gerichtete Thätigkeit und bamit der forfhuirth- 
ſchaftliche Betrieb mit der Yällung und Herrichtung des Holzes für ben Gebrauch umd 
Berlauf abfchließt (f. Entfcheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bb. XXL, ©. 367). 
Neuerdings bat das Reichs⸗Verſicherungsamt jeboch nach voranusgegangener Berathung 
mit Vertretern ber Preußifchen Staatsforfivenwaltung den Grundſatz aufgeftellt, daß 
die forſtwirthſchaftliche Thätigleit in der Regel erfi dann als abgeichloffen anzufehen 
it, wenn das von einem Anderen gelaufte Holz über bie Walbesgrenze binausgeichafit 
oder doch bis an einen für Laſtfuhrwerk brauchbaren Weg im Walbe gebracht iR. 
Hieran dat das Reichs⸗Verſicherungsamt feitdem in wiederholten Plenarenticheidungen 
für die Anwendung des Geſetzes liber die LUnfall- und Krankenverſicherung der in 
land⸗ und forftwirtbfchaftlichen Betrieben befchäftigten Perſonen feftgehalten (f. Hand 
buch des Reichs⸗Verſicherungsamtes, 2. Aufl., S. 548) und biefer Rechtſprechung ik 
auch für den vorliegenden Fall dadurch Rechnung getragen worden, daß bie bem 
Arbeiter W. zuftebende Rente von der land» und forftwirtäichaftlichen Berufsgeruofien- 
fchaft für die Provinz Sachſen übernommen worden ift, während fie anderenfalls von 
der Berufsgenoffenichaft für die Brovinz Hannover zu übernehmen war. 

Der jet maßgebenden Auffaffung bes Neichs-Verficherungsamtes beizutreten, hat 

der Gerichtshof Fein Bedenken getragen. Was bie Beklagte biergegen geltend macht, 
nämlid, daß der Walbeigenthümer gar nicht in der Lage fei, die Käufer für bie Ab 
fuhr des Holzes mit Weifungen zu verfehen und fie namentlich bei Glatteis bon ber 
Abfuhr und von Arbeiten im Walde abzuhalten, kann nicht unbedingt als zutreffend 
anerlannt werden, da es nicht für ausgefchloffen zu erachten ift, daß der Eigenthümer 
des Waldes bie Käufer des Holzes verpflichtet, von der Abfuhr des Holzes ober von 
deffen Hinfchaffung zu einem Wege zu derjenigen Zeit abzufehen, in der der Walb- 
befitter dies für geboten hält. Jedenfalls aber kann diefer Grund für die Frage, 
was begrifflih zum forftwirthfchaftlichen Betriebe gehört, nicht in Betracht kommen, 
zumal es fich auch dagegen geltend machen ließe, daß das Fällen des Holzes and 
dann, wenn e8 für Rechnung des Käufers des Holzes geichieht, zum forftwirtbfchaft- 
lichen Betriebe gehört. Der Begriff bes foritwirtbfchaftlichen Betriebes it unabhängig 
davon zu befiimmen, ob der Walbbefiter felbft oder ob feine Käufer das gewachſene 
Holz fällen und an diejenige Stelle im Walde fchaffen, von der aus es einem anderen 
wirthichaftlichen Betriebe zugeführt werben fol. Sofern das gefällte Holz nicht fchon 
im Walde für einen anderen wirtbichaftlichen Betrieb Verwendung findet, fondern 
einem anderen wirthichaftlichen Betriebe erſt außerhalb des Waldes zugeführt werben 
foll, ift es gereshtfertigt, die forſtwirthſchaftliche Thätigkeit nicht eher für abgefchloffen 
zu erachten, als biß das Holz an einen Weg im Walde behufs ber Verladung und 
der Abfuhr nach der Vetriebsftätte, in ber e8 Verwendung finden ſoll, Bingefchafft 
worden ift. 
- Da der Wald zum Bezirke ber VBellagten gehört, ift fie als die Gemeinde bes 
Beichäftigungsortes zur Uebernahme der Krankenpflege für die erſten 18 Wochen nach 
dem Unfall verpflichtet, und ba die Höhe bes Erſatzanſpruches außer Streit if, wer 
fie nach dem Antrage der Klägerin zu verurtheilen. Entſch. bes O.-B.-&., IIL Senats, 
som 11. Mai 1898. Entſcheid. Bd. 83, &. 401. 8.2. 
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44. 
Derficherungsrechtliche Zugehörigkeit der Beförderung von Kolz 
auf einer Waldeifenbahn. 


Allgem. Berfg. des Minifteriums für Banbwirthichaft sc. an ſaͤmmtliche Königlichen Regierungen mit 
Ausfhluh derer zu Münftes, Aurih und Sigmaringen. IIL 4071. 


Berlin, den 24. Mär; 1899. 

Die Königliche Regieruflg wird darauf aufmerffam gemacht, daß nad) der in ben 
amtlichen Nachrichten de3 Neichs-Verfiherungsamts für 1899 auf Seite 222/828 ab- 
gedruckten Relursentfcheidbung Nr. 1738 (a) eine Walbeifenbahn einem für Laſtfuhr⸗ 
wert brauchbaren Fahrweg im Sinne der Relursentfcheidung Nr. 1264 (b) gleichfteht. 


Im Auftrage: Waechter. 


8. 

Die Firma N. Hatte von dem Neichs-Militärfistus Holz aus einem biefem ge- 
börenden Walde mit der Mbrebe gefauft, daß die Abfuhr bes Holzes auf einer Wald- 
eifenbahn erfolgen ſollte. Die Firma legte eine ſolche Bahn an und ſchloß mit bem 
Tyuhrunternehmer &. einen Vertrag bahin ab, daß er ben Transport der Lowries auf 
den Schienengeleifen mit feinen Leuten und feinen Pferden ausführen, die Arbeiter 
der Firma aber das Auf» und Abladen bes Holzes beforgen follten. 

Bei ber Beförderung einer leeren Lowry verunglüdte der Kläger, der bei dem 
Fuhrunternehmer X. feit etwa 3'/, Jahren in Arbeit ftand und mit ungefähr 30 Mit- 
arbeitern von X. zu ber Arheitsftelle gefandt war. Sowohl die Fuhrwerks⸗Berufs⸗ 
genoffenfchaft als auch das Schiedsgericht für dieſe Berufsgenoffenichaft haben den 
Anfpruc des Klägers auf Zahlung einer Unfalfente abgelehnt, weil der Unfall ſich 
nicht in dem gewerbsmäßigen Fuhrbetriebe des X. ereignet habe, und nur dieſer 
Betrieb bei der Fuhrwerls-Berufsgenoffenfchaft verfichert fei. 

Das Meicht » VBerfiherungsamt dagegen bat dur Rekursentſcheidung vom 
1. Juli 1898 die Verpflichtung der Fuhrwerks⸗Berufsgenofſenſchaft zur Entſchädigung 
des Klägers aus folgenden ben Sachverhalt genauer ergebenden Gründen anerkannt: 

Bei der Prüfung ber Trage, welcher Verficherungsträger für die Folgen des 
Unfalls einzutreten bat, if davon auszugehen, daB der Unfall fich bei ber Beförderung 
einer Lowry auf einer Waldbahn ereignet hat, die — wie das Reichs⸗Verſicherungs⸗ 
amt bereits wiederholt angenommen hat — regelmäßig einem für Laftfuhrwerf brauch. 
baren Fahrweg im Sinne der Relursentfcheidbung 1264 (Amtliche Nachrichten des 
R.⸗V.⸗A. 1893, Seite 220) gleichzuachten iſt. Es ift ferner zu berüdfichtigen, daß 
die Beförderung des Holzes auf der Walbbahn mittelft Lowries nicht etwa durch bie 
Krbeiter des Waldeigentblimers, des Reichs⸗Militärfiskus, beforgt worden iſt. Hier- 
aus ergiebt fi zunächſt, daß ber Unfall nicht dem fisfaliichen Waldbetriebe zuzu- 
rechnen if. Der forftwirtbfchaftliche Betrieb hatte vielmehr feinen Abſchluß erreicht, 
als das Holz von der Fällungsftelle auf die Waldbahn gefchafft worden war (zu ver- 
gleihen die erwähnte Rekursentſcheidung 1264). 

Der Unfall hat fi) aber aud) nicht in dem bei der Norbdeutichen Holz.Berufs- 
genofſenſchaft verficherten Betriebe der Firma N. ereignet, denn es fehlt an einem 
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ausreichenden Anhalt dafür, daß die von dem Yuhrunternehmer X. geftellten Arbeiter 
während ihrer Beidhäftigung bei ber Waldbahn aus dem Betriebe, dem fie regelmäßig 
ihre Arbeitstraft widmeten, ausgefchieden und in ben Betrieb der Firma R. über 
getreten wären. 

Der Transport vollzog fi) vielmehr tediglich auf Rechnung und Gefahr des £ 
Diefer war, wie umbeftritten feftfieht, Unternehmer eines bei der Fuhrwerks⸗Berufs⸗ 
genoſſenſchaft Tataftwirten, gewerbsmäßigen Fuhrwerksbetriebes. Er ſtand nicht etwa 
zu ber Firma N. allein in einem dauernden Bertragsverältniß, fondern feiftete bald 
diefem, bald jenem Auftraggeber Lohnfuhren. Indem er nun für die Firma N. auf 
deren Scienengeleifen die diefer gehörenden Lowries durch feine Kutſcher und feine 
Pferde befördern ließ, führte er als Unternehmer eine Arbeit aus, die, wenn nidt 
als Beitandtheil,. jo doch jedenfalls als Nebenbetrieb feines auf die Beforderung 
fremder Sachen gegen Entgelt gerichteten Fuhrwerlabetriebes anzufehen if. Der 
Zubrunternehmer X. blieb Herr der von dem Kläger und feinen Mitarbeitern ge 
leifteten Arbeit, er hatte darüber zu beflimmen, ob, wann und wie lange die Arbeiter 
und die Pferde beim Transport befehäftigt werben follten; ihm kam das wirthſchaft⸗ 
liche Ergebniß der Arbeit infofern zu Gute, als er von der Firma N. eine Ber 
gütung bezog, in der nicht nur der Lohn für die geftellten Arbeitskräfte, fondern auf 
ein Unternehmergewinn enthalten war. Der Umftand allein, baß die Nrbeit® 
ausführung im Einzelnen nad den Anordnungen bes im Dienfte ber Firma N. 
ſtehenden Auffehers erfolgte, vermag die Annahme, daß der Kläger unb feine Mit 
arbeiter aus dem Betriebe des X. ausgeſchieden und im den Betrieb der Firma R. 
übergetreten feien, nicht zu rechtfertigen. Leiſten Fuhrwerksbeſther Fuhren für Andere 
gegen Entgelt, fo haben bie von ihnen dabei beichäftigten Arbeiter regelmäßig mehr oder 
weniger den Weifungen diefer anderen Auftraggeber oder ihrer Vertreter nachzu⸗ 
fommen. Dadurch wird noch nicht ein auf perfönlicher und wirthſchaftlicher Ab 
bängigfeit beruhendes Arbeitsverhältniß zwifchen ben Arbeitern der Fuhrwerkebeſther 
und den Auftraggebern begritnbdet. 

Hervorzuheben ift endlich aud), daß X. den Geſammtlohn des Mlägers und feiner 
Mitarbeiter der Fuhrwerks⸗Berufsgenoſſenſchaft nachgewiefen bat. 

Der Unfall, dern der Klaͤger erlitten bat, ift fomit dem der FuhrwerksBeruft⸗ 
genoffenfchaft zugehörenden Betriebe bes X. zuzurechnen. Hiernach hat die Fuhrwerlt⸗ 
Berufsgenoſſenſchaft flr die Unfallfolgen gemäß 8 5 bes Lnfaliverfidierungsgefchel 
einzutreten. 

Aus den gleichen rechtlichen Erwägungen hat das Reichs⸗Verſicherungsamt in 
einer Rekursentſcheidung vom 25. November 1898 die Gefpanndienfte, die ein fell 
ſtaͤndiger Fuhrunternehmer mit feinen Kutfchern und feinen Pferden dem Imternehmer 
eines bei ber Tiefbau-Berufsgenoffenfchaft kataſtrirten Betriebes beim Neubas einer 
Eifenbahnftrede Teiftete (Beförderung der dem Bauunternehmer gehörenden Lewriet 
auf beffen Geleifen), als einen Nebenbetrieb bes Betriebes des Auhrunternehmers 
angefeben. Da das Fuhrgefchaͤft bei der Fubrwerts-Berufsgenoffenfchaft Tataftrist 
war, fo ift diefe Berufsgenoffenfhaft für ſchuldig erachtet worden, einen nfall m 
entfhäbigen, den ein von bem Fuhrunternehmer geftellter Kutfcher bei der Beſörberung 
der Lowries erlitten batte. 
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Berufsgenoffenfchaftlihe Zugehörigkeit der Abfuhr von Holz aus 
dem Walde. 


Hierüber bat fid) das Reichs-Berficherungsamt in einer Rekursentſcheidung vom 
223. Inni 1808, wie folgt, ausgeſprochen: 

Der Unfall bat fich innerhalb bes Waldes ereignet, als der Kläger damit be- 
Thäftigt war, ein von feinem Arbeitgeber, einem Mrühlenbefiger, gelauftes Stüd 
Bauholz aus der Königlichen Forſt binauszufchaffen. Nach der ftändigen Praris bes 
Neichs-Verficherungsamts (zu vergleichen Handbuch der Unfallverfiherung An⸗ 
mertung 2b Abfak 8 zu $ 18 des landwirthſchaftlichen Unfallverfiherungsgefeges) ift 
Das Herausſchaffen bes Holzes ans dem Walde fo lange dem forfiwirthichaftlichen 
Betriebe zuzurechnen, bis die Waldesgrenze itberfchritten, oder doch ein dem allgemeinen 
Berkehr dienender Öffentlicher Fahrweg oder auch ein privater, für Laſtfuhrwerk 
praftifabler Fahrweg erreicht ift (zu vergleichen Beſcheid 1205, Amtliche Nachrichten 
des R.B.A. 1893 Seite 122). Diefe Praris gründet fi) darauf, daß grundfäglich 
zum land» und forftwirtbfchaftlichen Betriebe alle biejenigen Hanblungen gehören, 
welche die Berwerthung ber in dem Betriebe gewonnenen Erzeugnifie erfi ermöglichen 
unb daber für bie Fortführung einer georbneten Verwaltung nothwendig und un- 
erläßlich find. So erreicht die Forſtwirthſchaft insbefondere ihren Abſchluß grund- 
fäglich nicht bereits mit dem Fällen des Holzes, fonbern erſt mit der Fortſchaffung 
defielben, da ohne die Wegräumung des geichlagenen Holzes eine orbnungsmäßige 
Weiterführung bes Betriebes nicht benfbar if. Der Forſtbeſitzer ift bei der Abfuhr 
bes geſchlagenen Holzes ſtets noch in erheblichſtem Maße intereffirt, und zwar aud 
dann, wenn er das Holz einem Dritten, indbefondere einem Käufer, übergeben und 
zur freien Verfügung überwiefen hat, und wenn die Abfuhr durch die Leute diefes 
Dritten, ohne irgend eine Mitwirkung bes Forftbefitzers oder feiner Angeftellten, erfolgt. 
Dazu Tommt, daß bie Abfuhr des Holzes regelmäßig noch folhe Gefahren in fi 
birgt, welche gerade ber Yorftwirthichaft eigenthümlich find. Dies trifft namentlich 
zu, fo lange bie Abfuhr noch unmittelbar auf dem Waldboden ohne Benutzung eines 
Weges oder auf unebenen, ſchlechten Waldwegen gefchieht (zu vergleichen bie Rekurs⸗ 
entfheidungen 808, 946, Amtliche Nachrichten des R.V.A. 18%, S. 167, 1891, 
S. 19). Hat Hingegen der von bem Holzläufer ausgeführte Transport erft einen 
Öffentlichen Weg oder eine für Laſtfuhrwerk praktikable Straße erreicht, fo befteben für 
den Transport die befonderen Gefahren des Waldes nicht mehr in hervorragenden 
Maße. Die Verbindung mit dem forftwirthichaftlichen Betriebe ift dann nur noch 
eine Iofe, e8 handelt fi im Wefentlihen nur noch um die allgemeinen Gefahren bes 
gewöhnlichen Lebens, und ein dann eintretender Unfall wird in der Regel dem Forſt⸗ 
betriebe nicht mehr zuzurechnen fein. 

Uebrigens enthält die vorftehende Auffaffung nicht etwa einen Widerfprud 
gegenüber ben in dem Rumbdfchreiben des Reichs-Berfiherungsamts vom 10. Januar 
1889 — Amtliche Nachrichten des R.B.A. 1889, S. 89 — ausgefprochenen Grund⸗ 
fäten, ſondern eine weitere Ausgeflaltung und Durchführung ber letzteren im Anfchluß 
an den dem gebachten Nundſchreiben zu Grunde liegenden Gedanken, daß die Aberntung 
des Waldes in ber Negel noch dem Betriebe des Walbbefikerß zugerechnet werden 
muß. Wie weit fich dieſe Aberntung erſtreckt, und welche einzelnen Handlungen ihr 
noch beizuzählen find, hat das Rundfchreiben, wie der letzte Abſatz defielben Klar ergiebt, 

Jahrb. d. Preuß. Korft- und Jagbgeiehg. XXXL 9 
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nicht entſchieden und auch nicht entfcheiben wollen; e8 hat nur zu erfennen gegeben, 
baß die Fällung des Holzes, um welche es fi) damals hauptfächlich handelte, jedenfalls 
als ein Theil der Aberntung des Waldes anzufehen und zu behandeln fei. Folgerichtig 
muß aber von ben gleichen Geſichtspunkten aus auch die Abfuhr des Holzes bis zu 
der angegebenen Grenze der Aberntung noch zugerechnet werden. 

Da im vorliegenden alle diefe Grenze nicht erreicht if, der linfall fich vielmehr 
ereignete, noch ehe der Kläger mit dem abzufahrenden Holze Aberhaupt bis an einen 
Weg gelangt war, fo ift biefer Unfall nicht als im Betriebe des Arbeitgebers des 
Klägers, fondern als in bem des Königlichen Forfifisfus vorgelonmen zu erachten. 
Daraus folgt, daß nicht die Beklagte, fonbern der Königliche Forſtoſikus zur Schab- 
loshaltung des Klägers verpflichtet if. 


Forſtinltur und Bewirthſchaftung. LBegeben. 


45, 
Nene Drudliegung der Anweifung für Dränage- Entwürfe. 


Allgem. Berfg. bes Minifteriums für Lanbwirtbfchaft sc. an fämmtliche Herren Ober PBräflbenten, — 

jämmtlicke Herren Wegierungs: Bräfidenten, — fänmetlihe Königlichen GenrralBumilionen, — 

fänımtlige Königlichen Meliorations-Baubeamien, — bie Königliche Banbiwirthichaftliche Hochſchule zu 

Berlin, — die Königlihe Lanbmwirtbfchaftliche Alademie zu Poppelsdorf. — die Königliden Forſt⸗ 

alabemien zu Eberswalde und Münden, — die Königliche Anftebelungs-Kommiffton für Weftpreuben 
und Poſen zu Poſen. L C. 2397. IL 2333. IIL 48230. 


Berlin, den 25. Mär; 1899. 

Die von der Königlichen General-Lommiffion für Schlefien herausgegebene An- 
weifung zur Aufftellung von Dränage-Entwürfen nebft Karten und graphijcher Tafel 
iR neuerdings einer Umarbeitung unterzogen, bei welcher die feither gemadjten Er⸗ 
fahrungen Berückſichtigung gefunden Haben. Sie ift fowohl bei der Ausarbeitung 
von Entwürfen für Dränngen, als auch bei der Kontrolle und Abnahme der letzteren 
anzumenbden. 

Die Verlagsbuchhandlung von J. Springer bierfelbft, welcher der Berlag ge- 
nannter Anweifung überlaffen wurbe, ift veranlaßt, die für dort beſtimmten Frei⸗ 
expemplare portofrei zuzufenden. 

Die für die Meliorations-Baubeamten beftimmten Eremplare diefes Erlafies und 
der Anweifung find den Schreiben an die Herren ‚Ober-Pröfidenten beigefügt. Die 
Herten Regierungs-PBräfidenten wollen, fofern ein zweites (Exemplar, beigefügt if, 
daſſelbe der Abtheilung III zuftellen. 

v. Hammerfein. 


—_____ 


46. 
Betr. den Anbau der Alazie. 
Berfg. des Minifteriums für Sandiwirtbichaft sc. IIL 6435. 
Berlin, den 2%. April 1899. 
Das Holz der Alazie (Robinia pseudacaoia) bildet in neuerer Zeit einen 
Gegenſtand wachſender Nachfrage im Holzhandel. Während feine frühere Verwendung 
zu Schiffsnägeln fat ganz aufgehört hat, wird das Alazienholz gegenwärtig zur Her⸗ 
Nellung von Rebpfählen und Grubenhößzern in ſteigendem Maße begehrt, abgefchen 
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von feinem burc bie Fortſchritte der Technik uwerandert geblichenen hoben Werthe 
für eine Reihe von Stellmacher-Arbeiten. Auch die forftliche und volkswirthſchaftliche 
Zagesliteratur beginnt, dem Anbau und der Berwerthung ber Alazie größere Be 
achtung zuzumenden. 

Indem ich darauf hinmweife, daß die Alazie auf geeigneten Standorten ſchon im 
Sjährigen Niederwalb-Umtriebe erhebliche Reinerträge abzumerfen vermag, wobei ich 
neben anberen befonders bie geringen mit Eichenſchälwald beftodten Böden im Auge 
Habe, die infolge der zurückgegangenen Rindenpreife ſchon feit Jahren feinen befriedi- 
genden Ertrag mehr liefern, veranlaffe ich die Königliche Regierung, ihre Aufmerk⸗ 
famleit dem Anbau der Alazie zuzuwenden. 

Im Auftrage: Donner. 


47. 
Känftliche Düngung forft- und domänenfiskalifcher Meliorationswiefen. 
Allgem. Berfg. bes Minifterlums für Landwirthſchaft ꝛc. an ſämmtliche Königliche Regierungen _ 
(mit Wusichluß von Aurich und Sigmaringen). II. 4398. IL 4014. 


Berlin, den 13, Mat 1899. 


Bei der künftlihen Düngung forfl- und domänenfiskaliſcher Meliorationswieſen, 
foweit fie vermaltungsfeitig erfolgt, ift Fünftig zu prüfen, ob es fich wicht empfiehlt, 
flatt des Kainits das in letter Zeit in den Handel gelommene 4Oproc. Kalifalz zu 
verwenden. Letzteres verlangt nämlich weit geringere Transportloften, da dem Kali⸗ 
gehalt nach 1 Centner diefes Salzes 8'4 Centnern Katnit entfpridht, und wird überall 
da den Vorzug verdienen, wo es fih um große Entfernungen vom Bezugsorte 
handelt, obwohl beim Anlauf 1 kg Kalı in dem Zoncentrirten Salz ſich etwas theurer 
ftelt, al8 im Kainit. Nach einen Bericht der Dünger-Abtbeilung der Deutfchen 
Landwirthſchafts⸗Geſellſchaft beträgt der Preis für 1 kg reines Kali in den beiben 
Salzen bei loſer Verladung gleichmäßig 18 Pfg. zwar erft auf ben 880 km von 
Staßfurt entfernt liegenden Stationen, bei Verladung in Säcken, wie fie allermeift 
verlangt werden bürfte, Toften dagegen bei der. genannten Entfernung von Staßfurt 
100 Doppelcentner des koncentrirten Selges 728 Marl, die rüdfichtli) des Kali- 
gehaltes gleichwerthige Menge von 325 Doppelcentnern Kainit 816,40 Mark, alſo 
88,40 Mark mehr. Weber bie im einzelnen Fall bis zur Bahnſtation erwachſenden 
Koften bei Bezug des Kali in konzentrirtem Salz einerfeits und in Katıtit anderer 
feits ift von der Dünger» Wbtbeiling der Deutſchen Lanbwirtbichafte » Geſellſchaft 
Auskunft zu erhalten. 

Ich beftimme übrigens, baß für die zu melisrirenben ferftfisfalifchen Wiefen- 
flächen in gleicher Weife, wie dies bezüglich der Moonkulturflächen durch Verfügung 
vom 16. März 1896 (III. 2881)*) angeordnet werben if, Lagerbucher angelegt 
werden, wa folche bisher noch wicht geführt worden find. Diefe Lagerbücher find 
künftig bei allen Berichterſtattungen, welche fi auf biefe Kulturen Beziehen, mir 


vorzulegen, 
Am Auftrage: Donner. 


°, Jahrb. Bb, XXVIO. ©. 127. 


9% 


— 1109 — 


Holzabgabe und Holzverlauf. Taxen. Rebenuntgungen. 
48. 
Neues Muſter zur Verhandlung über die Verſteigerung eingeſchlagenen 
Bolʒes. 


augem. Berg. des Minifteriums für Landiwirtbfhaft x. an ſaämmtliche Königlichen Stegierungen 
(mit Aueſchluß von Aurich unb Sigmaringen). IIL 7457. 


Berlin, den 12. Juni 189. 

Der Berhandlung über die Verfteigerung eingefchlagenen Holzes (Anlage L zur 
Geichäftsanweifung für die Oberförfter der Königlich Preußiſchen Staatsforften vom 
4. Juni 1870)*) ift vom Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches ab bas an 
liegende Mufter (a) zu Grunde zu legen. 

Das in der genannten Anlage gegebene Mufter für die Nachweiſung bes wer 
feigerten Holzes bleibt unveränbert. 

Benn bie Königliche Regierung mit Aüdficht auf die im dortigen Bezirke ob 
weltenden Berbältniffe eine Ergänzung ber allgemeinen Berlaufsbebingungen für 
nothwendig oder zwedimäßig erachtet, jo bleibt ihr überlaffen, bie dieferhalb erforder 
lichen Feſtſetzungen in ben befonderen Berfaufsbebingungen zu treffen. Ich bemere 
indefien hierzu Folgendes: 

1. Die von einzelnen Regierungen in Vorſchlag gebrachte Aufnahme einer de 
dingung, daß unfichere oder nicht gehörig belannte Perfonen vom Mitbien 
ausgefchloffen ober zu bemfelben nur gegen Gicherbeitsleiftung zugelafa 
werden lönnen, und baß der Zuſchlag verfagt werben kann, wenn Bedenlen 
gegen bie Berfon des Bietenden obwalten, empfiehlt fich nicht, da dadurch be 
Gefahr perfönlider Komflilte zwifchen dem verfleigernden Beamten und den 
Bietern herbeigeführt wird. Die Mr. 8 ber allgemeinen Verlaufsbedingungen 
bietet dem verfteigernden Beamten eine ausreichende Handhabe, um Weib 
gebote auch dann als nicht annehmbar zuruckzuweiſen, wenn die Perſonlichkeit 
oder die Vermögensverhältniffe des Bietenden feine genügende Sicherheit für 

. die Erfüllung feiner Berbinblichleiten gewähren, oder wenn bie Bertretung® 

macht desjenigen, welcher fir einen Dritten ein Gebot abgegeben hat, wict 
nachgewiefen ift. | 

23. Die Vertransfirafen und die zu erflattenden Rückerlöhne (Nr. 11 der ale 
meinen Bedingungen) unterliegen nicht der Einziehung im Verwaltunze⸗ 
zwangsverfahren; die von einzelnen Regierungen in Borfchlag gebrachte Huf 
nahme einer Bedingung, welche bie Einziehung auf diefem Wege zuläßt, # 
daher nicht angängig. 

3. Es eriheint nicht angemeffen, die Käufer Aber bie im Bürgerlichen Geſer⸗ 
buche gezogenen Grenzen hinaus für Beſchädigungen haftbar zu maden, 
weiche durch beren. Arbeiter und Fuhrleute bei derrichtung und Abfuhr de 
Holzes verurſacht werden. 

4. Es iſt von der in Anregung gebrachten Aufnahme einer Bedingung Abend 
zu nehmen, inhalt deren die Haftung des Fiskus für Vetriebsunfälle bei ber 
Abfuhr des Holzes auf die Käufer Übertragen wird. 


®) Jahrb. Vd. III. ©. 2. 
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. .d. Nicht. erforderlich erſcheint es, für die Nichterfüllung der in Nr. 18 der allge- 
meinen Bebingungen erwähnten Unzeigepflicht des Käufers tod eine befonbere 
Bertragsftrafe feſtzuſetzen. 

6. Was bie in den befonderen Bebingungen aufzunehmenden Feſtſebumgen über 
die Kreditieung des Kaufpreiſes und bie ver Bezahlung beffelben gegen 
Sicherheitsleiftung zuzulaffende Aushändigung ber Holgverabfolgezettel anlangt, 
fo verweife ich die Königliche Regierung dieferhalb auf meine Verfügung vom 
7. Januar 1896 — HI 17706/95 —*), in welcher ausgefprochen it, daß 
es leinem Bedenken begegnet, bie in meiner Berfügung vom 22. Dezember 
1894 — IIL 164687 —**) unter II. 1—5 für den Berlauf von Holz vor 
dem Einſchlage ausgefprochenen Grunbfäge in fachgemäßer Weile auch auf den 
Berlauf von Holz nach dem Einfchlage in Anwendung zu bringen. Die in 
der letttgenannten Verfügung unter IL 14 und 17 getroffenen Beftimmungen 
werden hierbei ebenfalls zu beachten fein. Endlich find auch die daſelbſt unter 
II. 15 und 16 aufgeftellten Srundfäge für den Verlauf eingeſchlagenen 
Holzes maßgebend. 

In welchen Fallen die unterſchriftliche Vollziehung der Verfteigerungs- 
verhandlung durch die Meiſtbietenden zu verlangen iſt, und ob und inwieweit 
Bermerle über die Zuſchlagsertheilung und über bie Zurückweiſung von 
Geboten in die Berfteigerungsverhandlung aufzumehmen find, hat die König- 

liche Regierung Ihrerſeits zu beftimmen und den danach etiwa erforderlichen 
Bordrud für das Berhanblungsformular feitzufegen. Bon der Unterzeichnung 
der Verfteigerungsverhandlung durch die Burgen mittelſt eigenhänbiger 
Ramensunterfchrift darf nur dann Abſtand genommen werden, wenn bereits 
eine der Borfchriften der 88 765, 766, 126 des Bürgerlichen Gefebuches**”) 
entſprechende ſchriftliche ſelbſtſchuldneriſche waurgichafteertiarung derſelben 
Vor - 

Die Königliche Regierung hat hiernach das Weitere zu veranlaffen. 

. . Gleichzeitig beauftrage ˖ ich Diefelbe, unter Zuziehung Ihres Juſtitiars zu 

prifen, ob die von Ihr für den dortigen Bent in Gemäßbeit meiner Ber- 
En naen fie den Bertanf von © .... — feftgeieiten allgemeinen 


“) Sahrb. —2 XVII, © 40 
“) Jahrb. Bb. XXVIIL, ©. 6. 
vr, Die 45 765, 766 unb 126 des B. G. 8. Lauten: 
5 765. Durch den Bargſchaftavertrag verpflichtet ſich der Bürge gegenüber dem Gläubiger eines 
‚ Dritten für bie Erfüllung der Verbindlichteit des Dritten einzuftehen. 
"He Bürgihaft kann auch für eine Tünftige ober eine bedingte Berbindlichkeit - über- 
: nommen werben. 
5 166. Bur Gültigfelt des Vürgichaftävertrages if ſchriftliche Ertheilung ber Bürgfhoftserfiärung 
exforderlich. Soweit ber Burge die Hauptverbindlichkeit erfüllt, wirr ver Mangel der Forkı 


geheilt. 
9 126. Iſt durch Geſeßg ſchriftliche Form vorgeſchrieben, fo muß bie Urkunde von dem Wusfteller 
eigenhändig durch Namendunterſchrift ober wmittelft gerichtlich aber notariell beglaubigten 
Handzeichenß untergeichnet werben. 
Bei einem Bertrage muß bie Unterzeichnung der Varteien anf derſelben Urkunde er- 
. „folgen. Werben über ben Vertrag mehrere gleihlautenbe Urkunden, anfgenommen, fo genügt. 

? 7° e8, wenn jebe Partet die für die andere Bartei beftimmie Urkunde unterzeichnet. 

Die ſchriſtliche Form wird durch die gerichtliche ober notarielle Beurkundung eriept. 
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die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches und ber fonfligen, gleichzeitig 
mit biefem in Kraft tretenden umb das Burgerliche Recht berührenden Geſetze 
einer Abänderımg ober Ergänzung bebürfen. Mer bisherige materielle Inhalt 
dieſer Bebingungen if Hierbei thunlichſt beigubehalten. Leber bie erforber- 
lichen Abändernngen und Ergänzungen bat die Königlide Regierung ſelb⸗ 
Kändig Entiheidung zu treffen. 

Einer gleichen Prüfung und eventuellen Wbänberung und Ergänzung 
find bie von der Königlichen Regierung für ben dortigen Bezirk feſtgeſetzten 
allgemeinen Bedingungen für ben Verlauf von Holz im Wege des fchriftlichen 
Angebotes, ſowie für den Berlauf, die Bermiethung unb die Berpachtung von 
Forſmebennutzungen zu unterziehen. 


Rotirt 
im SHolgmanual und 
unter Mr. . : . des 
Solleinnahmebuchs 
und zur Erhebung an 
die Kaſſe abgegeben. 
...... ben....19.. 


Der Oberförfter. 


Erhalten am 
........ 19.. 


der Solleinnahme des 
Manuals, 


An den Oberförfter 
zurüdgegeben am 


Der Rendant, 


Im Auftrage: Waechter. 





a. 
Forſtkaſſe zu.............. 
Nr. 
Bahlımgstermin bis zum .. -.. . . 19.. Des 
Oberfrnerei............. rate. 
| 19... 
Schutbeiitl . oo eeeeerere ne iahr 


Berbanbiung über bie Verſteigerung eingeſchlegenen 
Holzes. 


Aufgenommen.............. den...... 19.. 


von dem Königlichen Oberföürfer .. . ...- - in Gegen- 
wart des Koniglichen..... 


Nach vorheriger Belanntmahung ber heute vorzu⸗ 
nehmenden Berfteigerung von Holz aus der Oberförfterei 
ER wurde den Bietungsluftigen befammt 
gemacht, daß ber Berlauf unter nachfiehenden, in zwei %b- 
dbrüden zur Einficht ausgelegten Bedingungen erfolgt. 


Allgemeine Bedingungen. 


1. Berfonen, welde nicht Angehörige eine® Deutfchen 
Bundesſtaates find oder welche innerhalb des Deutfchen 
Reiches Teinen Wohnfik haben, kann der verfteigernbe 
Beamte vom Mitbieten ausfchließen, jo lange fie nicht 
eine ausreichenbe Sicherheit in baarem Gelde ober m 
zur Sicherheitsleiſtung geeigneten Wertbpapieren ge 
feiftet haben, oder einen tauglichen, innerhalb des 
Deutichen Reiches wolmenden Bürgen flellen. 

2. Die Gebote find nicht für die Einheit, fonbern fär 
jedes Berlaufsloos im Ganzen abzugeben. 


8, 
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Der Zuſchlag geſchieht an den Meiftbietenden burd) 
den verfteigernden Beamten, wenn nad feinen Er⸗ 
meſſen das Gebot annehmbar if. Andernfalls bat der 
verfleigernde Beamte bie Wahl, das Gebot gänzlich 
zurüczmveifen oder ben Zuſchlag unter Vorbehalt 
höherer Genehmigung zu ertheilen. Im letteren Fall 
bleibt der Meiftbietende zwei Wochen lang an fein 
Gebot gebunden. 

Ueber Zweifel und Streitigkeiten hinfichtlich des 
Meiftgebotes enticheidet ausſchließlich und endgültig der 
verfteigernde Beamte. Er Tann in ſolchen Fällen ein 
nochmaliges Ausgebot veranftalten. 

Dur den Zuſchlag geht die Gefahr des Berluftes, des 
Unterganges und ber Verſchlechterung bes verlauften 
Holzes auf den Käufer über. 


. Für die bei den einzelnen Verkaufslooſen angegebenen 


Mengen und Maaße und für dern mangelfreien Zuftand 
des verkauften Holzes leiſtet Fiskus feine Gewähr. 

Auch ift Käufer nicht bereditigt, den Vertrag wegen 

Irrthums über die Mengen, die Manfe oder bie 
Eigenfchaften des verlauften Holzes anzufechten. 
Die Bahlung des Kaufpreifes muß, falls fie nicht 
ſchon im Berfleigerungstermin an den Yorftlaflen- 
sendanten bewirkt wird, fpäteftens bis zum . -.. . . - 
EEE 1 erfolgen. 

Bird bis zu biefem Zeitpunkte Zahlung nicht ges 
leiftet, fo ift der Fiskus, ohne daß es einer weiteren 
Aufforderung, Androhung, Benachrichtigung oder An- 
zeige an den Käufer bedarf, nach feiner, ihm zu jeber 
Zeit zuftehenden Wahl befugt, entweder vom Ber- 
trage zuruckzutreten und über das verlaufte Holz ander⸗ 
weit beliebig zu verfligen, oder den rüdftändigen Kauf- 
preis nebft Berzugszinfen vom Tage ber Yälligleit ab 
von dem Käufer im Berwaltungszwangsverfahren oder 
im orbdentlihen Proceßverfahren einzuziehen, ober 
endlich das verkaufte Holz jeder Zeit auf Gefahr und 
Koften des Käufers für defien Rechnung durch den 
Nevierverwalter anderweitig öffentlich verfleigern zu 
laffen und fih wegen feiner Forderungen aus dem 
Erlöfe diefer Berfteigerung zu befriedigen. Reicht 
diefex Erlös zur Dedung der fislalifchen Forderungen 
und ber Koften der anderweiten Berfleigerung nicht 
aus, fo ift der entftehende Ausfall von dem urjpräng- 
lichen Käufer zu erfeßen und binnen zwei Wochen 
nad) erfolgter Zahlungsaufforderung an... ....-. 
1 zu zahlen, wibrigenfall® die Bei- 


10. 


11. 
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treibung beffelben im Berwaltungszwangsverfahren 
ober im ordentlichen Procehiverfahren erfolgt. 


. Rad Zahlung des Kaufpreifes erhält der Käufer won 


dem Forftlaffenrendanten ober ⸗Untererheber einen 
Holzverabfolgezettel über das bezahlte Holz. 


. Eine befondere liebergabe des verlauften Holzes an 


ben SKänfer findet nicht flatt. Diefelbe wird durch 
Aushändigung des Holgverabfolgezetteld an den Käufer 
als bewirkt angefehen. Käufer darf af nah Aut 
bändigung des Holzverabfolgezettel® das verlaufte Holz 
in Befig nehmen. Wunſcht ein Käufer die örtliche 
Borzeigung des verlauften Holzes, jo muß er dieſes 
fofort im Berfteigerungstermin erflären, fobald ihm 
bon dem verfteigernden Beamten der Zuſchlag — fei 
e3 mit oder ohne Vorbehalt — ertheilt ik. Die ört- 
liche Borzeigung erfolgt alsdann binmeat.... .. . - 
nad Ertheilung des vorbehaltlofen Zuſchlages be 
jiehungsweife nad, Abfendung der Benachrichtigung am 
den Käufer über die höhere Genehmigung des mit 
Borbehalt ertheilten Zufchlages. Meldet Käufer fick 
innerhalb dieſer Frift hierzu bei dem betreffenden 
Förfter nit, fo verzichtet er damit auf die örtliche 
Borzeigung des Holzes. 


. Das Eigenthum an bem verlauften Holze erwirbt 


Käufer in jedem Falle erft mit bem Zeitpunkte, im 
welhem der Kaufpreis bezahlt umd ihm ber Hola 
verabfolgezettel ausgehändigt if. 

Das Aufladen und die Abfuhr bes verkauften Holzes 
darf nur nad, Rüdgabe des Holzverabfolgezettel® an 
den betreffenden örfter bewirkt werden. Die Abfuhr 
darf nur auf den dazu angewiefenen Wegen unb nur 
an den Wocentagen ......... unb niemals vor 
Aufgang oder nad Untergang der Sonne erfolgen. 
Zuwiderbanblungen werben nad $ 38 des Feld⸗ und 
Forfipolizeigejeges vom 1. April 1880 befiraft. 

Nimmt Käufer daB verkaufte Holz eigenmädtig in 
Beſitz, bevor ihm ber Holzverabfolgezettel ausgehändigt 
ft, fo tritt außerdem die fofortige Yälligleit des Kauf- 
preifes ein. . 

Die Abfuhr bes verlauften Holzes muß bis zum 
rer nn bewirkt fein. Die Abfuhrfriſt 
kann aus erbeblihen Gründen vom Revierverwalter 
verlängert werben. Erfolgt die Abfuhr nicht binnen 
der feftgefegten Friſt, fo Tann, fofern nicht bieferhalb 
auf Grund beftehender “Polizeiverorbnungen eine Be⸗ 
frafung des Käufers eintritt, Yisfus von letzterem 
eine Bertragäftrafe von... .... für jede.. nicht 


13. 


14. 
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rechtzeitig ober garnicht abgefahrene ....... ber 
langen. Diefe Strafe kann nad) jedesmaligem Ablauf 
von weiteren . . . Wochen aufs Neue verlangt werden, 
fofern die Abfuhr nicht inzwifchen erfolgt if. Außer⸗ 
bem fteht dem Fiskus nach Ablauf der Abfuhrfrift das 
Hecht zu, das nicht abgefahrene Holz auf Koften des 


‚ Käufers an die Geſtelle und Wege oder an fonftige 


Orte räden zu lnfien, wo es one Nachtheil für den 
Fortbetrieb lagern kann. 

Iſt die Abfuhrfriſt verlängert worden, fo iſt Fiskus 
befugt, auch vor Ablauf der bewilligten Nachfriſt das 
Rüden des Holzes auf Koſten bes Käufers zu be- 
wirken. 

Die verwirlten Bertragsſtrafen und bie von dem 
Käufer zu erftattenden Nüderlöhne werben von bem 
Nevierverwalter feſtgeſetzt und find binnen zwei Wochen 
nad) erfolgter Bahlungsaufforderung an... ..... 


qzu....... zu zahlen. 


Iſt die Abfuhr des Holzes nicht innerhalb... Sabre... 
nad Ablauf ber Abfuhrfrift erfolgt, fo kann Fiskus, 
ohne daß es einer weiteren Aufforderung, Androhung, 
Benachrichtigung oder Anzeige an den Käufer bedarf, 
das nicht abgefahrene Holz auf Gefahr und Koften 
bes Käufers für deffen Rechnung jeber Zeit durch 
den Revierverwalter anberweit öffentlich verfteigern 
lafjen. 


. Wenn ber Käufer oder deſſen Fuhrleute an Stelle der 


durch Holzverabfolgezettel zugewieſenen Poften von 
Holz aus Yahrläffigleit andere als bie auf bem Holz- 
verabfolgezettel bezeichneten Poften oder Theile der⸗ 
felben fortfchaffen, fo tritt Beftrafung nach 8 89 bes 
Feld⸗ und Torftpolizeigefege® vom 1. April 1880 ein. 
Hat Käufer das von ihm gelaufte Holz arı Andere 
abgetveten, fo muß er dieſes vor ber Abfuhr des 
Holzes dem Nevierverwalter anzeigen. ine foldhe 
Abtretung befreit den Käufer jedoch nidht von der 
Erfüllung der von ihm dem Fistue gegenüber über- 

nommenen Berbindlichkeiten. 
Der Bürge des Käufers übernimmt bie Verpflichtung 
für die Erfüllung der Berbindlichleiten deſſelben ſelbſt⸗ 

ſchuldneriſch einzuſtehen. An der von dem Käufer in 


- baarenı Gelbe oder in Werthpapieren geleifteten Sicher- 


15. 
16. 


beit, welche für alle (Forderungen bes Fiskus haftet, 
fteht dem letzteren das Pfandrecht zu. 
Koften fallen dem Käufer nicht zur Lafı. 

Käufer erkennen durch Abgabe ihrer Gebote die Ber- 
taufsbebingungen als bindend an. . Auf Erforbern des 
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verfieigernden Beamten haben bie Meiftbietenben außer- 
dem zur Anerkennung ber Berlaufsbedingungen und 
ihrer Gebote biefe Verhandlung bei den betreffenben, 
in ber Nachweiſung bes verflieigerten Holzes auf- 
geführten Loofen eigenhändig durch Namensunter⸗ 
ſchrift oder, falls fie fchreibensuntundig find, durch ein 
ihre Unterfchrift erfegendes und von einem Schreib- 
zeugen zu begiaubigendes Handzeichen zu unterzeichmen. 
Die Bürgn baben zur Anerlennung ber Uebernahme 
ber ſelbſtſchuldneriſchen Bürgichaft diefe Verhandlung 
bei den betreffenden Berlaufsloofen durch eigenhänbige 
Ramensunterfchrift zu unterzeichnen, fofern nicht 
bereits eine fchriftliche, ſelbſtſchuldueriſche Bürgfchafts- 
erflärung derfelben vorliegt, welche von ihnen eigen- 
händig durch Ramensunterfchrift oder mittelſt gericht- 
lich oder notariell beglaubigten Handzeichens unter 
zeichnet if. 

Berweigerung ber Unterzeichmug biefer Ber 
handlung feitens bes Meiftbietenden ober des Bürgen 
bat die Ungültigleit bes abgegebenen Gebote unb bie 
Ausſchließung vom weiteren Mitbieten zur Folge. 


Befondere Bedingungen. 


Nach Borlefung der vorftehenden Berlaufsbebingungen 
wurden die in der folgenden Nachweiſung aufgeführten 
einzelnen Looſe zu ben beigeſetzten Meifigeboten an bie 
daneben genannten Perfonen verfteigert: 


Geſchãftsweſen. 
49. 
Heranziehung des Forſtfiskus zu den Kommunalabgaben. 


Allgem. Berfg. des Miniſteriums fire Sandwirthſchaft sc. au bie Königlichen Regierungen in Danzig, 

Morienwerber, Etettin, Göslin, Stralfund, Seien, Bromberg, Magbeburg, Merſeburg, Erfurt und 

Schleswig und abihriftlih zur gleihmäßigen Beachtung und pünktlihen Innehaltung bes im Schluß⸗ 

fage feftgeiegten Termins an alle übrigen Königlicjen Regierungen (außer Aurich unb Sigmaringen) 
IIE 6568. 


Berlin, den 14. Juni 1899. 


Die zur Ausführung der Beftimmungen im $ 44 des Kommunalabgabengefetes 
vom 14. Juli 1893 (G.S. ©. 152)*) bei Beginn einer neuen Etatsperiode bisher 


2) 544 des Rommmunalabgabengefehes Tautet: 
Das Reineintommen aus fifalifhen Domänen und Korften if für bie einzelnen Biegenichaften 
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eingereichten ausfühzlicien Rachweifungen der etatsmäßigen Einnahmen ımb ber 
Grunbftenerreinerträge der fiskalifchen Fo r ſt grundſtücke, ſowie der auf letzteren ruhenden 
Verwaltungskoſten, Abgaben und Laſten ſind fortan nicht mehr einzureichen. 

Es genügt, wenn bie vom ber etatsmäßigen Gejammt-Einnahme und Ausgabe 
abzufegenden, bezw. ber letteren zuzuſetzenden Beträge ebenfo wie ber gefammtte 
Grumdfteuerreinertrag ber  fislalifchen Liegmichaften in je einer Summe angegeben 
werben. 

Ich bringe bierbei Folgendes in Erinnerung: 

Nach 8 44 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 iſt das Rein- 
einlommen aus fistalifchen Domänen und Forſten für die einzelnen Liegenschaften aus 
dem Grundfteuer-Reinertrage nach dem Verhaͤltniß zu berechnen, in welchem ber in 
der betreffenden Provinz aus ben Domänen- und Forftgrundftüden erzielte etats- 
mäßige Ueberfchuß der Einnahmen über die Ausgaben unter Berüdfihtigung der auf 
denfelben ruhenden Berbindfichleiten und Berwaltungsfoften zum Grunbfteuer- 
Reinertrage fteht. 

Bon der Gefammteinnahme find hiernach in Abzug zu bringen bie etatSmäßigen 
Einnahmen von gewerblichen Anlagen als Ziegeleien, Sägemühlen x., von ben 
Flößereien, wie überhaupt alle Einnahmen für Nutzungen, die nicht zum Grundſteuer⸗ 
Reinertrage eingefchägt find, 3. B. die Erträge vermietheter Gebäude. Sind bei 
derartigen Nutzungen Grundftüde mit verpachtet, oder ift, wie bei Ziegeleien, nebenbei 
auch bie Entnahme des zum Betriebe erforderlichen Thones zc. geftattet, fo ift nur 
ein angemeffener Theil und nicht die volle Einnahme in Abzug zu bringen. 

Hinſichtlich der Ausgaben ift analog den Einnahmen zu verfahren. 

Zuzufegen find den Ausgaben alle diejenigen Paffiv.Amortijationsrenten, 
welche den Berwaltungsbezirt der Regierung betreffen, jedoch aus Grunden ber Zweck⸗ 
mäßigfeit auf den orftverwaltungsbezirt derjenigen Megierung Übertragen worden 
find, deren Sit fih mit dem der Nentenbanlen an einem und demfelben Orte be- 
findet. Daraus folgt wiederum, daß von der Summe ber Amortiſationsrenten ber 
letztbezeichneten Regierungen alle diejenigen Renten abzufegen find, welche ihren 
Urfprung aus einem anderen Bezirkle haben. Dagegen wird mit Ausnahme der zur 
Grafſchaft Schaumburg gehörigen, mehrere Oberförftereien umfaffenden Forſten wegen 
des im großen Ganzen ausgleichenden provinziellen Nefultnts oder doch mindeſtens 
einer ganz geringfügigen Differenz in bem ber Berechnung der zu zahlenden Kommunal- 
abgaben zu Grunde zu Iegenden Faktor, davon Abſtand genommen, in bie feitens 
ber Megierungen aufzuftellenden Berechnungen auch diejenigen Forſttheile einzubeziehen, 
deren Verwaltung einem zu einer anderen Provinz gehörigen Bezirke übertragen 
worden if. Die Einnahmen und Ausgaben aus folchen Forſttheilen find vielmehr 
ebenfo wie beren Grundfieuer-Reinerträge bei denjenigen Regierungen mit nadjzuweifen, 
bei denen die Verwaltung erfolgt. 

Die im Forſtverwaltungsetat zugeſetzten „Xotalitätsbeträge” dürfen nicht, wie 
dies bei einer Negierung vorgelommen, von der Etatsſumme wieder abgeſetzt werben. 


aus dem Grunbfteuer-Reinertrage nad) dem Verhältniß zu berechnen, in welchem ber in ber betreffenden 
Broving ans den Domänen- und Sorfigrundftäden erzielte etatämähige Weberichub ber Einnahmen 
über die Ausgaben unter Berückſichtigung der auf benjelben ruhenden Berbinblidleiten und Ber» 
waltungstoften zum Grundſteuer⸗Reinertrage ſteht. 

Dos Berhaältniß ift buch ben zuſtändigen Minifter alljährlich nie ſeſtzuſtellen und 
bffentlich belannt zu machen. 
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Die Regierung wird veranieft, hiernach die erforberlichen Angaben für daB: 
Etatsjahr 1899 bis zum 10. Inli d. 38. hierher zu efern. Gowmeit bazu bie für: 
das Etatsjahr 1899 in Kraft. tretenden Ferfiverwaltuugsetats gebrandht werben, find, 
da letztere der Regierung noch nicht amögefertigt zugegamgen find, bie mir eingereichten 
CtatSentwwürfe zu benuken. 

Für die Folge find die. Angeben in gleicher Weiſe bei Beginn einer jeben 
Etatsperiode, alfo in Bjährigen Zwifchenräumen, bis zum 1. April des betreffenben 
Jahres hierher einzureichen. Die bisher Ablich geweſene, jebeßihalige Aufforderung 
Siexga wird zur Berminberuug bes Gäperibwerts fortan unterbleiben. 


Im Auftrage: Schultz. 





Steffen: und Rechnungsweſen. 
50. 


- Die von den Regierungs-Kanptlaffen unmittelbar zu zahlenden 
Gehälter zc. unter Anwendung von Sahlungsliften. 
Aug. Berfg. des Miniſters für Saudwirthſchaft an 1. den Herrn Präfidenten bed Königlichen Ober⸗ 
Zanbestulturgerites, — 2. ben Herrn Präfibenten ber Süuiglichen Unflebelungstommiffien zu 
Boten, — 3. bie Herren Generalloumiffions-Bräfidenten, — 4. bie Herren Getät-Dizigenten, — 5. bie - 
Serren Reltoren: a) ber Königlichen Landwirtäichaftlichen Hochſchule hierſelbſt,. — I) der Königlichen 
Thierärztlichen Hochſchule hierſelbſt, — 6. die Herren Direltoren : a) ber Königlichen Lanbwirtbichaft» 
lichen Wlabemie zu Poppelsdorf bei Bonn, — b) ber Königlichen Forfialademien zu Eberswalbe unb 
Wänden, — c) ber Königliden Thierärztlichen Hochſchule zu Hannover, — &). dei Königlichen 
Bomologiſchen Juſtitutes gu Proſstan bei Oppeln, — eo) ber Köuiglichen Lehranſtalt für Obſt⸗ uud 
Weinbau zu Geiſenheim a./Rh- 
Berlin, den 22. Mär 1898, 


Abſchrift a der unter dem 16. d. Mta. von dem Herm Finanz Minifter au bie 
Königlichen Regierungen gerichteten Berfügumg, in welcher die Wiedereinführung be 
fonderer Ouittungen für die im Laufe bes Rechnungsjahres an die Beamten zu 
zohlenden Gehälter und Remusterationen angeorbuet worden ift, wird im Berfolg der 
dieffeitigen allgemeinen Verfügung Nr. 11 de Jahrgangs 1896 (I. A 1985, II. 2285, 
III, 4528)*) zur. Kenntnißnahme und tmeiteren Beranlaffung, fofern von der Ein⸗ 
richtung der Befoldungsliften dort Gebrauch gemacht wird, mitgetheilt. 


In Bertretung: Sterneberg. 


Der Zinanz-Minifer. | 
L 1780 2.Ung . 
IN en | 
Berlin, den 16. März 1899. 
Die Beftimmung unter Nr. 1 bes Nunderlaffes vom 19. März 1896, wonach 
die von ben Regierungshauptlaffen unmittelber zu zahlenden etatSmäßigen Befoldungen 
und fortlaufenden Remuneratiomen in Bahlungsliften. verwaltungsweife unter Dar- 


Jahhrbuch Vd. Xvni, 6.10. 
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ſtellung der Bruttobeträge, der Abzlige und der Nettobeträge zufammenzuftellen, für 
das I,, II. und III. Bierteliahr bezw. für die Monate April bis einfchließlich Februar 
gegen Namensbeifchrift ohne befondere Quittung zu zahlen und für einen breitägigen 
Zeitraum in den Kaffenbüchern im Ganzen in Ausgabe zu buchen find, erfährt mit 
Zuftimmung der Königlichen Ober⸗Rechnungskammer folgende Abänderung: 

1. Zu den Bahlungsterminen ſtellt die Kaffe für jede Verwaltung eine bie 
Bruttobeträge, Abzüge und Nettobeträge ergebende Zablungslifte nach dem dem 
Erlaß vom 19. März 1896 beiliegenden Mufter auf und fibermittelt den 
empfangsberenhtigten Beamten über die ihnen zuſtehenden Bezüge ein aus- 
gefültes Ouittungsformular, gegen deffen Rüdgabe nad) erfolgter unter- 
ſchriftlicher Vollziehung demnädft die Zahlung bewirkt wird. Die Duittungs- 
leitung in den Zahlungsliften fommt in Wegfall. 

2. Das Ausfchreiben der Duittungen erfolgt auf Grund der Danuale, und zwar 
abweichend von der Vorſchrift im 8 55 ber Gefchäftsamweifung für bie Re⸗ 
gierungshauptlaflen durch den Buchhalter, inſoweit die Arbeit nicht einem ber 
vorhandenen Hülfsarbeiter übertragen wird. Auf der Ouittung ift oben links 
bie Nummer ber Zahlungslifte und unten Iints der baar zu zahlende Betrag 
erfichtlich zu machen. Zahlungsliſte und Onittungsentwürfe gehen alsdann an 
den Landrentmeifter zur Prüfung. Derfelbe vifirt die Zahlungslifte, übergiebt 
fie dem Kaffirer und veranlaßt die Aushändigung der Quittungsformulare an 
die Empfangsberedhtigten, geeigneten Falles durch Bermittelung ber betreffenden 
Behörde, 

8. Am Bahltage legen die Empfangsberedhtigten die vollzogenen Duittungen bem 
Buchhalter vor. Diefer fügt dem unten linls vermerften Rettobetrage als 
Bahlungsfeffegungsvermert fein Revifionszeihen Hinzu und verweiſt die 
Empfänger an den RKaffirer, welcher Zahlung leiftet und bie Duittungen ber 
Bahlungstifte beifügt. 

4. Die Zahlungsliften werden nad Streihung der am Bahltage etwa nicht ab- 
‚gehobenen Beträge aufgeredjnet und die Schlußſummen in einer Nachweiſung 
zufammengeftellt, auf Grund deren die Ausgabe im Hauptjournal umb im 
Kafienbuche in einer Summe gebudt wird. Im Buchhaltereijournal erfolgt 
die Buchung verwaltungsweife gleichfalls ſummariſch. 

Gegen das bisherige Verfahren tritt alfo bie Menderung ein, daß die Beamten 
über ihre Bezüge im Laufe des Jahres nicht mehr in Zahlungsliften quitticen, fonbern 
wieder befondere Quittungen ausflellen. Dagegen werden die Erleichterungen, welche 
in der ſummariſchen Buchung 2c. beftehen, beibehalten. Auch verbleibt es bei der in 
dem Erlaß vom 1. April 1896 getroffenen Anordnung, daß bei den NRegierungs- 
hauptkaſſen die Befoldungen bereit? an bem dem Fälligkeitstage vorhergehenden 
Werktage gezahlt werden bürfen. Im Intereſſe einer ſchnellen Abfertigung des Privat- 
publikums ift aber aud mit Nachdruck auf punktliche Abhebung der Beſoldungen 
feitens ber Beamten zu halten. 0 


gez. v. Miguel. 
An ſümmtliche Königlichen Regierungen. 
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51. 
Anderweite Derrechnung der Beſchäftigungsdiäten der den Oberförſtern 
als ftändige Bülfsarbeiter übermwiefenen Sorftafjefforen. 

Allg. Berfg. bed Minifters für Landwirthſchaft 2c. an fämmtliche Kbnigl. Regierungen, außer Aurich. 
1If. 4582. 


Berlin, den 5. April 189. 


Nach dem Stantshaushaltsetat der Forſtwverwaltung für das Etatsjahr 1899 find 
vom 1. April 1899 ab die Beichäftigungsdiäten der den Oberförftern als ftändige 
Hülfsarbeiter Nberwiefenen TForftaffefforen nicht mehr bei Kap. 2, Tit. 34, fondern bei 
Kap. 2, Tit. 6 des Forftverwaltungsetats zu verrechnen, 

Die Regierung erhält hiervon zur Nadadtung mit bem Hinzufügen Kenntniß, 
daß der Titel 6 die Bezeichnung erhalten Hat: „Zur Remunerirung von Hälfserbeitern 
bei ben Regierungen und bei ben Oberförftern.” 

In den Zahresabichlüffen der Forſtverwaltung ift vom Etatsjahre 1899 ab zu 
ber Ausgabe bei Kap. 2 Tit. 6 anzugeben: 

Bon der Iſtausgabe entfallen: 

a) auf Hülfsarbeiten bei der Regrung . - 2: 2 en. Mt, 
b) „ „ „ den Oberföfen . 2 2 2 2 2 20m 


zufommen . . . Mt. 

Die Beichäftigungs-Diäten ber mit ber Stelfvertretung beurlaubter Oberforſter 

vorübergehend beauftragten Yorftaffefforen find bis auf Weiteres nach wie vor be 
Kap. 2, Tit. 34 zu verrechnen. 

Dagegen find die Beichäftigung®Diäten eines ftändigen Hülfsarbeiters and dann 

bei Kap. 2, Tit. 6 zu verrechnen, wenn ein ſolcher Hälfsarbeiter vorübergehend bie 

volle Stellvertretung bes Oberförfters während deſſen geitiveifer Beurlaubung übernimmt. 


v. Hammerftein. 


52, 
Sahlungen aus Staatsfaffen im Wege des Poftanweifungsverfehrs. 


Allgemeine Verfügung des Minifteriumd für Vandwirthſchaft ꝛc. an 1. bie Herren Ober⸗ 
Präfidenten, — 2. den Herrn Präfidenten bes Königlichen Ober » Landeslulturgerichted, — 3. ben 
Seren BPräftventen der Röniglichen Anflebelungsfommilfion zu Boten, — 4. die Herren Regierungt- 
Präfidenten, — 5. bie Herren Generallommilfions » Bräßibenten, — 6. bie Königlichen Regierungen, 
— 7. bie Königliche Miniſterial⸗, Militär: unb Baukommiſſion, — 8. bie Herren Geftüt-Dirigenten, — 
9. bie Herten Rextoren: a) ber Königlichen Landwirthſchaftlichen Hochſchule hierſelbſt, — d) der 
Königlichen Thierärztlihen Hochſchule hierſelbſt, — 10. die Herren Direltoren: a) der Koniglichen 
Sandivirthfchaftlichen Alademie zu Poppelsborf bei Bon, — db) ber. Röntglichen Forſtakademien zu 
@berswalde unb-Münben, — o) der Königlichen Thierärztlihen Hochſchule zu Hannover, — d) bei 
Königlichen Pomologiſchen Infitutes zu Broßlau bei Oppeln, — o) ber Königlichen Lehranfkalt für 
Dbſt⸗ und Weinbau zu Geifenheim a./RH., — 11. ben Herrn Dber-Präfidenten zu Koblenz, für die 
Königliche Lanbesbaumfchule zu Engers — 1. A. 1555. II. 3346. III. 4644. 


Berlin, den 5. April 1899. 


Abfchrift des Staatsminiſterial⸗Beſchlufſes vom 18. März db. 8. (a) wird zur 
Kenntnißnahme beifolgend überfanbt. 


Im Auftrage: Thiel. 
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son beslanbigter Abſchrift. 


Beſchlußz. 

Das Königliche Staatsminiſterium hat beſchloſſen, daß die Vorſchrift der Staats⸗ 
miniſterial⸗Beſchluffe vom 8. Januar 1869*) und 1. Oktober 1879**), wonach Zahlungen 
an Privat- Empfänger bis zu 400 ME. einſchließlich im Wege des Poſtanweiſungs⸗ 
verlehrs bewirkt werden Tönnen und der Boft- Einlieferungsichein als gültiger 
Nechnungsbelag angefehen wird, auf Sendungen biefer Art bis zum Betrage von 
300 ME. einfchließfich, ſowie auf ſolche Zahlungen auszubehnen ift, welche bis zu biefer 
Höhe an öffentliche in- und auslänbifche Behörden und Kaſſen, ſtaatliche wie nicht- 
finatliche, durch Poſtanweiſung geleiftet werden. Letstere Empfangsfiellen find, wie bie 
Privat Empfänger von der Abfendung bes Geldes durch ein befonderes Schreiben in 
. Kemtniß zu fegen. 

Berlin, ben 18. März 1899. 


Königlihes Staatsminiſterium. 
(gez): Fürft zu Hohenlohe. v. MiquelL Thielen. Boſſe. 
Freiherr v. Hammerftein. Schönftedt. Freiherr vonder Recke. Brefelb. 
v. Goßler. Graf v. Pofadowsty. n. Bülow. Tirpitz. 


Et. M. Ar. 830/99. 


Für richtige Abfchrift: 
(Siegel. ge. Thomas. 


Kanzleirath, Geheimer Kanzlei-Direltor. 


53, 


Anderweite Derrechuung der Dergütungen der nebenamtlich befchäftigten 
Waldwärter und Wärter bei den Llebenbetriebsanftalten. 
Allgem. Verfg. des Minifteriums für Landwirthſchaft sc. an bie fämmtlichen Konigl. Regierungen außer 
Aurih und Sigmaringen. III. 6759. 
Berlin, den 8. Mai 1899. 

Die feitens der Forfiverwaltung gegen eine jährliche Vergütung von 36 Mt. 
bis 350 Mi, nebenamtlich befchäftigten Waldwärter und Wärter bei den Neben- 
betriebsauftalten follen vom 1. April d. Is. ab aus Kapitel 2 Titel 7 des Forſt⸗ 
verwaltungsetatS remumnerirt werden. Diefer Titel bat daher folgende Faffung 
erhalten: 

„Zur Remunerirung von Forfthülfsauffehern (bis 1200 Mar), neben- 
amtliden Waldwärtern und Wärtern bei den Nebenbetriebsanftalten und 
zur Verſtärkung des Forſtſchutzes überhaupt.” 


2) Jahrb. Wh. IL ©. 41. 
»*) Jahrb. Bb. XIL ©. 112. 
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Die Königliche Regierung wird angewiejen, demgemäß die bisher aus Kapitel 2 
Zitel 8 und 4 gezahlten Bezüge der nebenamtlihen Wärter vom Etatsſoll dieſer 
Titel abzufegen und als zu zahlende Remunerationen bei Kap. 3 Titel 7 in 3u 
gang zu bringen. 

Die an nebenamtliche Waldwärter bisher gezahlten Stellenzulagen find bei 
Kapitel 2 Titel 13 de Etats ebenfalls abzufegen und den nach Vorſtehendem nun 
mebr aus Kapitel 2 Titel 7 zu zahlenden Remunerationen guzufchlagen. 

Aus den Normalbefoldungs- Plänen fcheiden die Stellen der nebenamtlich be 
Thäftigten Wärter aus. 

Die Berrechnung der Remunerationen erfolgt ebenfo wie die ber übrigen 
Zahlungen aus Kapitel 2 Titel 7 in ber Forſwerwaltungsrechuung. Im York 
verwaltungsetat brauchen die nebenamtlich befchäftigten Wärter nicht einzeln auf- 
geführt zu werben. 

Punktlich bis zum 10. Auguft jeden Jahres — zum erſten Male bis zum 
10. Auguft 1899 — ift der Bebarf bei Kapitel 3 Titel 7 für das nächſtfolgende 
Etatsjahr nad) folgendem Muſter hierher anzuzeigen: 





Für das nächſte Etatsjahr ..... werben bei Kapitel 3 Titel 7 dei 
Forftverwaltungs-Etats erforderlich fein: 
a) zur Remunerirung von Korfihülfsauffehern . . » ven.“ Mt. 
b) Theuerungszulagennn.. . 
c) zur Remunerirung von nebenamtiichen Walbiwärtern 
und Wärtern bei ben Nebenbetriebsanflalien . - - 2... „ 
d) zur Berftärkung bes Forſtſchutzes üÜberbaupt . . - 0... r 
Bufammn: ....- Mm 
In dem zulegt abgefchloffenen ratsjahee .... find 
gebraucht worden . . . -» ern nee M 
mithin beträgt der vedarf far vos nähe mehr . 2.2... Mt. 
Etatsiahr.. . . » 0. I weniger ..... „ 


Erhebliche Abweichungen find zu "aläntern. 
Die in den Endabihlüffen der Regierungs-Gauptlaffen zu Kapitel 3 Titel 7 
gegebenen Ablichen Erläuterungen lörmen tünftig fortbleiben. 
Am Auftrage: Donner. 


54. 
Anfchluß der Sorftfafien an den Reichsbank⸗Giroverkehr. 


Algem. Verfg. des Minifteriums für Landwirthſchaft sc. an fänmtlidde Königlichen Regierungen 
mit Ausſchluß von Aurich und Sigmaringen. III 5862. 


oo Berlin, den 29. Mai 189. 

. Zm Einvernehmen mit dem Reichsbank-Direktorium beftimme ich, daß bie 
fämmtlichen an Bankplägen befindlichen Königlichen Forſtkafſen en den Reichsbenl- 
Giroverlehr angeſchloſſen werden. 

Ich verweiſe hierbei auf die allgemeine Verfügung des Herrn Finanz⸗Miniſters 


u . PEPRTYER . 
vom 7. April 1897 (aim) (8.) mit dem Bemerfen, daß bie hierin für bie 


Kreistaffen erlaffenen Beſtimmungen in Betreff des Giroverkehrs auf bie Forftlafien 
finngemäße Anmwenbung finden. 
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Die Königliche Regierung wolle, fomweit im dortigen Bezirke Forſtkaſſen  fich 
an Bankplägen befinden und beren Eintritt in den Reichsbank⸗Giroverlehr noch 
nicht Rattgefunben hat, diefelben anmeifen, die Erdfnung eines Girofontos für ſich 
bei der örtlichen Reichsbankanſtalt zu. beantragen, auch bie mit ber Revifion der be- 
treffenden Kafien betrauten Beamten und die Megierungs-Hauptlaffe mit der er⸗ 
forderlichen Anweiſung verjehen. 


Im Auftrage: Donner. 


8. 
Der Finanz Minifter. 
J. Rr. II. 8055 1. Ung. 
J. Rr. L 4114 1. Ung. 


Berlin, den 7. April 1897. 


Ich beabfichtige den feit dem 1. April v. 3. bei der General-Staatslaffe und 
den Regierungsbhauptlaflen eingeführten Reichsbank⸗Giroverkehr im Einvernehmen 
mit dem Neichsbank-Direltorium nunmehr auch auf die an Reihsbantpläßen 
befindliden Königlihen Kreiskaſſen auszudehnen, foweit dazu ein Bedürfniß vor- 
Tiegt. Diefe Einrichtung dient bei ben Kreiskaſſen namentlich zur Vermeidung des 
Borhaltens größerer Baarbeftände in eigener Berwahrung, wie auch zur Erleichterung 
größerer einmaliger Auftragszahlumgen, zu deren Leiflung die Kreiskaſſe die @eld- 
mittel ſchon jett vielfach erft von der Banlanftalt herbeifhaffen muß. Solche 
Zahlungen Tönnen künftig mittelft Checks bewirkt und dadurch die Geldtransporte von 
Hand zu Hand vermindert werben. Ferner können alsdann Einzahlungen für bie 
Kreislaffe, 3.8. auch Steuer: ꝛc. Ablieferungen von Gemeinden, nad; Berabrebung 
mit dem Einzahler bei der örtlihen Bankanſtalt auf das @irolonto der Kreis. 
Taffe erfolgen. 

Ein Bebürfniß zu der neuen Einrichtung wird nicht anzunehmen fein für ſolche 
Kreislafien, bei denen größere einmalige Auftragszahlungen jelten vorlommen und 
nad ben Berhältniffen des Bezirks Einzahlungen im Wege des Giroverkehrs in 
nennenswerthen Umfange nicht zu erwarten find. 

Yür die in den Reichsbank⸗Giroverkehr eintretenden Kreislaſſen find im All⸗ 
gemeinen bie für biefen Verkehr beftehenden Borfchriften maßgebend. Im Befonberen 
wirb dazu bemerft: 

1. Das Guthaben der Kreislaffe bei der Neichsbant, welches durch das von 
letzterer gelieferte Kontogegenbuch nachgewieſen wird, bildet einen Theil des Baar- 
beftandes ber Kreisfaffe. Daffelbe ift in dem Tagesabſchlußbuche (Mufter H zu 
der Geichäftsanweifung für die Rentmeiſter vom 19. Dezember 1894) neben der 
Summe des Beſtandes am Tagesichluffe in. der hinter Spalte 8 neu einzurichtenden 
Spalte Ba mit der Kopfichrift „Darunter das Guthaben bei der Reichebank (M. Pf.)“ 
zahlenmäßig dearzuftellen. Ueber den jeweiligen Beſtand diefes Buthabens hinaus zu 
verfügen ift die Kreiskaſſe nicht befugt. Andererſeits ift die Haltung eines beſtimmten 
Mindeſtguthabens nicht erforderlich. Da aber auf dem Konto zus Vermeidung der 
jonft nach Ziffer 9 der allgemeinen Gixobebingungen eintretenden Schließung beffelben 


Sahrb. d. Preuß. Forft: u. Jagdgeſetzg. XXXI. 10 
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gend ein Guthaben jebergeit vorhanden fein muß, fo bat bie Kreiskaſſe ſtets ein 
ſolches bis zum VBetrage von etwa FÜ M. gu wahren. 

2. Der in eigener Verwahrung der RKreisiafte befinbfiche Baarbeſtand ift in ber 
Megel auf das für die nächſten 3 Tage vorausſichtlich Nothwendige zu befcheänten, 
Mehrbeträge find ber Reichsbankanſtalt zur Gutſchrift zuzuführen und dort nad 
Bedarf wieder abzubeben. FR die Tontoführende Anſtalt eime Heichöbantmeben- 
flelle, fo hat die Kreislaffe von den Einzahlungen, die fie felbft auf ihr Konto 
feiftet, gleichzeitig die jener Nebenftelle vorgeſetzte Reichsbankanſtalt durch ein be⸗ 
fonderes Schreiben zu benachrichtigen. Diefer Benachrichtigung bebarf es indeß 
nicht, wenn die Einzahlungen bei den Neichsbanknebenftellen in Altona, Beuthen. 
Bonn, Geljenfirhen, M.Gladbach, Hagen, Halberftabt, Herforb, Hildesheim, Inſter⸗ 
burg, Mülheim (Ruhr), Neuß, Saarbrüden gemacht werben. 

8. Das Kontogegenbuch und die Cheds find in dem Gelbbehälter ber Kreisleffe 
aufzubewahren. Zur Vollziehung der Cheds if nur ber Stentmeifter oder im Be 
hinderungsfalle fein Vertreter befugt. 

4. Die erforderlihen Vorſchuſſe (Betriebszufchüffe) bat die Kreistaffe wie bisher 
gegen vorher einzufendende Quittung von ber Wegierungshauptlaffe zu beziehen, 
weiche den Betrag mittelit rothen Checks überreift. 

5. Bei Baarablieferungen am bie Regierımgshauptlaffe — auch wenn zugled 
eine Ablieferung durch Anrechnung geleifteter Auftragszahlungen erfolgt — überſendet 
die Kreiskaſſe der Regierungshauptkaſſe die vorgefchriebenen LTieferzettel und überweit 
ten Baarbetrag mittelft rothen Checks. Die Regierungsbauptlaffe fendet der Kreis 
kaſſe das quittirte Duplikat bes Lieferzettels zurüd, Tobald der Betrag ber Bas 
ablieferung in ihrem SKomtogegenbuche von ber Reichsbankanſtalt gutgefchrieben ft 
Die AUblieferungen an bie Regierungshauptkaſſe find nach wie vor fo oft zu bewirlen 
ats bie Kreiskaſſe entbehrliche Veftände in eigener Verwahrung — zuzüglich ihre 
Guthabens ‚bei der Reichsbank Hat. 

6. Die im Geldverkehr zwiſchen ber Regierungshauptkafſe und der SKreisteft - 
jetzt für die Einzahlungen ar Zufchiiffen bezw. an Ablieferungen bei Reichsbanl 
nebenftellen zu zahlende Portovergütung von 14 Pf. für je 1000 M. kommt mit 
dem Eintritt der Kreitlaffe in den Giroverkehr in Wegfall. 

7. Zu baaren Abhebungen aus dem Kreisfaffen-Buthaben bei der Reichsbar! 
dienen weiße Checks. I 

8. Hinfichtlich der Geldablieferungen der in den Giroverkehr eintretenden Iırik 
taffen an die Mentenbanffaffen verbleibt, e8, fo Tange letztere nicht dem Giroverleh 
angeithloffen find, bei bem jeitherigen Verfahren mit ber Maßgabe, daß die Kreis 
taffe, ftatt der baaren Einzahlung, der Reichsbankanſtalt einen gefreuzten weiber 
Check Über den abzultefeenden Betrag giebt, und zwar mit einem den Zwecd te 
Checks amgebenden Begleitfchreiben. Auf dem — gleichzeitig mit der Abgabe ii 
Checks an die Reichsbankanſtalt — von der Kreisfaffe an bie Rentenbanklafle abi 
ſendenden 2Liefergettel, dem dann eine Gelbempfangsbeſcheinigung der Reichkbanl 
anftalt trägt mehr beigegeben werden kann, {ft zu vermerken: „Der Betrag if de 

dortigen Neichsbankanſtalt zur Auszahlung überwiefen”. j 

9. Nur größere einmalige Auftragszahlungen find von der Kreislail 
mittels weißen Checks zu Teiften, umd auch nur dann, wenn der Zahlungtempfange 
oder fein Tegitimirter Beauftragter bei ber Kreisfaffe perfönlich erfcheint und mit den 
Berfahren einverftanden if, auch — wie 3.8. bei Bablungen an die Truppentheik 
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— beſtimmt zu erwarten ift, daß der Empfänger ben Check fogleich bei der Reichs⸗ 
bantanftalt umfetzt. Letzteres M für die Uebereinfiimmmmg zwiſchen ber Streisfaffe 
und ber Reichsbankanſtalt nothiwendig. Treffen die obigen Borausſetzungen zu, fo 
fertigt die Kreislafle nach Prüfung ber bei ihr verbleibenden Quittung des Empfangs- 
berechtigten ben weißen Check über ben zu zahlenden Betrag aus, trägt ihn in das 
Kontogegenbuch ein und behänbigt hiernach den Check dem Zahlungsempfänger. 

10. Zahlungen der Kreislaffe an Sfuhaber von Reichsbank⸗Girolonten Tönen 
mit Zufimmung und nach Beibringung der Ouittungen der Empfangsberechtigten 
von der Kreisfafle durch Ueberweilung von dem eigenen auf das fremde Birofonto 
mittelft rothen Checks geleiftet werben. Letztere find von der Kreiskaſſe nad) der Aus- 
fertigung in das Kontogegenbucd einzutragen und alsdann der Reichsbankanſtalt — 
nicht den Geldempfangsberechtigten — zuzuftellen. 

11. Einzahlungen auf das Girofonte der Rreislaffe fünnen von Reichsbanl⸗ 
girokonten⸗ Inhabern und von öffentlichen Kaſſen in jeder Göhe geleiftet werben. 
Bon anderen Einzablern fin fie nur erwünſcht und den Zahlungspflichtigen zur 
Wahl zu ftellen, wenn e8 fich um größere Beträge handelt. 

12. Bon den erfolgten Einzahlungen auf das Kreiskaſſen⸗Girokonto — gleich 
gültig, ob fie baar oder von Girokonten⸗Inhabern mittelft Checks geleiftet werden — 
baben die Einzahler unter Bezeichnung des Begenftanbes der Zahlung, bei Steuer- zc. 
Ablieferungen von Gemeinden durch Borlegung ber Tieferzettel, die Kreiskaſſe zu 
verftändigen. Die einnahmlihe Buchung und die Duittungsertheilung ſeitens ber 
Kreistaffe erfolgt erft, nachdem die Einzahlung in ihrem Kontogegenbucdhe von ber 
Neichsbankanftalt gutgefchrieben if. 

13. Die Kreislaffe hat ihr Kontogegenbuch zur Gutfchrift der Einzahlungen und 
zur Bergleihung der eingetragenen Abhebungen bei der Reichsbankanſtalt an ben 
Tagen vorzulegen, an denen fie felbft Einzahlungen auf ihre Konto leiftet ober ihr 
ſolche von anderer Seite angekündigt werben ober fie felbft Checks zur Reichobank⸗ 
anfalt befördert. Zritt ein derartiger Anlaß zeitweife nicht ein, fo muß doch eine 
neue Borlage je nad) Ablauf von 3 Werltugen erfolgen. 

14. Bei den mamatlichen und ben außerarbentlichen Kreislaffen-Revifionen bat 
der Reviſor zu prüfen, ob die Angabe im Tagesabſchlußbuche über das Guthaben 
bei der Reichsbank (Nr. 1) mit dem ebenfalls fogleich bei Beginn der Revifton vorzu- 
Tegenden Kontogegenbuche übereinftimmt, was auch bei unvermutheten Beſtandes- 
aufnahmen geichehen muß, und ob die nach biefem Buche von auberen Stellen — 
nicht von der Kreiskaſſe ſelbſt — auf das Kreislafien-Konto eingezahlten Beträge 
rechtzeitig und richtig in das Einnahmejournal eingetragen find. Diefe Prüfung bat 
A für die Zeit feit ber letztvorhergegangenen Reviſion auf alle Tage bejiehungs- 
weife auf fämmtliche nach Borfiehendem in Betracht kommenden Gutſchriften zu 
erfireden und ift bei ben amferordentlihen Reviſtonen außerdem noch bis zu der 
letzworhergegangenen berartigen Wevifion' zurritdt probeweiſe hinſichtlich einiger Tage 
Geziehungsweife einiger Gutſchriften vorzunehmen. Weiter hat ber Neviſor auf Grund 
des Kontogegenbuches und des demfelben angefligten Nachweiſes über bie ber Kreis 
Laffe gelieferten Checkformulare zu Torrteofiren, ob bie noch nicht verwendeten Ghed- 
formulate bei ber Kreistaffe vorhanden find. 

Erſcheint wegen etwaiger Anftände eine Anfrage bei ber Reichsbankanſtalt 
erforderlih, fo wird letztere dem Kreislaffen-Revifor die gewünſchte Auskunft 
ertbeilen. 

10* 
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Bei der Neriſien oder unvermutheten BeRanbetaufuahme hat ber Kreickehſer 
Neviſor das Kentegegenbuch auf der Iinfen umb ber rediten Seite unter ber legien 
Eintragung zu viſtren, weitere Bermerfe ober Zeichen darin aber midt zu medez 

Miguel 
An die Königfihen Regierungen — mit Ausnahme von Ergmaringen. 


II. 8055 1. Ang. 
I. 4114 1. Ung. 





Sortfall der befonderen Anweifungen zur Derrechnung der Sorfiver 
meflungs- und Einrichtungsarbeiten ıc. 
Ylgem. Berig. de Minifieriums für Banbiwirttichelt x. am fänmtfide Micigfide Stegierumgen euer 
Aurich unb Eigmaringen. III. 5308. 
Berlin, den 3. Jumi 189. 
Die bisher Ablich geweienen bejonderen Amweifungen zur Berreiiuumg ber eb 
jährlich verausgabten Forfivermeffungs- und Einrichtungserbeiten, fowie ber Reha 
für Bertilgung der den Forſten fchäblichen Thiere werben, fofern die Prüfung de 
nach wie vor einzureichenden Ausgabe - Nadyweifungen zu Erinnerungen feinen Ur 
aß giebt, fortan micht mehr erfheilt werben. 
Im Auftroge: Waechter. 


Etatsweſen. 
56. 


Titelveränderungen im Etat der Sorfiverwaltung hinfichtlich der Be 
triebsfoften für Wiefenanlagen. 

Wlgem. Berfg. dei Minißeriums für Laxbiwirtgicheft x. an Die Königliche Begierung in Gumbinen 
Merienwerder, Eisln, Velen, Brombern, Berkiaa unb Däurhurg m. ebiärihäih zur Senntuiieeber 
an alle übrigen nicht geaaunien Regierungen auber Wuridh unb Eigmaringen. II 6428. 

Berlin, den 6. Mai 189. 

Som 1. April 1899 ab find die Etmahmen „von Wiefenanlagen” wi 
mehr unter dem beſonderen Ginnahnıetitel 6 des Etats ber Ferſwerwalting zu ver⸗ 
rechnen, ſondern bei Kapitel 2 Titel 2 „für Rebemuukungen“, unb zwar unter Sb 
theilung 1 „für Zorgrundflüde” nadgzmveifen. In gleidjer Zeife geht Die Berrepeng 
ber „Betriebslofen für Wiefenaulagen” von dem befoubderen Autgabetitel 5 
des Kapitels 3 auf den Forſttulturfends Kapitel 2, Titel 21 über] 

Eine Aenderung in der Rummerfolge ber Ziel des Einst ber Guchvermeltug 
tritt bierburd nit ein, vielmehr if in dem (tat, den Naffemabjchläffen me 
Nechmungen bei Kapitel 2 Titel 6 der Einnahme und bei Kapitel 2 Zitel 25 ber 
Ausgabe zu verwerten: | 

„Halt aus.” 
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Die Regierung bat hiernach das Erforderliche zu veranlaffen. Die unter den 
bisherigen, bejonderen Einnahme und Ausgabe-Titeln im Etat ausgeworfenen Be- 
träge find vom Soll abzufegen. 

Bis zum 1. Juni d. Is. wolle bie Regierung anzeigen, wieviel Betriebsloften 
für Wiefenanlagen für das Etatsjahr 1399 zu erwarten find, und welder Betrag 
danad) noch als Zufhuß zum dortigen Forſtlulturfonds erwänfcht if. 

Künftig find die erforderlichen Beträge in die alljährlich einzureichende Kultur⸗ 
gelderbedarfsnachweifung aufzunehmen. 

Bei Neufertigung von Etats ift eine entfprechende Erhöhung des bortigen etats⸗ 
mäßigen Forftlulturfonds in Anregung zu bringen. 


Im Auftrage: Donner. 


57. 


Litelveränderungen im Etat der Sorfiverwaltung Hinfichtlich der Be- 
triebsfoften für größere Baumschulen. 


Ulgem. Berfg. des Minifteriums für Landwirthſchaft ıc. an bie Königliche Regierung in Potäadam 
und Stettin und abjchriftlic zur Kenntnißnahme an alle übrigen nicht genannten Regierungen außer 
Auxich und Sigmaringen. II. 6439. 


Berlin, den 6. Mai 1899. 


Bom 1. April 1899 ab find die Einnahmen „von größeren Baumſchulen“ 
nicht mehr unter dem befonderen Einnahmetitel 9 des Etats ber Forſtverwaltung zu 
verrecinen, ſondern bei Kapitel 2 Titel 2 „für Nebennutzungen“, umd zwar unter 
Abtheilung 2 „für Holgpflänzlinge” nachzuweiſen. In gleicher Weife geht die Ver⸗ 
rechnung ber „Betriebsloften für größere Baumfchulen“ vom bem befonderen 
Ausgabetitel 28 des Kapitels 2 auf den Forfifulturfonds Kapitel 2 Titel Z1 über. 

Eine Aenderung in der Nummerfolge der Titel des Etats ber Forſtverwaltung 
tritt bierdurh nicht ein, vielmehr ift in dem Etat, den Kaſſenabſchlüfſen und 
Rechnungen bei Kapitel 2 Titel 9 der Einnahme und bei Kapitel 2 Titel 28 ber 
Ausgabe zu vermerken: 

„Halt aus.“ 

Die Regierung bat hiernach das Erforderliche zu veranlaſſen. 

Die unter dem bisherigen beſonderen Einnahme⸗ und Ausgabetitel im Etat 
ausgeworfenen Beträge find vom Soll abzufeten. 

Bis zum 1. Juni d. Is. wolle die Regierung anzeigen, wieviel Betriebskoſten 
für größere Baumſchulen für das Etatsjahr 1899 zu erwarten find, und welcher 
Betrag danach noch als Zuſchuß zum dortigen Forſtkulturfonds erpuuſcht iſt. 

Künftig find die erforderlichen Beträge in bie alijatrlich einzureichende Kultur⸗ 
gelder⸗Bedarfsnachweiſung aufzunehmen. 

Bei Neufertigung von Etats iſt eine entſprechende Erhöhung des bortigen etats- 
mäßigen Forſtkulturfonds anzuregen. 


Im Auftrage: Donner. 
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Bauweien. 
58. 
Bekhaffung von Waldarbeiter⸗WMohnungen. 


Allgem. Berig. des Minifteriums für Landwirthſchaft 2c. an die Königlichen Regierungen zn König 
berg, Sumbinnen, Danzig, Marienwerber, Polen, Bromberg, Gtettin, COtlin, Etraffund, Breilen, 
Begnig und Oppeln. IIL zu91, 


Berlin, den 10. März 1899. 


Es wird beabfichtigt, wie in den Vorjahren, auch fernerhin in den Staatshaus- 
haltsetat Mittel zur Beſchaffung von Waldarbeiterwohnungen nebſt Wirthfchafte- 
gebaͤuden einzuſetzen. 

Um ‚sie Bertheilung dieſer Mittel fo zeitig betvirfen zu können, daß die Bor- 
bereitungen für die Bauausführungen noch in den Wintermonaten in die Wege 
geleitet werden Tönnen, ift in Zukunft am 1. November j. 38. eine Nachweifung 
nad beiliegendem Muſter (a) zur Vorlage zu bringen. 

Begleitberichte find nur beizufügen, wenn befonbere Beranlafſung dazu vorhanden 
if, Fehlanzeigen find aber erfordeslich. 

Die Entwürfe zu den in Ausſicht genommenen Neubauten find fo zeitig hierher 
einzureichen, daB die Genehmigung berfelben vor Aufnahme der Baubaſten im vor- 
genannte Rachweifung erfolgs fein fan. 

Die im Etat vorgefebenen Mittel find fo bemeffen, baß auf die Beſchafficj 
einer Wohnung mit Wirtbfchaftsräumen und allen Nebenanlagen für eine Yamike 
ein — von 2000 Marl entfällt. 

Unm die evrforderlichen Baufichleiten für diefen Betrag beriiellen zu Tönnen, iR 
bei zweckmaͤßiger Anlage mögtäfn einfache Bauweiſe geboten. 

Im Belondeven ſind falgende Punkte zu beadjten: 

a) Die Wohnnmgen find micht einzeln, fondern in Gruppen von zwei bis vier 
anzulegen, damit ſich die Koften für Nebenanlagen, als Brunnen, Wegeher- 
ſtellungen ꝛe. moͤglichſt gering fielen. 

d) Aus demſelben Grunde kann auch die Anſiebelung von Waldarbeitern im 
ber Nähe vorhandener Dienſtgehöfte und bie Anweifung derſelben mit 
ihrer Wafferbefhaffung auf den Brunnen oder bie Wafferleitung des vor⸗ 
handenen Dienfigehöftes zwedmäßig fein, namentlic) wenn die Anlagen 
zur Wafferbefchaffung koftfpiefig find. 

0) Wenn es bie Verhäftuiffe geflatten, find Bis zu 4 Wohnungen in einem 
Haufe unterzubringen. Das Gleiche gilt auch von den zugehörigen Wirth» 
ſchafteräͤrmen. Ale Räume find fo anzuorbnen, daB die veridjiebenen 
Nutznießer mögliche wenig mit eimander im Verkärung Tonnen. In⸗ 
beffien wird eine gemeinfame Tenne für 4 Arbeiter als ausreichend 


—⸗ 


erachtet. 

Für die Wohn⸗ und Stallräume iſt eine Bauweiſe zu wählen, welche 
außer auf Wohlfeilheit auch anf moͤglichſte Warmhaltung der Innenrüume 
Rüdfiht nimmt. Ob Maſſivbau, ausgemauertes ober verbrettertes Fach⸗ 
wert, Schrotholzbau oder eine andere Ausführungsart gewählt wird 
hängt von der Dertlichkeit, den Preifen für Bauftoffe und anderen Rüd- 
fichten ab. 
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Die Tennen, Banfen zc. find fo einfad und Kuftig wie möglich her⸗ 
zuftellen. Die Zennen werben in vielen Fällen zwiſchen zwei Stallyruppen 
gelegt werden num, und dann nur Thorfiisle mit Thoren und den 
Uebexbau, aber feine Grundmauern erfordern. 

6) Die Aborte find in leichtem verbrettertem Fachwerk unter Pappdach ber- 
zufiellen und unmittelbar am bie vertiefte Dungftätte zu fetzen, jo ba 
Kothlaften oder dergleichen entbehrlih werben. Grunbmanern find nicht 
nöthig. Es genügt eine Imterfiiigung durch Eichenholzpfähle. 

In der gemäß dem Runderlaffe Nr. 23 vom 80. November 1891 — II. 
16212*) — zum gleihen Termine einzureichenden Nachweiſung der vorhandenen 
aus dem Torftbaufonds zu unterhaltenden Gebäude ift in Zukunft erſichtlich zu 
machen, wieviel von den darin aufgeführten Wohnungen für Walbarbeiter aus den 
Mitteln der einmaligen und außerorbentlichen Ausgaben — Kapitel 11 Titel 5 des 
Staatshaushaltsetats — beichafft find. 


v. Sammerftein. 


Regierungsbezirt 





Rachweifnng 
der 
um Gtntsjahre 19.... aus dem Fonds Kapitel 11 


Zitel 5 des Stantshaushaltsetats zu beſtreitenden Koften 
für die Beichaffung von Waldarbeiter - Wohnungen 
mit Wirthfchaftsgebäuden und Nebenanlagen. 


Keniguche Kegierung rennen ‚den ...... 18... 


Abtheilang für bivefte Steuern, Domänen 
und Forften. 


Zum Nunderlaffe Nr... vom 10. März 1899. 
— III. 3221. 
8. H. Dem Herm Minifter für Landwirthſchaft, 
Domänen unb Forſten 
uberreicht. 


(Unterichriften.) 
\ . 


9 Jahrb. Bd. ZXIV. ©. 11. 





Anmerkung: Die Neubauten find nach der Reihenfolge der Dringlicjleit — ber 


Berechtignugen und Ubläfungen. Gemeinpeitötheilung. 
59, 
Alljährliche Anzeige über Sahlungen zur Ablöfung 
von Sorftfervituten, Reallaften, Paffivrenten und fonjtigen Verpflichtungen 
der Sorftverwaltung. 
Algen. Berig. des Miniftieriums für Lanbwirtäfchaft x. au fämumtliche Königlichen Hegierungen mil 
Ausnahme von Aurich und Sigmaringen. IIL 2056. 

Berlin, den 22. März 1899. 

Die Königliche Regierung wird veranlaßt, fortan alljährlich bis zum 1. Juli 
anzuzeigen, welche Zahlungen in dem jeweilig laufenden Etatsjahre aus dem aufer- 
ordentlichen Yonds Kapitel 11 Titel 1 des Etats der yorfivenwaltung zur WUbldfung 
von Forſtſervituten, Reallaften, Baffivrenten und fonftigen Verpflichtungen ber Tyorf- 
verwaltung vorausfihtlid zu leiften fein werben. 

Dabei ift nachzumeifen, welche noch nicht gekündigten Paffivrenten von der Forſt⸗ 
verwaltung jährlich zu zahlen, zu welchem Betrage diejelben ablösbar find, und welche 
Ablöfungsfapitalien für diefelben im Falle der. Kündigung zu zahlen jein würden. 

Hierbei ift alfo auch bie Höhe der mit dem 2Ofacdhen Betrage abläsbaren Paſſiv⸗ 
renten anzugeben, fo daß es der durch Verfügung vom 17. Zuli 1878 (IIb 12257)*) 
vorgefchriebenen, beſon deren VBerichterfattung nicht mehr bebarf. 


Im Auftrage: Waechter. 


®%), Jahrb. Bd. X, S. 368. 











Die Anſchlagſumme Mithin Ä 
beträgt erforderlich Bemerlungen 
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Hier find Angaben zu maden, ob 
die mit den im vorhergehenden Sabre 
bewilligten Mitteln erbauten Woh⸗ 
nungen beziehbar fertig geftellt und 
wie weit die aus Mitteln biefes 
Fonds bisher überhaupt befchafften 
Wohnungen vermiethet find, fowie 


hop Brkahans | 3200 
Wirt 
gebäude.... 1500 
ben Abort.... 50 
den Brummen .. 200 
Rebenanlagen . . 50 





zuſ.: welche Miethen he im Durdfänitt 
einbringen. 
Gefammtbedarf für 
das Sabre 19... I 2.22... Rechneriſch richtig: 


N., Regierungs-Sefretär. 
eiligſte Bau zuerſt — aufzuführen. 


Forſtſtatiſtil. 
60. 
Verhandlungen des Reichstages über die weitere Ausdehnung der 
forſtlichen Statiftik. 
(61. Sihung vom 21. März 1899.) 

Präfident: Nunmehr eröffne ich die Diskuffion über Kap. 10, Statiftifches 
Amt. Hierzu legt ein Antrag des Herrn Abgeorbnieten Grafen von Bernftorff 
(legen) und Genofien vor auf Nr. 195 der Drudfachen: 

Der Reichstag wolle befchließen: er 
an die verblindeten Regierungen das Erfuchen zu richten, behufs Ausbehnung 
der forfifihen Statiſtik und Durchführung des unterm 9. Auguſt 1874 auf- 
gefteliten Programms für bdiefelbe eine geeignete forftliche Kraft in das 
ſtatiſtiſche Amt einzuftellen. 

In der eröffiieten Diskuffion bat das Wort der Herr Abgeordnete Graf von 
Bernftorff (Melzen). 

Graf von Bernftorff (Uelzen), Abgeordneter: Deine Herren, ich darf wohl 
Hoffen, daß unferem Antrag kein wefentlicher Widerſtand entgegengeftellt wird, und 
ich kann mich daher auf zwei Worte befchränten. Die forflliche Statiſtik ift in ben 
deutfchen Bundesſtaaten zum Theil ſehr mangelhaft, zum Theil gar nicht vorhanden, 
an einzelnen Stellen weiter durchgeführt. Dan bat baher die Nothwendigkeit einer 
Reichsſtatiſtik von vornherein anerlannt, und durch einen Bundesrathsbeſchluß vom 
Sabre 1878 it ſchon die Durchführung einer forftlichen Statiſtik angeordnet, und eine 
Kommiſſion mit der Ausarbeitung des Programms beauftragt worden. Diefes Pro- 
gramm if im Mai 1874 acceptirt worden, und auf Grundlage dieſes Programms‘ 
find auch einzelne Schritte gefchehen. Die Durchführung des Programms ift von 
vornherein «ls eine flüchveife, allmähliche angefehen worden; wir find aber jett 
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35 Jahre in biefer Durchfthrung begriffen, und in einer ganzen Weihe von feh 
weſentlichen Geſichtspunkten läßt diefe Durchführumg noch ſehr wiel zu weikmufchen übrig, 
Sowohl bezüglid, der Befiuverhältnifie, als ganz befonders auch bezüglich der Beſtande 
verhältniffe, der Holzprobuftion, der Holzverwendung unb der SHolzverarbeitung fab 


macht fi augenblicklich nicht mir für das Deutiche Reich, fondern auch weiter geltend 
für diejenigen ausländifhen Staaten, mit denen das Deutfche Reid) in twejentlicen 
Haubelsbeziehungen für Holz und Holzartilel fieht. Es ift gegenüber ber vorſtehender 
Berhanbdiungen über den Abſchluß neuer Handelsvertväge dringend erforberfich, te} 
nach diefer Richtung hin Marbeit geichaffen wird. Run findet fih im diesjährigen 
Etat eine Erhöhung um 28900 Mark; es fcheint aber, daß biefe Erhöhung wicht 
nad) forftliher Richtung zur Verwendung kommen fol, jondern daß dafür ander 
.. Aufgaben vorliegen. Ich hatte mir die Anfrage eigentlich in der zweiten Beratung 
erlauben wollen, ob es nicht möglich wäre, auch nad) der Richtung weitergehende 
Einrichtungen zu treffen, bei der Gefchäftsiage in der zweiten Berathung erfdjien der 
Moment ungeeignet, wir hatten deshalb damals darauf verzichtet, die Sache zur 
Sprache zu bringen. Dafür habe ich) mir erlaubt, mit verſchiedenen Herzen zufaumes 
jet ben Ihnen vorliegenden Antrag einzubringen. In der letzten Tagung de 
Preußifchen Delonomielollegiums ift die Nothivendigfeit einer Ergänzung der Reid; 
ſtatiſtik allfeitig anerkannt, und ber Befchluß gefaßt, an die preußiiche Regierung de 
Bitte zu richten, beim eich vorftellig zu werben und bort eine Ausbehuung br 
forſtlichen Statiſtil veranlaffen zu wollen. Diefe Bitte zu unterfilitgen iR ber Zuwl 
des Antrags, den ich Ihnen zur Aunahme empfehle. | 

Dr. Graf von Bofadowsiy-Wehner, Steatsminifter, Stantsfelretär dei 
Innern, Stellvertreter bes Reichskanzlers, Bevollmäctigter zum Bundesrath: eine 
Hersen, bei Aufftellung eines neuen Sandelövertrages wird bie Poßtion „Holz mb 
Fabrilate aus Holz“ eine umfaffende Erörterung erfahren. Es liegt deshalb ſcheu m 
Interefſe ber verbundeten Regierungen, unfere Senninifie Aber die Selzergeugung m) 
Holverwerthung zu vertiefen. Die Anregung, die im Jahre 1870 gegeben wer, 
unfere Forſtſtatiſtik zu verbeffeen, führte leider zu feinem Erfolge, wei auf unit 
der Sadjverfländigen fo umfaſſende Fragen geftellt waren, daß biefelben. Amtiptifch nicht 
beantwortet werden Tonnten; ber Apparat wäre viel zu groß geworden. Über fei 
1883 werden bei der Anbauftatiftit bereits feftgefellt bie Fläche, die mit Holz befelit 
if, die Holzart und die Vefiverhältniffe; aber ic) geftehe zu, diefe ſtatiſtiſche Grhebum 
genügt dem praktiſchen Bedurfniß nicht. Es ift deshalb bereits langſt vor ber An 
zegung, die jet im Preußifchen Landesölonomielollegium gegeben ift, vom wirthſchaft⸗ 
lichen. Ausſchuß in Ausficht genommen, eine Statiftil aufzuſtellen einerſeits iüber de 
Holzerzeugung, andererſeits über die Holgverarbeitung und Holzverwerthamg. Die 
letztere Statiſtik if bereits in Arbeit. Ich glaube beähelb, daß bie in Auaſicht . 
nommene Statiftit Refultate liefern wird, die dem wirthichaftlichen Bedürfniß namen» 
lich für die Rormirung des Zolltarifs in Bezug auf Holz und Holzwerarbeitung ab 
tommen genügen wird, Ob es nothwendig fein wird, zur Beraubeitumg bier 
Refultate im Statiſtiſchen Amt einen befonberen Beamten anzuſtellen, das erſcheiat 
mix noch zweifelhaft. Diefe Yrage bebarf noch ber weiteren Erwägung, 

von Salifch, Abgeordneter: Meine Herzen, lafien Sie mid mit wenigen 
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Worten auf die von dem Herrn Grafen von Bernftorff (Uelzen) vorgeichlagene Re⸗ 
ſolution zurückkommen. Die Erflärungen des Herrn Staatsfelretärd Grafen von Pos 
fabowsiy waren für bie Forſtwirthſchaft durchaus wohlmollend. Ich glaube aber doch, 
daß das, was ber Herr Graf von Bernſtorff vorfchlägt, das Mindefte ift, was ber 
Forftwirthichaft gewährt werden muß. Es ift zu beflagen, daß wir in ber Kom⸗ 
miffion bes wirthſchaftlichen Ausfchuffes für Landwirthſchaft einen Forſtſachverſtändigen 


nicht haben. 
(Hört! hört! rechts.) 

Es mag in dem Gtatiftiifchen Amt wohl burdh gelegentliche Mitarbeiter auch das 
Forftwwefen einige Berttdfichtigung finden können; es ift aber doch dringend erwünſcht, 
daß eine forftfiche Kraft allererſten Ranges in dieſe Sachen ſich einarbeitet; denn 
bie Bedeutung unferer Waldungen wächſt in Folge der Verfeinerung unferer Wirth- 
haft von Jahr zu Jahr. Ach bitte Sie daher, fe die Mefolntion zu ſimmen. 

Graf von Bernftorff (Welzen), Abgeorbneter: Indem ich vollkändig mit bem 
Herrn Borredner übezeinftimme, will auch ich dem Herrn Staatsfelseiär meinem Dank 
ausfprechen für fein bereitwilliges Entgegentommen; aber ich möchte doch auch darauf 
binmweifen, baß eine Reihe diefer Fragen nur durch erftllaffige forftliche Kräfte in ber 
Weiſe gelöft werden können, wie fie gelöft werden. müfjen. Ich bin überzeugt, baß 
das bei den weiteren Berathungen biefer Frage ſich ergeben wirb, und ber Herr 
Staatsſekretär auch für diefen unferen Wunfch eintreten wirb. 

Bicepräfident Dr. von Frege⸗Weltzien: Die Diskuffion ift gefchloffen. Wir 
fommen zur Abſtimmung über den Antrag des Herrn Abgeordneten Grafen 
von Bernftorff (Uelzen) und Genoffen. 

Wunſcht ber Reichſtag die Berlefung? — Das hohe Haus fieht davon ab. 

Ich Bitte diejenigen Herren, welche gemäß bem Antrag ber Herren Abgeordneten 
Grafen von Bernftorff (Helzen) und Genoffen befchfießen mwolfen, fi) von ben Pläten 
zu erheben. 

(Geichteht.) 
Das ift die Mehrheit. Der Antrag ift angenommen. 


Borftitrafreht und Strafproteß. 
61. 

Begünftigung bei gemeinem Diebftahl kann als Sorftdiebitahl 

itrafbar fein. 

Nah $ 59 Str. G.⸗B. dürfen dem Thäter bei firafbaren Handlungen, die nur 
vorfäglich begangen werden können, nur ſolche Xhatumftände zugerechnet werden, bie 
ihm zur Beit ber That befannt waren. Wenn Jemand einen Dieb begünftigt und 
zur Zeit der That nur Thatumſtände Tennt, aus denen ſich ein Forſt diebſtahl ergiebt, 
fo fann er nur wegen Begünftigung eines Yorftdiebes beftraft werben, wenngleid ber 
Dieb einen gemeinen Diebftahl begangen hat. Der Dieb wirb in foldem alle 
nah 8 242 Str. G.⸗B., der Vegünftiger nur nad) den Forſtdiebſtahlsgeſetze beftraft. 

Entf. des Reichsgerichts, IV. Straff., vom 21. Oft. 1898. Entſch. in Straff. 
Br. 31, ©. 285. 

K. D. 
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62, | 
Die Beftellung der Bemeinde-Sorftfchugbeamten, welche aus der Klajfle 
‚der auf Sorftverforgung dienenden Jäger hervorgegangen find, zu 
| Bülfsbeamten der Staatsanmwaltfchaft. 
(Minifterial- Blatt |. bie gej. Innere Bermaltg- 1899, S. 45.) 

Die beiliegende Abjchrift einer von bem Herrn Juſtizminiſter in Gemeinschaft 
mit uns unter bem 3. Januar d. 8. erlaffenen Verfügung (Anl. a), betreffend die 
Beftellung der Gemeinde⸗Forſtſchutzbeamten, weldye aus der Klaſſe der auf Forſtoer⸗ 
forgung dienenden Jäger hervorgegangen find, zu Hülfsbenmten der Staatsanwaltſchaft, 
überfenden wir mit dem Erfuchen, den Erlaß durch das Amtsblatt zu veröffentlichen. 

Berlin, den 8. Mär; 1899. 

Der Minifter für Landwirthichaft, Der Miniſter des Innern. 
Domänen und Forſten. Im Auftrage: Lindig. 
In Vertretung: Sterneberg. 


a. 
Gemeinſchaftliche Verfügung der Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten, 
ber Juſtiz und des Innern vom 3. Januar 1899, betreffend die Beſtellung der Ge 
meinde- Forſtſchutzbeamten, welche aus der Klaffe der auf Yorfiverforgung dienenden | 
Fäger hervorgegangen find, zu Hülfsbeamten der Staatsanwaltichaft. 
Im Anſchluß an die gemeinfchaftliche Verfügung des Juſtizminiſers und be 
Minifters des Innern vom 15. September 1879, beireffenb die Ausführung des 
8 153, Abf. 2 des Deutfchen Gerichtsverfaflungsgefeges vom 27. Januar 1877, 
werben biejenigen Gemeinde⸗Forſtſchutzbeamten, welche aus dem Jägerlorps als forf- 
verforgungsberechtigt hervorgegangen find oder noch auf Forfiverforgung dienen, foweit 
fie als wirflihe Kommunalbeamte die Eigenfchaft mittelbarer, dem Disciplinargefeke 
vom 21. Zuli 1852 unterftehender Beamten befiten und gemäß 8 23, Ziffer 3 des 
Forftdiebfiahlsgefeßes vom 15. April 1878 ein für alle Mal gerichtlich beeidigt 
werben können, zu Hülfsbeamten der Staatsanwaltſchaft beftellt. 
Berlin, den 3. Fanuar 1899. . 
Der Minifter für Landwirthſchaft, Der Iuftizminifter. 
Domänen und Forften. In Bertretung: Nebe-Plugftädt. 
In Vertretung: Sterneberg. . 
Der Minifter des Innern. 
Im Auftrage: von Philipsborn. 


Jagd uud Fiſcherei. 
| 68. | 
Gehört bei einer Auseinanderjeßung in folge einer Deränderung der 
Grenzen der Gemeinden die Jagdnutzung zu den Gegenſtänden der 
Auseinanderjegung? 
Der höchſte Berwaltungsgerichtshof verneint dieſe Frage: „Das Jagdrecht 
flieht nad) dem J.P.G. vom 7. März 1850 jedem Grundbeſitzer auf feinem Grund 
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und Boden zu, auch wenn er zur eigenen Ausübung biefes Rechts nicht befugt 
if. Die Erträge der Jagdnutzung gehören daher nicht zu den Gemeindeeinnahmen, 
fondern find aud im Falle einer gemeinſchaftlichen Ausübung des Jagdrechts durch 
einen angeftellten Säger oder durch Berpadhtung gemäß 8 11 J. P. G. unter bie ein- 
zelnen Srundftüdsbefiger zu vertheilen. Dies gilt auch für die Ausübung bes Jagd⸗ 
rechts in einem zerfiüdelten Gutsbezirk.“ 

Entich. des O.B.G. I. Senats, vom 15. Dftober 1897. Entid. Bd. 88, S. 169. 

K. D. 


64. 


Das Verwaltungsſtreitverfahren findet nicht bloß bei der gänzlichen 
Derſagung eines Jagdſcheines, ſondern auch dann ſtatt, wenn die Er⸗ 
theilung an die Bedingung der Bürgſchaftsſtellung oder der Zahlung 
einer erhöhten Jagdſcheinabgabe geknüpft oder die Ertheilung eines 
unentgeltlichen Jagdſcheines abgelehnt wird. 


Am vorliegenden Falle hatte ber Landrath die Ertbeilung eines Fahresjagbicheines 
zu 15 M. an den minderjährigen Studenten 8. verfagt; ber Landrath hatte an- 
genommen, daß K., ein Ausländer, in Preußen feinen Wohnfit habe. Der Bezirko⸗ 
ausichuß hielt das Bermaltungsfireitverfahren nicht für zuläffig, weil der Landrath 
gar nicht die Ertheilung eines Jagdſcheines verfage, vielmehr nur an bie Erfüllung 
befonderer Bedingungen Infpfe und namentlich eine Abgabe von 40 Mt. verlange. 
Das Dberverwaltungsgericht erflärt das Streitverfahren für zuläffig: Das Jagdſchein⸗ 
geſetz behandle die Verſagung bes Jagdſcheines als Verfagung einer polizeilicden Er⸗ 
laubniß, alſo als polizeilide Verfügung im Sinne der 88 137 fig. bes Lanbesver- 
waltungsgefebes; das Berwaltungsftreitverfahren aber fei nicht bloß zuläffig, wenn 
eine Erlaubniß gänzlich verfagt, fonbern aud dann, wenn fie mir ımter Bebingungen 
und mit Wuflagen ertheilt werbe; dies fei anerfannten Rechts. 

Entſch. des O.B. G., III. Senats, vom 26. Venuar 1898. Entſch. Bd. 88, 
©. 888. 

K. D. 


1. Nach hannoverſchem Jagdrechte fallen die Grenzen des gemein⸗ 
ſchaftlichen Zagdbezirkes mit den jeweiligen Grenzen des Gemeinde⸗ 
bezirkes zuſammen. 2. Es iſt weder eine Dereinigung mehrerer ge⸗ 
meinfchaftlicher Jagdbezirke, noch der Anſchluß ein- oder ausfpringender 
Grundſtücke durch Aufnahme der Eigenthümer in den Derband der 
Seldmarfsgenofien einer fremden Feldmark zuläffig. 


Zu 1. Die Frage if in der Jagdordnung vom 11. März 1859 nicht unmittelbar 
entfchieden. Die vorftehende Antwort ergiebt fi) «aber 1. aus den Materialien ber 
Jagdordnung; dieſe laffen beftimmt erfennen, daß ber Geſetzgeber die Abſicht gehabt 
habe, nad dem Vorgange der Berordn. vom 17. April 1880 für bie Landestheile 
auf dem linten Rheinufer, des preußiſchen J-P.G. vom 7. März 1850, des bay- 
riſchen Geſetzes vom 30. März 1850, des hannoverſchen Welches vom 29. Juli 1859 
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unb anderer beutfdher Jagdgeſetze aus ber Gefammtflur jeder politiſchen Gemeinde 
einen gemeinſchaftlichen Jagdbezirk zu bilden. 2. Auch bie Sagborbirung von 1859 
laßt dies mittelbar erfennen; $ 5, Abſ. 3 beftimmt: „Grundbeſitzer, welche nicht in der 
Gemeinde wohnen, zu deren Bezirke die Feldmark gehört, haben zur Entgegenmahme 
der Ladımgen einen Bevollmächtigten in ber Gemeinde zu beftellen“; 9 12, Rr. 1 
fprigt von der ſtädtiſchen Feldmark im Simne des Bezirks einer Stadtgemeinde; 
wenn bann in $ 12, Nr. 3 allgemein von Feldmarken gehandelt wird, in demen vor 
Erlaß des Jagdgeſetzes von 1850 die Jagd völlig frei war oder das Jagdrecht allen 
Grundeigenthümern ober doch gewiſſen Klafien bderfelben zuftand, fo fönnen damit 
nur die Feldmarken der einzelnen politifchen Gemeinden gemeint fein. 3. Auf dem: 
felben Standpunkte fieht die Begründung zu dem Entwurf einer Jagdordnung ven 
1883; in diefer Begründung heißt e8, der Gemeindebezirk fei in allen beftchen- 
den Jagdordnungen die gegebene Grundlage für den gemeinſchaftlichen Jagdbezirk. 

Zu 2. Die Jagdordnung von 1859 geftattet in 54, Abf. 1 einen Anſchluß au 
den umfchließenden oder begrenzenden Jagdbezirk, wenn Feldmarken an und für ſich 
oder nach Ausfcheibung der darin belegenen Eigenjagbbezirfe und ausgenommıenen 
Grundftlide oder einzelne Grundſtucke, welche von dem Jagdbezicke der Feldmark, zu 
der fie gehören, durch dazwiſchen liegende Jagdbezicke getreunt find, ober Grundfüde, 
welche einer Feldmark nicht angehören, eine zufammenbängende Flaͤche von 300 Dorgen 
nicht bilden. 

Die Jagdordnung beſtimmt ferner in $ 7, Abſ. 1, daß die Feldmarksjagd mn 
ungetheilt und an einen Pächter verpachtet werben barf. Sie gefattet bamm «ber, 
daß einzelne Grunbftäde ber Yeldınarl, die in einen fremden Jagdbezirk eingreifen, 
dem Inhaber diefes Bezirka befonders vexrpachtet werben. 

Damit ift die Materie in der Jagdordnung erſchöpft; einen Auſchluß ein- um) 
ausfpringender Erundflüde in anderer Weife, insbefondere dur Aufnahme 
der Eigenshümer in den Berbanb ber Zeldmarlsgenoffen einer fremder 
Feldmark, geftattet die Jagdordnung nicht. 

Das D-B.-8. fpricht bei biefer Gelegenheit aus, daß zur Vertretung des Jagd 
vorftandes im Berwaltungsftreitverfahren bie Errichtung eines Syndikats nicht m 
forberfich fei (die Vorſchriften in 8 12 der hannoverfchen Untergeritsorbnung vem 
5. Oftober 1827 bezögen fi nur auf Gemeinden und deren Bertretung iz 
Sivilproceffen). 

Entf. des D.-8.-&., III. Senats, vom 20. April 18%. Entſcheid. Bd. 38, 
©. 886. 

8 D. 


66. 

Die Königlichen Forſtbeamten find nicht befugt, zur Seftitellung und 
Derfolgung der außerhalb ihrer Dienftbezirte begangenen Jagd 
Fontraventionen fremdes Gebiet zu betreten. 

Berfg- des Miniſteriums für Saudwirthichaft ic. 

Berlin, den 28. Kpril 1899. 


Auf den Bericht vom 5. Oktober v. 38. — IH. F. 680 — er 
wibere ich der Königlichen Regierung unter Nüdfenbung ber Strafprscef- 
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alten wider Bremeier, daß es nicht angängig erſcheint, durch eine Ab⸗ 
änderung der Dienftinftruftion für die Königlichen Zörfter vom 28. Oftober 
1868 den Forſtſchutzbeamten ausdrüdlich die Befugniß zu ertheilen, auch 
außerhalb ihres Schutsbezirtes die Jagdſcheinkontrolle auszuüben. 

Abfchrift einer in dieſer Angelegenheit an bie Negierung zu Binden 


erlaffenen Berfügung vom 7. Januar 1885 — = re nn — (a) füge ich 


zur Kenntnißnahme und Nachachtung bei. 
Abſchrift des Urtheils bes Kammergerichts vom 23. Juni v. 36. folgt 
ebenfall8 anbei (b). 
1. An die Königliche Regierung zu Lüneburg. 





Abſchrift erhält die Königliche Regierung auf den Beridt ..... - 
unter Beifügung einer Abichrift der an die Regierung zu Minden er- 
laſſenen Verfügung vom 7. Januar 1885 — * u — zur Sennt- 
nißnahme und Nachachtung. 

Abſchrift des Urtheils des Kammergerichts vom 23. Juni v. Is. folgt 
ebenfalls anbei. 

2. An bie Königliche Regierung gu Hannover. 


3. Un die Königliche Regierung zu Magdeburg. 





Die Königliche Regierung erhält beifolgend Abſchrift eines Urtheils bes 
Kammtergerichts vom 38. Juni v. 38. zur Kenntnißnahme. 

Es erſcheint nicht angängig, durch eine Abänderung ber Dienft- 
infrußion fir die Eniglichen Förſter vom 28. Oktober 1868 den Forſt⸗ 
ſchutzbeamten ausdrucklich die Befugniß zu ertheilen, auch außerhalb ihres 
Schußszbezirles die Jagdſcheinkontrolle auszuhben. 

Sch verweiſe dieſerhalb anf meine Verfügung vom 7. Januar 1885 — 
IL 12080. 
023089. 
4 Un die Konigliche Regierung zu Minden. 





Abſchrift erhält die Königliche Regierung unter Beifigung einer 
Abſchrift des Urtheilg des Kammergerichts vom 23. Juni v. 38. und der 


an die Regierung zu Minden erlaffenen Verfügung vom 7. Januar 1885 — 


RER: — var Bermiitnahen md Raipehtung 





Im Auftrage: Donner. 


8. An ſänmtliche übrigen Regierungen ausſchließlich Aurich und Sigmaringen. 
III. 4551. 
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Abfchrift zu III. 4561. 


Minifterium 


für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 


III. 12080. 'I. 17897. 


Berlin, ben 7. Januar 1885. 
Die Frage: 

ob die Königlichen Yorfibeamten befugt feien, zur Feſtſtellung umd 

Verfolgung ber außerhalb ihrer Dienftbezirfe begangenen Sagblontre 

ventionen fremdes Gebiet zu betreten, 
if, wie ich ber Königlichen Regierung auf den Beriht vom 15. Oktober v. 8. 
— 8401 IIb — erwibere, wieberholt Gegenftand der Erwägung in den betheiligten 
Minifterien gewejen und ſtets verneinend entichieben worden. Abſchrift eines 
biefen Gegenſtand betreffenden Erlaſſes bes Koniglichen Finanzminiſteriums vom 
16. Januar 1877, welcher f. Zt. unter Mitzeichnung der Herren Minifter des Innern 
und der landwirthſchaftlichen Angelegenheiten den Königlicden Regierungen der ſecht 
öftlihen Provinzen mitgetheilt worden if, ſowie Abfchrift meiner, in Gemeinſchaft 
mit dem Herm Minifter des Innern an die Königliche Regierung zu Danzig er 
lofienen Verfügung vom 26. Dltober 1882 füge ich zur Kenntnißnahme bei. 

Das Reichsgericht ift in feinen neueren Entſcheidungen vom 8. Oftober 1882 
und 19. Februar v. Is. (letztere vollftändig abgebrudt in den Entfcheibungen des 
Neichsgerichts in Straffahen Band X Seite 106) lediglich auf dem früheren Stand 
puntte ſtehen geblieben. Diefen Entſcheidungen ſteht fomit ebenfo wie der vom 
1. Ottober 1880 das in dem Erlaß vom 16. Januar 1877 zuerſt bervorgebobene 
Bebenten entgegen, daß in dem Cirkular bes Minifters des Innern vom 14. März 1850 
eine Anweifung an fämmtliche Forſt⸗ und Polizeibeamte, die Jagdpolizei auch außer- 
halb ihrer Amtsbezirke zu handhaben, weder ertheilt worden ift (— was beiläufig 
bemerkt, fofern dadurch auch alle Polizeibeamte, Feldhuter u. ſ. w. ermädtigt wären, 
die Jagdpolizei in den Stantsforften auszuüben, keineswegs im Intereſſe der Fork- 
verwaltung liegen würde —) noch auch rechtlich ertbeilt werben konute. Die Ent 
ſcheidungen des Reichsgerichts find auch ferner infoweit nicht ohne Bedenken, als fie 
ben Forfibeamten, welche SJagblontraventionen, bie nicht die Forſt betrafen, auf 
fremdem Reviere verfolgten, den ſtrafrechtlichen Schug aus 8 117 des Strafgelck 
buchs haben angebeihen Iaffen, obmohl boc nicht dieſe ftrengere, fondern nur bie 
mildere Vorſchrift des 8 118 dafelhft hätte zur Anwendung fommen fönnen, da doch 
nad der eigenen Auffaffung des Reichsgerichts die Berechtigung ber Tyorftbeamten zu 
ben fraglihen Handlungen nicht unmittelbar aus ihrer forftamtlicden Stellung, 
fondern erft aus ber, fie mit weitergehenden polizeilichen Befugniffen befleidenben 
Anordnung des Minifters des Innern bergeleitet wird. In einer neueren Ent 
fheibung vom 27. Juni v. 38. Mechtſprechung des D. Reichsgerichts in Strafſachen 
Band VI &.478)*) Hat denn auch das Reichsgericht e8 unbeanſtandet gelaffen, daß 
(— was freilich and) nicht zum Gegenftande der Reviſionsbeſchwerde gemacht war —) 
bie erſte Inſtanz nicht ben 8117, fondern den 8 113 St. G.B. angewendet hatte. 


*) Jahrb. Bd. XVL ©. 174. 
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Denn in diefer neueren Entfcheibung das Reichsgericht Die Zuſtändigkeit der Forſt⸗ 
beamten zur Berfolgung von Sagblontraventionen auf den ihrem Schutzbezirke 
benachbarten Jagdrevieren für zweifellos, bagegen eine noch weiter gehende Aus- 
legung der Inſtruktion vom 14. März 1850 für bedenklich erllärt, fo findet eine 
folde Befchränfung in dem Wortlaut der Inſtruktion gar keine Unterſtützung und 
zeigt, wie bedenklich die vom Reichsgericht bisher angenommene Auslegung der In⸗ 
firuftion überhaupt ift. \ 

Wenn nun auch für die Forfiverwaltung feine Beranlaffung vorliegt, den Ent- 
fheibungen des Reichsgericht durch öffentliche Kundgebungen entgegenzutreten, fo wird 
doch von einer Berufung auf diefe Entfcheibungen nur in befonderen Fällen und in 
bisfreter Weife zum Schutze der Forſtbeamten Gebraud) gemacht werben dürfen. 
ebenfalls aber erfcheint es nicht zuläffig auf Grund der reichSgerichtlichen Ent⸗ 
fcheidungen den Königlichen Forſtbeamten die allgemeine Ermädtigung zur Ber- 
folgung von Jagdkontraventionen außerhalb ihrer Reviere zu ertheilen. 

Sollte in Einzelfällen bas Ueberhandnehmen von Jagdlontraventionen außerhalb 
der Königlichen Forſten bie Heranziehung der Königlichen Forfibeamten zu deren Er⸗ 
mittelung und Verfolgung beſonders erwunſcht machen, fo kann ich der Königlichen 
Regierung nur das Austunftsmittel empfehlen, baß derjenige Beamte, welchem bie 
Örtliche Polizei in bem bes befonderen Schutzes bebürftigen Bezirke zufteht, veranlaßt 
wird, feinerfeits und aus feinem echte einzelne namentlich zu bezeichnende Forſt⸗ 
beamte unter Zuſtimmung ber Königlichen Regierung als orftauffichtsbehörde mit 
der Haulfsleiſtung bei Handhabung bes Forſtſchutzes in feinem Amtsbezirle oder in 
geroiffen Theilen beffelben zu beauftragen. Ein folchergefialt einzelnen Forſtbeamten 
ertheilter Auftrag würbe aber aud in dem betreffenden Bezirke Sffentlich befannt zu 


maden fein. 
ge. Lucius, 


An die Königliche Regierung zu Minden. 


Wolhrift zu III. 4561. 
Altenzeichen: S. 827. 98. 


Zum Namen Des Königs! 


In der Straffache 
gegen 
ben Fabrikanten Ernft Bremeyer zu Hannover 
wegen Jagdpolizei⸗Vergehens, 

t . 
" auf bie von bem Angeklagten gegen das Urtheil der Gtraffanmer bei dem 
Königlichen Antögericht zu Celle vom 4. März 1898 eingelegte Nevifion 
der Gtraffenat des Königlichen Kammergerichts zu Berlin in der Gigung vom 
23. Juni 1898, an welcher Theil genommen haben: 

Jahrb. d. Preuß. Forſt. u. Jagbgeiehg. XXI. 11 


— 10 — 


1. Grofchuff, Geheimer Oberjuſtizrath und Senatspräfitent als Borfienber, 
2. Geheimer Juſtizrath Simon, 
3. " " Ziegler, nerichts.05 
4. Tiemann, Kammergerichts-Räthe, 
5. Dr. $roneder, 
als beiſitzende Richter, 
Staatsanwalt Richter, 
als Beamter der Staatsanwaltichaft, 
Neferendar Lebram, 
als GWerichtsichreiber: 
für Recht erkannt: 
Auf die Reviſion des Angeklagten wird das Urtheil der Straftammer bei dem 
Königlichen Amtsgericht zu Celle vom 4. März 1898 aufgehoben. Der Au 
geklagte ift der MWebertretung bes 9 11 Nr. 1 des Jagdſcheingeſetzes von 
81. Juli 1895 nicht ſchuldig und wird deshalb freigeſprochen. 
Die Koſten des Verfahrens fallen der Staatskaſſe zur Laſt. 
Bon Rechts Wegen. 


Gründe. 

Die Revifion des Angellagten ift, infoweit fie rügt, daß der Königliche Forj 
auffeher Muhme, als er von dem Angellagten die Borzeigung feines Jagdſchein 
forderte, fi nicht in der rechtmäßigen Ausübung feines Amtes befand, begriände. 

Fur die Entſcheidung bdiefer Trage ift nicht die Beſtimmung bes Abſatz 2 by 
8 22 der Hamoverſchen Jagdordnung vom 11. März 1859, fondern der 8 11 Wr. ] 
des Jagdſcheingeſetzes vom 31. Juli 1895 maßgebend. Gtelling ift zwar de 
Meinung, daß die zweite Alternative des Abſatz 3 des 8 22, weldde lautet: 

„oder die Borzeigung deffelben an bie im betreffenden Jagdbezirke Jap 

berechtigten und ihre Bertreter oder die daſelbſt zur Wahrnehmung ber 

jagdpolizeilichen Aufficht Berechtigten weigert, Strafe von 1 Thaler“ 
noch gilt (vgl. Stelling „Hannovers Jagdrecht“ Anm. zu $ 2 ©. 156, Stellny 
„Das Yagdicheingefeg vom 31. Zuli 1895“ Anm. 1 zu 811 ©. 92). Diefer Anfidt 
kann jedoch nicht beigetreten werden. Denn ber $ 22 ift joweit, als er Beſtimmunge 
über den Jagdſchein enthält, durch 8 10 des Jagdſcheingeſetzes deshalb für au. 
gehoben zu erachten, weil diefes Geſetz die Materie des Jagdſcheins für den ganzen 
Umfang der Monardie mit Ausnahme von Helgoland und ſomit auch für die 
Provinz Hannover generell geregelt hat. (Bgl. Bauer „Die Jagdgeſetze Preußen?” 
S. 198; v. Seherr-Thoß „Das Jagdſcheingeſetz nom 81. Juli 1895, 2. Aufl. S. Hi 

Auch 86 des zur Ausführung des Jagdpolizeigeſetzes vom 7. März 1850 er 
lafienen Publilandums der Minifter des Innern und der landwirthſchaftlichen Ar- 
gelegenheiten vom 14. März 1850 (Min. Bl. für die innere Berwaltung ©. 107: 


v. Seherr-Thoß a. a. O. S. 95), wonach die Lokalbehörden zu veranlafien find, ak 


Auffichtsbeamten mit Einfluß der Forfibebienten zur Ueberwachung ber Jagt 
fontraventionen jeder Art, befonders ber Uebertretungen der durch das Geſetz ve 
7. März 1850 getroffenen jagdpalizeilicden Uebertretungen anzumeifen und zur 
fhleuwigen Anzeige ber entdeckten Bergehen anzubalten find, kann nicht in VBerradt 
fommen, weil derſelbe nur. für. die Preußiſche Monarchie in ihrem damaligen Um- 
fange, alfo nicht für die jetige Provinz Hannover erlaffen if. 
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Für ben Umfang ber Rechte und Pflichten ber Königlichen Forſtbeamten, ins- 
befonbere aud) der Forſtaufſeher bei Ausübung des Jagdſchutzes, alfo auch der Jagd⸗ 
polizei find für den gegenwärtigen Umfang ber Preußifchen Monarchie, alfo auch für 
die Provinz Hannover bie Beflimmungen ber vom Finanzminifter erlaſſenen Dienft- 
Inſtruktion für die Königlich Preußifehen Forſter vom 28. Oftober 1868 maßgebend, 
in welchen bie Grenzen ber jagbpolizeilicden Antsbefugniffe diefer Beamten genau 
gezogen find. Unter Abſchnitt II beftimmt als Gejchäftslreis im Allgemeinen 
587 i. A, daß ber Förker in dem ihm anvertrauten Schußbezirt bie Be- 
folgung der Fagbpolizeigefege zu überwadhen, auch von zu feiner Wahrnehmung 
ober Kenntniß gelangenden Zuwiderhandlungen gegen die Jagdpolizeigeſetze in nicht 
zu feinem Schutzbezirk gehörenden und in nit Königliden Waldungen 
feinem vorgefettten Oberförfter Anzeige zu machen bat. Im 8 40 Abſ. 3 if dann 
weiter beftunmt, daß die Berpflichtung zur Ausübung des Jagdſchutzes ſich nicht 
allein auf den fpeciell überwiefenen Weichäfts- und Schutzbezirk erſtreckt, fondern auch 
auf fänmtlihe angrenzende Schutzbezirke und alle diejenigen Königlichen Forſten, 
welche ex (der Förſter) auf dem Wege von feiner Wohnung nach feinem befonderen 
Befchäftsbezirte oder auf dem Wege zum: Oberförfter oder zum Forſtgerichte berührt. 
Rah $ 71 find aber ‚diefe Beſtimmungen ber. Dienf-Inftrultion auch für die Forſt⸗ 
auffeher maßgebend Hiernad if dem Königlichen Yörfter bezw. Forſtaufſeher 
nad) der allgemeinen Beſtimmung des $ 87 bie Ueberwachung der Befolgung ber 
Fagdpolizeigefege nur in dem ihm anvertrauten Schußbezirf Abertragen; von 
den Zuwiderhandlungen gegen diefe Geſetze in den nicht zus biefem Bezirke gehörenden 
und in nicht Königlichen Waldungen bat er nur feinem vorgefetten Oberförſter 
Anzeige zu machen. Da aber bie Aufforderung zur Borzeigung des Iagbjcheins ein 
Alt der Ueberwachung der Befolgung der jagdpoligeilichen Vorſchrift des $ 11 Rr. 1 
des Jagdſcheingeſetzes vom 31. Juli 1895 ift, ſo ftebt diefe dem Forſtbeamten nur 
in dem ihm anvertrauten Schutzbezirk, nicht aber in einen anderen tichtfisfalifchen 
Jagdbezirke zu. Nimmt er in legterem eine Zuwiderhandlung gegen das gedachte 
Gefe wahr oder kommt ſolche zu feiner Kenntniß, fe if ex nur zur Anzeige an 
feinen vorgeſetzten Oberförfter verpflichtet umd berechtigt. Wenn der 5 40 Abſatz 8 
die Verpflichtung zur Ausübung des Jagdſchutzes auf fämmtlice angrenzenden 
Schutzbezirke ausdehnt, fo kann bierunter nur die Verpflichtung in dem Um- 
fange verftanden werben, wie fie im 8 37 abgegrenzt if. ine Ueberwadung: ift 
Daber. in den. angrenzenden Schutzbezirken ausgeishlofien. Hiervon abgefehen iſt unter 
„Schutzbezirk“ nad der Bedeutung, wie diefer Ausbrud fonft in. der Dienſt⸗Inſtruktion 
3. ®. in den 86 37, 39,. 65 gebraucht if, nur der zur Königlichen Fort gehörige 
Schutbezirt zu verftehen (vgl. Entf. des Reichsgerichts Bb. XX ©. 847). In 
einem folden Bezirke hat. aber im vorliegenden alle die Jagdſchein⸗Kontrolle 
feitens des Forftauffehers Muhme nicht flattgefunden. 

Für die Anfiht, daß der Forſtichutzbeamte zur Ausübung jagdpolizeilicher 
Funktionen, namentlich der Ueberwachung der Befolgung der jagdpolizeilichen Vor⸗ 
ſchriften nur in dem ihm anvertrauten Schutzbezirk berechtigt iſt, ſpricht auch der 
Miniſſerial⸗Erlaß vom 28. Juli 1888 (Min. Bl. für die innere Berwaltung ©: 181; 
v. Scherr-Thoß a. a. D. Anhang ©;.98),; betreffend Bie Thätigkeit ber Forſiſchup 
beamten als Hülfsbeamte der Staatsanwaltſchaft, worin es u. X. heißt: 

„Die Beitellung der Forſtſchutzbeamten zu Hülfsbeauten ber Staats⸗ 
anwaltſchaft Hat nur, was den ſachlichen Umfang der ihnen übertragenen 
11* 
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Funktionen angeht, zunäcft die Zwecke des Forſtſchutzes im Auge und ſoweit 
es auf felbfKändiges Handeln im jener Eigenfchaft ankommt, haben bei- 
halb jene Beamten ihre Thätigkeit zu beſchränken auf die Verfolgung 
folder Geſetzwidrigkeiten, weldhe in ben ihnen im Hauptam te zugewieſenen 
Schutzbezirken begangen werden” u. ſ. w. 


„Anlangend bie drtlide Yuftändigleit der Forſtſchuzbeamten als SEM 


beamten der Staatsanwaltſchaft, fo verfieht es fi, ba diefelben durch eimen 
Auftrag des Gtaatsanwalts die Befugniß erlangen, auch außerhalb ihres 
eigenen Schutzbezirkes thätig zu werben. Dagegen beſchränkt fi bie Be 
fugniß zu felbfländigem Handeln in ber Regel auf ben Schutzbezirk bes 
einzelnen Beamten“ u. f. w. 

Die in diefem Minifterial-Erlaß niebergelegten Grunbfähe fiber den Umfang ber 
Amtsbefugniffe der Forftfäutbeamten decken ſich im Weſentlichen mit der bieffeitigen 
Auslegung der betreffenden Beſtimmungen der Dienft-Inftruftion für die König 
lichen Forſter. 

Die vom Reichsgerichte in den Entſcheidungen Bd. II ©. 306 und Bd. 
6.106 und vom Kammergericht in dem Urteil vom 12. Juni 1898 (Jahrbuch der 
Entf. Bd. XIV ©. 885) vertretene abweichende Anficht, daß Forfibebiente allgemein 
die Befugniß haben, fogar auferhalb ihres Schutzbezirles eine Fagbfcheintontrole 
auszuüben, find ohne Berüdfihtigung der Beſtimmungen der Dienft-Anftruftion für 
die Königlichen Yörfter vom 28. Oktober 1868 ergangen. Der Ausführung de 
Neichsgerichts in dem Urtheil vom 17. März 1890 (Entſch. Bb. XX ©. 845 ff.), deß 
die Borſchrift der Unzeigepfliht am Schluß bes $ 87 der Dienſt⸗Inſtruktion die 
Ueberwachung nicht ausichließe, fondern zur Borausfekung habe, fan aus den vor- 
fiehend angeführten Gründen nicht beigetreten werden. Der erſte Sab bes 887 
beſchräukt die Ueberwachungspflicht auf den eigenen Schutzbezirk, während ber 
zweite Sat für andere Schutzbezirke und nicht Königliche Waldungen die Anzeige— 
pflicht vorfchreibt. 

Der Forſtaufſeher Muhme wer ſonach nicht berechtigt, von dem Angeklagten 
außerhalb des ibm zugewiefenen Schutzbezirkes die Vorzeigumg des Jagdſcheins zu 
verlangen und es ſtellt ſonach die Weigerung des Uingellagten, den Sagbfchein vorz- 
zeigen, feine Webertretung bes $ 11 Nr. 1 des Jagdſcheingeſetzes vom 831. Zafı 
1895 bar. 

Der Ungellagte war daher, wie geſchehen, unter Aufhebung des Berufunge⸗ 
Urtheils freizufprechen. 

Die Entſcheidung über die Koften folgt aus $ 499 Gtraf.Procch-Orbnung. 

gez. Groſchuff. Simon. Ziegler. 
Thielmann. Dr. Kronecker. 


67. 

Geſetz, betreffend die Aufhebung einiger in den Bezirfen der Ober 
landesgerichte zu Coln, Hamm und Frankfurt a. M. beftehenden 
jagdpolizeilichen Strafbeflimmungen. Dom 24. Mai 1899. 
(Gefch-Gaurmlung 1899, Nr. 17 ©. 106.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. verorbnen unter 
Zufimmung ber beiden Häufer des Landtages Unſerer Monarchie, was folgt: 
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31. 

Die gegen das Umherlaufenlaſſen von Hunden und das Mitführen unangebundener 
Hunde auf fremden Jagdgebiet gerichteten Strafbeftimmungen in Abſatz 14 Sectio B 
der neuen verbefferten proviſoriſchen Brüchtenorbnung für das Herzogthum Berg 
vom 2. November 1802 und in den 88 9 und 11 der Julich⸗Bergiſchen Jagd» und 
Forftfagungen vom 8. Mai 1761, fowie in ben 8528 bis 30 der Jagd-, Buſch⸗ 
und Fifcherei-Ordnung des Erzſtifts und Churfürſtenthums Coln vom 9. Juli 1769 
und in ber beflätigenden churfürſtlich Gölnifchen Berordnung vom 3. Juli 1765 
werben aufgehoben. 

82. 

Diefes Geſetz tritt am 1. Oktober 1899 in Kraft. 

Urkundlich nuter Unjerer Höcfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrudtem 
Königlichen Infiegel. ' 

Gegeben Berlin im Schloß, den 24. Mai 1899. 

(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. Boſſe. Frhr v. Hammer- 
ſtein. Schönſtedt. Frhr. v. d. Recke. Brefeld. v. Goßler. Gr.v. Poſadowsky. 
v. Bülow. Tirpitz. 


‚68, 


Derhandlungen des Berrenhaufes über den Entwurf eines Gefeßes, 

betreffend die Aufhebung einiger in den Bezirfen der Oberlandes⸗ 

gerichte zu Eöln, Bamm und Frankfurt a. M. beftehenden jagd- 
polizeilichen Strafbeftimmungen. 


A. Geſetzentwurf nebſt Begründung. 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zc. verordnen unter 
Zuſtimmung der beiden Häufer des Landtags Unferer Monarchie, was folgt: 


81. 

Die gegen das Umberlaufenlafien von Hunden und das Mitführen unan⸗ 
gebundener Hunde auf fremdem Sagbgebiet gerichteten Strafbeftiimmungen in Ab- 
fat 14 Sectio B der neuen verbefferten proviforifhen Brüdhtenordnung für das 
Herzogthfum Berg vom 3. November 1803 und in den 889 und 11 der Fülic- 
Bergifchen Jagd⸗ und Forſtſatzungen vom 8. Mai 1761, ſowie in den 88 28 bis 30 
der Jagd⸗, Bufch und Fifchereiordnung des Erzſtifts und Churflirſtenthums Cöln 
vom 9. Zuli 1759 und in der beftätigenden churfürſtlich Gölnifchen Verordnung 
vom 3. Juli 1765 werden aufgehoben. 


Diefes Geſetz tritt am... 2-00 nn. in Kraft. 
Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrudtem 
Königliden Inſiegel. 
Gegeben ꝛc. 
Beglaubigt. 
Der Juftizminifter. 
Shönftett. 
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Begründung. 

Die „neue verbeſſerte proviforifche Brüchtenorbnung für das Herzogthum Berg” 
vom 2. November 1802 (f. Scott, Sammlung der Gefeke und Verordnungen, 
weiche in den ehemaligen Herzogthämern Jülich, Cleve nnd Berg zc. ergangen find, 
Th. II S. 859 ff.) bedroht im Abfa 14 Seotio B Jagdbrüchten“ denjenigen, 
welcher mit einem unangebimbenen Hunde fig in der Wildbahn betreten läßt, mit 
einer Geldſttafe von 8 Reichsthalern. Rad) der Beflimmung in SectioC a.a.Q, 
8 8 sub 3 tritt im Unvermögensfalle an die Stelle der Geldfirafe fir jede 10 Stüber 
1 Tag „Waffer und Brod-Strafe”, falls es nicht angängig ift, die Brüchtfälligen 
zu ebenfoviel Tagen orftarbeit anzubalten. Für 8 Neichsthaler — 480 Stüber 
berechnet fic) hiernach die Dauer der fubfidiären Freiheitsſtrafe auf 48 Tage. 

Während die übrigen Beſtimmungen der Brüchtenordnung durch fpätere Geſetze, 
insbefondere das Strafgeſetzbuch, das Gefe über den Forſtdiebſtahl und das feld 
und Yorftpolizeigefeg außer Kraft gefett find, Hat die vorangeführte Strafanbrehung 
als jagbpolizeilide Vorſchrift noch Geltung. Nach dem Antrafttreten des Feld⸗ und 
Torfipolizeigefeges vom 1. April 1880 waren zwar Zweifel in diefer Beziehung enı- 
ftanden, namentlih mit Rückſicht darauf, daß in $ 96 Abf. 1 und 2 des genannten 
Geſetzes alle diefem Geſetze entgegenftehenden, insbefondere alle Strafbeſtimmungen 
ber Feld» und Forſtpolizei außer Kraft gefetst worden, und daß in der Anlage B mu 
den Motiven des Geſetzes unter Nr. 4b und 46 au die Juülich⸗Bergiſchen Jagd 
und Forfifahungen vom 8. Mai 1761 und bie Bergiſche Brüchtenorbnung vom 
2. Rovember 180% aufgeführt find, und es hatte auch das Kammergericht in dem 
Urtheile vom 19. November 1883 (f. Rhein. Ar. B. 47 TII S. 69) entſchieden, 
daß die genannten Bergiſchen Geſetze durch das Feld⸗ und Torftpolizeigefeß vom 
1. April 1880 vollftändig aufgehoben fein. Wllein in einem fpäteren, am 
. 23. November 1894 erlaffenen Urtheile (ſ. Rhein. Ar. B 88 II ©. 46) Hat dab 
Kammergericht diefen Standpunkt verlaffen und fi nunmehr mit Recht dahin auf 
gefprochen, daß daß Feld⸗ und Ferſtpolizeigeſetz, da daſſelbe nur bie fyeib- und 
Forftpolizei neu regele, die früheren Gefege nur infoweit babe aufheben wollen und 
aufgehoben habe, als dieſe feld- und forftpolizeiliche Beſtimmungen enthalten, daB 
dagegen bie jagdpolizeilichen Beflimmungen, und um ſolche handelt es fich hier, in 
Kraft geblieben feien. | 

Die gedachte Strafbefimmung der Brüchtenordnung wird demgemäß in dr 
Rechtſprechung der zuftändigen Rheinischen Gerichte fortdauernd gehandhabt. Kur 
wird den veränderten Werthverhältniffen entfprechend an Stelle der Geldftrafe von 
8 Neichsthalern auf eine foldhe von 18 Mark 40 Pf. und nad) Maßgabe ber all 
gemeinen Vorſchriften des Strafgeſetzbuchs an Stelle der ſubſidiariſch angedrohten 
Waffer- und Brod-Strafe von 48 Tagen auf eine Haftftrafe von 6 Wochen erlannt. 

Aus dem gleihen Grunde find in Geltung verblieben 88 9 und 11 der bereits 
erwähnten Julich⸗Bergiſchen Jagd⸗ und Forftfakungen vom 8. Mai 1761 (f. Scotti 
a. a. O. H. J, 6.499). In dem erfterwähnten Baragraphen wird unter Anderem 
den Jagdberechtigten unter Berweifung auf die Strafandrohung früherer Edikte vor- 
geichrieben, die Hunde angebunden zu halten, fo oft fie nothwendiger Weiſe die herr⸗ 
ſchaftliche Wildfuhr und Gehege betreten, und im 8 11 ift allgemein unter Gtrafe 
geftellt, wenn Jemand einen unangebundenen Hund in der Wildbahn mitführt, oder 
wenn losgelaffene Hunde, bie nicht mit einem flarten und entfprecjenden Knüppel 
verfehen find, in der herrſchaftlichen Wildfuhr oder in berfelben Gegend angetroffen 
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werden. Die Höhe ber Strafe wird hier dem richterlichen Ermefien überlaffen, fo 
daß, ſoweit nicht die Brüchtenorbnung Anwendung findet, auf eine Strafe erlannt 
werden kann, mit der nad den Vorſchriften bes Strafgeſetzbuchs Lebertretungen ge- 
ahndet werben, während für jeder Fall einer Zuwiderhandlung gegen das Verbot der 
Brücdtenordnung auf bie vorerwähnte feſtbeſtimmte Strafe erfannt werben muß. 

Diefe Strafe ift unverhältnigmäßig hoch; namentlich liegt in der Androhung der 
fubfibtären Freiheitsftrafe eine nach bentiger Anſchauung ungerechtfertigte Härte. Es 
ericheint daher angezeigt, biefe veraltete Strafbeftimmung aufzuheben. Zugleich empfiehlt 
es fi}, auch bie daſſelbe Gebiet betreffenden Strafbeftiimmungen der vorerwähnten 
Baragraphen ber Firlich-Bergiichen Jagd⸗ und Forſtſatzungen zu befeitigen, damit art 
deren Stelle andere zeitgemäße Vorſchriften über das Mitführen oder Laufenlaffen 
bon Hunden auf fremdem Jagdgebiet im Wege bes Polizetverordnungsrechts erlaffen 
werden können. Die Aufhebung lanır, da die Beftimmungen Geſetzeskraft haben, nur 
durch Gejet erfolgen. 

In den dem Meltungsgebiet diefer Bergifchen Verordnungen benachbarten Terri⸗ 
torien, nämlich den zum vormaligen Erzftift und Churfürſtenthum Cöln gehörigen 
Landestheilen, befteßen ebenfalls ältere denfelben Gegenftand betreffende Straf» 
beftimmungen. Diefelben finden ſich 

1. in den 65 28 bis 80 der Jagd⸗, Buſch⸗ und Fijchereiordnung des Erzſtifts 
und Ehurfürftentfums Edins vom 9. Juli 1759 (f. Scotti, Geſetze und Verordnungen 
bes Churfürftenthums Cöln H. II ©. 797), worin allen Unterthanen anbefohlen wird, 
ihren auslaufenden Hunden einen Knüppel ungefähr von der Länge einer Elle anzu⸗ 
bangen bei Bermeibimg einer Strafe von 8 Golbgulden und ferner unter gleicher 
Strafandrohung verboten wird, unangebundene Hunde in die Felder und Weingärten 
mitzunehmen, 

2. in der Berorbuung vom 8. Juli 1765 (f. Scotti a.a. DO. S. 854), worin 
unter Anderem biefe VBorfchriften unter Androhung gleicher Strafe wiederholt werden 
und deren Handhabung eingeichärft wird. 

Auch hier handelt es fi um eine feſtbeſtimmte Strafe für jeben Fall der Ueber⸗ 
tretung, deren Höhe mit den jetst herrfchenden Grundſaͤtzen der Strafgeſetzgebung nicht 
in Einklang ſteht. Dem Betrage von 8 Golbgulden würde Heute die Summe yon 
etwas über 86 Mark gleichftehen”). An der fortdauernden Geltung der in Frage 
ftehenden Berordnungen kann nach dem oben Geſagten fein Zweifel beſtehen, wenn 
auch ihre Strafbeflimmungen in neuerer Zeit wicht überall im Geltungsgebiete zur 
Anwendung gekommen zu fein fcheinen. Die Aufhebung auch dieſer Strafbeftimmungen 
eriheint daher aus den obenangeführen Grunden angezeigt. 

Das bervorgetretene Bebürfniß rechtfertigt den Erlaß eines ſich auf Aufhebung 
der gebaditen Strafvorfchriften befchräntenden Specialgeſetzes. Zu einer weiteren 
Abänderung einzelner provinzieller Borfchriften der Jagdpolizei ift zur Beit ein aus— 
reichender Anlaß nicht gegeben. Insbeſondere foll aud an der in 8 28 der Jagd⸗, 
Buſch⸗ und Fiſchereiordnung bes Erzſtifts und Churfürſtenthums Cöln vom 9. Juli 
1759 unb ber beftätigenden Verordnung vom 8. Juli 1765 den Jägern verliehenen 
Befugniß zur Todtung ungelnüppelter Hunde nichts geändert werben. In diefer 
Befrimmung ift eine Strafbeftiimmung im Sinne des Befeentwurfs nicht zu erbliden. 

«m Der Golbgulben betrug nach einem churfürſtlichen Neftript vom 7. December 1787 1'/, Reichs⸗ 


thaler Species, nach Prenßiſchem Gelde wurbe berfelbe zu 1 Thin 15 Bor. 4% Pf. gerechnet . 
Schluͤter, Provinzialrecht der Provinz Weſtfalen 8. Band ©. 122) 
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Aehnliche Beſtimmungen find auch anderwärts in Geltung, namentlich im Geltungt⸗ 
bereiche des Allgemeinen Landrechts (vgl. Allg. Landrecht II, Tit. 16 88 64 Fi.). 

Der fpätere Zeitpunkt für bas Inkrafttreten des Geſetzes ift gewählt, um ben 
gleichzeitigen Exrfa der Strafbeftimmungen durch Polizeiverorbuungen zu ermöglicen 

Das Geltungsgebiet der Brüchtenordnung umb der Julich⸗Bergiſchen Jagd⸗ und 
Forftfagungen ift das ganze franzöfifchrechtliche Gebiet des rechten Nheinufers, ſoweit 
daffelbe zum Herzogthum Berg gehört bat. Daflelbe umfaßt alfo den rechtsrheiniſchen 
Theil des jetigen Bezirks des Oberlandesgerichts zu Coln mit Ausſchluß der ehemals 
Hurfürftlich Cölnifchen Aemter Wolkenburg, Bilich und Deuß, der reichsritterfchaftlichen 
Herrichaft Wildenburg an der Sieg ſowie der Herrfchaften Homberg und Gimborn⸗Neufiadt 
(f. von der Nahmer, Handbuch des Rheiniſchen Purtikularrechts III, S. 666, 787, 782). 

Zum alten Herzogthum Berg hat ferner die jet dem Amtsgericht Mülheim 
a. d. Ruhr im Bezirke des Oberlandesgerichts zu Hamm zugetheilte Herrichaft Broid 
mit dem Amte Styrum gehört. Diefe Gebiete waren früher einer Nebenlinie des 
Haufes Heffen-Darmfladt unterthan, aber Yubehör des Herzogthums Berg und deſſen 
Geſetzgebung unterworfen (j. von Kamptz Jahrbücher Bd. 19, S. 8 und 77). Te 
Brüditenorbnung wirb auch in diefen Gebieten Geltung erlangt haben, ift jeboch dort 
in Bergeffenheit gerathen. 

Die Hurfürftlich Colniſche Fagd-, Bufch- und Fiſchereiordnung und die beftätigende 
Berorbnung vom 3. Juli 1765 haben Geltung in den vorerwähnten rechtsrheiniſchen 
zum Oberlandesgerichtöbezirt Coln gehörigen ehemals churfürſtlich Colniſchen Gebiets 
tbeilen fowie in einem Theile des jetigen Landgerichtsbezirks Neuwied, nämlich in der f.g. 
Herrichaft Lahr im Amtsgerichtsbezirt Altenkirchen, in dem ganzen Amtsgerichtäbezirt 
Asbach und in den Bezirken ber ehemaligen Schöffengerichte Dattenberg, Erpel, Linz 
a./Rh., Unkel, Waldbreitbad und Schönftein, belegen in den Amtsgerichtsbezirfen Linz, 
Neuwied und Wiffen. Sie gelten ferner im Gebiete bes ehemaligen Herzogthums 
Weftfalen und der ehemaligen Brafichaft Redlinghaufen. Das Herzogtjum Weſtjalen 
bildet jet den größten Theil des Landgerichtsbezirks Arnsberg und umfaßte außerdem 
bie Amtsgerichtsbezirfe Werl und Menden in ben Lanbgerichtsbezirten Dortmund und 
Hagen fowie die Amtsgerichtsbezirte Rüthen, Gefede und Exwitte im Landgericht 
bezirke Paderborn. Die ehemalige Grafſchaft Reflinghaufen gehört jest zum Bezirke 
ber Landgerichte Bochum und Effen. 

Daß in dieſen Gebietstheilen die Beftimmungen noch fortdauernd in Kraft ftehen, 
muß angenommen werben, ba eine Aufhebung nicht erfolgt if. (S. Schlüter, 
Provinzialrecht der Provinz Weftfalen 3. Band S. 110, 112; Revidirter Entwurf 
der Partikularrechte der zur Provinz Weftfalen gehörigen Stanbesherrichaften x. 1837 
©. 10, 11, 29; Revidirter Entwurf des Probinzialvechts des Herzogthums Weftfalen 
©. 4, 5 und S. 8 der Motive.) Eine thatfächlihe Anwendung der Strafbeſtimmungen 
in neuerer Beit bat ſich jedoch nur für den Amtsgerichtsbezirk Redlinghaufen er- 


mitteln Taffen, 
B. Einmalige Schlußberathung. 
3. Sitzung am 21. Yebruar 1899. 
Bräfldent: Wir kommen zu Punkt 2 der Tagesordnung: 
Einmalige Schlußberathung des Entwurfs eines Geſetzes, beir. bie Uxf- 
bebung einiger in ben Bezirten ber Oberlandesgeriähte zu Cöln, Hamm 
und Frankfurt a. M. beſtehenden jagdpolizeilichen Girafbekimmungen; 
Nr. 14 und 21 der Druchkſachen. 
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Als Regierungslommiffer wird fungiren Herr Geheimer Ober⸗FJuſtizrath Elenz. 

Berichterſtatter ift Here Dr. Loerſch. Ich erſuche benfelben, feinen Bericht 
borzutragen. . 

Berichterſtatter Dr. Loerſch: Deine Herren, in einigen, verhältnißmäßig ehr 
Heinen Theilen der drei Oberlandesgeruhtsbezirke Hanım, Franukfurt a. M. und Eöln 
beftehen heute noch, und zwar mit Geſetzeskraft, gewiſſe Ianbesherrliche Verordnungen 
aus dem Anfange dieſes und der Mitte des vorigen Jahrhunderts, welche das Umber- 
laufenlaſſen von Hunden und das Mitführen von nicht angebundenen Hunden durch 

fremde Jagdreviere mit hohen Strafen belegen. Rah dem Erlaß unferer Feld⸗ und 
Forftpolizeiordnung vom 1. April 1880 konnte es zweifelhaft erfcheinen, ob diefe Be⸗ 
fimmungen noch Geſetzeskraft behalten hätten, und in der That liegt auch ein Urtheil 
des Königlichen Kammergerichts vor aus dem Jahre 1883, welches wenigftens für 
eine diefer Iandesherrlichen -Berorbnnungen, für die Bergische Brüchtenordnung von 180%, 
angenommen hat, daß fie durch die Feld- und Forſtpolizeiordnung befeitigt fei. Das 
Kammergericht bat aber in einer fpäteren Entfcheidung vom Jahre 1893 ſich dahin 
ausgeiprochen, daB dieſe alten landesherrlichen Verordnungen beftehen geblieben ſeien, 
und zwar deshalb, weil fie jagbpolizeilichen Charakter hätten, während die Feld⸗ und 
Forftpolizeiorbnung eben ganz andere Miaterien trifft. Es ift alfo nicht daran zu 
zweifeln, daß diefe landesherrlicden Verordnungen alter Zeit noch in Kraft find. Es 
bat auch ermittelt werden lönnen, daß wenigitens im Amtsgerichtsbezirt Redlinghaufen 
eine davon nocd in Anwendung gebracht worden ift. 

Meine Herren, die Gtrafbeftimmungen, welde biefe Verordnungen enthalten, 
find alle umverhältnißmäßig hoch. Außerdem ift die Umrechnung ber älteren Geld⸗ 
°* forten und Aberhaupt bie Hebuchrung ber damaligen Strafen auf unſer beutiges 
Strafgeſetzbuch mit allerlei Schwierigkeiten verknüpft. Deshalb ift man dazu über- 
gegangen, die Aufhebung biefer Verorbnungen durch das Geſetz ausfprechen zu laſſen, 
welche dann, ſoweit es nöthig ift, durch polizeiliche Verordnungen erfegt werden können. 
Die Aufhebung muß durch Gefe erfolgen, weil es fich zweifellos um wirkliche Geſetze 
ber alten Zeit handelt und gefetsliche Borſchriften wieder durch ein Geſetz befeitigt 
werden müffen. 

In dem Texte des Geſetzes, das dem Hohen Haufe zugegangen ift, ift davon 
abgefeben worden, den Tag bes Inkrafttretens einzurücen. Ich babe mir erlaubt, 
dem Hohen Haufe vorzuſchlagen, als Datum für das Inkrafttreten ben 1. Oftober 
1399 einzufegen. Es wird möglich fein, daß das Gefeh dann im Abgeordnetenhanſe 
berathen worden iſt, und e8 wird fih Zeit genng finden, um bis dahin bie nöthigen 
polizeilichen Verordnungen zu erlafien, welche an die Stelle der aufgehobenen geſetzlichen 
Vorſchriften treten follen. Ich erlaube mir alfo nochmals, die Annahme bes Geſetzes 
mit Einfügung des 1. Oftober 1899 als Tag des Inkrafttretens beim Hohen Haufe 
zu beantragen. 

Vrafident: Ich erdffne die Diskuſſion. — Es meldet ſich Niemand zum Wort; 
dann fchließe ich diefelhe und. werde ben Geſetzentwurf im Einzelnen zur Abſtimmung 
bringen. Bunähft laffe ic über 8 1 in ber vorliegenden Faffung abftimmen und 
bitte diejenigen Herren, welche für dieſen Paragraphen find, fich zu erheben. 


(Gefchieht.) 


$ 1 tft angenommen. 
Nun laffe ich über $ 3 abftimmen in der Faflung, wie fie von dem Herrn Be⸗ 


u 
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richterſtatter vorgefchlagen ift, nämlich: „Dieſes Geſetz tritt am 1. Oftober 1899 m 
Kraft”. Ich bitte diejenigen, welche für diefen Paragraphen find, fih zu erheben. 
(Gefchieht.) 

Ich Tonflatire die Majorität. Auch diefer Paragraph ift angenommen. 
Ueberſchrift und Einführung. Auch hierüber werde ich abſtimmen laffen und 
bitte diejenigen Herren, welche dafür find, fi) zu erheben. | 
| Geſchieht.) 
Ueberſchrift und Einführung find angenommen. 
Gomit ift da8 ganze Geſetz arigenommen. 


69. 


Derhandlungen des Haufes der Abgeordneten über den Entwurf eines 
Öefeßes, betr. die Aufhebung einiger in den Bezirfen der Oberlandes- 
gerichte zu Cõln, Hamm und Sranffurt a. M. beftehenden 
jagdpolizeilichen Strafbeitimmungen. 


A. Erſte und zweite Verathung. 
31. Sigung am 28. Februar 1899. 

Bicepräfitent Dr. Krauſe (Königsberg): Wir kommen zum fiebenten Gegenſtande 
ber Tagesorbnung: 

Erſte und zweite Beratung dei Gejehentwuris, betr. bie Unfgebung einiger 
in den Besirlen ber Oberinnbetgerichte zu Ebin, Hamm und Frankfurt a. M. 
beſtehenden ingbpolizeiliden Etrafbeflimmungen. — Nr. 68 ber Drudfachen. 

In ber erfien Berathung bat das Wort der Abgeorbnete Kirſch. 

(Baufe.) 

Derfelbe ift nicht anwefend. Das Wort bat der Abgeorbnete Mooren. 
(Paufe.) 

Der Herr Abgeordnete ift auch nicht anweſend. 

Beiter ift das Wort nicht verlangt, — ich ſchließe die Beſprechnng. 

Bir treten in bie zweite Berathung diefes Geſetzentwurfes ein. Sich eröffne 
die Beſprechung über $ 1, — 82, — Ueberſchrift und Einleitung. — Das Wert if 
nicht verlangt, ich ſchließe die Beiprehung und fielle feft, daß 88 1, 2, Ueberſchrift 
und Einleitung vom Haufe angenommen find. 





B. Dritte Berathung. 
49, Sitzung am 20. März 1899. 
Bräfident: Wir lommen zum dritten Gegenftanbe: 
Dritte Berathung bei Gelekentwurfs, betr. Die Uufbebung einiger im ben 
Berirten der Oberlandeßgerichte zu Coln, Hamm und Frauffurt a. M: 
Befiehenden jagopolueilichen Etrafbefiimmungen. 
Ich eröffne die Generaldiskuſſion und ertheile das Wort bem Abgeordneten 
Kirſch (Düffeldorf). 
Abgeordneter Kirſch (Düffeldorf): Der vorliegende Gefekentwurf bat die erſte 
und zweite Berathung in biefem Haufe ohne Sang und Klang paffirt und auch im 
Herrenhaufe ift bei der Erörterung nur ein Theil der Begründung, wie fie in den 
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Motiven dargelegt iff, vorgetragen worden. Ich hatte mich. bereits jur erſten Be⸗ 
rathung hier zum Worte gemeldet, um die Bedenken gegen den Geſetzentwurf dor, 
zutragen, wurde aber damals zum Weichstage gerufen und war leider nicht in ber 
Lage, bei ber erften reſp. zweiten Lefung, die an demſelben Tage ftattfand, die Bedenken 
gegen den Geſetzentwurf vorzutragen, und muß ich fie deshalb erft Heute in britter 
Lefung vorbringen. Der Gefeentwurf fchlägt vor, Strafbeftimmungen aufzuheben, 
die gegen das freie Umberlaufen der Hunde in gewiſſen Gericptsbeirten auf Grund 
alter Verordnungen noch befteben. 

Meine Herren, was ift zumäcft eine Strafbeftimmung? Iſt damit die Rorm 
felhft gemeint, die das Umberlaufenlaffen der Hunde verbietet, oder ift Damit nur bie 
Vorſchrift gemeint, die auf das verbotswidrige Umherlaufen der Hunde eine Strafe 
ſetzt? Die Motive erörtern ziemlich ausführlich die Frage, daß bie angebrohten Strafen 
unferem Hechtsbewußtfein abfolut nicht mehr entfpredien und viel zu hoch find. 
Daraus Bönnte man fchließen, daß nur die eigentliche Straffeftfekung, die Straf» 
androhung aufgehoben fein fol, während im Uebrigen das Berbot des Umberlaufens 
der Hunde in fremden Jagdgebieten beftehen bleiben fol. Nun jagen aber die Motive 
an anderer Stelle, nämlich auf Seite 14, es ſei wohl angezeigt, die Berordnung im Ganzen 
aufzuheben; wenigftens muß man dies aus der Begründung folgern, worin es heißt, daß 

an deren Gtelle andere zeitgemäße BVBerfchriften ither das Mitführen ober 

Zaufenlafien von Hunden auf fremdem SSagdgebiet. in Wege des Polizei- 

verordnungsrechts erlaffen werden Tönnen. 
Es fcheint hiernach, daß beabſichtigt ift, vollländig tabula rasa zu machen und nicht 
bloß die Etrafandrohung aufzuheben, fondern aud) das bisher befiehende Verbot bes 
Umberlaufenlaffens der Hunde, damit die einzelnen Polizeiverorbnungen nidjt nur bie 
Strafe anders normiren können, fondern ‘andy in bie Lage kommen, bezüglich bes 
Umberlaufenlaffens der Hunde andere Borfchriften zu treffen als bie bereits veraltete 
Borſchrift, daß die Hunde gefmüttelt umberlaufen dürfen. 

Nun komme id) zu einem anderen Theil der Begrünbimg, wobei ih züsgleich 
bemerlen will, daß die Begründung nur dem Serrenhaus vorgelegen bat, weil biefes 
fi zuerft mit der Sade befchäftigt hat; wir haben den Geſetzentwurf bes Herren. 
haufes ohne Begründung befommen, eine weitere mündliche Begründung bat übrigens 
auch nicht im Herrenhauſe flattgefunden. Hier heißt e8 auf Seite 6: Dasijenige 
Recht, welches dem Nagbbefiter zuftebt, wonach er frei umberlaufende, nicht an⸗ 
gefnüppelte Hunde erfchießen lann, gehört nicht zu den Strafbeftimmungen; bies bleibt 
aufrecht erhalten. Aber wenn wir nicht nur die Strafbeftiimmung aufheben, fondern 
auch das Verbot bes Umherlaufenlaffens imgehrüppelter Hunde, dann giebt es feinen 
Grund dafiir meht, daß die Befugniß fortbeitehen ſoll, ſolche Hunde todtfchießen zu 
dürfen: Die ratio diefer Beſtimmung ift doch nur die, daß ein Verbot befteht, welches 
das freie Umherlaufen der Hunde verbietet, ımd nur aus diefem Grunde wird dem 
Jagdbeſitzer das Hecht der Nothwehr gegeben, den fremden Hund töbten zu dürfen. 

Wie die Sache geregelt werden foll, erfcheint, wenn man die Motive dazu nimmt, 
nicht völlig Mar, und ic) möchte die Königlihe Staatsregierung bitten, hierüber mir 
Aufflärung zu geben; eventuell müßte ich den Antrag ftellen, bie dritte Leſung noch» 
mals auszufeten. 

Präfident: Die Generaldiskuffton ift geiähloffen. | 

Ach eröffne die Specinldistuffion über 8 1. Das Wort bat ber Abgeord⸗ 
nete Kirſch. 
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Adgeordneter Kirſch (Düffeldorf): Es fcheint ein Kommiffar. ber Königluhen Re 
gierung nicht zugegen zu fein, um die Bebenlen, bie ich erörtert babe, zu widerlegen 
ober Aufllärumg zu verfchaffen. Ich glaube, die Sache ift aber wichtig genug, um 
die dritte Berathung auszufegen, damit ein Kommiſſar der Königlichen Negierung 
zugezogen werden kann. 

Bräfident: Zur Geichäftsorbnung hat das Wort der Abgeordnete Dr. v. Heydebrand 
und der Laſa. 

Abgeordneter Dr. v. Heydebrand und der Laja: Ich möchte ben Herrn Präfidenten 
fragen, ob nicht von Seiten der Regierung ein Kommiſſar angemeldet worden ifl, 
deffen Erfcheinen eventuell demnächſt etwartet werden kann. Dann würde ich vor- 
fchlagen, daß wir diefen Gegenfiand ans Ende ber Zagesorduung fegen; auf dieſe 
Weife würden wir vielleicht die nöthige Aufklärung befommen, ohne den Gegenftand 
von der Tagesordnung gänzlich abzufegen. 

Bräfisent: Ich bitte den Herrn Schriftführer, nachzuſehen, ob zu dem unter 3 
der Tagesordnung befindlichen Gefegentwurf ein Regierungskommiſſar angemeldet if. 
(Baufe.) 

Das Berzeichniß der Herren Regierungslommiffare ift im flenographifchen Burean 
und wird eben geholt; das wird nur einige Augenblicke bauern. 

Zur Geichäftsorbnung hat das Wort der Abgeordnete Dr. Sattler. 

Abgeordneter Dr. Eattler: Wir lönnten es doch and Ende ber Tagesordnung 
Teen. 

Bräfident: Zur Geichäftsorbnung hat das Wort der Abgeordnete Kirſch. 

Abgeordneter Kirſch (Düffeldorf): ch mache barauf aufmerkſam, daß uch dann 
alle Bedenken, die ich jet vorgetragen babe, wieder vortragen muß, und daß «8 
unangenehm ift, diefelben Ausführungen in derfelben Sitzung noch einmal zu Hören. 
ber andererfeits könnte auch das Stenogramm meiner Ausführungen bis dahin bem 
Herrn Regierungslommiffar zur Einficht übergeben werben. 

Bräfldent: Das müßte Ihnen überlaſſen bleiben. Cs ift felbfiverfländlich, daß 
die Specialbiskuffion nachher wieber eröffnet wird; daun können Sie das Wort nehmen 
und fagen, was Sie für nothwendig halten. — Das Haus ift alfo damit einverfianden, 
daß der Gegenftand ans Ende der Tagesordnung geſetzt wird. 


C. Fertſetzung ber dritten Berathung. 
62. Situng‘ am 26. April 1899. 


Bräfident: Wir treten in die Tagesordnung. Erſter Gegenftand: 
Fortſegung der dritten Berathung bes Geiehentiwuris, betreffend Die Auſ 
bebung einiger in ben Bezirlen der Oberlandeßgerichte zu Gäln, Damm 
und Frankfurt a. M. beſtehenden jagbpolizeiligen Strafbeſtimmungen. 

Die Generaldistuffion ift bereits erledigt. 

Ich eröffne die Specialdistuffion über $ 1. Das Wort bat der Ab- 
geordnete Kirſch. 

Abgeordneter Kirſch (Düffeldorf): Bei der letzten Berathung dieſes Gegenftandes, 
meine Herren, habe ich über den Gefammtinhalt der Vorlage Bedenken geäußert. 
Ich habe zweifelhaft gelaffen, ob diefe Bedenlen begründet feien ober nicht, und hatte 
erwartet, es würde ein Regierungskommiſſar mir die erforderlichen Aufllärungen zu 
Theil werben lafien. Damals war bies aber nicht möglich, weil ber betreffende 
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Herr Kommiffar verhindert war. Es ift auf unfern Antrag dann damals die Sache 
abgeſetzt worden. 

Ich will mid heute darauf beſchränken, das Weſentliche meiner früheren Aus⸗ 
führungen hier nochmals vorzutragen. Meine Bebenlen waren hauptſächlich darauf 
gerichtet, daR es nach der Begründung ber Vorlage zweifelhaft fei, ob auch das 
materielle Recht, alfo das Verbot des Umberlanfenlafiens ber Hunde, aufgehoben 
werben fol, oder ob nur die auf die Zumiberhandlung gefettten Strafen, weil nad 
den alten Ordnungen zu hoch bemeffen, in Wegfall kommen follen. Ich glaube, 
daß das letstere nach dem Entwurfe eintreten foll, daß alfo das materielle Recht 
beftehen bleibt, und nur die in der Begründung mit vollem Recht als zu hoch an- 
gefetten alten Strafarten in Wegfall Tommen. Der Gefekentwurf witrbe aber dann 
immerhin gewiſſermaßen eine lex imperfecta fein; benn es würde verboten fein, 
Hunde frei umberlaufen zu lafien. Aber eine Strafbeflimmung gegen die Zumiber- 
handelnden wiürbe fehlen. Nun ſchlägt der Geſetzentwurf in der Begründung vor, 
e8 würde der Polizei dann überlaffen: fein, dieſe Beſtimmungen in einer dem 
modernen Geiſte entfprechenden Strafnorm zu finden und zu erlaffen. Hier fommt 
aber in Betracht, baß das Geſetz am 1. Oktober b. 3. in Kraft treten foll, und daß 
es alfo angezeigt fein würde, biefe Polizeiverorbnungen bis 1. Oktober zu erlaflen, 
damit unmittelbar, nachdem mir die alten Strafbeftimmungen außer Wirkſamkeit 
gefettt haben, dann die von ben Polizeibehörden zu bemeflenden Strafen an deren 
Stelle treten Tönnen. 

Es kommt bier das weitere Bedenken in Betracht, daß es fi um alte Ber- 
ordnungen banbelt, die nicht auf die Aheinprovinz allein beſchränkt find, wenigſtens 
eine davon, das ift die alte colniſche Verordnung. Diefe‘ ift nicht auf bie Rhein⸗ 
provinz befchränkt, fondern auf das zum früheren Churfürſtenthum Coln gehörige 
Herzogthum Weitfalen mit ausgebehnt. Deshalb mwürben alfo die Polizeibehörden in 
zwei Provinzen zuftändig fein, bie betreffenden Polizeiverorbnungen zu erlaffen. Es 
fragt fi, eb dieſe Borfchriften im Wege der Lolalpoligeiverorbnung zu erlaflen find, 
oder ob vom Negierungspräfidenten, ober ob etwa von dem Sberpräfibenten biefe 
Berorbnungen erlaffen werben follen. Weſentlich ift aber, daß bie Verordnungen bis 
zum 1. Oktober d. J. erlaſſen fein müſſen. 

Bräfident: Der Herr Juſtizminiſter hat das Wort. 

Juſtizminiſter Eönftebt: Meine Herren, ich kann bie Auffaffung des Herrn 
Abgeordneten Kirſch nur beftätigen, daß dieſer Geſetzentwwurf nicht beabfichtigt, das in 
ben alten Jagdorbnungen für das Edlnifche, Bergifche u. |. w. enthaltene Verbot be» 
züglich des freien Umberlaufens der Hunde in fremden Jagdrevieren aufzuheben; es 
follen vielmehr nur die damit verbundenen Strafbeflimmungen, die den heutigen 
Auffeffungen nicht mehr entfprechen und. von emer ganz unverhältnißmäßiger 
Härte find, befeitigt werben. Dem entfpricht ber Wortlaut des Geſetzes, und es ift 
außerdem in der Begründung zum klaren Ausdrud gebracht. Durch die Be- 
feitigung diefer Strafbeſtimmungen fol Raum geſchaffen werden für ben Erlaf 
von Polizeiverordnungen, die unter Feſthaltung der Thatbeftände, bie fi) aus den 
alten Verordnungen ergeben, nunmehr Strafen androhen follen, wie fie ben gegen- 
wärtigen Anfchauungen entſprechen. Es ift ganz richtig, daß, falls ſolche Straf- 
androhungen nicht rechtzeitig erlaffen würben, das Geſetz eine lex imperfecta fein 
würde, infofern als es für die Mebertretung des Verbots an Strafe fehlen würde. Es 
it davon ausgegangen, daß e8 ohne Schwierigleit gelingen wirb, bis zum Termin 
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fur das Inkrafttreten bed Geſetzes, dem 1. Oltober, dieſe neuen Poligeiverorbnungen 

zu Stande zu bringen, mögen fie nun als Provinzial» oder als Bezirkaverordnungen 

gedacht fein. An die Snanfpruchnahme der Drtspolizeibehörben zum Erlaß derartiger 

Berordnungen ift nicht gebacht worden. Die zuftändigen Reffortminifter, ber Miniker 

. für Landwirthſchaft und der Miniſter des Innern, haben keine Bedenken, daß der 

Erlaß dieſer Verordnungen bis zum 1. Oktober gelingen werde, Falls dies wider 

Erwarten nicht gelingen follte, fo würde es immerhin noch fein großes Unglüd fein, 

wenn etwa nod für einige Wochen das Umherlaufen von ungelnüppelten Hunden auf 
fremden Jagdrevieren nicht mit Strafe bedroht wäre. 

Bräfident: Die Diskuffion ift gefchloffen. Ein Widerfprucd gegen ben S 1 ik 

nicht erhoben; ich darf ohne befondere Abftimmung fefiftellen, baf er angenommen if 
Ebenſo $ 2, — Ueberſchrift — und Einleitung. 

Bir lommen nun zur Abftiimmung im Ganzen, zu weldem Bwede ich bitte, 

daß diejenigen Herren fih erheben, welche den Geſetzentwurf im Ganzen annehmen 


toollen. 
Geſchieht. 
Das iſt die Majorität; der Geſetzentwurf iſt angenommen. 


Perſonalien. 


Deränderungen im Königl. Preuß. Sorft- und "Jagdverwaltungs- 


Derfonal vom ı. April bis 30. Juni 1899. 
(Im Anſchluß an den gleichnamigen Urt. 27 ©. 88 bie, Bb3.) 


EI. Bei Ber GentralsBerwaltung: 


Der. Geheime Rechnungs⸗Rath Giebel ift in den Ruheſtand getreten. 
Der Bureau-Dihtar Vergin ift zum Geheimen erpebivenden Selvetär und Kalkulator 
ernannt worden. 


AII. Bei Deu Prosinzial-Bermaltungen Ber Etenisferken: 


A, Geftorben: - 

Ricolei, „Forftmeifter gu Stepenis, Reg.-Bez. Stettin. 
Fifcher, Yorftmeifter zu Hadamar, Reg.-Beg. Wiesbaden. . 
Barth, Revierförfter zu Rofenthal, Oberf. Schwerin a. W. Reg. Dep RPoſen. 
| B. Verfcht. ohne Aenderung des ‚Autschacakters: | 
Bandow, Obexförfter von Orb, Reg.⸗Bez. le ‚nad Steegen, Meg. Bez Dam 
Bonſe, Oberförſter, von Zwoangehef, Reg. Marienwerder, nad 

Amisſitz Forſthaus Arnſteiner Hof bei —E Reg. Be Wiesbaden 
Meyer, Oberförfter, von Gteegen, Reg.-Bez. Danzig, nach Dembio, Neg.-Bez. Oppeln. 
Gericke, Oberförfter, von Mollenfelde nach Riefensbeek, Reg.-Ber. Hildesheim. 
Ohneforge, Oberförfter, von Torfhaus nach Mollenfelde, Reg.VBez. Hilbesheim. 
Freiherr v. Rechen berg, Oberförſter, von Marjoß, Reg. “Bez. Kaſſel, nad Dieifenu, 

. Reg. “Be. Magdeburg. 
on .C. Bu Oberfoͤrſtern wurden ernannt de. ‚Äorafefenm: 

Dreier, au Orb, Reg. Bez. Kaffel. 
Möbes, ‚Oberleutnant im Reitenden Felöjägerforps, zu Zwencehe. Reg. Ba 

Marienwerber. 
Bräuer'zu Marjoß, Reg.Be;. Kaſſel. — 


D. Als einfiwellige Reviernermalier wurden berufen die Sorkäfffforen: 


von Düring auf die neue Klofter-Oberförfterftelle Margoninsdorf. 
Kricheldorff nad). Torfhaus, Neg.-Bez. Hildesheim. 
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E. Als YHülfsarbeiter bei einer Regierung wurden berufen die Sorlaffefferen: 
Hilveti nah Gumbinnen. 
Weſener nah Königsberg. 


F. Bu evierförkern wurden endgültig ernanut die Sörker: 
Strüver zu Rathlofen, Oberf. Diepholz, Reg.-Bez. Hannover. 
Witt zu Linnetfchau, Oberf. Apenrade, Reg. Bez. Schleswig. 


Ge Als Revierſorſter auf Probe wurde berufen der Sörfter: 
Hoppe auf bie Revierförfterftelle Rehhof, Oberf. Friedrichsfelde, Reg.-Bez. Königsberg. 


H. Ben Charakter als Hegemeiſter erhielten Dis Sörker: 
Schulze zu Neu⸗Lübbenau, Oberf. Mein-Wafferburg (Kgl. Hoflammer), bei ber 
Penfionirung. 
Knetſch zu Torfbruch, Oberf. Heinersdorf (Kgl. deener. bei der Penſionirung. 
Knetſchowsky zu Ochojetz, Oberf. Paruſchowitz, Reg.Vez. Oppeln. 
Schneider zu Schuberfee, Oberf. Woidnig, Reg⸗Bez. Breslau. 


J. Serfikaffenbeamte: 
Der Forfllaffenrendant Heufer if von Schloppe, Reg.⸗Bez. Marienwerder 
Misdron, Neg.-Bez. Stettin, bi ‚a 
Der Horftlaffenrendant Köhn ift von Misbroy nach Smwinemünde verfet worben. 
Den Förftern Kuſch bezw. Schliewert ift Die probeweife Verwaltung der Forſtkaſſen 
zu Mehlaufen, Reg.⸗Bez. Königsberg, bezw. Schloppe, Reg.Bez. Marienwerber, 
übertragen worden. | 
Der mit der lommiffarifchen Verwaltung der TForfllaffe in Oſche, Reg.-Bez. Marien- 
werber, betraute Leutnant a.D. von Zanthier ift endgültig zum Yorftlaffen« 
rendanten ernannt worden. 


K. GBermwaltungsänderung: 
Der Wohnſitz des Verwalters der Oberförfterei Ottmachau, Reg.-Bez. Oppeln, ift nach 
Neiße verlegt worden. 
21. 
| Ordend- Berleifungen 
an Sorft- und Jagdbeamte vom 1. April bis 30. Juni 1899. 
(Im Anſchluß an den gleichnamigen Urt. 28, ©. 89 bi. Wb3.) 
A. Ber Sronen-Srden III. Klaffe: 


Giebel, Geheimer Rechnungs⸗Rath bei der Centralverwaltung (beim Webertritt in 
den Ruheſtand). ' 
B. Ber Mronm-Prden IV. Aleffe: 
Bromberg, Forſter zu Rehhof, Oberf, Friedrichsfelde, Reg.Bez. Königsberg (beim 
Uebertritt in den RuheſtandJ). | W W 
Grothe, Bor zu Wolmirftedt, Oberf. Biederitz, Reg.Bez. Magdeburg (mit ber 


Zahl 50 | 
C. Des Allgemeine Ehremeiden: | 
Arendt, Holzbauermeifter zu Klein-Ramfau, Kreis Allenftein, Neg.-Bez. Königsberg. 
Döge, Holzhauermeifter zu Dreufch, Kreis Bublitz, Reg. Bez. Köslın. 
Kellner, Holzhauermeiſter zu Bederkeſa, Reg. Bez. Stabe. 
Koller, Fe ae zu Altenhagen, Kreis Schlame, Reg.⸗Vez. Köslin. 
Krapf, Holzhauermeiſter zu Iba, Oberf. Wilde, Reg.Bez. Kaffel .. 
Olſchinsky, Holzhauermeifter zu Bedinken, Kreis Nöffel, Reg.⸗Vez. Königsberg. 
Dtt, Holzhauermeifter zu Schlawin, Kreis Schlawe, Reg.-Bez. Köslin. 
Weyandt, Holzhauermeiiter zu Grndtebrück, Oberf. Hilchenbach, Weg.-Bez. Arnsberg. 
Wietzke, Holzhauermeiſter zu Srbbenzin, Kreis Bütow, Reg.⸗Bez. Köslin. 
Wolf, Holzhauermeiſter zu Striewo, Kreis Röſſel, Reg.Bez. Königsberg. 
Aue, Oberholzhauer zu Elbingerode, Reg.⸗Vez. Hildesheim. 
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Böhme, Oberholzhauer zu Elbingerobe, Reg.⸗Bez. Hildesheim. 

Dannenberg, Oberholzhauer zu Heiligenjee, Oberf. Tegel, Reg.-Bez. Potsdam. 
Kupferfhmidt, Oberholghauer zu St. Andreasberg. Reg.Bez. Hildesheim. 
Bufeder, Oberholzhauer zu Nienſtedt, Oberf. Wefterhof, Reg.-Bez. Hildesheim. 
Dit, Holzhauer zu Nieberrodenbadh, Oberf. Wolfgang, Reg.-Bez. Kaffel. 
Reumann, Kulturmeifter zu Uszballen, Oberf. Schmalleningken, Reg.-Bez. Sumbinnen. 
Krüger, Regimenter zu Papenbruch, Oberf. Neuendorf, Reg.-Bez. Potsdam. 
Balz, Waldarbeiter zu Hermsdorf, Oberf. Tegel, Reg.-Bez. Potsdam. 
Skubgewski, Waldarbeiter zu Schwignainen, Kreis Sensburg, Neg.-Bez. Gumbinnen. 


Die Erlanbnif zur Anlegung fremder Orden haben schalten: 


von Schlebrügge, Negierungs- und Forſtrath in Hannover, des Ehrenkrenges 
III. Klaffe des Schaumburgsfippefhen Hausordens. 

Weber, Hülfsjäger in Klöge, Reg.Bez. Magdeburg, der Reußiſchen filbernen Ber 
dienftmednille. 


12. 
Nechnungs⸗Abſchlußz 
über den Kapitalfonds der „Kronprinz Friedrich Wilhelm⸗ und Kronprinzeffin Bittorie 
Forftwaifenftiftung” für das Jahr vom 1. April 1898 bis Ende März 189. 
Belegte Kapitalien 
eingetragen in das | bei ber See⸗ 

























Preußiſche Gtaatz. | handlung Baar 
edergeli 
ſchuldbuch zu8'/% * Sren 
Binfen En 


M 


Einnahme. 
Titel 1. Beftand aus dem Borjahre . 
„ 2. Ablieferungen aus den Sammlungen 
„ 3. Durch Anlauf von zinstragenden 
Papieren » 2 2 > 02 en 
„ 4. Zinſen von belegten Kapitalien 
Gefammt-Einnahme 


Ausgabe. 
Titel 1. Für Unterbringung von Waifen 
(Anfang April 1899 waren 6 Knaben 
im Evangeliſchen Johannesftift zu 
Berlin, ſowie 5 Knaben und 3 Mäb- 
hen in gamilien untergebracht.) - 
„ 2. Fur den Anlauf von Werthpapieren 
„ 9. Sonftige Ausgaben (Gebühren der 
Geehandlung) - - : 2... 
Gefammt-Ausgabe _ — 
Beſtand am 81. März 1899 128 850 27 800 
151160 4 
Beiträge für die Stiftung werden von dem Geheimen erpebirenden Sekretär umd 
Kalkulator Schmidt II im Miniſterium für Landwirthſchaft, Domänen und Foren, 
Berlin W., Leipzigerplag 7, entgegengenommen. 
Berlin, ben 24. April 1899. 


Kronprinz Friedrich Wilhelm⸗ und Aranprinzeiiu Vilterie- 
Forſtwaiſenſtiftung. 
Donner. Moebius. v. Alvensleben. 








Unterrichts⸗ und PBrüfungsweien. 
73. 


Beftimmungen über Ausbildung und Prüfung für den Königlichen 
Sorftverwaltungsdienft. 
Berig. des Minifteriums für Landwirthſchaft 2c. an jämmtlihe Königlichen Regierungen ausſchließl. 
Aurih und Sigmaringen. III. 9326. 
Berlin, den 28. Juni 1899. 

Die Beftimmungen über Ausbildung und Prüfung für den Königlichen Forſt⸗ 
verwaltungsdienit vom 1. Auguft 1883*) haben gelegentlid des Reubrudes eine 
Umarbeitung ohne Aenderung ber wefentlichen Beftimmungen, jedoch unter Ein- 
fügung der feither erlaffenen Ergänzungen, erfahren und find unter dem 1. Juni 
d. Is. neu feftgefetst worden (Anl. a). Die Königliche Regierung wolle den Revier- 
verwaltern, ſowie dem Oberforftmeifter und den Regierungs- und Forſtraͤthen Ihres 
Bezirkes je ein Eremplar zugehen laffen. 

Minikterium für Lanbiwirtgihatt, Domänen und Forſten. 
Am Auftrage: Waechter. 


a. 


Befimmungen über Ausbildung und Prüfung für den Königlichen 
Sorftverwaltungsdienft vom 1. Inni 1899. 
v 51. 

Die Befähigung zur Anſtellung als Verwaltungsbeamter (Oberförfter ꝛc.) im Allgemeine 
Königlichen Forſtdienſte wird erlangt durch: Neberfidt. 
bas Beftehen der erften forftlichen Prüfung (FForftreferendar- Prüfung), 

und der 
forftlihen Staats- Prüfung (FForftaffefior- Prüfung). 
82. 
Die Ausbildung zu ben forftlichen Prüfungen erfolgt durch vorbereitende 
Beihäftigung im Walde, durch fyftematifche wiſſenſchaftliche Studien und durch 
praftifche Uebung in allen Gefchäften der Forſtverwaltung. 


88. 
Die Zulaffung zu der Laufbahn für den Königlichen Forftvermaltungsdienft Allgemeine 
fann nur demjenigen geftattet werben, welcher Bebingungen. 
1. das Zeugniß der Reife von einem Gymnafiun des Deutfchen Reiches, 
einem Preußischen Realgymnafium oder einer Preußifchen Ober-Real- 
fchule erlangt und in diefem Beugniffe ein unbedingt genfigendes 
Zeugniß in der Mathematik erhalten, 
2. das 22fte Lebensjahr noch nicht überſchritten hat, 


u] Jehrbnch Bd. XV, ©. 337. 
Yabrb. d. Preuß. Borft: u. Jagdgeſezg. XXXI. 
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3. eine namentlich auch hinfichtlich des Seh⸗ Hör- und Spradwermögens 
fehlerfreie, fräftige, für die Beſchwerden bes Forſtdienſtes angemefiene 
Körperbeichaffenheit befitt, fo daß feine Tyelbdienftfähigfeit feinem 

Zweifel unterliegt ($ 5 Rr. 3), 

4. über tadellefe, fittlihe Fahrung ſich ausweiſt und 

5. den Nachweis ber zur forfilichen Ausbildung erforderlichen Gelbmittel 

führt (85 Rr. 5). 54 
Vraktiſche Die forſtliche Ausbildung beginnt mit einer mindeſtens einjährigen, praktiſchen 
Berbereitung. Borbereitung im Walde, unter Leitung eines Königlichen verwaltenden York: 

beamten (Dberförfters, Forſtmeiſters). 

Zweck diefer Borbereitung ift, daß der Forfibefliffiene mit dem Walde und 
den beim Forſtbetriebe vorlommenden Arbeiten durch lebendige Anſchauung und 
praftifche Uebung ſich befanut macht, insbejondere die wicdhtigften Holzarten Teunen 
lernt und durch fleißige Theilnahme an den TForffultur-Arbeiten, ber Waldpflege 
den Arbeiten in den Holzichlägen, am Forſiſchutze und an waidmänmiſcher Aus 
übung der Jagd, fowie durch Beichäftigung mit Bermefiungsarbeites fich diejenigen 
Borkenntniffe und Yertigleiten aneignet, welche als Grundlage zu weiteren erfolg 
reihen forftwifienfchaftlichen Studien und namentlich zum Verſtändniß ber Bar 
träge bei einer Forſtakademie erforderlich find. 


85. 
Bedingungen des Der Antrag zur Annahme als orftbeflifiener iſt an den Ober -Frorftmeifer 
—— der Regierung zu richten, in deren Bezirk ber Antragſteller die praktiſche Bor: · 
- bereitungszeit durchzumachen wünfdıt. 
Dem eigenhändig ſchriftlich abzufaffenden Antrage ift beizufügen: 

1. das Schulzeugniß der Reife, 

2. Taufſchein oder Geburtsichein, 

3. eine Bejcheinigung eine8 oberen Militärarztes, daß der Antragfiellr 
frei von körperlichen Gebrechen und wahrnehmbaren Anlagen zu 
chroniſchen Krankheiten if, ein fcharfes Auge mit deutlichem Unter: 
fheidungsvermögen für ſämmtliche Farben, gutes Gehör und fehle: 
freie Sprache hat, und daß die gegenwärtige Körperbeſchaffenheit fee 
Bedenken gegen die künftige Tauglichkeit zum Militärdienft begründe, 

4. wenn der Antragfteller nit unmittelbar aus der Schnlanſtalt tritt, 
für die Zwifchenzeit glaubhafte Zeugnifle über Beichäftigung und tt: 
lie Führung, 

5. eine fchriftliche Berpflichtung des Vaters oder der Angehörigen, ode 
des Bormundes beziehungsweife der vormundicdhaftlichen Behörde zur 
Unterhaltung des Eintretenden während mindeftens noch zwölf Jahren 

Der Ober⸗Forſtmeiſter bat über die Familienverhältnifie des Antragſtellers 
und über feine Perfönlichkeit nocd nähere Erkundigungen einzuziehen, zu prüfen. 
ob der Antragfteler allen Anforderungen genügt und ihn abzumeifen, wenn de} 
nicht der Fall if. Liegen grundfätlicde Bedenlen gegen die Zulafiung nicht ver, 
fo ift vom Oberforfimeifter der Antrag mit allen bazu gehörigen Zeugnifjen al® 
bald dem Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Forften zur endgültigen | 
Entſcheidung einzureichen. 
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86. 

Fr die Zulaffung von dem Minifter ausgefprochen worden, fo bezeichnet der Entritt als 

Ober Forftmeifter nach Anhörung der betreffenden Regierungs⸗ und Forſträthe Forſtbeſliſſener. 
dem Yoritbefliffenen geeignete Oberförftereien für die praftifche Vorbereitungszeit. 
Der Forftbeflifiene bat alsdann feine Aufnahme auf eine biefer Oberförftereien 
von dem betreffenden Oberförfter zu erwirken, ber den Tag des Eintritts in die 
praktiſche Vorbereitungszeit fofort dem Negierungs- und Forftrathe und Ober- 
Forftmeifter anzuzeigen hat. Es bleibt jedoch deren Ermeſſen vorbehalten, den 
Forſtbefliſſenen gleich oder auch im Laufe der Vorbereitungszeit an einen anderen 
Oberförfter zur Ausbildung zu überweifen, eine Maßregel, fiber beren Gründe 
nur dem Minifter auf Erfordern Auskunft zu geben ift. 


| 87. 

Eine dem Zwecke der Vorbereitung entfprechende, forgfältige und gründliche Wusbilbung 
Unterweifung und Beſchaftigung der Forſtbefliſſenen gehört zu den wichtigften während ber 
Dienftobliegenheiten der Oberförfter. Insbeſondere it auch Anleitung im feld» Borbere kunde 
meffen und Nivelliven zu ertbeilen. vi 

Zeigt fih ein Forfibefliffener aus Mangel an natürlichen Anlagen oder an 
Anftelligleit und Intereſſe für die Waldgefchäfte, wegen körperlicher Schwäche 
oder Gebrechen, wegen linfleißes, Unzuverläffigleit, unmoralifcher Führung ober 
ans fonft einem Grunde als ungeeiguet für den Königlichen Forſtdienſt, To bat 
der Oberförfter dem Regierungs⸗ und Forſtrathe und Ober-Forftmeifter hiervon 
Anzeige zu machen, die rechtzeitig die Entlaffung des Forſtbefliſſenen anzuordnen 
Haben, wenn fie die Ueberzeugung gewinnen, daß er fi für den Forſtdienſt nicht 
eignet. 

88 

Am Schluß der Borbereitungszeit hat der Oberförfter den Forſtbefliſſenen Zeugniß über 
ein Zeugniß über deren Dauer, ſowie über feine Fuührung und bie erlangte Bor. bie prattiſche 
bildung auszuftellen. &s if darin ausprüdlich zu erwähnen, daß fich der Forſt⸗ Borberetungle 
Hefliffene auch mit Bermeffungd- und Nivellements-Arbeiten beicäftigt hat. Be 

Das Zeugniß ift vom Oberförfter, unter Beidruckung des Dienftfiegels, 
unterſchriftlich zu vollziehen und vom Wegierungs- und Forſtrathe in gleicher 
Weiſe, nad Umfländen mit den ihm erforderlich ericheinenden Zujäten, zu be⸗ 
ftätigen. 

89. 

Bur weiteren, forftwiffenfcheftlichen Ausbildung hat der Forſtbefliſſene eine Forſtwiffen⸗ 
Forſtakademie oder eine mit einer Univerfität verbundene Forſtlehranſtalt des Maftuches 
Deutichen Reiches mindeftens 2 Jahre zu befuchen. Wer zu biefem Behufe andere Studium. 
Jorſtlehranſtalten als die zu Eberswalde oder Münden benutzen will, muß ſich 
durch Anfrage bei dem Miniſter vorher vergewiffern, daß ber Beſuch ihm auf 
den vorgefhriebenen Beitraum forftwifienfchaftlicher Studien angerechnet werden 
Tann. Diefe Studien müffen alle diejenigen Gegenftände, welche in dem Regulativ 
für die Forftalademien zu Eberswalde und Münden als Lehrgegenftänbe bezeichnet 
Find, in dem Maße umfaffen, wie es nothwendig ift, um ben Anforderungen in 

12* 
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den forftliden Prüfungen zu genügen. Un ben Hlabemien zu Eberswalbe unb 
Münden findet die Aufnahme zu DOftern flatt. Ausnahmen find mit Genehmigung 
ber Alabemie- Direktoren zuläffig. 


8 10. 


Univerfitäts- Außer diefem forfiwiffenfhaftliden Studium hat der Forſtbefliſſene noch 
Etubium. zwei Semefter Univerfitätsftudien, insbefondere der Rechts- und Staats- Wifien- 
[haften zu maden, wofür er ben Zeitpunkt nad eigenem Ermeflen zu 
wählen hat. 
Die Ableiftung des Militärdienftiahres kommt als Studienzeit weder für ben 
Befuh der Forſtakademie noch der Univerfität in Anrechnung. 


8 11. 


Meldung zur Nah Vollendung biefer Studien und zwar fpäteftens binnen 6 Jahren nad) 
erſten forfilichen Beginn ber Vorbereitungszeit (8 4) ift bie Meldung zur erften forftlichen Prüfung 
‚ Pehfung hei dem Minifter mittelft fchriftlicher Eingabe zu bewirfen, unter Borlegung 


1. 


eines eigenhändig gefchriebenen Lebenslaufs, 


2. bes Neifegeugniffes von ber Schule, 


Sn 


. bes Zeugniffes über die praftifche Borbereitungszeit (& 8) und, wem 


nad) deflen Austellung nicht fofort die Studien auf ber Forſtakademie 
ober liniverfität begonnen find, der Beicheinigung über Berwenbumg 
ber Zwiſchenzeit, 


. ber Beugniffe fiber den Beſuch einer Forſtakademie (ß 9), 


der Zeugniffe fiber Univerfitätsbefuch (8 10), 


. einer auf Grund eigener Bermeffung und Wuftragung gefertigten 


Spezialfarte über mindeftens 100 ha nebft einer General-Bermeffungs- 
tabelle und Koordinatenberehnung unter Beifügung bes Bermeffungs- 
manuals. Bei biefer Bermeflung ift die Umringsmeflung mit dem 
Theodoliten, bie Detailmeffung mit der Buffole auszuführen, 


. einer Beftands- oder einer Wirthſchaftskarte im Mafftabe von 1: 25008 


über mindeftens 500 ha, 


. der Darftellung eines Nivellements von mindeftens 2 km Länge in 


Zeichnung und Tabellen nad eigener Aufnahme unter Beifügung des 
Nivellementsmanuals. 


Jedes der Stüde sub 6 bis 8 muß mit einer von bem Prüfling felbf 
gefhriebenen Berfiherung verfehen fein, daß er es in allen Theilen eigenhändig 
ohne fremde Beihülfe gefertigt habe. 


5 12. 


Bived! ber erften Durch bie erfte forftlihe Prüfung foll der Nachweis geführt werben, daß 
forftliden der Forſtbefliſſene die erforberliche allgemeine Bildung und Hinreichende Auf 
Prüfung. faſſungsgabe befitt, daß er feine Fachfiudien mit befriedigendem (Erfolge betrieben, 

daß er eine genügende wiflenfchaftlihe Grundlage für feine weitere praftifche 
Ausbildung gelegt bat, und daß er im Ganzen zu der Erwartung berechtigt, er 
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“ werde ſich zu einem brauchbaren Berwaltungsbeamten für den Königlichen Forſt⸗ 


dienft beranbilden. 


8 13. 


Es find daher in der erften forfiliden Prüfung folgende Anforderungen 


zu fiellen: 


A. in der Hauptwiffenfchaft gründlicde Kenntniffe in der gefammten Theorie 
der Forſtwiſſenſchaft in Beziehung auf Waldbau, Forſteinrichtung und 
Abſchaͤtzung, Waldwerthberechnung, Forſtbenutzung und Technologie, Forſt⸗ 
ſchutz und Forftpolizei, Forfigeihichte und dorfuiteratur: 

B. in den Hulfswiſſenſchaften: 


1. 


in der reinen Mathematik: Kenntniß der Arithmetik und Algebra 
bis einfchließlich der Lehre von den Gleichungen zweiten Grades, von 
den Logarithmen nebit deren praftifden Anmwenbung und ber Lehre 
von den Reiben; Kenntniß der Planimetrie, Stereometrie, ebenen 
Trigonometrie und der Grundzüge ber ſphäriſchen Trigonometrie, 
fowie der Lehre von den Linear- und Bolar-Koorbinaten. 


. in der Geodäfle: Kenntniß des Feldmeſſens, Nivellivens, Tracirens 


und der Inſtrumentenkunde, fowie der barometrifchen Höhenmeflung; 
Tertigleit im Gebrauche der zum Feldmeffen und Nivelliren üblichen 
Inſtrumente; Yertigleit im Wuftragen, Berechnen, in ber Felder⸗ 
theilung und im Planzeichnen; Kenntniß der für Preußen beftehenben 
Borfchriften über die Ausführung von Landmeffer-, insbefondere forft- 
geometrifchen Arbeiten. 


. in der Statik und Mechanik: Bekanntſchaft mit den Elementen diefer 


Wiſſenſchaften. 


. in der Naturkunde: Kenntniß ber allgemeinen Klaſſifilation der Ratur- 


förper und insbefondere 

a) in der Zoologie: Bekanntſchaft mit der ſyſtematiſchen Eintheilung 
des Thierreichs und Kenntniß der für den Forſtmann und Jäger 
wichtigen Säugethiere, Vögel und Inſekten, rüdfichtlich der letzteren 
nähere Belanntfhaft mit der entomologifhen Syſtematik und 
Nomenklatur, mit dem Bau und ber Lebensweiſe der Inſekten 
im Allgemeinen und der fchädlichen und nüßlichen Forſtinſekten 
insbefondere; 


in der Botanil: Belanntfchaft mit einem anerfannt guten Syſteme, 
Uebung im Klaffifiziren und Beſchreiben der Pflanzen, mit An- 
wendung richtiger Terminologie, fpezielle Kenntniß der in Deutſch⸗ 
land im Freien ausdauernden Holgarten und für den Forſtmaun 
wichtigen fonftigen Pflanzen, und Belanntihaft mit den all 
gemeinen Lehren ber Pflanzen-Phyftologie und -Anatomie ; 

c) in ber Mineralogie: generelle Belanntichaft mit ber Oryltognoſie 
Geognofle und Geologie infoweit, daß eine allgemeine beutliche 
Anfiht von der Entfiehfung und den Lagerungsverhältniffen ber 


b 


— 


Anforderungen 
in ber erſten 
forftlichen 
Prüfung. 
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Gebirgsarten, ihrer Gemengtheile und vorzuglichſten VBeitanbibeile - 


fowie ihrer Einwirfung auf die Begetation nachgewieſen, und 
fpezielle Kenntniß ber für den Forſtmann wichtigfien Gefteine, 
Mineralien und Bodenarten dargethan wird; 

d) in der Chemie und Phyſik: Bekanntſchaft mit den Hauptlehren 
über die allgemeinen Eigenſchaften der Körper, über Wärme, 
Licht, Magnetismus, Elektrizität und mit den Hauptlehren ber 
Chemie, namentlich in Beziehung auf die Yorfttechnologie (Ber- 
tohlung, Gewinnung unb Benutzung der Baumiäfte zc.); 

5. in ber Rechtskunde: 
Bekanntſchaft mit der biftoriiden Entwidelung unb den all- 
gemeinen Grundſätzen des materiellen und formellen Hechts in 
Preußen und bem beutichen Reich, fowie auch Kenutniß der bei 
der Forſtverwaltung hauptfählich in Betracht lommenden gejek- 
lien Beftimmungen bes Civil- und Strafredts. 


$ 14. 


Erſte forftliche Die erfie forflidde Prüfung wird buch eine vom Minifler dazu berufene 
Prüfung. Kommifſion nach Maßgabe der Prüfungs-Beftimmungen theild im Zimmer, theils 
im Walde abgehalten. In ben Fächern sub B. 1—4 bes 8 13 if bie Prüfung 

eine abſchließende. 


8 15. 


Beſcheid über Ueber das Ergebniß ber Prüfung wird von bem Minifter ein Beſcheid aus⸗ 
Uusfall der erſten gefertigt, durch den ber Tgorftbefliffene, wern er bie Prüfung beftanden bat, ba 
—— Pradikat „Forſtreferendar“ und die erforderliche Anweiſung über bie Fortſetzung 
mei Pradi⸗ feiner Laufbahn erhält. Hat er aber den Anforderungen nicht genügt, fo wird 
tals gorſt- er auf eine nur einmal zuläffige Wiederholung der Prüfung verwiefen. Die 
referenbar“. Wiederholung ber Prüfung muß fpäteftens nad) 2 Jahren flattfinden. 


8 16. 


Bereibigung als Auf rund ber beftandenen erften Prüfung erfolgt, wenn fein Bedenken 

Borftreferendar. obwaltet, bie Bereibigung derjenigen Forſtreferendarien, welche nicht dem Reiten⸗ 
ben Feldjaͤger⸗Corps oder einem Sfägerbataillon angehören, ober nicht ſchon anber- 
weit den Staatsdiener-Eib geleiftet haben. 


$ 17. 


Weitere pral- Zu feiner weiteren Ausbildung hat der Forſtreferendar fih in lehrreichen 
tiſche Faorſten durch fortgefettes wiſſenſchaftliches Selbſtſudium, befonders aber durch 
Ausbildung. frige Theilnahme an allen Gefchäften im Walde und überhaupt an allen in ben 
künftigen Beruf einſchlagenden Arbeiten, praktiich ale für den Forſtwirthſchafts⸗ 
betrieb und die @eicdhäftsverwaltung exforberlichen Kenntniffe und Fertigkeiten 

unter Leitung geeigneter Königlicher Oberforſter gründlich anzueignen. 
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& 18. 

Welche Königliche Oberförftereien er zu diefem Behufe wählen will, wird Wahl ber 
in der Regel dem Ermeſſen des Forſtreferendars überlaffen. Es bieibt jedoch dem Reviere dazu. 
Minifter vorbehalten, ihm vorzufchreiben, auf welchen Oberförftereien er feine 
weitere Ausbildung verfolgen foll. 

Durch Bermittelung desjenigen Königlichen Oberförfters, bei welchem ber 
Arferendar einen längeren als vierwöchentlichen Aufenthalt zu nehmen beabfichtigt, 
bat er fi) bei dem Ober-FForftmeifter und Negierungs- und Torftrathe des Be- 
zirks, unter Beifügung des Beſcheides ütber die beftandene erfte forftfihe Bräfimg, 
fhriftlich zu melben und deren Genehmigung dazu nachzufuchen. Finden fi Be⸗ 
denken, dieſe zu ertheilen, fo haben beide Beamte darüber gemeinfchaftlich ar ben 
Minifter zu berichten. 

Der Forſtreferendar hat von jeder Beränderung feines Aufentbaltsortes, 
welche nicht in Folge unmittelbar an ihn ergehender Anmweifung der Centralforſt⸗ 
behörde eintritt, alfo aud) von jeder Einberufung zum Militärdienſte dem Mimiſter 
jofort unmittelbar Anzeige zu machen. 


8 19. 


Der Oberförfter ift der naͤchſte dienſtliche Vorgeſetzte des in der betreffenden Dienft- 
Oberförfterei ſich mufhaltenden orftreferendars. Jeber Forftreferendar hat fir verbältnib. 
fein dienftliches Verhältniß zu dem Uberförfter und den höheren Vorgefegten die 
Dienftinftrultion für die Königlichen Forſtſchutzbeamten zur Richtſchnur zu nehmen. 


820. 

Der Zeitraum für die praftifche Ausbildung des KForftreferendars beträgt eittaum für 
nach vollftändig genügender Ablegung der erften forftlichen Prüfung noch minbe- die praftifdie 
ſiens zwei Jahre. Bei Berechnung diefer Zeit dürfen Unterbredgungen der prak. Uusbildung. 
tiſchen Beſchaftigung durch Militärdienſt, der nicht zum einjährigen freiwilligen 
Dienfte gehört, ober durch Beurlaubung nur inſoweit außer Betracht bleiben, als 
fie in einem Jahre zufammengenommen 6 Wochen nicht überfchreiten. Erfolgt 
aber die Einziehung zu einer militärifchen Dienftleiftung auf länger als 6 Wochen, 
fo follen von einer folden Dienftleiftung bis höchſtens 8 Wochen in einem Jahre 
auf die praftifche Ausbildungszeit in Anrechnung fommen. 


821. 

Während der praktiſchen Ausbildungszeit hat der Forſtreferendar mindeſtens Beſondere 
6 Monate lang hinter einander und zwar in den Monaten Dezember bis Mai Vorſchriften für 
bei einer und berfelben Oberforſterei in einem beſtimmt abgegrenzten Theile bes, bie prakttidhe 

s . . usbilbungsgelt. 
Rediers, welcher ihm nad) einer für den Bwed angemefienen Auswahl und spcherpienft 
Größe, nach näherer Beſtimmung des Regierungs- und Tyorftrathes*) durch den geidäfte ıc. 
Oberförfter zu überweifen ift, fänmtlihe @efchäfte eines Forſters, ſowohl beim 
Forſtſchutze als auch bei den Dauungen, dem Rummeriven und Yufmeffen des 


®) Un bie Stelle bes Regierungs⸗ umb Forſtrathes tritt ber Ober-Yorfimeifter in denjenigen 
Sorfiufyeltioneu, für Die er bie orftinfpeltionsgeichäfte mabrgunehmen hat. 
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Holzes, Aufftellung der Nummerbücher und Rohnzettel, bei dem Verlaufe und ber 
Ueberweifung bes Holzes, fowie bei den Kulturen und der Walbpflege felbft unb 
allein unter eigener Berantwortlichleit auszuführen. Währenb des vorgedachten 
Zeitraums von 6 Monaten ift die Beichäftigung als förmlicher Hülfsarbeiter des 
Oberförfters nicht flatthaft. 

Ferner bat er wenigſtens 5 Monate bintereinander in einem und demfelber 
Reviere unter Auffiht und Berantwortung bes Oberförfters die Berwaltung der- 
geflalt zu führen, daß er alle Zweige des Oberförfterdienftes zwar felbftändig, 
aber unter der Leitung des allein verantwortlichen Oberförfter wahrnimmt, deffen 
Weifungen er deshalb unbedingt zu folgen verbunden if. Der Oberfürfter if 
feinerfeitS verpflichtet, den Neferendar in alle vorfommenden Dienſigeſchäfte ein- 
treten zu laffen, fofern er nicht auf Grund befonderer, vorliegender Berhältnifie 
nad pfliitmäßiger Erwägung — 3. B. in Perfonalfadhen außergewöhnlicher 
Art — eine Ausnahme machen zu müſſen glaubt. Sämmtliche Dienſtſchriftſtüce 
find von dem Oberförfter mitzuvollziefen, um damit nicht nur feine Mitwirkung, 
fondern aud feine Verantwortung feftzuftellen. In den 5 Monaten muß von 
dem Forftreferendar entweder die Natural» oder die Holzwerbungskoſten⸗ ober die 
Kulturgelder-Rechnung gelegt werden. Auch bat er fih während biefer Zeit mit 
dem Kaffenweien volllommen vertraut zu machen und dabei einigen Kaffenreviftonen 
beizuwohnen. Die Zuziehung zu den Revifionen bat er bei dem Regierung 
und Forftrathe zu beantragen. Die Theilnahme an Revifionen von Forſtlafſen⸗ 
Untererbebeftellen genügt nidt. 

Zum Antritte diefer praktiſchen fünfmonatliden Ausbilbung in der Ber- 
waltung eines Reviers bat der Forſtreferendar durch Vermittelung des betreffenben 
Oberförfters rechtzeitig vorher die Genehmigung der Königlichen Regierung ein- 
zuholen. Wird die Genehmigung verfagt, fo bat die Regierung über die Brände 
dem Minifter zu berichten. 

Fr einem Tyorfireferendar zur Unterſtützung oder Vertretung eines Ober⸗ 
förſters die Verwaltung theilmeife ober gänzlich felbflänbig übertragen, fo wird 
ihm die Dauer diefer Beichäftigung auf die obigen 5 Monate angeredjnet, umb 
jwar dergeftalt, daß bei fünfmonatlidder Dauer folder Beichäftigung das obige 
Erforderniß als erfüllt zu erachten iſt, auch wenn bie Legung einer ber genannten 
Rechnungen nicht in jene Zeit gefallen ift. Bei einer kürzeren Dauer hat ber Forſt⸗ 
referendar die roch fehlende Zeit auf deinfelben oder einem anderen Reviere nach⸗ 
zubolen und, wenn irgend möglich, die Legung einer der Rechnungen auszuführen. 

Im Weiteren find von dem Forftreferendar wenigftens 4 Donate auf Be- 
triebsregulirungsarbeiten unter Ausichluß der reinen Meß⸗ und medhaifchen 
Rechnungsarbeiten bei den im Gange befindlichen orfteinrichtungen und Ab- 
ſchaͤtzungs⸗ oder Tarationsrebifionen zu verwenden. Dabei bat er fi über bie 
gefammten Arbeiten genau zu unterrichten, insbefonbere aber fi an bem (Ext- 
wurfe des Betriebsplanes, der Aufftellung ber: verichiedenen Nachweiſungen 2c. umd 
an den Abſchlußarbeiten zu betheiligen. Er tritt während biefer Zeit ganz im 
das Berhältnig ber bei ben Betriebsregulirungen gegen Tagegelder beichäftigten 
Hülfsarbeiter, ohne jeboch Tagegelder zu erhalten. Ob ihm eine Beichäftigung 
bei Betriebsregulirungen nad ihrer Art und Weife im Hinblid auf bie vorſtehen⸗ 
den Geſichtspunkte ganz oder theilweife auf die obigen 4 Monate angerechnet 
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werden fan, darüber entfcheibet Ver Zarationslommiffer, und wo ein folcher 
nicht beftellt ift, der die Taxe leitende Regierungs⸗ und Forſtrath oder Ober⸗Forſt⸗ 
meifter. Die Entſcheidung ift dem Forſtreferendar rechtzeitig ſchriftlich kund zu 
thun und auch in die über ihn abzugebende Aeußerung aufzunehmen ($ 26). 


5 22. 


Im Uebrigen ift die praftifche Ausbildungszeit fleißig zu benuten, um mit ber veſuch ver- 
Bewirthſchaftung aller in den Königlichen Forften vorkommenden forftlich wichtigen ſchledener Ober- 
Holzarten und mit den verfchiedenen Betriebsarten fich genau befannt zu machen, forſtereien. 
um die erforderliche Ueberſicht über den geſammten Forſthaushalt zu gewinnen 
und Uebung in allen Geſchäften des Forſtbetriebes, ſowohl im Walde als auch in 
den ſchriftlichen Arbeiten, namentlich im Rechnungsweſen, durch fleißige und ſelbſt⸗ 
thätige Theilnahme an allen Geſchäften eines Oberförfters zu erlangen. 


828. 


Während der praftifhen Ausbildungszeit bat der Forſtreferendar ein mit Tagebuch. 
Seitenzahlen zu verfehendes Tagebuch zu führen. Darin ift zu verzeichnen, womit 
er fi) an jeden Tage befchäftigt hat, welcher Bezirk nad) Umfang, Lage, Stand- 
ort®- und fonftigen forfilicden Berhältniffen ihm fpeziell zur Beſorgung der Dienſt⸗ 
gefchäfte eines Forſters überwiefen worden, welche Hauungen und Kulturen und 
Waldpflegearbeiten er nad) Umfang und Art der Ausführung ꝛc. darin bewirkt 
hat, welche bemerfenswerthen Fülle beim Forſtſchutze ihm dabei vorgelommen find, 
welche Wahrnehmungen und Erfahrungen er bei feiner Beichäftigung im Walde, 
fowie bei den ſchriftlichen Arbeiten im Gefchäftszimmer des Oberförfters, bei den 
Betriebsregulirungsarbeiten und bei feinen weiteren wiſſenſchaftlichen Selbfiftudien 
gervonnen bat. 

Diefes Tagebuch foll nicht theoretifche, aus Büchern geichöpfte Abhandlungen 
enthalten. Der erfte Theil foll die tägliche Belgäftigung nachweifen und bie 
dabei gemachten Wahrnehmungen wiedergeben, ber zweite Theil dagegen einige 
größere zufammenbängende Wusarbeitungen umfaflen, die ſich auf befondere Ber- 
hältmiffe und Beobachtungen in ben befuchten Revieren beziehen. 

Das Tagebuch ift unaufgefordert am 1. jeden Monats und jedesmal beim 
Ahgange aus einem Meviere dem Oberförfter und bei jeder Anweſenheit eines 
höheren Forſtbeamten auch diefem vorzulegen und von bdenfelben jedesmal mit 
ihrem „Geſehen“ zu bezeichnen oder auch mit etwaigen Bemerkungen zu verfehen. 

Bei Beendigung des Aufenthalts auf einem Reviere bat der Oberförfter in 
dem Tagebuche zu befcheinigen, daß bie darin enthaltenen Zeitangaben bezüglich 
feines Reviers richtig find, und wie ber Neferendar fi in diefen Beitraume in 
fittlider Beziehung geführt bat. 


5 34. 
Es gehört zu den wichtigſten Pflichten der Oberförfter und höheren Forſt⸗ Obllegenheiten 
beamten, die praftifche Ausbildung der Forftreferendarien fachgemäß zu leiten. Dderiberfürkter x. 
Insbefondere Haben bie Oberforſter ſich eingehend mit ben Forſtreferendarien 1 Birberuns 
zu beichäftigen, ihnen zu felbitthätiger Theilnahme an allen Berwaltungsgeidäften, .. 


Dienftentlafiung. 


fowohl im Walde als auch im Geichäftszimmer, Gelegenheit und Anleitung zu 
geben, die Arbeiten der Yorftveferendarien nachzufehen, fie auf beren Mängel auf. 
merkſam zu machen und ihnen überhaupt auf jede Weife zur Forderung ihrer 
praktiſchen und wiſſenſchaftlichen Ausbildung behülflich zu fein. 

Auch über das Privatleben ber TForftreferendarien ift eine forgfältige Auf. 
fiht zu führen und darauf zu alten, daß fie einen anfländigen fittlichen Lebens- 
wandel führen. 

Sollten in biefer Beziehung oder aus Mangel an Fleiß, Pünktlichkeit, 
Zuverläffigfeit und Gehorſam im Dienfte begründete Ausftellungen gegen einen 
Forftreferendar zu machen fein und wieberholte Warnungen und Berweife nicht 
genügend beachtet werden, oder follte fich entichiedene Unfähigleit eines Forft- 
referendars für den Königlichen Forftverwaltungsdienft berausftellen, fo ift der 
betreffende Oberfürfter verpflichtet, dem Regierungs⸗ und Forftrathe zur weiteren 
Beranlaffung, erforderlichen alles zur VBerichterftattung an den Minifter Anzeige 
zu machen. 


5 8. 


Forftreferendarien, die ſich durch tabelhafte Führung der Belafiung im Dienfe 
unwurdig zeigen oder in ihrer Ausbildung nicht gehörig fertichreiten, oder für bem 
Forfidienft korperlich unbrauchbar werden, können von dem Minifter eine weiteres 
Berfahren jederzeit aus bem Dienfte entlaffen werben. 


$ 26. 
Hat fi) ein Forſtreferendar länger als 4 Wochen im Bereich einer Ober- 


ung förfterei aufgehalten, fo hat der Oberförſter beim Abgange bes Referendare won 


seferendarien. Neviere eine gewiſſenhafte und ausführliche Aeußerung fiber feinen laß, feine 


v 


Befähigung u. f. w. genau nach dem beigefligten Borbriufe dem Regierumg® und 
Forſtrathe einzureichen. Diefeg bat feine Wahrnehmungen über den Refereudar 
beizufügen, dabei rädfichtlih eines folchen, welcher die Förfterzeit durchgemacht 
bat, ausdrucklich zu erwähnen, welches Ergebniß die von ihm ausgeführte, gename 
Reviſion des dem Neferendar überwieſenen Schutbezirts hinſichtlich feiner Leiftungen 
in ben örftergefchäften ergeben bat, und dann die Aeußerung fofort an bie 
Regierung abzugeben. Diefe wird die Aeußerungen fammeln und, nachdem fe 
mit den zufäglicden Bernertungen des Ober⸗Forſtmeiſters verfehen ind, au den 
Minifter in den erften 5 Tagen eines jeden Vierteljahres zu den Perfonalalten 
des Referendars einjenden. 

Der Oberförftier hat bie Aeußerung auch über biejenigen Neferenbarien 
aufzuftelen, welche etwa nicht unmittelbar unter ihm, fendern unter einem 
Kommiffarius bei Bermeffungs- oder anderen Arbeiten in feinem Reviere beichäftigt 
gewejen find. In biefem Falle ift bie Aeußerung vom Oberförfter zunächft dem 
betreffenden Kommifjarius zuzuftellen, der fein Urtheil hinzuzufügen und fie dann 
an ben Regierungs- und Forſtrath unverzüglich weiter zu befördern bat. Wegen 
der von dem Kommilfarius, dem Hegierungs- und Forſtrathe oder Ober-Forfimeifter 
zu treffenden Entſcheidung über die mit. Betriebsregulicungsarbeiten beichäftigt 
geweſenen Referendarien wird auf 8 31 verwieſen. 
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An gleiher Weife wie über bie FYörfterzeit ift eine eingehende Aeußerung 
darüber von dem Öberförfter abzugeben und von dem Negierungs- und Yorftrathe 
durch fein Einverftändniß oder fein abweichendes Urtheil zu ergänzen, mit welchen 
Erfolge der Forſtreferendar die Revierverwaltungsgefchäfte in ben vorgefchriebenen 
5 Monaten wahrgenommen, und welche Rechnungen er dabei gelegt hat. Der 
Regierungs- und Forftrath hat noch befonders anzugeben, an melden Kaffen- 
revifionen der Referendar ſich betheiligt hat. 


8 27. 

Nach Elebigung der praftifchen Ausbildungszeit, Erfüllung aller vor⸗ Meldung zur 
geichriebenen Bedingungen und Wbleiftung der Militärdienfipfliht kann fi) der forliden 
Forſtreferendar bei dem Miniſter zur forftlichen Staats⸗Prufung melden. Staatt · Prüfung. 

Der Anſpruch auf Zulaſſung zur Prufung erliſcht, wenn die Meldung nicht 
binnen 5 Jahren nad) den Beſtehen der erſten forſtlichen Prafung erfolgt. 

Der Meldung ift beizufügen: 

1. ein eigenhändig gefdhriebener Lebenslauf, 

das Schulzeugniß der Neife, 

das Beugniß über die praktiſche Borbereitungszeit, 

. die Beugniffe über Forſtakademie⸗ und Univerſitätsbeſuch, 

das Tagebuch 
unb feitens ber nicht dem Reitenben Gelbjäger« Corps oder einem 
Jagerbataillon angehörenden Referendare 

6. ein Schriftſtuck, welches nachweiſt, daß der Prüfling feiner Militär. 
pflicht genügt bat. 


a Ss 0 


s 28. 
Waltet gegen bie Zulaſſung zur Staats⸗Prüfung kein Bedenlen ob, jo wird Forſt⸗Ober⸗ 
der Referendar der vom Minifter zu eruennenden Forft-Ober-Eraminations, Eraminations- 


Kommiffion überwiefen, welche die Prüfung abhält, jobald eine engemeflene Zahl Rommilfion. 
überwiefen if. 


v 


8 29. 


Die Prüfung wird nad) Maßgabe der vom Minifter erlaffenen Beftimmungen Zwed und 
teils im Zimmer, hauptfädlich aber im Walde, mit überwiegender Richtung auf Anforderungen 
Erforſchung der praftifchen Brauchbarkeit des Prüflings für die Bewirthſchaftung der Prüfung. 
des Waldes und die forftliche Gefchäftsverwaltung, abgehalten. 

Die Prüfung erfiredt fit) auf alle Theile der Forftwiffenfchaft und Forft- 

wirthichaft in ihrem ganzen Umfange, auf das in Preußen und dem Deutfchen 
Reiche geltende öffentliche Recht, insbefondere das Berfaffungs- und Berwaltungs- 
Recht, auf den bei der Forfiverwaltung gewöhnlich in Betracht kommenden Theil 
des einheimifchen Privatrehts, auf Vollswirthſchaftslehre, Finanzwiffenichaft, 
insbefondere Forftpolitil; auf die Organifation der Verwaltung, Reffortverhältniffe, 
Dienftreife der Beamten, auf das Etats⸗ Kafien- und befonders das Forſt⸗ 
rechnungsweſen, ſowie fiberhaupt. auf alle Segenfände ber forſtlichen Geichäfts- 
verwaltung, der Jagdkunde und Jagdverwaltung. 
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8 80. 

Beugniß. Er- Hat der Referendar die Prüfung beftanden, fo wird für ihn von der 
nennung zum Prüfungs-Kommiffton ein Zeugniß ausgefertigt, auf Grund deffen er in die Lifte 
—— der Anwärter für die Oberförfterftellen eingetragen wird. Lautet das Zeugniß 
die Anwarter. auf die genügende Befähigung zur Verwaltung einer Oberförfterei, fo erfolgt 
liſte durch den Miniſter die Ernennung des Referendars zum „Forſtafſeſſor“. die 
Befähigung zur Verwaltung einer Oberförſterei aber nur unter dem Vorbehalte 
eines Probedienftes, etwa auf einer Nevierförfterfielle oder unter noch fchärferen 
Einſchränkungen zuerfannt, fo findet die Ernennung zum Forftaffeffor nicht Ratt. — 
Die demnächftige probeweife oder endgültige Anftellung folcher TForftreferendarien, 
fowie ihre VBeichäftigung vor der Anftellung regelt fi) nad ben für die Forſt⸗ 
affefjoren geftenden Beſtimmungen ($ 31), denen fie ſich in gleicher Weile wie 

die Forſtaſſeſſoren zu unterwerfen haben. 
Hat der Referendar bie Prüfung nicht befanden, fo ertheilt die Prüfungs 
Kommiffion einen Beſcheid, durch den er auf eine nur einmal zuläffige Wieder 
bolung der Prüfung, früheftiens nach 6 und längftens nad 24 Monaten, ver 
wiefen wird, unter Umftänden aber auch von weiterer Verfolgung ber Laufbahn 

ganz ausgefchloffen werden Tann. 


$ 81. 


Beiäftigung Ob und wann ein Forſtaſſeſſor demnächſt als Oberförfter angeftellt wird, 
und künftige Bleibt wefentlich von feiner ferneren Dienfiführung, von dem fortichreiten feiner 
— Ausbildung, von der Bethätigung eines lebendigen Intereſſes für den Wald und 
die Waldgefchäfte, von Tüchtigkeit und Auszeichnung durch Yleiß und befriedigende 

Leiftungen abhängig. 

Bis die Anftelung als Oberförfter erfolgt, werden die Forfiafiefforen bei 
der Königlichen Forſtverwaltung, foweit ſich dazu Gelegenheit bietet, gegen Tage 
gelder beichäftigt. Sie find verpflichtet, jeden forſtlichen Auftrag, der ihnen von 
dem Minifter oder einer Regierung ertheilt wird, mit Fleiß und Sorgfalt punktlich 
auszuführen. 

Ein Anfpruh auf bauernde VBeichäftigung gegen Tagegelder fteht den Forſt⸗ 
affefforen jedoch nicht zu. 

Die Uebernahme einer Beſchäftigung im Gemeinde-, Inſtituten⸗ oder Privat- 
forfidienfte, wofür die Genehmigung des Miniſters einzuholen ift, fchließt von der 
Anftelung im Koͤniglichen Dienfte an und für fi nicht aus, 

Auf feinen bei bem Minifter zu ftellenden Antrag lann der Forſtafſeſſor für 
eine beftimmte Zeit von der Hülfeleiffung im Stantsdienfte entbunden werben. 
Lehnt er aber nad Ablauf diefer Zeit eine angebotene, wenn auch nur vorüber 
gehende Beichäftigung im Staatsdienfte gegen Tagegelder ab, fo kann er nad ber 
Entfcheibung des Minifters von ber Anmwärterlifte geftrichen werden. 


5 82, 
Dienftverhältnib- Jeder Tyorftaffeffor ift verpflichtet, demjenigen Ober⸗Forſtmeiſter und Re 
gierungs- und Forſtrathe, in deren Bezirk er feinen Aufenthalt, fei e8 in einem 
Königlichen Torftreviere ober in anderen Forſten ober in einem fonftigen 
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Berhältniffe, länger als 8 Wochen zu nehmen benbfichtigt, durch Bermittelung bes 
Königlichen Oberförfters, in deſſen Revier er ſich aufhalten will ober der feinem 
Aufenthaltsorte zunächft wohnt, fhriftlich Anzeige zu machen. Eine gleiche An- 
zeige hat er bei Veränderung feines Aufenthaltsortes innerhalb eines Regierungs- 
bezirks, oder beim Berlaffen beffelben dem Ober⸗Forſtmeiſter und Negierungs- 
und Forftrathe durch den betreffenden Königlichen Oberförfter zu erftatten. Außer⸗ 
dem bat er von jeder Veränderung feines Aufentbaltsortes, bie nicht in Folge 
unmittelbar an ihn ergehender Anmeifung der Gentral-Fsorfibehörde eintritt, alfo 
auch von jeder Einberufung zum Militärbienfte, dem Miniſter jofort unmittelbar 
Anzeige zu maden. 
8 83. 

Die Beitimmungen ber vorflehenden 88 19, 25 und 26 finden auch auf 
Forſtaſſeſſoren Anwendung. Ueber die bei den Regierungen befchäftigten Forſt⸗ 
affefforen find die Heußerungen (8 26) vom Ober⸗Forſtmeiſter aufzuftellen und 
vom Präfidenten mit feinen zufäglichen Bemerkungen dem Minifter einzureichen. 


8 54. 


Wer die Laufbahn für den Königlichen Forſtverwaltungsdienſt durch den Kettende Felb⸗ 
Eintritt in das Neitende Feldjäger⸗Corps oder in ein Jäger-Bataillon zum Dienft jäger und Fuß⸗ 
auf Forftverforgung verfolgt, bat ebenfalls allen vorftehenden Beftimmungen mit jäger. 
den aus dem militärischen Dienfiverhältniffe von felbft folgenden Maßgaben voll- 
fländig Genüge zu leiften. 


Berlin, den 1. Juni 1899. 
Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen nnd Forften. 


v. Hammerftein. 


Oberförfterei _................... ........... Yahr 19.......... 


Arnberung 
über den 
Forst-Referendar (-Assessor) Carl August Ernst Schulze. 


Geboren am: 18. Februar 18... Konfeffion: Zvangelisch. 

Militärverbältniß: Leutnant der Reserve im 3. Hess. Infant.-Rgmt. No. 83. 

Stand und Wohnort des Vater: Oberförster zu Hirschberg, verstorben. 
Mutter lebt zu Torgau. 

Wann ımd wie die erfte forſtliche Prüfung beftanden: 18... mit Bedingung, 
18... genügend. 
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Wann und wie die forftlihe Staats» Prüfung beftanden: 18.. genügend. 

Hat ſich während des laufenden Jahres -im Bereiche hiefiger Dberförfterei 
aufgehalten: | 

wo? bei dem ÖOberförster (auf der Revierförstersielle zu ...... — 
In der Stadtforst Guben.) 

wann? vom 18. Januar bis 28. Mai, war dann zum Militärdienst 
eingezogen, und vom 15. August bis 1. November. Ist dann 
nach der Oberförsterei X. abgegangen. 

Art der Beihäftigung: Hierunter ist anzugeben, womit der Beferendar 
beschäftigt gewesen, event. mit welchem Tagegeldersatze oder 
Diensteinkommen; bei einem Forstreferendar, wenn er die 
Förstergeschäfte während des Jahres wahrgenommen hal, für 
welche Fläche und während welcher Zeit solches geschehen 
ist, welche Hauungen, Kulturen und Woaldpflegearbeiten er 
dabei ausgeführt hat. 


Gefundheitsbefchaffenheit: Hat am Fieber gelitten; jetet gesund, aber nicht 
sehr kräftiger Körper. Etwaige Fehler bezüglich des Sprach, 
Hör- oder Seh-Vermögens etc. sind anzugeben. 


Somilienverhältnifie: Unverheirathet. (Verheirathet und 1 Sohn.) 
Bermögensverhältniffe: Wohlhabende Eltern. (Dürftig.) 


Aeußerung über ſittliches Verhalten, Fleiß und Befähigung: Hierunter is 
eine ausführliche pflichtmässige Aeusserung abzugeben übe 
das sittliche Verhalten, über Fleiss, über das für den Wald 
und die Waldgeschäfte beihätigte Interesse, über Befähigum 
und Leistungen im Allgemeinen sowie nach deren vorwiegender 
Richtung, insbesondere über den Stand der praktischen Aus 
bildung und Brauchbarkeit. 

In Betreff eines Forsireferendars, welcher Förstergeschäfte 
wahrgenommen hat, ist besonders anzuführen, wie er dies 
Geschäfte bei den Hauungen, Kulturen und der Waldpflege, 
sowie beim Forsischutze besorgt hat, ob und welche Aus 
stellungen elwa bei Revision seines Schutzberirks und seiner 
Bücher zu machen waren. 

Diese Aeusserung ist streng der Wahrheit gemäss, ohm 
Rückhalt, vollständig und ohne etwas zu verschweigen, was 
zu richtiger Beurtheilung des Beferendars von Einfluss is, 
mit strengster Unparteilichkeit abzufassen. 
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74. 
Stempelfreiheit der über die Leiftungen der Sorftlehrlinge 
auszuftellenden Aeußerungen. 
Allgem. Verig. des Minifteriums für Landwirthſchaft ıc. an fämmtliche Königlien Regierungen mit 
Ausſchluß derer in Aurih und Sigmaringen. IL 10232. 8. M. 1357/7 C. 2. 
Berlin, den 26. Juli 1899. 

Es find Zweifel darüber Iaut geworden, ob die Aeußerungen, welche über die 
Leiftungen ber Forftlehrlinge nad) $ 7 Abfa 6 der wegen Ausbildung, Prüfung und 
Anftellung für die unteren Stellen des Ssorfidienftes pp. unterm 1. Oftober 1897*) 
ergangenen Bertimmungen von den Lehrherren ausgeftellt werden müffen, ftempel- 
pflichtig find oder nid. 

Um die Bedenken zu befeitigen, ordnen wir an, daß diefe Aeußerungen, ab» 
weichend von den auf Seite 21-23 der fraglichen Beflimmungen vorgefehriebenen 
Mufter von den Lehrherren fünftig nicht mit dem Amtsfiegel zu verfehen find. 
Hierdurch wird der nicht ftempelpflichtige Charakter der Aeußerungen in der Form 
beffer zum Ausdrud gebracht. | 

Die Königliche Regierung wolle dies zur Kenntniß der betheiligten Beamten bringen. 


Der Minifter für Landwirthſchaft, Der Kriegsminiſter. 
Domänen und Forften. Im Auftrage: 
Im Auftrage: Krebs. 
Donner. 
75. 


Schließung einzelner Regierungsbezirke für die Notirung forft- 
verforgungsberechtigter Anwärter. 
Allgem. Berfg. des Minifteriums für Landwirthſchaft ꝛc. an fämmtliche Königlichen Regterungen mit 
Ansſchluß derjenigen zu Aurich und Sigmaringen. IIL 12108 
Berlin, den 24. Auguft 1899. 

Auf Grund des 8 36 der Beitimmungen über Ausbildung, Prüfung und An- 
ftellung für bie unteren Stellen des Yorftdienftes in Verbindung mit dem Militär- 
dienfte im Jäger⸗Corps vom 1. Oftober 1897*) werden bei den Königlichen Regie⸗ 
rungen zu Botsdam, Stettin, Stralfumd, Liegnit, Magdeburg, Merfeburg, Hildesheim, 
Wiesbaden, Trier fomwie im Bereiche der Hoflammer der Königlichen Yamiliengüter 
neue Notirungen der forftverforgungsberechtigten Anwärter ber Kaffe A bis auf 
Weiteres bergeftalt ausgefchloffen, daß bei den genannten Behörden nur Meldungen 
folcher Jäger angenommen werden dürfen, welche zur Zeit ber Ausftellung bes Forſt⸗ 
Berforgungsfcheines mindeftens zwei Jahre im Staatsforfivienfte des betreffenden 
Bezirkes befchäftigt find. 

Zur Anbahnung einer ber Zahl der Forſterſtellen entfprechenben Bertheilung der 
Anwärter beſtimme ich ferner, daß Anmeldungen höchſtens zugelaffen werben dürfen 
für: Königsberg 40, Gumbinnen 24, Danzig 18, Marienwerber 43, Frankfurt a. O. 18, 
Köslin 12, PBofen 6, Bromberg 12, Breslau 3, Oppeln 9, Erfurt 7, Schleswig 10, 
Hannover 11, Lüneburg 6, Stadel, DOsnabräd mit Aurich 8, Minden mit Münfter 15, 
Arnsberg 8, Kaffel 58, Koblenz 2, Düffelborf 6, Köln 3, Aachen 6. 


®) Yahrb. Bb. XXX. ©. 1. 
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Auf diefe Zahlen fommen die in den einzelnen Bezirlen bereitß zwei Jahre ie 
Ichäftigten Inhaber des Forſwerſorgungsſcheines, welche fih für die betreffenden Be 
zirfe anmelden, in Anrechnung. 

Bei gleichzeitiger Anmeldung erhalten die Anmärter mit niederer Nummer bei 
Torfiverforgungsfcheines vom Jahrgang 1899 den Borzug vor denjenigen mit höherer 
Nummer. Meldungen, bie bis Ende November eingehen, werben als gleichzeitige 
angefehen. Sobald die obigen Zahlen erreicht find, bürfen weitere Meldungen md 
berüdfichtigt werden. Die betreffende Königliche Regierung bat mir darın aber fofort 
Anzeige zu machen, damit zur Bermeidung weiterer nutzlofer Meldungen die nachträglide 
Schließung dieſes Bezirkes erfolgen und befannt gemadt werden kann. Den bethei 
ligten Anwärtern bleibt e8 dann überlaffen, fi für einen anderen, nicht gefchloffenen 
Bezirk anzumelden. Hier find fie fo zu behandeln, als hätten fie fich umter em 
Datum der Anmeldung für den nachträglich geichloffenen Bezirk fofort gemeldet. 

Minikterium für Landwirtbigaft, Tomänen und Forften. 


v. Hammerftein. 


Gehalte, Emolumente, Brandverfierung. 
76. 


Kontrolle der Ausführung der Drainagen von Sorfibeamten- 
Dienftländereien. 


Aunberlaß bes Minifterlums für Landwirthſchaft ıc. an ſämmtliche Königlichen Regierungen aut 
fchlteßlich derjenigen zu Auri und Eigmaringen. IIL 6501. — L C. 5672. 


Berlin, den 10. Zuli 1899. 

Es bat ſich herausgeficlt, daß die Beamten der Meliorations-Bauämter die Auf 
führung der Drainagen von Dienftländereien der Forſtbeamten wegen der ungünftigen 
Lage diefer Ländereien nur felten fo eingehend kontrolliren lönnen, daß fie demmächſt 
das vorgejchriebene Abnahme »Atteft auszuftellen in der Lage find, Dazu erforben 
bie zur Kontrolle und Abnahme der Arbeiten von ihnen auszuführenden Meifen in 
der Segel Koften, welde in feinem richtigen DVerbältniß zu der Höhe der Objekte 
fiehen. Da die genannten Beamten überdies noch mit Arbeiten der verfchiebenften 
Art überlaftet find, fo erfcheint e8 mir geboten, von dem bisherigen Verfahren, ned 
welchem die Meliorations-Baubeamten fämmtliche Drainagen während der Aus- 
führung zu Tontrolliven und nad ihrer Vollendung abzunehmen haben, bezüglich der 
Heineren Drainageanlagen abzugeben. 

Ich beftimme daher, daß die Kontrolle ſowohl als auch die Ausſtellung der Ab 
nahme⸗Atteſte für alle Drainagen von Forſtbeamten⸗Dienſtländereien bis zur Größe 
von 5 ha in der Hegel den zuftändigen Forftauffichtsbeamten übertragen wird. 

Bedenken gegen eine ſolche Aenderung beftehen nicht, weil die betreffenden Forf⸗ 
beamten über ausreichende Kenntniffe verfügen, um die durchgehends ſehr einfachen 
Drainageprojefte für fo Keine Flaͤchen in fachgemäßer Weife durchführen zu können. 

Minifterium für Landwirthſchaft, Domänen und Forften. 
In Bertretung: Sterneberg. 
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Waldarbeiter. Berfiderungsweien, 
77. 


Zachweifung über die bei der Staatsforfiverwaltung während des 
Ctatsjahres 1898/99 vorgelommenen Arbeiter-Erfrantungen und 
Betriebsunfälle. 


Berig- des Miniſteriums für Lanbwirtbichaft ıc. an ſämmtliche Königlichen Regierungen, mit Aus⸗ 
nahme derer in Aurich, Münfter und Sigmaringen. IL. 9527. 


Berlin, den 3. Zuli 1899. 


Aus den mir nad den Erlaften vom 38. Juni 1888 — II. 5651*) — und 
11. Zul 1890 — II. 8318 — eingereichten Nachmeifungen ber Königlichen Regie- 
rungen über die bei der Staatsforfiverwaltung mährend des Etatsjahres 1898/99 
vorgelommenen Arbeiter- Erkrankungen und Betriebsunfälle habe ich eine Gefammt- 
nachweiſung fir den ganzen Staat anfertigen laffen. Einen Abdruck (a) davon erhält 
die Königliche Regierung anbei zur Kenntnißnahme. 


Minikkerium für Landiwirtpihaft, Domänen und Forſten. 
" Im Auftrage: Donner. 


Summariſche Badiweilung 


über 


die bei der Staatsforfiverwaltung vorgelommenen 


Erkrankungen von Arbeitern, 


weldhen Uinterfiügungen gewährt worden find, forwie über die unter die Reichsgeſetze 
vom 6. Juli 1884, 28. Mai 1885, 5. Mai 1986, 11. Yuli 1887 fallenden 


Betriebs: lnfälle 
für das Etatsjahr 1898/99. 


®) Yahrb. Bdo. XX. ©. 289. 


Jahrb. 9. Preuß. Forſt und Jagdgeſezg. XXXL 13 





Laufende Nummer 


O 0 t 





Von der — befchäftigte Arbeiter Grke 
Ueberhaupt hi in Spalte 2 5 2 besin. 4 fen berfichertn 
Unger Fer En s —— | Der Gpalte 5 
Negierun ngeiagte bei Ortsfrantentaffen 
“ * Gefammt-|| Then Mereiena. | aber bee Gemeinder Aufn, 
Birk Feantentaffen | Krantenverfi dungen ı6 
Zahl | zahl der unterHlegenb Ferffiäte 
Arbeits- una. Ungefähre Zahl _ an 
tage | Bas | Aapıner | Baht | Sehr der win 
—— Arbeiuage * 
2. 8. 4. 6. 6 | 7. ss |92.| m 
Königsberg . .| 12866] 976068 | .120| 145001 910] Hl ı12l . 
Gumbinnen ..| 9437| 790950] 16411215900) 3837| 38400] 164 3300) 
Danzig . . 6678| 480486 | . . . . 
Marienwerber | 18155| 840288 2778| 187504| . 
Potsdam 8076| 5707111 4519| 818136 
Frantfurt a.O.]| 8900| 578000 2180| 185100| . 
Stettin . . 8938| 291846 1495| 119167| . 
Koslin..... 2983| 188128 ı 1 | . 
Stralfund 1510| 118177 . 1228| 95580] . 
Polen... .. 6871| 408390 66 IM] . | 
Bromberg. . .| 5488| 403250 . . 1. 
Breslau... .| 5710| 482514 7461| 540981 . 
Liegnitz.... 1182| 96762 376) 4098| . 
Oppeln ....| 4011| 876990 2217| 273696 | . 
Magdeburg ..| 1758| 228150] 1558| 216184 . 
Merfeburg . .| 3426 3162001 1964/2263081 9201 7as52| zesi zum x 
Efut.....| 1888 239696 | 632118938801 7365| 81457| 175) 2373 
Sqhleswig.. 1707] 134518) 60) 6646) 7741 70sas 4 eu 
Hannover... .| 1582] 123391} 40 50868] . . 
Sildesteim ..| 3326| 509080] | 1164| 187996 | . . 
Laneburg... 2729| 246908 | 6588| 69018| . . 
Stade oo... 1583| 64908 a mw|l.| ." 
Denabräd mit | 
urich 6 88 360 | 1199| 7as| . 
Münfter und | 
Minden. 2839| 154489| . . 1 1082| 94989 
Arnsberg 1765| 889591 . | . | 2%) 21068 
Raflel..... 16495| . 880788 | . . 1 9610| 518098 
Wiesbaden . .| 6486| 259599] . | 1426| 64098 
Koblenz ....| 2655| 168198| . | 3956| 22389 ur 
Düffeldorf....| 974 75404 | 1658| 15807 .. 
Köln ..... 871] 357061 . 1251| 3500| . ... 
Tier ..... 3208| 306240] 1991 enov . | sel 13316'# 
Aachen 1516| 116304 20| 2860 |. 
Summe. . .|142631|10387 988 | 6508 [879 628|| 36285 | 2878018 1073 777 3 
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Kaflen= und Rechnungsweſen. 
78. 


Stempelfreiheit von £ieferungsverträgen über im Inlande erzeugte 
Mengen von Sachen oder Waaren. 
Allgem. Berig. bes Miniſteriums für vandwirthſchaft ꝛc. an 1. die ſämmtlichen Herren Ober-Bräfl- 
denten, — 2. den Herrn Präfibenten bes Königliden Ober-Banbestulturgerichtet, — 3. den Hercn 
Bräfidenten der Königliden Unfledelungsfommifften zu Poſen, — 4. bie ſammtlichen Herren Be 
gterungSePräfidenten, — 5. bie fämmtlihen Herren Generallommtifiond- Präfiventen, — 6& bie 
fänmtlichen KRönigfichen Regierungen, — 7. bie Königliche Miniflerial-, Militär« und Bau-Sommilllen, 
— 8. bie ſammtlichen Herren Geftüt-Dirigenten, — 9. bie Herren Weftoren: a) ber Söniglicen 
Landwirthichaftlichen Hochſchule hierſelbſt, — d) der Königlichen Thierärztlichen Hochſchule Hierfelbft, — 
10. die Herren Direktoren: a) der Känigliden Landwirthſchaftlichen Alademie zu Poppelsdorf bei 
Bonn, — b) der Königlichen Forftatademien zu Eberswalde und Münden, — co) der Königlichen 
Thierärztlihen Hochſchule zu Hannover, — d) bes Königlichen Bomologifchen Inflitutes zu Prodlan 
bei Oppeln, — ©) ber Königlichen Lebranftalt für Obſt- und Weinbau zu Beifenheim a. Rh, — 
11. bie Königliche Landesbaumſchule zu Enger — zu Hänben des Herrn Oder-Bräfidenten zu Coblenz — 
1A. 4089. IL 6270. IIL 10988. 
Berlin, den 31. Juli 1899. 

Nah Ziffer B der „Ermäßigungen und Befreiumgen“ der Zarifftelle 32 des 
Stempelfteuergefeßes vom 31. Juli 1895 genießen Lieferungsverträge über Mengen 
von Sachen oder Waaren unter ber Borausfeung Befreiung von dem dort veroröneten 
Stempel, daß die zu, liefernden Gegenftände im Inlande in dem Betriebe eines der 
Bertragichließenden erzeugt oder Hergefiellt find. Ueber bie Anwendbarkeit biefer 
Beftimmung entftehen nicht felten Zweifel, da aus dem für die Steanpelpflichtigfeit 
maßgebenden Inhalte der Fieferungsverträge häufig nicht mit Sicherheit zu entnehmen 
it, ob es fi bei der ausbebungenen Lieferung um Selbſterzeugniſſe der vorbe- 
jeichneten Art handelt. 

Zur Befeitigung folder Zweifel hat der Herr Finanz Minifter angeordnet, daß 
fünftig in allen Fällen, in denen der Unternehmer verpflichtet fein foll, nur von ihm 
felbft im Inlande erzeugte Mengen von Saden ober Waaren zu liefern, dieſe Ber- 
pflihtung in ben Lieferungsverträgen, bei deren Abſchluß die Steuerverwaltung mit 
betbeiligt iſt, urfundfich zum Ausdrud zu bringen if. Diefe Beſtimmung iſt auf 
für den diesfeitigern Berwaltungsbezirk als maßgebend anzufehen. | 

Minifterium für Landwirthichaft, Domänen nud Forſten. 
In Vertretung: Sterneberg. 


Etatsweien. 
9. 
Betr. die auf mehrere Jahre feftgeftellten Kaflenetats der Forſt 
verwaltung. Weofall einer jährlichen Deklaration. 
Allgem. Verfg. des Miniſterlums für Landwirthſchaft ꝛc. an fämmtliche Regierungen außer Muri 
und Sigmaringen. IIL 6784. 
Berlin, den 5. Juli 1899. 
Nach einer mit dem Herm Finanz-Minifter über die VBeftimmungen im $ 11 
des Geſetzes betr. den Staatshaushalt vom 11. Mai 1898 getroffenen Vereinbarung 
werden die auf 3 bezw. 6 fahre feitgeitellten Kaffenetats ber Forſt verwaltung einer 
‘ jährliden Deflaration nit unterworfen werben. Die Uebereinfimmung zwiſchen 
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diefen Etats und dem Gtaatshaushaltsetat wird vielmehr, wie bisher, auch weiterhin 
durch Ab» und Zuſetzungen in dem Gefammtlaffenetat der General-Stantslaffe herbei⸗ 
geführt werden. Da hierdurch der Regierung die mit dem Dellarationsweſen ver- 
bundene, nicht unweſentliche Arbeit eripart bleibt, erwarte ich, daß der Aufftellung 
der Etats um fo größere Sorgfalt zugewenbet werden wird. 

Das Hauptaugenmerk ift auf den Einnahmeanfag für Holz zu richten. Das in 
einzelnen Fällen bervorgetretene Beſtreben, dieſe Einnahme in den Gelbetats nad 
Möglichkeit niedrig anzujehen, kann nicht gebilligt werben. Bei jeder Neuauffiellung 
von Natural- und Geld-Etats muß vielmehr möglihft der Wirklichkeit Rechnung 
getragen werben, damit die für die fogenaunten Zwiſchenetats zuläffigen Zuſätze aus 
ber „Zotalität“ thunlichft entbehrlich gemacht werben. 

Diefe Zufäte find übrigens fortan nicht mehr unter die I. Hauptabtheilung 
bes Etats, fondern unter die II. Hauptabtheilung zu bringen. Lebtere erhält in dem 
Mufter zum Etat der Regierungs-Hauptlafie folgende Faſſung: 


IL Hauptabtheilung. 
A, Gegen die Anſätze der Specialetats zu erwartende Mehreinnahme. 
Kapitel 2. 
Titel 1. Für Sl nee Marl 
Summe A. . . . Marl 
(Die Berrehnung ber auf diefe muthmaßliche Mehreinnahme wirklich auf 
tommenden Beträge erfolgt bei den Speciallafien unter der I. Hauptabtheilung Der 
Hier veranfchlagte Betrag iſt alfo fpäteftens in dem Enbabfchluß der Regierungs- 
Hauptlafie in Soll-Einnahmeabgang nachzuweiſen.) 
B. Unmittelbare Einnahme der Regierungs-Hauptlaffe. 
Summe Be . . . Marl 
Sierzu „ A. 000 
Summe II. Sauptabtheilung . . . Mark 
Seu . J. .. 
Summe aller Einnahmen (Kapitel 2) . . . Mark 
Sn gleicher Weife ändert fih auch bie Eintheilung ber Yusgabebeträge in der 
I. und II. SHauptabtheilung und ber Wiederholung der Ausgaben. 
In der Etatszufammenftellung ift zu fegen Hinter der 
I. Summe nad den Speciletat8 . .» 2 2 0... Mat 
I. Nach dem Berwaltungsetat . - - 2.» - Fe 
A, Gegen die Anfäte ber Specialetats mehr . . > m 
B. Bei der NRegierungd-Hauptlafle . . . . en 
Gefammtfumnm . „ . Mar 
Schließlich veranlaffe ich bie Regierung, fünftig, und zwar zuerft in den Etats 
für das Etatsjahr 1900 nur noch in bem Terte ber betreffenden Titel der Kaſſen⸗ 
etats die kunftig wegfallenden Beträge als folche erfichtlich zu machen, dagegen von 
der Ausbringung einer befonderen Spalte für diefe Ausgabe abzufehen. 
Minifterium für Laudiwirtpigaft, Domänen und Forſten. 


vd. Hammerftein. 
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50. 

Tebenämter der Sorfibeamten. Nachrichtliche Angaben in den Etats. 
gem. Berg. des Miniſteriums für Landwirthſchaft ze. an ſämmtliche Regierungen außer Aurich 
und Gigmeringen. III. 10268. 

Berlin, ben 16. Juli 1899. 

Nah 826 des Geſetzes, betreffend den Stantshaushalt, vom 11. Mai 1898 
find in den dem Landtage vorzulegenden Etats bei den betreffenden Beſoldungsfonde 
oder Fonds zur Nemmmerirung von Hülfsarbeitern die Einnahmen ber Beamten aus 
Nebenämtern nachrichtlich anzugeben. 

Die Regierung bat die hierzu erforderlichen Angaben bezüglich der bdortfeitigen 
Forfibeamten nah dem Stande vom 1. Oktober alljährlich zu ermitteln und bis 
zum 15. Oftober jeben Jahres hierher mitzutheilen. 

Ich bemerke hierbei, daß unter Nebenämtern im Sinne bes Geſetzes mur 
Funktionen öffentlich rechtlichen Charakters zu verſtehen find, und daß da, wo es fid 
um eine größere Anzahl mit Nebemsuser betwanter Beamten und um verbältnißmäßig 
nicht erhebliche Einnahmen aus biefen Aemtern banbelt, bie Mittbeilung in zu 
fammenfaflender Form — Anzahl der Beamten, allgemeine Bezeichnung der Art ber 
Nebenämter und Angabe der geringften und ber höchften bafür bezogenen Ein 
nahmen — gegeben werben kann. 

Die Ausübung des Forftichutes in Privatwaldungen gehört ebenfo wie bie 
Führung des Betriebes in folden Waldungen nicht zu den im Etat zu ver 
mertenden Nebenämtert. 

Außer Betracht bleiben ferner: auch die Nebenämter als Gutsvorſteher, Amik 
borfteher zc., für welche nur eine Entfchäbigung als Dienſtaufwand gezahlt wird. 

Minikerium für Laudwirthſichaft, Domänen und Forkten. 
In Vertretung: Sterneberg. 


Bauweſen. 


81. 


Abänderung der allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung 
von Erd» ıc. Arbeiten, Hochbauten und Bauten. 


Uligem. Verfg. bes Minifteriums für Lanbwirthſchaft ꝛe. an 1. bie ſarnmtlichen Herren Ober PBräf- 
benten, — 9%. ben Herrn Bräfibenten bes Königlichen Über-Banbestulturgeridtet, — 3. den Herz 
Bräfidenten der Königlien Wuftebelungstommiifton zu Poſen, — 4. bie jämmtlidden Herren Re 
gierungs-Bräfibenten, — 5. bie fänmtlichen Herren Generallommilftions: Bräfidenten, — 6. bie fänmb 
lichen Königlichen Regierungen, — 7. bie Köntglihe Miniftertal-, Militär- und Vau⸗Kommifſien, — 
8 bie fämmtlichen Herren Geßät-Dirigenten, — 9. die Herren Reltoren: a) ber Königlichen Laub 
wirthichaftlichen Hochſchule hierſelbſt, — b) ber Königlichen Tpterkrztliden Hochſchule Hierfelbk, — 
10. bie Herren Direktoren: a) ber Königlichen Landwirthſchaftlichen Alademie su Boppelsborf bei 
Bonn, — d) der Koniglichen Forftalademien zu Eheräwalde und Münden, — o) ber Abnigliches 
Thierärztlichen Hochſchule zu Sannover, — A) bes Königlichen Pomologiſchen Inſtitutes gu Proßfen 
dei Oppeln, — 0) ber Köuigfihen Lehranftalt für Obſt⸗ unb Weinbau zu Gelfenkeim a. RE, — 
11. bie Königliche Landesbaumſchule zu Engers — zu Händen bes Herren Ober: Bräftdenten zu Sohlen 
L A. 8822. II. 5867. IIL 10460. 


Berlin, den 20. Zuli 1899. 
Die Beftimmungen des Erlaffes des Herrn Minifters der öffentlichen Arbeiten 


vom 27. Juni 189 (Eiſenbahn⸗ Berordnungeblatt Nr. 27 von 189%, Seite 201, 
Nr. 67) (Anl. a.), 





x 


— 117 — 


betr. die Abänderung ber allgemeinen Bertragsbebingungen für bie Ausführung 
von Erb» zc. Arbeiten, fowie von Hochauten und Bauten, 
find im Bereiche der Iandwirtbichaftlichen, Geſtut⸗ Domänen» unb Forſtverwaltung 
gleichfalls zu beachten. Sollten in einzelnen Fällen Abweichungen geboten erſcheinen, 
fo iſt darüber beſonders zu berichten. 
Minifterium für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 
In Bertretung: Sterneberg. 


Betr. Abänderung der Allgemeinen Dertragsbedingungen für die Aus- 
führung von Erd- zc. Arbeiten, sowie von Biochbanten und Bauten. 


Berlin, den 27. Juni 1899. 

Es find Zweifel dariiber entſtanden, ob bie durch Erlaß vom 28. September 1886 
— IIa (b.) 11954 — feftgeftellten „Wilgemeinen Bertragsbebingungen für bie Ans- 
führung von Erd» x. Arbeiten” forsie die mit den Erlaffen vom 17. Juli 1885*) 
(E.B.Bl. S. 180) und 8. December 1886 — La. (b.) 19187 — eingeführten 
„Allgemeinen Bertragsbedingungen für die Ausführung von Hochbauten” bezw. „von 
Bauten“ der Berwaltung und ihren Organen ausreichende Handhaben bieten, um 
bie Unternehmer gegebenenfalls zur Beichaffung eines geeigneten, allen billigen An- 
forderungen in Bezug auf Größe, Ausftattung, Reinlichleit zc. entfprechenden Unter. 
tommens für ihre Arbeiter, insbefondere zur orbnungsmäßigen Inſtandhaltung und 
Beauffihtigung der von ihnen erdanten Baraden, fowie zur Darbietung einer an- 
gemeffenen Belöftigung wirffam anzubalten. 

Wenngleich folhe Handhaben burch den 8 10 ber bezeidmeten Bebingungen be- 
xeits jet gewährt find, fo finde ich mich doc) zur Bermeidung von Mißverftändnifien 
veranlaßt, die den Unternehmern in diefer Beziehung obliegenden Pflichten durch eine 
anberweite Faſſung. der angezogenen Beftimmungen jchärfer als bisher zu betonen. 

Der 8 10 Abf.5 der „Allgemeinen Bertragsbedingungen für die Ausführung 
von Erd» 2c. Arbeiten” und der 8 10 Abf. 2 der „Allgemeinen Bertragsbedingungen 
für die Ausführung von Hochbauten“ (E.V.⸗Bl. 1885 &. 180) bezw. „von Bauten” 
erhalten daher folgende Faffung: 

„Der Unternehmer bat, foweit e8 feinen Arbeitern nicht felbft möglich ift, 
angemeffene Unterfunft oder Verpflegung zu entfpredhenden Preifen zu finden, 
die dazu erforderlichen Einrichtungen auf eigene Koften zu treffen. Er bat 
den in biefer Beziehung an ihn geftellten Anforderungen der bauleitenden 
Beamten zu genügen. Auch im llebrigen bat er denjenigen Anorbnungen 
zu entiprechen, welche zur Sicherumg der Geſundheit feiner Arbeiter und zur 
Bahrung der Neinlichleit von den banleitenben Beamten getroffen werben. 
Abtritte find nad Anweiſung der leteren an geeigneten Pläten berzufiellen, 
regelmäßig zu desinflciren und demnächſt wieder zu befeitigen. Der Unter⸗ 
nehmer if ferner verpflichtet, auf den Bauftellen bie zur erſten Hälfeleiftung 
vor Ankunft des Arztes erforderlichen Verbandmittel und Arzneien nad) ben 
Weifungen der bauleitenden WBehörbe bereit zu halten. Die bauleitenben 
Beamten find berechtigt, die ordnungsmäßige Ausführung ber auf Grund 
der Beflimmungen biefes Abfakes getroffenen Anordnungen zu überwachen.” 


*) Jahrb. Bd. XVIIL ©. 18. 


Ä 
Ä 
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Bei dem Abſchluß neuer Verträge mit Unternehmern ift die verfteheube Yaflung 
zu berüdfidtigen. 

Unter Hinweis auf bie Erlaffe vom 16. December 1876 (Elb. S. ©&.IL, 
Nr. 1018b) und vom 24. uni 1895 (Elb. S. Bd. IV, Nr. 3586) ſpreche ich 
gleichzeitig die Erwartung aus, baß ſowohl die bauleitenden Beamten und vie 
Stredenbaumeifter, als auch die mit der Ueberwachung der Bauleitung betrauten 
Decernenten der Eifenbahnbirektionen einer angemeffenen Unterbringung und Ber. 
pflegung bes bei den Neubauten befchäftigten Arbeiterperfonals ihre Aufmerkſamkeit 
zuwenden und durch häufigere Revifionen der Wohnftätten zc., insbefondere der etwa 
erbauten Arbeiterbaraden, fi) davon überzeugen werden, baß für das Unterlommen 
und die Beldſtigung ber Arbeiter in gehöriger Weife geforgt ift, auch die in biefer 
Beziehung etwa erlaffenen Polizeiverordrrungen Beachtung gefunden haben. 

Bei Prüfung der Trage, ob es der Herftellung befonderer Einrichtungen, wie 
der Erbauung von Baraden, Speifeanflalten zc., bedarf, find nicht nur bie Intereſſen 
ber Verwaltung, fondern auch die eigenen Wunſche der Arbeiterfchaft angemeffen zu 
berüdfiditigen. Hierbei kann felbfiverftändlich ber Fall eintreten, baß derartige (Ein- 
richtungen fi nur für einen Theil der Arbeiter als erforderlich erweifen und dem⸗ 
gemäß nur für biefen anzuordnen find. 


An 
bie Königlichen Eifenbahndireltionen. 
IV, D. 5657. 
Forſtpolitil. 
82. 


Gefeß, betr. Schutzmaßregeln im Quellgebiete der linksſeitigen Zu- 
flüffe der Oder in der Provinz Schlefien. Dom ı6. September 1899. 
(Gej.:&. ©. 172.) 

Bir Wilbelm, von Gottes Gnaben König von Preußen zc. versrönen ımter 
Zuftimmung ber beiden Hänfer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


$ 1. 
Die land» und forſtwirthſchaftliche Nutung von Grundftüden ber dem Gebirge 
und Hügelland angehörenden Duellgebiete der linksſeitigen YZuflüffe der Oder in der 
Provinz Schlefien unterliegt ben bejonderen Beftimmungen biefes Geſetzes. 


82, 

Eine forftwibrige Nutung von Holzungen ift unzuläffig. 

Eine forfiwibrige Nutung im Sinne dieſes Geſetzes Tiegt vor, wenn burd 
forftlih umwirtbfchaftlihe Maßnahmen ober durch Unterlaffung wirthſchaftlich ge- 
botener Handlungen die Zurüdhaltung des Niederſchlagwaſſers vereitelt ober erheblich 
erſchwert, oder die Gefahr der Entftehung von Waſſerriſſen, Bodenabſchwemmungen, 
Hangrutſchungen, Geröll- oder Geichiebebildungen herbeigeführt wird. 

Wird eine forfiwibrige Nutzung durch ben Negierungspräfitenten -feftgeftellt, 
fo bat diefer dem Cigentblimer oder dem Nutzungsberechtigten die fünftige Bewirth 
ſchaftung vorzufchreiben. 38 


Die Rodung von Holzungen darf nur mit Genehmigung des Regierungs⸗ 
präfidenten erfolgen. 
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Die Genehmigung darf nicht ertheilt werden, wenn die Erhaltung bes Grund⸗ 
ftüds als Holzung für die Zurückhaltung des Niederſchlagwaſſers ober bie Ver⸗ 
bütung von Wafferriffen, Bodenabſchwemmungen, Hangrutfchungen, Geröll- oder 
Geſchiebebildungen erforderlich iſt. 

54. 

Wenn eine Holzung ohne Genehmigung ganz oder theilweiſe gerodet worden 
iſt, fo kann der Regierungspräſident die Wiederaufforſtung der gerodeten Fläche 
anordnen. 8 

85. 


Die Neuanlage offener Gräben an Gebirgshängen in der Hauptgefällrichtung 
ar umguläffig. i 

Wird eine folde von dem Regierungspräfidenten feftgeftellt, fo bat diefer ihre 
Beſeitigung anzuordnen. 

86. 

Das auf zu Thal führenden Wegen abfließende Waffer ift, forweit es nad den 
örtlichen Berbältnifien ohne wirthſchaftliche Nachteile geſchehen kann, von den Be- 
fiiern der angrenzenden Grundſtücke in Stichgräben abzuleiten und, wo dazu Ge 
iegenheit geboten ift, in Gruben (Schlammfängen) aufzufangen. 

Ebenſo bat auch die Anlage von Stichgräben zur feitlichen Ableitung bes in 
Einfaltungen der Gebirgshänge abfließenden Waflers zu erfolgen. 

Die GStichgräben und Gruben find von dem Grumbbefiger jeberzeit offen 
zu balten. j 

87 

Soweit die Zurückhaltung bes Niederſchlagwaſſers ober die Verhütung der 
Entftehung von Wofferriffen, Bodenabſchwemmungen, Hangrutſchungen, Geröll- oder 
Geſchiebebildungen es erforbert, fann der Regierungspräfibent 

1. die Entwäflerung von Moorflächen, 

2. Die Beaderung und die Beweibung von Grundſtucken auf Hocdlagen oder an 

Gebirgshängen 
unterfagen oder einfchränlen, 

3. bie Berlegung ober Befeitigung vorhandener Gräben 
anordnen. 

Für die den Grundbefigern oder Nutzungsberechtigten hieraus entftehenden 
Nachtheile und Koften haben zu %Y, die Gemeinde (Gutsbezirk), zu %, die Provinz, 
zu Y, der Staat Entſchaͤdigung zu leiften. 

Soweit eine Gemeinde (Gutsbezirt) Teiftungsunfähig ift, treten an ihre Stelle 
der Staat und die Provinz zu gleichen Theilen. Ueber das Maß der Leiftungs- 
fähigfeit entjcheibet mangels Verſtändigung zwifchen Provinz und Staat endgliltig 
der Bezirksausſchuß. 

88. 

Mangels gütlicher Vereinbarung wird die Entfhädigung durch den Negierungs- 
präfidenten feftgeiekt. 

Für Nachtheile dauernder Art kann die Entfhädigung nah Wahl ber zur 
Entfhädigung Berpflichteten durch Zahlung von Jahresheträgen ober eines Kapitals 
zum fünfundzwanzigfachen Jahresbetrage erfolgen. 

Für ein erforderlich werdendes Verwendungsverfahren find die Borjchriften des 
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849 des Geſetzes über die Enteignung von Grundeigenthum vom 11. Juni 1874 
(Geſetz⸗Samml. ©. 221 ff.)*) maßgebend; 


°) Die in Bezug genommenen Geieheöfteiten, unb zwar: 
1. Gefeg über die Entelgnung von Srunbeigentgum vom 11. Juni 1874, und 
2. Gefep, betr. bie Uhldfung ber Reallaſten unb Regulirung ber guttherrlichen nud 
bäuerlicden Berhältuiffe vom 2. Diärz 1650 ° 
haben folgenden Wortlaut: 
1. Gejeg vom 31. Juni 1874 

8 88. If nur ein Theil eines Srunbbefipes enteignet, fo Reßen ı der Auszahlung der für 
den enteigneten Thell beftimmten Entihädigungsfumme die auf bem gefammten Sruubbeiig 
baftenben Hypotheken unb Grundſchulden nicht entgegen, wenn biefelben den fünfzehnfachen 
Betrag des Grundfteuer- Heinertrages des Reftgrunbbefiges nicht überfteigen. Bteallaften, 
welche der Eintragung in das Grundbuch bebürfen, werben hierbei den Hupotheleu gleich 
geachtet und in entſprechender Anwendung ber bei notwendigen Subhaftatiouen geltenber 
Grundfäge zu Kapital veranſchlagt. 

Auch wird bei einer ſolchen tbeilweilen Enteignung bie Autzahlung ber für ben ent 
eigneten Theil beftimmten Entſchädigungsfumme durch nicht eingetragene Reallaften , WYıbeb 
tommiß-, Stammgut-Behn-, ober Leibeverband bes gefammten Grunbbefiges nicht gehindert, 
wenn bie gebachte Entihäbigungsfumme ben fünffadhen Betrag bes Grundfteuer-Reinertrages 
bes geſaumten GSeuubbefiges uub auch die Eumme von breifundert Mark nicht Aberſteigt 

Die Auszahlung Iaufenber Nugungen der Eutſchädigraghſumme tarın ohne Rückſicht auf 
bie vorgedachten Bealverhältnifie erfolgen. 

847. War das enteignete Brundftüd Fideikommiß oder Stammgut, oder and baffelbe 
im Lehn⸗ oder Leiheverbande, fo tft — mit Unsnahme des 3 38 vorgeiehenen Falles — ber 
Beltger über die Eutfehäbiginigäiumme me na den Vorſchriften zu verfügen berechtigt, 
welche in ben verfchiebenen Lanbesthellen für die Berfügungen über berartige Güter und bie 
an beren Stelle tretenden Kapitalien maßgebend find, 

8 48. War das enteiguete Grundſtück mit Reallaſten, Hypotheken ober Grundſchulben 
behaftet, jo Lann — mit Ausnahme des 8 36 vorgeſehenen Falles — ber Eigenthhümer über 
die Entichädigungsfumme nur verfügen, wenn bie Realberechtigten einwilligen. 

8 49. Der Eigentümer des Grundftüds ift jeboch in den Fällen der 58 47 und 48 
befugt, wegen Ausßzsablımg oder Verwendung ber Hinterlegten Entihäbigungsinmme bie Wer 
mittelung der Wuseinanderiegungsbehörben für Regulitung gutbherrlicher und bäuerlider 
Berhälinifie, Abldfungen und Gemeinheitätgellungen in Unfprud gu sehwen. 

Die Uuseinanberfegungsbehörde Hat bie bei ihr eingehenden Wnträge nad ben Be: 
fimmungen zu beurtheilen und zu erlebigen, welde wegen Wahrnehmung ber Rechte britter 
Berfonen bei Berwenbung der Ublöfungstapitalien in den 88 1210 bis 113 des Beieges vom 
3. März 1860, betr. die Ablbſang ber Neallaften und Regullrung der gutüherrlichen unb 
bäuerliden Berhältnifie, ertheilt worden find. 

Dieſe Vorſchrift Tommt in den Lanbestheilen des Tinten Rheinufer, in ber Provinz 
Sannover und ben Theilen des Regierungsbezirts Wiesbaden, in welchem die Berorbnnungen 
vom 18% Mat 1867 (9.6. S. 716) und 2. September 1867 (G.S. ©. 1468) nicht eingefährt 
find, nicht zur Anwendung, vielmehr bleibt eB hier bet ben Bisher beſtehenden Borſchriften 

2. Gejeyg vom 2. März 1880. (GS. © 77.) 

8 110. Die befondere BVekanntmachung ber Kapital-Ahfindungen an bie eingetragenen 
Glaͤubiger und an bie jonftigen Realberechtigten fällt weg: 

a) in ſoweit die Kapital-Abfindbungen zu ben Einrichtungskoſten erforderlich find; 

b) bei anberweiten Berwenbungen in bie Subftanz bes berechtigten Gutes ober zur Ab- 
ftoßung prioritätifh eingetragener Rapitalpoften,, ohne Rüdfidyt darauf, wie hoch fi 
die eingetragenen Schulden oder Kapital⸗Abfindungen belaufen. 

Ob und wie weit bie Berwenbung in einer, die Gläubiger und Realbereditigten des 
berechtigten Guts ficherftellenden Weiſe erfolgt if, hat die Auseinanberfegungi: Behörde 
allein, nach Ihrem Ermeſſen zu prüfen; 

c) wenn bie Kapital-Abfindung nur zwanzig Thaler ober weniger beträgt; 

d) wegen ber Weld : Entfhäbigimgen für ben neueften Düngungszuftand und für Ber 
befferungs-Wrbeiten ; 

e) wegen derjenigen Kapital⸗ Abfinbungen, welche nad; bem @eiege Aber bie Errichtung 
von Rentenbanten an ben Berechtigten 
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59. 

Die zu ben Quellgebieten zu rechnenden Gemarkungen und. @emarkungstheile, 
die darin vorhandenen Holzungen ımb diejenigen Grunbftäde, anf welche bie Bor- 
Ihriften der 88 5 bis 8 Anwendung finden, werben burdh eine von dem Regierungs- 
präfidenten zu berufende Kommiffion ermittelt. Die Kommiffion befieht aus einem 
Bertreter des Negierungspräftdenten, als Borfittendem, einem Tyorftfachverftändigen, 
einem Landwirthe, dem Meliorationsbaubeamten und einem vom Provinzialausichufie 
gu wählenden Vertreter der Provinz, Außerdem tritt für jeden betheiligten Kreis 
je ein vom Kreisausfchuffe zu wählender Bertreter ber betheiligten Gemeinden unb 
Gutsbezizte hinzu. 

Das Ergebniß der Ermittelung wirb in den betheiligten Gemeinden und Guts⸗ 
bezirken mindeftens vier Wochen lang ausgelegt. Der Ort und die Dauer ber Aus⸗ 
legung find in ortsüblicher Weife in ben betbeiligten Gemeinden und Gutsbezirken, 
fowie durch das Kreisblatt befannt zu machen. In der Belanntmadjung iſt eine 
mindeſtens auf vier Wochen zu bemeffende Friſt anzugeben, in ber etwaige Ein- 
wendungen bei dem Segierungspräfidenten geltend zu maden find. 

Ueber das Ergebniß der Ermittelumg und bie erhobenen Einwendungen ent- 
fheidet der Oberpräfitent endgültig. Die Entſcheidung wird im NRegierungs-Amts- 
blatte veröffentlicht. 

8 10, 

Bor dem Erfaß einer auf Grund ber 88 2 bis 8 zu treffenden Anordnung 
find die Betheiligten zu hören. 

Die ergebenden Verfügungen find den Betheiligten zuzuftellen. Diefen ſteht 
binnen vier Wochen die Beſchwerde an den Oberpräfibenten zu. Die Entſcheidung 
des Oberpräfidenten ift endgültig. 

Bezüglich der Höhe der zu leiftenden Entfhäbigung (88 7 und 8) bleibt den 
Betheiligten binnen vier Wochen ber Rechtsweg offen. 


aa) von den Verpflichteten für Renten ober Renten» Antheile unter Einem Silbergrofchen ; 
db) von ber Rentenban? für die über den Nennwerth ber ausgehänbigten Wentenbriefe 
iberfchiehenden Beträge (Hapitalipigen) gegahlt werben mäffen. 

Die unter o) d) ©) gedachten Abfindungs· Gelder erhält der Berechtigte, wenn er zugleich 
im Hypothelenbuche eingetragener Vefiger ift, zur freien Dispofition, und if insbefonbere 
auch deren Verwendung in das Lehen, Fideikommiß, Erbzindgut 2c. nicht zu Tontrolliren. 

Die Borfchriften bes Geſezes vom 29. Juni 1835 I 9 — ber Mblöfungs-Prbnung vom 
13. Juli 1839 8 103 — der Abldfungs-Ürbnung vom 18. Juni 1840 $5 100, 101 — bei 
Abläfungsgefebes vom 4. Inli 1840 88 74, 75 und der Bemeinheitsthellungs-Orbnung vom 
7. Juni 18821 8 153 werben aufgehoben. 

6 111. Cine jede Belanntmahung wegen Kapital» Kbfinbungen tft nur an diejenigen 
Gläubiger und Realberechtigten zu richten, welche im Hypothetenbuche bes berechtigten Butes 
eingetragen find. Eine Ermittelung und Wenachrichtigung ihrer nicht eingetragenen Erben, 
Geffionarien oder Rechtönachfolger HM nicht erforberith, wird vielmehr durch bie Öffentliche 
Belanntmadung erfept, welche eintreten muß, wenn der eingetragene Krediten tobt ober 
feinem Aufenthalte nad) unbelaunt oder nicht mehr Beſther ber Forberung iſt. Sollte in 
diefen Sällen bie Ermittelung und befonbere Benachrichtigung bes zeitigen Beſttzers ber 
Forderung ohne Schwiertgleit zu bewirken fein, fo fteht e& der AnselnanberfehungsBehörbe 
frei, diefen Weg fatt ber öffentlichen Bekanntmachung einzufchlagen. 

$ 118, Außer ben abändernden Beſtimmungen der SB 106 bis 111 bleiben vorläufig 
die übrigen, das Koftenweien und das Verfahren, fowie bie Rechte dritter Berfonen vegelnben 
beftehenben gefeglihen Beftimmungen und bie hierauf bezüglichen Borfchriften der oben im 
8 1 gehannten bisherigen Geſete in Kraft, inſoweit fie nicht durch diefes und bas Gefeg vom 
heutigen Zage über die Erriätung von Rentenbanten ausbrädii abgeändert find. 
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g 11. 

Bei den zur Durchführung dieſes Gefekes ergebenden Anordnungen des Re 
gierungspräfidenten findet gegen bie Androhung, Feſtſetzung und Wusführung eines 
Bwangsmittel® Iebiglich bie Beſchwerde im Aufſichtswege ftatt. Die Beſchwerdefriſt 
beträgt zwei Wochen. se 


Mit Geldfirafe bis 150 Mark ober Haft wird beſtraft, wer ohne bie nach 


88 erforderlide Genehmigung eine Holzung robet oder ben auf Grund bes 57 


getroffenen Anordnungen zuwider ein Grundſtück entwäflert, beadert ober beweibet. 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhänbigen linterfchrift und beigebrudtem 
Königlichen JInſiegel. 

Gegeben Hubertusftod, den 16. September 1899. 

(L. 8.) Wilgelm. 

Fürft zu Hohenlohe v. Miquel. Thielen. Frhr. v. Hammerfein. 

Schönſtedt. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Bülow Tirpig Stube 
Fehr. v. Rheinbaben. 


88. 

Derkandlungen des Kerrenhaufes über das Geſetz, betr. Schugmaf- 
regeln im Quellgebiste der Iinfsfeitigen Zuflüſſe der Oder in der 
Provinz Schlefien. 

A. Geſetzentwurf nebſt Begründung. 


Bir Wilbelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. verorbnien unter 
Zuftimmung der beiden Häufer des Landtages der Monardjie, was folgt: 


81. \ 
Die land» und forftwirtäichaftliche Nutzung von Grundſtücken der dem Gebirge 
und Hügellande angehörenden Quellgebiete der Iintefeitigen Zuflüffe der Ober in ber 


Provinz Schlefien unterliegt den befonderen Beſtimmungen dieſes Geſetzes. 


82. 

Eine forftwibrige Nutung von Holzungen ift unzuläffig. 

Eine forfiwibrige Nutzung im Sinne biefes Gefekes liegt vor, wenn durch um- 
wirtbfchaftliche forftliche Maßnahmen oder durch Unterlaffung wirthſchaftlich gebotener 
Handlungen die Zurkidhaltung bes Nieberfchlagmafjers vereitelt ober erheblich erſchwert, 
ober bie Gefahr der Entftehung von Waflerriffen, Bodenabſchwemmungen, Hang 
rutſchungen, Gerdll⸗ oder Geſchiebebildungen herbeigeführt wird. 

Wird eine forſtwidrige Nutzung durch den Regierungspräfidenten feftgeftellt, fo 
bat diefer dem Eigenthümer oder dem Nutungsbereditigten die Lünftige Bewirth⸗ 
ſchaftung vorzufchreiben. 

88. 

Die Rodung von Holzungen darf nur mit Genehmigung des Regierungspräfibenten 
erfolgen. 

Die Genehmigung darf nicht ertheilt werden, wenn bie Erhaltung des Grund» 
ſtuckes als Holzung für die Zurückhaltung bes Niederfchlagwaflers oder die Berhütung 
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von Wafferriffen, Bodenabſchwenmmungen, Hangrutſchumgen, Geröll- oder Geftiehe 
bildungen erforderlich ift. 
84. 
Benn eine Holzung ohne Genehmigung ganz ober theilmeife gerodet worden ifl, 
fo kann der Regierungspräfident die Wieberaufforftung der gerodeten ‘Fläche anorbnen, 


85, 
Die Neuanlage offener Gräben an Gebirgshängen in der Hauptgefällrichtung ift 
unzuläffig. 
Wird eine folche von dem Regierungspräſidenten feſtgeſtellt, fo bat biefer ihre 
Befeitigung anzuordnen. 


86. 

Das auf zu Thal führenden Wegen abfließende Wafler ift, foweit es nach den 
örtlichen Verhältniffen ohne wirthſchaftliche Nachtheile geichehen Tann, von den Be 
ſitzern der angrenzenden Grunbftüde in Stichgräben abzuleiten und, wo bazu Ge⸗ 
legenheit geboten ift, in Gruben (Schlammfängen) aufzufangen. 

Die Anlage von Stichgräben bat auch zur jeitlichen Ableitung des in Ein- 
faltungen der Gebirgshänge abfließenden Waſſers zu erfolgen. 

Die Stihgräben und Gruben find von dem Grunbbefiter jederzeit offen zu halter, 


87. 


Soweit bie Zurückhaltung des Niederfchlagwaffers oder die Verhütung der Ent- 
ftefung von Wafferrifien, Bodenabſchwemmungen, Hangrutſchungen, Geröll⸗ oder 
Geſchiebebildungen es erfordert, kann der Regierungspräfident 

1. die Entwäflerung von Moorfläden, 

2. die Beaderung und bie Beweidung von Grundftüäden auf Hochlagen oder an 

Gebirgshängen 
unterfagen ober einſchraͤnken, 

8. die Verlegung oder Befeitigung vorhandener Gräben 
fordern. 

Für die ben Grundbeſitzern oder Nukungsberedhtigten hieraus entftehenden Nach- 
theile und Koften hat die Gemeinde (dev Butsbezirk) Entfchäbigung zu leiften. 


88, 

Mangels gütlicher Vereinbarung wird die Entfhädigung durch den Regierungs⸗ 
präfidenten feitgefebt. 

Fir Nachtheile dauernder Urt kann die Entfchädigung nach Wahl ber Gemeinde 
durch Zahlung von SJahresbeträgen ober eines Kapitals zum fünfundzwanzigfachen 
Jahresbetrage erfolgen. 

Für ein erforderlich werdendes Berwendungsverfahren find bie Borfchriften ber 
88 47 und folgende des Gejches über bie Enteignung von Grundeigenthum vom 
11. Zuni 1874 (Gefeg-Samml. S. 221 ff.) maßgebend. 


89. 
Die zu den Duellgebieten zu rechnenden Gemarkungen und Gewarkungstheile, 
Die darin vorhandenen Holgungen und biejenigen Grundfüde, auf welche bie 
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Borfähriften der 99 5 bis 8 Anwendung finden, werben durch eine von bem egierungb- 
präfidenten zu berufende Kommiffion ermittelt. Die Kommiffion befieht ans einem 
Vertreter des Negierungspräfidenten, als Borfigendem, einem Tyorftfachverfländigen, 
einem Landwirthe, dem Meliorationsbaubenniten und einem vom Provinzialausfchufie 
zu wählenden Vertreter ber betheiligten Gemeinden und Gutsbezirle. 

Das Ergebniß der Ermittelung wird in den betheiligten Gemeinden und Gutt 
bezirten mindeſtens vier Wochen lang ausgelegt. Der Ort und die Dauer der Aut 
legung find in ortsüblicder Weiſe in den betheiligten Gemeinden und Gutsbezirken, 
fowie dur das Kreisblatt belannt zu machen. In der Belanntmachung ift eine 
mindeſtens auf vier Wochen zu bemeffenbe Friſt anzugeben, in ber etwaige Ein 
wendungen bei dem Regierungspräfidenten geltend zu machen find. 

Ueber das Ergebniß der Ermittelung und die erhobenen Einwendungen entfcheidet 
der Oberpräfident endgültig. Die Entfcheidung wird im Regierungs-Amtsblatte ver- 
öffentlicht. 

810. 

Bor dem Erlaffe einer auf Grund der 88 2 bis 8 zu treffenden Anordnung find 
die Betheiligten zu hören. 

Die ergebenden Berfügungen find ben Betheiligten zuzuftellen. Dieſen ſteht 
binnen vier Wochen die Beſchwerde an ben Oberpräftdenten zu. Die Enticheibung 
des Oberpräftdenten ift endgultig. 

Bezüglich der Höhe der zu leiftenden Entfchäbigung (96 7 und 8) bleibt den 
Betheiligten binnen vier Wochen der Rechtsweg offen. . 


$ 11. 


Bei den zur Durchführung biefes Geſetzes ergebenden Anorbnungen bes Negierungb 
präfidenten findet gegen die Androhung, Feſtſezung und Ausfäbrung eineB Bwangt 
mittels lediglich die Beſchwerde im Auffichtswege flatt. Die Beſchwerdefriſt beträgt 
zei Wochen. 

g 12. 

Mit Geldſtrafe bis 150 Marl oder Haft wird beftraft, wer ohne die nad) $3 
erforderliche Genehmigung eine Holzung robet oder den auf Grund des $ 7 getroffenen 
Anordnungen zuwider ein Grundſtück entwäffert, beadert oder beweidet. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigebrudten 
Königlichen Infiegel. 





Gegeben x. 
Beglaubigt. 
Ser Biinifter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 
(L. 8.) Freiherr von Hammerftein. 
Begründung. 


Zu den Maßnahmen, welche erforderlich find, um bie im Oberfiromgebiete is 
neuerer Beit wieberholt und mit ganz beſonderer Heftigleit im Jahre 1897 eingetretenen 
Hochwafferſchãäden nad; Moglichkeit abzuſchwächen, gehört bie Herbeiführung gejeglihe 
Beitimmungen, welche e8 der Stmatsregierung ermöglichen, aus Rüdfichten auf Zuräd 


— 15 — 


haltung des Niederſchlagwaſſers und ayf Verhütung der Entſtehung von Waflerriffen, 
Bodenabſchwemmungen, Hangrutfchungen, Geröll- oder Gefchiebebildungen in gewiffen 
Beziehungen eine Einwirkung auf die Bewirthſchaftung des Grundeigenthumes in den 
Duellgebieten der linksſeitigen Nebenflüffe des Oderftromes auszuüben. 

Es bedarf feines näheren Beweiſes, daß die wirtbichaftlihen Zuftände in biefen, 
dem Gebirgs- und Hügellande angehörenden Duellgebieten auf bie @eflaltung der 
Hocmwafferverhältniffe nicht nur innerhalb des Bereiches der dazu gehörenden Landes» 
theile, fondern aud in den unterhalb fich anfchließenden Ylußniederungen von großem 
Einfluffe find. — Inſoweit daraus Gefahren allgemeiner Art entfliehen können, er» 
fheint e8 erforderlich, dem Staate bie Gelegenheit zur Ergreifung vorbeugender oder 
abwehrender Mafregeln zu verfchaffen. 

Für die fonftigen, dem Flachlande angehörenden Nebenflüffe der Oder find bie 
Hodwafierverhältniffe in einem erheblich geringeren Grade von ben wirtbichaftlichen 
Buftänden der die Umgebung bildenden Liegenfchaften abhängig. — Es Türmen freilich 
auch in diefen Gegenden 3. B. durch unpflegliche Bewirthſchaftung von Waldungen, 
welche (wie dort vorwiegend der Fall iſt) auf leichten Sandboden ſtocken, Störungen 
in der Hochwaſſer⸗Abführung hervorgerufen und dadurch Waflerichäden herbeigeführt 
werden. — Zur Zeit Tiegt jedoch dort Fein genligenber Anlaß zu neuen gefeßlichen 
Schutmaßregeln vor. Diefe werden daher auf die oben bezeichneten Dueligebiete zu 
beihränfen fein, deren mehr oder weniger gleichartige (gebirgige) Beſchaffenheit es er- 
leihtert, die beabfichtigten Beflimmungen dem vorliegenden Bebirfniffe anzupaffen. 

Für die Beurtheilung biefes VBebürfniffes kommen zunächſt die Bewaldungs⸗ 
Berbältniffe in Betracht. 

Es dürfte erübrigen, hierbei in eine nähere Erörterung der Bebeutung des Waldes 
in den Quellgebieten für die Verzögerung der Schneeſchmelze, die Zurfdhaltung ber 
Zagewafier, fowie für bie Berhätung von Bodenabſchwemmungen n. f. w. einzutreten, 
nachdem barüber wiederholt, zuletst im Jahre 1890/91 bei Gelegenheit der Berathung 
des Antrages bes Abgeordneten Schultz⸗Lupitz, betreffend ben Waldſchutz in ben Quell⸗ 
gebieten der Flüſſe und Bäche, eingehende Berhandlungen im Haufe der Abgeordneten 
bes Landtages der Monarchie ftattgefunden haben (vergl. Drudfacdhe Nr, 345 der Seffion 
1890/91). 

Es wird daher genügen, hervorzuheben, baß in den Duellgebieten der fchlefifchen 
©ebirgsflüffe im Ganzen günftige Bewaldungs-Verbältniffe beftehen. — Es find in 
neuerer Zeit darin aber Berfchlechterungen eingetreten, und es befteht die Beſorgniß, 
daß die Zuftände fich fortfchreitend ungünftiger geftalten werben, wenn ber überhand- 
nehmenden Zerftörung bäuerlicheer Waldungen, weldhe dort neben folchen des 
Staates, von Gemeinden und Groß⸗ Grunbbefigern vorhanden find, nicht entgegen 
getreten wird. 

Auch in Waldungen des Sroß-Grunbbefikes haben nod in neuerer Zeit (5.8. 
oberhalb der Stabt Schmiebeberg) umfangreihe Abholzungen ohne nachfolgende 
Wiederaufforfiung der Abtriebsflähen flattgefunden. (Weiteres Unheil aus dem 
beifpielsweife erwähnten Borfalle ift dadurch abgewendet worden, daß die entiwalbeten, 
der Beröbung preisgegebenen, ſtark gebirgigen Flächen von einen benachbarten Wald- 
befiger angelauft und wieder aufgeforftet worden find.) 

Ueber da8 Maß. ber bereits eingetretenen Verminderung von Privatwaldungen 
fehlt e8 an zuverläffigen Zahlenangaben. Es läßt fich jedoch) aus dem Umflanbe, daf 
der Umfang der Privatwaldungen im Regierungs-Bezirle 
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Breslau nach den ftatiftifchen Erhebungen im Jahre 1878 — 206 107 ha, 


1898 = 80140 - 

Liegnitz ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ 1878 — 40888 - 
| 1898. — 395854 . 

Oppeln ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ 1878 = 300737 - 


1893 = 291645 - 
mithin in der ganzen Provinz im Jahre 1878 — 910674 ha, 
. . 1898 = 898239. 

d. h. 1893 —= 22435 ha 
weniger als 1878 betrug, immerhin entnehmen, daß die Entwaldungen in dieſen 
* Beitraume im Bereiche der Provinz nicht unerhebliche geweſen find. 

Nach einer Anzeige des Regierungspräfidenten zu Breslau vom 4. März 18% 
ift die Gefammt-Waldfläche des Bezirkes vom Jahre 1878 bis 1893 erheblich meh 
zurüdgegangen, als aus ben oben mifgetheilten Zahlen gefolgert werden kann. Diefer 
Anzeige liegen jedoch, wie der Regierungspräfident bemerkt, Teine zuverläffigen Er 
mittelungen über die VBewalbungs-Verhältniffe zu Grunde. Immerhin ift aber ber 
Schluß gerechtfertigt, daß ein weſentlicher Rüdgang in dem Beſtande ber Waldungen 
eingetreten if. Die Grafſchaft Glag, der Kreis Lanbeshut, das Flußgebiet ber 
Katzbach und andere Orte bes fchlefifchen Gebirges find davon in bemerfbarer Weile 
betroffen, da dem Auge des Beobachters dort nicht felten entwaldete Höhen und 
Berghänge auffällig werben. 

Wenn nun aud der Wald an und für fi nit im Stande ift, Hochwaſſer⸗ 
ſchaͤden abzuwenden, fo ift es doch zweifellos richtig, daß der wohlthätige Einfluß bes 
Waldes bei heftigen Riederichlägen im Gebirge örtlich auch da fchon ſich zeigt, wo bie 
bewaldeten Srundflüde nur in geringer räumlicher Ausdehnung vorhanden find, und 
baß .eine Gegend, ohne den Schutz durch den Wald, den verheerenden Wirkungen 
des ungebinberten Wafferabfturze® in ſolchen Fällen im gefteigerten Maßen ans 
geſetzt iſt. 

Es iſt daher ein dringendes Erforderniß des dffentliden Intereſſes, für die Er 
haltung des noch vorhandenen Waldes Fürforge zu treffen. Geſchieht dies nicht, fo 
werden . unter dem Drude ber für die Landwirtbfchaft bereingebrochenen ſchweren 
Zeiten die im bäuerlichen Beſitze befindlichen Walbbeftände der Duellgebiete noch in 
größerem Umfange, als bisher ſchon, verſchwinden und die Hochwaſſergefahren dadurch 
gefteigert werben. | 

Richt fo dringend erſcheinen dagegen gefegliche Maßregeln zur Ausdehnung md | 
Bermehrung der Waldungen im Wege zwangsweiſer Aufforflungen, weil, wie oben 
bereit8 bemerkt, die Bewaldungsverhältniffe im fchlefifchen Gebirge im Ganzen günſtige 
find und in diefer Beziehung Aufgaben größeren Umfanges nicht vorliegen, indem 
namentlid) die höheren Gebirgslagen durch gefchloffene, gut gepflegte Waldungen 
geſchutzt find. 

Es wird ſich daher empfehlen, von weiteren Maßnahmen in biefer Michtung 
Abftand zu nehmen. Die Staatöregierung wird wie bisher, fo auch fernerhin bemift 
fein, durch Gewährung von Beihälfen aus ihren Fonds bedürftige Grundbefiger zur 
freimilligen Ausführung im öffentlichen Intereſſe liegender Aufforftungen anzuregen 
und darin zu ıumterftügen. Die Hoffnung, auf biefem Wege aud) in ber Provig 
Schleſien zu erfreulichen Exrgebniffen zu gelangen, ift nicht ungerechtfertigt, wie daranf 
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erhellt, daß 3. 8. inr Kreiſe Laudeshnt in dem Beitramme vom Sjahre 1889 bis. 1897 
ca. 528 ha bäuerficher Grundftäde wit Stentsbeihliffe aufgeforftet worden find. 

Zur Bahrung und Yörberumg ber Eingangs bersorgehobenen Rüdfiditen ift es 
auch nicht in jedem Tyalle unbedingt: erforderlich, mit Anfforſtungsmaßregeln vor⸗ 
zugeben, zumal biefe ſich zwangsweiſe nur auf dem umfländlichen und foftfpieligen 
Wege ber Enteignung ber betreffenden Grundſtücke wirben verwirklichen laffen. Das 
Ziel wird in vielen Fällen in billigerer Weife und ohne weientlidie Störung bes 
Wirthſchaftsbetriebes ber betheifigten Grundbeſther durch die Beſtimmung erreicht 
werden fönnen, daß an gefährdeten: Dertlichleiten auf Hochlagen und an fleileren 
Gebirgshängen die Beuckerung und, ſoweit als nöthig, auch, die Berveibung der Grund⸗ 
ftüde zu unterlaffen fei. Die bavon betroffenen Flächen werben fi allmäglih mit 
einer Bodendede von Gräfern zc. überziehen und baburd) der Gefahr der Boden⸗ 
abfhwenmung in der Regel entzogen. werben. Häufig wird. es fogar nicht einmal 
erforderlich fein, . bie Benderung völlig artzuſchließen; es wird vielmehr genfgen, 
darauf zu haften, daß bie Ackerfurchen an Gehaͤngen möglichft horizontal verlaufen, 
und daß in gewiſfen Enkferaungen von einander ſchmale, mit Rafen ober jonfligem 
Bobdenitberzuge befleibete Raise unbeadert bleiben. Es wirb ſich auf biefe Weife eine 
für gewöhnliche Berhältniffe immerhin wirkfame Burkthaltung des Tagewaſſers er- 
reichen laſſen. Oertlichkeiten dieſer Art kommen im ſchleſtſchen Gebirge vielfadh vor. 

An der Hand der beflehenden Geſetze lafſen fich indeffen die beabſichtigten Maß⸗ 
regeln nicht durchführen. Seitben durch das: auch fiir die Provinz Schlefien gültige 
„Edikt vom 14: September 1811 zur Beförderung der Landeskultur“ (Geſetz Samml. 
©. 800) beſtimmt worden ift (9 4): 

„Die. Einſchränkungen, welche theils bas allgemeine Landrecht, theils die 
Prorinzial⸗ Forſtordnungen iu Anſehung der Benutzung der Privat⸗Waldungen 
vorſchreiben, hören gänzlich auf. Die Eigenthümer können ſolche nach 
Gutbefinden benutzen und fe auch parzelliren und urbar machen, wenn 
ihnen nicht Vertrage mit einem Dritten oder Berechtigungen anderer ent⸗ 
gegenfehen,”“ 
fehlt es dee Staatsregierung an einem gefeblichen Mittel, um die Erhaltung vor⸗ 
handener Privatwaldungen zu ſichern. 

Die Vorſchriften des Geſetzes vom 6. Juli 1875, betreffend Schutzwaldungen und 
Waldgenoſſenſchaften (GeſetzSamml. S. 416)*), find nicht geeignet, dieſem Mangel 
abzuhelfen, weil Schutzmaßregeln zur Abwendung von Gefahren — z. B. durch Waſſer 
— in jebem einzelnen Falle erſt eingeleitet werden können, wenn nachgewieſen iſt, 
daß der abzuwendende Schaden den aus der Einſchränkung der Benutzungsweiſe fir 
den Eigenthumer des gefahrbringenden Grundſtücks entftehenden Nachtheil beträchtlich 
Iberwiegt: Die nrit einem folchen Verfahren im jebem @inzelfalle verfnüpften Um⸗ 
ftändlichleiten und Koften, in Verbindung mit anderen, aus dem Aufbau des Geſetzes 
entfpringenden Schwierigleiten, fiehen der Anwendung feiner Borichriften in Fällen 
ber vorliegenden Art entgegen. 

Das Geſetz vom 14. März 1881 über gemeinfchaftliche Holzungen**) tommt für 
die ſchleſiſchen Gebirgsgegenden kaum in Betracht, weil bort foldye Waldungen nur in 
geringer Zahl vorhanden find. 


e) Jahrb. Bd. VII, ©. 861. 
“©, Jahrb. Bb. XI, ©. 130. 
Jahrb. d. Preuß. Borft- u. Yagbgeiehg. ZIXI. 14 
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‚  &8 exkbrigt deher nur, zur Erreiuung bes gefiedten Zieles neme gefekläde GEN 
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Begründung des $ 7 näher exörierten Punlte, in ber Eikung vom 11. Januar 18% 
einserfianden erflärt hat, find biefe auf das Heußerfie beidräutt werben, um beu ferien 


deren Nutzung und Erhaltung nicht bereits durch andere Befehe (Geſetz vom 14. Kuga 
1876 — Geſetz⸗Samml. ©. 375*) —, betreffend die Verwaltung ber den Gemeinden 
und dfientlicden Unftalten gehörigen Holzungen; Geſetz vom 14. März 1881 — Geier 
Samml. &. 261 — über gemeiufchaftliche Holzungen) Yürforge getroffen if. 

Bon befonderer Wichtigleit find ſodaun die in den Gebirgölanbicheften vorhanden 
Gräben und Wege. Berlaufen biefe in der Hauptgefällricktung, fo pflegt das im ihm 
mehr oder weniger ftürzend abfließende Niederſchlagwaſſer au ihren Rändern und in 
der Eohle zerfiörend zu wirken und dadurch @erbll- und Geſchiebemaſſen zu Iäfen un 
au Thal zu führen, auch ſonſt noch Unheil an bewohnten Stätten anzurichten. | 

Hier auch ſelbſi im Kleinen Abhülfe zu Ichaffen, iR um fo mehr erforderlich dB 
far in allen Feldmarken ber Duellgebiete dazu dringende Beranleffung vorfiegt. | 

Bon Bedeutung if e8 auch, daß der Entfiefung von Waflerriffen ar den oberm | 
Hangflächen da, wo Einfaltungen ber Abdachungen bes Gebirges beginnen, vorgebeug 
werbe. Dazu bebarf es aber ebenfalls der Schaffung gefelicher Handhaben, ba folk 
gegenwärtig gänzluh fehlen. 

Zu $ 1. Welche Gemarkungen oder ‚Theile von Gemarkungen zu ben One: 
gebieten zu redmen find, foll in bem in 5 9 worgefchlagenen Berfahren örtlich fer 
geftellt werben. Im Allgemeinen werben zu ben Ouellgebieten bie von den fchleftider 
Gebirgsfläffen und deren Nebenbächen durchfloſſenen Gebirgs- und Hugellandſcheſte 
zu rechnen fein, foweit in ihnen nicht ausgedehnte Cbenen ober breitere Thalgräek 
porlommen, auf welche bie einzuführenden Schutzmaßregeln der Natur ber Sache nad 
keine Anwendung zu finden haben. 

Der Ausdruck „unterliegt den beisuberen Beſtimmuugen biefes Ge 
fees“ if gewählt worden, um lenntlich zu machen, daß neben ben Sonberwerfdrifte 
bes Entwurfs die allgemeinen gefetlichen Borfchriften, namentlich diejenigen bei 
ſchleſiſchen Vorfluth-Ediktes, des Waldſcuzgeſetzes vom 6. Juli 1875, bes Gemeine 
wWalbgefeges vom 14. Auguſt 1876 und bes Geſetes Aber gemeinichaftliche Helzumger 
vom 14. März 1881 unverändert in Sraft bleiben follen. 

Zu $ & In den bergeflalt örtlich fefigefiellten Quellgebieten Toll eine forfkwibrie 
Nutzung von Waldgrundftüden unzuläffig fein. Der Begriff einer forſtwibriger 
Nutzung im Sinne bes Entwurfes ift im zweiten Abſatz biefes Paragraphen angegeben 
worden. 

Ob eine Mafregel ober Unterlaffung des Waldbeſihzers als eine forfwidrige # 
diefem Sinne anzufehen if, muß ber Beurtheilung im einzelnen Falle uutergen 
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werden. Als forſtwibrig wurde e8 3. B. zu bezeichnen fein, wenn eine berartige Durch⸗ 
tichtung bes Waldbeſtandes (abgeſehen von den ällen der Samenſchlagſtellung zum 
BZivedle ber natärlichen Berjänging) erfolgt, daß dadurch die wohlthätige Einwirkung 
des Waldes auf Verzögerung ber Gcmerfchmelge und auf Burüdhaltung bes Tage: 
waſſers gänzlich oder foft gänzlich aufgehoben wird, ferner wenn nach erfolgtem Ab⸗ 
triebe des Waldbeſtandes die Wiederaufforftung der Schlagfläche ungebührlich, d. 5. 
aber mehr als fünf Jahre hinaus verzögert wird. Die Annahme biefes Zeitmaßes 
beruht darauf, daß die Wiederaufforftung von Wbtriebsflädhen in Nadelholzwaldungen 
— und foldje herrichen in ben ſchleſtſchen Gebirgslandfchaften vor — Bis auf brei 
Jahre nad) erfelgtem Abtriebe ausgeſetzt zu werden pflegt, um bie nachzuziehenden 
jungen Pflanzen vor Befchäbigungen durch Nüffelläfer (Hiylobius abietis) zu be- 
wehren. Als forfiwibeig würde es fobann audh zu bezeichnen fein, wer Stock⸗ unb 
Burzelrebungen auf Schlagflächen an fteilen Berghängen vorgenommen werben, wodurch 
Gefahr für Bodenabſchwemmung x. entſteht, ingleichen, twern übermäßige, die Boden⸗ 
decle vernichtenbe Streu» oder gar Plaggen-NRutungen in Waldgrundſtücken ausgeübt 
wexden, ſowie wenn Weidenutzung in jungen, dem Berbiß durch das Weidevieh aus⸗ 
geiehten Waldanlagen oder an fteilen Abhängen flattfindbet, wo durch den Tritt bes 
Weideviehes Bobenbewegungen hervorgerufen werden Können u. |. w. Welche Holgart, 
welche Betriebsart, ob 3. B. Hoch⸗ Mittel- ober Nieberwalbbetrieb und welche Um⸗ 
triebszeit für die Bewirthichaftung und Nutzung eines Waldgrundftüdies gewählt wird, 
werbleibt im Uebrigen der freien Entichfießung des Eigenthiimers. Soll indeſſen den 
uachtheiligen Folgen einer forſtwidrigen Nutzung wirkſam entgegengetreten werben, fo 
ft es umerläßlich, daß unter Umfländen bie tanftige Bewirthſchaftungsart behordlich 
vorgeſchrieben wird. 

Der Ausdruck Holzung iſt im Einllange mit dem Gemeindewaldgeſetz vom 
14. Anguft 1876 und dem Geſetz fiber gemeinſchaftliche Holzungen vom 14, März 
1881 im Anhalt an die Grundftener⸗Geſetzgebung gewählt worden. 

Zu 8 8. Unter „Robung“ iR, entfpredjend dem allgemeinen Sprachgebrauch 
und dem Gebrauch, des Wortes Robung in anderen Forſtgeſetzen, das Urbarmachen 
von Waldbeden zum Zweck des Webergangs zu anderer als forſtwirthſchaftlicher 
Nutzung (Ader, Wiefen-, Weidennhzung) zu verfiehen (vergl. Grimm, Wörterbuch 
„Roden“; $ 5 der Berorbnung vom 34. December 1816, betreffend die Verwaltung 
der Semeinde- und Anflaltsiwaldungen in Weftfalen und der Aheinprovinz, und $ 4 
des Gemeindewaldgefetses fir bie bſilichen Provinzen vom 14. Auguſt 1876). 

Das Berbot eigenmäcdtiger Rodung ift zur Erhaltung ber vorhandenen Wald⸗ 
grundfiüde unentbehrlich ine Robung wird daher nur dann zu geflatten fein, 
wenn nach den drtlichen Berhaltniſſen die Exhaltung des Grundſtücks als Holzung 
für die nach den Geſetzentwurfe verfolgten Bwede nicht erforderlich erfcheint. 

Bu $ 4. Zur wirkſamen Durchführung der Beſtimmung des vorftehenden 
Paragraphen if es erforderlich, ıumter Umfländen bie Wieberaufforftung eigenmädhtig 
gerodeter Flaͤchen anordnen zn Tünnen. 

Zu $ 5. Das Verbot der Neuanlage offener Waſſergräben an Berghängen in 
der Hauptgefällrichtumg if unerläßlih. Im fchlefiichen Gebirge find derartige Waffer- 
abführungen vielfach vorhanden. Sie wirken bei ver meift Teichten Verwitterbarkeit 
des Grundgefteines erodirend und tragen viel zur Berfchotterung der Flußläufe und 
Ser unterhalb gelegenen Sulturländereien bei. 

Zu 55. Für die hier getroffenen Anordnungen zur Berminberung von Wafler- 
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ſchaden, welche nad plötglichen und beftigen oder lang aubaueruden Rieberichlägen ein 
zutreten pflegen, liegen dringende Berunlaflungen echt ober weniger in allen Yelbımazken 
der Quellgebiete vor. Die nütgliche Wixtung der Anerduumgen, deren Ausführung jelif- 
verfändlic auf ſolche Falle au beſchränken if, in welchen fie nach ber Gelänbeiiktung 
und ohne Nachtheil für die Bewirthſchafumg dev bavaon betroffenen Geundſtücke ge 
ſchehen lann, bedarf Leinsı näheren Begründung, Die Uusfäbrung ift überbeu eme 
fo einfache, daß fie unter ben gegebenen Umftänden von jebent Grundbeſcher olme 
Härte gefordert werden kann. Die Fanggruben (Schlanmfänge) Tiefern fiberbem bei 
ihrer Aufräumung Erbmaflen, welche als Dungmittel ven Werth find. 

Es wird die Aufgabe der Aufſichtsbehörde fein mäfjen, Hinfichtlid 
der Ausführung diefer Anordnungen zunähf belehrend zu wirlen. 
Gleichwohl wird ihr die Befugniß zu ertheilen ſein, widerwilligen ober fäumrigen 
Grundbeſitzern gegenüber mit Zwaugsmaßregeln vorgehen zu Bunen, um anbere Be- 
theiligte vor ſonſt leicht abwendbarem Schaden zu bewahren. 

Zu $ 7. Neben den Schutzmaßregeln zur Erhaltung bed vorhandenen Waldes 
und zur Minderung von Schäben durch das in Gräben und auf Wegen abflichenbe 
Baffer werben unter Umfländen für die Erreichung des beabfidgtigten Zweckes neh 
weitere Maßregeln zu ergreifen fein umd zwar: bie Unterfagung oder Einſchrãnkung 
der nach den örtlichen Verhältniſſen etwa ſchädlich wirkenden Entwäflerung größerer 
Moorflächen im Gebirge, oder der Benderung, oder der .Berweidung von Grunbftäden 
auf Hochlagen ober an Abhängen. Fur die den Grundeigenthumern oder Rutzanngs- 
berechtigten daraus entftehenden Nachtheile mad Koſten ift Entſchädigung zu gewähren. 
Es wird fi) dabei, von: bejonderen Ausnahmefällen abgeiehen, immer nur um geting- 
fügige Beträge handeln können, weil z. B. die anfcheinend einfchneibendfie Maßregel 
ber Unterjagung der Beaderung vielfach dem Grundeigenthümer fogar zum WBoxtheil 
gereihen wird, inbem in Hochlagen ober an Berghängen die Wieſen- oder WBeite 
nutung auf die Dauer einträglicher ſich erweitern wird, als die Ndernukung, bevam 
Grtrag durch die Ungunft des örtlichen Klimas, durch die Schwierigleit der Dünger 
zufuhr und die. Gefahr der Bodenabſchwemmung gefchmälert, vielfach auch ganz m 
Frage geftellt wird. Wie bereits hervorgehoben worden, wird es in häufigen Fällen 
zur darauf ankommen, für bie Art der Beaderung gewiſſe, den Ertrag gar micht 
ober nicht weſentlich ſchmalernde Vorſchriften zu ertheilen. 

Auch für die aus der Verlegung ober Beſeitigung eines Grabens entſtehenden 
Nachtheile und Koſten iſt Entſchädigung zu gewähren. 

Die Berpflichtung zur Leiſtung ber Entſchadigung der Gemeinde (dem Guts⸗ 
bezirke) aufzuerlegen, zu denen bie betreffenden Grundftiäde gehören, if gerechtfertigt, 
weil die Wirkungen der. Schugmaßvegela ihr in exfler Linie zu Ratten fommem. Be 
der Geringfügigleit der in den allermeiften Fällen erforbexlich werdenden Gisttfdgäbe- 
gungen Lönnen dagegen aud in finanzieller Beziehung Bedenlen nicht obwalten. 
Wenn in einzelnen Fällen die Maßnahmen, für die Entichäbigung zu leiten if, auch 
neben der unmittelbar betheiligten Gemarkung, nod unterhalb liegenden Gemerfumgen 
zum Bortheil gereichen werben, fo würbe doch — wenn überhaupt — nur nad 
einem unverbältnißmäßig umftänblichen, zeitraubenden und Tofifpieligen Verfahren 
zu ermitteln fein, in welchem Berhältniß der Nuten ben verichiedenen Gemarlunger 
zu Gute kommt, und die Entſchädigungslaſt alfo zu vertbeilen fei. 

Der Regel nad) wird es ſich um geringe Entichäbigungen handeln, bie von dem 
unmittelbar betbeiligten Kbrperſchaften ohne unverhältuißuäßige Belaſtung getragen 
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werden Tösımen. Sollte dies im Gingelfalle wicht wohl mozlich ſein, umd ſollten einer 
bebürftigen Gemeinde (Gutsbezirk) Entihäblgumgöverpfiiitungen erwachſen, welche 
über ihre. Leiungsfähigleit hiuausgehen, fo wird die Berufung angemeſſenöor Bei- 
‚hälfen ans bereiten Mitteln des Gtantes und ver Provinz nicht nusbleiben; benfelben 
eine geiehliche Berpflichtumg hierzu aufzuerlegen, ober, wie. der. Probinziaflanbtag Dies 
wünfcht, anftatt der Gemeinde den Staat zur Leitung ber Entihäblgung gu ver⸗ 
pflichten, wirbe nad) ‚den anderweit auf ahnlichen Gebieten gemachten Erfahrungen 
gu einer Steigerung des Anſpruͤche und zu eimer unverhaͤltnißmäßigen Erhöfung ber 
Koften führen. 

An diefem einzigen Punkte wird daher dem Vorſchlage des Brovinziallanbtages 
nicht ftattgegeben werben lönnen. 

Zu 88. Bei der Geringfügigkeit ber un eingeisen Falle zu leiftenden Eni⸗ 
Thädigung wird der Regel nad) auf eine Vereinbarung über deren Höhe zu pechnen 
fein. Anderenfalls foll die Feſtſetzung durch den Segierungspräfidenten erfolgen. 
Wegen Zuläffigleit des Rechtsweges vergleiche $ 10 Schlußfak. 

Zu 89. In Rüdficht auf den Zwed ber in Ausficht genommenen Maßnahmen 
kann der Geltungsbereich des Geſetzes nicht nad .politifchen Bezirken begrenzt und 
nur im Allgemeinen, wie e8 im 81 geſchehen ift, feftgefeit werben. Es ift daher 
«ein befonderes Berfahren nicht zu entbehren, um feftzuftellen, welche Grundftüde den 
vorgefehenen einfchräntenden Beſtimmungen unterliegen follen. 

Das zu biefem Zwecke vorgefchlagene Verfahren entſpricht der Einfachheit der in 
demfelben zu erledigenden Aufgaben und gewährt allen Betheiligten ausreichende 
Gelegenheit zur Geltendmachung ihrer Intereffen. Die Zeitdauer für bie öffentliche 
Auslegung und die Einfpruchsfrift if, entſprechend dem Wunſche bes Provinzial: 
lanbiages Aber das ſonſt Ubliche Mak hinaus arıf Wochen feſtgeſetzt worden, um 
den Rufttlalen ausgiebige ˖Jeit zu lafſen, fh Watt eingihofen und fidy sähe zu 
machen. Um die Einheitlichkeit des Werfahrens in fänmmtlichen Regierungsbezirten 
* wahren, iſt die endgültige, örtliche Feſtſezung des Geltungsgebietes in die Hand 

des Oberpräfidenten gelegt worden. Die Kommiſſion wird der Wege nad fo 
zuſammenzujetzen fein, daß den Vertreter bat. Regiemugspmäfibenten zum Berfigenden 
der ſtommiſſion befiellt und der Forſtſachverſtändige aus der Zahl bes höheren forft- 
technifchen Beamten der Regierung genammen, der- landwiethſchaftliche Sachverſtaͤndige 
von ber Lanbwirthichaftslammer vorgeichlagen und der Bertretex der Gemeinden und 
Gutsbezirke von dem Provinzialausſchuſſe gewählt wird. 

Es ift davon ausgegangen, daß die Kofler, bes Grnitelunge-Berfahrens vom 
Stante getragen werben. 

Zu 88 10 und 11. Während die einmalige: Angrenzung des Geltungebereiches 
des Geſetzes in die Hanb des -Oberpräfibenten,, galegh ;B;: megen die auf Gruid ber 
88 2 bis 8 des Entwurfes erforderlichen Einzelmaßnahmen dem Regierangspräfidenten 
zu übertragen, dem auch nach ber allgemeinen Gefekgebung, namentlich nach den 
BeRimmungen der Gefeke vom 14. Auzut 1876 unb.14. Mär; 1881 über bie Be- 
uffichtigung der Holzungen ber Gemeinden umb üffentlichen- Anſtalten ſowie der 
gemeinfchaftlichen Holzungen, die Wahrnehmung ähnlicher Auffichtsbefugniffe zufteht. 

Bei der Einfachheit der Verhälmifſe, und da wu. Rd. weientlich um bie Be⸗ 
wstheilng ärtficder und techniſcher Fragen handelt, erſcheint es Moediunäßig, auch, 
wenn «8 ſich am polizeiliche Verfügungen haubeln, für den tmeiteren Inſtanzenzug 
zus ben einfachen Beſchwerbeweg an die Auffichtebehſrde zuzulafſen. Dies wicd um 
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jo unbebenflicer —— — als bezaglich der Höhe der zu leiftenden Eu 
Achadigung der Rechteweg vorbehalten if, - 

Die auf Grund der 95 2, 4, 5, 6 aub 7 von ben Wegierumgöpräfibenten 
getroffenen Anordnungen find‘ nööigenfalls zwangtweife nad Maßgabe des 5 188 tes 
Meſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vem 20. Juli 1888 (Gefek-Bauumi. 
©. 1%) burdgufähren.. 

Zu 8 18. Strafendrohmgen waren nur für die Fälle des 5 B umb de 
87 Nr 1 und 2 in ben Grenzen des für Uebertretungen zuläffigen Strsfmaßes 
vorzuſehen. 

B. Erſte Berathung. 
8. Sitzung am 21. Febrnar 1099. 

Bräfivent: Weber den Eingang von Vorlagen und über deren gefchäftfiche Be 
handlung habe ich folgende Mittheilung zu machen: 

Es find überwiefen: 

der Rommiffion für Ngrar-Verbältniffe: 

der Entwurf eines Geſetzes, betr. Schutzmaßregeln im Quellgebiete ber 
Iintefeitigen Buflüffe der Ober in ber Provinz Schlefien, Regterungb 
vorlage nebß Begründung. 

x. x. 

- Ein Widerfprud gegen dieſe Verfügungen finde wohl nit flatt. — Ich konſtatice 
daß das nicht der Fall ift, ımd fo wirrde e8 bei meinen Beftimmungen bleiben. 





C. Mundlicher Bericht der Kommiſſion für Ugrar- Berhältuifie über deu Gatwuri 
eines Geſetes, bei. Sqchutzmabregeln im Oueligebiete ber Intieitigen Zuflikffe ber 
Ober in ber Previnz Schleſien. 

4, Gigung am 22. Yebruar 1899. 

präfent: Wir fommen zu Punkt & der TageSorbuung: 





Als Regierungslommifferien werben fungiren: Herr Geheinier Ober-Regternngs- 
zath von Friedberg, Herr Lanbferfimeifter Schulz, Herr Geheimer Baurath von Driufer: 
mann und die Herren Geheimen Ober-Yinanzräthe Hadenſteln und Dombeis. 

Berichterftatter ift Herr von Wiedebach und Noſtitz⸗Jaenkendorf. \ 

Ich bitte denfelben, feinen Bericht vorzutragen. 

Berichterftatter yon Wierbdebach und Retig deenlendorf: Meine Herren, ich Yin 
jo von Heiſerkeit befallen, 

(Heiterkeit) 


‚daß Herr von Kling bie Güte haben Weird, ud) gu vertreten. Ich lau Ihrnen 
nicht zumuthen, hier einen längeren Vortrag mit dieſer krͤhigen Stimme eutgegen 


Be nd einfieht, daß dringend: eines on ben FiäFfen geiächen met 
daß Unheil, daB vor zwei Jahren über Deutſchland und namentlich über Schleſien 
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hereingebrochen if, für die Zukunft Hintenzubalten. eine Hexen, bie Borſchläge, 
bie bier gemacht werben, find von Ihrer Kommiffion. als gute und zwedentiprechenbe 
anerkannt werden. Die Rommiffion wollte noch weiter gehen unb außer den vor⸗ 
geichlagenen Maßregeln and eine Reuaufforfiung in das Geſetz bineindringen. Dem 
"wurde aber feitens der Stegierungsverireter widerſprechen: das wäre nicht nöthig; 
ferner wurde von den Mitgliedern bes ſchleſiſchen Provinziallandiages, bem dieſer 
GBeiekentwunf ſchon vorgelegen bat, darauf erwibert, wir follten bas Geſetz nicht 
unnüt beſchweren, der Provinziallandtag hätte es fo angenommen; die Probinz 
‚anberexjeitö wäre bie zunächt Betheiligte, könnte damit auslommen und wollte aus- 
lommen, wir follten aljo fo wenig wie möglich daran ändern. 

Meine Herren, eine Handhabe war ja nun für bie Staatsregierung unbedingt 

notbwendig, da nad, Aufhebung bes Edifts vom 14. September 1811 bie. Bewirth⸗ 
fhaftung unferer Wälder den Privaten und Gemeinden vollftändig freigegeben if. 
Es ift fpäter einmal durch ein ganz verunglüdtes Geſetz, durch die Schutzwald⸗ 
genofienichaften und Schutzwaͤlder verfucht worden, ba einzugreifen, aber ohne jeden 
Erfolg; es giebt nicht einen Fall, wo dies Geſetz mit Erfolg angervanbt worden wäre, 
jo oft es and) verfucht worden tft, und deshalb war eben biefes Geſetz nothwendig. 
Run, meine Herren, wurde in ber Kommiffion gefragt: warum dieß jet? Es 
wurde gefagt: Thalfperren, Ylußregulirungen, es muß von oben angefangen werben. 
Allein bevor Thaliperzen und Flußregulirungen in Angriff genommen werden, mitfien 
die Schottermaſſen, die das wilde Wafler berunterbringt, oben feftgehalten werden, 
fonft werden bie Arbeiten unten wieder gerſtört. 
Nun kam die Kommifflon dazu, fich zu überlegen, ob nicht von ben Reuauf- 
forftungen Abſtand genommen werben folle, und fie entfchloß ſich dazu eben aus dem 
angeführten Grunde, weil der Regierungslommiffar es für überflüffig hielt, da in 
ben Ietsten 50 Jahren mur etwa 58000 Hektar Wald abgeforftet feiern. Aus diefem 
Grunde Hat die Kommiffion die Renaufforkungen aus dem Gele herausgelafien, 
und will die Königlide Staatsregierung verſuchen, durch Prämien eine freiwillige 
Aufforftung herbeizuführen. 

Meines Wiflens liegt ein Antrag, der auch der Kommiſſion ſchon vorgelegen 
bat, jet von Neuem vor, nämlich ber Antrag des Grafen vom Pfeil, der durch einen 
Zuſatzantrag vom Herrn Freiherrn von Tſchammer noch etwas abgeändert worben 
if; danach foll an dieſen Neuanfforftungen feitgehalten werben. Ich möchte Bier 
gleich jagen, daß ber Autrag von Tſchammer ber Kommiffion nicht vworgelegen bat, 
daß ex aber, wenn das ber Fall geweſen wäre — wenigftens bin ich bdiefer Ueber⸗ 
3eugung, und bie Herren, mit denen ich darüber geſprochen, find es ebenfalls —, 
‚angenommen worben twäre trotz bes Widerſpruchs der Regierung, bie ihr aber auch ruhig 
‚annehmen kann; denn er enthält fo, wie er gefaßt iR, nur eine Möglichkeit, zuzufaſſen, 
‚ohne fie einem Zwange auszuſetzen, weil der Landivirthichaftsminifter allein die Be- 
ſtimmung bat, ob es nötbig, nüttich und billig if. Wenn das alfo in dem Geſetze 
ſteht, ſchadet es glaube ich, nichts; es Fiegt im Belieben des Minifters, ob er dieſen 
Theil des Geſetzes anwenden will oder nicht. 

Meine Herren, dieſes Geſetz zerfällt in drei Theile. Es hanbelt fih zunächſt 
darum: was foll gemacht werden? Darüber find wir uns fehr raſch einig geworben, 
mit Aucnahme eben Hinfichtlich der Anfforfiungen. Dann handelt es fich weiter 
darum: wer fol die Beſſimmungen treffen, die Entfcheidungen fällen, das Geſetz aus⸗ 
führen? Da haben wir es mit Freuden begräßt, daß die Inſtanzen fo kurz wie 


— 14 — 


möglich gewählt worden find, daß ber Regierungspchfident. die Beſtimmumngen treffen 
und der Oberpräfdent in letzter Inſtanz entſcheiden fall, Wir Haben das begrüßt, 
weil e8 eine fchnelle, raſche und thatkräftige Ausführung des Gelches ermiöglächt. mb 
ſicher ſtellt. Der britte Punkt war der fdjmierigfie: Wer joll die Koften tragen? E 
wurbe uns beſonders ſchwierig dadurch, daß ber Provinzinllandtag. vor Schleften es 
abgelehnt hatte, irgendwelche Koften. beizutragen, es auch abgelehnt hatte, dafſtr em- 
gitreten, baß die Gemeinden zu den Koften herangezogen würden, da biefelbes derrch⸗ 
weg fo arm ſeien, baß fie Koften nicht tungen Lönnten. Endlich hatte der Ginst 
durch feinen Bertseter uns kurz und bündig erklären laflen,. wir würden daS EGeſeh 
zum Scheitern bringen, wenn wir ihm die Koften auferlegen ſollten. 

Meine Herren, wir haben uns nun doch entfchlofien, ein Drittel der Gemeinde 
und zwei Drittel deu Stante aufzueriegen, aus der Erwägung heraus, daß eimmel 
die Gemeinden — in Klammern fteht daneben ber Gutsbezirk — doch wel im 
Stande fein würden, die Koften der Ausführung dieſes Geſetzes zu tragen, zumal 
fie auch nicht zu hohe fein dürften. Denn in vielen AYällen wird es fi nur mm 
Handarbeiten oder dergleichen Handeln, die eben von den Gemeinden ausgeführt 
werden, und es lag uns daran, gerabe die Gemeinden nnd Gutsbezirke doch zu be 
theiligen, weil wir glaubten, daß auf diefe Weiſe die Arbeiten zivedentfprechender ump 
billiger ausgeführt werden würden. Zwei Drittel der Koften haben wir dem Staat 
auferlegt deswegen, weil die Arbeiten, die hier im Frage fiehen, doch zum großen 
Theile nicht den Befitzern dort felbft, wicht den Gemeinden, nicht den Kreifen, fossbemn 
ben Anliegern der Flüffe, den Thalbewohnern zu gute koınmen. Wenn wir vor zwei 
Jahren das Waſſer, welches die großen Verwüftungen angerichtet hat, nur zum Pleinen 
Theile auf den Bergen hätten aufhalten Iönnen, jo wären die Verwüſtungen mid 
balb jo groß geivorden, als fie thatfächlich ‚geweien find. Es wurde fermer iss ber 
Kommiſſion gejagt, die beichloffene Koftenvertheilung wäre auch deswegen am Plate, 
weil der Regierungd- und der Oberpräfident, alfo zwei Staatsbeamte, darüber pa 
befinden hätten, ob und was gemacht werden fol, Deshalb lann au der Staat 
an den Koften betheiligt werden, denn fonft würden biefe beiden Staatsbeamten be 
ganz — ich will nicht fagen beliebig — id) nehme von keinem Stantöbeamten an, 
daß er das thut —, aber doch über dns nothwendigfte Maß hinaus zu Gunften weiter 
unten liegender Gemeinden andere belaften können. In dritter Reihe wer Die Er- 
wägung maßgebend, daß bei den Flußlorreltionen zu Gunften der Schifffahrrt der 
Staat alles gegeben Hat, z. B. für die Oder allein volle hundert Millionen, wãhrend 
es ſich bier, wie die Regierung felbft zugiebt, nur um geringe Summen haudelt 
Ja, meine Herren, wenn für die Oder hundert Millionen dageweien find, fo merben 
doch Bier wohl noch 1 oder 1, Millionen zu erhalten fein. Ich mörbte alle Bas 
Hobe Haus Namens der Kommiffton bitten, den Erklärungen, die uns bie Rinigiide 
Staatsregierung. wegen Uebernahme der Koften, wie ich anuehme, abgeben wirb, bei 
"nicht zu ſehr nachzugeben, jondern. es bei der Theilung, bie wir nach Inngen, heißen 
Mühen vorgefchlagen haben, zu belafien und von den Koſten ein Dritte sen Ge 
meinden aufzuerlegen. 

Die Königlicde Staatsregierung will gerne nod bie Provinz bapmifgenfigichen 
Meine Hessen, die kammt vor ſelbſt daran; denn, wie die Herren wiflen, Die di 
Gegend dort fennen, find die Gemeinden zu 90 Procent und darüber fo arm, dei 
fie von den ihnen aufgelegten Laften nur die Hand und Spaunarbeiten werden leifter 
Böunen. Da wirb nachher doch jemand eintreten müffen, und das wird bie Promi 
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fein, bie Die Gemeinden nicht im Stich laffen Zaun; die Prebinz wird alfo, bas- eine 
Deittel, bes bie. Stasteregierung ihr im Gele geben toill, durch die Zwangelage 
ber Armuth übernehmen müffen. Ich glaube alfe, daß dieſe Drittelung — ein 
Drittel. die Gemeinde und. givei Drittel der. Staat — ber ber⸗ Weg iſt, den die 
Kommiſſien vorſchlagen lonnte 

Ich glaube damit das Weſentlichſe aus den Aemmiſienbverhandlungen erwahnt 
PR haben unb werde das Uebrige bei des Berathung der einzelnen Barograpien 
nachholen. 

Brifiient: Meine Herren, nach. dem Bortvage des Herrn Bice»Berihterfssters 
wärbe ich nun die Genezelbisfuffien eröffnen. Ich möchte aber jeigt ſchon bemexten, 
"Dei die vorliegenden Anträge ſich auf die einzelnen Paragraphen beziehen, und Nölnge 
deahalb vor, Daß wir fie auch bei den einzelnen Paragraphen behandeln. 

Das. Wort. bat der Herr Landwirthſchaftominiſter von Hammerſtein. 

.. Minißer für Lembwirtbfchaft, Domänen und Forſten Freiherr von Hemmerfein: 
Meine Herren, ich werde mic weniger eingehend wit bem Inhalte he Geſetzes be- 
faſſen, fondern nur zu dem Kommiſſionsbeſchlüſſen eine allgemeine Erklärung. abgebey. 
Bu den Anträgen, bie im Laufe ber Diskuffion zu den einzelnen Paragraphen noch 
geftelit werben follen, will ich mich ganz kurz äußern. Sachlich werde ich mid, erſt 
„bei der Beratung dex einzelnen Paragraphen dazu äußern. 

Meine Herren, ic; glaube im Allgemeinen ausführen gu Können, raß die König- 
liche Staatoregierung an. ben Aenderungen, bie Ihre Rommiffion am Geſetzentwurf 
vorgenommen bat, keinen wefentlichen Anfland nimmt. Der einzige Punkt, zu bem 
ich eine beſtimmte Erklärung ſchon jeßt-abzugeben genäthigt bin, if die Entſchädigungä⸗ 
frage. Da glaube ich Namens der Königlidien Staatsregierung erklären zu mäfl , daß, 
wenn der Beichluß der Kommiſſion, wonach die Gemeinde '/, und ber Staat ”/, der 
Entſchaͤdigung zu leiſten hat, yon bem Hohen Haufe angenommen wird, bie Königliche 
Staatsregierung, den Geſetzentwurf wurde ablehnen müffen. Es entfpricht dee Grund- 
:foß, der iu den 8 7 aufgenommen ift, fo wenig denjenigen Principien, bie in allen 
ähnlichen Fällen die Königliche Staatsregierung zur Durchführung gebradjt hat, daß 
ich fürchte, fie tolrde dann nische in der Lage fein, diefen Beſchluß ber Kommiffion 
anzımehmen. Ic glaube aber, daß die Königliche Staatsregierung den Entwurf wohl 
annehmen Könnte, wenn Sie befchlöflen, %, der Gemeinde, ', dem Stante und Y, der 
Provinz aufzuerlegen. Diefes Princip, das im Großen und Ganzen ſchon in ähnlichen 
Fällen maßgebend war, würde bei der Königlichen Staatsregierung aud in dieſem 
Falle Annahıne finden. 

Meine Herren, ich will dann ſchon jet hervorheben, daß, wenn das Geſetz im 
Uebrigen mit den von Ihrer Kommiffion befchloffenen Aenderungen angenommen 
werden twürbe, die Entfchähigungsfrage kaum von erheblicher Bedeutung werben wird. 
Dagegen glaube ich darmıf hinweiſen zu bifrfen, und zwar fchon jetzt, daß, wenn Sie 
ben neu vorgeicdhlagenen 8 8a — auf die fachlichen Bedenken gegen biefen 8 8a be- 
Halte .ich mir vor fpäter einzugehen — annehmen, baum bie Entichäbigungßfzage eine - 
gez Tolofjale Bedeutung gewinnt, und foweit ich deu Antrag verfiche, ſcheint es mir, 
.gis wenn die Enticgäbigung, die im Fall der Annahme bes $ Ba. zu gewähren fein 
würde, nach dem Plane der Herren Antragfieller ausſchließlich auf die Schultern bes 
Staates gewälzt werben folle. . . 

Run bat der Herr Meferent darauf bingewiefen, daß ber Antrag ber Herren 
Graf Pfeil und Freiherr von Tſchammer und Often bereits Gsgeuftand der Bey 
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Yandinng in der Kommiſſion geweſen if. Beine Herren, die Herren Wegierungs 
Lommiffeye, die ben Berathungen beigewohnt haben, haben mir gefagt, daß bas 
der Fall geweſen fei. Ich möchte nicht glauben, baß Sie ernſtlich gewillt find, anf 
dieſen Wenderungsanteng einzugehen, wo fo viele ſachliche und principielle Bedenlen 
gegen denfelben vorgebracht werden mäffen, bie im Plenum Tamın ertſcheidend bas- 
gelegt werben Türmen. Wenn Sie wirklich gewillt find, der Yrage näher zu treten, 
ob namentlich 8 Sa und auch die Biffer 4 des .$ 7 angenommen werden fell, fo 
würde ich es für wünfchenswerth halten, bie Berathung über diefe Fragen nochmels 
‘in die Rommiffion guräczuverweifen; in der Kommiſſion würbe ich, wie ich glanbe, 
Ihnen barlegen konnen, daß das einen der allerbebenflicten @iugriffe in die wirth 
ſchaftlichen Werhättniffe und bie Eriſtenzfähigkeit einer großen Zahl vom fchleftichen 
Gebirgsgemeinden herbeiführen vorbe, und ich glanbe body, daß bas Haus Taum 
gewillt iſt, fo tief eingreifende Beichläfle zu fafien. Ich behalte mir vor, die Gpeciali- 
ſirung fpäterhin, wenn die Anträge zu 8% 7 und 8a zur Diskuffion Reben, vorzu⸗ 
nehmen und entweber ſelbſt ober durch Kommiffariew bie ſoeben Turz angedenteten 
Bedenten' weiter auszuführen; fie eingehend zu erbrtern wirb aber nur möglid fein, 
wenn Sie für den Yall, daß; Eie tiefer auf bie Sege eingehen wollen, die Un 
gelegenheit in die Kommiffion zuridverweiien. 

Bräfident: Zur thatfächlichen Berichtigung bat der der Berichterfatter das Wert. 

Berichterſtatter won Aliging: Ich weiß wicht, ob mich der Herr Minikter falſch 
verftanden bat, oder ob ich mich falſch ansgebrädt babe; ber Antrag des Hercn 
Freiherrn von Tſchammer und Oſten bat der Kommiſſion nicht vorgelegen. 

(Zuruf: Der Antrag Graf Pfeil auch nit!) 

Bräflbent: Ehe wir in der Gerreraldisfufflen weiter gehen, moͤchte ich mir er- 
Tauben, die eingegangenen Anträge zu verlefen; fe And erft im letzten Uugenblit 
gedruckt, und außerdem ift foeben noch ein dritter Antrag eingereicht worden, ber 
etwas ſchwierig einzufügen fein wird. Derfelbe ift noch nicht unterkäkt; ich muh 
ft fragen, ob er Unterſtützung findet, und denn würde bie Generaldistufften 
‘weitergeben. 
Alſo der Antrag de Heren Grafen von der Recke⸗Bolmerſtein lautet: 

Das Herrenhaus wolle befchließen; 
dem 8 6 folgende Faffung zu geben: 

Das auf zu Thal führenden Wegen abfließende Wafler it, forweit es 
nach den öortlichen Berhältnifien ohne wirthſchaftliche Nachtheile geſchehen 
kann, „in mit ben Höhenlinien des Gebirges parallel laufenden Horizontal- 
gräben abzuleiten und fo terraffenförmig aufzufangen“. 

Berlin, den 22, Februar 1899. 
Graf von der Rede-Bolmerftein, 
Unterkägt burcd: 
von Alvensleben. Graf von Arnim⸗ Boitenburg. von Bredew⸗ „Budem- 
Carpzow. von Bredow⸗Senzkle. von VBreitenbauch. Graf von Scuihl. 
von Esbed-Piaten. von Hanflein. Graf von Hangwig. von Ködriä. 
Graf von ber Ofen. Graf von PfeilsHausdorf. Freiherr von Gchlidkting. 
von Schöning. Freiherr von Weudt. 
Dieſer Antrag des Grafen von ber Nede ·Volmerftein iſt genügend unterkägt. 
Bir nifirden bei $ 6 auf ihn zurüdkommen. 


k 
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Der andere Antrag, auf den fi ber Herr Miniſter für die Landwirthſchaft 
ſchon bezogen hat, bes Grafen von Pfeil⸗Hausderf und des Freiherrn von Tſchammer 
und SOften lautet: 

Das Herrenhaus wolle beichließen: 
1. dem 57 folgende Yaflung zu geben: \ 

Soweit die Zurüdhaltung bes Niederſchlagewaſſers oder bie Berbütung 
der Entſtehung von Wafferrifien, Bodenabſchwemmungen, Hangrutfchungen, 
Geröll- oder Geichtebebildungen e8 erforbert, lann ber Regierungspräfident 

1. die Entwäffermg und ben Abbau von Moorflächen, 

2: die Beackerung und bie Beweidung von Grumdftäden auf Hochlagen 

oder an Gebirgshängen unterfagen ober einſchränken, 

8. die Verlegung oder Befeitigung vorhandener Gräben forbern, 

4. das Enteignungsverfahren bezüglich der zu 2 bezeidh- 

neten Grundſtücke höheren Orts beantragen. 

Für die den Grundbefigern oder Nutzungsberechtigten aus den Maß- 
nahmen zu 1 bis B eniftchenden Nachtheile und Koften Bat zu %, bie 
Gemeinde (dev Gutsbezirk), zu 7, der Staat Entfhädigung zu Teiften. 

II. Einen $ 88 dem Geſetzentwurf einzufügen, folgenden Wortlauts: 

Inſoweit ſich bei Höhenlagen von 700 Metern fiber dem Meeresfpiegel 

und darüber hinaus das Borhandenfein von Feldern, Wiefen, Weiden und 
fonftigen Kablflächen ergeben follte, deren Fortbeſtand eine allmählich 
Bodenabſchweifung und Geführbung der ımterhalb Fiegenden @elänbe be- 
fürchten Täßt, fo WBnnen berartige Ländereien im Wege der Enteignung 
(Geſetz vom 11. Juni 1874, Gefeg-Samml. &. 221) auf Stantstoften ei 
worben und aufgeforftet ‘werben. 

Die bezüglichen Borjchläge macht bie im 8 9 eingefekte Kommiffen. 

Weber Nothwendigkeit diefer fowie der auf Grund des 5 7 Rr.4 
beantragten Erwerbungen und Anforftungen entſcheidet nad) Anhörung 

dbes Oberpräfibenten der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Ferſten. 
Berlin, den 22, Februar 1899. 
Graf von Pfeil⸗Hausdorf. Freiherr von Tſchammer und ODſten. 
Unterfütt von 
Graf von Arnim⸗Boitzenhurg. von Ben — von Vredom· 
Senzke. Graf von Brühl, Graf von Carmer. von Esbeck⸗Platen. Graf 
son Haugwitz⸗Hardenberg · Neyentlow. Graf von Houwald. von Jerin⸗Geſests. 
van Knebel · Doeberitz. von Kockritz. Kardinal D. Kopp. Dr. Loerſch. Graf 
von der Reste Bolwerſein. Freiherr von Schlichting. Freiherr von Vegerharth 
Freiherr von Wendt ˖ Papenhauſen. 
@s iſt außerdem. ſoeben ein Antrag eingereiät worden, babin gehend: 
Das Herrenhans wolle beichließen: 
im $ 7 des Geſetzes vorletzte Zeile nach ben Worten „(der Guter? 
einzuftgen: „%,, die Provinz * und der Staat ,*. 

Alfo dann würde der $ 7 Tauten: u 

Für die den Grundbeſitzern oder Nutzungsberechtigten erwachſenden 
Nachtheile und Koſten hat die Gemeinde (dev Gutsbezirk)/,die Provinz % 
und der Staat '/; der Entihäbigung zu leiften. 
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Disfer Antrag iR von Herrn Intze nuterzeichnet. 
Sn frage, ob zumächii der Antrag Unterfikgung findet. 
Geſchieht.) 

Die Unterfügung genügt. 

Jetzt würben wir in der Generalbisfuffion fortfahren und hernach in ber Special, 
bistuffion auf die einzelnen Paragraphen zurüdfommen. 

Herr Inte hat das Wort. 

Intze: Meine hochgeehrten Herzen!. Wenn ich mir gefiatte, zu biefem (elek 
entwurfe das Wort zu evgreifen, fo glaube ich nur einer Pflicht nachzukommen, be 
ich Gelegenheit hatte, die Wafjerverhältniffe im Gebirge und ganz befonders and 
biejenigen in Schlefien im Laufe ber letzten jahre genauer lennen gu lernen, wm 
ba vielleicht einige Zahlen von Intereſſe fein werben, um zu zeigen, welche Bebertung 
biefer Geſetzentwurf zunächft für Schlefien bat. Wir ficken leiber vor ber tranrigen 
Thatjache, daß die ſekundlich herablaufenden Waſſermengen im Gebirge fi bei Riebrig 
waffer zu benen bei Hochwaſſer wie 1:1000 verhalten. Die Rieberichläge, be 
in Schlefien au einem Zage, am 30. und 81. Juli 1897, gefallen find, betrugen in 
dev Nähe der Duelle etwa 220 Millimeter, in weiter unterhalb liegenben Gebietes 
nur 60 Millimeter; das Verhältuiß der Niederfehläge in diefen Gebieten fiellt ſich 
alfo wie 1:4 während eines Tages. Für eingelne Stunden biefes Tages, in ben 
kritiſchen Stunden der Hochfluth, bat fi dies Verhältniß vieleicht bis auf 1:8, j⸗ 
1:10 gefteigert. Berückfichtigt man das flarle Gefälle in ben Steilhängen im de 
birge, wo das Gehänge vielfach im Verhältniß von 1:2 und 1:3 geneigt if, um 
bedenft man, daß das Waffer an ben Quellen oft 300 bis 400 Meter hoch in kurer 
Zeit berabftürzen lann, fo entipricht die Waflermenge eines Niederichlaggebietes von 
10 Dundratlilometer einer Leitung von 60000 bis 80000 Pierdefräften. Bir 
dürfen uns alfo nicht wundern, wenn diefe herabſtürzenden Waſſermengen gewaltige: 
Unheil angerichtet haben, und es ift nöthig, Mittel anzuwenden, um für die Yufanft 
neuen gewaltigen Berbeerungen vorzubeugen. Dem gegenüber hahen wir neben dem 
Hochwaſſer auch noch Mangel an Waffer in trodener Zeit zu beflagen für ale 
Antereffenten, nicht nur für diejenigen, die das Waffer mit Gefälle ausnutzen, wie 
die SInduftriellen, fondern auch ganz befonbers für die Landwirthſchaft. Gerade bei 
biefem ungünftigen Berhältniß von 1: 1000 zwiſchen Riedrigwafler und Hochwaſſet 
liegt das Bedürfniß vor, das Niebrigwafler zu vergrößern. Die Frage iſt num be: 
kann das geſchehen durch Waldungen ober muß man das auf andere Weiſe bewirten? 
Den hat vor noch gar wicht langer Beit daS bezweifelt. Erſt neuere genaue User 
fudgungen über die Abfiußmengen bes Waſſers aus bewaldeten Gebieten haben beutfih 
gezeigt, daß ein außerordentlicher Einfluß bes Waldes anf bie Abflußmengen ver- 
handen ift, und da fühle ich mich verpflidstet, Gier die Zahlen anzuführen, bie wir 
unter ähnlisden Berhältniffen im Rheinland gefunden haben, in Gebirgägegerben, we 
auch die VBerhältniffe der Abflußmengen in ber Sekunde bei Niedrig- und Hochwaſſer 
fe wie 1: 1000 verhalten. Ein Gebiet, welches mit vorzüglich gepflegten Hochwald 
verfehen war, mit 50 Brocent Bervalbung, bat zwei« bis dreimal foviel Riebrigtwaffer 
ergeben, als ein anderes, das nur ungefähr mit 40 Procent beivaldet war und eimen 
fehlechtgepflegten Wald zeigte. Während das Niedrigwaſſer durch vorzüglich gepflegten 
Hochwald Wochen und Monate hindurch verftärkt, war, wurde die ſekundlich ablaufende 
Hochwaſſermenge auf die Hälfte und mehr vermindert. Wir dürfen alfo „behaupten, 


— 19 — 


daß eine gut gepflegte Bewaldung im Quellgebiete wohhl im Stande if, Schähigungen 
durch Hochwafler und Mangel an Riedrigwaſſer vorzubeugen. 

Außerdem kommen bier bie Erfahrungen in Betracht, die man bei Maſſer⸗ 
verforgung der Ortſchaften im Gebirge gemacht bet: dieſe Wafferverſorgungen haben 
bei uns im Weſten ganz außerordentlicde Dimenfionen angenommen. Wir ſtehen de 
zum Theil vor Notbfländen iu den einzelnen Gebieten, wo jeher Tropfen Waſſer ans 
dem Gebirge nubbar gemacht ift für die Gemeinden. Da bat man e8 im Laufe ber 
eingeluen Jahrzehnte erfahren, daß bie Gebiete, bie eine voraägliche Bemaldung mit 
Hochwald zeigen, in gänftigfer Weiſe über die Trockenperiode mit ber Waſſerverſorgung 
hisuweggelommen find, während andere ſchlecht bewaldete Gegenden die größte Noth 
gelitten haben. Da mau anerfennen muß, daß in diefer Weife eine gute Pflege bes 
Waldes günfig gewirkt bat, jo rechtfeztigt es fich, daß nach diefer Richtung hin Mittel 
im Gejegentwurf vorgeſehen find. Es fragt ſich nun ferner, ob der Menſch im Stande 
iR, durch kunſtliche Einwirkung im Quellgebiete Gchäben hervorzucufen. Da kann 
ih nach meiner Erfahrung im Weiten nur hervorheben, daß thatſächlich feit 1870 
größere Schädigungen vorgelommen find durch umgäinftige Ableitung des Waſſers aus 
den Quellgebieten. Gewaltige Gräben in hochgelegeuen Plateaus, welche PBlatenug 
bei der Beichaffenheit des Bodens als Hochreſervoire wirkten, haben bisfelben in 
intenfiofter Weiſe entwäflert, wenn biefe Gräben in dee Richtung des Gefälles von 
ben Dueligebieten beruntergingen, ja felbft Furchen im Ackerlande, die man iu der 
Richtung herunterführte, wirkten in biefem Sinne. Diefe Anlagen baben- bedeutend 
dazu beigetragen, daß nicht nur gewaltige Waſſerniengen, foudern auch Sinkſtoffmengen 
bei einer Hochfluth zu Thale geführt wurden, die in gut beivaldeten Gebieten feft- 
liegen. Im Gebirge ift vielfach die hochintereffante Erſcheinung beobachtet, daB aus 
gut bewaldeten Gebieten das Hochwaffer oft vollfländig Max zum Ablauf lommt, 
während in anderen fchlecht beimaldeten Gebieten gewaltige Mengen Hanns, Gerblle 
und Gefchiebe bei Hochwaſſer zu Thale geführt wurden. Men bat fich bei uns in 
den Gebieten, die ich Bier im Auge Habe — im Gifelgebiet — jet genöthigt gefehen 
— die Bertreter des Forfifistus haben ſelbſt Hand angelegt —, die Uebelflände in 
letter Zeit zu verbeſſern, und ich glaube, daß man fehr wehl Grund hat, die Bor- 
fchläge, die hier im Geſetzentwurf gemacht find, auszuführen, wenn nöthig, mit Zwang, 
um allen Betheiligten den möglichen großen Segen zu firhern. 

Wenn ich zum Schluß bie Frage aufwerfe, die für die Bertheilung der Koften 
eine große Rolle fpielt: wer hat Ruten von diefen Anlagen, fo lann ich von meinem 
Standpunkt aus ald Woflerbauingenieur ſagen: biejenigen Bewohner, in deren Ge⸗ 
bieten dieſe Anlagen geichaften werben, haben wohl einen gewiſſen Ruben: es werden 
die Häuge feflgelegt, damit das Gerölle nicht hexunterkommt, und es wird der Wald 
gepflegt. Der Hauptnuten wird fi) aber unterhalb bemerlbar wachen, 

(Hört! Birtl) 

Bo nun die Grenze der Jutereffenten iR, läßt fich ſchwer fagen. Es find alle, 
die unterhalb am Waſſer liegen, Jeder Tropfen, der in. trodener Zeit mehr als 
bisher zus Abführung gelangt, kommt unten, wo er nulbax gemacht werben Tann, 
zur Geltung. Die bier vorgefchlagenen Mittel find, für ſich betrachtet, an einzelnen 
Punkten, in ihrer Wirkung nur Hein, inbeffen bie Summe vieler foldher Wirkungen 
wird doch auch zu größeren Erfolgen führen. Ich glaube aljo, daß der Kreis der 
Intereſſenten, bie bie Koften zu tzagen haben, burchaus nicht zu Klein bemeſſen werben 
follte, und ic) glaube, da man einen anderen Maßſtab ſchwer finden kann, daß man 
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ſich vortheilgaft an ben Hält, den ber Herr Landwirthfchaftominiſter vorgefchlagen Bat, 
ber bei allen Meliorationen gegenwärtig gebräuchlich IR. 

Bern man alte andere SJutereffeuttengrußpen nicht finden Tan, wenn man 
mehrere Prowinzen, bie an bem einen Alußlaufe Tiegen, nicht betheifigen will, banı 
follte man die zumädk betheiligte Gemeinde ober den beibeiligten Sreis, bie Yrewim 
und ben Staat gemeinſchaftlich zu * aan. 

Bravo 

Graf von der Gimienburg- Beetzendorſ: Meine Herren, es handelt fich um bie 
Befeitigung der Gefahr, welche auf dem ausgedehnteſten, intereffenseflen unb ſchönften 
Gebirgofall im Konigreich durch eine bereits eingetretene und fortgeſetzte Entwalbung 
Bauernd eintritt. Die Königliche Staatsregierung führt in der Begründung zu biefem 
Geſer ganz richtig aus, daß biefe Gefahren auf zweierlei Weiſe befeitigt werben 
fönnen: einmal durch Reuaufforftung, durch Verhinderung des Rodens noch beichenter 
Horften. Die Königliche Staatsregierung kommt in ihrer Begründung zu den Schuh, 
daß 22000 Hektar im fchlefifchen Gebirgsabfall bereits entwalbet find, eine Entwelbung, 
bie, wie gefagt, der Gegend zum großen Schaden gereicht umb ihr noch in wachfenden 
Maße zum Schaden gereichen wird. 

Die Konigliche Staatsregierung, follte man nun glauben, müßte zu bem Schaf | 
fonmen, Daß biefe Bewaldung der Flächen unter allen Umſtänden in die Haud ge | 
nommen werden müßte, daß es bie böchfte Beit fei, an biefe Aufgabe zu gehen. Dat 
thut die Königliche Staatsregierung aber nicht, fie zieht fi zurid anf eine Be 
fimmung des Gefeges vom Jahre 1811, welche fautet: 

An der Hand ber beftehenben Geſetze laſſen ſich indefien die beabficktigten 
Maßregein nicht durchführen. Seitdem durch das auch für bie Provinj 
Schlefien gültige „Edit vom 14. September 1811 zur Beforderung ber 
Landestultur” (Geſetz Samml. &. 800) beftimmt worden ift ($ 4): 

„Die Einfchränkungen, welche theils das allgemeine Landrecht, theils 
Die Provinzial» Forforbuungen in Anfehung ber Benutzung der Privat⸗ | 
waldungen vorfdgreiben, bören gänziih auf. Die Eigentbäimer Tännen 
folhe nach Gutbefinden benutzen und fie auch parzelliren und urber | 
machen, wenn ihnen nicht Verträge mit einem Dritten oder Bereijtigungen Ä 
anderer entgegenftehen.“ 

Meine Herren, biefes nun vor 80 Jahren etwa erlaffene Geſetz Bat fich Tängf 
als antiquirt errwiefen, und man hätte längft erfennen müfien, daß im öffesttlichen 
Intereſſe eine ſolche ſchrankenloſe Verfügung des einzelnen Beſitzers, namentlich über 
Holgparzellen, mit dem allgemeinen Wohl nicht vereinbar iſt. Es if garnicht ab- 
zufehen, warum nidht Hand daran gelegt wird, dieſes Geſetz, welches bis jetst allen 
unferen Bemühungen, den Wald dem Baterlande zu erhalten, im Wege geſtanden bat, 
zu befeitigen. Das würde nach meiner Anſicht eine Handlung von äußerk wohltäätiger 
Wirkung fein, weil, fobald man das Geſetz bejettigt bat, man im Gtanbe if, 
Kommunalwalbungen in den öſtlichen Provinzen, die Diefe bis jetzt nicht haben 
zu fchaffen. Mit der Schaffung ber Kommimmalmalbungen giebt man ben Kommunen, 
namentlich den ärmften, einen Beft, der nicht nur im Stande if, ihnen Aber ſchwere 
Beiten hinwegzubelfen, fondern auch ihr Intereſſe dauernd an das Wohl der Gemeinde 
zu binden. Es find auf anderen Gebieten viel brafiiichere Eingriffe in das Privet- 
vecht des Einzelnen vorgenommen worben. Sch barf nur an eine einzige Eiſenbahn⸗ 
erpropriation erinnern oder an jede Erpropriation, bie im öffentlichen Intereſſe vor 
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genommen wird, bie doch ſehr biel fdhärfer einſchneidend if, denn mar nimmt einen 
Manne das bauernd, was er von Alters ber befeffen und ererbt bat, mährenb biex, 
wenn eine ſchrankenloſe Beftimmung ber Entwaldung aufgehoben wird, man ihm nur 
die vorläufige Kultivirung oder Richtkultivirung feines Grund und Vobens and der 
Sand nimmt und ihm ben Beſitz als Gemeindewald nachher wiebergiebt, woraus er 
als Mitglied der Gemeinde ebenfalls den Ruten zieht. 

3 glaube alfo au, wenn die Königlide Staatsregierung in der That etwas 
teiften will, daß vor allen Dingen bier der Hebel angefet werden müßte Es if 
doch auch in der That nicht fo ganz ſchrecklich. Wenn die Negierung annimmt, daß 
die ftattgefundene Entwaldung 22000 Heltar oder 4 Duadratmeilen unıfaßt, fo lann 
man ‚wohl annehmen, daß fich die Aufforfiung eines Heltars mit 40 Marl bewerk⸗ 
ſtelligen läßt. Das würde alfo nur ein Präcipuum der Regierung von 800000 Mark 
erfordern. Meine Herren, es find viel größere Aufwendungen, und es werben noch 
beute ſolche von der Negierung gemacht zu fehr viel problematifcheren Anlagen, bie 
ſehr viel flärler in bie ‚Beränderung bes Beſitzes eingreifen; ich darf nur an bie 
Kolonifationsgefege erinnern. Da wird doch wohl bie. Regierung für ein im ber 
That jo wichtiges Gebiet des Staates ein Pracipuum von 800000 Mark hergeben 
Zönnen. Es if das aber nicht beliebt worben, jondern bie Regierung bat ſich barauf 
befchräutt, ein Gele zu erlaffen, wonad der Ausrobung ber noch vorhandenen 
Forſten vorgebeugt werden und abgeholfen werden foll, durch allerdings etwas Mein- 
Tiche Mittel. 

Wir haben in der Kommilfion uns mit gutem Willen dem Wege angefchloffen, 
den die Regierung betreten bat, und haben namentlich in der Kommiffton auch Rüd- 
fiht genommen auf die Sründe, bie die Herren vom ſchleſiſchen Provinziallandtage, 
wo die Geſetzesvorlage gründlich durchberathen if, vorgebracht haben, und die uns 
für die beſtehende Sachlage praltiſch erſchienen. 

Es ift richtig, Daß das von Herrn Freiherrn von Tſchammer und Herrn Grafen 
von Pfeil jest gemeinfchaftlich geftellte Amendement in ber Kommiſſion nicht durch⸗ 
berathen ik. Es Hat wohl ein Amendement des Herrn Grafen von Pfeil vorgelegen, 
über das die Anfichten inbeffen fehr getheilt waren, und das nicht zur befinitiven 
Durdpberatfutng gekommen if. Wir haben uns erſt nachträglich dahin ſchlüfſtg gemacht, 
daß dieſes Amendement in das Geſetz aufgenommen werben follte ber meine 
Herren, wir haben das Grunbprincip in den drei Nummern des $ 7 aufgenommen, 
daß der Staat und bie Gemeinden die Koften tragen follen, und zwar haben mir 
wit guter Abſicht die Gemeinden darin gelaffen, woeil wir von dem Gefichtspunkt 
ausgingen, daß, wenn bie Gemeinden herangezogen würden, die Ermittlung der 
Koften eine geringere fein vwolirde, als wenn wir einen anderen Faltor wie die Provinz 
ober den Kreis hermizögen. Die Provinz und der Kreis Find in der That nicht die 
geeigneten Träger folder Laften. | 

Es it — und darin möchte ich dem Herrn Minifter widerfprechen — eine nette 
Maßnahme der Staatsregierung, daB bie Provinz als dritter Faltor bei ſolchen 
Meltoratiomen eingefhoben wird. Die Probinz ift nicht bazu geeignet, weil ja ber- 
gleiten Meliorationen niemals das ganze Gebiet der Provinz umfaffen und es fehr 
ſchwer ift, daß bie Provinz bei ber Bertheilung ber Mittel, die fie für Meliorationen 
hergeben fell, gleichmäßig ditrch die ganze Provinz verfahre. Es if oft nicht Ge⸗ 
legenheit gegeben, einem Theil der Betheiligten, der nichts befommten Bat, etwas zu⸗ 
zuvenden, während ein anderer Tbeil.eine ſehr erhebliche Zurwenbung vorweg befommt. 
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Die Kreife find noch weniger geeignet, fihon wenn Gie ſich Vergegenwärtigen, bab 
bie Beſthungen ber eimzeinen utereffenten durch verſchiedene Kreiſe hinderrchgehen 
und häufig in verichiedenen Streifen liegen. Es wiürbe das m einer ———— 
ſondergleichen fuͤhren. 

Ich Hätte geglaubt, daß das rationellſte Berfahren geweſen fein mäürbe, ans dem 
durch die Kommiffion herzuftellenden Umfang der Bewohner des Duellgebiets eine 
Korporation zu bilden und den Mitgliedern biefer Korporation einen fehr geringen 
Beitrag pro Morgen aufzuerlegen. Ich whrde geglaubt haben, daß aus dieſen 
Mitteln, wenn man eine foldge Korporation geſchaffen bat, wie wir es früher im 
Staate in großem Maßſtab erlebt haben, die Koſten fich beftreiten fließen. Ich barf 
nur erinnern, daß der große König für bie Entwäfferung bes Drömling, der gerabe 
fo groß wie die hier entroaldete Fläche ift, 88000 Morgen enthält, die für bie da 
mafige Zeit enorme Summe 'von 800000 Thalern weggab und darauf bie Korporatien 
bildete; die Korporation erhält ans dem Kanon, der ihr auferlegt if, heutigen Tages 
4 Duadratmeilen der Kultur. Es find Generationen darauf erwachfen, die ihren 
Wohlſtand ſtets vermehrt haben. Solche Anlagen find, wenn aud in verminderten 
Maße und auf längeren Zeitraum, lohnend aud für den Staat. Denn fdhliehiid 
werden durch foldhe Anlagen bie Sintereffenten daran in bie Lage gefetst, beffere md 
fräftigere "Steuerzahler zu werben, als wie fie bis dahin gemeien find. 

Ich hoffe, daB das Haus trog ber Erflärungen des Herrn Minifters von ben 
Henderungen, bie die Kommiffion vorgenommen bat, nicht zurfdtreten wird. (E8 
find, wie ſchon erwähnt, principielle Gründe, die uns veranlaßt haben, die Beſchluſſe 
gerade in biefer Weife zu faffen; und über Principien pflegt man fid) nicht zu ver- 
tragen. Ich hoffe alfo, daß das Geſetz in der Faſſung, wie wir es Ihnen vorlegen, 
von dem Hohen Hauſe auch angenommen wird. 

(Bravo!) 


Dr. von Levetzow: Meine Herten, als ben Anfang einer zwedinäßigen Gele 
gebung auf dem Gebiete ber Waſſerwirthſchaft begrüße üb im Allgemeines die Bor 
Inge mit Freuden. Dex richtige Weg in Bezug auf Waſſerwirthſchaft iſt umbebingt 
der, dag man das Waſſer oben möglicht fefthält, und daß man ihm unten moglicht 
freien Ablauf läßt. 

(Sehr richtig!) 


Diefen Weg it man bisher nicht gegangen. Dan bat oben die Sache gehen 
laffen, wie fie wollte; man bat der Privatwilllür, man Sat der Raturgetvalt freien 
Spielraum gelafien. Man bat unten bie Ströme zum großen Theil verſanden laffen 
— ich rede namentlich dabei von der Ober — bat aber dafür in der Mitte Bier und 
ba, wo es gerade paßte, NRegulirungen vorgenommen, die feft regelmäßig die Felge 
hatten, daß dem Einen Nuten gefchaffen wurde, daß aber Audere ſchmer ter ber 
Regulirung zu leiden hatten. 

(Sehr richtig!) 


Jedermann, der einen Waffergraben zu zäumen bat, fängt von unten au. Dieſes 
ganz einfache Princip hat man aber bei der Waſſerwirthſchaft nicht beobachtet; man bat, 
wie ich ſchon fagte, Regulirungen und Einbeichungen zugeleffen, bie große Waſſer⸗ 
reſervoire befeitigten, und damit ben oberhalb Liegenden großen Schaden zugefügt. 
Man bat im Intereſſe der Schifffahrt gewaltige Summen auf die Flüfſſe verwendet, 
aber den eigentlich richtigen Weg bat man wicht betreten. : Jetzt finde ich num den 
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Anfang für den richtigen Weg in der Worlage; ich hoffe, daß Weiteres folgen wird, 
ich denke an die Anlegung von Thalſperren, 
Gehr richtig!) 
die einer der Herren Vorredner, eine große Autörität auf dieſem Gebiete, Ihnen 
empfohlen hat, und von denen ich mir bie allerfegensreichien Folgen veripreche, viel 
fegensreichere Folgen als aus der bier vorgefchlagenen Regulirung. — Ich würde «8 
unendlich bedauern, wenn aus biefem Geſetz nichts werden follte, und bei diefer Sorge 
habe ich mit Betrübniß bie Erklärung des Herrn Minifters für die Landwirthſchaft 
vernommen. Der Herr Minifter dat gefagt, es fei Princip, daß unter allen Umftänden 
bei derartigen Meliorationen die Provinz mit irgend einem Antbeil, etwa mit einem 
Drittel, betbeiligt wirde; das fer ein Princip, das bie Staatsregierung verfolge. Ja, 
meine Herren, vor 10 oder 15 Jahren wußte man noch nichts von diefem Princtp, 
(fehr richtig!) 
und namentlich wußte man noch nichts davon, als die Obliegenheiten der Provinz 
und die damit in Verbindung ſtehenden Provingialdotationen durch Geſetz feftgelegt 


wurden. 
(Zuruf: Damals war Herr von Miquel noch nicht!) 

Neuerdings iſt die Forderung von der Nöniglichen Stantöregierung zwar geftellt, 
aber nicht überall aufrecht erhalten worden, und wo fie aufrecht erhalten wurde, ift 
es in ber Regel nur unter dem Widerfpruch der Provinzen gefchehen. Ich kann alfo 
die Sache als em Princip, an dem fich nichts ändern. läßt, abfolut nicht anerfennen, 
und ich würde e8 bedauern, wenn burch die Zuftimmung des Herrenhauſes zu den 
Wunſchen der Regierung in Bezug auf ben 8 7 etwas geichähe, was aus dem Ber 
langen der Regierung ein Brineip machen lörnte. Ich babe lange Zeit an der Spike 
der Verwaltung einer Provinz geftanden und babe mit diefem Verlangen wiederholt 
zu fämpfen gehabt. Mitunter ift aus befonderen Gründen von der Provinz nad 
gegeben worden, mitunter bat auch die Königliche Staatsregierung nachgegeben, es 
hat aber die Sache durchaus nicht als Princip durchgeführt werden können. Das 
nun in einem Geje zum Ausdrud zu bringen, halte ih für durchaus bedenflich. 

(Sehr richtig!) 

Ich möchte mich auf die einzelnen Baragrapben der Borlage bier nicht einlaflen, 
mödhte aber dringend empfehlen, daß Sie die Vorlage ungefähr nad den Beichläffen 
der VIII. Kommiffion annehmen mögen. Einzelne von den dazu geftellten Amendements 
jetzt zu befprechen, halte ich für nicht an ber Zeit; ich behalte mir aber vor, darauf 
zurüdzulommen. 

(Bravo!) 

Freiherr von Manteuffel: Meine Herren, nach ben Ausführungen meines ver- 
ehrten Herrn Vorredners und Vorgängers Tann ich mich fehr kurz faffen. Ich möchte 
bier zunächſt nur Tonftatiren, daß zwifchen dem, was ber Herr Minifter Schönftedt 
bei der Berathung der Juſtizgeſetze geſagt bat, und bem, was der Landwirthſchafts⸗ 
minifter ausführte bezüglich dieſes Geſetzes, doch ein wunderbarer Gegenſatz zu be- 
ſtehen ſcheint. Der Herr Juſtizminiſter ſagt: alle Geſetze, in denen auch nur entfernt 
die Finanzen geſtreift werden, gehörten vor das Abgeordnetenhaus, weil fie Finanz⸗ 
geſetze ſeien. Da findet ſich nun in den Fuſtizgeſezen ein Tarif, der einer Abänderung 
vermuthlich gar nicht unterlegen wäre, der jedenfalls dem Geſetz nicht im Mindeſten 
das Bepräge eines Finanzgeſetzes gegeben hätte: aber deshalb erhält das Abgeordneten⸗ 
haus die Juſtizgeſetze zuerfi und nicht wir. Der Herr Landwirthfchaftsminifter hat 
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von den weitgehenden finanziellen Intereſſen geſprochen, die bei dieſem Geſetze in 

Frage kaͤmen. Nun möchte ich fragen, wie es denn zu vereinbaren iſt, Daß ums bie 

Juſtizgeſetze, denen weittragende finanzielle Intereſſen nicht innetwohnen, vorenthalten 

werben, während dies Geſetz, das weitgehende Wirkungen in finanzieller Vegiehung 

haben foll, uns zuerſt vorgelegt werben kann. Erkläͤre mir, Graf Oerindur, biefen 

Zwiefpalt der Natur! Der eine Graf Derindur ift nicht hier und ber andere auch nick. 
(Große Heiterkeit.) 

Run, meine Herren, komme ic mit wenigen Worten auf bie Laflen, die der 
Provinz aufgelegt find. Herr von Levetzow bat ſich ſchon dahin ausgeſprochen, bei 
es eine ganz neue Erſcheinung fei, daß immer nur getheilt werben ſoll zu gleichen 
Theilen zwifchen Provinz und Staat. Ich laffe mir diefe gleiche Theilung zur Neth 
gefallen da, wo eine vorhergehende Schulb nicht vorliegt bei dem einen oder anderen 
der beiden zu VBelaftenden. Aber da, wo eine Schuld vorliegt, fei e8 eine Unter⸗ 
lofiungsfünde, fei es eine Begehungsfünde, da, meine ich, hat ber Betreffende nachher 
bie Koften ber Tilgung biefer Schuld allein zu tragen. Ich glaube, daß gerabe be 
züglich biefex Geſetzesvorlage fi) ber Staat kaum wird weiß brennen lünnen. (im 
fehr erhebliche lintexlaffungsfänbe Fiegt an der Oder vor und weiter unten eine Be 
gehungsjünde. Man bat die Oder regulirt zu Gunſten der Schifffahrt; die Land- 
wirtbfchaft mußte darunter leiben. Jetzt follen die Provinzen helfen, das auszugleidgen. 
Das ift eine Begehungsfünde. Hier liegt eine linterleffungsfünde vor. Seit den 
Zeiten Friedrichs des Großen ift nicht® geichehen, um Aufforflungen zu machen. Das 
iſt eine Unterlaffungsfünde des Staates. Die Provinz fonnte gar nicht eintreten; es 
gab eben noch gar keine Provinzialverwaltung in dem Sinne, wie wir fie jet haben. 
Nun heißt es: liebe Provinz, jet bift du da, jetzt gieb auch dazu Gelb ber. Diele 
ganze Zwei⸗ oder, wie man fie nennt, Dreitheilung if ein neumodiſch eingeführtes 
Princip, wie es fcheint, nachdem Herr von Miquel und Herr von Hammerftein fh 
über dies Princip geeinigt haben, eine Importation aus Hannover, für bie ich mi 
beftens bedanke. 

(Heiterfeit.) 

Nun möchte ich den Herren von ber Regierung die Frage vorlegen: wil die 
Staatsregierung wirklich die Verantwortung tragen, ein derartiges Geſetz zu Talk 
zu bringen, nur weil das Herrenhaus ben Borfchlag gemadit hat, eine Theilung in 
den Laften zu machen, bie dem Serrenhaufe als gerecht erſcheint? Die Theilung & 
doch fo, daß die Provinz ſchließlich dabei betheiligt fein wird; denn von den Ge | 
meinben, die hier aufgeführt find, wird eine große Zahl nicht in der Lage fein, mit 
Beiträgen einzutreten. Für diefe Gemeinden wird die Provinz ſchließlich eintreten 
möäffen; denn daß dann ber Staat einfpringt, das mörkte ich auspiciis Miqueli 
faum annehmen. 

(Heiterteit.) 

Wunderbar ift es, eine derartige Zumsthung uns zu machen, noch wunderbarer ‚bir 
Verantwortung für die Ablehnung bes Geſetzes zu übernehmen. Wirb das Geſfeh 
bei uns bier bis zum Gchluffe burchberatben, werben die Borichläge der Kommiſſies 
angenommen, was id) von Herzen hoffe, und kommt das Geſetz in ber abgeäuberter 
Geftalt an das Abgeordnetenhaus und nimmt bas Abgeorbnetenbaus, wie ich hefie, 
bie Beichlüffe des Herrenhaufes an, dann frage ich: ift bie Staattregierung in ber 
Lage, wirklich nur diefes neumodifchen PBrincips Balber, wie ich e8 neunen will, ihrer⸗ 
feitß die Verabſchiedung des Geſetzes zu verhindern? Ich glaube, dazu Tann be 


— 905 — 


Staatsregierung gar nicht in ber Lage fein. Sollte wirklich Die Staatsregierung 
fefthalten an dem von dem Herrn Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegen⸗ 
heiten andgefproddenen Grundfat dann, meine ich, ſoll man ſich heute nicht auf eine 
längere Diskuſſton einlaffen, dann bat es keinen Werth, weiter zu berathen oder etwa 
gar das Gefe in die Kommiſſion zurückzuwerweiſen. Ich nehme jedoch an, daß es 
nicht ganz unmöglich If, daß die Staatsregierung ſchleßlich eimer großen Majorität 
gegenüber fih fügen und den Stanbpunft, ben der Herr Landwirthſchaftominiſter 
vorhin bier zum Ausbrud gebracht hat, verlaſſen wird. Deshalb möchte id Sie 
deingend bitten, berathen Sie das Geſetz zumächſt weiter durch und nehmen Sie den 
$ 7, wie er von der Kommiſſion vorgeſchlagen if, reſpektive wie er nach den Anträgen 
des Seren von Tichammer feinen Ausdruck findet, mit möglicht großer Mejorität an. 
Eebhaftes Bravo.) 

Bräfident: Es hat niemand mehr ums Wort gebeten; ich fchließe die General. 
diskuſſion. 

Bir kämen nunmehr zur Specialdiskuſſion, und zwar zu $ 1 des Geſetzes. Ich 
Trage, ob jemand zu 81 das Wort nehmen will. — 

Der Herr Berichterftatter hat das Wort. 

Berichterftatter von Kliging: Meine Herren, ich denfe in Ihrem Sinne zu 
Handeln, wenn ich mich bei denjenigen Paragraphen, bei denen befondere Schwierig- 
leiten nicht vorlagen, fo kurz wie möglich faffe. 

Ich möchte deshalb bei 81 nur fagen: was unter „Quellgebieten” zu verfiehen 
it, wird in $ 9 durch die Kommiffionen feftgefegt, und bei diefen Kommiffionen 
werden wir in $ 9 länger zu verweilen haben; ich fpreche besbalb bier nicht weiter 
darüber. Sodann die Worte: „unterliegt den befonderen Beſtimmungen dieſes Ge⸗ 
jeges“. In den Motiven ift gefagt, daß die „beionderen Beſtimmungen“ nichts weiter 
bedeuten, als daß Geſetze, die fonft noch eriftiren, auch neben diefen befonderen Be- 
flimmungen gelten follen. 

Bräfident: Meine Herren, wenn niemand mehr das Wort haben will, fchließe 
ich die Diskuffion über $ 1. — Wir kämen alfo jet zur Abſtimmung über $ 1. 

Ich bitte diejenigen Herren, welche für $ 1 find, ſich zu erheben. 

(Geichieht.) 
Ich Tonfatire die einkfimmige Aunahme. 
Wir lommen zu $2. Der Herr Berichterflatter hat das Wort. 


BVerichterfintter vom Aliking: Im 5 2 find nur zwei Worte geändert. Es fiand 
da „unwirthſchaftliche forfiicde Maßnahmen“, und diefe Worte find in, „forftlich un⸗ 
wirtbichaftliche” gehindert worden. Die Kommilfton wollte überhaupt bie Worte 
„untwieibichaftliche forſtliche“ fewie bie Werte „durch Unterlaffung wirthichaftlich ge- 
basener Handlungen“ ſtreichen, weil fie glaubte, der Regierung eine größere Vollmacht 
‚geben, fie nicht durıh einzelne Ginfcgränfungen befinden zu follen; ſchließlich wurde 
aber doch in der Debatte, namentlich auf Beranlaffung des Negierungtvertreters, der 
Wortlaut wiebergergeftellt und nur bie limfiellung der beides Werte als zweck⸗ 
entſprechender angefehen. 

Deüfibeut: Wunſcht jemand das Wort zu 3 2? — Bern das nicht der Fall tft, 
würde ich die Faſſung der Kommiffon „forftlich unwirthſchaftliche Maßnahmen“ zur 
Wohnung fielen. — Ich bitte diejenigen Herren, bie bafür find, ſich zu erheben. 

Gefchieht.) 
15* 
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Der Antrag zu diefem Paragraphen ift einfiimmig angenommen. 

Zu $ 3 bat ber Herr Berichterſtatter das Wort. 

Berichterfiatter yon Kliging: Hier iſt nichts geändert, Es bürfte ſich als nüykch 
erweifen, daß die Regierung die Erflärung abgegeben hat, daß „Nobung“ beißen jell: 
eine Umänderung der Holgnutung in Acker, Wiefe oder Weide. 

Bräfident: Wenn kein Wiberfpru erfolgt — uud ich konſtatire die —, fe 
ertläre ich den $ 3 ebenfalls für genehmigt. 

Zu 84 hat der Herr Berichterfiatter das Wort. 

Berichterfiatter von Kliging: Bei 8 4 bat bie Staatsregierung die Erflärung 
abgegeben, daß er eine rüdwirtende Kraft nicht haben folle. 

Bräfldent: Wenn niemand hierzu das Wort nehmen will — und das geidhieht 
niet —, fo erfläre ih auch $4 für genehmigt. 

Wunſcht der Herr Berichterftatter zu 8 5 das Wort? 

(Berichterftatter von Kliting: Hierzu ift nichts zu bemerten.) 

Auch diefen Paragraphen würde ich für genehmigt erflären. 

Wir kommen nunmehr zu 8 6. Bei $ 6 liegt der Antrag des Herrn Grafen 
von der Rede vor. Ich babe ihn ſchon verlefen. 

Der Herr Beridterftatter hat das Wort. 

Berichterftatter yon Klitzing: Ihre Kommilfion bat alle zu 8 6 eingebraditen 
Anträge abgelehnt und fi mit großer Mehrheit dafür entichieben, nur bie Worte 
einzufchieben: „Ebenſo hat auch“. Dies „ebenfo” foll fi) barauf beziehen, daß aud 
die Anlage von Stichgräben zur feitlichen Ableitung des in Einfaltungen der &ebirgs- 
hänge abfließenden Waffers erfolgen foll, foweit e8 nach den örtlidhen Berhältnifien 
ohne wirthfchaftliche Nachtheile gefchehen kann. Das ift die Bedeutung des Wortes 
„ebenfo“, und das bat Hargeftellt werden follen. 

Graf von der Rede-Bolmerflein: Meine Herren, als uns im Januar dieſes 
Jahres auf dem ſchleſiſchen Provinziallandtage Schutzmaßregeln gegen das Hochwaſſer, 
das große Theile unſerer Provinz im Jahre 1897 verheert bat, empfohlen wurden, 
maren e8 zwei Anträge, die unfere volle Sympathie gewannen. Dem einen flanden 
Anfangs zwar Hweifel gegentiber, ob die Anlage der Hochwaflerbeden und Thalſperren 
zwedmäßig fei. Aber durch den lichtvollen Bortrag unferes verehrten Mitgliebes, des 
Herrn Profeffor Inte, wurden wir auch dafür gewonnen. Das andere war, bie 
zunehmende Entwaldung zu hindern und die fahlen Höhen des Gebirges wieder nen 
aufzuforften, der Antrag des Herrn Grafen von Pfeil, der uns fpäter befchäftigen wird. 

Aber alte biefe Schumaßregeln Tönnen erſt in einer fernen Zukunft wirkfem 
werben. Hierzu ging damals, zu fpät, um noch bei den Beſchlüſſen bes Wrowinziel- 
landtags verwerthet zu werben, der Borichlag einer Schutzmaßregel von dem Landes⸗ 
bauinfpeltor Sattler aus Schweidnitz ein. Er ſchlug vor, durch Horigentalgräben das 
von den Bergen herabfließende Waſſer aufzufangen, in ben Gräben, die parallel ımnzer 
einander liegen, terrafienfirmig das Hochwaſſer aufzuhalten und laugſam durchſickern 
zu lafien und fo durch biefe Semmelgräben bie Rinnfale, Bäche und Ylüffe, bie vom 
Gebirge der Ober zufirömen, dauernd mit Waſſer zu veriehen. Dem wird vielleicht 
von den Bertretern der Königlichen Staatsregierung erwibert werben, daß ber $ 6 
einen ähnlichen Vorſchlag enthält. Er fpricht von Stichgräben, die das Waſſer ab 
leiten und in Gruben anfammeln follen. Das würde aber niemals ausreichen, um 
einer Hochwafjergefahr wirkfam entgegenzutseten. Nun verlangt Alinea 2, das mit: 
„Ebenfo” anfängt, auch die feitliche Ableitung bes Waſſers durch GStichgräben im be 
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Einfaltungen der Gebirgshänge. Das wlrbe gerade das Gegentheil bewirken, was 
wir wünfchen, nämlich das Waſſer noch viel fchneller den Thalſenkungen und der 
Ebene zuführen, alfo nicht zwedidienlich, ſondern eher verberblidh wirken. Ich möchte 
Sie alfo nochmals bitten, nehmen Sie im Intereſſe der fchlefifchen Induſtrie und 
Landwirthfchaft diefen Antrag an und flimmen Ste dafür, daß Horizontalgräben 
parallel den Höhenlinien des Gebirges angebracht werden. 

Mein Vorſchlag bat noch eine andere, eine vollswirthſchaftliche Bedeutung. Sie 
wiffen, baß die Staatsbebörden, unfer verehrter Oberpräfident an der Spike, ſich alle 
Mühe geben, die Weberbevölferung in den Gebirgsbörfern von ihrem ber Geſundheit 
nachtheiligen Handwerle lohnenderer Thätigleit zuzuführen. Es ift das wicht leicht, 
würde aber wirtfam werben, wenn wir fie von ben WBebftählen weg zu lohnender 
Arbeit in die über ihren Dörfern Negenden Bergwaldungen zur Unlage diefer Schut- 
gräben führen könnten und fie mit Pide und Haue dort thätig fein ließen; fie 
würben bei biefer Arbeit dann friſch werden an Leib und Seele. Sie wiffen, bie 
ſchleſiſchen Gebirgsbewohner find ein Terniges und tuchtiges Boll. Es Hat ſich dies 
im ben letter Kriegen gezeigt, wo bie Söhne biefer VBergbörfer e8 waren, die in den 
fchweren Kämpfen bei Gitſchin, bei Spichern und auf dem Geisberge mit flürmender 
Hand die fteilen Höhen fiegreich genommen. Wenn wir diefe Borlage annehmen und 
dem Gebirgsbewohner biefe reiche Wrbeitsgelegenheit fchaffen, werden wir auch bei 
dem heranwachſenden Geſchlecht den Nerv und Schneid im Volle erhalten, der es 
bisher ausgezeichnet hat. Darum bitte ich Sie noch einmal, nehmen Sie im Intereſſe 
von Land und Leuten biefe Vorlage an. 

(Lebhaftes Bravo.) 

Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten Freiherr von Hammerſtein: 
Meine Herren, ich halte mich für verpflichtet, gegenüber dem Antrage zu $ 6 der 
Borlage auf folgende Dinge binzumweifen. Der jetige $ 6 befagt: 

Das auf zu Thal führenden Wegen abfließende Waſſer ift, ſoweit e8 nad den 
örtlichen Berhältniffen ohne wirtbichaftliche Nachtheile gefchehen kann, von den 
Beſttzern der angrenzenden Grundftüde in Stichgräben abzuleiten und, wo 
dazu Gelegenheit geboten ift, in Gruben (Schlammfängen) aufzufangen. 

Ich bitte zu beachten: „von den Befigern der angrenzenden Grundftäde in Stich⸗ 
gräben abzuleiten und, wo dazu Gelegenheit geboten ift, in Gruben aufzufangen”. 
Und dann heißt e8 weiter: 

Ebenfo Hat auch die Anlage von Stichgräben zur feitlichen Wbleitung bes in 
Einfaltungen der Gebirgshänge abfließenden Waſſers zu erfolgen. 

Da ift ganz klar ausgeſprochen, daß dies in beiden Fällen von ben Befikern 
auszuführen if. Wenn Sie nunmehr den Antrag, wie er Ihnen vorliegt und foeben 
son dem Herrn Antragfteller begründet worden if, burchlefen, fo läßt er nad meiner 
Meinung Zweifel darüber entfichen, ob, wie das bisher in 8 6 vorgefehen mar, die 
Berpflichtung ben Befigern auferlegt werben fol. Denn während das zweite Alinea 
des jehigen 86 ſagt, nachdem vorher bie Beſitzer genannt find: „ebenfo hat auch bie 
Anlage von Stichgräben zur feitlichen Ableitung des in Einfaltungen der Gebirgs- 
Hänge abfließenden Waffers zu erfolgen“, foll nunmehr der 8 6 lauten: 

Das auf zu Thal führenden Wegen abfließende Waffer if, foweit e8 nach den 
örtlichen Berbältniffen ohne wirtbfchaftlicde Nachteile gefchehen kann, in mit 
den Höhenlinien - des Gebirges parallel laufenden Horizontafgräben abzuleiten 
und fo terraffenförmig aufzufangen. 
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: Das bat nicht mehr Zuſammenhanug mit dem erſten Alinca. Wollte man dab 
felbe jagen, was der bisherige 8 6 fagte, fo wärde jedenfalls in dem Antrage Binz 
zufügen fein ein Bufaig bezüglich ber Befiger, entſprechend bem Alinca 1 bes jetzigen 
56. Daneben fcheint es mir, als wenn der Herr Antragftellee ben Sinun bes bie 
berigen $ 6 doch nicht vollflänbig erfaßt hai. Es heißt dort: 
Ebenſo bat auch die Anlage von Stichgräben zur feitlichen Ableitung des in 
. Einfaltungen des Gebirgshänge abfließenden Waſſers zu erfolgen. 

Sa, meine Herren, was unter Stichgräben zu werfiehen ift, if nach meiner 
Meinung nach der Fafſſung des Geſetzentwurfs basielbe, was, wie ich glaube, der 
Herr Antragſteller in fehr gelünfielter Faſſung bier ausführt. Es iR in felbh- 
verfiändlih, daß die Stichgräben nicht vertilal von dem Gebirge direlt ins Thel 
beruntergeführt werden follen, fondern fe follen dazu dienen, unter möglüuhkter Aus 
nubung des Gefälles, ohne Gefährdung des Geländes das Wafler nad; bem Thal 
hinzuleiten. Alſo nad) der Richtung, glaube ich, fagt der S 6 fchen dafielbe, was der 
Antragfieller will, fagt es allgemeiner und zwedimäßiger, während bie Faffung dei 
Antrages zu 8 6 zu ſehr ſpeeialiſtrt if. Dann giebt der Antrag aber zu Bweifeln 
Anlaß, weil der Pafſus von den Beſttzern bier fortgelafien if. Ich bitte alfo das 
Hohe Haus, den Antrag aus den angeführten Gründen abzulehnen. 

Graf von Schlieben: Meine Herren, ich fchließe mich den Ausführungen des 
Herrn Miniſters volllommen au. Zwar bat der Antrag des Grafen von ber Rede 
der Kommilfion nicht vergelegen, doch ift von berfelben die Materie auch nach biefer 
Richtung hin behandelt worben, und es ift von der Regierung betont worben, baf 
unter dem Ausdrud „Stichgräben“ nur ſolche zu verfiehen find, die jeder Beſitzer in 
einer viertel oder halben Stunde mit dem Spaten in der Hand ausführen Tamı 
Der Herr Graf von der Rede fcheint dagegen größere Arbeiten darunter zu verfichen, 
wenn er bierbei fogar vom fulturellen Standpunkte aus ſprach, indem er die Bag 
der Weber durch die Beichäftigung mit diefen Arbeiten beben wollte. Ich meine, es 
würde durch dieſen Antrag eine unnlige Komplicirung und Berbunfelng besjenigen 
eintreten, was der $ 6 fchon ohnehin ausbrädt, der eben von ber Kommifſion bereits 
fo gefaßt worden ift, daß die Arbeiten, bie in diefen 8 6 einbegriffen fiub, ohne Ent 
fäbigung von dem Eigenthümer ausgeführt werden follen. Ich bitte Sie, ans 
diefen Gründen dem Antrag Ihre Zuftimmung nicht zu geben. 

Graf von der Nede-Bolmerfiein: Meine Herren, mein Antrag ging dabim, den 
Schlußpaſſus des 8 6 von: „ebenfo bat auch die Anlage von Stichgräben u. f. m.” 
ab fortzulafien. Rad) dem Schlußabſatz des 8 6 würde bie Anlage von Stichgräber 
zur feitlihen Ableitung des in den Ginfaltungen der Gebirgshänge abfliefgenben 
Waſſers erfolgen. Mein Antrag will bas in Wegfall bringen, denn wir wollen ge 
ade das Waffer nicht fehnell ableiten, wir wollen bie Friſche des Bergwaldes erbakten 
und fo dem unterhalb Tiegenden Feld und Wiefenland Seuchtigfeit geben. Bir weile 
das in Einfaltungen geleitete Waſſer aufhalten und es fo dauernd fließen Infien, 
während es jebt an den Sommertagen oft verfiegt. In dem S 6 fteht ferner, bu 
das zu Thal abfliehende Wafler von den Beſitzern der angrenzenden Grundſtücke is 
Stichgräben abzuleiten if. Ja, meine Herren, wer find denn dieſe „Beflter der am 
grenzenden Grundftüde”, wo fangen bieje „angrenzenden Grundftüde” an? Meime 
Herren, doc) auf ber Höhe des Gebirgslammes, unter denen bie Stichgräben in eimer 
den örtlichen Berhältniffen entipzechenden Weile angelegt werben follen. Wer iſt eiie 
da der angrenzende Beſitzer? Das ift doch ein ganz unbefimmter Begriff. Deshalb 
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will ich nach meinem Antrage von den bewaldeten Gebirgslämmen abwärts Horizontal- 
gräben anlegen; denn darüber ift fein Zweifel, daß Gräben biefer Art das Waffer 
gut halten und die Fluthwelle aufzufangen vermögen. 

(Bravo!) - 

Regierungslommiffer Geheimer Baurath von Münftermenn: Meine Herren, 
der Antrag bes Herrn von der Reck enthält doch etwas Anderes, als in 8 6 des 
Entwurfes ſteht. In $ 6 if von Stichgräben die Rebe, um das von den Wegen 
abfließende Waſſer abzuleiten, währenb der vorliegende Antrag bie Herfiellung von 
Horizontalgräben wünſcht. Nach der Vorlage fol von den fleilen Wegen, wie es 
tiberall geſchieht, wo eine verfländige Wirthfchaft herricht, das Waſſer durch Schwellen 
feftgehalten und durch Stichgräben in das feltliche Terrain abgeführt werden. Dieſe 
Stidhgräben find kurze Bräben mit geringem Gefälle, die das Wafler in einzelne 
Gruben leiten follen. Herr Graf von ber’ Recke aber fpricht nicht mehr von bem 
Waſſer, das auf den Wegen fließt, fondern von dem im ganzen Gebiet niederfallenden. 
Er will deshalb auch fogenannte Horigentalgräben im Walbe anlegen. Das bezweckt 
der 8 6 durchaus nicht. Im Uebrigen ift in der Borlage nicht gefagt, daß das 
Waſſer in die Einfaltungen des Gebirges hineingeleitet, ſondern abgeleitet werben joll, und 
zwar in Stichgräben mit geringem Gefälle, um das Waſſer dann in Gruben aufzufangen. 

Graf von der Rede-Bolmerfiein: Die Erllärung bes Herrn Regierungstommiffars 
zeigt mir, daß mein Antrag im Gegenfat zu dem bier vorgefchlagenen Paragraphen 
ſteht, und daß er dies .ebenfo verfieht. Ich will allerbings Horigontalgräben und habe 
die Einleitung des $ 6 fo gelafien, um nicht zu viel zu ändern. Unter dem „auf zu 
Thal führenden Wegen abfließenden Waffer“ verftehe ich nicht das Waſſer, das auf 
den Landftraßen hexuntergeht, fondern ein jedes Rinnſal, das zwifchen dem Steingeröll 
abgeht. Da laſſen fich Horizontalgräben fehr wohl anlegen, und fie würden ein wirl- 
famer Schub und dauernder Segen für das Land fein. 

Regierungslommiffer Gebeimer Baurath won Münftermann: Herr Graf von der 
Nede betont immer die Horigontalgräben. Derartigen Gräben muß man aber doch 
ein geringes Gefälle geben. Wenn Sie im NRiefengebirge, bas Herrn, von der Rede 
beſonders befannt if, die Horigontalgräben gejehen haben, fo werben Sie zugeben, 
daß biefe dort, wo fie aus den Üegegräben zu Thal geführt find, fofort verjanden, 
eben weil fie horizontal angelegt find. Der Ausdrud Horizontalgräben ift daher nicht 
ganz richtig, die Gräben müſſen geringes Gefälle erhalten. 

Graf von der Nede-Bolmerftein: Ich wollte nur das eine wieberholen: es ift 
nicht die Abficht, das Wafler in die Gebirgswege abzuleiten, ſondern durch breite und 
tief anzulegende Horizontalgräben, welche ſtumpf enden Können, das Waſſer in ihnen 
zu fammeln und dann von der erften auf die zweite und dritte Zerraffe, je nachdem, 
berunterfidern zu laffen, bis e8 dann langjam zu Thal kommt. 

Minifter für Landwirthichaft, Domänen und Forften Freiherr von Hammerflein: 
Deine Herren, id) muß doch bitten, daß Sie den Antrag des Grafen von ber Rede 
zu & 6 ablehnen. Der 8 6 banbelt ausfchließlich von den zu Thal führenden Wegen 
und trifft darüber weitere Beftimmungen. Wenn Herr Graf von der Recke das will, 
was er in feinem Antrage ausdrüdt, dann gehört der Antrag jedenfalls nicht zu 
biefem 8 6, der nur von demjenigen MWaffer redet und über deſſen Abführung Be 
fiimmung trifft, das auf zu Thal führenden Wegen abfließt. Alfo der Antrag in 
der jebigen Begründung enthält etwas ganz Anderes, als ber Herr Antragfteller 
erreichen volirbe, wenn der Antrag in diefen Paragraphen einbezogen würde. 
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Meine Herren, ich benntze die Gelegenheit: mir if eben mitgeiheilt worben, deß, 
während ich draußen war, Herr von Manteuffel einige Bemerkungen gemad hat. 
Sa, meine Herren, id) bebauere, daß Herr von Manteuffel geſagt hat, es jet das 
Princip, das ich vertreten babe, daß bie Provinz ein Drittel, die Betheiligten, alſo 
bier die Gemeinde, ein Drittel und ein Drittel ber Staat zahlen ſoll, etwas total 
Neues. Ich glaube, Herr von Manteuffel wird fich felbft erinnern, daß biefer Grund- 
fat bei allen Lanbesmeliorationen ſchon feit Jahr und Zag zur firikten Durchführung 
gelangt, und bie Frage, um bie es ſich Bier handelt, wie das Gebirgswaffer alu 
führen, ift exft recht wer’ iboytv Landesmelioration, alfo einmal nad ber Richtung, 
um die Gefahren, bie dadurch herbeigeführt werben, zu verhüten, aubererfeits, um 
das Wafler fo abzufübren, daß es für Wald, Wieſe und Feld mitzbar gemacht wir. 
Alſo das Princip der Drittelung für Staat, Gemeinde und Betheiligte wird ach bier 
zur Anwendung gebracht, wie es feit Jahr und Tag für alle Meliorationen der 
Königlichen Staatsregierung gilt, und ich fürdgte — ich habe das auch beſtimmt zuerft 
zum Ausbrud gebracht — daß, wenn Sie glauben, in dieſem Yalle etwas Abweichendes 
bei der Königlichen Staatsregierung burchfeßen zu können, die Staatsregierung wegen 
ber Konfequenzen, die damit verbunden find, bie ablehnen muß. 

Dann wurde von dem Herrn von Manteuffel darauf bingewiefen, daß die König. 
lie Staatsregierung rückſichtlich der Vernachlaͤſſigung diefer Gebirgsflüſſe eine Schuls 
trifft. Meine Herren, auch in diefer Beziehung glaube ich ben Borwurf bes Herrn 
von Manteuffel zuridweifen zu mäflen. Sch erinnere daran, daß im Jahre 1888 - 
und, wenn ich mich recht entfinne, feit Jahren wiederholt feitens ber Königlichen 
Staatsregierung Verſuche gemacht worben find, im Wege der Geſetzgebung und Ber- 
waltung die Mißſtände, die nicht bloß in Schlefien, fondern in einem großen Xheile 
der Monarchie rüdfichtlih diefer Berhältnifie beftehen, abzuänbern, und bie Herren, 
die im Jahre 1888 betheiligt geweien find bei diefen Verhandlungen über Geſetz⸗ 
entwirfe u. ſ. w., wiffen genau, aus weldhem Grunde die Borlage von der Königlichen 
Staatsregierung damals abgelehnt worben if. Ohne Wenberung ber Gefegebung 
ft aber die Königliche Staatsregierung nicht in der Rage geweien, bie vorliegenden 
Uebelftände zu befeitigen, und ich muß alfo die der Königlichen Staatsregierung nad 
biefer Richtung hin gemachten Borwürfe zurfchveiien. 

Freiherr von Mantenffel: Ich glaube, der Unterfchied, der bezüglich der neu⸗ 
modifhen Auffaffung der Staatsregierung zwiſchen dem Herrn Landbwirthichafte- 
minifter unb mir befteht, liegt in dem Worte, das der Herr Landwirthiaftsminifter 
die Güte Hatte zu gebrauchen: „total neu”. Ich habe gefagt: „neu”, und auch Herr 
bon Leveom, der vor mir gefprochen bat, hat genau baffelbe ausgeführt und daffelbe 
Wort gebraudt. Fa, meine Herren, der Herr Minifter hat fpäter auch ſelbſt gefagt: 
feit Jahr und Zag. Ich will fogar zugeben, feit mehreren Jahren ift diefe Diarime 
von ber Königliden Staatsregierung geltend gemacht, aber unfererfeits ift dieſelbe 
auch bisher ſtets belämpft worden, und ich werde fie auch, wie ich fie jetzt befämpfe, 
fernerhin befämpfen; nicht bloß in meiner Eigenfchaft als Mitglied des Herrenhaufes, 
fondern au, wenn bie Königliche Staatsregierung an die Provinz Brandenburg 
berantritt, werbe ih, natürlich nad) Prüfung der Sachlage, meinerfeitS verfudyen, 
einen Widerftand gegen berartige Zumuthungen geltend zu machen. 


Alfo von einer total neuen Auffaffung der Königlichen Staatsregierung babe 
ih nicht geſprochen. Ich babe nur gefagt: neu — und ich habe hinzugefügt, daß 
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feit dem Jahre 1895 die Provinz Brandenburg Ion mehrfach in biefer Richtung 
bebroßt werben if, immer ja nicht mit Erfolg. 

Ya, meine Herren, wenn nun ber Herr Minifter für die Landwirthfchaft aus- 
geführt Hat, daß bie Königliche Staatsregierung kein Verſchulden treffe an ben Bu- 
fänden, wie fie jet herrfchen, fo möchte ich darauf nur erwibern: ich glaube geſagt 
zu haben: feit Friedrich dem Großen ift feitens der Köoniglichen Staatsregierung in 
Schlefien nichts gefchehen. Der Herr Landwirtbichaftsminifter hat gefagt: feit 1888 
iR die Staatsregierung in verbeffernder Weiſe vorgegangen, Friedrich der Große ift 
aber leider ſchon im jahre 1786 geftorben. 

(Beifall und Heiterteit). 

Bräfldent: Es bat fid) niemand mehr zum Wort gemeldet. Ich ſchließe die 
Diskiffion. Der Herr Berichterfiatter hat das Wort. 

Berichterfiatter nen Aliking: Namens Ihrer Kommiffion habe ich die Herren 

zu bitten, ben & 6 des Sommiffionsautrages anzunehmen. Deine Herren, ich 
möchte das damit noch begründen: es Bat uns nicht der Antrag des Grafen von ber 
Nede direlt, wohl aber ein ähnlicher Antrag voxgelegen, und ber ift mit der Be⸗ 
geündung abgelehnt worden, daB alles das, was Koſten machen foll — id) glaube, 
der Antrag Rede würde unbedingt Schadent- und Koſtenerſatz nöthig machen —, 
nicht in den $ 6 und überhaupt nicht in das Gefe gehört. Aus diefem Grunde 
bitte ich, ben $ 6 in der Faſſung der Kommilfion anzunehmen. 
‘  Bräfident: Zur Geſchäftsordnung muß ich bemerken, daß der Antrag des Herrn 
Grafen von der Rede, wie er vorliegt, mir erichienen ift als ein Erfat bes erften 
Abſatzes des 5 6; denn erft aus ben Worten des Herrn Antragfiellers iR hervor⸗ 
gegangen, daß das zweite und dritte Wlinen in 8 6 wegfallen und nur ber Antrag 
des Herrn Grafen von der Rede als $ 6 beftehen bleiben foll. Diefer Antrag ift 
alfo fein Abãnderungsparagraph, fondern es iſt ein Erfah des 8 6 burch einen neuen 
Paragraphen. 

Runmehr würde ich bei der Abſtimmung den $ 6 in ber Faſſung der Kommiſſion 
zunächft zur Abflimmung bringen, Wird ex angenommen, dann fällt ber $ 6 in ber 
neuen Fafſung, wie er von Herrn Grafen von der Rede vorgeichlagen if. 

Meine Herren, wir fchreiten zur Abſtimmumg. Ich bitte diejenigen Herren, bie 
für den Antrag der Kommiffion find in der Faſſung, wie er von der Kommiſſion 
vorgelegt ift, mit den Worten: „Ebenfo bat auch die u. ſ. w.“, ſich zu erheben. 

Geſchieht.) 

Das iſt die große Majorität. Damit iR $ 6 in der Fafſfung der Kommiſſion 
angenommen und ber Antrag des Herrn Grafen von ber Rede abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zu $.7. Dazu liegen die beiden Anträge des Freiherrn 
von Zihammer und bes Grafen von Pfeil-Hausborf und zweitens des Herrn 
Intze vor. 

Zunähft bat der Herr Berichterflatter das Wort. 

Berichterftatter von Klitzing: Meine Herren, als befiellter Referent habe ich Sie 


‚ zu bitten, ben $ 7 in der Yaflung der Kommiffion anzunehmen. Es wird mir fehr 
ſchwer, weil ich geftern Abend perfönlich veriprochen habe, für den Antrag des Frei⸗ 


herrn von Tſchammer zu fprechen; alfo muß ich das hier eigentlich auseinanderhalten. 


⸗ 
⸗ 


Leicht wird es mir aber, meine Herren, hier für die Faſſung der Kommiſſion ein⸗ 
zutreten, nachdem unfer verehrtes neues Mitglied, Herr Geheimrath Intze, warm für 
uns, für den Antrag der Kommiſſion geſprochen hat, obwohl er ſelbſt einen anderen 
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Antrag geftellt hat. Meine Herren, Herr Inte hat ja in fehr bereiten Werten für 
bie Nothiwendigleit und Nützlichkeit des Gefetzes gefprochen und babei ausgeführt — 
ih habe es mir gleich aufgefchrieben — : die Gemeinden haben wohl einen, aber oft 
ſehr geringen Nutzen; der Hauptuuken kommt weiteren Kreifen zu gute, weiche ſchwer 
feftzuftellen find, allen, bie ımten wohnen und die am Waſſer mohnen. — Ich befke, 
der Herr Geheimrath ſtimmt mir zu, daß er das gefagt bat. Ich glaube, daß das 
die befte Begründung für den Antrag der Kommiffion if, wonad; die Gemeinden für 
den geringen Ruben, den fie manchmal haben Tünnen, ein Drittel tragen follen um» 
zwei Drittel der Staat, weil eben die Kreife, die den Hauptnutzen haben, micht feß- 
geftellt werden Fönnen. 

Meine Herren, die Hauptfache babe ich ja ſchon bei der Generaldislufſion gejagt: 
die Provinz hat gar nicht mitzureden, fie hat gar feinen Einfluß anf die Noten; fie 
fol aber nach dem, was der Herr Landiwirtbfchaftsminifier uns Namens ber Küöig- 
lichen Stantöregierung erflärt hat, ein Drittel der Koften tragen. Ja, meine Gerren, 
dann müßte fie ja au Sig und Stimme babei haben, wenn die Koften feſtgeſtellt 
werben. Das ift aber nicht der Yall, fondern das beflimmt der Staat, und nur ber 
Gemeinde fteht ein Widerfpruchsrecht offen. Ich bitte Sie alfo dringend, bleiben Sie 
bei der Yaflung Ihrer Kommiſſion. 

' - (Bravo) 


Bräfident: Zunächft hat nun das Wort der Herr Antragfieller Yreiberr von 
hammer und Often. j 

Freiherr von Tſchammer und Dften: Ehe ih auf den $ 7, zu dem ich daS 
Amendement geflellt habe, näher eingehe, möchte ich mir erlauben, dem Herrn Miniſter 
für Landwirtbfchaft, Domänen und Forften meinen wärmften Danf auszufprechen für 
die aus dem Schatz feiner reichen Erfahrung gefehöpften Worte, welche er im anderen 
Haufe in der Trage wegen der Iandwirtbfihaftlichen Arbeiternoth gefprodhen bat. - 

Weiter möchte ich ber Königlichen Staatsregierung danlen für die Vorlage um 
Allgemeinen infofern, als fie bedeutet und man als Motto über bie ganze Borlage 
wohl ſchreiben könnte: Schut dem berrlichen fchlefifchen Gebirgswalde! Meime Herren, 
bloßer Schuß genügt aber nicht. Die Königliche Staatsregierung hat daB wohl gefäßlt, 
indem fie im $ 7 weitere Maßnahmen in Husficht genommen bat, um die Wirkung 
des Waldes in Bezug auf die Waflerverhältmiffe noch zu verftärken und zu fdhiiten. 

Zunähft beantrage ich zu $ 7 Mummer 1 zwifchen „Entiwäflerung“” und „son 
Moorflähen” die Worte hinzuzufügen: „und den Abbau”. ch wünfche Dies Darum, 
weil eine mächtige Entwäfferung von Moorflächen biefen nur dienlich und nütfich if 
und gerade nülich ift auch in Bezug auf den Zweck, den bie Borlage verfolgt, ıwweil 
ein in mäßigem Umfange entwäflerte® Moor einem trodnen Schwamm in jeiner 
Wirkung ähnlich iſt; das Moor ift dann eben für die vom Himmel herabſtrömenden 
Waſſermaſſen annahmefähiger als eine Moorfläcdhe, die gar nicht entwäflert iſt. 

(Sehr richtig!) 

Zu 2 hätte ich an fich nichts einzuwenden, wenn gewiß wäre, daß die Nummer 4, 
die ich vorgefchlagen habe, Annahme findet. Deine Herren, es ift dem Regierungs 
präfidenten nad) Anhörung ber in Ausfiht genommenen Kommiffton Aberlaffen, an⸗- 
zuordnen, daB die Beaderung und Bewaldung gewiffer Grundftüde nit mehr fatt- 
zuftnden habe oder einzufcgränten fei. Rum denten Sie fi in die Lage des betreffenden 
Grundbeſitzers, eines bäuerlichen Beſitzers: dem wird in der Höhenlage feiner ei» 
mark ein — ich nehme an — erheblicher Theil der feiner Nutzung unterliegenben 
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Flächen entzogen. Wenn biefer Theil nicht exhebluh if, ſo wird ja die ganze Maß 
regel keine Wirkung haben in Bezug auf die Wafferverkältuiffe; die Ortichaften in 
den Gemeinde» und Gutsbezirken, in denen biefe Maßregel zur Anwendung kommen 
fönnte, find diejenigen, die am höchſten liegen, und da gerade hat leider der Mißbrauch 
biefer Hänge ftattgefunden infofern, ald man fie entwaldete und fie in Herder um⸗ 
wandelte. Ich nehme alfo an, daß bie Königliche Staatsregierung, wenn fie den 
Paragraphen ausführen will, bei der Beſtimmung unter Nr. 3 doc mit erheblichen 
Flachen zu thun haben wird. Entziehen Gie aber einer bäuerlichen Behgung einen 
erheblichen Theil ihrer Flaͤche, fo bleibt die ganze Nahrung nicht mehr lebensfähig, 
fie trägt den Mann nicht mehr. Was foll der Bauer thun, dem die Hälfte feines 
Feldes entzogen it? Soll ex fein Vieh abſchaffen, ſoll ex fein Gefinde entlaffen ? 
Er wird nur einverfianden fein mit der Maßnahme, wenn er eine erhebliche Ent- 
Thädigung befommt. 

Nach Annahme der Königlichen ‚Staatsregierung fell die Entfchäbigung geleiftet 
werben von ber Gemeinde und bem Gutabezirk. Das wird einfach unmöglich gerabe 
in den Fällen, wo die Anwendung biefes Paragraphen am nöthigften wäre. Wir 
Baben in unferem ſchleſiſchen Gebirge, von bem ich behaupten Tann, daß ich es fehr 
genau Tenne, leiftungsfähige ftäbtifche und ländliche Kommunen, aber nur ba, wo 
Badeorte oder Sommerfrifchen find, die fich leider fehr ausdehnen. Die übrigen Ge⸗ 
meinden und aud) die Heinen Gutsbeſitzer find überwiegend leiftungsunfähig im Sinne 
biefes Geſetzes. Soll alfo das Gefe mit ber Nr. 2 bes 5 7 in irgend nennens⸗ 
werthem Maße Anwendung finden, fo muß ein anderer Träger ber Lafl und ein 
anderer Träger ber Entfchäbigung gefucht werben. PBrineipiell fiehe ich auf dem 
Standpunkte, den ber fchlefifche Provinziallanding zum Ausdruck gebracht hat, daß bei 
diefen Maßnahmen ber Staat derjenige fein müffe, welcher bie ganze Entichäbigung 
zu Abernehmen bat; aber mit Nüdficht auf die Beichlüffe Ihrer Kommiffion babe ich 
mic bereit finden laffen, auch diefe Eintheilung aufzunehmen, daß ein Drittel die 
Gemeinde» und Gutsbezirke und zwei Drittel der Staat übernehmen follen. 

Meine Herren, id) lenne auch unfere Herren Regierungspräfidenten in Schlefien 
zu genau, um ficher zu fein, daß fie nur da biefe Maßregel ergreifen werben, wo es 
dringend nothwendig if. Es wirde der Regierungspräfident, wenn ber Vorſchlag 
der Königlichen Staatsregierung angenommen würde, in ber Lage fein, zu erwägen: 
iſt es gerechtfertigt, der Gemeinde oder dem Gutsbezirk eine folche Laſt aufzuerlegen, 
oder muß die Maßregel unterbleiben? Dies Letztere würde ich aufs Zieffte bedauern. 
Es giebt nämlich große Flächen in unferm fchlefifchen Gebirge, die fehr zu Unrecht 
der Forſinutzung entzogen find. Sch möchte glauben — ich berufe mich auf das 
wichtige Zeugniß unſeres Mitgliedes, des Herrn Profefior Inte, der darauf hinge⸗ 
wieſen hat, wie wichtig und einflußreich für die Wafferverhältnifie es ift, große Wald» 
flächen in den Höhen zu haben —, daß es für die Regierung von Bortheil ifl, wenn 
fe in die Lage kommt, große Flächen zu erwerben, und dazu braucht fie ein Ent⸗ 
eignungsverfahren; denn diefe großen entſtehenden Koften Lönnen den zu 90 Procent 
nicht leiftungsfähigen betreffenden Gemeinden nicht auferlegt werden. So würde man 
ſicher etwas erreichen, und ber Königlichen Staatsregierung fällt diefe Ausgabe gar 
nicht fo fehwer, wie fie den Gemeinden fallen wide, weil ja der Staat fid) aus den 
aufgewendeten Mitteln fucceffine große fisfalifche Forſtflaͤchen im Gebirge bilden wurde. 
Ich verweife darauf, daß jet ſchon die Aufforfiung unterftägt wird, Man lönnte 
ja für diefen Fonds mehr aufwenden und fisfalifchen Forſtbeſitz im ſchleſiſchen Ge⸗ 
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birge bafllr erwerben, man könnte auch Staatsbomänen in ben rein Laudwirthſchaft 
treibenden Gegenden veräußern und dafür Forſtbeſitz erwerben; man könnte aber and 
von den im Ausficht genommenen 80 Millionen — dem Hohen Haufe iſt ja bie 
Borlage noch nicht zugegangen, aber den Provinziellandtagen von Brandenburg umb 
Schleſien bat fie vorgelegen —, von denen zu meiner rende ein großer Theil pr 
Thaliperren verwendet werden fol, einen Theil für Aufforfiungen verwenden und 
dafür vielleicht eine Thalfperre erfparen. Man rolirde dadurch erreichen, daß bie 
WBafierverhältnifie oberhalb der Thalfperren wefentlich verbefiert würden, und biefe 
Berbefferung ift dringend nötbig. Denn von den 28485 ha, die von 1878 bis 18% 
in Schleften entwaldet find, bin ich ficher, daß 20000 ha zu Unrecht entiwaldet find, 
und daß davon wiederum 15000 bis 16000 ha im ſchleſtſchen Gebirge geſchwunden 
find. In welchem Grade die Entwaldung fortfchreitet, auch feit 1898, bin ich leider 
nicht in der Lage, Ihnen vorzutragen; aber in meiner Eigenſchaft als Lanbfchafte- 
bireltor der Fürftentbümer Schweidnik und Sauer, in deren Gebiet die Quellen ber 
Weiſtritz, Katzbach, des Bober und Dueis liegen, alfo die Gegenden, bie hauptſächlich 
von dem Geſetz berührt werden, babe ich wahrnehmen Tönnen, daß dort die Ent- 
waldung in hohem Maße fortfchreitet, und zwar deshalb, weil leiber bie dortigen 
Grundbeſitzer noch mehr als fonft die Landwirthe im Allgemeinen durch bie jetzige 
Lage gefchädigt find, fpeciell durch die Wafferverhältniffe. Bor drei Jahren bat das 
Hochgebirge eine Mißernte gehabt in Folge der Näffe, vor zwei Jahren war, wie all- 
mein befannt, die koloffale Ueberfluthung; erft in diefem jahre if wieder eine für 
das Riefengebirge einigermaßen günftige Ernte zu konſtatiren. Die Leute find alio 
in einer Notblage, und die findet ihren Ausdrud darin, daß ich für mein einfaches 
landwirthſchaftliches Suftem jährlich 20 bis 80 Semteftrationen einleiten und Zwangs⸗ 
verfleigerungen herbeiführen muß. Che es dazu kommt, geht es natürlich wie iberall: 
der Beſitzer fehlägt bas Holz herunter, und leider if die Landfchaft nicht in ber Lage, 
die Abholzung bdiefer Meinen SForften zu verhindern, weil wir dort nur den Grund 
und Boden beleihen. Die großen Forſten find ja theils feitens bes Fiskus wmter 
Aufficht geftellt, und auch die großen Privatforften ſtehen unter Aufficht der Yandfchaft, 
weil das Material mitverpfändet und mitbeliehen ift. 

Ich meine alfo, wenn man die Aufforftung oberhalb biefer in Ausficht genom- 
menen Thalſperren verbeffert, fo unterfiägt man diefe Thalfperren in hohem Maße; 
denn Sie haben fein einziges fo wirffames Mittel, den Yufluß zu den Thalſperren 
zu vegulizen, als durch den Wald, ber fchon befteht, und der, wie ich wünſche, erheblich 
vermehrt werden muß. 

Meine Herren, im ſchlefiſchen Gebirge kommen, wie überall, auch trodene Fahre 
vor, nicht bloß naffe, und da ift e8 zum Theil fo troden, daß bie Hänge, auf denen 
Gras wachen fol, ausbrennen wie ein Eiſenbahndamm, der in naflen Jahren fchön 
grün ift, aber in trodenen Jahren ausfieht wie eine Sahara. Wenn das aber eim- 
tritt, wird es fehr fchwer fein, den Thalfperren das nöthige Waſſer zuzuführen; deum 
die Thalfperren, die in Ausficht genommen find, follen ja nicht bloß Sammelbeden 
fein für die ſchädlichen Waſſermaſſen, fondern follen zugleich der Induſtrie dienen. 
Zu diefem Zwecke müffen fie aber in ihrer unteren Hälfte immer unter Wafler ge- 
halten werden; es muß die Thalfperrenverwwaltung immer gewiffe Waſſermaſſen bereit 
haben, die fie ber Induſtrie abgeben kann. Das wird nur zu erreichen fein, wenn 
wir die Walbungen in den Höhenlagen vermehren; dann werden die Thalfperren 
immer mit Waffer verforgt fein. Ich empfehle Ihnen meinen Antrag zu 87 md 
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überlafie e8 meinem Herrn Mitantragfteller, dem Grafen Beil, zu 8 Sa das Wort 
ju nehmen. 

Sräfldent: Zur Geſchäftsordnung babe ich zu bemerten, daß der Antrag ber 
Hersen Graf von Pfeil und Freiherr von Tihammer in zwei Theile zerfällt: der 
eine will dem $ 7 eine neue Faſſung geben, und der andere enthält einen neuen 
88a. Wir müflen alfo, da wir jet $ 7 behandeln, diefen Antrag in zwei Theile 
theilen und zunädft den zu 5 7 gehörigen Theil des Antrages Graf von Pfeil und 
Freiherr von Tſchammer berathen, und nachdem wir $ 8 der Borlage erledigt haben, 
alddenn zum $ 3a des Antrags Graf von Pfeil und Freiherr von Tſchammer über- 
gehen, Deshalb würde ih, wenn die Herren Antragfieller damit einverflanden find, 
jet das Wort zu $ Ba nicht geben. — Herr Graf von Pfeil ift damit einverſtanden. 

- Der Herr Minifter für Landwirthſchaft hat das Wort. 

Minifter für Landwirtbichaft, Domänen und Forſten Tyreiherr won Hammerſtein: 
Meine Herzen, ich lann mit dem geebrten Herrn Borrebner in gewiflen Punkten 
mich einverfanden erklären. Ich erlenne mit ihm an, daß die Erhaltung ber Wälder, 
die pflegliche Behandlung der Wälder und die Reufchaffung von Wald da, wo er in 
unsichtiger Weife entfernt ift, ein fehr wichtiges Mittel if, um bie Hochwaſſergefahr 
im Gebirge zu befeitigen. Aber ich möchte boch glauben, daß der Herr Vorredner 
infofern weiter gebt als ich, als ex annimmt, daß er im Großen und Ganzen mit 
diefer Maßnahme fchon die Gefahren des Hochwaſſers im Gebirge befeitigen kann, 
währeud ich der Meinung bin, daß fie dazu allein nicht ausreicht. Ich will beifpiels- 
weife nur darauf hinweijen, daß in ber Zeit, wo im Fruͤhiahr bie Schneeichmelze 
eintritt, im Hochgebirge ber Boden noch hart gefroxen zu fein pflegt, und daß das 
ſammtliche Waſſer, welches dann durch raſches Aufthauen in Fluß gebracht wird, 
nicht durch den Boden, vielfach auch nicht durch die Sickergräben, auch nicht durch 
den Humus des Bodens, Moos u. ſ. w. aufgeſogen wird, und daß dann der Abſturz 
des Waſſers ſich gleich bleibt, mag das Gelände bewaldet ſein oder nicht. Dagegen 
erlenne ich an, daß im Sommer die Abforption durch den Humus, durch die Be⸗ 
ſchirmung des Waldbodens, welche die rafche Ausbinftung verhindert, durch die all 
maͤhliche Einfiderung bes Waflers, durch die allmählicde Ableitung ganz weſentlich 

gefteigert wird. 

| Dann möchte ich aber glauben, daß der Herr Borrebner in der Ziffer 1 feines 
Antrages wohl nicht von einer vollftändig richtigen Beurtheilung der Beftimmungen 
dey Staatsregierung ausgegangen if. Er fchlägt vor zu fagen: „die Entwäflerung 
und den Abbau von Moorflähen“, und ich möchte glauben, daß bie neu einge 
Ihobenen Worte „und den Abbau” vollſtändig überflüffig find, daß die Staatsregierung 
mit bem, was fie vorgefchlagen hat, fchon vollftändig baffelbe getroffen bat. “Darüber 
wird ber Herr VBorrebner mit uns doch einverflanden fein, daß Moorgebiete nur dann 
außgetorft und ausgenußgt werben können, wenn vorher eine geeignete Entwäflerung 
bis zu einem gewifien Grade vorgenommen if. Wenn ich nun in ber Lage bin, die 
Entwäfjerung dieſes Moorgebietes zu hindern, dann bin ich auch in der Lage, den 
Abbau bes Moorgebietes zu hindern. Aber darin flimme ich mit dem Herrn Vor⸗ 
zebner überein, daB es immer viel erwunſchter ift, das unangefchnittene Moor zu 
erhalten. Das ift ein Schwamm, ber alles in fich auffaugt und in ber Sommerzeit 
durch feine Ausdünftung austrodnet, aber das Wafler im Winter, zur Regenzeit, 
wieder in fi aufnehmen Tann, während, wenn das Moor ausgegraben ift, nur ein 
Teich übrig bleibt, der fiberfließt, und das halte ich für fehr bedenklich. 
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Ich möchte alſo glauben, daB das, was ber Borredner will, ſchon jeist im ber 
Borlage enthalten if. Denn wenn ber Herr Negierungspräfident in ber Lage MR, 
bie Entwäfferung bes Moorgebietes zu hindern, dann iſt er auch in der Lage, ben 
Abbau zu hindern. 

Die Ziffer 4, bie eingeſchoben iſt, giebt mir eigentlich zu weſentlichen Bemerkungen 
um deswillen keinen Anlaß, weil ich glaube, daß das, was darin gefagt if, der Re 
gierungspräftdent fchon nad) der bisherigen Faſſung des Geſetzes thum Tanıı. WBeben- 
tung bat die Ziffer 4 nad meiner Auffaffung nur in Berbinding mit ber ned. 
folgenden Biffer II, worin ber $ 8a beantragt wird. Nun will ich ſchon jeht im 
vorhinein, ehe der Antrag zu 8a eingehender begründet if, um dem Herm Begründer 
Gelegenheit zu geben, mich möglichermeife zu widerlegen, barauf binweifen, ba wiel- 
leicht die Königliche Staatsregierung am eheften diefe Beſtimmung acceptiren Fäsınte; 
denn es beißt am Schluß von 8 Ba, der eingefhoben werben foll: „über Neth 
wendigfeit biefer, forwie der auf Grund des 87 Nr. 4 beantragten Erwerbungen um 
Anforftungen enticheidet nach Anhörung des Dberpräfibenten der Minifter für Laub- 
wirthichaft, Domänen mb Forften.“ Alſo wenn Sie deri $ 8a einſchieben, fo Tiegt 
die Entſcheidung dariiber, ob und in welchem Umfange ich von diefer VBeftinrmumg 
Gebrauch machen will, in der Hand bes Landwirthfchaftsminiſters. Aber Die Gade 
bat doch eine große finanzielle Bebentung, und ich flrrchte, ba mein verehrter Her 
Kollege, der Herr Finanzminiſter, nicht bereit fein wird, dem Landwirthſchaftsminiſter 
eine fo weitgehende Bollmacht zu ertheilen, daß er rüdfichtlidh großer WBalbgebiete — 
und es banbelt fi) um große Walbgebiete, das wird fpäterhin darzulegen fein — 
demfelben die Möglichkeit gervährt, diefe Gebiete im Wege bes Enteignungsverfahrens 
za erwerben und aufzuforften. Dann aber möchte ich baranf hinweiſen, daß Sie mr 
ſprünglich in Ausficht genommen hatten, fiber ben Höhenivenupumtt von 600 Metern 
hinaus alles im Wege der Erpropriation allmählich ber ſtaallichen Aufforkung ui | 
Keften des Staates zu unterwerfen. Nun, meine Herren, baben wir feſtgeſtellt ba | 
eime ganz große Anzahl von Gebirgsdörfern dadurch abfelut ihrer Eriftenzfähigfet 
beraubt werben würbe, weil biefen daun basjenige Gelände, welches ihrer Temb- 
wirthſchaftlichen Kultur dient, vofländig entzogen wird. Sieht if der Herr An 
tragfteller über bie Hiffer von 600 auf die Höhenlage von 700 Metern gegangen. 
Bir haben uns nun vorher erft auf der Karte zu vergetoiffern gefucdht, wie groß bemn 
das Gebiet noch bleiben wirbe, wenn auf dieſem Wege erproprürt würde, und eb 
biefelber Bedenken dagegen vorliegen volirden. Da Bet fich denn bevansgeftelit, bei 
vielleicht Y. weniger erproprüirt würbe, daß im Großen unb Ganzen die in Bebirgs 
hänge und Thäler eingefchnittenen langgeſtreckten Gebirgsbörfer fammt unb feuer 
mehr oder weniger bes Geländes beraubt wirden, was fie bis jekt für den Sartofiel 
bau, landwirthſchaftliche Nutzung und Gartenkultur benuben. Machen Sie ſich ein 
mal Nar, wenn mean fo weit einſchritte gegen bie Lebensfähigleit dieſer Gebirgsdorfer 
fo ift die weitere Konfequenz gegen den Staat gar nicht abzulehnen, daß, wern bie 
Bewohner diefer Dörfer im Wefentlichen ihre Eriftenjfähigleit verlieren, dann Be 
ganzen Dörfer vom Staate erpropriirt und bie Bewohner der Dörfer, ſoweit fie m 
ihrer Eriftenzfähigfeit eingefchrämkt find, verftühlt und anderweitig wieber angefiedei 
werben möüffen. Ich erinnere daran, daß ber Stant ahnliche Aufgaben geldſt Kat 
Nachdem der Weichſelbruch bei Steblersfähre flattgefimden bat, waren verfdiiebene 
Fiſcherdorfer ihrer Eriftenz beraubt, und damals hat der Staat einfcdhreiten wnäffen. 
Die Sache ift nah meiner Auffaffung um fo mehr bebenflich, weil daB Borbanbden- 
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fein biefer..Gebivgsbevölterung für die Waldkultur eine gewiffe große Bedeutung hat. 
Es find das fah alles Bewohner, die für und wit den Wäldern bis jett leben 
und die darin zu erhalten recht wünfchenswerth if. - 

Alfo ich möchte glauben, daß die Tragweite diefer Ziffer II $ 8a doch vielleicht 
von den Herten Antzagflellern nit genügend gewürdigt ift und möchte das Hohe 
Hans bitten, wenn Sie den Antrag nicht a limine abweifen wollen, unter allen 
Umfänden dann auf den Auaweg einzugeben, dieſe Frage nochmals in die Konmiffion 
zuruclzuverweiſen, wo dann ergiebige Gelegenheit fein wird, dieſe, wie ich glaube, 
ſehr weſentlich wirthſchaftlichen Bedenlen gegen den Antrag näher zu begründen und 
darzulegen. 

Endlich. möchte ih noch auf Folgendes hinweiſen. Wenn vielleicht bas Hohe 
Haus auch das Bertrauen haben würde und fagte: wir find erbötig, dem Landwirth⸗ 
ſchaftaminiſter und dem Yinanzminifter biefe Machtvolllommenheit zu geben, im Wege 
der Exrpropriation auf Koften bed Staats große Enteignungen und Aufferfiungen 
vorzunehmen, und haben das Bertrauen, daß die laudwirtbichaftliche Verwaltung in 
diefer Beziehung nicht zu weit geben wird — barüber fönnen Sie fi nicht täufchen, 
meine Herren, daß die Annahme eines foldhen Antrages die Ausfiht auf Annahme 
dieſes meines Dafürhaltens nothwendigen Geſetzes für Schleken im Abgeordneten⸗ 
baufe ganz wejentlich erfchweren würbe; denn, ob man bert geneigt if, der Land- 
wirtbfcheftsverwaltung — der Königlichen Staatsregierung mit anderen Worten — 
ein ſolches plein pouvoir zu geben, erſcheint mir perjönfih außerordentlich 
zweifelhaft. 

Bender: Deine Herren, ih mödte nur auf die Koftenvertheilung nochmals 
aurüdiommen, da fie ja ſchließlich die Hauptſache it. Wenngleich ein Antrag, die 
Provinzen heranzuziehen, nicht vorliegt, rechtfertigt es fich doch, auf ben Punkt zurüd- 
zulommen, weil er uns im ſchleſiſchen Provinziallandiage fo lange und intenfiv in 
der Kommiſſion und im Plenum beichäftigt Bat, und weil man aus ber Bemerkung 
des Herrn Landwirthichaftsminifters, daß an bem Beichluß der Kommiſſion über 
diefen Punkt das Geſetz fcheitern Lönne, bie Berechtigung entuehmen barf, bie ganze 
Frage hier nochmals zu erwähnen. 

Meine Herren, im ſchlefſiſchen Provinziallandtag Tief diefes Geſetz parallel mit 
dem anderen Geſetze, welches Herr Freiherr von Tſchammer erwähnte, nämlich über 
Sie Thalfperren und über die Korreltionen ber Borfluth bei den Gebirgsflüffen. Der 
fchlefifche Provinziallandtag Bat — das werben bie meiſten Herren aus ben Beitungen 
wifien — bie außerordentliche Leiftung von etwa ſechs Millionen, die die Stants- 
zegierung von ihm als Beitrag der Provinz zur großen Melioration der Tslüffe, die 
auf Stantsloften mit etwa 80 Millionen ausgeführt werden follte, ſoweit ich mic) 
erinnere, einftimmig befchloffen. Der Provinziallandtag lehnte aber — implicite 
wenigſtens — die weitergehende Yorberung ‚der Königlichen Staatsregierung ab, die 
dahin ging, auch die Unterhaltung der mit Thalſperren und Uferbefeitigungen ver- 
febenen Ylüffe auf die Provinz zu übernehmen. Ich will auf Einzelheiten nicht ein- 
gehen. Das Weſentliche ift, daß ber Provinziallandtag fi) auf den Standpunkt nicht 
#ellen wollte, bei biefen Ylüffen die Unterhaltung zu übernehmen. Das that man, 
weil man fagte: wenn wir biefe weitgehende Berpflichtung, diefe dauernde Ver⸗ 
pflichtung übernehmen, dann ziehen wir in den Kreis ber Provinzialverwaltungs- 
förperichaften Aufgaben, Berbandlungsgegenflänbe, fir welche bie Organifation ber 
Provinz fehr mangelhaft ausgerüftet if: ein nur alle zwei Jahre tagenber Provinzial 


Zwange haben würde. Wie wirbe es da den Bauern vorlemmen, wenn fie ben 
Schaden, den fie durch daB Geſetz erleiden, aus der eigenen Taſche erfeken folen?! 


teuffel charalterifirte, als ein anerlannter Grundſatz angeführt wird — wie dab j 
alferbings auch ſchon vor einem Jahre geichab, wie Sie ſich erinnern werben, als es 
fh um die Nothſtandsvorlage für bie Ueberſchwemmten handelte, wo anch biefe 
Grundfab der Betheiligung zu einem Drittel weientlih Aulaß gab, bie Provij 
heranzuziehen —, fo mödhte ich daranf Binweifen, daß es ſich bei den Weliorationen, 
die wir in der Provinz aus Dotationsmitteln unterfiiten, überall um Dinge haudelt 
die man machen ober auch, ımterlaffen Tann. Es Tiegt niemals ein Zwang wer, De 
Melioration zu machen, und die Provinz hat ſtets die Möglichkeit, zuguftimsmen oder | 
abzulehnen; bat fie nicht die Mittel, dann lehnt fie die Unterſtützung ab. Wil fe | 
über die Mittel der Dotation hinausgehen, fo ift das ihrer freien Entichliehung u 
heimgegeben. Wir haben uns in der Provinz grunbfähfich ablehnend Dagegen ver | 
halten, daß wir über die Mittel hinaus, die wir kraft der Dotationsgeſetze erhalten, 
mit Stenermitteln eingreifen follen, nm Meliorationen zu fürbern. - 

Bir haben ja freilich in diefem einen alle, der jeht vorlag, bei den großen 
Koften, die für die Korreltion der Flußlaäufe in ben Gebirgen gefordert wurden — 
für Meliorationen alfe, die nur einen ganz Keinen Theil der Probinzeingefeflenen pt 
ftatten kommen —, unter dem Drude der Königlichen Staatsregierung einen außer 
ordentlich hoben Beitrag bewilligt. Wir haben das aber ausdrücklich ald Ausnahme 
fall charafterifirt, und dies follte auch wirflich eine Ausnahme bleiben. Wir well 
uns nicht der Forderung der Königlichen Staatsregierung entziehen, weil wir hofiten, 
daß mit diefen großen Mitteln Ruhe und Sicherheit im Gebirge hergeſtellt werben 
würde, und weil die Staatsregierung die Betheiligung der Provinz an den Kefen 
diefer Maßregeln als unerläßlike Bebingung forberte. Auch in diefem Yalle alle 
handelt es ſich um freiwillige Melioratimen; da fonnte die Staatsregierung fagen, vo® 
Staatswegen wird ein Beitrag nur dann geleiftet, wenn and) die Provinz ein Dritiel 
der Kofien leifet. Als die Königliche Staatsregierung diefe Forderung fellte, fand 
die Provinz — wie immer bei Melioratiensſachen — vor der Frage, ob fie fh 
fügen wolle oder nicht. Herr von Mantenffel hat das ja bereit$ ausgeführt. Je 
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einzelnen Fällen fügt fih dann die Provinz, wenn fie die Sache für bringlie hält, 
in anderen lehnt fie es ab, weil fie die Mittel nicht hat. 

Hier verlangt nun aber der Staat eine Betbeiligung an den Koften von 
Meliorationen, bei welchen die Provinz überhaupt nicht mitzureden bat. Iſt das ein 
Princip, das wir abdoptiren Tännen? Körmen bie Pröbinzen mit ihren für biefen 
Fall doch wirflich nicht ausgeräfteten Organifationen biefe Verpflichtung zweckmäßig 
übernehmen? Ich Habe mir in umferem Provinziallandtage darauf hinzuweiſen ge 
ftattet, daß rechtlich doch ein principieller Unterſchied befteht zwiſchen der Verpflichtung 
des Staates und der Verpflichtung der Provinz. Wenn man biefe Mafregeln, um 
die es fih hier Handelt, den Zwang, ber da oben im Gebirge gegenüber ben Grund⸗ 
befitern geübt werden foll, tbeoretifch flaffificiven wollte, fo gehören fie dem @ebiete 
der Landespolizei im weiteften Sinne an, ' in dem diefer Begriff verfianden werden 
taın. Da beißt es nım im Titel 17 Theil II bes Allgemeinen Landredits im 
81: „Der Staat if für die Sicherheit feiner Untertbanen in Anſehung ihrer 
Perſonen, ihrer Ehre, ihrer Rechte und ihres Bermögens zn forgen verpflichtet”. 
Es folgt das ja auch aus der allgemeinen Stellung bes Staates als Bertreter aller 
öffentfichen Interefſen. Er Bat diefe allgemeine Berpflichtung, unb der Staat be 
fiimmt dann in jedem einzelnen Falle, ob und wie weit diefe Berpflichtung erfüllt 
werden foll. Der Staat bat die Möglichleit, ſich ſelbſt das Maß feiner Leitung zu 
befiimmen. Die Provinz würde biefe Freiheit nicht haben, und bie Provinz hat in 
biefer Beziehung auch Teinerlei Verpflichtung. Nirgends if eine allgemeine Ber- 
pflihtung der Provinzen ftatuirt, für die Sicherheit der Provinzialeingefeffenen in 
biefer Beziehung Fonfurrirend mit dem Staate zu forgen. Wie foll aber vollends 
die Provinz dazu kommen, in Fällen des ſtaatlichen Zwanges ſtatt des Staates jelbft 
einzutreten? Ich fehe Yierbei fchon davon ab — was ber Herr Referent doch mit 
Recht hervorgehoben hat —, daß bie Provinz gar nicht gefragt wird fiber das, was 
gefchehen foll. Es ift das ein weientlicher Unterſchied gegeniiber anderen Meliorationen, 
bei denen ſich die Provinz freiwillig betheiligt. Ich will aber fchon annehmen, daß, 
venn das Princip geändert wirb, das ganze Geſetz dementſprechend geändert werben 
vfirde. ber wenn das fchon gefchähe, ift es wirklich richtig, den Provinzen biefe 
Berpflichtungen aufzulegen, die nad; dem Allgemeinen Landrecht der Staat zu tragen 
mt? Wenn heute die Provinz das freiwillig thun will, fo flieht dem ja freilich 
sichts im Wege. Eine Verpflichtung aber befteht nicht. Und da möchte ich doch auch 
[8 Bertreter einer größeren Stadt, bie in der Provinz an ber Laftentragung fehr 
oeſentlich betheiligt ift, die NMegierung bitten, doch in ber Beziehung nicht zu weit 
u geben und nicht durch geſetzlichen Zwang ben Provinzen fo weitgehende Ber- 
flichtungen aufzuerlegen, die der Staat einwandsfrei bisher als bie feinigen an- 
rkannt bat. In unferem Provinziallandtage waren es nicht fo fehr die Vertreter 
er Städte, bie dagegen eingetreten find, fondern es waren vor Allem die Vertreter 
Iherfchlefiens, die bei uns einen erheblichen Theil der PBrovinzialabgaben tragen ; die 
ıgten: wie fommen wir dazu, fo weitgehende Leiftungen fitr Kreife zu Abernehmen, 
ie viel wohlhabender find und viel geringere Kreisabgaben zahlen als wir? Wenn 
ir wirklich bazu Abergehen follten, durch Geſetz folche Laften auf die Provinzen zu 
gen, fo werben große Unerquicklichleiten für die Provinzialverwaltungen herauskommen. 
ch möchte beshalb dringend Bitten, davon abzuftehen. 

Es iſt ja allerdings richtig, Erfa für die Nachtheile der Grundbeſttzer follten 
gentlich die leiften, die den Antheil an den Mafregeln haben. Ich erfenne an, daß 
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ber Staat allein diefer Intereſſent nicht if. Er tritt aber ein, weil er die anderen 
Antereffenten nicht greifen, nicht faflen fan. Ich meine, wenn wir Aber biek 
Sache ſprechen und uns fragen, wer eigentlich bie often der Meliorationen tragen 
fol, dag wir bie Regierung bitten follten, <Intexeffentenverbände zu fchaffen als 
Träger ſolcher Laften. Wenn es möglich war, Deichverbäube zu bilden, fo mnß es 
auch möglid fein, ſolche Verbände bei den Fluſſen zu bilden. Es mag bat j 
fehr ſchwer fein, fchwerer ala bei den Deichverbäuden, aber eine Unmöglichleit kam 
ih nicht erkennen. Wenn es aber unmöglich if, wenn ber Staat fi) außer Staub 
fießt, mittelſt des Geſetzes ſolche Intereſſentenverbände zu bilden, Die Die ihnen zu 
gute kommenden Laſten tragen, dann wird er fi) ber Verpflichtung nicht entziehen 
Tonnen, daß er felbft diefe Laften träge. Denn daß die Provinz flatt des Stactes 
eintritt, dafür ift auch wicht der geriugfte Grund vorhanden. 

Man fagt da wohl: ja, die Provinz bat aud ein Intereſſe daran, daß ſich ihre 
Bewohner nicht in Nath befinden, baf ihre Bewohner fteuerlräftig werben. Ja, bes 
allgemein menfchliche Intereſſe befteht gewiß. ber bisher bat doch imumer be 
Staat die Öffentliden Rechte getragen, und er wird auch die öffentlicher Pflichten 
tragen müflen fo lange, bis andere Gelee gegeben werben. Ich flinume ba dem 
Herrn Freiberen von Manteuffel volltändig zu, und ich glaube, e8 war im fchlefiicen 
Provinziallaudtage kaum eine Meinungsverichiedenheit darüber vorhanden, daß en 
ſolches Princip nicht eingeführt werben dürfe. Wenn das gefchehen foll, daum müßt 
e8 durch Geſetz geſchehen, und dann würde die Frage zu fiellen fein, ob wicht ez& 
die Dotation erhöht werben folle, 

(fehr richtig!) 
und e8 müßte daun auch die Steuerverfaflung ber Provinz geändert werben, dem: 
mit den jegigen Provinzialfteuern könnte mar doch diefe Pflichten nicht erfüllen. 
(Sehr richtig!) 

Es giebt bei uns, meine Herren, manche Kreiſe, bie 100 Procent, manche, de 
nur 24 Procent Kreisabgaben bezahlen. Nun nehmen wir einmal an, daß = 
Kreife Hirſchberg, ber, glaube ich, 24 Procent zahlt, die Meliorationen amsgefäht 
werben: foll es da billig und gerecht fein, baß ber Kreis Lublinig, welder 100 Pre 
cent Steuern bezahlt, an der Aufbringung ber Laften in gleicher Weife mit be 
theiligt werden fol? Ich glaube doch, ebenfo vom Stanbpunkte ber Billigleit um 
der praltifchen Zweckmäßigkeit wie vom Standpunkte ber Landeögefekgebung wnäfes 
wir fordern, daß, wenn hier ein neues Princip zur Belaftung ber Provinzen a 
geftellt wird, das durch Geſetz aufgeftellt und geordnet werben möge. 

(Bravo!) 

Freiherr son Tihammer und Often: Nach deu Meußerungen des Herrn Mimniſter 
muß ih annehmen, daß ich mit meinen Ausführungen bezüglich des Waldes zen 
Herrn Minifter nicht ganz richtig verflanden worden bin. Der Herr Wlinifter ie 
geäußert, ich wollte bloß den beftehenden Wald erhalten; nein, ich möchte Den Wal 
noch thunlichft ausdehnen und überall da Wald angelegt haben, wo die von be 
Regierung zu berufende Kommiffion die Benderung verbieten will. Dies deshalb — 
und ich befinde mid) da wohl aud nicht ganz in Uebereinftimmung mit dem Sem 
Minifter —, weil ich meine, daß nidht nur im Hochſommer der Wald auf bie Waller: 
verhältniffe unterhalb gänftig eimmwirkt, fondern weil nach meiner Beobachtung über- 
haupt nad jehr großen Wegengüffen, auf welche unterhalb leberjäjmenmmnges 
folgen, das Wafler noch 14 Tage nad bem Regen aus dem Walde herassfider, 
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während die daneben Tiegenden Selber ſchon ganz trocken find. Ich möchte hervor⸗ 
Beben, daß biefe nachhaltige Wirkung bes Waldes im Gebirge doch jehr wichtig if. 
Inſofern wirkt ber Wald genau fo wie bie Thalfperren. 

Bas die Bemerkung des Seren Minifiers zu meinem Antrage betrifft, fo ziebe 
ih diefen Antrag im Einverfiändniß wit meinem Herrn Mitantragfieller zurück, 
nachdem ber Herr Minifter mich darüber aufgeflärt bat, daB die Königliche Staats⸗ 
regierung genau bafjelbe will, wa® in dem Antrag audgebrüdt if; es wird ja fo 
verfahren werben, wie ich e8 eben wunſche. 

Bräfident: Es hat ſich niemand mehr zum Worte gemeldet. Ich ſchließe die 
Diskuffion und gebe das Wort dem Herrn Bicke⸗Berichterſtatter von Klitzing. 

Berichterfiatter yon Kliking: Meine Herren, nachdem es Brauch geworben ift, 
daß auf den fienographifchen Bericht zurüdgegangen wird, wenn bie Geſetze in 
fpäterer Zeit ausgelegt werben, möchte ich doch zwei Dinge klarſtellen, bie der Miniſter 
gejagt bat, und bie ich nicht umwiberfproden laffen kann. Ber Herr Minifter 
bat zunächſt gefagt, daß im Winter der Nadelholzboden auch fröre, fo daf er das 
Waſſer nicht aufnähme. Das ift nicht richtig. Der Boden im gut gehaltenen Nadel⸗ 
holzwald — und gut foll er doch nad dem Geſetz gehalten werden — friert nicht 
und faugt daher much im Winter das Waſſer auf. 

Dann möchte ich noch dem widerſprechen, daß man ein Moor micht austorfen 
kann, obne e8 zu entwäflern Wir haben Mafchinen, mit benen wir auf 20 Meter 
das Moor ausholen, ohne einen Tropfen Waſſer dabei herauszuholen. Das Ent- 
wäſſern geht bei uns nidst, weil wir fein Gefälle haben. 

Im Uebrigen möchte ich mid) zu dem Antrage der Herren Graf Pfeil und 
Freiherr von Tſchammer menden. Ich wurde eine Erweiterung in biefem Sinne 
für ganz amferordentlich wünſchenswerth bakten, weil wie ganze und nicht halbe 
Arbeit wollen, und ich kann auch gar nicht einfehen, warum der Miniſter fo große 
Bedenfen in diefen Yufabe fehen will. Es if Ihm Aberall nur eine Machtbefugniß 
gegeben; es fteht vorn: „er kann“, im anderen Abſatz „Lörmen“, und es entſcheidet 
der Aandwirtifchaftsminifier. Alſo, wenn diefer nicht will, dann bruucht er nicht, 
und wenn er glaubt, daß ber Finanzminiſter Tem Gelb geben wird, dann haben fich 
die beiden Herren zu verfländigen; von irgend einer Schwierigleit kann ich daber 
nichts fehen. Aber im Interefſe bes Buflanbefonmens bes Geſetzes muß ich Gie 
alle und namentlich meine fraftionsgenoffen dringend bitten, abweichend von bem 
vorhin gefaßten Beichluffe, diefen Antrag Tießentmer- Pfeil abzulehnen. Weine 
Herren, nachdem ber Herr Minifter erflärt dat, daß dus Geſetz fallen fol, wenn wir 
anf dem Beſchluß des 87: Y, bie Gemeinde, Y, der Staat, beſtehen, wollen wir ber 
Staatsregierung nicht den Vorwand geben, daß fie fagen kann: jest ift in das Ge⸗ 
ſetz etwas bineingefommen, was wir nicht annehmen können. Meine Herren, wenn 
die Stantöregierung dieſes Geſetz nicht zu Stande kommen laſſen will, dann foll fie 
«8 offen und ehrlich nur wegen bes @elbpunftes nicht thun, und darum bitte ich Sie, 
nehmen Sie ben 87 in der Kommiffionsfaffung an. 

Sräfident: Meine Herren, wir wArben nunmehr zur Abftimmung fchreiten, und 
zwar Tiegt uns der erfte Theil des Antrages ber Herren Graf Pfeil und Freiherr 
von Tihammer und außerdem noch ein Abänderungsantrag des Herrn Intze zum 
leisten Wbfchnitt vor. Ich wurde deswegen zunäcft über bie einzelnen Abfchnitte 
abſtimmen laffen, bie gleichlautenb find. Nachdem nämlich Herr Freiherr von Tſchammer 
die Worte „und ben Abbau” zurädgezogen bat, find die Nummern 1, 2, B gleich⸗ 
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lautend. Dann würde ich über Nr. 4 und den Schluß des Paragraphen abſtimmen 
laſſen, wie fie nad) dem Antrag Pfeil⸗Tſchammer lauten, und daun über den Echiuß 
des Paragraphen, wie er fi) nad dem Antrage Intze geftaltet. 

Sind die Herren hiermit einverfianden? — Es erfolgt fein Widerſpruch. Ic 
bitte alſo diejenigen, welche den 87 Nr. 1, 2 und 3 in ber Fafſung, wie ex in bem 
Kommiffionsantrage und in dem Antrage Pfeil-Zihammer Abereinftiimmend lautet, 
annehmen wollen, ſich zu erheben. 

Geſchieht.) 

Ich konſtatire Einſtimmigleit; dieſe Punkte find angenommen. 

Wir würden nunmehr zu Nr. 4 des Antrages Pfeil⸗Tſchammer kommen. Ich 
bitte diejenigen, welche bafür find, ſich zu erheben. 

Geſchieht.) 

Das iſt die Minorität; die Nr. 4 iſt gefallen. 

Run kommt der Abänderungsantrag bes Herrn Intze. Ich bitte Diejenigen, 
welche für dieſen find, fich zu erheben. 

Geſchieht.) 

Das iſt die Minderheit; der Autrag iſt gefallen. 

Nunmehr würde ich über den Schlußſatz in ber Faſſung der Kommiüfton ab» 
fimmen laffen. Ich bitte diejenigen, die dafür find, fid) zu erheben. 

Geſchieht.) 

Der Schlußſatz iſt mit großer Majorität angenommen. 

Wir kommen jetzt zu $8. Ich bitte den Herrn Berichterſtatter, über 5 8 ;u 
zeferiren. 

Berihterftatter von Klitzing: Bei 8 8 ift nur Marzuftellen, daß bier neben ber 
“ Gemeinde auch der Gutsbezirk eingeführt worden if. Außerdem ift nur noch em 
Drudfebler in diefem Paragraphen berichtigt worden. 
 BicePräfident Freiherr von Mantenffel: Ich erdffne die Disluſſion. — ES 
meldet fi) niemand zum Wort; ich ſchließe die Diskuffton, 

Wir fommen zur Abfiimmung über den 88. Sch bitte, baß diejenigen Herren, 
die den $ 8 in der Faſſung der Kommiffion annehmen wollen, ſich erheben. 

Geſchieht.) 

Das iſt die große Majorität. Der Paragraph iſt angenommen. 

Wir fommen nun zu dem 8 8a, den bie Herren Graf von Pfeil und Freiherr 
von Tſchammer und Often beantragt haben. 

Ich gebe dem Herrn Antragfeller Srafen von Pfeil-Hausborf das Wort. 

Graf von Pieil-Hausborf: Meine Herren, darüber befieht wohl Tein Zweifel, 
daß die Borlage aus der ernften Warnung hervorgegangen ift, die uns durch bie 
Hochwaſſernoth vom Jahre 1897 in Bezug auf die Entwalbung zu Zeil geworben 
ift, und in daufenswerther Weife verſucht diefer Gejekentwurf, in den Quellgebieten 
der Oder Vorkehrungen zu treffen, damit ſolche Unglüdsfälle ſich nicht wiederholen 

Nun babe ich allerdings erwartet, meine Herren, baß bie Begründung der 
Borlage auf die Duellgebiete eine ganz befondere Rüdficht nehmen und uns bearüber 
einige8 mittheilen würde. Das ift aber nicht der Fall geweien; vielmehr behandelt 
die Begründung der Vorlage ein ganz anderes Gebiet, fie verbreitet ſich barüber: 
welden Einfluß üben die Waldungen im Allgemeinen auf bie klimatiſchen Berhältniffe 
aus? Denn fo muß ich die ftatiftiichen Zahlen auffafien, die uns über die Walbungen iz 
Schleſien gegeben werben, und auch die ganz allgemeinen Aeußerungen über bie, Eut- 
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walbung, die namentlich in dem Gate gipfeln: „Richt ſo drimgenb erfcheinen dagegen ge⸗ 
ſetzliche Maßregeln zur Ausdehnung und Vermehrung der Waldumgen im Wege zimangs- 
weifer Aufforftiungen, weil, wie oben bereits bemerkt, die Bewaldungtverhältnifſe im 
Tlefifgen Gebirge im ganzen günftige find”. Ja, meine Herren, auf diefe Frage 
Tommt es meines Eraditens bei biefer Materie ſehr wenig an. Es kommt auf die 
Beantwortung ber Frage an: wo liegen die Tylädhen, deren Wbholzung in gewiſſen 
Hoͤhenlagen nachtheilig auf bie umtenliegenben Gelände eimmwirtt? Well biefe Frage, 
wie mir fdyeint, nicht einer genügenden Betrachtung unterzogen worden ift, kommt 
die Vorlage zu dem Schluß: es giebt jetst och genug Wald in Schlefien, wir haben 
alſo gar nicht nötbig, an eine Bmangsaufforfiung zu denken. Meine Herren, bie 
Hwangsaufforftung iſt durchaus nichts Neues; es haben Deflerreich, Frankreich, bie 
Schweiz und noch andere Länder deren dringende Notbivendigleit erfannt. Leider 
zum Theil zu fpät, indem bie Höhen bereitß berartig abgefchweift waren, daf an 
eine Anfforftung fiberhaupt nicht mehr zu denken war. Sie haben das lebhafteſte 
Bild von dieſer Page in Italien; ba find die Berge bereits alle kahl, ba ift eime 
Aufforftung nicht mehr mögfih. Wir follen uns aber nicht der Illuſion bingeben, 
baß das Bei uns, wo wir nod fo fchöne Wälder haben, niemals paſſiren Tann. 
Meine Herren, in den Quellgebieten, die, wie ich mir die Linie in meinen: Antrage 
zu ziehen erlaubte, ca. 700 Meter über dem Meeresfpiegel liegen, da wird — bas 
ann ich als einer, der mitten in diefen Verhältniffen lebt, mit ber größten Be⸗ 
timmtheit fagen — in nicht allzulanger Zeit eine vollſtändige Abſchweifung bes 
Bodens eintreten, und dann haben wir die Ueberſchwemmung in ben Städten und 
ſind nicht mehr in der Lage, aufzuforften; es iſt einfach zu fpät. Die Staatsregierung 
mn ja allerdings, mie ich einmal annehmen will, fagen: ich benfe nicht baran, 
emals zwangsweiſe aufzuforfien. Wenn der Standpunbkt feftgelegt wird, dann be 
cheide ih mid. Aber ich glaube, daß diefe Abſicht wohl nicht vorliegt. Ich 
Haube, daß man den Gedanten ber zwangsweiſen Aufforſtung nicht obme 
Beiteres von bee Hand weifen darf. Aber, meine Herren, dann fage ich: es 
N jet die hochſte Zeit. Wird nicht bald damit vorgegangen, dann iſt es zu 
pät. In Bezug auf die Höhenlagen, die id) für befonders fchäblich halte, 
nöchte ich noch eine Bemerkung machen. In einer Zeit, wo größerer Nothſtand 
errichte, in folge von Kriegen oder aus fonfligen GrAnben, wo niemand Gelb 
atte, da haben mande großen Waldbefiger gewilfe Walbfomplere unter bequemen 
Zedingungen an Heine Leute verfauft, die dann abgehofzt haben. Zunächſt ift ja auf 
iefem Boden ein gutes Wacsthum geweſen. Das bat aber nicht lange gedauert; 
ie Felder wurden ſchlecht gedüngt, die Mimatifchen Verbältniffe machten fich geltend; 
n Folge deffen ift der Zufland jet fo, daß die Leute nur in fehr günftigen Yällen 
ine Ernte haben. Ich eriebe es faft alle Jahre, daß in folder Höhenlage ganze 
jaferfelber noch im Oktober unabgeerntet, ſchon mit Schnee bedeckt find, und baf 
ie Leute warten müffen, ob die liebe Sonne den Schnee noch wegthant. In folcher 
age nehmen fie den naffen Hafer und ernten ihn. Meine Herren, es ift bei diefen 
[bholzungen und Enwaldungen durch eine Leute nicht zu vergeffen, daß foldhe 
Jeteriorirungen nur dort noch vorkommen werden, wo BBafferläufe waren; denn 
iefe Anfiebelumgen fonnten nur in ber Nähe bes Waſſers gefchehen, weil bie Leute 
as Waſſer brauchten. Alſo diefe Abholzungen liegen gerade an den allergefährlichiten 
stellen für die tiefer liegenden Gelände. Es find natärlide Schluchten, von benen 
as Waſſer mit Macht berunterflürzt, Boden und Gerölle mit fi führt und dann 
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in bie Tiefe geht. Ja, meine Herren, ich mochte ſagen, wenn wir jetzt, nachdem 
wir die erſte Lehre erhalten haben, noch nicht auf den Gedanlen klommen, am bie 
Awengsaufforftung zu geben, banı befommen wir fie nie, und das wärbe ide für 
einen großen Berluft Halten. Nun möchte ich bem Herrn Minifter, ber die Gute 
gehabt hat, fi mit meinem Antrage zu beichäftigen, enigegengehalten, daß bie Lage 
fo gefährlich, wie er fie bezüglid; bes Abgeordnetenhauſes hingeſtellt Bat, nicht ausfieht. 
Ich möchte biefe Frage in zwei Etappen zerlegen; die exfle if} die, daß in dem Geier 
bie Möglichleit fefigelegt wird, bie Zwangkaufforſtung vorzunehmen, wo- Re ſich als 
nothwenbig erweif. Die BeRimmung darüber if mit jeher großen Kautelen umgeben. 
Zuerk hat die Kommiſſion fich dieferhalb zu äußern, ob fie die Zivangsaufforftung 
für nothwendig hält, zweitens hat ſich der Oberpräfitent darüber zu äußern, unb 
drittens endlich exllärt der landwirthſchaftliche Miniſter Ja aber Nein über dieſe 
Aufforftung Nun, meine Herren, mag es ber zweiten Etappe der Trage, „ber 
Aufnahme einer bezäglicden Summe in den Etat”, vorbehalten bleiben, ob Die Ma 
zegel überhaupt wirffam wird. Entſchließt fi der Herr Fingtizminiſſer dazu, fo 
wird er feine Genehmigung geben, daß in den Stat ein Boften eingeflellt wird. FM 
der Herr Finanzminiſter und das Staatsminifterium für bie Mafregel noch nicht zu 

gewinnen, Dann wird eben feine Summe in den Etat eingeftellt, und der Her 
Landwirthſchafteminiſter ift nicht in ber Lage, fagen zu Tönnen: bier wich aufgeforflet. 
Aber es ift doch ſchon ein ſehr werthvolles Material dadurch gewonnen, daß bie Um 
träge auf zwangsweiſe Aufforftung fig in ben Alten des Herrn Landwirthſchafte 
minifers fammeln, unb daß er endlich einmal bem Staatsminifterium fagen laun: 
ja, hier find fo und fowiele Gutachten von fachverfländigen Menfchen, die dringend 
in den und ben Gegenden bie Aufforſtung verlangen; follen wir uns bex Gade 
fortwährend verweigernb gegenäberftellen? Dann, glaube ich, meine Herren, if ber 
Moment gelommen, wo ber Herr Finanzminifter und aud das Staatsminiferkem 
ihr Ya und Amen zu einer foldden Bwangsaufforftung fagen werden. Alſo, meine 
Herren, ich möchte Sie doch bringend Bitten, -diefe Gelegenheit, im Herrenhauſe für 
unferen deutſchen Bald etwas zu thun, nicht vorübergehen zu laſſen. Wenn des 
Herrenhaus meinen Antrag ablehnt, fo ift das für fehr lange Zeit feftgelegt: ja, Teikk 
dem Preußifchen Herrenhaufe liegt an ber Zwangsaufforſtung nichts. Der Negierumg 
wird es dann nicht einfallen, uns mit einer berartigen Borlage noch einmal zu Tommen. 

Meine Herren, ich bitte Sie alfo auf das Allerdringendſte — das Abgeordneten 
haus kann ja meinetiwegen diefen Punkt ablehnen, wenn es durchaus will — nehmen 
Sie wenigfiens den Antrag an. 
(Brave!) 

Bice-Präfident Freiherr von Manteuflel: Ich möchte ben Herrn Grafen Beil 
Hausdorf darauf aufmerkjam machen, daß er feinen Antrag bezüglich des Schlußfeues 
doch wohl noch etwas einfchränfen muß, infofern es bier heißt: „licher Nothwendig 
keit biefer fowie der auf Grund bes $ 7 Rr.4 beantragten Exverbumgen 
und Anforftungen entſcheidet u. |. w.” Run ift aber nad den vorhin gefaßten Be 
ihlüffen die Nr. 4 bes 8 7 abgelehnt werben; alfo würden die Worte: ſowie ber 
auf Grund des 87 Mr. 4 beautragten“ hier zu ſtreichen fein. 

Graf von Pieil-Haubbori: Ganz richtig; bie müfjen geftrichen werben. 

Minifter für Landwirthichaft, Domänen und Forſten Yreiberr von Hammerftein: 
Ich kann Ihnen aufdrücklich erflären, daB ich den Wufchauungen, die Herr Gasf 
von Pfeil bier vorgetragen bat, vollftändig beipflichte und auch das Bedſerfniß, wit 
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Aufforfiungen auf dieſem Gebiete ernflli vorzugehen und der zunehmenden Ent» 
waldung wie aud der Devaftirung vorhandener Wälder zu fleuern, durchaus an⸗ 
erfenne. Solange ich die Ehre Habe, Laubwirtbfchaftsminifter zu fein, werde ich, 
wie bisher, bemühbt fein, dieſem Webelftande abzuhelfen. Ich bin bereit, auf jebe 
Erwägung einzugehen, die geeignet if, durch gefetliche oder adminifirative Maßnahmen 
der zunehmenden Devaftation der Privatwalbungen zu ſteuern. Aber darin kann ich 
dem Grafen von Pfeil wicht folgen, daB das gegenwärtige Geſetz den geeigneten An⸗ 
laß bietet, um eine principielle Frage von fo weittragender Bedeutung zu enticheiben, 
wie fie in feinem Antrage enthalten ifl. 

Ich will nur daran erinnern, ba man am mweiteflen mit Zwangsmaßregeln in 
ber Herftellung entwaldeter Lanbesgebiete in Frankreich vorgegangen ift. Das franzöftfche 
Geſetz gebt, foviel mir erinnerlich, lange wicht fo weit wie ber Vorfchlng des Grafen 
von Pfeil. Nach dem franzöfiihen Geſetz Tonnte in den Gebieten, wo man es für 
nothwendig hielt, den Wald wieberherzuftellen, ber Staat bie Aufforſtung auf feine 
Koften vornehmen. Nach erfolgter Aufforftung wurde mit dem Grundeigenthümer 
verhandelt, ob er dem Staat die erwachſenen Aufforftungstoften ohne Zinſen erftatten 
und den Wald unter gewifien Sautelen erhalten wolle; bann trat er in den Beſih 
de8 ganzen aufgewaldeter Terrains. Der Grund und Boden wurbe alfo vom Stante 
gar nicht für fih in Anfpruh genommen, und von der erwähnten Befugniß Tonnten 
die Grundeigenthümer in emer längeren Reihe von Zahren Gebrauch machen. Sie 
tonnten es gewiffermaßen abtwarten, ob bie ımter ftaatlicher Leitung aufgeforfteten 
Flächen Ausſicht auf nachhaltige Rentabilität und Erfolg boten; fie Tonnten alfo 5.8. 
in zwanzig Jahren dem Staate die Aufforfiungstoften ohne Binfen zurfderftatten — 
wenn ich nicht irre, mit einer gewiſſen Zuwachsentſchädigung — und wurden baun 
wieder volle Eigenthumer, mußten fich allerdings geroiffen Vorfchriften wegen: Er⸗ 
haltung und Bewirtbichaftung des Waldes unterwerfen. Das ift aber ganz etwas 
Anderes, als was Graf von Pfeil will. Er will der Staatsregierung rüdfichtsios die 
Gewalt geben, da, wo fie e8 für nothiwendig hält — und in diefer Beziehung find 
die Anfichten oft recht wandelbar —, den Wald berzuftellen, den Grundeigenthümer 
einfach zu enteignen und Staatswald aus feinem Eigenthum zu machen. Dies foll, 
wenn ich dem Herm Grafen richtig gefolgt bin, foweit gehen, daß beifptelsmweife die 
Eriftenz ganzer Gebirgsdörfer in Schlefien dadurch zumichte gemacht wird; denn wenn 
ich den Herm Grafen richtig verftanden habe, fo fagt er: dieſe Gebirgsdorfer liegen 
in Einſchnitten der Thäler, wo die Gefahr des Waflers am allergrößten ift, wo e8 
gar nicht zwedimäßig ft, daß die Einwohner fid) angebaut haben, und der Herr Graf 
fagte auch noch, daß das Gelände, das dort angebaut wird, der Landwirtbichaft nichts 
nüte, denn weit im Oktober, wenn ber Schnee ſchon amderwärts liegt, find die 
Leute erft in der Lage, den bürftig gewachſenen Hafer einzubringen. 

Ich bin erbötig, diefer Frage fehr ernft näher zu treten, wie ber Zunahme der 
Entwalbung zu fleuern if. Es giebt eine ganze Reihe von Wegen dazu. Ich möchte 
aber glauben, daß die Antnüpfung eines fo weittragenden Princips nebenfählih an 
diefes Gefe Hoch große Bedenken Hat. Es giebt auch noch andere Wege, und 
Deutfchland, wo ums in vielen Beziehungen die Behandlung der Gehirgswaffergefahr 
mit der Gefahr der zunehmenden Entwaldung entgegentritt, hat eine ganze Reihe 
Maßnahmen, die fehr beachtens- und nahahmungswerth find. Ich will z. B. nur 
erinnern, daß irgendwo — ich glaube, es ift noch geltendes Recht — eine Be⸗ 
fimmung befteht, wonach über eine gewiſſe Gebirgszone hinaus der Wald abfolut nur 
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unter flantlicher Aufſicht behandelt werden darf. Der Privateigenthümer darf feinen 
Stod ſchlagen, keine Handlung in diefer böchften Zone vornehmen, ohne fidh de 
finatliche, fortlic-technifche Genehmigung dafür erwirkt zu haben. Dann kommt eiwe 
zweite Bone, die mittlere Home des Gebirge, wo bie ſtaatliche Aufficht, obwehl fe 
auch beſteht, larer durch das Geſetz feftgelegt ift umd aud layer gehandhabt wird, und 
unten in. den Thälern lann jeber Privatbefiger mit feiner Forſt machen, was er will 
Was hat dns zur Folge? Wenn Sie burch dieſes Gebirgsland fahren, fo fehen Ex, 
daß die fchönften Walbbeflände, umgelehrt wie das bei uns in Weftfalen und bem 
Sauerland der Yall if, auf der Höhe bes Gebirges fi befinden, erträgliche Zırkänte 
in der mittleren Zone befteben, und baß, wenn Sie devaftirte Privatwaldungen finden, 
diefe unten in den Thälern liegen. Das ift aber eine fehr weife Geſetzgebung; benz 
unten in den Thälern if immer der Schaben wieder gut zu machen, aber oben auf 
der Höhe ift e8, wenn dort einmal Unheil angerichtet if, fat immer unmöglich, bas 
wieder gut zu machen, ober doch nur möglich mit großen Schwierigkeiten und 
immenfen Koften. 

Alfo es giebt eine ganze Reihe von derartigen Mafregeln. Sch bin auch erbötu, 
der Trage näher zu treten; ich babe das auch wiederholt in ber landwirthſchaftlichen 
Berwaltung zu erleifuen gegeben. Wir werben uns ber Mühe nicht entziehen, em 
ſolches Geſetz auszuarbeiten, vorausgeſetzt allerdings, daß man mit einiger Wahr- 
ſcheinlichkeit darauf rechnen ann, baß in der Landesvertretung ein foldyes eich 
Ansficht auf Annahme hat, und bisher habe ich wohl geglaubt, daß ein ſolches Geſet 
Ausfiht auf Annahme im Herrenhaufe bat; aber alle Verſuche, die. Stantsauffdk 
einzuführen und dafür zu forgen, daß mindeftens Devaftirungen nicht vorfommmen, find 
wenigſtens bei einem großen Theil des anderen Hauſes ſtets auf den allerentichtedenfien 
Widerſpruch geftoßen. Und eine Arbeit pro nihilo if zwedlos, das regt nur de 
Menſchen und Sachen in unnöthiger Weife auf. 

Sobald ich die Ueberzeugung gewinne, daß die Landesvertretung im Großen und 
Ganzen die Gefahr, die in diefer Sache liegt, anerlennt und gewillt iſt, ducch Maß⸗ 
nahmen zu ihrer Befeitigung beizutragen, wirb, glaube ich, mit mir die Köonigliche 
Staatsregierung bereit fein, die Frage ernſlich in die Hand zu nehmen. 

Aber ein fo weittragendes Princip in Verbindung wit dieſem Geſetz zu Bringen, 
lann id) dem Hohen Haufe nicht empfehlen. Ich glaube auch kaum, def, wenn bes 
Herrenhaus nun bei diefem Anlaß den Antrag des Grafen von Pfeil ablehnt, damit, 
wie Herr Graf von Pfeil fürchtet, vom Herrenhauſe zu erfennen gegeben wird, def 
es für die Erhaltung unferes deutichen Waldes, für die Wiederberfiellung umferer 
devaftirten Wälder Sinn und Geſchmack und Neigung verloren hätte. Diefe Konfeguenz 
kann man, glaube ich, aus dem heutigen Beichluß des Herrenbaufes nicht ziehen. . 

Berichterftatter von Aliking: Meine Herren, der Antrag hat der Kommiſſien 
nicht vorgelegen. Ich kann mich alfo nur perfönlich darüber äußern, und perfönluh 
fage ich, daß mir die Ziele, die diefer Antrag will, die wünfchenswertheften find, die 
id wir denken kann. Das Geſetz kann nur voll und ganz zum Ausdruck kommen, 
wenn e8 in diefem Sinne erweitert würde. Nach den Worten, die ber Herr Miniſter 
foeben an uns gerichtef bat, muß ich aber glauben, bem Haufe empfehlen zu follen, 
aus taftifhen Gründen den Antrag abzulehnen und beim Kommiffionsantrage 
zu bleiben. 

Graf von der Schulenburg · Beekenborf: Meine Herren, obwohl der Antrag der 
Kommilfion nicht vorgelegen bat, fo babe ich ihm doch ſympathiſch gegenübergeflanden, 
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weil ex fi bemüht, etwas nachzuholen, was nad meiner Anficht im gegenwärtigen 
Zeitpunkt Pflicht der Königlichen Staatsregierung geweſen wäre auszuführen, d. h. 
mit ber Schaffung und Erhaltung der Wälder gleichzeitig eine Aufforftung ins Auge 
zu falten. Ich Habe mich aber überzeugt, daß unter den gegebenen Berhältniffen umb 
nad) den Erklärungen des Herrn Iandwirtbichaftlichen Minifters der Antrag zur Jeit 
nicht empfohlen werden kann, weil das Bedüurfniß, weldhes ex vorfieht, zum Theil 
bereits im $ 2 bes Geſetzes vorgefehen if. Die Auffichtsbehörke kann danach beſtimmen, 
daß, wenn einer ein Grundftäd nicht forftwirtbfchaftlich benutzt, diefe Benutung ein- 
geftellt werde, daß beifpielöweife eine Weide aufhört, Weide zu fein; es muß an ihrer 
Stelle entweder ein Wald von felber wachen oder durch Maknahmen der Behörbe 
ein Wald hochgezogen werden. Daun aber kann ich den Antrag nicht empfehlen, weil 
das Princip, das wir zur Durchführung bringen wollen mit der Feffımg, die die 
Kommiffion dem Geſetze gegeben bat, abweicht ven dem Princip des Antengs, indem 
es die Dritteltheilung aufhebt und dem Staate allein die Koften der Enteignung 
zuweiſt. Ich bin außerdem nad den Ausführungen des Herrn landwirthſchaftlichen 
Minifters überzeugt, daß die Königliche Staatsregierung ſich der Verpflichtung eines 
Aufforftungsgefetges im großen Stile nicht mehr lange wird entziehen können 
(ehr richtig!) 

und fi nit wird entziehen wollen. In diefer Vorausſicht und nad) den gefallenen 
Worten kann ich meinen Gefinnungsgenoffen nur empfehlen, den Antrag Graf Pfeil 
— Freiherr von Tſchammer abzulehnen. 

Bice-Präfident Freiherr von Manteuffel: Das Wort wird nicht weiter verlangt. 
Ih ſchließe die Diskuffion. 

Ich frage, ob ber Herr Berichterftatter das Wort verlangt. 

(Bericterflatter von Kliting: Ich verzictel) 

Der Herr Berichterſtatter verzichtet. Wir kommen nunmehr zur Abftimmung 
über den $ 8a. Ich bitte, daß diejenigen Herren, welche dem $ 8a ihre Zuflimmung 
geben wollen, fi) von ihren Plätzen erheben, Geſchieht.) 

Das iſt die Minderheit; $ Sa iſt abgelehnt. 

Dir lommen nunmehr u 59. 

Der Herr Berichterfiatten hat das Wort. 

Berichterſtatter son Aliking: Die Kommiſſion bat verfucht, die Perfonen- 
aufammenfegung, die Inſtanz, ja auch die Bezirke zu ändern. Sie hat ſich aber 
zulegt überzeugen müflen, daß die Borfchläge, bie von der Stantöregierung gemacht 
find, die geeignetften waren. Künftighin werden drei Kommiffionen, in jedem Re⸗ 
gierungsbezirk eine, die Sache behandeln. Die Kommiffion wird zufammengefegt fein 
aus fünf Perfonen: dem Regierungspräftdenten als Vorſitzendem, einem Forſt⸗ 
fachverjtändigen, einem Landwirth — mobei ich bemerfe, daß biefer von ber Land⸗ 
wirthichaftsfammer gewählt werben foll —, dem Meliorationsbaubeamten und einem 
bom Provinzialausfhuß zu wählenden Vertreter der beteiligten Gemeinden. Ich 
bitte Sie, dem 8 9 unverändert zuzuſtimmen. 

Bräfdent: Ich exöffne hierüber die Diskuffion. — Es meldet fi niemand 
um Wort, dann fchließe ich diefelbe, Wenn kein Widerſpruch erfolgt — ich konſtatire, 
yaß es nicht ber Fall ift —, erfläre ih den 89 in der vorliegenden Faſſung für 
Iıngenommen. 

8 10. — Berlangt der Herr Berichterflatter das Wort? 

- (Bixd verneint.) | 
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Da auch hierzu niemand das Wort nehmen will und Tein Widerſpruch erfelgt, 
erfläre ich den $ 10 in ber vorliegenden Faffung für genehmigt. 

8 11. — Der Herr Berichterflatter verzichtet. Auch Bier iR wieber bafielbe der 
Zul: wenn fein Wiberfprucd erfolgt — und daB ift nicht ber Fall — erfläre 5 
dieferr Paragraphen für angenommen. 

8 12. — Der Herr Berichterflatter verzichtet wiederum. Wenn fein Biberfprud 
erfolgt, werde ich ebenfalls annehmen, baf das Hohe Haus ben 5 18 genehmigen 
will. — Das if geichehen. 

Bir würden nunmehr zu Ueberſchrift und Einleitung deB Geſetzes Tomınen 
Benn bier kein Widerfpruch erfolgt, dann erfläre ic auch biefe für genehmigt 
: Run lümen wir mr Gefammtablimmung Aber das ganze Geſetz in der derh 
bie Gpecieldisfuffien feſtgeſtellten Fafſung. Ich bitte diejenigen Herren, welche für 
daß ganze Geſetz in feiner vorliegenden Faffung find, ſich zu erheden. 

Geſchieht.) 

Das Geſetz iſt einſtimmig angenommen. 


D. Geſet · Entwurf nad den Beiläfien ber Rommilfien für Ugrar- Berbältnik. 
Bir Wilfelm, von Gottes Enaber König von Preußen zc. 

verorbnen unter Buftimmung der beiden Gäufer des Landtages ber WRemanke, 

was folgt: 


. g 1. 
Unveränbert. 


Eine forſwidrige Nutzung von Holzungen iſt unzuläffe. 

Eine forſwidrige Nutzung im Sinne dieſes Geſetzes liegt vor, wenn bead 
forſtlich unwirtbichaftlidde Maßnahmen oder durch Unterlaffung wirtbichaftlich gebetener 
Handlungen die Zurüdhaltung des Riederichlagiwaflers vereitelt oder erheblich erfäumen, 
oder die Gefahr der Entftefung von Waflerriffen, Bodenabſchvemmungen, Gen> 
rutſchungen, &eröll- oder Beichiebebildungen herbeigeführt wird. 

Bird eine forfiwidrige Nutzung durch den Regierimgspräfibenten feftgefiellt, ü 
bat diefer dem Cigenthiimer oder dem Nubungsberedjtigten die künftige Bewtrb 
ſchaftung vorzufchreiben. 


Unverändert. 


8 8—b. 


86. 

Das auf zu Thal führenden Wegen abfließende Wafler ift, foweit es nad de 
ortlichen Berbältniffen ohne wirthſchaftliche Nachteile geſchehen kann, von den Wr 
figern der angrenzenden Grundſtucke in Stichgräben abzuleiten und, wo dazu Gelegenhei 
geboten ift, in Gruben (Schlammfängen) aufzufangen. 

Ebenfs bat auch die Anlage von Stichgräben zur feitlichen Ableitung des m 
Einfaltungen der Gebirgshänge abfließenden Waſſers zu erfolgen. 

Die Stichgräben und Gruben find von dem Grundbeſitzer jederzeit offen zu baken. 


87. 
Soweit die Zurüdhaltung des Nieberfchlagivaffers oder die Verhütung der ür 
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fliehung von Wafferrifien, Bodenabſchwemmungen, Sangrutichungen, Gerbll⸗ ober 
Gefchiebebildungen es erfordert, lann ‚der Regirungepräfldent 

1. die Entmäfferung ven Moorflächen, 

2. die Beackerung vb de Veweicung von Grundſtücken auf Hochlagen oder an 


Gebirgöhängen 
unterfagen ober einfeheänten, 
3. die Verlegung oder Befeitigung vorhandener Gräben 
fordern. 

Fur die den Grundbeſthzern ober Nutzungsberechtigten hieraus entfiebenden Nach⸗ 
theile und Keen bat m Y, die Gemeinde (dev Gersbezirl) m 4, ber Staat Ent 
Mdigung zu leiſten. 

58. 

Mangels gittliher Vereinbarung wird die Entſchädigung durch ben Regierungs- 
präfidenten feftgefett. 

Für Nachtheile dauernder Art kann die Entfhädigung nad) Wahl der Gemeinde 
(des Gntsbezirkes) dur Zahlung vor SSahresbeträgen oder eines Kapitals zum 
fünfundzwanzigfacdyen Jahresbetrage erfolgen. 

Für ein erforderlich werdendes Verwendungsverfahren find die Borfchriften 
des 8 49 des Geſetzes über die Enteignung von Grundeigenthum vom 11. Juni 1874 
(Gefet-Sammi. S. 221 ff.) maßgebend. 

4 


8 9 — 12, 
Unperändert. 


34. 
Verhandlungen des Abgeordnnetenhaufes Aber das Geſetz, betr. Schnk- 
maßregeln im Quellgebiete der linfsfeitigen Zuflüffe der ®der in der 
Provinz Schlefien. 
, A. Erſte Beratung. 
48. Sitzung am 18. März 1899. 
Pröfdent: Wir gehen Aber zum zweiten Gegenflande der Togesorbuung: 
Grfte Beratbung bei Gefehenitwuris, betr. Schutzmaßregeln im Ouel- 
sebiete der Iintssitigen Zufſüſſe der Ober in ber Provinz Schleſien. 
Ich exöfine die Diskufflon. Das Wort hat der Abgeordnete Seydel (Hirſchberg). 
Abgeordneter Seybdel (Hirfcäberg): Meine Herren, ich glaube, ich darf hier im 
Namen des ganzen Haufes Die Ueberzeugung ausſprechen, daß ber vorliegende Geſetz⸗ 
entwurf allfeitig auf freudige Zuftimmung zu rechnen bat. Wird boch gerade durch 
biefen Geſetzentwurf die Frage getroffen, bezüglich deren Beantwortung wir eigentlich 
alle einig find. Mögen wir fonft auch begüglich beffen, was zur Verhütung ber 
Hochwafſſerſchäden Noth thut, noch fo weit auseinander gehen, barliber find wir alle 
einig, daß, wenn es gelingt, bie Nieberichlagswäfler im Quellgebiet ber Flufſe 
zurüdzubalten, allen geholfen wird, die unter Hochwaſſer zu leiden haben, ſowohl 
denjenigen, bie im Quellgebiet felbft wehnen, als denjenigen, die weiter fiußabwaͤrts 
in ben Ylußnieberungen wohnen. Der eine wie ber andere bat den gleichen Vortheil, 
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wenn es möglich wird, die Niederſchlagzwäſſer in dem Dueligebiet zurädzuhelten, 
und gerade dieſem Zweck foll der vorliegende Gefehentwurf dienen. 

Der Geſetzentwurf läßt faft Zeile für Belle die Hand des funbigeu Forftmannes 
erfennen, der daran uritgenrbeitet bat. — Unfdgeinend Beine Mafnahmen find es, 
die da vorgefchlagen werben, bie aber doch in ihrer Gefammtiwirtung zweifellos von 
großem Erfolge fein werden: wenn irgendwo trifft gerate Bier der Gab zu: kleine 
Urfachen, große Wirkungen. 

Meine Herren, den forfiwirtbichaftlichen Maßnahmen, bie in den 5 2 Bis 7 
des Geſetzentwurfs vorgefchlagen werden, fiimme id durchans zu. Bezüglich bes 57 
Ar. 2, der vorfhreibt,; daß die Venderung und die Beweidung von Grunbfiäden auf 
Hochlagen oder an Gebirgshängen unterfagt ober eingefchräuft werden darf, fee ich 
allerdings voraus, daß bei Ausführung diefes Gefetses feitens der damit beivamten 
Organe die größtmögliche Schonung gegenüber unferer Gebirgsbenölferung beobaditet 
werden wird. Die feinen Befitungen unferer Gebirgsbewohner liegen vielfach in 
Höhen von 800, 900 m und darüber; dieſe Leute find anf den kärglichen Erwerb 
angewiefen, den ihre Kleinen Wiefen und Aecker ihnen gewähren; fie würden wicht 
mehr eriftenzfähig fein, wenn man ihnen die Beaderung und Beweidung ihrer Meinen 
Grundftüde unterfagen wollte. linfere Gebirgsbevölferung ift ein fo braver, wackerer 
Schlag Menſchen, daß es höchfte Pflicht der ſtaatlichen Behörden ift, fie Iebensfähig ;m 
erhalten. Ich bin der Ueberzeugung, daß die Regierung nad der Richtung nur 
dann einfchreiten wirb, wenn die dringendfte Nothwendigkeit es gebietet. 

Meine Herren, ich hätte gewünfdgt, daß nocd einige andere Maßnahmen Be 
rũckſichtigung gefunden hätten in dem vorliegenden Geſetzentwurf; ich hoffe, baß in 
der Kommiffion, ber ja diefe Vorlage wohl zu überweifen fein wird, and dieſe 
ragen eine eingehende Erörterung finden werben. 

Ich möchte die Königliche Staatsregierung in bdiefer Beziehung auf einen Punkt 
aufmerlſam maden, der möglicher Weiſe ſich bisher ihrer Aufmerkfaneit ent 
zogen bat, 

Meine Herren, uns, die wir im Riefengebirge wohnen, iR bie betrübende That⸗ 
ſache wohl befannt, daß das Knieholz auf dem Kamm des Gebirges von Jahr zu Fahr 
an Beftand fi) vermindert; obſchon bie Gräflih Schaffgottſche Forſtverwaltung im 
höchſt anerlennender Weife der Neuaufforftung des Knieholzes ihre Kräfte roibmet, 
fo unterliegen dod von Fahr zu Jahr die Knieholzbeftände auf dem Kamm des 
Riefengebirges in bedenflichen Maße dem Raupenfraß. Die Gräfliche Yorfiverweltung 
laßt es fich ſehr angelegen fein, durch Abſanmneln der Raupen dem entgegenzuwirken; 
doch iſt der Erfolg bisher ein reiht minimaler. Vielleicht wäre es doch möglich, daB 
die Königliche Staatsregierung umter Zuziehung befonders qualificirter Sachverftändiger 
ber Graflich Schaffgottfchen Yerfiverwaltung helfend und rathend zur Geite ficken 
konnte; der Wuchs des Knieholzes ift ein fehr langſamer. Daß aber die Sıriehelj- 
beftände in möglicft großem Umfange auf den Höhenlagen unferes Gebirges, we ie 
bie größten Regenmengen niebergehen, erhalten werden möchten, das ift für bie 
Frage der Zurüdhaltung der Niederſchlagwaſſer im Duellgebiet der Gebirgsfiiiffe von 
Höcfter Wichtigkeit. 

Ein anderer Punkt, den ich nur kurz andenten will, weil er beſſer in der 
Kommiſſion feine Erörterung finden wird, iſt ber, weshalb der Geſetzentwurf von der 
Berbauung ber Wildbäcdye nichts erwähnt. Es ift mir aufgefallen, daß in dem bieß- 
jährigen landwirthfchaftlichen Etat eine Poſition fehlt, die im vorigen Jahre mıit 
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100000 Mark angefeht war und gerabe biefem Zueck der Verbauung ber Wildbäche 
und Zurädhaltung ber Geſchiebe dienen follte Huf die Berbauung ber Wilbbädhe 
wird von alien Autoritäten — ich nenne insbefondere den Geheintrath Inte — als 
auf eine äußerft wichtige Maßnahme zur Burädhaltung der Niederſchlagéswaſſer hin- 
gewieſen. Auch darüber beſteht fein Zweifel, daß die Koften ſolcher Wildbad. 
verbauungen gar nicht fo erhebliche find; es wärbe fi immerhin fragen, ob es 
nicht gut geweſen wäre, in dem Geſetzentwurf auf nach der Nichtung Bin eine Be⸗ 
fiimmung zu treffen, daß, wenn der Staat mit ber Berbanung der Wildbäche wirklich 
vorgeben wollte, dann feitens ber Eigenthümer der Fluſſe und Bäche ein Widerſpruch 
nicht geltend gemacht werben bürfe. Ich glaube zwar nicht, daf ein folder Wider⸗ 
ſpruch zu beforgen iR; immerhin würde bie geſetzliche Feſtlegung einer bevartigen 
Beſtimmung jeden Zweifel befeitigen. Dabei wird aber and) hie Frage des fchleftfchen 
Auenrechtes zur Erörterung kommen müffen; deun nad) diefem Recht ift der Guts 
herr befugt, jedivedes Bauwerk im Flußbett zu verbieten. 

Ein weiterer Punkt, der and bier in diefem Haufe, wie es ſchon im Herren⸗ 
hauſe der Fall geweien, eine lebhafte Erörterung finden wird, ift bie Frage ber 
Entihäbdigung derjenigen, die durch die im 8 7 des Geſetzenwwurfs begeidmeten Maß⸗ 
nahmen benadtheiligt werden. Das Herrenhaus bat ja in ſehr dankbarer Weiſe nadı 
diefer Richtung Hin die Betheiligung des Staates zu zwei Dritteln in das Geſetz 
bineingebracht. Ich ſpreche zunächſt nur als Vertreter meines Wahllreiſes Hirſchberg⸗ 
Schönau, weil ich dort die Verhältniſſe genau keune. Da kann ich nur ſagen, daß 
mir ſelten eine ungerechtere Beſtimmung vorgelommen iſt als bie, daß man die⸗ 
jenigen Gemeinden zur Entſchädigung heranziehen will, in denen die im $ 7 be 
zeichneten Anorbnungen ausgeführt werden. Ich werde in der Kommifflen an 
einzelnen Beifpielen Dorf für Dorf erörtern, daß thatfächlich die Vortheile, die diefe 
Anordnungen zur Folge haben, der Ortſchaft felbft, in ber fie vorgenommen werben, 
gar nicht zu gut lommen, fondern allein den unterliegenden Ortichaften, und 
wenn man bie Entfchäbigungspflict danach bemißt, daß derjenige zahlen foll, der 
davon den Nutzen hat, jo läßt es fich eben nicht rechtfertigen, gerabe die Gemeinden 
zu Beiträgen heranzuziehen, in deren Bezirken bie im 6 7 bezeichneten Maßnahmen 
ausgeführt werben. 

Sollte die Mehrheit diefes Hauſes den Beichlüffen des Herdenhaufes über bie 
Entihädigungspflicht der Gemeinden zuftimmen, jo wäre es mir Außerft erwunſcht, 
daß dann wenigſtens darüber eine Beflimmung in daB Geſetz käme, wer, falls eine 
Gemeinde leiftungsunfähig if, an deren Stelle treten fol. Die Frage ift vielfach im 
Herrenhaufe geftreift worden, hat aber eine Erledigung nicht gefunden; es iſt nur 
gefagt worden: dann werde die Provinz oder der Staat eintreten; aber irgend eine 
Beſtimmung hierüber ift-in den Geſetzentwurf nicht aufgenommen worden. 

Das find im Weientlichen die Bedenlen, bie id); gegen biefe Vorlage habe. 
Andererſeits freue ich mich, daß die Ausführung des Geſetzes, wenigſtens innerhalb 
des Regierungsbezirts, in eine Hand gelegt werden ift; nur auf dieſe Weife wird 
thatfräftig vorgegangen werben können. Schwer genug wird es ohnehin für bie 
ausführenden Organe fein, fich die eingehende Kenntniß ber drtlichen Berhältniffe zu 
verichaffen, die erforderlich if, um das Belek in allen feinen Theilen zur Ausführung 
zu bringen und da einzufegen, wo Hülfe nötbig if. 

Ich beantrage namens meiner politifchen freunde, die Vorlage einer Kommifften 
von 14 Mitgliedern zu überweifen. (Bravo! links.) 


zum eigentlich ausichließlichen Theil den Anliegern nicht zu gute kommen, barkbe 
lann meiner Anficht nad niemand im Zweifel fein, der im Regierungsbezirt Feguit 
wohnt und überhaupt im Riefengebirge geweſen ift imd fiih un die Veberfdiewertueruragen Ä 
der leiten Decennien gefünmmert bat. | 

Aber die Kopen Tönnen doch auch größer fein, als fie in der Wotivirung ber 
Borlage ungefähr in Ansicht genommen find. Wenn es fih nur um tleim 
Megulirungsarbeiten handelt, einen Graben zu verlegen ober einen Weg fo zu ge 
ftalten, daß das Waffer in ibm bei bem ſtarlen Gefälle des Weges nicht reißen Bam, 
ober die unpraftifche Beaderung zu verhindern und vielleicht eine Meine Errtfdgäbigung 
den Betreffenben dafür zu geben, daß er Weibeland daraus machen fan, — da ſſieſe 
fih über die Sache reben. Über erftens hoffe ich, daß doch in die Borlage mandk 
andere Maßnahmen werben bineingenrbeitet werben Tönnen, bie ja felbfiverfändkid 
größere Koften zur Folge haben, fo 3. B. die zwangsweile Aufforſiung; andererfeitt 
it aber boch aus ben Punkten, bie jetst chen in der Vorlage Reben, nicht mit Sicherheit 
zu entnehmen, baß die Koften nicht eventuell große fein werben. Ich erinnere az 
die großen Moore, die wir im Gebirge haben. Die Vorlage befugt bie Regierung, 
die Zrodenlegung biefer Moore zu verbinden. Zur Heit find bie Moere wit 
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weiter als ein Wafferrefervoir, und es if auch zur Beit, wenigftens ſoweit ich mit 
den Forſtſachverſtändigen im Gebirge barüher mich habe ins Einvernehmen ſetzen 
tönnen, gar nicht verauszufehen, daß bie Moore durch eine Trodenlegung Walbland 
werden würden. Es find verihiedene Verſuche auf Zrodenlegung ber Moore feit 
Desennien gemacht; aber ber Baumwuchs Tann auf den Mooren, weil der Saud, in 
dem die Wurzeln in anderen Moorkulturen Halt fafien müflen, nicht vorhanden ift 
und nicht befhafft werden kann, nicht fortlommen. 

Über es kann doch ein anderer Umſtand eintreten. Warum laun die Technik 
nicht Mittel und Wege finden, aus biefen großen Mosren z. B. Gtreumaterial zu 
verwerten? Im Augenblid, glaube ich, wird diefer Torf da oben nicht zu anderem 
verwertbet als zu Bädern in Flinsberg, in Warmbrunn und vielleicht auch im 
Defterreichifchen. Run will ich ja nicht fagen, daß die Königliche Staatsregierung 
oder der Aegierungspräftbent verfucgen follten, die Entnahme des Moors zu Bäbern 
aus allgemeinen Intereſſen zu verbieten; aber fie würden doch das bedeutende Wafler- 
zefervoir, das in dem Moor vorhanden ift, fefthalten müflen, wenn 3.8. ein Ber- 
fahren ſich findet, daß diefex Torf entweder zur Berfeuerung oder, was ich cher 
glaube, zu Streumaterial fi) verwenden ließe. Dann ftedt doch ein erhebliches 
und großes Kapital darin, und es wäre doch wohl nicht ganz richtig, den betzeffen- 
den Befigern zu uerbieten, von einer biesbezüglichen ‚neuen Crfindung Gebrauch 
zu machen. 

Der Herr Minifter für Landwirthſchaft hat num in der Kommilfien im Herren⸗ 
Haufe fi durchaus ablehmend zu ber Heranziehung des Staates wenigftens in bem 
Umfange ausgeſprochen, wie es die Mitglieder des SHerrenhaufes wunſchten und 
ſchließlich beichloffen. haben, und ich böre ſchon, welche Bonwlrfe ber Herr Finanz 
minifter wahrſcheinlich machen wird, baß bei fo einer Sache wieder der Staat als 
Berpflichteter herangezogen wird, Die Mitglieder des Herrenhaufes haben — meiner 
Anfiht nach ganz mit Recht — darauf hingewieſen, daß diefes ganze Verfahren ber 
Drittelung, welches nichts anderes if als eine Forderung von Präcipunlleiftungen, 
bei allen öffentliden Unternehmungen boch etwas gar Neues if. Ich kann biefen 
Standpuuft nur durchaus tbeilen. Wir baben von Geiten unferes ſchleſiſchen 
Provinziallandtages — und ich glaube auch des Proninzialausichuffes — ſchon ganz 
fharfe Stellungnahme in dee Wichtung zu. verzeichnen, nicht fernere Laften ‚ber 
Provinz aufzubiirden, ehe fie nicht durch weitere Gewährung von Dotationen in der 
Lage wäre, bie von ihr verlangten Sachen auszuführen, ohne die Einwohner der 
Provinz erheblih zu belaften. Ich glaube, daß das ein durchaus nicht richtiger 
Stanbpuntt if, in allem Präcipualleiftungen zu verlangen; benn als eine foldhe fehe 
ih das eigentlih an, noch dazu als eine erzwungene. Ich glaube, daß, wo ber 
Nuten für die Allgemeinheit if, dann auch bie Allgemeinheit — und das iſt der 
Staat — herangezogen wird. Ich halte diefe ganze Frage der Schutzmaßregeln im 
Duellgebiet der Ober in Schlefien doch für eine Sache, die lediglich im öffentlichen 
Intereſſe geichiebt. 

Dann nehme ih Anftoß an ber Zufammenfeung ber Sommiffion, wie ber $ 9 
fie wunſcht. Ich finde, daß die Betroffenen doch etwas zu fchledht dabei wegkommen. 
Die Kommiffion fol zuſammengeſetzt fein aus. einem Vertreter des Regierungs- 
präftdenten, als Vorſitzendem, einem Forſtſachverſtändigen — alfo natürlich doch auch 
von der Regierung berufenem Mitgliede —, einem Landwirte — woher ber zu 
entnehmen if, ift nicht gefagt —, bem Meliorationsbaubeamten und einem vom 
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Provinzialausſchuß zu wählenben Vertreter der betheiligten Gemeinden und Gute 
bezirke. Alſo die Betheiligten find eigentlich doch gar nicht vertreten; denn der vom 
Provinzialeusichuß gewählte Bertreter lann meiner Anficht nach nicht als ein direkter 
Bertreter der Gemeinden angeſehen werden. Ich glaube, daß wir an Stelle dicke 
von dem Provinzialausfdyuffe zu wählenden Bertreters beffer Mitgfieber ſetzen werten, 
die von den Gemeinden gewählt werben, unb zwar zwei; denn id habe bie Erfahrms 
gemacht, daß einer fo hochanſehnlichen Kommiſſion gegenüber ein fchlichter Yanbınanz 
eben oft weder die Worte noch bie Kourage findet, feine Intereſſen genügend zu 
vertreten — das ift ja rein menſchlich — während, wenn zwei ans der Gemeine 
zufammenfiken, einer den andern Rärkt. Die Majerität würbe Bann ja immer nod 
auf Seiten des Herm RegierungSpräfidenten vefpeltive beffen Bertreter fein. Aber 
ih muß geftehen, daß bei einer folhen Angelegenheit, two e8 fi doch um bie Zeh. 
ſtellung meift rein praltifcder Fragen banbelt, doch auch Vertreter ber betreffewden 
Gemeinde zu hören find. 

Das Nähere wird am befien in eimer Sommiffion zu begründen und weiter 
auszubilden fein, und ich beantrage, bie Borlage einer Kommiffion von 14 Mit 
gliedern zu Aberweifen. 

Minifter für Lanbwirtbfchaft, Domänen und Forſten Freiherr v. Hammerfiiit: 
Die Wildbachverbauungsfrage bildet nicht ben Gegenftand biefes Geiches: Es f 
ja befannt, daß eine große Zahl von Maßnahmen im fchlefifchen Hochgebirge m 
Ausficht genommen find, welche bezwecken, bie Gefahren bes Hochwaſſers foruch! m 
ſchleſiſchen Hochgebirge wie in dem unterliegenden Gelände zu befeitigen; zu biefen 
Maßnahmen gehören auch die Wildbadgverbauungen. Aus formellen Gruünden ſcher 
würde e8 jet nicht möglich fein, dieſe Frage in das Geſetz Bineinzubringen, da be 
kanntlich über ein Previnzialgeſetz der Provinziallandtag gehört werben muß; bie 
iſt gefchehen Hinfichtlich des Inhalts des Geſetzes, das Ihnen jet vorliegt. Würde 
biefe neue Frage nun noch in das Geſetz hineingetragen, fo würde meineB Erachtens | 
der Probinziallandtag erneut gehört werben muſſen. 

Ih kann die Herren übrigens darüber berubigen: bie Wildbadiverbauumgsfeee 
bitbet neben der Frage der Thaljperren und einer großen Zahl anderer Maßnahme 
ben Gegenftanb forgfamer Erwägungen und Berhandlungen mit dem fchlefiihen 
Landtage ſowohl als auch mit dem Brandenburgiſchen Provinziallandtage. Bıveifells® 
wirb biefe Frage angemefien geordnet werben. 

Meine Herren, ber Haupteinwand, der gegen dieſes Geſetz ſowohl im Gerrenhaufe 
wie Beute bier erhoben worden ift, bezieht fi) auf 8 7, welcher lautet: 

Soweit die Zurückhaltung des Niederſchlagwaſſers oder bie Berhütung ber 
Entfiehung von Wafferrifien, Bodenabſchwemmungen, Sangrutfdhungen, 
Gerdll⸗ oder Gefchiebebilbungen es erfordert, fann der Regierungt- 
präfident 
— ich bitte das zu beadhten; es Heißt nicht: „muß“ der Regierungspräfident, fonberz 
es heißt: „kann“ der Regierungspräfident — 
1. die Entwäſſerung von Moorflächen, Ä 
2. die Benderung und die Beweidung von Grundflüden auf Hochlagen 
oder an Gebirgshängen unterfagen ober einfchränfen, 
8. die Verlegung ober Befeitigung vorhandener Gräben 
fordern. 
Die durch diefe Maßnahmen erwachſenen Koften — das liegt in der Ratur der 
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Sache — werden einen erheblichen Umfang kaum erreichen. Und nun beſtimmte die 
Regierungsvorlage: 
Yür die den Grundbeſitzern oder Nutzberechtigten hieraus 
— alfo aus den eben verlefenen Beſtimmungen — 

entfiebenden Nachtheile und Koften bat die Gemeinde (dev Gutsbezirk) 

Entſchadigung zu leiten. 
Alfo die Staatsregierung hatte in Audfiht genommen, die Entichädigung, die hiernach 
für diefe Maßnahmen zu erfolgen hatte, folle von ber Gemeinden getragen werben. 
Bei den Berhandlungen im Herrenhaufe hatte man in Ausſicht genommen, biefe 
Koften allein der Staatöverwaltung aufzuburden. ch bin in der Lage gemweien, 
Stellung zu dem Antrage zu nehmen, ben Herr Profeffor Inte im Herrenhaus geftellt 
bat, der bezweckte, diefe Koften zu britteln, alfo *%, der Gemeinde, '/, dem Provinzial 
verbande umd *, der Staatslaffe aufzuerlegen. Sch habe kein Bedenken getragen, 
meine perſoͤnliche Stellung zu diefer Frage dahin zu präcificen, baß ich glaube, an- 
nehmen zu bürfen, daß ein ſolchey Beſchluß des Herrenhaufes bei ber Staatöregierung 
feine Beanftandung finden werde, weil dieſer BVeſchluß beftehenden Berwaltungs- 
grundfägen entſpreche. Meine Herren, es handelt fi bier zweifellos um eine 
Melioration, und zwar um eine Melioration, die kanm über den Rahmen: der Provinz 
hinausgeht, und für foldde Meliorationen if es feſtſtehender Grundſatz der Staats⸗ 
zegierumg, die Koften zu ", den Betheiligten — in diefem all ben Gemeinden —, 
zu *, den betbeiligten Provinzialverbänden und zu 1, der Staatslaffe aufzuerlegen. 

Ich babe aber ſchon im Herrenhauſe Beranlafinng gehabt, die ganz beftimmte 
Erklärung abzugeben, daß, wenn über diefen Rahmen in der Beihlußnahme des 5 7 
hinausgegangen würde, vorausfüchtlich die Staatsregierung ben Gefekentwurf wegen 
diefes Beichluffes nicht werde annehmen Tönnen, und ich bin ermädtigt und ver⸗ 
pflichtet, auch heute bier diefelbe Exrflärung abzugeben. Die äußerfte Konceſſion auf 
diefem @ebiete, zu ber fih die Staatsregierung bereit finden laffen Tann, ift bie, 
daß der Koften von ben Betheiligten, in dieſem Falle ben Gemeinden, ', von dem 
Provinzialverbande und von der Staatslaffe !/, getragen wird; daß aber ein Beſchluß 
des Landtags, die ganzen Koften der Staatsregierung aufzuerlegen, für bie Staats- 
regierung unannehmbar if. Nicht wegen ber Bebeutung der Yrage in finanzieller 
Beziehung nimmt die Königliche Staatsregierung den ablehnenden Standpunkt ein. 
Ich Habe ſchon vorhin darauf hingewiefen,. daß ich der Meberzeugung bin, baß bie 
Koften einen erheblichen Umfang überall nicht annehmen werden. Die principielle 
Bedeutung der Frage ift e8, welche die Staatsregierung zu dem ablehnenden Stand- 
punkt veranlaßt. Ein Nachgeben der Staatsregierung in diefer Yrage führt zu 
Konfequenzen für eine ganze Neihe von Angelegenheiten, welche die Regierung ab- 
zulehnen berechtigt und verpflichtet fich erachtet. 

Abgeordneter Dr. Schilling: Meine Herren, auch feiten® ber Mitglieder meiner 
Partei ift der Gefebentwurf im Allgemeinen freudig begrüßt worden. Der Gefeh- 
entwurf mußte für uns ale der erſte Schritt der Staatsregierung auf dem Gebiete 
angefehen werden, nicht wie im vorigen Jahre Erfak für die eniftandenen 
Hochwaflerfchäden zu gewähren, fondern die Entftehung der Hochwaſſerſchäden zu ver- 
züten. Seitens eines großen Theils der Mitglieder meiner Partei wäre gewänfcht 
vorden, daß die Königlicdde Staatöregierung uns einen viel weiter gehenden Entwurf 
sorgelegt hätte. Ebenfo, wie im Herrenhaufe eingehend verhandelt worden ift, und 
vie Herr Graf Strachwitz hier hervorgehoben hat, wurde in meiner Partei der 
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Wunſch anegeſprochen, da das Geſet nicht lediglich, wie es thut, die Erhaltuug des 
jetzigen Forſtbeſtandes ſichern möchte, ſondern daß auch eine ÜWieberaufforftung der 
. Fühfiden Gebirge genen 


TE eine herren Der derr Miniber für Banbeirifft hat ans feben vergefäi 
daß das eine vollſtandige Verſchiebuug des vorliegenden Geicgentwurfg wäre. Und 


mit erreicht werden würde, wirbe jebenfalls ein außerssdentlich guter, im: Intereſſe 
unferes Gebirgslendes Tiegenber fein. 
Meine Herren, auch weiterhin iR an dem Gefegentwurfe bemängelt worden, daß er 
tnfoferu nicht weit genng gebe, als ex nicht alle die Tylüffe umfaßt, die 1897 umjerem 
ben Schoden zugefügt haben. Es fehlt insbefonbere bas Duell 
gebiet der Reife. Die Reihe hat ihre Quellen in Böhmen; wir find nicht in bez Lage, 
bier Böhmen ein Gefe zu machen. Aber meine Partei hat dei 
geglaubt, hier in Anregung bringen zu follen, ob nicht die Knigliche GtantSregierung 
in Ausfit nehmen will, in Verhandlungen mit Oeherreich einzuireten, um Deßer- 
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wis für diejenigen Quellgebieie, die im Bereiche unſeres Laudes liegen, in dieſen 
Gefehentiwurfe vorſehen. 

Meine Herren, wenn id dann zu den einzelnen Veftimmungen des Geſetzent⸗ 
wurfes Abergehe, wie er uns vorliegt, jo enthält er — darüber find wir uns wohl alle 
ar bier im Hauſe — erhebliche Eingriffe in daB Privatrecht der heutigen (Eigen 
thumer der in Betracht kommenben Grunbfiäde. Wir waren zweifelhaft, ob es mid 
mgemefien fein würde, die Entfhädigungspflicht, die im 5 7 des Geſetzes in Ausſicht 
genommen ift, auch auszudehnen auf die Fälle der 56 2, 8, 5 und 6. Ich wil micht 
jagen, daß große Summen dabei in Frage kämen; aber ich bitte zu bebenlen, def 
in dieſen Paragraphen durch die Befugniß, die dem Regierungspräfibenten eingeväszmt 
wird, nicht umerbebliche Eingriffe in das Privatrecht erfelgen. Wir haben uns 
ſchluffig gemacht, daß wir denen Abſtand nehmen wollen, weil wir überzeugt fimb, 
daß von biefen Befugniffen doch nur in mäßigen Grenzen Gebraud, gemacht werden 
wird, und weil wir ber Anficht find, daß ſehr wohl die Befiber diefe Heinen Gin- 
ſchrantungen, bie ja fehlichlih auch zu ihrem eigenen Beſten im Interefie ihres 
Woldes getroffen werben, fich auch ohme Entichäbigung gefallen lafien innen. Wach 
wird, fo hoffen wir, wenn einmal ber Regierungspräfident in die Lage kommt, ein- 
greifende Maßregein anzuorbnen, ber Regierungspräfident ſelbſt die Mittel und Wege 
finden, etwa ſehr Geſchädigte in irgend einer Weife zu entſchädigen. 

Meine Herren, ſowohl im ſchleſiſchen Provinziellandiage, bem anzugehören ich 
bie Ehre habe, als aud im Herrenhauſe hat bei Gelegenheit ber Berathung des vor⸗ 
liegenden Geſetzentwurfs bauptfächlih der $ 7 — wie es auch bier fon von dem 
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Herrn Borredner hervorgehoben if — zu Grörterungen Anlaß gegeben. Der Herr 
Minifter für Landwirthſchaft Hat uns eben ſchon audgefitirt, daß bie Staatsregierung 
jmädft daran feffhalten wollte, daß die Gemeinden und Gutsbezirke, in denen bie 
in Ausfigt genommenen Maßregeln getroffen werden follten, die Entfchäbigungen 
tragen follten. Der ſchleſiſche Provinziallandtag iſt gerade, entgegengefehter Anſicht 
geweien und Bat gemeint, baß diefe betheiligten Gemeinden und Gutsbezirke aub⸗ 
ſcheiden follten, daß allein der Staat intereffirt wäre und bie Koften tragen follte. 
Das Herrenhaus hat einen Mittelmeg gefunden: ein Drittel follen bie Gemeinden 
und Gutsbezirle Abernehmen, zwei Drittel der Stant. 

Nun hat der Herr Minifler zu meinem Bedauern bier biefelbe Exrflärung wieder⸗ 
holt, die er bereits in der Kommiſſion bes Herrenhauſes und im Herrenhanfe ſelbſt 
abgegeben hat, daß die Königlidde Staatsregierung fidh auf ein Mehr, ats ein Drittel 
zu diefen Koften Beizutragen, nicht einlafien Yönnte. 

-Meine Herten, e8 wäre much für uns außerordentlich bedanerlich, wenn lediglich 
on dieſem einen Punkte, an der Koftenfrage, diefer im Intereffe unferes fehleftichen 
Gebirgstands außerordentlich wichtige Gefehentwurf ſcheitern follte. Meine Partei 
hat ſich in der jetzigen Beratung des Geſetzentwurfes, wo biefe Exffärung bes Herrn 
Minifters für Landwirthſchaft noch nicht vorkag, auf den Standpunkt geftellt, daß 
wir feſthalten wollen zunädft an dem, was das Herrenhaus beichloffen hat, daß alſo 
die Gemeinden ein Drittel, der Stant zwei Drittel der Koften Abernehmen mäffen. 

Es ift ja bereits von Seiten meines Herrn Borredners beantragt worden, den 
Geſetzentwurf einer Kommilfion zu Abermeifen. Wir werben in berfelben hauptſächlich 
auf diefe Trage eingehen mäffen und wollen alte hoffen im Intereſſe des Zuſtande⸗ 
Zemmtens des Geſetzes, daß wir doch noch mit dem Herrn Minifter zufammen einen 
Weg finden ber Einigung bezkglich der Koftenfrage. 

Benu ber Herr Minifter bier angeführt Bat, daß die Anordnungen, bie der $ 7 
vorficht, zweifellos eine Meltoration enthalten, und daß dann, wenn unmveifelbaft 
Meliorationen vorkiegen, der feſtſtehende Grundſatz der Dritttkeilung ber Koſten Pla 
greifen müffe, fo möchte ich doch einwenden: feit wann ift dieſer Grumbfak der Dritt- 
theilung Yin fefftehender? Weine Herren, bie Zeit ift doch noch nicht eine fo lange, 
daß diefer Grundſatz don der Königlichen Staatsregierung anfgefiellt und durchgeführt 


worden if. 
(Lehr richtig! rechts.) 
Ich möchte die Herren daran erinnern, wie gegen biefen von der Staatsregierung 
aufgeftellten und befolgten Brundfag fich ſtets die betheiligten Provinzen geſtraͤubt 
haben; fowohl bie Provinz Brandenburg hat in vielen Fällen fich direkt gerveigert, 
ein Drittel der Koften bei Meliorationen zu übernehmen, als au die Provinz 
Schleſien hat es gethan. Wenn ich zurückkommen darf auf ben von ums im borigen 
Jahre berathenen Geſetzentwurf, betreffend die Hochwaſſerſchäden, fo hat die Provinz 
Schlefien fehr erhebliche Beiträge zu den damals von der Staatsregierung bewilligten 
Koften übernommen. Aber wir hatten body auch erhebliche Bedenken: es ift bier und 
im ſchleſiſchen Provinziallandtag direkt ausgefprochen und betont worden, baß wir 
unter keinen itmfänden einen fefftehenden Grundſatz anerfennen wollen. 
(Hört! Hört!) u 

Alfo ich möchte da dem Herrn Minifter für Landwirthſchaft doch entgegnen, daß 
eine Anertennung dieſes feftfiehenden Grundfatzes ſeitens des Landtages niemals 


erfolgt if. 
17° 


— 238 — 


Daun aber möchte ih ben Herrn Miniſter auch barauf hinweilen, daß eine 
jweifellofe Melioration in den Anordnungen, die bier ber $ 7 vorfieht, ſchwerlich vor⸗ 
liegen dürfte. Ich will zugeben, baß die Anordnung ad 3: bie Berlegung oder Be 
feitigung vorhandener Gräben — Meliorationen find; ich will aud) zugeben, daß man 
vieleicht zum heil die Anordnung ad 1: Eutwäflerung von Moorflaͤchen zu unter 
fagen oder einzufchränfen — als Melioration anfehen lanu; es erſcheint mir aber 
doch außerordentlich zweifelhaft und bedenklich, fie als eine Melioration zu beuten. 
Unbedingt aber teine Melioration liegt in der Anordnung ad 2: 

die Beackerung und Beweidung von Grunbflüden auf Hochlagen oder 
an Gebirgehängen unterfagen oder einſchränken. 

Eine folde Anorbnung enthält abfolut feine Melioration! Es iſt das Gegen⸗ 
teil einer ſolchen; es if lediglich eine polizeiliche Maßnahme, die der Staat kraft bes 
ihm zuſtehenden Hoheitsrechtes trifft, weil ex eingeſehen hat, daß er andere Berhältuifie 
an den betreffenden Stellen ſchaffen muß, als fie heute vorliegen. 

‚ Wenn wir zu dem Endergebniß kommen, daß hier in 8 7 nicht eine Melioratien 
vorliegt, dann müflen wir uns doch fragen: wer bat in einem ſolchen Falle die Koſten 
zu tragen, in denen der Staat polizeiliche Anorbuungen trifft? Run, meine Herren, 
ih glanbe, da wird mir jeder recht geben, daß dann allein ber Staat der Ber 
pflichtete if. 

Ich möchte dann den Herm Minifter weiter auf die Ausführungen des Herrn 
Brofeffors Inge hinweiſen — derfelbe if im Herrenhauſe nicht ale Repierunge- 
tommiffer aufgetreten; aber er ift von der Königlichen Staatsregierung immer als 
der maßgebende. und kundigſte Sachverftändige uns bingeftellt worben. Diefer Kat 
im Herrenhauſe ausdrücklich erklärt, daß bie betheiliglen Gemeinden und Gutsbezirte 
in denen die Anordnungen getroffen wurden, nur einen ganz kleinen Bortheil hätten, 
daß den Hauptvortheil biefer ganzen Anorbnungen jedenfalls andere, die Unterlieger 
und Wulieger an den Slüffen, hätten. Ja, meine Herren, ich gehe noch weiter: id; 
meine, wenn wir uns einmal Kar machen wollen, was ein NRegierungspräfibent mit 
diefen drei Befugnifien anorbrien kann, jo werben wir in vielen Fällen unzweifelhaft 
dazu kommen, daß bdiefe Anordnungen nicht nur nicht im SSntereffe der betbeiligten 
Grundbefiger liegen, ſondern gerade gegen bas Intereffe berfelben geben, daß fie 
lediglich im Intereſſe der Unterlieger und der Anlieger an den Flüſſen im Thale 
getroffen worden. Da muß id) nun doch fagen: Gemeinden und Gutsbezirke mit 
Koften zu belaften, an denen fie nicht einmal ein Intereſſe haben, das if doch eime 
ſehr bedenkliche Sache. 

Wenn man dieſe Grunde, die ich bier angeführt babe, zufammennimmt, jo wärbe 
man meines Esachtens logiſch dazu kommen müflen, zu fagen: bei diefer Fülle von 
Gründen, die dafür ſprechen, daß ber Staat bie Koften trägt, hat der Staat auch bie 
Koften allein zu tragen. Wir haben uns aber in meiner Partei nicht ben Erwägungen 
verfchloffen, bie feitens der Staatsregierung angeftellt und in ber Begründung des 
Geſetzenwurfes ausgeführt find. Wir erkennen an, daß bie Gemeinden unb Gut 
bezirfe, in denen diefe Anordnungen getroffen werden, doch ein weſentliches Suterefie 
an ber einheitlichen Durchführung diefer Maßregel haben. Wir erfennen ferner an, 
daß, wenn man bie Gemeinden und Gutsbezirke an der Durdführung biefer Maß⸗ 
regeln intexeffizt, damit in gewiſſer Weife eine Gewähr geichaffen wird, daß bie Ein» 
richtungen möglichft billig durchgeführt werben. Aus dieſen Erwägungen berans- 
haben wir uns den Beſchluſſen des Herrenhaufes angefchlofien und haben geglaubt, 
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der- Theifung der Koften, wie fie das Herrenhaus vorgenommen bat — ein Drittel 
die Gemeinde umb zwei Drittel der Staat — beitreten zu fellen. Ich möchte den 
Herrn Minifter für Landwirthſchaft bitten, bie von mir angeführten Gründe in Er⸗ 
wägung zu ziehen und vielleicht auf diefer Baſis mit uns in der Kommiffionsberathung 
zu einer Einigung auch in diefem Punkte zu Tommen. 
Bei Beiprechung des 8 9 ift vorhin feitens bes Herrn Grafen Strachwitz bie 
Zuſammenſetzung ber Kommiffton bemängelt worden, welche darüber Beſchluß zu 
faffen bat, welches Gebiet überhaupt als unter biefes Befe fallend anerkannt werden 
fol, Diefem Bedenken kann ich mich nicht verfchließen. Selbſterſtändlich kann man 
gegen die Jufammenfehung der Kommiffion außerordentlich viel einwenden — man 
Tann ja gegen bie Zuſammenſetzung jeder Kommiffion etwas einmenben — ; aber wir 
glauben doch, daB die von der Staatsregierung gewählte Art der Bufammenfehung 
eine durchaus angemeffene und allen Intereſſenten entgegenkommende if, und wir 
erflären uns damit einverftanden. 

Hervorheben möchte ich noch, daß von Seiten der Mitglieber meiner Partei die 
Regelung der Yuftändigkeit mit befonderer Freude begrüßt worden if. Sie erbliden 
darin, daß bier gumächft der Hegierungspräfident und dann in der Beſchwerdeinſtanz 
der Oberpräfident endgültig enticheiden foll, im Intereſſe einer ſchnellen Erledigung 
der vorlommenben ragen eine außerordentlich wohlthuende Regelung der Zuftändig- 
feit. Allen Bedenlen, die bezüglich des Abſcheidens der weiteren Inſtanzen geltend 
gemacht werden Tönnten, kommt die Beftimmiung entgegen, daß binfichtlich der Koſten⸗ 
frage der Rechtsweg vorbehalten if. Wir möchten bitten, daß an dieſen Beſtim⸗ 
mungen nicht gerättelt wird. Wir hoffen, daß die Verathungen, die, wie vorge 
fchlagen, wohl in einer Kommiffien von 14 Mitgliedern erfolgen werden, zu einem 
gebeiblichen Ende führen werben. 

Ich möchte an die Königliche Staatsregierung bie Bitte richten, dafür Sorge zu 
tragen, daß möglichft ſchnell mit den in diefem Geſetz in Ausficht genommenen Maß- 
tegeln vorgegangen wird. Wir fürchten aber, daß ſich da fehr bald eine große Schwie⸗ 
rigfeit zeigen wird, nämlich die Schwierigfeit, daß es heute den Negierungspräfidenten 
voliftändig an den geeigneten tedmifchen Kräften fehlen wird, die einem derartigen 
Geſetzentwurf zu einer wirfli wohlthätigen Durchführung verhelfen tönnen. Ich 
will mir fein Urtheil über die Ausbildung unferes Forſtperſonals in diefer Hinficht 
erlauben; aber es if, wie ich glaube, von der Königlichen Staatsregierung ſelbſt viel- 
fach anerlannt worden, daß gerade die Ausbildung unferer jungen orftaffefforen in 
dem, was einer Yorft im Gebirge gut tft, und mas einer derartigen Forft nothwendig 
ift, eine fehr geringe if, und zwar deshalb, weil die Anzahl der ſtaatlichen Gebirgs- 
forften nur eine fehr geringe ift, fo daß naturgemäß den jungen Herren bie Gelegen- 
beit fehlt, fich eine genügende Ausbildung anf diefem Gebiete zu verfchaffen. Cs 
wird fidh fragen, ob es nicht fpäter nothwendig werden wird, unfere jungen Forſt⸗ 
affefforen 3. B. in Bayern, wo in biefer Beziehung für biefelben viel zu lernen ifl, 
für die Zhätigleit im fchlefifcden Gebirge lernen zu laſſen; für jetst wird dies zunächft 
nicht möglich fein. Wir möchten deshalb an den Herrn Minifter für Landwirtbfchaft 
die Bitte richten, daß er, wenn biefer Geſetzentwurf Gefe wird, möglich bald den 
Negierungspräfidenten tuchtige, möglichft ausgefuchte Forſtbeamte zur Verfügung ftellt, 
bie den Negierungspräfidenten ben ubthigen techniſchen Beirath geben können, und 
die es fich angelegen fein laffen, für bie möglichft fchnelle Ausführung de Geſetzes 

zu arbeiten. (Bravo! rechts.) 
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Bicepräfibent des Staauminiſtariums Winanzuinifer Dr. von Miguel: Gier 
‚handelt es ſich priuciyelitex bei $ 7 um bie richtige Bertheilung ber Laften, bie durch 
die Maßregeln, die Gier vorgefehen find, enifiehen lünnen. Der Herr Vorredner hat 
gemeint, es handle fich hier gar nicht um Meliorationen. Ich will um das Wort 
vorläufig nicht fireiten; daß es ſich aber um Maßregeln haudelt, bie ben Näch- 
betbeiligten weſentliche Vortheile gewähren oder Schäden abwenden follen, das kann 
ger keinem Zweifel unierliegen. Es if bisfes ein Gefe für beſondere Berhältnifie 
einer Prosing; ben Grundeigentbämern biefer einen Provinz foll dadurch geholfen 
werden. Da gilt der allgemeine Grundſatz, den wir beifpielsweife beim Kommumal⸗ 
abgabengeſetz, bei der Regulisung ber Laßen, bie aus Selunbärbahuen hervorgehen, 
bei ber Bertheilung ber Laften bei Kanälen, auf vielen anderen Gebieten theils durch⸗ 
geführt, tbeils wenigftens mit bem Munde ſtets belannt haben. Darauf beruht bie 
Bertbeilung ber Leften unter deu Berbänden bed Staate® und dem Staate ſelbſi. 
Hier liegt das Berhältniß nun gerade in der allerichärfiien Weife vor. Ob man be 
Namen Meliozationen gebraucht ober nicht, iſt nach meiner Meinung babei völlig 
gleichgiltig; denn Bier haben wir eine ganze beſtimmte Zahl von Anliegern az den 
Fluſſen, deven Grundftüde vor Schaben bebütet werden follen, die den vorzmgs- 
weifen Vortheil haben. 
(Buruf: Nein!) 

Ber bat deum anders, wenn man Ueberſchwemmungen verbüten will, den Bortheil 
als diejenigen Grunbftüde, bie von ber lieberichwenmung allein betroffen werben 
löuuen? Worauf beruht denn dis ganze Deichlaſt? Wenn Sie diefe Principien nicht 
onerlenuen, dann müflen Sie bie ganze Deichlak derjenigen Grundbeſitzer, welche 
durch bie Deiche geſchutzt werben, aufheben und die Zar einfach auf den Staat über- 
tragen. 

Es liegt hier wirklich eine Melieration vor. Wenn Sie Schaden verhindern, fo 
iR das ebenfo eine Melioration als eine pofitive Berbefierung von Grundſtücken. 

Run fagt der Herr Borrebwer zweitens: das if ja nie anerlannt, daß ber Staat 
und bie Provinz jeder ein Drittel bei Meliorationen bezahlen foll. Ja, meine Herren, 
wie liegt denn aber die Sale? Das bat wohl der Herr Vorredner vergefien? FYait 
alle diefe Meliorationen, zu welchen der Staat heute ein Drittel bezahlt, fallen nad 
dem Dotationsgeſetze ausichließlich den Provinzen zur Lafl; denn in dem Dotations- 
geſetze beißt es: es werben beftimmte Summen für Landesmeliorationen bergegeben, 
und nur baum foll der Staat Tonturriwen, wenn die Bedeutung ber Melionationen 
erheblich über ‚die Grenzen der Provinzen binausreicht; ſonſt müffen die Provinzen 
die Meliorationen nach bem Dotationsgefege ganz allein tragen. Manche Prowinzen 
haben lange Zeit hindurch die von ihnen für Meliorattensziwede übernommenen 
Dotationsgelber zum Theil nicht einmal in vollem Maße für Meliorationen verwendet, 
und es bat eines flarlen Drudes feitens des landwirthſchaftlichen Minifteriums bedurft, 
um überhaupt die Provinzen dazu zu bringen, baß fie die Gelder zu den Zwecken 
verwendeten, zu welden fie fie befommen haben. In vielen anderen Füllen ftellte 
ſich heraus, daß die Provinz fich gänzlich ablehnend gegen einige Meliorationen ver- 
bielt, indem fie der Melioration Teine weientliche Bedeutung beilegte. Und ba find 
wir nad) und nad dazu übergegangen, um das Meliorationsweien im Staate zu ver 
flärten, zu verbeffern und zu beſchleumigen, ber Provinz dem Borichlag zu machen: 
der Staat wolle auch Y, begabien oder wenigftens dem gleichen Betrag wie die Pro⸗ 
vinz, wenn bie Provinz das Gleiche thäte. Dadurch Hat fi) allmählich ein gewiſſer 
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Grundſatz gebildet, nicht zu Gunſten, fondern zu Laflen des Staates und zu Gunſten 
der Provinzen, welche, wie gejagt, in faft allen Fällen eigentlich) berufen wären, allein 
die Meliorationskoften zu tragen. So liegen die Dinge in Wirklichfeit. 

Meine Herren, wenn wir wiederum auf bas geſetzlich alte Syſtem zurückgehen 
follen, wenn die Provinzen das wünſchen, könnte ber Staat, wenn er nicht ein zu 
ſtarkes Intereſſe an der Melioration des Landes hätte, finanziell fehr gerne darauf 
eingeben; dann würbe die Laft wieder allein in den vom Geſetz bezeichneten Fällen 
bei den Provinzen fließen. Ich bitte ben verehrten Heren, fich mal die betreffenden 
Geſetze und auch die früßere Praris anzufehen; er wirb finden, daß diefe Darfiellung 
die richtige ift. 

In der Feſthaltung von Srundfägen in diefer Richtung muß die Staatsregierung, 
wenn fie die zufünftige Entwidelung des Landes ohne Rückſicht auf Popularität im 
Auge behalten will, jet doch noch feiter fein als früher; denn das wachſende Be⸗ 
fireben der Bevollerung, der kleinen Berbände, ber großen Verbände, alle Laflen auf 
den Stmat zu wälzen, fährt fchließlich zu den allerverberbfiäften Konſequenzen. 

(Sehr richtig!) 

Es ruiniert die Selbfiverwaltung; es macht alle Berbände von ber Benevolenz ber 
Bureaukratie abhängig; es führt zu einer Sentralifation, deren Koflen und Folgen 
nicht abzufehen find. Dem Landtage Ttegt eine ganze Fülle ſolcher Gefeke vor, wo 
genau baffelbe Beſtreben wieder zum Borfchein kommt, und ba kann die Staats. 
regierung, wenn fie ihre Pflicht gegen bie zukünftige Entwidelung bes Staates und 
ber Gefellfchaft im Auge behalten will, felbft ganz ohne Ruckſicht auf Yinanzfragen, 
nidjt anders als grundfäglid, das Widerfpiel halten. Wenn wir bier diefe Frage 
nicht grundfäglich behanbeln, fondern bloß als eine Geibfrage anfeben, jehe ich voraus, 
welche Konfequengen bezüglich anderer Fälle in anderen Provinzen daraus hergeleitet 
werben. Wir verlieren allen feften Boden und Löfen alle fchivlerigen Fragen 
dadurch, daß man einfach den Staat beranzieht, der mag zahlen, wirb dann aber 
aud regieren. 

Meine Herren, im Herrenhaufe hat man gejagt von einer Seite, wenn das 
Geſetz fcheitere, ſolle es ſcheitern an einer Geldfrage, weil dann Mar wäre, daß 
weſentlich ans Geldrüdfichten diefe wichtige Gefekgebung fiele. Ja, meine Herren, 
das ift doch eine höchſt Furzfichtige Auffaſſung diefer Frage. 

(Sehr richtig!) 
Die Geldfrage ift bier wirflit unbedeutend. Wir glauben gar nicht, daß durch diefe 
im 87 bezeidmeten Maßregeln wefentliche Ausgaben von erheblicher Bedeutung ent- 
fiehen werben. Es banbelt fih Hier nicht um bloße Geldfragen, fondern um eine 
principielle Yräge, die die größten Konfequenzen auf anderen @ebieten des Stants- 
lebens berbeifähren muß. 

Run kann man ja allerdings zweifeln, ob die Vertheilung der Laſt, ſelbſt wie 
fie in der Regierungsvorlage wäre, — und id} Bin auf dieſen Zweifel noch mehr 
gelommen durch die Debatten im Herrenhaufe —, wonach grunbjätlich die Gemeinden, 
in denen bie Meliorationsarbeiten vorgenommen werden, die Träger der ganzen Taf 
fein follen, und nur im Falle bes Unvermögens Beihilfen zu leiften wären. Man 
kann ja wohl die Anfchauung vertheibigen, die and das Mitglied bes Herrenhaufes 
Profefior Inte geltend gemacht hat, daB von den Maßregeln im $ 7 vielfach bie 
Gemeinde, in der fie vorgenommen werben, am allerwenigſten Bortheil bat, 

| (febr gut!) 
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ſondern daß das Schwergewicht auf die Unterlieger meiſtens, wenigſtens fer 


oft fällt. 
(Sehr richtig! rechts) 
Mannigfady wird es ja auch anders fein. Es kann daher ſehr wohl gedacht werben, 
daß man dem Vorſchlag, ben derſelbe Profeffor Intze im Herrenhauſe gemacht bat, 
zuſtimmt, diefe Laften zu britteln; denn man kann ja im einzelnen alle Vortheile 
und Laften nicht erft zahlenmäßig feitftellen, ehe man die Laften vertbeilt, ſondern 
men muß irgend eine Megel aufftellen: ', trägt bie Gemeinde und *, trägt bie 
Provinz ımb der Staat. Meine Herren, bann geht ber Staat ſchon über feine Auf 
gabe wefentlidh bindus; denn von jeder Berminderung der Nachtheile infolge Herunter- 
flürzens des Waflers von ben Gebirgen bat die Provinz in erfter Linie den Bortkeil, 
(ehr richtig! rechts) 
und bie Provinz ganz frei zu laſſen, nachdem man die Gemeinde auf /, entlae 
hat, das wäre gegen alle Brincipien — ich hätte faft gefagt gegen alle Kleiderorbuung. 

Meine Herren, wenn in der Weiſe eine Berfländigung erzielt werben könnte 
— das hat ja auch der Herr Landwirtgfchaftsminifter jchon angedeutet —, fo wirde, 
glaube ich, das Geſetz Feine Schwierigleiten haben. Aber ich kann nur wieberholen 
mit dem Herrn Landwirtbhichaftsminifter: wenn biefer Verſuch, diefe Koſten Lolaler 
und provinzieller Meliorationen allein dein Staate zuzuweiſen, bier in biefem Hauke 
fortgefegt wird, jo kann bie Staatsregierung nicht anders, als mit dem größten Be 
dauern das Geſetz fallen lafien. 

Ich bitte das Haus, diefe Geſichtspunkte bei der Weiterberatfung des Gefekes 
zu beachten. Ich muß doch aud darauf hinweifen, meine Herren, daß die einzelnen 
Abgeordneten Hier im Haufe nicht allein die Vortheile und Nachtheile der einzelnen 
Provinz oder ihres Wahlfreifes zu vertreten bezw. abzuwehren haben, ſondern bei 
fie ben Geſammtſtaat vertreten, und daß die Konfequenzen, die aus folcher verkehrten 
Behandlung einer richtigen Vertheilung ber öffentlichen Laften entſtehen, nicht ber 
Regierung allein, fondern ber ganzen Bevöllerung und dem ganzen Staat zur La 
kommen. 

Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten Freiherr v. Hammerſtein: 
Meine Herren, ich geſtatte mir, auf drei Punkte einzugeben, die ber Herr Vorredner 
angeregt at. 

Zunächſt hat er im Allgemeinen den Wunſch ausgefprocden, daß der Zwang zur 
Wiederaufforftung entwaldeter Flächen vom Staate geſetzlich geregelt werde. Die 
landwirthſchaftliche Verwaltung erkennt das Bebürfniß, im Wege der Geſetzgebung 
vorzugehen, in vollftem Umfange at. 

(Sehr gut! rechts.) 
Der gegenwärtige Geſetzentwurf beabfichtigt nicht, diefe Frage zu regeln; er if em 
Berſuch, der zunähft für Sclefien gemacht werden foll, um Hochwaſſerſchäden zu 
begegnen. Die Königliche Staatsregierung nimmt in Ausfiht, auch in den übrigen 
Theilen der Monarchie, beifpielsweife in Weftfalen, in ber Rheinprovinz, mo ähnliche 
Berhältniffe wie in Schlefien vorliegen, die Hochwaffergefahren durch ein ähnliches 
Geſetz zu befämpfen. Andererſeits denkt die Königliche Staatsregierung emflih 
daran — und dafür liegt zweifellos ein Bebürfniß vor —, die Frage der Wieder 
aufforftung von Vedländereien durch Private, auch die fehlerhafte Behandlung der 
Privatwaldungen im Wege der Gefegebung zu regeln und zu beffern. 
(Bravo! rechts.) 
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Dazu iR aber allerdings erforderlich, daß der Landing und namentlich das Hiefige 
Hohe Haus eine etwas günftigere Stellung zu ähnlichen, in das Privatrecht ein- 
greifenden Geſetzentwurfen einnimmt, wie bas bei früheren Anläffen gefchehen ift; 
benn ich glaube, die Königliche Staatsregierung wird fi erſt dann zu einer ſolchen 
Geſetzesvorlage entichließen, wen die Garantie vorliegt, daß nicht ein Schlag ins 
Waſſer erfolgt, daß vielmehr eine Wahrſcheinlichleit der Annahme eines folchen Geſetzes 
vorliegt. Ich weile noch beſonders darauf bin, daß alfo diefer Geſetzentwurf nicht 
allein für die Provinz Schlefien beffimmt ift, daß vielmehr ähnliche Provinzialgeſetze 
auch für andere Landestheile zu erlaſſen beabfitigt wird. lim fo bebenflicher ift es, 
von dem Princip abzuftehen, welches bie Königliche Staatsregierung hier heute ver- 
treten bat, daß unter allen limftänden bie Betheiligten und die Provinzen an den 
Koften betbeiligt werben. \ 

Dann hat der Herr Vorredner gebeten, man möge erwägen, ob das Dueligebiet 
der Neiße, das außerhalb Preußens Tiege, nicht in ähnlicher Weile geichüht werden 
tönne, wie das durch dies Befet für die übrigen fchlefiichen Gebirgsflüfſe gefcheben 
fol. Es find Kommiſſare der Iandwirtbfchaftlichen Berwaltung in das böhmifche 
Gebirgegebiet gexeift, um diejenigen Maßnahmen kennen zu lernen, die ber Öfterreichifche 
Staat und bie Öflerreichifchen Provinzen zur Abwendung von Hocwaffergefahren in 
weit größerem Maße ergriffen haben, als das bisher in ber preußiichen Monarchie 
geihehen iſt. Ich glaube, ben geehrten Herrn Vorredner beruhigen zu bürfen. 
Aehnliche und vielleicht noch tiefer einfchueibende Mafnahmen, wie wir beabfichtigen, 
find in Defterreich für alle Quellgebiete, alſo auch für bas Dueligebiet der Neiße in 
Ausführung begriffen, zum großen Theil ſchon ausgeführt worden. 

Wenn es ſich als nothwendig berausfiellen follte, durch Verhandlungen mit der 
öfterreichiichen Staatsregierung auf Berbefferung dieſer Berhältniffe hinzuwirken, wird. 
die preußiihe Staatsregierung feinen Anftand nehmen, in bdiefer Richtung dem 
Wunſche des Herrn Borrebners zu entſprechen. 

Schließlich bat der Herr Borrebner den Wunſch ausgeſprochen, daß fofort, 
nachdem dieſes Geſetz verabichiebet fei, den Herren Regierungspräfidenten bie 
nötbigen Kräfte zur Berfügung geftellt werden, bamit diefelben mit der Ausführung 
rafch vorzugehen in die Lage kommen. Auch in der Beziehung glaube ich vollflänbig 
berubigen zu lönnen. Der größere Theil der notbwendigen Borarbeiten liegt bereits 
por, das nötbige techniſche Perſonal von jüngeren Forſt- und Meliorationsbeamten 
vird fofort, wenn das Geſetz erlafien ift, den Regierungspräfibenten zur Verfügung 
seftellt werben, damit möglichft raſch die guten Wirkungen des Geſetzes eingeerntet 
verden. 

Abgeorbneter Gamp: Ich bin dem Herrn Landwirtbichaftsminifter für die Mit⸗ 
Beilung“dankbar, daß es in der Abficht der Stantsregierung liege, ähnliche Geſetze 
ir die andern in Frage kommenden Provinzen zu erlaffen. Dadurch wird bie Be- 
eutung des Gejekentwurfes aus dem provinziellen Rahmen Schleſiens berausgehoben, 
nd das Gefek gewinnt eine auch für andere Provinzen erhebliche praftifche Bedeutung. 
3er Herr Landwirtbichaftsminifter hat alfo ganz recht, wenn er fagt: weil es fich 
ier um einen Gejehentwurf handele, der auch für andere Provinzen in Frage komme, 
tüffe man forgfältig prüfen, ob der Bertbeilungsmaßftab fachgemäß if. Diefe Auf- 
ffung tbeile ich durchaus, komme aber doch nicht ganz zu demfelben Ergebniß wie 
x Serr Landwirtbichaftsminifter. 

Dem Heren Finanzminiſter gegenüber möchte ich bemerfen, daB ich principiel, 
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auf dem gleichen Standpunkt ſtehe wie er, daß es nämlich bei ſolchen Relieraticnen 
richtig und angemefien fei, die Keften möglichk auf bie einzelnen fntereffengrunpen 
zu vertheifen. ber darin ſtimme ich ihm nicht Dei, dah die Verthellung, wie fie in 
ber urfprünglichen Vorlage vorgefehen war, diefem Princip entiprach, und daß in der 
Regel die Gemeinden, in beren Bezirk die Ausführung fattfinben fell, als bie alleinigen 
Interefſenten anzufehen fein. Der Herr Yinanzminifter fühlte ach felbft Die Un 
haltbarkeit feiner Argumentation, denn er fagte, Profeffor Intze hätte ganz reiht, def 
die unterliegenden Gebiete den Hauptvortheil von den geplanten Maßregeln hätten. 
Wenn aber bie Unterlieger den Hanptvortbeil haben, ift e8 eine große Lnbilligkeit, 
die oberhalb liegender Gemeinden, bie unter Umſtänden gar feinen Bortheil ober mm 
einen geringen Bortheil haben, zu ben Koften ganz ober überwiegend heranzuziehen. 

Ich gehe aber noch weiter und behaupte, daß man bier bed unmöglich von 
Meliorationen fprechen dann, wie fie fonft vorliegen. Bei den Meliorationen hanbet 
e8 fi um die Verbeſſerung eines beftimmten, örtlich abgegrenzten Bezirks, einer 
beſtimmten Wiefe, eines beftimmten Moorbruds x. Da wirken mit Nedt bie 
Intereſſenten, alfo die Eigenthümer der zu meliorivenden Gebiete, die Gemeinde aber 
der Kreis und eventuell der Staat und bie Provinz zufammen. Hier liegen aber 
die Berhältniffe ganz anders. Hier fol dem Eigenthumer eines Moores fein Nutzung⸗ 
recht entzogen und ihm foll die Möglichkeit genommen werden, fein Moor wirtbidef- 
lich zu verbeffern und eine ergiebigere Rente aus bemfelben zu ziehen. Hier Tum 
man alfo nicht von einer Melioration fprechen, die bem betreffenden Befiyer Bortheik 
bringt, fondern es handelt fih bier bireft um eine Art der Enteignung, auf die ker 
Grundſatz der Berfaffung Anwendung finden muß, daß das Privateigenthum nur and 
Gründen des öffentlichen Wohls und gegen volle Entfchädigung entzogen oder befchräutt 
werden kann. Wenn ber urfprünglicde Gefegentwurf den Gutsbezirten die Gar 
ſchädigung für den Schaden auferlegte, ben ber Beſitzer des Gutes Hat, fo ift da 
meines Erachtens eine fehr bedenkliche Auslegung der Berfaffung. Es kommt dexmi 
hinaus, daß in biefem Falle der Beſitzer eines Gutes, das einen eigenen Gutsbezil 
bildet, die Entihädigung aus ber einen Taſche nehmen und in die andere Tafe 
hineinſtecken fol. Das tft nicht die Abficht der preußifchen Berfaflung geweien. 

Der Herr Yinanzminifter fagt, auch vom Meliorationsſtanddunkt ans wäre 
nur dann berechtigt, den Staat zu den Koften heranzuziehen, wenn es fi) um Mehs 
rationen handelt, deren Bedeutung über eine Provinz hinausgeht. Wenn irgenb em 
Melioration über das Gebiet einer Provinz hinausgeht und man biefe® pofitin nad» 
weifen Tann, fo ift das bei ber in Rede fiebenden der Fall. Ich brauche bloß m 
erinnern an die Denkfchrift bezüglich der Verwendung der Unterflügungen für be 
durch Hochwäſſer Gefchäbigten. Nach diefer find von ben Geldern 5200 000 Det | 
dem Oberpräfidenten in Breslau, 1366000 Mark dem Oberpräfdenten in Potöben, 
210000 Mark dem Oberpräftdenten in Stettin zugewiefen. Der vorliegende Gele 
entwurf bezwedt nun, biefe Hochwaflergefahren zu befeitigen oder werigfiens ew 
zufehränten; alfo haben doch bie Provinzen Brandenburg und Pommern and einen 
gewiffen Bortheil davon. Die Betheiligung des Staates iR demnach nach den eigemmn 
Grundfägen des Herren Finanzminiſters durchaus gerechtfertigt und geboten. Yermr 
darf man nicht vergeffen, daß die Schifffahrt einen großen Bortheil hat von den ge 
planten Maßregein, daf die Riederichlagsverhältniffe und bie ganzen fanitären Ber 
bältniffe eine Befferung erfahren, während bie einzelnen im Gebirge liegenden Veſchet 
vielleicht gar nicht unter den Hochwaſſergefahren zu leider haben. “Denn ob oben im Gebirge 
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die Heinen Rinnfale da ober dort laufen, ift vieleicht völlig gleichgiltig; nur dadurch, 
daß biefe Hunderte von Heinen Riunfalen ſich unterhalb zufammenfinden an beftimmten 
Punkten, entftehen Gefahren für die Unterlieger. Alſo ich finde «8 durchaus berechtigt, 
daß der Staat eintritt. 

Audrerfeits muß ich aber auch anerfennen, daB eine gewiffe Berechtigung für 
die Mitberanziehung ber Provinz. vorliegt; denn auch darüber kann fein Zweifel be 
ftehen, daß die Provinz Schlefien neben dem Staat in erfier Reihe weſentliche Bor- 
theile von diefem Geſetz hat. Das geht auch aus der erwähnten Denkſchrift hervor, 
daß die Provinz Schleften durch die Hochwaſſer am meiften geſchädigt worden ift. 
Wird nun diefe Hochwaſſergefahr weſentlich vermindert, fo Hat die Provinz Schlefien 
den größten Vortheil davon. Alfo ich finde es principiel durchaus gerechtfertigt, 
wenn der Staat und bie Provinz fi an deu Koften betbeiligen. Zweifelhafter ift 
mir das ſchon in Bezug auf die Kreife und ganz zweifelhaft in Bezug auf die de 
meinden. ebenfalls läßt es fich noch nicht genau überjehen, ob bie Kreife und die 
Gemeinden von den geplanten Maßregeln befondere Vortheile haben. Vielleicht ließe 
fi eine Regelung dahin erzielen, daß Staat, Provinz und Kreis fi) an den Koften 
betheiligen. Denn darüber kann fein Zweifel fein, je Heiner der im Gebirge liegende 
Gemeindeverband ift, defto größer ift die Wahrfcheinlichkeit, daß er von ben Maßregeln 
feinen Vorteil bat. Ich bin überzeugt, man märbe nachweiſen lönnen, dab eine 
große Anzahl von Gemeinden, die oben liegen, nicht den mindeiten Vortheil haben, 
während vielleicht die Kreife fchon Vortheil davon haben fBnnen. Das wird in ber 
Kommiffion zu prüfen fein, und dies würde wohl ein Weg fein, auf dem man fich 
verfländigen fönnte Dann ift aber auch abjolut nothwendig, denjenigen Körper- 
ſchaften, die man zu den Koften beranzieht, auch eine Mitwirkung bei der Entſcheidung 
einzuräumen fowohl bei ber Entſchädigungsfrage als bei der Entſcheidung, ob bie 
Maßnahmen nothwendig find oder nicht. Wer mit zahlen fol, ber muß auch mit 
rathen. Aber, wie die Borlage es vorfchlug, baß die Staatsbehörde allein entfcheiden 
und die Gemeinde allein bezahlen joll, — das ift eine umgerechte Vertbeilung von 
Rechten und Pflichten. Wenn alfo die Provinz und die Kreife einen Theil der Koften 
übernehmen jollen, fo wird der Staat ſich auch. entjchließen müſſen, in irgend einer 
Weiſe eine Mitwirkung diefer Organe, mindeftens aber ber Provinz herbeizuführen. 
Das mag dem Staat unbequem fein; aber ich halte e8 für gerecht und billig. Die 
Betbeiligung des Staats an den Koften halte ic auch von dem Geſichtspunkt aus 
Für dringend geboten, den Herr Kollege Seybel angeführt bat, nämlich daß mit mög⸗ 
fichfter Schonung vorgegangen und nur eingefchritten werben möchte, wenn bas 
dringendſte Gebot vorliegt. Zwar bat au der Herr Minifter diefen Standpunlt 
eingenommen; aber ih meine, es giebt keinen befferen Schuß gegen rigorofe An⸗ 
forderungen und ein unüberlegtes Vorgehen, als daß der Staat an ben Koften 
beteiligt wird. . 
(Abgeordneter Graf Strachwitz: Sehr richtig! fehr richtig!) 

Ich fürdte, daß, wenn ſich der Staat nicht an den Koften betheiligt, nicht felten 
Anordnungen getroffen werben. würben, welche nicht abſolut nöthig find; dagegen if 
:ine angemeflene Betbeiligung des Stantes an den Stoften das geeigneifte Mittel, um 
piergegen zu fchüßen. 

Dagegen möchte ich mich aber ausiprechen, daß man principiell die Koften ben 
Leineren Berbänden, Gemeinden ober den Privatperjonen auferlegt, jedoch den Be 
übern und Gemeinden, die bebärftig find, Unterflügungen gewährt. Gegen dieſes 
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Almoſenprincip bin ich durchaus. Derjenige Verband, anf den die Koſten mit Reht 
fallen, muß fie auch tragen, zumal_fte nicht fo bebeutend find, um feine wirtäfcek- 
liche Leiftungsfähigteit zu beeinträditigen. Die Gewährung von Unterfiiigungen kei 
mandherlei Mißftände im Gefolge; es kommen da alle möglichen Zufälligleiten eb | 
Ungleichheiten vor; der einen Gemeinde wirb etwas zugewenbet, der andern niit. 
Ich halte im Allgemeinen das Princip der einheitlichen Dotirung, wie ſolches bei dan 
Schullehrergehältern angenommen ift, für viel beffer als das Princip, daß in einzelne 
Fällen die Unterflüungsbebärftigleit geprüft witd, und das dahin führt, daß von 
Seiten der Regierung alle möglichen Einwände gegen bie Hilfs und Unterfiktung: 
bedurftigkeit gemacht werden. | 

Schließlich möchte ich noch darauf hinweiſen, daß ich über die Beſtimmung bei 
8 6 nicht fo leicht hinwegkomme wie die Herren aus Schlefien. Man kann ja dieſen 
Herren gegenüber vielleicht fagen: volenti non fit injurie, und wenn es fih wu 
um die Provinz Schlefien handelte und ich fidher wäre, daß diefe Beſtimmung ik 
auf andere Provinzen übertragen wird, fo würde ich vielleicht nach diefem Grundich 
fein Bedenken dagegen äußern, fobalb die Herren aus Schlefien bamit einverfianbe 
find. Aber der Herr Yinanzminifter hat felbft uns daran erinnert, daß wir ums er 
einen allgemeinen Standpımft fellen und von principiellen Intereſſen Io 
müßten. Deswegen babe ich erhebliche Bedenken gegen 8 6. Durch ben 8 6 wid 
ein ganz neues Princip in die Gefegebung eingeführt. Nach dieſem Paragrapge 
follen die Vefiker eines Stüdes Land, auf dem zufälliger Weiſe Meliorationen m 
Intereſſe der Allgemeinheit vorgenommen werben müffen, nicht nur ihr Land ehr 
Entihädigung zu diefen Meliorationen hergeben, fondern andy noch allein bie Raße 
biefer Einrichtungen tragen. Ja, meine Herren, bas widerfpridt meines Er— 
achtens jedem Gerehtigkeits- und Billigkeitsgefühl. Wenn in ein 
Einſchnitt auf der rechten oder linken Seite eines Heinen Bades ein Meiner Bew 
zwei, drei, vier Morgen Wiefen hat, und bie YForftiverwaltung beftimmt, bei «wi 
diefer Wiefe im Fntereffe der Berlangfamung des WBaflerablaufs ale mögliche 
Yanggräben angelegt werden follen, und es wirb dadurch die ganze Wieſe zerikäde 
und bie Ernte erſchwert und vertheuert, dann foll e8 gerecht fein, Daß ber Giger 
thümer biefer Wiefe allein bie Koften für diefe Anlagen trägt und dauernd de 
Unterhaltung berfefben zu Gunften der Allgemeinheit übernimmt und einen Pfenmy 
Entfhädigung für die ihm zugefügten Schäden erhält? Das verſtehe ich eimjeh 
nicht, und ich begreife nicht, wie die Herren aus Schleflen fidh fo leicht über den $6 
hinweg gefetst haben. 

(Buruf.) 


IH halte dies für viel wichtiger als bie Frage aufzuwerfen, die gar nicht mit deu 
Gefeß in Zuſammenhang fieht, ob man nicht eine weitere Aufforftung und anben 
Maßnahmen an den Flüffen in Erwägung ziehen foll. 

Alfo indem ich mich dem Antrage auf Kommiſſionsberathung anſchließe, möde 
ich dringend bitten, namentlich den 6 6 einer fehr ernften Prüfung zu ınterzieher 
Darin liegt die größte Härte, daß bei diefen im Jutereſſe der Allgemeinheit einzelnen 
Befigern gemachten Auflagen der Staat, bie Provinz und die Gemeinde nicht eintritt. 
fondern der Befiter felbft allein diefe Laften tragen foll ohne irgend melden Bedth, 
ſchutz. Denn alle Beſtimmungen, die wir jet in ber Selbfiverwaltung im Suterek 
eines befieren Rechtsſchutzes haben, follen hier aus Ziwednäßigkeiterädkfichten, die u 
anerkenne, befeitigt werben,. und ohne irgend einen Rechtsſchutz fell die Behan⸗ 
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einem Lleinen Bauern auferlegen können, auf feinen zwei, brei Morgen die und die 
Gräben und Fanggruben anzulegen und nicht bloß anzulegen, fondern auch zu unter. 
halten, Das if eine lingerechtigleit; der Geſetzentwurf bedarf alfo dringend einer 
Durchberathung in der Kommiffion, und ich hoffe, daß in berfelben diefe Un⸗ 
gerechtigleit befeitigt werden wird. 

Abgeordneter Graf Strachwitz: Ich wollte Herrn Kollegen Seydel (Hirichberg) 
noch ein Wort auf feine Bemerkung über das Knieholz erwidern, weil ich Werth 
darauf lege, baf das dem Publikum belannt wird. Außer den verichiebenen anderen 
Feinden, die das Knieholz hat, ift der Hauptfeind das Publilum, die geebrien Gebirgs« 


touriften. 
(Sehr vihtigl) 

E if feitens ‚der verjchiebenen Forſtverwaltungen feftgeftellt, daß das Publikum noch 
ſchlimmer als bie berächtigte Afterraupe von Lophyrus rufus, an ber das Knieholz 
nach der Pflanzung leicht zu Grunde gebt, fix die Knieholzueupflanzungen if. Es 
giebt wenige Gewächſe, die fich einer ſolchen Beliebtheit bei dem reiſenden Publikum 
erfreuen wie das Knieholz. Feder reift Knieholz ab, jeder bricht Knieholz aus, und 
wenn das Publilum, welches ins Niefengebirge zeift, nicht darauf Rückſicht nimmt, 
fo wird die weitere Ausdehnung der jungen Snieholgbeftände unmöglich fein. 

Wenn ich mich nun noch einmal in bexfelben Angelegenheit zum Wort gemeldet 
habe, fo gejchieht dies, weil ich, wenigftens foweit e8 meinerjeit® möglich if, ver⸗ 
hindern möchte, daß Anfichten, die der Herr Finanzminiſter mit feiner befannten 
großen Autorität dedit, von bier ins Land gehen. Zunädft noch ein Wort über den 
86. Diefer 8 6 erläutert meiner Anſicht nad) beffer als alle Neben, daß es ſich 
nit um Melioretionen, fondern um Bolizeiverfügungen handelt. Ich babe davon 
Abſtand genommen, dies hier zu beiprechen, weil ich mir dachte, es bedarf zunächſt 
einer eingehenden Erläuterung ber Regierungslommtiffare, wie weit er beläftigend wirkt, 
Und da. ich annahm, daß die Vorlage in eine Kommiſſion geben wird, fo habe ich 
von einer Beſprechung Abſtand genommen. Ich glaube, die ganze Trage; wie weit 
der Staat, die Provinz, bie Gemeinde fih an den Koſten zu betbeiligen haben, wird 
darauf hinauskommen, in ber Kommilfion feftzuftellen: enthält diefe Borlage im 
Weſentlichen Meliorationen zu Gunſten der Betheiligten ober enthält fie im Weſent⸗ 
lien PBolizeiverfigungen zum Vortheile der Allgemeinheit? Ich glaube nicht, daß 
es der Königlichen Staatsregierung möglich fein wird, nachzuweiſen, daß es fidh um 
Meliorationen handelt, wenigftens nicht um Meliorationen, wie man bisher das Wort 
Meliorationen verftand. Es wird ſich bauptfächlich nur darum handeln, Unterlaffungen 
Einzelner zwangsweife wieder gut zu machen, von benen bie Betheiligten zum großen 
Theil gar feine Bortheile haben, von denen aber Unterlieger und weite linterlieger 
den alleinigen Vortheil haben werden; denn nicht aus Intereſſe für die einzelnen 
Vetheiligten im Hochgebirge legt die Königliche Staatsregierung bdiefe Vorlage vor, 
fondern lediglich im Intereſſe der Allgemeinheit. 

In einem gebe ich dem Herrn Finanzminifter und aud dem Herrn Borrebner 
Net, daß darüber ſich fireiten läßt, ob die Provinz vielleicht zu betheiligen ift, weil 
die Provinz ja ganz gewiß einen Vortheil davon bat, wenn Hochwaſſerſchäden in der⸗ 
jelben verhütet werden. Alfo ich will da mein letztes Wort nod nicht gefprochen 
haben, und es lann da in der Kommiffion ein Weg gefunden werden; aber die 
Gemeinde refpeftive der einzelne der Gemeinde Angehörige, in der dieſe Maßnahmen 
auszuführen find, hat nicht einen Bortheil, ben man Melioration nennen fann. Ich 
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erlaube mir, den Herrn Miniſter an ben 8 4 zu erinnern. Ber wird denn We 
Wiederaufforftung der ausgerobeten Fläcden unternehmen, wen ber Betreffende wu 
die Mittel dazu Hat? GHaubt benn der Herr Miniſter, daß die Wieberaufforkum 
unterbleibt ans böfem Willen? — Rein, fie unterbleibt, weil der Mann nicht dei 
Geld dazu bat. Er Hat bei der fleigenden Konjunktur ſchließlich auch im Hodwebing: 
land feine eigene Parzelle von 10, 50 auch 100 Morgen verfauft; er findet lein 
Menfchen, ber ihm die Gtöde rodet. Es ift ben großen Verwaltungen nur wi 
großen Koften mögfih, aus dem Innern von Böhmen dazu Leute berfkbermubringe, 
und fie thun es, um dem Auftreten des Borlenläfers entgegenzuwirken, um cu 
leichtere Kultur hernach aufmachen zu können, und um die Glasinduſtrie mit Bram 
material zu verforgen. Aber der Bauer kommt gar nicht auf den Gedanken, ans der 
Gegend von Königgräk ber 50 Stöderober hereinzuhbolen, denn im Lanbe haben wir 
diefelben nicht mehr; es fällt ben Lenten gar nidht ein, im Sommer hinanfpagchen 
tn die entfegenen Reviertheile, um die Stöde auszuroden; allenfalls thun fie es = 
der Nähe der Dörfer im Wege der Selbfhverbung. Wenn das alfo unterblieben & 
weshalb ift es unterblieben? — Weil der Betreffende nicht in ber Lage war, es x 
thun. Und mo hat ſchließlich die Gemeinde hernach einen Vortheil bauen, ba ix 
Parzellen von 20 bis 80 Morgen wieder aufgeforfiet werden? Gie kann einm Be: 
teil vielleicht in der Wiederaufforftung haben, wenn dadurch ber Ueberfallwind wu 
Gebirge in die untern Gemeindewalbungen verhindert wird; aber bebeutenbere fdds 
Waldungen, die zu fchirken wären, find felten vorhanden. 

Rein, es handelt fich, giaube ich, wirffich darum, daß der Herr Yinanzınisile 
bei allen folchen Einrichtungen eben bie Berpflichtungen bes Staates auf ante: 
Schultern zu wälzen fi) bemüht. Es if der Staat aber auch in einer ganz ur | 
gewöhnlichen Weiſe im Beſitz der Mittel; der Staat hat die ganze indirekte Fe 
ſteuerung: im Teil durch die indirekten Steuern, im Staat durch die Eifenbainn: 
er Bat dur) die Einfommenfteuer das Einjehen in die Taſchen der Sterterzahler mi 
die Möglichkeit, fie aufs hödfte heranzuziehen, er hat bie Tolofialen Forſten m 
Domänen. Nein, ich finde nmgelehrt, der Staat ift eher zu mächtig und zu reich m 
Berhältniß zu den Staatsblirgern, als daß man ihn bei jeder Gelegenheit von jemr 
Berpflichtung frei laffen foll. 

Alſo die Kommiffion — um zu refümiren — wird zunächſt dariiber zu entſchede 
haben, ob eime Melioration zu Gunften der Betheiligten oder eine Poligeiversrhunm 
vorliegt, und wenn fie, wie ich hoffe, zu der Iehteren Anficht fommen wird, dann bez 
ich der Ueberzeugung, wird auch die Knigliche Stantöregierung ihren WBiberfyrah 
gegen die materielle Betheiligung aufgeben. 

Bicepräfident des Stnatsminifteriums Finanzminiſter Dr. v. Migwel: Ich wi 
bem Herrn Borrebner erwibern, daß Polizeiverordnung und Belioration ger Te 
Begenfäte find. Wir haben in einer großen Anzahl von Fällen Swangsmefioretimun, 
die nicht von dem freien Willen der Betheiligten abhängen, bie nichtsbefiswenige 
Metiorationen find. Alſo wenn die Kommiffton ſich mit biefer Doltorfrage befdhäftige 
wollte, ob das Polizeiverorbmung oder Melioration tft, fo wärde fie ganz unnäp ie 
Beit verbrauden. | 

Meine Herren, ber Herr Abgeordnete Gamp hat die Gemeinden ganz frei kefen 
wollen, wenn ich ihn recht verftanden habe. Wenn er den nädften Kreis beranzicke | 
will, fo fann man das ebenfo gut befämpfen umb vertreten, als wenn die Tixfprumg® 
gemeinden herangezogen werben zu einem Theil biefer Keften. Sie allein been | 
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auziehen, dagegen kann man ja allerdings fchwerwiegende Gründe anführen. Es giebt 
doch aber auch fehr viele Yülle, wo bie ganze Gemeinde, in welcher bie Maßnahmen 
getroffen werden, doch fer bedeutende Vortheile wen dieſen Maßnahmen Bat. . 

(Zusuf des Wogesröneten Gamp: Vorbeflenerung!) 

— a, das wäre auch en Modus; aber daB würde bock nur da möglich fein, wo 
der Bortbeil ſehr weientlih if, wo es fich um große Gemarkungen handelt, wo die 
Gemeinden vielleicht große Waldungen und Yorften haben. Die Gemeinden ganz 
feet zu laffen, würbe ich für bebenflich halten. Ob man ben Kreis beranzießen will, 
ift eine Yrage, die man auch erwägen kann; jedenfalls ift er einer der allernächſt 
Betheiligten. ber über diefe Frage ift bis jet ſehr wenig Differenz geweſen; man 
hat es unbillig gefunden, wie es med; her Megierungwoniage geſchieht, bie Gemeinden 
au ſcharf heranzuziehen. 

Nur det man gefegt, bleibt ein großer Reß übrig, *. ober ”/, ben fofl der 
Staat alleine bezahlen, und ich freue mich, daß ich in diefer Beziehung die Unter- 
flügung des Herrn Abgeordneten Gamp habe, baf wir entiprechend dem Grunbfate 
unferer Laftenvertheilung handeln, nämtich daß bei Meliorationen oder Maßregeln zur 
Berhütung von Naturfäben die nächktbetheiligten Provingen in diefer Beziehung 
jedenfalls mitwirten. Das würde die emtfcheibenbe Frage fein; bie lediglich finanzielle 
Frage — das lann ich betonen; in dieſer Beziehung irrt fi Graf Strachwitz voll- 
fländig — if verhältnißmäßig unbedeutend und wird meiften® vorübergehend fein. 
Alfo vom finanziellen Standpunkte in biefem einzelnen Falle gebe ich gar nicht aus, 
und es ift ſehr irrig, wenn Herr Graf Strachwik glaubt, bier ſtecke wiederum ber 
Sinanzminifter, das leidige Kaftanienwäldchen bahinter. 

(Heiterkett.) 
Ya, meine Herren, mar macht fi) da ein ganz faljches Bud. Häufig Iefe ich in den 
Zeitungen, namentlich aud in den Debatten bes Meichötages, beffen Mitslieder oft 


weniger Ahnung 

(große Heiterleit) 
von der inneren preußiſchen Verſaſſung und Verwaltung haben: da if wieder der 
Finenzminiftee in Preußen ſchuld, — während es fi um Dinge handelt, von benen 
ich überhaupt noch gar eine Kenntniß befommen babe, nie in ber Lage geweſen hin, 
Stellung zu der Sache zu nehmen. 

Alfo ih fage auch in diefem alle, Herr Graf Strachwitz irrt fi. Die wahren 
Motive, die die Regierung leiten, babe ich in genügenber Weife auseinandergefekt, 
und ich möchte die Herren bitten, den Ernft des Wiberfandes der Megierung als ſehr 
groß anzunehmen und nicht darauf zu rechnen, baß in biefer grunbfätlichen Trage 
Die Regierung einfach den Wunſchen der Nächfibetheiligten folgen wird. Die Kommiſſion 
cann darauf nicht rechnen. Meine Herren, das Geſetz if fehr wichtig, namentlich als 
Anfangsgefe für eine weitere Geſetzgebung, die das ganze Land allmählich umfaflen 
fol; und da lann bie Regierung an fi, wo es ſich nicht um ein paar Groſchen 
Handelt, fondern um wichtige, feſtzuhaltende Grumdfäge, nicht nachgeben. 

Sch wollte noch eins nachträglich bemerken. Der Herr Abgeordnete Gamp bat 
geiagt: wie kommt ber Grundeigenthümer dazu, ber bier durch Bivangsmaßregeln 
angehelten wird, beſtimmte Maßregein zu treffen oder zu untexlaffen, Entfegäbigungen 
zu zahlen? Wber ber ſoll ger keine Entſchädigungen zahlen, fondern die Gemeinden; 
ähm werden ja bie Koften erſetzt, er ſoll ja volle Eutſchädigung haben, daher kann 
Diefer Einwand nicht zutreffend fein. 
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Bräfident: Die Distuffion iſt gefchloffen. 

Zu einer perfönlicen Bemerkung bat das Wert der Abgeordnete Bamıp. 

Abgeordneter Gemp: ch wollte nur bemerten, daß ber Herr Finanzminiſer 
mid völlig mißverflanden bat. Ich Habe auf $ 6 Hingerviefen, durch den ber Grunb- 
befiter verpflichtet wird, Gräben u. f. w. auf Anweiſung der Behörbe anzulegen und 
zu unterhalten, von denen er gar keine Vortheile bat, ohne irgenb welche Ent- 
Ihädigung. Die Bemerkungen bes Herrn Yinanzwinifters treffen die Fälle des $ '. 

Bräfitent: Es ift beantragt worden, ben Geſetzennwurf einer befonberen 
Kommiffion von 14 Mitglievern zu überweifen. 

Zur Geichäftsorbriung hat das Wort ber Abgeorbnete Ehlers. 

Abgeordneter Ehlers: Ich wurde beantragen, bie Borlage an die Bubgetfommmiffien 
zu überweiſen. 

Bräfident: Es ift alfo erſtens vorgefjlagen, den Geſetzentwurf an eine befasbere 
Kommiffion von 14 Mitgliedern zu überweifen, unb zweitens, ibn an bie Vudgei⸗ 
Tommiffton zu verweifen. Ich werbe darüber abſtimmen lafſen. 

Ich Bitte, daß diejenigen Herren, welche ber Gefekentwurf einer beſonderen 
Kommiffion von 14 Mitgliedern ütberweifen wollen, ſich erheben. 

Geſchieht.) 
Das iſt bie Majorität; der Geſetzentwurf gebt an eine beſondere Kommifſion 
von 14 Mitgliedern. 


B. Beriät ber XVIL Kommilfien zur Vorberathung det Geiekentwurfs, Beir. 
Schutzmahregeln im Ouellgebiete der Iinisfeitigen Zufläfle der Ober in ber Bresin 
Schleſien. 

Das Haus der Abgeordneten beſchloß in feiner Sitzung vom 18. März 1899 ben 
vorbezeichneten Geſetzentwurf einer Kommiffloen von 14 Mitgliedern zur Borberatbkung 
zu überweiſen. Diefelbe hat ihre Uufgabe in 8 Sitzungen eriebigt. 

Denfelben wohnten als Vertreter der Königlichen Staatöregierung bei und zwer: 

als Kommiffere des Minifters für Landwirthſchaft, Domänen und Terken 
Geheimer Ober-Regierungsrath von Friedberg, 
Lanbforftmeifter Schul, 
Geheimer Bauratö von Münftermann; 
als Kommiſſare des Finanzminiſters 
Geheimer Ober⸗Finanzrath Havenſtein, 
Geheimer Ober⸗Finanzrath Dombois. 

Die Kommiffion beſchloß zunächſt, den Geſetzentwurf in zweimaliger Lefung zu 
beratben. 

Bon einer Generaldisfuffion wurde abgefehen; es wurde alsbald in die Veratkenag 

des 8 1 des Entwurfs 
eingetreten. 

Mitglieder der Kommiſſion erjuchten die Königliche Staatsregierung um Uns 
tunft, in welcher Art und durch was für Beamte die Ausführung der in dem Geſeh⸗ 
entrourf vorgefehenen Maßnahmen erfolgen folle, — ferner ob bie Gebiete, auf weide 
in den betheiligten Kreifen das Geſetz Anwendung finden folle, fchon genauer be 
ſtimmt jeien. 
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Der Bertreter der Königlichen Staatöregierung erwiderte — unter Borlegung 
von Karten des Kreifes Landeshut und der Grafichaft Glatz 

Mit ben Vorarbeiten zur Ausführung des Geſetzes folle unverzüglich, jedenfalls 
im Lauf dieſes Sommers begonnen werden; es fei beabfichtigt, hierbei befonders 
qualificirte Forſtafſeſſoren und jüngere Baubeamte zu verwenden, die unter Anleitung 
erfahrener Oberförfer und Melioratiomsbaubeamter an Ort unb Stelle die Bor- 
arbeiten auszuführen baben werden, auf Grund deren dann fowohl bie Feſtſtellung 
des räumlichen Gebietes ber Anwendung bed Geſetzes, als bie Anordnung der in dem 
Geſetz vorgefehenen Maßnahmen erfolgen werde. Die ortliche Ausführung der ger 
troffenen Anordnungen werde ebenfalls von jenen Beamten überwacht werben. 
Aehnlich — wie in Oeſterreich — würden allmählih Specialtechniler für diefe 
Arbeiten berausgebildet werben, die aber in fieter Fühlung mit den, wit ben örtlichen 
Berhältniffen genau belannten Oberförkern und Meliorationsbaubeanten und unter 
der einheitlichen Kontrolle eines forfttechniihen Mitgliedes der Regierung zu arbeiten 
haben werben. Die nothwendige Einbeitlichleit in dem Vorgehen werde burd bie 
Theilnahme dieſes zuletzt bezeichneten Forſtbeamten und des Meliorationsbaubeamten 
an der nach 8 9 der Geſetzesvorlage zu bildenden Kommiffion herbeigeführt und auf 
recht erhalten werben. 

Im Uebrigen werde wiederholt verfichert, daß die Ausführung des Geſetzes mit 
äußerfier Schonung erfolgen folle, und daB man insbefondere von ſolchen Maßregeln 
abjehen werbe, durch welche die hochgelegenen Gebirgsbörfer in ihrer wirthſchaftlichen 
Eriftenz gefährdet werden würden. 

Bei der II. Lefung wurde $ 1 angenommen. 

Zu 88 2 und 3 
wurben feiten® der Mitglieder der Kommiffion folgende Bedenken vorgetragen: 

8) Die Berbote und Einfchränkungen, denen der Eigenthümer bei der Nutzung 
feines Waldes durch das Geſetz unterflellt werde, feien jo mannigfach und 
dabei jo unbeſtimmt, daß der Waldeigenthümer gar nicht mehr wiflen 
werde, was er noch thun dürfe und laffen mäüffe; 
zu den forſtlich unwirtbidhaftlihen Maßnahmen gehöre auch die Streu- 
entnabme; trotzdem fei diefe Streunutzung für fehr viele Kleinere Befiger 
von größter Wichtigleit, da fie bei der Art ihrer Wirthichaftsführung auf 
die Entnahme der Streu aus ihren Heinen Walbungen geradezu angewieſen 
feien; ein Verbot der Streunugung für Kleine Beſitzer fei nur gegen &e- 
währung einer Entſchädigung zuzulaſſen; 
wenn jemand feinen Wald niederfchlage, oder benfelben zum Abtrieb ver- 
kaufe, könne derfelbe zur Wiederaufforftung gezwungen werben? Sei es 
zuläffig, einen Waldeigenthümer zu hindern, feinen Wald, der nad forfi- 
wirthfchaftlichen Grundfägen noch nicht fchlagfähig fei, einzuſchlagen? 

d) fei e8 durch 8 2 ober 3 des Geſetzentwurfs verboten, das Ausroden von 

Stodholz vorzunehmen? 

Die Bertreter der Königlichen Staatsregierung äußerten ſich über diefe Bedenken 
wie folgt: 

Zu a und c. Den Begriff der „Forſtwidrigkeit“ einer Nukung in genauerer 
Weiſe zu erläutern, als dies in der Begründung des Geſetzentwurfs geſchehen, fet 
faum mögid. 

Bei Ausführung des Geſetzes werde man zunächſt fefiftellen, welche Waldungen 
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unter daB Geſetz fallen; bezüglich biefer werde dann allgemein vorgefchrieben 
daß fie als Waldung beſtehen "bleiben müſſen; das hindere nicht dem Eigen 
thümer, zu ber Zeit, zu der es ibm am vortheilhafteſten ſcheine, den Wald eim⸗ 
ſchlagen; er babe dann nur die Pflicht, die Schlagfläche innerhalb 5 Jahren wieder 
aufzuforften. Der Uebergang zu einer anderen Nutzung als ber forſtwirth⸗ 
ſchaftlichen fei an die Beſchränkung des $ 8 des Geſetzes gebunden. 

Im Uebrigen fei zu beachten, daß das Einfchreiten des Negierungspräftdeuten 
nad) 8 2 des Geſetzentwurfs nur dann zuläffig fei, wenn die Maßnahme wicht 
bloß eine an fih forſtlich unwirthſchaftliche, fondern gleichzeitig diefelle 
auch eine im Ginne des 8 2 gemeingefährlide fei. 

Zu b. Eine übermäßige Streunutzung fei eine forftlih unwirthſchaftliche Bkaß- 
nahme; für bie Unterlaffung einer folden auch noch eine Entſchädigung zu ge 
währen, fei völlig ausgefchloffen, werde doch durch dieſe Unterlafſung lediglich der 
Bortheil des Waldeigentbimers gefördert; auch Lönne geſetzlich doc fein Unterſchied 
gemacht werden zwiſchen großen und kleinen 'Srunbbefitern; es fei in Ausſicht ge 
nommen, die Streunngung in den betreffenden Walbungen etwa von 3 zu 8 Jahren 
kontrolliren zu lafien und da, wo nöthig, mit Anordnungen vorzugehen; auch hierbei 
werde mit fchonender Nüdficht verfahren werben. 

Zn d. Gtodrodungen an fteilen Abhängen, fofern dadurch Bodenrutſchungen 
entfiehen Können, feien allerdings als forſtlich unwirthſchaftliche und zugleich gemein- 
gefährliche Maßnahmen anzufehen, bie unter 5 3 des Geiehes fallen. 

Auf eine Anfrage aus der Kommiffion, ob es ſich nicht empfehle, flatt ber Worte 

„Rodung von Holzungen“ eine andere Bezeichnung zu wählen, weil man in Gchleften 
allgemein unter Rodung nur das Ausroden bes Stochotzes verſtehe, erflärte der Ber⸗ 
treter der Koniglichen Staatsregierung: 

Es ſei bereits in der Begründung bes Befehentwnrfs hervorgehoben, daß unter 
„Rodung“ zu verfiehen fei „das Urbarmachen von Walbboben zum Zwedck be lieber: 
gangs zu anderer als forſtwirthſchaftlicher Nutzung“; diefe Auslegung entipreche dem 
allgemeinen, wie insbefondere dem forfttechnifchen Sprachgebrauch. — 

Bei der II. Lefung wurden bie 88 2 und 3 angenommen. 

Zu 88 4 und 5 wırden Ausführungen nicht gemacht, weber in der I. noch in 
der II. Leſung; diefelden wurden angenommen. 

Zu 8 6: Geitens Mitglieder der Kommiffion wurde darauf hingewiefen, daß 
der Adjacent, der nicht zugleich Eigenthümer der Weges fei, durch biefe gefeiglidhe 
Borſchrift arg gefchäbigt werden fünne; auch enthalte es eine Aweichung von den 
Normen des Allgemeinen Landrechts Aber Vorfluth“, wenn nicht der unterhalb 
fiegende, fondern der angrenzende Grundfifidiäbefiker verpflichtet werde, das wilb ab- 
laufende Waſſer aufzunehmen. 

Der Bertreter der Königlichen Staatsregierung erwiderte: 

Die Vorfchrift des 8 6 fei von großer Bedeutung insbefondere für ben Schutz 
der Wege; fie folle nad ihrem Wortlaut nur da Anwendung finden, wo es obue 
wirtbfchaftlihe Nachtheile gefchehen könne; das auf dem Wege frei abfließende Waſſer 
fei fein ‚mild ablaufendes‘ im Sinne des Allgemeinen Landrechts. 

8 6 wurde angenommen. 

87. 
Zu 8 7 liegen 2 Anträge aus ber Kommiffton vor folgenden Wortlauts: 
A. Den letzten Abfa im $ 7 wie folgt zu faflen: 
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Für bie u. f. w. Nachtbeile und Koften haben Entſchädigung zu leiften zu 
%, der Staat, zu Y, die Gemeinden (Gutsbezirke), welche Bortheil davon 
haben, nad Berhältniß beffelden. Fur nicht Teiftungsfäbige Gemeinden 
bat der Staat einzutreten. 

B. Im $ 7 anftatt der Worte: 

„Bu ', die Gemeinde (Butsbezirf), zu %, ber Staat” zu ſetzen: „der Staat”. 

Der Antrag zu A. wurde bahin begründet: 

Es fei nicht zu verhifertigen, bie &emeindeverbände zu Entichäbigungen 
heranzuziehen für Maßnahmen, von denen fie Teinen Vortheil haben; dies 
gelte insbefonbere von ben vielen Gemeinden, die im Riefengebirge an ben 
fleilen Gebirgshängen gelegen feien; die heilfamen Wirkungen der Schutz⸗ 
maßregeln äußerten ſich dort zumeift erft in dem Gebiet der fiußabwärts 
gelegenen Ortfchaften; deshalb feien diefe zur Leiftung der Entſchädigung 
heranzuziehen; für die Formulirung des Antrags ſei vorbildlich geweſen 
die Vorſchrift des F 10618 des Allg. Landrechts; es fei dringend er- 
wunſcht, im Geſetz felbft zum Ausdruck zu bringen, wer an die Gtelle 
leitungsunfäbiger Gemeinden zu treten babe. 

Den Antrag zu B. begründete Antragfteller dahin: 

Der Bortheil der im $ 7 bezeichneten Maßnahmen Tomme nicht der be» 
treffenden Gemeinde zu gute, fondern den flußabwärts gelegenen Dörfern 
und zwar nicht bloß Schlefiens, fondern inshefondere auch Brandenburgs; 
diefe eigentlichen Intereſſenten richtig beranszugreifen unb zu ben Ent- 
fhädigungen heranzuziehen, fei praftifch unausführbar, deshalb müſſe ber 
Staat die Entſchädigung allein übernehmen. Dies folge auch daraus, daß 
es ſich Hierbei nicht um eine Melioratton handle, fondern um Maßnahmen, 
die im allgemeinen flantlichen Intereſſe ausgeführt werben follen. 

Uebrigens dürfe man bie Höhe der zu gewaͤhrenden Entichäbigung nicht 
zu gering veranfdjlagen, beifpielsweife Tönne die Beichräntung in der 
Ausnugung der Moore zu recht erheblichen Schadensforberungen be- 
vechtigen. 

Seitens der Vertreter der Königlichen Staatsregierung wurde hiergegen ausgeführt: 

Es fei nicht zutreffend, daB die Vortheile der Anordnungen im 8 7 nicht and 
den Gemeinden, in deren Bezirk fie getroffen werden, zu gute fommen: wenn 3.2. 
am einer Hangflähe eine Ackerfurche fiatt quer, lang gezogen werde, wenn dadurch 
das berabftürzende Waſſer in das unterliegende Grundftüd einreiße oder Geröll auf 
daffelbe fpüle, oder Gemeindewege und Brüden zerftöre, fo werde bie betreffende 
Gemeinde und ihre Inwohner in erfter Linie benachtheiligt. Wenn auch zugugeben 
fei, daß der Kreis der Intereſſenten, die an fi) zur Leiftung der Entfchäbigung 
verpflichtet jeien, ein weit über den Gemeindebezirk binausreichenber fei, fo fei es doch 
praktiſch gar nicht oder doch nur umter Aufiwendung erheblicher Koften ausführber, 
diefe AIntereffenten vollländig herauszufinden und die Vortheile eines jeden richtig 
zu beivertben. 

Für die Königliche Staatsregierung feien die Anträge zu A und B ebenfo un- 
annehmbar, wie die vom Herrenhaus befchloffene Yaffung des $ 7. 

Die Wiederherftellung der Negierungsvorlage oder aber eine Drittelung der Ent- 
Schädigungspflicht zwiſchen Gemeinde, Provinz und Staat möüffe insbefondere auch 
aus folgenden Gründen dringend befürwortet werden: 

18* 
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„Die Negierungsvorlage ſei von ber Auffafſung ausgegangen, daß es ſich Bier ur 
der Regel um geringfügige wirthſchaftliche Erſchwerniſſe handeln werde, deren Rad 
theile ſich überdies mit den Vortheilen, welche fie ſchon der Gemeindeſeldmark brächten, 
mehr oder weniger ausgleichen würden, daß deshalb auch bie Entſchädigungen regel⸗ 
mäßig nur gering fein wilrden, und daß e# darum flatthaft erſcheine, von der praktiſch 
taum möglichen Feſtſtellung bes gefammten Kreifes ber Iutereffenten (Gemeinde unb 
weitere Unterlieger) abzufehen, der nächfibetheiligten Gemeinde (Butsbezirf) die Ext- 
ſchaͤdigungspflicht aufzuerlegen und ba, wo bie Gemeinde nicht leiftungsfähig fei aber 
feinen verhältnigmäßigen Bortheil von den Maßnahmen babe, mit öffentlichen Bei- 
bilfen (Staat und Provinz) den nöthigen Ausgleich vorzunehmen, wie das auch im 
zahlreichen anderen Yällen geſchehe. Indeß fei auch die anderweit vorgeſchlagene 
Drittelumg annehmbar. Es würden dann zwar in manchen Fällen öffentliche Bei⸗ 
Hilfen ohne Noth gewährt werben, anbererjeit vermeide fie aber die Verhandlungen 
fiber Leitungsfähigfeit und verhältnißmäßigen Bortheil. 

Die vom Herrenhaus befchlofiene Yaflung fei bereit8 von bem Herrn Finanz 
minifter wie von dem Heren Minifter für Landwirthſchaft für unannehmbar erflärt 
worben; um fo mehr müffe daß von dem Antrag zu B gelten. Finanziell babe jener 
Beichluß fr das vorliegende Geſetz Leine nennenswerthe Tragweite; die Frage babe 
aber eine ſchwerwiegende grundfägliche Bedeutung, weldye der Stantöregierung ihre 
ganz beflinımte Stellungnahme aufnöthige und fie zwinge daran feilzubalten, daß. 
wenn durch das Geſttz die zur Hergabe öffentlicher Beihilfen berufenen Inſtanzen 
ausdrüdlich bezeichnet würden, hier neben dem Staat auch die Provinz mit gleicher 
Leiftung herangezogen werbe. 

Das Geſetz verfolge Meliorationszwede, und alle Einzelmafnafmen des Entwurfs 
dienten lediglich biefem Zweck. Unter ben Begriff der Deliorationen und Landes 
meliorationen fielen nicht nur pofttive Verbeſſerungen des Bodens, fonbern ga 
ebenfo Schutzmaßnahmen, welche die wirthichaftliche Lage des Grundbeſitzes dadurch 
verbeffern, daß fie Schaben verhüten, die wirtbichaftliche Eriftenz des Beſitzes und 
die Möglichkeit gleihmäßiger und georbneter Bewirthichaftung ſichern. Insbeſondere 
fei der Hochwafferfchut Landesmelioration in eminentem Sinne. Es lönne aud nit 
zweifelhaft fein, daß die hier in Frage ſtehenden Melioratiousmaßnahmen nach Umfazg 
und Zwed feine über das provinzielle Intereſſe hinausgehende Bedeutung haben. 
Deshalb aber falle Hier nach dem Dotationsgefeg vom 8. Juli 1875 die Aufgabe, 
diefe Melioration durch Öffentliche Beihilfen zu fördern, der Provinz allein mit Ans- 
ſchluß des Staates zu. Wenn bier gleichwohl auch der Staat mit Beihilfen eim- 
zutreten bereit fei, jo fei dies eine Entlaftung der Provinz, nicht aber eine ungerecht 
fertigte Belaftung. Der Staat fei feit einer Reihe von Jahren und parallel mit dem 
Drud, ben er auf bie Provinzen behufs Förderung des Meliorationsweiene ausgeübt 
babe, dazu übergegangen, trog jener Beſtimmung des Dotationggeſetzes auch feiner 
ſeits vielfach beträchtliche Mittel für derartige provinzielle Meliorationen bereitzuftellen. 
Diefes Miteintreten des Staates aber geſchehe freiwillig, gefelich Tiege bie Aufgabe 
den Provinzen allein ob. Deshalb könne bie Staatsregierung nicht zulaffen, daß bier 
dem Staat allein mit Ausichluß ber Provinz die Entſchädigungspflicht überwiefen und 
jener Grundſatz in fein Gegentheil verfehrt werde. Diefen Grundſatz babe aud das 
"Abgeordnetenhaus und die Budgetkommiſſion ſtets als umerläßlic) anerfaunt und 
feftgehalten. 

Die Korberung, ba die Provinz bier nicht freigelaffen werden dürfe, fei aber 
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auch aus dem allgemeinen Geſichtspunkt gerechtfertigt, daß die in dem Geſetzentwurf 
vorgeſehenen Maßnahmen die wirthſchaftlichen Iutereſſen und den Wohlſtand eines 
beſchrͤnkten Gebietes einer einzelnen Provinz zu ſchutzen umb zu fördern beſtimmt 
fein. Bei folgen wirthſchaftlichen Mafnahnen zu Gunſten einzelner Laudestheile 
erſcheine es Billig und geboten, daß, wenn neben ben Leiftungen ber Intereſſenten 
öffentliche Mittel erforberfih würden, nicht alsbald auf die Geſammtheit alles Pro- 
vinzen und Stenerzahler zurüdgegriffen werde, fondern bag zunädft und minbeitens 
gleichzeitig der engere Verband, die Provinz, ber der Theil angehöre, unb bie auch 
mit ihrer Finanz⸗ und Steuerfraft unmittelbar und in erfier Pinie an dem Gedeihen 
ihrer Theile intereffirt fei, dies ihr Intereſſe durch Beihilfen und Präcipuelleiftungen 
bethãtige. Das fei um fo notbwendiger, als einerfeit® bie zumächſt betheiligten 
Spntereffenten erfahrungsmäßig an ben Staat im viel höherem Grabe umgemefſene 
Anſpruche fieliten als an den Kommmunalverband, dem fie ſelbſt angehdren, umb als 
es andererfeit8 für die Centralinſtanz fehr viel ſchwerer fei, das Bedurfniß ber Hilfe 
und die Leiftungsfähigleit der Intereffenten zutreffend zu beustheilen als für ben 
den Verhältniffen näher fiehenden und mit dem eigenen Interefie betheiligten 
Provinzialverband.. Thatfächlich werde diefer Orundſatz aud auf zahlreichen Gebieten 
der Landeskultur von Staatsregierung, Landtag und Provinzen als nothwendig an- 
erlannt und befolgt; fo bei Kanälen, Kleinbahnen, bei Noihſtänden in Yolge 
elementarer Creigniffe zc. Bei Hochwaſſerſchaͤden fähen es die Provinzen als ihre 
felbfiverftändliche Pfliht an, für ben Erſatz des entfiandenen Schadens miteinzutreten; 
als ebenfo felbfiverftändlich mäffe es aber auch angeiehen werben, baß fie für die 
Berhütung des Schadens miteintreten. 

Endlich werde das Eintreten ber öffentlich-rechtlichen Berbände bier doch nur 
deshalb nöthig, weil der Kreis der unmittelbaren Intereſſenten eben wicht fidjer 
zu begrenzen fei und deshalb für bie Geſammtheit diefer Intereſſenten nothwendig 
ein anderer Zräger ber Verpflichtung gefunden werden müfle Auch in foldhen 
Fällen werde ganz regelmäßig auf die nächfibetheiligten Kommumnalverbänbe zurüdgegriffen, 
die jene Intereffenten mit umfaßten und überdies zumeift Präcipualleitungen von 
den befonders intereffirten Unterverbänden zc. erheben fünnten; insbefondere recht⸗ 
fertigen fi die Leiftungen der Kommunalverbände für Kanäle, Kleinbahnen ꝛc. aud 
ans dieſem Geſichtspunkt. Auch bei Berathung des im Jahre 1869 vorgelegten 
Entwurfs eines Gefees betr. die Unterhaltung der nicht fchiffbaren Flufſe in ber 
Provinz Schleſien fei bie Nothwendigleit gleicher Behandlung der Sache nirgends in 
Zweifel gezogen worden; nur die Einfehiebung der Kreife an Stelle der Intereſſenten 
Babe man nicht gebilligt, und es fei nur zweifelhaft geweſen, ob verſucht werben 
folle, befondere Zweckverbande der Intereſſenten zu bilden ober an ihre Stelle die 
Provinz als geeigneten und leiflungsfähigen Träger zu ſetzen. Ganz ebenfo fei 
bei ben zur Beit fehwebenden Verhandlungen mit der Provinz GSchlefien über bie 
Hegulirung und Unterhaltung der ſchleſiſchen Gebirgsflüffe die Provinz bereit, an 
Stelle ber an fid) verpflichteten, aber ſchwer feftzuftellenden Intereſſenten die Unter- 
Haltung ber Flüffe zu übernehmen und zu beren erfimaliger Regulirung neben 
dem Staat eine Anzahl von Millionen beizutragen. Um fo weniger fei es zu 
verftehen, wenn bei biefer, ähnliche Zwecke verfolgenden und hochſt umbebeutende 
finanzielle Opfer erfordernden Vorlage die der Provinz zulommende Laf auf ben 
Staat abgebürbet werden folle. 

Der Grundſatz, daß zu diefen Maßnahmen ber Landeskultur und -Meltoration 
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auch die zumächtt betheiligten Provinzialverbände beizutragen hätten, ſei ebenfo in ber 
Ratur der Sache wie in ber Rechtsorduung begründet. Die Staatsregierung, aber 
ganz ebenfo ber Landtag, habe gegenüber dem wadhienden Drängen der einzelnen 
Intereffenten wie der Berbände, ihre Laflen auf den Staat abzuwälzen, das Intereſſe 
der übrigen Landestheile und ber Gefammtheit der Steuerzahler zu wahren und bisher 
gewahrt und dies erfordere, an jenem Grundſatz unbedingt feftzubalten. Nur durch 
Bejolgung biefer Politit, welche bie Kraft der Intereſſenten, ber Provinz und bes 
Staate8 in gemeinfamen Zufammenwirten zufanmenfafle, fei es möglih, auf allen 
biefen Gebieten wie bisher große Erfolge zu erreichen, und ganz befonders habe ſich 
dieß auf dem @ebiete der Lanbesmeliorationen gezeigt. Das Yufgeben diefes Grunb- 
fatges im vorliegenden Falle, ber fich principiel zuzuſpitzen drohe, würde feine Ken⸗ 
fequenzen für zahlreiche andere Aufgaben ziehen. Sollen alle biefe Laften bem Staat 
allein überwiefen werben, fo wurde bie finanzielle Kraft des Staates fehr bald Hiber- 
fpannt, auf allen biefen Gebieten fehr viel weniger erreicht, aber auch der Einzelne 
wie die Berbände zu ihrem eigenen Schaden wie zum Nachtheil des Ganzen immer 
mebr daran gewöhnt werben, nichts mehr von der eigenen Kraft zu exivarten, fonbern 
alles vom Staat zu forbern. 

Die Anficht, es liege bier um deshalb feine Melioration vor, weil die Maß 
nahmen durch polizeiliche Anordnung erzwungen würden, ober man lonne bod nur 
da von Zwangsmeliorationen veben, wo bes Beſitzer, welcher gezwungen werbe, auch 
ben Bortheil der Maßnahmen habe, fei nicht zutreffend. Ein Gegenſatz zwiſchen 
Melioration und polizeilichen ober flantlichem Zwange beftehe überhaupt nicht. Unſere 
Rechtsordnung kenne vielfach ſolche Zimangsmelisrationen und insbefonbere folge, bei 
benen fich der Zwang gegen Dritte, die von ber DMaßregel feinen Bortheil hätten, 
richte, und bei denen gleichwohl bie etwaige Entichäbigung von ben Meliorations- 
intereffenten zu leiften ſei. Er erinnere nur an ben Zwang zur Beichaffung der 
Borfiuth, die Gefekgebung über Schutzwaldungen und vor Allem über das Deichweſen 
mit ihren zahlreichen Eigentbums- und Nutzungsbeſchränkungen Dritter zu Suuften 
der größeren durch biefe Geſetzgebung geſchützten Intereſſen. 

Ebenſowenig zutreffend ſei die Auffaſſung, daß nad allgemeinen Rechtögrumb- 
ſaͤtzen bei derartigen, durch polizeiliche Anordnung oder bie ſtaatliche Geſetzgebung 
veranlaßten Eingriffen in das Eigenthum bie Schadloshaltung dem Staate zufalle. 
Man berufe ſich dafür auf die 85 74, 75 Ein. z. A. L. R.: 

„Einzelne Rechte und Vortheile der Mitglieder des Staates müflen den 
Aechten und Pflichten zur Befdrberung des gemeinichaftlichen Wohles x. 
nachſtehen. 

Dagegen iſt der Staat denjenigen, welcher ſeine beſonderen Rechte 
und Vortheile dem Wohle des gemeinen Weſens aufzuopfern gendthigt 
wird, zu entſchädigen gehalten“ 

und auf den eine Anwendung davon bildenden Art. 9 der Verfafſungsurkunde. is 
fiehe aber außer Zweifel und fei in Wiffenfchaft wie Rechtſprechung als feRftchenb 
anerkannt, daß bie Ausübung bes Hoheitsrechtes ber Polizeigewalt, zufolge deffen der 
Etaat einen Eingriff in fremdes Privatrecht anordne, den Staat ebenfowenig zur 
Entiäbigung verpflichten Tünne wie die Ausübung bes Rechtes ber Geichgebung, 
und daß nad ben 85 74 fi. cit. den Staat bie Entſchädigungspflicht nur daun treffe, 
wenn die Aufopferung der befonberen Rechte und Vortheile bes Einzelnen im Interefſe 
bes Staates in feiner &efammtheit erfolge, baß bagegen überall da, wo diefe Auf- 
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opferung im Intereſſe einer größeren ober Tleineren Gemeinſchaft innerhalb des 
Stantes geichehe, auch nur diefer engere Intereſſentenkreis zur Entfchäbigung ver- 
bunden fei. Das fei in zahlreichen Rechtsſprüchen bes Obertribunals wie des Reichs. 
gerihts (DO. Tr. E. Bd. 58 ©. Bl, 35.79 ©. 88, Str. Ar. 8b. 75 ©. 217, Bd. 99 
6.258 u. ft, R. G. E. Bd. 82 ©. 211, Bb. 26 ©. 268 u. a.) ausgeſprochen, und 
ebenfo führe unfere ganze Gnteignungsgefekgebung diefen Grundſatz durch. - Auch. 
von biefem Gefichtspunfte des Zwanges aus komme man alfo immer nur zu bem 
and ſonſt nicht zweifelhaften Exrgebniß, daß die Verpflichtung zur Entfchädigung ben 
Interefienten obliege, und habe anderweit bie Frage zu beantworten, welchen öffent. 
lihen Berbänden die Aufgabe zufalle, bie Leiftungskraft der Sntereffenten gu 
ergänzen.“ 

Seitens eines Mitgliedes der Kommiffion wurde befürwortet, an Stelle der Ge⸗ 
meinde den Kreis als Verpflichteten heranzuziehen, einmal weil die zumeifi im des 
birge gelegenen Gemeinden durchweg ſehr arm feien, und ſodann, weil bie zum Kreis 
gehörigen Ortſchaften den Hauptvortheil von den Maßnahmen haben werden; bem 
Kreis werde daB Recht zuzugeſtehen fein, ‚biejenigen Gemeinden und Gutsbezirke, bie 
den Haupwortheil haben, mit Präcipualleiftungen heranzuziehen. 

Bon einem anberen Mitgliebe der Kommiſſion wurde ausgeführt: 

Die zu A und B geftellten Anträge feien unannehmbar, — 

der zu A. gebe zwar von logifd) richtigen Grundfähen aus, fei aber praftifch 
undurchführbar, — 

der zu B würde das Geſetz zum Scheitern bringen, auch würde biefer 
Antrag dazu führen, die Begehrlichkeit ber vermeintlich Geſchädigten 
zu fleigern. 

Die Heranziehung der Bemeinden und Gutsbezirke zum Schabenerfak fei 
durchaus zu billigen: Wenn die Gemeinde mit zahlen müffe, fo werde fie eine fehr 
zweckdienliche Kontrolle ausüben einmal darüber, daß bie Schabenberedinung feine zu 
hohe werde, und fodaun insbefondere darüber, daß bie Gemeindemitglieder ſchaden⸗ 
verhütenbe Feine Maßnahmen, wie 3. B. Ausbefferungen an Wegen und Gräben, 
Ziehen von Yurchen ausführen bezw. unterlafien. Auch für die Gutsbezirke werde 
diefe Mithaft den Anfporn bilden, in ihren Forften die zur Schabenverhätung erforbder- 
lichen Maßnahmen rechtzeitig auszuführen. 

Ungerechtfertigt und umbillig fei e8, die Provinz zu irgenb welchen Beiträgen 
heranzuziehen: Die durch das Geſetz vom 8. Juli 1875 der Provinz Schlefien über- 
wiefene Dotation babe den damaligen Berhältniffen entfprocden; im Sahre 1876 feien 
an Provinzialabgaben und Landarmenkoſten erhoben worden 368 326 Mf., im Jahre 
1898/99 dagegen 2 881674 Mt, — die Dotation fei trotzdem biefelbe geblieben; ber 
auf Grund des 5 4 Nr. 2 des Geſetzes vom 8. Juli 1875 der Provinz Sclefien für 
lanbestulturelle Zwecke ſeitens des Staates überwiefene Theilbetrag berechne fi) auf 
jährlich 115 400 Mk.; Schlefien habe aber für Melisrationen aufgewendet 1898/94 — 
399.504 Mt., 189/95 — 233496 Mt., 1895/96 — 340709 Mt., 1896/97 — 
250 817 Mt., 1897/98 — 280 700 Mi. Die Provinz Schlefien habe biernadh bie 
bezäglich der Landesmelioration ihr überwiejenen Aufgaben im vollen Maße erfüllt, 
und fei es nicht angängig, ihr num noch weitere neue Laften zumeifen zu wollen, ohne 
gleichzeitig die Dotation zu erhöhen oder neue Einnahmequellen ihr zu eröffnen. Es 
möüfle biernad dringend befürwortet werben, den 8 7 in der Faflung, die derfelbe 
durch das Herrenhaus erhalten babe, anzunehmen. 
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Der Vertreter der Königlichen Staatsregierung erwiberte hierauf: 

„Die Steigerung der Ausgaben liege in der natürlichen Entwutelung der Dinge 
und mache fi) für den Staat ganz ebenfo geltend wie für die Prowinzen, und die 
Ueberweifung ber wachfenden Ausgaben der Provinzen auf ben Staat wirrde die 
Steuerzahler nichts weniger wie entlaften. Darans aber, daß die Aufwendungen ber 
Brovinz Schlefien auf den durch das Dotationsgefe ihrer Pflege überwieſenen Gebteten 
längft über die in der Dotationsrente überwieſenen Antheile der damaligen, diefen 
Zwecken bienenden ſtaatlichen Fonds hinaus gewachſen fei, könne nicht wohl das Ber: 
langen einer Erhöhung ber Dotationsrente begründet werben. Das Dotationsgeiei 
habe eine organifche Decentralifation der ſtaatlichen Aufgaben, bie vollſtändige umd 
dauernde Ueberweifung eines Theiles davon auf bie Provinzen bezwedt, und den 
Provinzen fei neben Ueberweifung der dem damaligen Bebürfniß angepaßten flant- 
lien Fonds zur Beſtreitung der wachſenden Ausgaben bas Steuerrecht verliehen 
worden. Daß die Provinz Schleflen gerade auf dem Meliorationsgebiet fehr Be 
deutendes geleiftet babe, folle voll anerlannt werden; es ſei aber nicht zu vergeffen, 
daß aud die ber Provinz hierfür gewährten ober vom Staat unmittelbar aufge 
wendeten Mittel und Beihilfen entſprechend geftiegen feien und in ihrer Gefammtbeit 
bie von der Provinz aus eigenen Mitteln für jene Bwede gemachten Aufwenbungen 
wohl noch ſehr beträchtlich überſtiegen, und daß ber Staat gerabe bie Provinz 
Schleſien noch heute aus ben verfügbaren Mitteln bes oberſchleſiſchen Notbftanbe- 
fonds für einen erheblichen Theil ihres Bezirkes ſtark entlafte und die oberichleftfchen 
Meliorationen fogar vielfach ohne jeden Beitrag der Provinz fürbere. Am aller 
wenigften aber könne doch aus der allgemeinen Steigerumg ber Provinzialausgaben 
ein Anlaß entnommen werben, ein wie bas vorliegende für bie Provinz unzweifelhaft 
wohlthätiges Geſetz, bei dem es fih um ganz minimale Leiftungen handele, fcheitern 
zu laſſen.“ 

Der Antrag A wurde darauf von dem Antragfteller zurüdgenemmen. 

Seitens eines Mitgliedes der Kommiſſion wurde nunmehr der Antrag C ein- 
gebracht, 

den Schlußfah in $ 7 dahin zu faflen: 
„Fuür die den Grundbefigern ober Nukungsbereihtigten hieraus ent- 
fiehbenden Nachtheile und Laften bat zu %, die Gemeinde, zu '/, Die 
Provinz und zu ', der Staat Entfchädigung zu leiften.“ 

Antragfteller begründete feinen Antrag damit, baß nach ber beflimmten, von der 
Königlichen Staatsregierung abgegebenen Erklärung «8 ausgeſchloſſen fei, daß ber 
Staat eine Mebrleiftung als '/, übernehmen werde, andererfeits fei aber die Befekes- 
vorlage für bie Provinz Schlefien von zu wichtigen und ſegensreichen Folgen, als 
daß e8 zu verantivorten wäre, megen biefer Differenz das Geſetz fcheitern zu laffen. — 

Ein Mitglied der Kommiffion machte darauf aufmerkfam, daß das Wort „fordern“ 
am Schluffe des erften Abfatzes bes $ 7 richtiger zu erſetzen fei durch das Wort „an- 
ordnen.” 

Bei der hierauf erfolgenden Abftinnmung wurde der Antrag B mit allen gegen 
eine Stimme abgelehnt, der $ 7 in der Faſſung bes Herrenhauſes jedoch mit ber 
redaktionellen Abänderung, daß flatt „fordern“ am Schluffe des Abf. 1 zu fegen „an- 
ordnien” mit 8 gegen 6 Stimmen angenommen. 

Bei der II. Lefung wurde von Neuem aus ber Kommiffion unter der früheren 
Begründung der Antrag geftellt, im $ 7 Abſ. 2 nach dem Worte „Koften“ zu fehes 
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„hat zu ', die Gemeinde (Gutsbezirk), zu ", bie Prowinz, zu, ber Staat Ent- 
ſchadigung zu leiten.” 

Der Bertreter der Königlichen Staatsregierung empfahl. die Annahme dieſes An⸗ 
trage; er führte aus, die Königliche Staatsregierung halte unbebingt fe an. dem 
Orunbfake, daß die Provinz bei biefer, aus einer Lanbesmelioration entipringenden, 
Entihädigungepflicht mit beranzıtzieben fei. Die Beträge, die auf Grund bes vor⸗ 
liegenden Gefehentwurfs als Entichäbigung zu zahlen feien, werben allerdings nur . 
ganz unbedeutende fein; biefer Geſetzentwurf werde aber vorbildlich fein für foldye 
ähnlichen Inhalts, die für andere Provinzen in Ausficht genommen feien: 

56 werbe daher namens der Koniglichen Gtnatsregierung bie beſtimmte und 
ausdrädiiche Erklärung abgegeben, daß der von ber Kommiſſion bei der 
L Leſung gefaßte Beſchluß, ber die Extihädigungspflicht zu ', ber Gemeinde 
und zu ?/, dem Staate auferlege, für die Königliche Staatsregierung. un- 
annehmbar fei, und daß — falls dieſer Beſchluß im Abgeordnetenhauſe zur An- 
nahme gelangen follte — damit das ganze Geſetz zum Scheitern gebradt 
werbe. Darauf wurde aus der Kommifflon der Antrag geftellt, ben leisten Abſatz 
des 57 wie folgt zu faflen: 

Für die den Grundbefikern ober Nutungsberechtigten hieraus ent- 
ſtehenden Nachtheile und Koften baben zu '/, bie @emeinbe (der Guts⸗ 
bezirl), zu */, die Provinz, zu ' der Staat Entſchädigung zu leiften. 

Soweit eine Gemeinde (Gutsbezirh) Teiftungsunfähig if, treten an ihre 
Stelle der Staat und die Provinz zu gleichen Theilen. 

lieber das Maß ber Leiftungsfähigteit enticheidet, mangels Berftändigung 
zwiſchen Staat und Provinz, endgültig der Bezirlsausſchuß. 

Zur Begründung biefes Antrages wurde hervorgehoben, daß nach ber [oeben 
zehörten beftinnmten Erklärung ber Königlichen Staatsregierung das Geſetz zum Yall 
komme, wenn an dem früheren Beſchluß feftgehalten werbe. Das Geſetz fei aber von 
nminentefler Bedeutung für die der Hochwaſſergefahr ausgeſetzten Bezirte Schiefiens; 
tonıme dies Geſetz zum all, fo werben bamit auch die in Vorbereitung befindlichen 
reoßen Flußregulirungsgeſetze gefährdet; es werde alljeitig anerfannt, daß es ſich bei 
en Streite nicht um eine Finanzfrage, fondern lediglich um Entfcheibung eines 
Princips handle; man könne in diefem einen alle nachgeben, ohne damit das 
Brincip anzuertennen. In jedem alle fei es dringend erwäünfcht, in dem Geſetze 
elbſt zum Ausdruck zu bringen, baß ber Staat und bie Provinz einzutreten haben, 
oweit eine Semeinde leiftumgsunfähig fei. Die Begründung des Geſetzentwurfs er- 
mne zwar biefe Pflicht an, es werbe aber zur Beruhigung ber meift feiftungsunfähigen 
einen Gebirgögemeinden dienen, wenn dies and) ansbrüädlich im Geſetz ausgeſprochen 
wrbe. Udber die Frage der Leiflungsunfähigfeit einer Gemeinde werben ſich Staat 
nb Provinz in den bei weitem meiften Fällen leicht einigen; wo dies wicht ber Fall, 
npfehle es fi, eine unabhängige Behörde zu befimmen, die dann einzutreten babe; 
zu eigne fi als erſte und leiste Inſtanz ber Bezirkdausſchuß. Sa 2 und 3 bes 
ntrages milderten bas im Satz 1 ausgefprochene Princip, und empfehle fidh deshalb 
e Annahme als bie eines Bermittelungsantrags. 

Seitens anderer Mitglieder der Kommiſfion wurde gegen den erſten Satz dieſes 
ntrags ausgeführt: 

Das Princip ber Dritielung der Koſten zwiſchen Staat, Provinz und Gemeinde 
etwas durchans neues, was in dieſem Geſetz zum erſten Mal feinen Ausdruck 
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finde; auch bei den Verhandlungen im fchlefiichen Provinziallandtag im Januar b. J. 
über das auszuführende große Ylußregulirungsprojelt babe der Staat fh mit einer 
geringen Beitragsquote ber Provinz begnügt. Die Provinz im vorliegenden Falle 
zur Entſchädigung beranzuziehen, fei um fo weniger geveditfertigt, «Is bei diejem 
Geſetzentwurf es fi nicht um Landesmeliorationen, fondern um polizeiliche Schu 
maßnahmen handle. Dem Brincip, das der Staat jetst aufftellen wolle, fiehe ent 
gegen das PBrincip der Provinz Schleſien, bas biefe im leuten Prowinziallandtag 
ausgeiprochen habe, und das dahin gehe, ohne Erhöhung ber Dotation keine neue 
Belaftung übernehmen zu wollen. 

Die Bertreter der Königlichen Staatsregierung wieſen auf ihre, bei ber erfien 
Lefung abgegebenen Ausführungen bin, daß es ſich hier bei den im Gefekentwurf 
angebeuteten Maßnahmen um eine Randesmelioration im eigentlichften Sinne Bande; 
die Provinz Schlefien babe bei ven Verhandlungen ihres Iekten Landiages tiber dab 
anszuführende große Zlußregulirungsprojeft fi) nicht bloß zu erheblichen Belbbeiträgen 
verpflichtet, . ſondern auch die Gewähr der Unterhaltung ber regulirten Fluſſe über 
nommen. Der vorliegende Geſetzentwurf bilde getviffermaßen einen Theil diefes zu- 
ünftigen Regulirungsprojelts: In diefem werben Thalſperren vorgefeben, Die jo «m 
gelegt werben möäfien, daß fie möglichft frei von Gerdll bleiben. Die ſtarke Geſchiebe⸗ 
führung der ſchlefiſchen Gebirgsbäche fei höchſt nachtheilig für jede Ylußregulirung; 
diefe Gefchiebe kommen zwar zum Theil aus der Sohle und den Ufern des Baches 
zu eimem großen Theil werden fie aber auch von obenher von dem Waffer mit fat 
geführt; dem entgegen zu wirken durch Feſtlegung der Gebirgshänge und durch Ber 
bot von Maßnahmen, welche Sangrutfchungen und Geidhiebebildungen zur Folge haben, 
ſei der Zwed des vorliegenden Gejekentwurfs. Es fei Mar, daß durch benfelben bie 
Unterhaltung ber Thalſperren wie ber regulirten Flußlaͤufe weſentlich erleichtert wu 
bie dafür aufzumendenden Koften erheblich herabgemindert werben; da nun die Provamy 
Schlefien bereit fei, die Gewähr für biefe Unterhaltung gu übernehmen, fo babe fe 
von: der Annahme bes Gejetentwurfs ben erbeblichften Bortbeil zu erwarten. Ans 
von biefem Geſichtspunkte aus empfehle ſich die Annahme des geſtellten WUntrages 
Sat 1. 

Bezüglich des Satzes 2 und 3 fei hervorzuheben, daß zwar der Staat bereit fe, 
pari passu mit ber Provinz für leiftungsimfäbige Gemeinden einzutreten, au 
werde leicht ein Einverſtändniß zwifchen Staat und Provinz darüber erzielt werben, 
ob eine Gemeinde (Gutsbezirk) als leiftungsunfähig zu erachten fei, — immerhin fe 
es bedenklich, für die Fäͤlle ber Nichteinigung eime Inſtanz zu fchaffen, deren Gut 
ſcheidung bindend fein folle für Staat und Provinz, und ber bamit bie Fonde bei 
Staates und der Provinz unterfiellt werben. 

Seitens eines Kommiffionsmitgliebes wurbe biergegen bemerlt, daß bir Bezirls 
ausfhuß ja nur über das Maß ber Leiftungsfähigkeit entfcheiden folle, nicht aber über 
die Höhe der zu gemährenden- Entſchädigung. 

- Bei ber hierauf folgenden Abſtimmung wurden Abſatz 1 und 2 des Nntragel 
mit 7 gegen 5, Abſatz 8 einftiimmig und der ganze $ 7 in ber abgeänberten Fer 
mit 7 gegen 5 Stimmen angenommen. 


58 


wurde bei ber II. Leſung mit ber, aus der anderen Yallung des 5 7 fich ergebenben 
redaktionellen Aenderung angenommen, bag im Abfah 2 ftatt 
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„der Gemeinde (bes Gutsbezirls)“ 
gefeht wurde | 
„der zur Entſchädigung Berpflichteten“. 


89. 


Bei der I. wie II. Lefung wurde von mehreren Mitgliedern ber Kommiffion die 
Nothwendigleit betont," zur befieren Wahrung der Intereſſen ber beteiligten Gemeinden 
und Gutsbezirte bie Kommiſſion zu verftärfen durch je einen Vertreter für die Ge⸗ 
meinden unb für die Gutsbezirke, die für jeden Kreis durch den Kreisausſchuß zu 
wählen feien; biefe würden auf Grund ihrer genaueren Ortstenntniß zur Vertretung 
ber Gemeinden und Gutsbezirke beffer befähigt fein, als ein vom Provinzialausfhuß 
für den ganzen NRegierungsbezirt gewählter Vertreter. Da nad) der geänderten 
Fafſung bes 8 7 die Provinz ebenfalls ein Intereſſe an ber Bufammenfegung ber 
Kommilfion babe, fo empfehle es fi, aud der Provinz einen Vertreter in ber 
Kommilfion zuzugefteben. 

Seitens der Vertreter ber Königlichen Staatsregierung wurden zwar grundfäß- 
liche Bedenken gegen dieſe Borfchläge nicht erhoben, e8 wurbe aber darauf hingewieſen, 
daß durch Vergrößerung der Kommiſſion die Verhandlungen berfelben erſchwert und 
die Koften erhöht würben. 

Folgender von einem Mitglied der Kommiffion bei der II. Lejung geftellter 
Antrag, den Schluß des Abfa 1 wie folgt zu faflen: | 

„und einem vom Provinzialausfäuffe zu wählenden Vertreter der Provinz. 
Außerdem treten für jeden betheiligten Kreis je ein vom Kreisausichuffe 
zu wählender Vertreter ber beteiligten Gemeinden und Gutsbezirke hinzu.” 
fand einftimmige Annahme; mit biefer Abänderung wurde barauf $ 9 angenommen. 

Die 88 10 bis 12 wurden bei der erften wie zweiten Lejung ohne Debatte an⸗ 
genommen. ' 

Die Abflimmung über das ganze Gefe mit ben vorbefchloffenen Abänderungen 
ergab die Annahme mit 7 gegen 5 Stimmen. 

Die Kommiſſion beantragt hiernach: 

Das Haus der Abgeordneten wolle befchließen: 
dem Entwurf eines Geſetzes, betreffend Schutzmaßregeln 
im Quellgebiete der lintsfeitigen Zuflüffe der Ober in 
ber Provinz Schleſien, — Rr. 65 ber Drudfaden — in 
ber aus ber beifolgenden Zufammenftellung erſichtlichen 
Faſſung der Kommiffionsbefählüffe die nerfaffungsmäßige 
Bufimmung zu ertbeilen. 
Berlin, ben 8. Mai 189. 


Die XVII. Kommiffion. 


Brütt, Borfigender Gepbel (Hiriäberg), Berichterftatter. Daeuſch 

SEchmidtlein. Freiherr v. Bubbenbrod. Daub. Graf u Dohna. Dommes. 

v. Mlichen. ſtopſch. Langer. Müde. Dr. Schilling. Graf Strachwit. 
v. Brodem. 
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Beitglüfle der Kummilfien. 
Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
verordnen unter Zuſtimmung der beiden Häufer bes Landtages der Monarchie, was 


folgt: 


Unveränbert. 


8 1-6. 
47. " 

Soweit die Zuridhaltung des Niederfchlagwaflers oder bie Verhütung der Ent- 
fiehung von Waflerriffen, Bodenabſchwemmungen, Hangrutſchungen, Geröll- oe 
Geſchiebebildungen es erfordert, Tann der Regierungspräfident 

1. die Entwäflerung von Moorflächen, 

2. die Beaderung und die Beweidung von Srundftüden auf Hochlagen oder au 

Bebirgshängen 
unterfagen oder einfchränten, 

3. die Verlegung oder Bejeitigung vorhandener Gräben 
anorönen. 

Für die den Grundbeſitzern oder Nutungsberechtigten hieraus entfteheriden Rad 
theile und Koften haben */, die Gemeinde (Butsbezirk), zu *, bie Prewiug, zu ', der 
Staat Entſchädigung zu leiften. 

Soweit eine Gemeinde (Gutöbezirt) leiftungsunfäbig iR, treten an ihre Eich: 
der Gtant und bie Provinz zu gleichen Theilen. lieber das Maß der Leiftung: 
fäbigfeit enticheidet mangeld Berfländigung zwijſchen Provinz und Staat eubgültis 
der Bezirksausſchuß. 

88 

Mangels gütlicder Vereinbarung wird die Entſchädigung durch den Segierungk 
präfidenten feftgejeßt. 

Kür Nachtheile dauernder Art kann die Entfchädigung nad) Wahl der zur Ext- 
ſchädigung Berpflichteten durch Zahlung von Jahresbeträgen ober eines Kapitals 
zum fünfundzwanzigfadden Sabhresbetrage erfolgen. 

Für ein erforderlich werdendes Verwendungsverfahren find die Borfchriften des 
8 49 des Geſetzes über bie Enteignung von Grundeigenthum vom 11. Juni 187% 
(Gefefamntt. S. 221 fi.) maßgebend. 


89. 


Die zu den Duellgebieten zu rechnenden Gemartungen und Gemarkungstüeile, 
bie darin vorhandenen Holzungen und biejenigen Orundflüde, auf welche die Ber 
friften der 88 5 bis 8 Anmendung finden, werden burd) eine von dem Regierungt⸗ 
präfidenten zu berufende Kommiffion ermittelt. Die Kommiffion befteht ans einem 
Bertreter bes Regierungspräfidenten als VBorfikendem, einem TForftfachverftänbigen, 
einem Landwirthe, dem Meliorationsbaubeamten und einem vom Provinzialausfcufe 
zu wählenben Bertreter der Provinz. Außerdem treten für jeden Betbelligten Keil 
je ein vom Kreidandſchuſſe zu wählender Bertreter ber betheiligten Gemeinden um 
Gutsbezirke Hin. 

Das Ergebniß der Ermittelung wirb in ben betheiligten Gemeinden und Gute 
bezirfen mindeftens vier Wochen lang ausgelegt. Der Ort und die Dauer ber Ans 
legung find in ortsüblicher Weife in den betbeiligten Gemeinden und Gutsbezirken, 
fowie durch das Kreisblatt befannt zu machen. In ber Belanntmadung if eme 
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mindefens auf vier Wochen zu bemefjende Fri anzugeben, in der etivaige Ein⸗ 
wendungen bei dem Wegierungspräfibenten geltenb zu machen find. 

Ueber das Ergebniß der Ermittelung und die erhobenen Einwendungen entſcheidet 
der Oberpräfident endgültig, Die Entideidung wird im Negierungs- Antöblatte 
verbfjenitic. 8 10—12 


Unverändert. 
Urkundlich xc. 


C. Zweite Beratbung. 
66. Sisung vom 15. Mai 1899. 

Bicepräfident Dr. Nrauſe (Königsberg). 

Bir gehen über zum dritten Gegenfiand ber Tagesorbnung: 

Zweite Berathung bei Gelehentwurfs, betr. Schutzmaßregeln im Duck 
sebiete ber linkoſeitigen Zufläfle ber Ober in der Provinz Echleſien. 
Berichterftatter ift der Abgeordnete Sehdel (Hirſchberg). 

Ich exöffne die Beſprechung über 581. Der Here Berichterfiatter verzichtet, 
Das Wort ift nicht verlangt; ich fchließe die Beſprechung über $ 1. Da ein Wiber- 
Spruch nicht erhoben if, erllaͤre ich ihn als vom Haufe angenommen. 

Ich exöffne die Beſprechung über 52. Das Wort wird nicht verlangt; id 
fhließe die Beſprechung. Auch 82 if angenommen. 

Ich eröffne die Beiprehung über $8, — 4, — 5, — 6, — fÄließe fie, Diefe 
Paragraphen find vom Haufe angenonmen. 

Zu 87 bat das Wort der Herr Berichterfiatter. 

Berichterftatter Geybel (Hirfäberg): Zu 87 der Kommiffionsbeichlüffe babe ich 
einen Heinen Drudfehler zu berichtigen. Es muß im lebten Abſatz nicht heißen 
„teitt“, ſondern „treten“. Es ift das nur ein Druckfehler, da auf Geite 10 des 
Berichts der Antrag niebergefchrieben ift, und dort das Original den Satz in richtiger 
Weiſe wiebergiebt. 

Meine Herren, ich bitte Sie, diefem Paragraphen möglich einftimmig zuzu⸗ 
flimmen; es iſt ja der nmflrittenfte bes ganzen Geſetzes. Die Brände für und wiber 
diefe Beftimmungen des Entwurfs find in ber Kommiſſion auf das eingehendfie 
erörtert worden. Der Kommiffionsbericht giebt diefe Gründe ausführlich wieder. 
Meine Herren, ich möchte bitten, daß Sie bier bei biefem fo Aberaus wichtigen 
Geſetz, das für alle die Gegenden ber Provinz Schlefien, bie ben Ueberſchwemmungen 
ausgefest find, von der eminenteften Bedeutung ift, moͤglichſt alle Widerſprüche 
fallen Saffen und fi auf den VBermittelungsvorichlag einigen, den die Kommiffton 
Ihnen madıt. 

Ich möchte noch befonders darauf hinweifen, daß gerade der gegenwärtige Zeit- 
punkt uns alle vecht dringlich mahnt, diefen Geſetzentwurf möglichft bald zur Ber- 
abſchiedung zu bringen: Sie werben ja gelefen haben, daß bie Provinz Schlefien in 
den lebten Tagen von neuen Hochwaffergefahren bebroht war, — Gefahren, die noch 
nicht ganz als erledigt anzufehen find. 

Das ift eine ernſte Warnung: Meine Herren, laſſen Sie uns einmüthig zu⸗ 
ſammenwirken, daß ein fo heilfames und nothwenbiges Geſetz möglichft bald zur 
Berabſchiedung gelangt. 

Abgeordneter Baenſch⸗Schmidtlein: Wir Schlefier haben naturgemäß in erfler 
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Reihe den dringendften Wunſch, daß dieſes Gefe zu Stande kommen möchte; denn 
Sie alle wiffen, in welche fepwierige Lage wir nicht allen 1897, fonbern auch im 
früheren Zeiten durch die gewaltigen Hochwaſſer gelommen find, bie über nufere 
Brovinz im Laufe der Jahre hereingebrochen find, und ich fpeciell fiehe friſch unter 
dem Einfluß des Hochwaſſers vom vorigen Sonnabend, welchem ich leider in meiner 
Heimath Gelegeriheit hatte beizuwohnen, an welchem die Schredniffe und Gefahren 
wieder fo hoch geftiegen waren, daß ernfte Befürdätungen vorlagen, ein neuer gewaltiger 
Schaden könnte über die Gebirgskreiſe unferer Heimath hereinbrechen. Das 
Waffer des Bober und feiner Zuflüffe war bereit fo hoch geftiegen, daß ſpeciell ın 
meinem eigenen Haufe ber weibliche Theil der Einwohnerichaft ſofort beſchloſſen Batte, 
nach dem Oberftod zu räumen, und ganz ängfllihe Mitglieder fogar prophezeiten, 
daß das Dach de Haufes das letzte refugium fein würbe.. In der That war des 
Abends bie Gefahr fo groß und das rapide Steigen bes Hochwaſſers fo flarf, daß 
ernfie VBefürdätimgen angebracht waren, und ich jelbft gedachte mit Wehhmuth an die 
ſchoͤne Landkarte des Herrn Landforfimeifters Schals, die er uns in der Kommifken 
vorgelegt bat, auf der eine große Anzahl von Lanbfiredien bezeichnet wurbe, deren 
Aufforftung wünfdenswerth erſchien, daß ich mir fagte: ja, wenn diefe ſchöne Zu⸗ 
tunftsmufil bereits flattgefunden hätte, fo würden wir allerdings von den ge 
waltigen Fluthen des Bober und feiner Zuflüffe in dem Umfang nicht in Hug 
gefet werden können. Es trat bei uns der glückliche Umſtand Binzu, daB im Hoch 
gebirge felbft der Niederichlag als neuer Schnee nieberging, infolgedeffen nur von dem 
Mittelgebirge ab das Waſſer herunterfam, wobei es jebod ohne Schäden nicht blieb; 
in einer nicht einmal großen @emeinde, Boberröohrsdorf, wirb ein folder von an 
_ nähernd 1500 Mark gemeldet. Natürlich find die durch ſolche Hochwaſſer herver⸗ 
gerufenen Schäden, die Zerreißung der Wege, ber Aecker, Berfandbung der Wiefen x. 
im ganzen Kreife Hirfhberg mehr oder minder aud wieder am Sonnabenb ein 
getreten. Gerade diefe Karte bes Landforftmeifters hat mid) überzeugt, wie wichtig 
es if, für Aufforftungen dort Sorge zu tragen, wo die Möglichkeit einer folden vor 
liegt. Durch den großen Latifundienbefitt der Familie Schaffgotih im Riefen- umb 
Fergebirge find die Gebirgsftäde fo mit Forſten beftanden, daß von ba die Gefahr 
nicht fo groß ift, während auf ben fie begleitenden faft parallel gehenden Höbenzägen, 
welche einzeln in Meinem Beſitz fidh befinden, von Wald überhaupt feine Rede if, 
ſondern alles ift beruntergeichlagen und zu Acker gemadjt worden, der meiſt fehr 
werig Ertragsfähigfeit bietet, weil der Dünger ſtundenweit aus der Wirtäfcheft 
herbeigeichafft werden muß, um einigermaßen auf eine Ernte rechnen zu Türmen. 
Deswegen würde ich e8 fpeciell mit großer Syreube begrüßen, wenn bie in dem 87 
ad 3 enthaltene Beſtimmung möglid dahin erweitert werden könnte, daß alle der 
artigen Heinen Höhenzüge, die hier in Betracht fommen, thunlichſt von ber Beadkerumg 
ausgeichloffen und von neuem aufgeforftet werden Könnten. 
(Sehr richtig!) 

Meine Herren, dabei möchte ich diefelbe Bitte wiederholen, die ich bereits im ber 
Kommiffion ausgefprochen babe, daß man bei der forſtwirthſchaftlichen Ausnuttzung 
diefer in Frage kommenden Waldflähen unfern Fleinen Leuten gegenüber ein fehr 
humanes Entgegenkommen zeigt in dem Punlte ber Waldftreu, wie id) daS im der 
Kommiffion des weiteren ausgefprochen habe. Die Leute find in den meiften Fllen 
darauf angemwiejen, und Sie werden e8 ihnen nie Mar machen, daß es eigentlich un- 
wirthichaftlich ift, ein derartiges Verfahren eintreten zu laſſen. Es find das Beſiher 
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kleiner Parzellen von 2 bis 3 Morgen, und in unſern Gebirgskreiſen iſt der Mangel 
an Stroh bei ſolchen mitunter ein derartiger, daß man zu allen Mitteln greifen 
muß, um Erfa dafür zu fchaffen, weswegen man vielfady zu dem an fidh ja völlig 
unwirthſchaftlichen Mittel, die Streu aus dem Walde zu nehmen, greift. 

Ich babe mich fehr gefreut, daß es doch, wie ich höre, nicht ausgefchloffen if, 
eine Einftimmtgkeit des ganzen Haufes in fofern zu erzielen, daß die durch den An⸗ 
trag Seydel⸗Kopſch vorgefchlagene Brittelung ber Koften einflimmig vom ganzen 
Haufe angenommen wird. Mir war es nad) der fehr ausführlichen Rede des Ge⸗ 
heimen Raths Havenfiein ziemlich Mar, daß wir, wenn auch mit ſchwerem Herzen, 
die Provinz zu einem Dritttheil der Koften beranziehen müßten. Mir war fernerhin 
der Gebanfe ftörend, die Gemeinden und Outsbezirle mit Y,.zu- belaften, weil das 
An meinem Kreife zum größten Theil Gemeinden treffen wirbe, welche durch das 
Hochwaſſer des Jahres 1897 in der erheblichſten Weife gefchäbigt find, und deren 
Schäden und Koften infolge ber Regulirung ans privaten und Staatögeldern lange 
nicht in der Höhe gebedt find, wie fie urfprünglih ermittelt waren. Da babe ich es 
mit befonderer Freude begrüßt, daß durch die Kommiffionsverhandlungen es fo weit 
‚gebiehen tft, daß bei den Gemeinden und Gutsbezirken, welche als nicht leiftungsfähig 
angeſehen werden, worüber der Bezirksausſchuß in letzter Reihe beftimmen foll, für folche 
die Koften ber Provinz und dem Staat zu gleichen Theilen auferlegt werden fünnen. 

In Unfehung der weit vorgefchrittenen Beit will ich Sie nicht länger aufhalten 
und kann mich nur dem Wunſch des Herrn Berichterftatters anfchließen, das Hohe 
Haus wolle einftimmig die Kommiffionsbeichläffe annehmen. 

(Bravo! rechts.) 

Abgeordneter Mäde: Meine Herren, namens der fchlefifchen Mitglieder meiner 
Fraltion und wohl and namens ber übrigen Mitglieder meiner Fraltion glaube ich, 
auch einige Worte Aber die namentlic im $ 7 des Geſetzes eingetretenen Aenderungen 
gegenüber ber Herrenhausporlage fagen zu muſſen. 

Der Standpuntt, den bie urfprüängliche Borlage der Regierung innegehalten 
Hatte, daß die Gemeinden allein zur Entichäbigung verpflichtet fein follten oder, 
eichtiger gefagt, die Gemeinde, in deren Bezirk das Grundftüd Tiegt, in Betreff deſſen 
Schutzmaßregeln eintreten follen, konnte fi ja wohl nicht halten laffen. Die Stants- 
zegierung ift auch fchließlich felbft von dieſem Standpunkt abgegangen. Umgelehrt 
dürfte nach der Meinung meiner politifchen Freunde auch der Standpunkt, daß der 
Staat allein bie Entichädigung zu zahlen habe, nicht zu halten fein. Der Standpunkt, 
daß die Gemeinde allein die Entfchädigung zu zahlen habe, war in mehr formeller 
Art damit begründet worden, daß die Entſchädigung eine geringfügige fein würde, 
und daß das Berfahren, die weiteren Betbeiligten, bie einen Bortheil von ben 
Schutz maßregeln haben würden, zu ermitteln, mit verhältnißmäßigen Schwierigkeiten 
verbunden fein würde. Schließlich war ja aucd damals ſchon in Ausficht geftellt, 
daß leiftungsunfähige Gemeinden durch Stantsbeihilfen unterſtützt würden. 

Die Kommilfion hat fi nun auf eine Drittelung der Beiträge unter die be- 
tbeiligten Faktoren entichieden, nämlich '/, ber Gemeinde, *, der Provinz, *, dem 
Staate an der Entfhädigungspflicht aufzuerlegen. Der Provinziallandtag von 
Sclefien bat ja nun freilich ziemlich energifch die Weglaffung feiner Beitragspflicht 
gewunſcht. Diefer Standpunkt ift ja in der Kommiffion zunäcft auch fehr lebhaft 
vertreten worden. Es dürfte aber entgegen dieſem Wunfch des Provinziallandtags 
Die Provinz doch für beitragspflichtig zu erachten fein. 
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Borerfi iſt für das Botum der fchlefifchen und auch der übrigen Mitglieder 
meiner Fraktion wohl der Umftand enticheibend, daß auch bie weiteren Betheiligten, 
die außer den Gemeinden, in benen bie Schukmaßregeln ausgeführt werben follen,' 
zweifellos Vortheil von ber Anlage haben, auf dieſe Weife auch zu Beiträgen heras- 
gezogen werben, wenigftens zu dem Drittelbeitvag, ben bie Provinz zu leiten het. 
Das ericheint durchaus billig und zweckmäßig, denn die Gemeinde, welcher die Bruub 
ftüde, in: denen Schugmaßregeln ausgeführt find, angehören, Kat zweifellos nicht 
allein ben Bortheil, fondern auch die unterliegenden Gemeinden und ſchließlich and 
die an dem Hauptfirom, bei uns in Schlefien alſo an der Ober, gelegenen Gemeinden 
haben Bortheil. Deshalb ericheint es keineswegs unbillig, auch die Provinz zu biefem 
mäßigen Beitrage heranzuziehen. 

Aus demjelben Grunde würde auch bie Heranziehung des Staates, bie ven ber 
Staatsregierung ja auch nicht in Abrede gefiellt worden ift, begründet erfcheinen. 

Endlich ift im $ 7 in bem lebten Abfag die Beftimmung binzugefebt: 

Soweit eine Gemeinde (Butsbezick) Leiftungsunfäßig if, tritt an ihr 

Stelle der Staat und die Provinz zu gleichen Theilen. 
Durch diefe Beſtimmung ift auch für diejenigen Gemeinden, die in der That nicht 
leiſtungsfaͤhig find — und das werben meines Wiffens in Schlefien eine gro 
Azahl fein — (Zuruf) 
die meiften, wie mir eben von einem ber Herren gelagt wird, die bie Werbhältnifie 
noch beffer kennen als ih — ein Aushilfsmittel getroffen. Es werden — umb bie 
meines Erachtens mit Recht — die Provinz und ber Staat zur Tragung vieler 
Laften herangezogen, und zwar in gleichem Maße. Principiell richtiger wäre es be 
techtigt, wie fchon früher bier und audy in der Kommiffion betent worben iſt, Dirk 
La dem Staat allein aufzuerlegen. Da bas aber nicht möglich iſt und auch anben 
wichtige Gründe dagegen ſprechen, fo fcheint dieſe Dritteling mit den Zuſatz im 
Schlußabſatz des 3 7 durdaus zwedmäßig und angemeffen. 

Wie bei der früheren Berathung bier und amd in ber Kommilfion ſchort betemt 
worden ift, handelt es fi vorläufig — das Geſetz ift ja nur ein Vorläufer bes Tiwftig 
zu erwartenden TFlußregulirungsprojeltse — vorläufig um verhäftuißmäßig geringe Bei- 
träge, die jedenfalls weder die Gemeinden, noch vor allen Dingen die Preburz zus ben 
Staat befonders belaften werden. Die Provinz hat, wie in ben Motiven des Geſetzes 
Ion betont worden und aus dem Bericht anch erfichtlich if, fogar in erheblich höherem 
Maße, mit viel erheblidderen Beitrügen ihre Betheiligung bei dem eben von mir er 
wähnten Flußregulirungsprojekt zugefügt. Es wilde alfo eine Yulonfequenz fein, wean 
die Provinz in diefem Fall von der Veitragsleiftung ausgeiäloffen würde. Die Proricz 
hat ja den Wunſch gehabt und ihm au Wusdrud gegeben, von der Beitragsleiſtucg 
entbunden zu fein; ich glaube aber, daß die Herren, die fi in der Kommeiffiss auf 
diefen Stanbpunft geftellt hatten, diefen Standpunkt jetst nicht mehr einnehmen wnerben, 
wie dies auch der Herr Vorredner ſchon in fehr richtiger Weiſe zum Ausbrud gebradht Sat. 

Schließlich if für unfer Botum, das fi dem Botum der Kommiffion asfchliekt, 
vor allem maßgebend, daß damit das Zuftandelommen des Gefees außer Frage gefkellt 
erfheint. Nach den beflimmten Erklärungen der Staatsregierung würde die Anna | 
der Herrenhausbeſchlüfſe das Scheitern des Geſetzes bedeuten, und das wänidgen wer 
Ichlefiichen Freunde diefer Vorlage nicht. Wenn fie auch, wie ich jchon bemerkt Yabe, 
zunüchſt nur ein Vorläufer der größeren, hoffentlich vecht bald dem Haufe vorzulegenben 
Flußregulirungsprojelte ift, fo ift fie doc meines Erachtens widtig genug und vor allen 
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Dingen zur Vorbereitung biefer fpteren viel widtigeren, allerdinge and finanziell viel 
bebeutenberen Borlagen ſehr erheblich. Sch glaube dem Wunſche meiner fchlefifchen 
Landsleute für das Zuſtandekommen biefer Vorlage Leinen befferen Ausbrud geben zu 
Können, ale indem ich alle Parteien des Haufes bitte, dem Geſetze in der Kaflung der 
Kommiſſion zuzuſtimmen. Ich glaube, gerade mit Rüdficht auf die augenblidtich wieder 
aus Schleſien gemeldeten Ueberſchwemmungen iſt e8 von hödhfler Bedeutung, hiermit 
einen Anfangeſchritt wenigfleus zu thun, damit fo die unendlich traurigen Vorkommmiſſe 
und Schädigungen, welche die Provinz im vorigen und im letzten Jahre erlitten hat, 
endlich vermieden werden. Ich glaube, diefes Moment allein, die Erinnerung an biefe 
traurigen Borkommmnifle, dürfte alle Barteien des Haufes dafür interefficen, das Zu⸗ 
Randelommen des Geſetzes nicht zu gefährden, fondern der Kaflung der Kommiſſion 
zuzuflimmen. (Bravo!) 

Abgeordneter v. Köligen: Meine Herren, als dieſer Geſetzenwurf aus dem 
Herrenhaufe zu uns kam, enthielt ex die Beſtimmung, daß ”/, der Koflen der Staat, 
ı, die Gemeinde zu übernehmen hätten. Der Herr Kinanzminifter erflärte diefe Be⸗ 
ſtimmung des Gefeentwurfs für unmmnehmbar, und wenn wir diefelbe beibehalten 
hätten, fo würbe das Gefe gefallen fein; infolgebefien hat fich bie Kommiſſion dahin 
entfchleden, auch die Provinz mit '/,, heranzuziehen. Meine Herren, der Herr Minifter 
bat aber bei den Verhandlungen durchblicken laſſen — aud der Herr Kommiffar hat 
das gethan —, daß gewiffermaßen damit ein Princip aufgeftellt werben follte, nad 
weldem bei allen derartigen Gelegenheiten die Provinz mit "/, heranzuziehen fei. 

Gegen diefes Princip erheben wir, wenigftens meine politiſchen Yreunde, auf das 
entfchiedenfte Widerfprud. Meine Herren, wohin foll das führen, wenn bei jeder Ge⸗ 
legenheit die Provinzen, welche jetst ſchon fo ſehr belaftet find, mit neuen Aufgaben 
Aberbürbet werden? Den Provinzen ſtehen nur die direften Eteuern zu, inbirefte Steuern 
törmen fie nicht erheben ımd die Dotationen, welde diefe Provinzen befommen haben, 
find feit dem Jahre 1876 nicht erhöht worden. Da iſt e8 ganz unmdglid, baß biefe 
Belaftung immer und immer wieder zunimmt. 

Seftatten Sie, daß Ich mit wenigen Zahlen Ihnen die Bermögensverhältnifie der 
Provinz Schlefien in dieſer Beziehung darlege, um zu beweifen, daß die von mir auf⸗ 
geſtellte Behauptung vollfländig gevechtfertigt if. Ich muß wiederholen, daß für bie 
Provinz Schleften die Dotation in Teiner Weiſe bie jekt erhöht werden if. An 
Propinzialfteuern brachte die Provinz 1876 868000 Mi. auf — ich runde biefe Zahlen 
alle ab — im Etatejahr 1896/97 wurden 2381000 ME. eingezogen; das ifi eine Er⸗ 
hohnng um 646°! Jetzt werden in der Provinz Schleſien 12°, Zufchlag zu den 
birelten Staatöfleuern erhoben. Und wenn wir bier nun noch das Wachethum ber 
einzelnen Abgaben uns vergegemvärtigen, fo ſehen wir zunüchſt, daß die Lanbarınenfoften 
am Sabre 1876 248000 Mt., im Sabre 1899 2087000 ME. betragen haben. Meine 
Derren, was find das für GSteigerungen?! Ebenſo if es 3. B. bei den Koften für bie 
Intergaltung der Seren: 1876 867000 Mt., 1897 1242000 Mi. Aehnlich iR es 
dh bei den anderen Provinzen. Dabei gehört Schleſien zu denjenigen Provinzen, 
veiche überall da, wo es fi um Landesnieliorationen handelte, in hervorragender Weiſe 
orangegangen find. Obgleich die Provinz mır 106000 ME. für Lanbesmeliorationen 
Is Dotation aus der Staatstaffe befommt, hat fie in den letzten Jahren über 280000 DIE. 
usgegeben. Dabei bat fie in diefem Jahre abgeſchloſſen mit einer Schuldenlaſt von 
ber 600000 Mt., fo baß der kette Provinziallandtag eine ertranrbinäre Steuer für 
ie nächſten 2 Jahre mit je einer Viertel Million ausgeſchrieben hat. 

Jahrb. d. Preuß. Forft: u. Jagdgeſezgg. XXXI. 19 
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Deine Herren, in dieſer Weite Hat bie Provinz Schleſien überall igre Pflicht erfllt 
Dessaib finde ih es für durchans gereihtiertigt, wenn wir fagen: es fan eine immer 
neue Belafiung der Provinz nicht fattfinben, wie dies hier, allerdinge ja im gam 
Heinem Maße, wieder geſchehen ſoll. 

Der Gedanke, den ich Hier ausführe, iſt nicht men. Ws im Jahre 1876 die 
Landesdireftoren zu einer Berſammlung zufammentraten, da war es ber Landeshauptmann 
der Provinz Schleſien, welcher dort folgenden Antrag flellte: 

'an die Königlidde Staatsregierung bie Bitte zu richten, bei Einbringınıg ven 

Geſetzesvorlagen, durch welche den Provinzen nene Laften aufgeblirbet werben, 

gleichzeitig ihnen neue Mittel zur Beſtreitung biefer Laften anzıweifen. 
Meine Herren, wenn wir alfo jett für das Geſetz ſtimmen, fo tum wir es in ber 
Borausfegung und in der Hoffnung, daß der Herr Finanzminiſter fid) bereit finden wird, 
im nädftjährigen Etat diefe Dotation für die Provinzen zu erhößen, und in dieſer Be 
ziehung unferen Wurſchen entgegen zu lommen. 

Wir werden ferner deshalb für diefes Geſetz ſtimmen, weil wir es für fehr nik 
und nothwendig halten. Gerade in dem jetzigen Augenblid, wo wir wieder gefchen 
haben, welche Gefahren durch das Hochwafſer der Provinz Schleſien erwachſen, erachte 
wir es für doppelt wichtig, daß eine Verzögerung Hier nicht flattfinde, ſondern daß Vieles 
Geſetz fo ſchnell als mögli zu Stande gebradt wird. Deshalb ſtimmen wir aucd für 
die Drittelung, alſo dafür, daß ein Drittel die Provinz aufbringt. Uber ich wiederhele: 
wir legen entſchieden Proteſt dagegen ein, daß dieſe Drittelung zum Princiy erhoben werbe 

(Bravo! rechts.) 

Abgeordneter Daub: Deine Herren, namens meiner politiiden Freunde habe ih 
die Erklärung abzugeben, daß wir für die Gefekesvorlage insbefoudere für 5 7 fkimmmen 
werden, wie ex aus ber Kommiſſion hervorgegangen if. Daß die Geſetzetvorlage eime 
dringende iR, daß bie Schutzmaßregeln im Duecllgebiete, wie fie im Geſetz vorgefegen 
find, das Uebel an der Wurzel faflen, und daß diefe Schubmaßregeln im Berein mi 
einigen anderen Maßnahmen, worlber ja noch befondere Geſetze zu exlaflen wären — 
wie über bie Thalſperren, über die Korreltion der Berfluth bei deu Gebirgsflüffen — 
bazuı Beitragen werden, die Schäden des Hochwaſſers zu mildern, und auf die Damer 
auch zu befeitigen, barliber ift wohl fein Zweifel Hier im Haufe; aud im Derrenherſe 
iR dies nicht augezweifelt worden. 

Es if von einer Seite ber Vorſchlag gemacht worden, das Gejeh gewiffermahen 
noch zu verichärfen duch eine Beftimmung über die Bmangsaufforfungen. Der Her 
landwirthſchaftliche Miniſter hat aber gebeten, das Geſetz nicht baburdy zu beſchweren 
umd feine Verabſchiedung zu verzögern; er bat ſich bereit erkllärt, mit einer befowberen 
Geieyesvorlage wor das Haus zu treten. Ich glaube, es Hiegt allerbings Veraulaffumg 
vor, gerade in Schleſten in Bezug auf bie Aufforftungen nod weitere Schritte zu theme; 
denn es And nad den Nachrichten, die uns in dem Begrünbungsberichte zu The 
geworden find, vom 1878 bis 1893 28400 ha entwalbet worden, und davon find 
etwa 15000 bis 16 000 ha im fehlefiichen Gebirge gelegen, aljo in einem Theile ber 
Provinz, der bier in Frage kommt. ebenfalls iſt es Mar — und es ift bies auch 
durch den Herrn Profefior Intze in wiſſenſchaftlicher Weiſe, möchte ich fagen, na 
gewieſen worben —, baß ber Walb und beſonders gut gepflegter Hochwald anfer- 
ordentlich dazu beiträgt, bei ſtarklem Wegen bas Wafler zurlidzubalten, und vor allem 
das Riedrigwaffer auch zu verfärten. Es ift ja auferorbentlich wichtig, daß im ber 
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trodenen Beit auch Waſſer durch die Bache Mieht, insbeſondere wichtig für die Lanb- 
wirthſchaft. 

Ich komme nun zu ben Koſten, und dazu möchte ich von vornherein bemerken, 
daß dieſelben keine ſehr hoben fein werben. Sie koöonnen auch noch badurch herab⸗ 
gefeht werben, baf die Gemeinden Hand⸗ und Spaundienſte thun, und dann felbft 
in baer wenig beizutragen haben werben. 

Es follen erfiens mit einem Drittel die Gemeinden herangezogen werben. Da⸗ 
gegen iſt eingewenbet worden, daß bie Gemeinden vielfach Leinen Bortheil von den 
Anlagen haben. Das ift ja richtig in einzelnen Yällen, in andern wieder nicht; aber 
es liegt doch ein großes Intereſſe vor, die Gemeinden daran zu betheiligen, ins⸗ 
befondere an der Aufficht. Es muß einer ben andern beauffichtigen, daß die Gräben 
und alle fonfigen Vorrichtungen zur Vefeitigung der Hochwaſſerfluth offen bezw. in 
Stand gehalten werben. — Inſofern if e8 jedenfalls richtig, die Gemeinden zu be⸗ 
theiligen. 

Ein Drittel foll die Provinz tragen! Den Haupwortheil dieſer Unlagen, wie 
fie hier geplant werden, haben alle die Gemeinden, bie unterhalb an den Bädhen und 
Zlüffen liegen, man könnte fagen, bis in bie Oder hinein ober noch weiter herunter; 
jedenfalls Bat ein großer Theil der Provinz Schlefien außerordentliche Bortheile davon. 
Es würde ungeheuer ſchwer fein, bie einzelnen Gemeinden feftuftellen, weiche wirkliche 
Bortheile haben. Deswegen erſcheint es richtig, zumal bie Provinz ſich auch fon 
grundfäglih an den Meliorationen betbeiligt, dieſe zu den Koften mit bexanzuziehen. 

Ein Drittel foll der Staat tragen! Das flimmt mit dem fonfigen Berfahzen 
Hei Meliorationen. 

Sehr wichtig ift die eine Beſtimmung, die in ber Kommifflen in das Geſetz 
Hineingelommen ift, daß, falls eine Gemeinde nicht leiftungsfähig if, an ihre Gtelle 
der Staat und die Provinz zu gleichen Theilen treten, und daß über das Maß der 
Leiſtungsfähigkeit endgültig der Bezirksausſchuß entfcheiden folk. 

Meine Herren, der Gefekentwurf ift zweifellos dringlich. Er if zunächſt ein 
Berfuh in Schlefien, ex ſoll aber aud) ein Mufterentwurf fein. Denn es giebt noch 
andere Gegenden in unferem Vaterlande, bie auch darauf warten, daß foldie Schut⸗ 
maßregeln endlich für fie gefelich fefgelegt werden, namentlich in Rheinland und 


Weſtfalen. 
(Sehr richtig!) 

Außerdem mahnen uns bie leten Tage — Herr Kollege Vaenſch⸗Schmidtlein bat 
uns die wiederum drohende Hochwaffergefahr für Schlefien ja eben ſehr eindringlich 
geidhildert —, daß wir das Geſetz verabfchieden, bamit baldige Abhilfe gefchaffen wird. 
Ich bitte Sie daher, dem Geſetzentwurf, insbefondere bem $ 7 nad) ben Beichlüffen 
der Kommiſſion ihre Zuftimmung zu ertheilen. 

(Bravo!) 

Abgeordneter Geißler: Meine Herren, in Anbetracht der Roth, welche vor zwei 
jahren die verheerenden Waflerfluthen in einzelnen Gegenden bes fchlefifchen Ge⸗ 
Birges, Tpeciell im Rieſen⸗ und Eulengebirge einem Theile ber Bewohner gebradit 
baben, und welche auch in biefen Tagen wieder jene Gegenden bebroben, bürften die 
Mitglieder des Hohen Haufes ſich wohl beftimmen laſſen, diefem Gefegentwurf freubige 
Zuſtimmung entgegenzubringen. Da ich mein Domicil im Quellgebiet der Zuflüffe 
der Oder (Steine und Neiße) habe, kann ich aus vollem Herzen den Ausführungen 
meiner Herren Borrebner mid anfchließen, die alle fo warm für die Borlage ein- 
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getzeten find, Wenn durch bie Geſetzworlage einerfeitß die wirthſchaftlichen Juter⸗ 
efien der Gebirgsbewohner gewahrt werden follen, fo iſt auf ber anderen Geite midt 
zu unterfchägen, daß durch bie Worlage auch dem unvernünftigen Abſchlagen der 
Wälder Einhalt gethan wixd. 

(Sehr ritig!) 


Denn da, wo die Wälder abgefchlagen und vom VBefiker, ben Werth des Waldes nicht 
ertennend, nicht rechtzeitig wieder bepflanzt werben, entfliehen Table Gipfel und Ab⸗ 
hänge, welche in Bezug auf Schönheit und Anmuth bes Landes wie auf Bertheiluug 
der Nieberichläge ungüunſtig einwirken. Alſo bezwect die Vorlage einerſeits wirth 
ſchaftlichen, andererſeits aber auch kulturellen Schutz jener Gebiete. 

Wenn nun die Provinz mit , zu den Koſten herangezogen wird, fo glaube ich, 
daß trotz der etwaigen Höberfpannung der Abgaben ber Kreiſe für die Provinzialkoſten 
dies mit in ben Kauf genommen werden muß; benn nicht allein jene Stredien, die 
diret im Quellgebiete der Zuflüffe der Ober Tiegen, baben fehr großen Nachtheil 
bei Ueberfchwemmungen, fonbern auch diejenigen, weichen das Waffer zugeführt wirt. 
Im Intereſſe meiner heimathlichen Kreiſe darf ich das Hohe Haus wohl bitten, diefem 
Gefeentwurf feine Zuſtimmung zu geben. 

Abgeordneter Kopſch: Namens meiner politifchen Frennde babe ich bie Erflärung 
äbzugeben, daß tote die Einbringung dieſes Gefegentwurfs mit Tyreuben begrüßt 
haben und daß wir für dieſes Geſetz flimmen werben. Gleichzeitig ſpreche ich als 
Mitglied der Kommiffion zur Borberathung dieſes Geſetzentwurfs meine Freude dar- 
über aus, daß feiten® der Tonfernativen Mitglieder der‘ Kommiffion und der kon⸗ 
fervativen Fraktion diefes Haufes die principiellen Bedenken gegenüber den Be 
fimmungen des Entwurfes für nicht fo ſtark erachtet worden find, um gegen biefes 
Geſetz Stellung zu nehmen. Diefe Stellungnahme giebt mir die Hoffnung, daß auch 
im Herrenhans das Beleg Zuſtimmung finden ımb ſich aud an dieſer Stelle fo 
fchnell als möglich erledigen Iaffen wird. Die leisten Tage mahnen uns, fo ſchnell 
als möglich in diefer Beziehung vorzugeßen. Gerade bie Bauten, bie zur Regelung 
ber Gebirgeflüffe in letter Zeit notwendig geworben find, haben bie Ueber⸗ 
ſchwemmungsgefahr fir bie tiefer gelegenen Gegenden nicht verringert, fonbern dadurch 
erhöht, daß das Waſſer ſchneller als früher in die untergelegenen Bezirke abfließt 
Die Nachrichten, die ich aus ben tieferen Bezirken erhalten babe, beweifen, daß das 
jegige Hochwaſſer bereits fehr viele Bauten niedergerifien bat, die mit großen Koſten 
in letzter Zeit Hergeftellt worben find. WBefonders ſchwer heimgefucht worden ift die 
Ortſchaft Mauer bei Lähn, woſelbſt die Hochwaſſerfluthen bie im vergangenen Jahre 
hergeftellte Boberbrüde bereitS wieder \weggerifien haben. Ich gebe ber Hoffnung 
Ausdrud, daß das Geſetz moͤglichſt einmüthig hier unb im Herrenhauſe bald zur Un- 
nahme gelangt, damit die ſchwer heimgefuchten Bezirke unferes fchleflihen Bebirges 
durch dieſes Geſetz eine Beſſerung ihrer wirthfchaftlichen Lage erfahren können. 

(Bravo! bei den Freiſinnigen.) 

Bräfident: Die Diskuffion iſt gefchloffen. Der Herr Berichterflatter verzichtet. 
Bir lommen zur Abftimmung. ch bitte diejenigen Herren, welde ben $ 7 in der 
Faflung der Kommiffion — mit ber rebaltionellen Berbefjerung, daß im leisten 
Abjag flatt „tritt” gefagt wird „treten” — annehmen wollen, fidh zu erheben. 

Geſchieht.) 


Der 87 it angenommen. 
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Ich eröffne die Diskuffion über 58 — und ſchließe fie. Ich darf ohne befondere 
Abſtimmung konſtatiren, daß der $ 8 angenommen if. 

Ich erdffne die Diskuſſion über $ 9. 

Das Wort hat der Abgeordnete Baenſch⸗Schmidtlein. 
Acgeordneter Vaeuſch ⸗ Schmidtlein: Nur wenige Worte, meine Gerren! Bei 
den Berhandiungen im der Kommiſſion habe id es für einen Mangel erachtet, daß 
nit in den in Frage kommenden Kreifen von den betheiligten Gemeinden imd 
Butsbezirten je ein Vertreter der Kommiffion hinzutritt. Es war mir eine befonbere 
Freude, daß die Kommiffion dieſer meiner Anficht beigetreten ift und einſtimmig be 
ſchloſſen bat, meinen Antrag anzımehmen, wodurch fi alfo die Kornmiffion um zwei 
weitere Mitglieder, von fünf auf fieben, erhöht. Denn gerade biefe beiden im SKreife 
anfäffigen Männer find infofern von großer Wichtigfeit, weil in den Gemeinden bie 
einzelnen kleinen Landwirthe, die bei den durch das vorliegende Geſetz nothwendig 
werbenden Regulirangen in Betracht kommen, den Rbrigen Herren, bie der Kommiſſion 
angehören, naturgemäß nicht das Vertrauen entgegenbringen, wie gerade den beiden 
Männern, die mit ihnen in einem Kreife wohnen, die Berhältniffe in demfelben genau 
wiffen, die fie perfönlich Tennen, und beuen fie eventuell viel leichter ihre Bitten und 
Wunſche vortragen können als den anderen Herren, die ihnen wahrfcheinlich gänzlich 
unbelannt find. 

Ich lege ferner ein Hauptgewicht in der Zufammenfegung der Kommilfion auf 
ven Forftfachverftändigen und den Meliorationsbaubeamten. Ich glaube, daß gerade 
die Thatigkeit diefer beiden Herren bei Ausführung des Geſetzes von erheblicher 
Wichtigkeit fein wird. Sch habe das in unferm Kreife zu beobachten Gelegenheit, wo 
wir glacklicherweiſe nach dem Hochwaſſer bes Jahres 1897 einen Meliorationsbau⸗ 
beamten, Baninfpeltor Dubislav, hinbekommen haben, der fich mit befonderer Tüch⸗ 
tigkeit bemüht bat, die vorhandenen Schäden, forweit es möglich war und die @elber 
langten, in gefchictefter, praltifchfter Weiſe zu befeitigen und es auch verfieht, die 
diesbezüglichen Berhandlungen mit Gemeinden und Privaten in aufriebenftellendfter 
Weife zu erledigen. 

Ich will mid) kurz fafien und Sie einfach bitten, den Paragraphen ‚mit meinem 
Zufegantrag in der Yaffung der Kommiffion annehmen zu wollen. 

SBräfident: Die Diskiffion if gefchloffen. Ich bitte diejenigen Herren, fi zu 
erheben, die den 8 9 in der Faſſung der Kommilflon annehmen wollen. 


Geſchieht.) 
Der $ 9 iſt angenommen. 
Ich eröffne die Diskuffton über $ 10, — 11, — 12, — neberſchrift, — Ein 
leitung. — Ich darf ohne befondere Abftiimmung konſtatiren, bei diefe Theile des 
Sefeßentwurfs angenommen find. 


D. Dritte Beratbung. 
67. Sitzung am 15. Mai 1899. 

Bräfident: Wir gehen über zum zweiten Gegenftand der Tagesordnung: 
Dritte Beratung des Gejekentwurts, betreffend Gipuswahregeln im 
Queligebiete der Tinifieltigen Zunüfie der Oben in ber ron Eileften. 

Ich edffüe die Generaldiekuſſion — und ſchließe fe. 

Ich erdffne die Speciatdiätuffion Über 8 1, — 2, — 3, — 4, — 5, — 


— 272 — 


b, — 7, — 8 — ud jchließe ſie. Ich darf wohl ohne beſondere Abſimmmng feh- 
ftellen, daß dieſe Paragraphen angenommen find. 
Ih eröffne die Diskuffton über 39 und bemerke dazu, nad einer Umegung ans 
dem Haufe, daß es in dem fett gebrudten Gabe, weicher lautet: 
Außerdem treten für jeben betheiligten Keeis je ein nem Sreißausidufle zu 
wählender Bertreter ber beiheiligten Gemeinden und Gutöbezirte hinzn 
fiatt „treten“ wohl befiex heißen muß „tritt“, ale: 
Außerdem tritt für jeben betheiligten Kreis zc. 
Ein Widerſpruch gegen biefe redaftionelle Aenderung erhebt ſich nicht; ich darf feftftellen, Daß das 
Haus den 8 9.mit dieſer redaktionellen Aenderung annimmt. — Das if der Seil 
Ich - öffne die Diekuffion über $ 10, — 11, — 18, — Ueberſchrift und Ein⸗ 
leitung, — ich fchließe fie und Eonftatire, daß alle dieſe Theile des Gefekentwuris nam 
Haufe angenommen worden find. 
Bir kommen nun zur Abſtimmung über den Gefekenwuf im Ganzen, zu 
welchem Ende ich bitte, daß diejenigen Herren ſich erheben, welche ben Gejckenhuurf 
definitiv annehmen wollen. Geſchieht. 


Der Geſetzentwurf iſt definition angenommen. 


86. 

Derhandlungen des Herrenhaufes über das Geſetz, betr. Schugmap- 
segeln im Ouellgebiete der linksfeitigen Zuflüfie der Oder in der 
Provinz Schlefien. 

A. Berbaublungen über den in veränderter Faſſung vom Wbgesrbueteniiuufe 
mrüdgelangten Gefekentwurf. 

13. Sitzung am 1. Juli 1899. 

Bice⸗Pruͤſident Freiherr von Banteuffel: 

. Ueber Eingänge von Vorlagen babe ich folgende Mittheilungen zu machen. 
Es find eingegangen beziehungsweife überwieſen: 

u. 0. 

der Rommilfien für Agrar Berbältnifie: j 
ber in veränderter Fafſung von dem Haufe der Abgeordneten zurücdkgelamgte 
Gefehentwurf, betr. Schutzmaßregeln im Duellgebiete ber linksfeitigen Zufläffe 
der Oder in der Provinz Schleſten. 

u. ſ. w. 

Ein Theil dieſer Ueberweiſungen iſt anf Grund vorheriger Beſchlüufſe des Hauſes 
erfolgt. Auch im Uebrigen werde ich dieſelben als genehmigt anſehen, ſofern ein Woer 
ſpruch aus dem Hauſe nicht erhoben wird. — Ein Widerſpruch wird nicht erhoben; ich 
konſtatire das. 





B. Minbdlicher Bericht der Agrarkommiſſion. 
16. Sitzung am 4. Juli 1899. 
Praſident: Wir kommen nunmehr zu Punkt 7 der Tagesorduung: 


wmrüdgelangten 
Entwurf eineh Geſetzes, betreffend Giutmahregeln im Queligebiete ber 
Bulüleitigen Zufläfle der Ober in ber Provimz Gileflen. 
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Regierungslonunifjare find die Herren: Geheimer Ober-Wegierungsrath von Friedberg, 
Lanpforftmeifter Schul, Geheimer Bazrath von Munſtermann, Geheime Ober-Binanz« 
rüthe Havenſtein und Dembois. . 

Berichterftatter iſt Herr von Wiedebach und Noſtiz⸗Jänkendorf. Ich erſuche de 
Herrn Berichterſtatter, feinen Vortrag zu halten. ' 

Berichterſtatter von Wiedebach und Roſtitg⸗Jünkenderf: Meine Herren, diefer 
Geſetzentwurf, welcher das Hohe Haus bereits beichäftigte, bat Durch die Beichläfie des 
andern Hauſes ſehr weientliche Beründerungen erfahren, die von Ihrer Agrarkommiſſion 
berathen find. Betroffen wird in der Hauptiade $ 7, dann aber aud 8$ 8 und 9. 
Der Grand für die abweichenden Beichlüffe des Abgeordnetenhauſes Liegt lediglich im ber 
ablehnenden Haltung der Stantsregierung gegenüber dem Beſchluſſe des Herrenhauſes 
bezüglich des lebten Alinea in $ 7 im Betreff der Entſchüdigungspflicht des Staates. 
Die Königlihe Staatsregierung erflärte, daß, wenn das Abgeorbnetenhaus den Beichlüffen 
des Herrenhaujes beitrete, das Geſetz als gefcheitert anzufehen ſei. Die Konigliche 
Staatsregierung bat den principiellen Staudpunit, daß in allen ben Füllen, wo durch 
das Geſetz Stellen benannt würden, die zu Öffentlichen Zwecken Beiträge zu leiten haben, 
neben dem Staat auch bie Provinz zu nennen fei. Das vorliegende Geſetz verfolge in 
der Hauptiadhe Meliorationszwede, und nad dem Dotationsgefek vom 5. Juli 1875 fei 
in erſter Linie Die Provinz Bier verpflichtet. Ihre Kommilfion konnte fich diefem Grund⸗ 
fat nicht anſchließen; fie Hält vielmehr die von der Königlichen Staatsregierung auf- 
geſtellte Drittelung, wonach einen Theil die Betheiligten, einen Theil der Staat und 
einen Theil die Provinz zu leiften bat, für bebenllih. Die Proninzialanfgaben ver- 
mehren fich von Jahr zu Jahr, und es ift faft gar fein Grund vorhanden, die Provinz 
auch hier nit heranzuziehen. Das Dotationsgeſetz, welches eine Decentralifation bezweckt, 
it vor 25 Jahren erlafien, und ber Rahmen der Anfgaben, welche der Provinz geftellt 
wurden, ift feit jener Zeit ein ganz anderer geworben. Es ift ja allerdings ſehr leicht 
für den Staat, bei der neueren Gefegebung alle die Laften, welche dem Staate zufallen, 
auf die Provingen zu wälzgen. Ich habe namens der Kommilfion, welche den in Rebe 

ſtehenden Beſchluß einftimmig faßte, dies hiermit zu erklären. 

Wenn trogdem die Kommiſſion den Beichlüffen des Abgeordnetenhauſes zuftimmt, 
fa geſchieht es mit ſchwerem Herzen. Sie fand vor der Erwägung, entweder ein ſehr 
wichtiges Geſetz, welches gleichzeitig als Grumblage dienen foll für die demnüchſt zu 
erwartenden Flußregulirungsgeſetze, Tcheitern zu fehen, ober aber im vorliegenden Falle 
nachzugeben. 

Wenn ich nun auf den Geſetzentwurf ſelbſt eingehe, fo if im $ 7 unter Nr. 8 ſiatt 
des letzten Wortes „fordern das Wort „anordnen“ gefett. Ferner if der Abja ber 
Beſchlufſe des Herrenhauſes: 

„Fur die den Grundbeſitzern oder Nutungsberedtigten hieraus entſtehenden 
Nachtheile und Koften hat zu ', die Gemeinde (der Gutsbezirt), zu ?/, der 
Staat Entfhädigung zu leiten.“ “ 
folgendermaßen abgeändert worben: 
„Kür die den Srunbbefigern oder Nutzungsberechtigten hieraus entſtehenden 
Nachtheile und Koſten haben zu *, die Gemeinde (Outsbezirl), zu /, die 
Provinz, zu '/, der Staat Entihädigung zu leiſten.“ 

Endlich if im 8 7 vom Abgeorbuetenhaufe noch ein Zuſatz beſchloſſen worden, 
wonach in allen Füllen, in denen eine Gemeinde beziehungsweife ein Gutsbezirk leiftunge- 
unfühig if, ſoweit dies der Fall if, am ihre Stelle der Staat und die Provinz zu 
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gleichen Teilen treten. Durch biefe Beſſtimmung iR dasjenige in Das Geſch aui- 
genommen, was bereits in ber Begründung ber Megierungsoseiage in zienslich aligemeiner 
Weiſe gefagt worden if. Diefe Beſtimmmg wirb zur allgemeinen Mershigung ber 
Betheiligten dienen, da ja erfaßrungsmäßig bas, was in der Begründung fießt, i 
Bergefienheit geräth und man fih an den Wortlaut bes Geſetzes Halten wirt. 

Im $ 8 findet ſich eine redaktionelle Aenderung. Es heißt dort flatt „Der Gemeine 
(des Gutsbezicie)“: „Ber zur. Entfhlbigung BVBerpflichteten“. 

Ferner iR im 8 9, welcher von ber Zuſammenſetzung ber Kommifſion Ganbelt, eine 
Aenderung eingetreten, indem felbfiverkäublih, wenn bie Provinz zur GEntichäbigum 
herangezogen wird, fie auch eine Bertretung in ber Kommiſſion haben muß, welde 
zwedmäßig vom Provinzialausfguß zu wählen iR. Ferner if vorgeſehen, daß ame 
eines Bertreters der Gemeinde beziehungeweife Gutsbezirke für ben ganzen Regierungs 
bezirk ein folcher Bertreter von ben Kreiſen durch deu Kreisansihuß zu wählen ik. & 
ift diefe Beſtimmung eher als eine Verbeſſerung zu betrachten. 

Ich Habe nun namens Ihrer Kommiſſion ben Watrag zu ſtellen: 

Das Herrenhaus wolle beſchließen: 
dem vorgenannten Gefehentiwurfe in der von bem Haufe der Abgesrbueer 
beſchlo ſſenen Yaflung die verfaffungsmäßige Zuſtimmung zu ertheilen. 

Bräfident: Ich erdffne über diefen Antrag die Dishuffien und ertheile Herrn frei 
herrn von Mautenffel das Wort. 

Freiherr von Manteuffel: Nur wenige Worte. Ich will meinerfeits die Erflärug 
abgeben, daß ih für dem Antrag der Kommilfion zu ſtimmen nicht in ber Lage bin, 
weil ih, wie ich ſchon ausgefprodden Habe, als das erfie Mal biefe Geſetzesvorlage um 
beichäftigte, nicht dazu bie Hand biete, daß bie vorgeſchlagene Drittelung ber Leitungs 
— ein Drittel die Gemeinde, ein Drütel die Provinz, ein Drittel der Staat — geſch⸗ 
ih fefigelegt wird. Dagegen verwahre ich mich, und ih werde gegen den Antrag de 
Kommiſſion ſtimmen, bie zu meinem Bedauern bie Fafſung nicht aufrecht erhalten hat, 
wie fie das Herrenhaus bei ber erften Lefung Hier im Plenum beliebt Hatte. 

Bräfdent: Wunſcht no jemand das Wort? — Wenn es nit verlangt wüh, 
dann würden wir zu den einzelnen Paragraphen übergeben. 

Der Herr Beridterftatter Hat das Wort. 

Berichterſtatter von Wiedeba und Roſtitz⸗ Jäntenberi: Der Schuwerpunft dei 
Gefetzes liegt im 8 7. Im anderen Haufe haben die anderen Paragraphen feine Er 
drterungen beroorgerufen. Wenn baber nicht bereits der Antrag geftellt ift, würde iqh 
beantragen, über das ganze Belek en bloe abzuftimmen. 

(Freiherr von Mantenffel: Ueber $ 7 gefordert abflimmen!) 

Bräfident: If es den Herren genehm, daß wir über den $ 7 alle afflimme 
und hernach über das ganze Geſetz? 

(Zuſtimmung.) 

Es erfolgt kein Widerſpruch. Dann würden wir zunächſt über ben 8 7, wie er 
jest vorliegt und von der Kommiffion zur Aunahme empfohlen wird, abzuſtimmen haben. 

Ich bitte diejenigen Herren, melde bafür find, fich zu erheben. 

Geſchieht.) 


Geſchieht.) 
Die Mehrheit ſteht jetzt. 8 7 im der vorliegenden Faſſung des Abgeort metewhanic 
iſt abgelehnt. 


Ich bitte um die Gegenprobe. 
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Wir mäffen um noch einmal abflinmen, da ber 5 7 im der Faflung, wie er von 
ten. 
er. in der Jaffung, wie er urſprſtuglich vom Herrenhanſe beſchloſſen worden iR, wieder 
hergeſtellt wish. 

Ich bitte die, Herren, die dafiir find, daß die urſprungliche Fafſung des Herren» 
hauſes wieberhergeftellt wird, fi zu erheben. 

Geſchieht.) 

Das iſt die Majorität; der 57 iſt in dieſer Form angenommen. 

Zu 88 bitte ih den Herrn Berichterſtatter feinen Vortrag zu halten. 

Bericterftatter von Wiedebach und Rokik-Hänlenborf: Meine Herren, der $ 8 
if, wie ich mir vorhin vorzutragen erlaubte, unverändert geblieben bis auf die Worte 
im zweiten Abſatz: „nah Wahl der Gemeinde (des Gutsbezirkes)“, wofür im andern 
Sanfe die Worte: „der zur Eutſchädigung Verpflichteten“ geſetzt find. Ich habe hier 
‚weiter nichts hinzuzufügen. 

Bräfldent: Wünfht zu 3 8 jemand das Wort? 

(Paufe.) 

Dann winden wir über 5 8 in ber Fafſung abzuftiimmen Gaben, wie er von ber 
Kommiffion zur Annahme empfohlen wird. Ich bitte diejenigen Herten, welche für den 
3 8 in der Faflung des Abgeordnetenhauſes find, fi zu erheben. 

Geſchieht.) 

Das iſt die Mehrheit. Der 5 8 iſt in der Fafſung des Abgeordnetenhauſes 
angenommen. 

Wir fommen zu $9. Darfiber hat der Herr Referent ſchon geſprochen. Ich bitte 
diejenigen Herren, welde für die Faſſung des 8 9 nad ben Beſchlüfſen des Abgeordneten, 
hauſes find, fih zu erheben. 

Geſchieht.) 


89 iſt in dieſer Faſſung angenommen. 

Nun kommen wir zu den unveränderten 85 1 bis 6. Ich werde, wenn kein Wider⸗ 
fprud erfolgt, annehmen, daß diefe Paragraphen in der vorliegenden Form, die mit dem 
urfprängligen Beihlüffen des Hexrenhauſes übereinftimmt, angenommen find. — IE 
Eonftatire, daß kein Widerſpruch erfolgt. Daffelbe nehme ich bezüglich der 88 10, 11 
und 12 an, auch diefe erfläre ich vom Haufe fiir genehmigt. 

Nunmehr kämen wir zu Ueberſchrift und Einleitung. Ich konitative, daß aud hier 
fein Widerſpruch erfolgt, und erlläre fie ebenfalls für genehmigt. 

Endlich käͤmen wir noch zur Abftimmung Aber das ganze Gele in der Fafſung, 
wie es vom Abgeordnetenhauſe zurüdigelommen ift, ausgenommen 8 7, den wir in der 
Faffung wieberhergeftellt Haben, die das Herrenhaus zuerft befchlofien hatte Es würden 
alfo bie $6 1 bis 6 und 8 bis 18 fo bleiben und nur 87 die urfprüngfide Faffung 
des Herrenhaufes erhalten. Im diefer Fafſſung bringe ich das ganze Geſetz zur Ab⸗ 
Bimmung und bitte diejenigen Herren, weile dafür find, fich zu erheben. 

Geſchieht.) 


Das Geſetz iſt angenommen. 
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“ 56. 
Verhandlungen des Abgeordnstenhaufes Aber den vom Berrenharfe in 
abgeänderter Saflung zurücdgelangten Gefegentwurf, betr. 
regeln im Quellgebiete der Iinksfeitigen Zuflüſſe der Oder in der 
Provinz Schlefien. 
91. Sitzung am 18. Anguſt 1899. 

Biceprüfident Dr. Freiherr v. Heeremann: Wir gehen über zum folgenden 
Gegenfland der Tagesordnung: 

Berathung des vom Herrenhanſe in abgeäuberter Zaffung zurädigelangten 
Gefegentwurfs, betreffend Eihugmahregeln im Quellgebiete ber Inik 
feitigen Zuflüfle der Ober in der Provinz Schlefien. 

Ich eröffne die allgemeine Beſprechung über diefen Gegenſtand. Das Bert 
hat der Abgeordnete Seydel (Hirſchberg). 

Abgeordneter Seydel (Oirſchberg): Meine Herren, ber vorliegende Geſetzentwurf if 
vom Herrenhauſe in veränderter Yaflung an das Abgeorbnetenhaus zurfidigelommen 
Die Differenzpuntte find folgende. Cs tft fireitig die Regelung der Beitragspflidkt zub 
zwar, in weldher Weiſe bie Koften und Schäden, die durch Aneführung der im $ 7 bei 
Gefchentwnzfe bezeichneten Maßnahmen entfichen, zwifchen Provinz, Gerueinde un) Gtaet 
vertheilt werben follen. 

Bir hier im Abgeorbneteuhaufe hatten im Einverfiändniß mit der Kuiglichen Stan 
regierung diefe Regelung dahin vorgenommen, daß wir '/ biefer Koften ber GBemseiube, 
Y, der Brovinz und '/, dem Staat auferlegt und zugleich beftimmt Hatten, daB am Gteik 
leitungsunfähiger Gemeinden der Staat und die Provinz zu gleichen Theilen treten follten. 
Das Herrenhaus hat dies dahin geäudert, daß '/, der Koften der Gemeinde anferkeg 
find und %, dem Staat. 

An und für fi würde diefer Beſchluß des Herrenhanfes uns äuferft fymıpathiih 
fein. Anch bier, in der Kommiffion fowohl wie im Haufe, if von allen Seiten bet | 
worden, wie durchaus wänjchenswerth es fei, daß gerade biefe Koften, um bie es ſich m 
5 7 des Gefegentwurfs handelt, in alleverfier Linie vom Staate zu Übernehmen feim, 
und zwar ſchon deshalb, weil der Kreis derjenigen, denen ber Vortheil von ber Me 
nahmen zufalle, und bie deshalb zunähf zur Tragung ber Laften herangezogen werben 
müßten, fich nicht oder doch nur Außer ſchwer beftimmen laſſe. Aubererfeits if im der 
Kommiſſion und hier im Haufe ſeitens der Vertreter der Königlichen 
darüber gar fein Zweifel gelafien worden, daß biefe® fiberams wichtige Geſetz nur bazm 
Annahme finden könne, wenn dem Wunſche ber Königlichen Staatsregierung nachgegebes 
werde, nämlich dahin, daß der Staat nur mit '/, herangezogen würde, und ba zer 
allen Dingen aud die Provinz bei Tragung diefer Koſten beiheiligt werde. 

Deine Herren, das allein war der Grund, der uns hier veraulaßt hat, dem Ber | 
langen der Kouiglichen Staatsregierung in foweit nadyzugeben, dag wir die Koſten dem 
Staat, der Provinz und der Gemeinde je zu '/, auferlegt und leifiungsuufähigen Ge 
meinden den Staat und die Provinz fubftiftuirt haben. Gehe vielen von uns, mem 
Herren, ift diefer Beſchluß nicht leicht geworben, und zwar bejonders un deshalb, weil 
wir nicht den Grundſatz als gerechtfertigt anerfennen wollten, daß zu deu Koſten Der 
artiger Meliorationsarbeiten unter allen Umſtänden die Provinz mit heranzuziehen fe, 
insbefondere jo lange nicht die Dotationen, die den Provinzen burd das Deich vom 
8. Juli 1875 gewährt worden, erhöht wärben. 
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Run aber liegt Die Sache fo. Der norliegende Geſetzentmurf it für die dem lieber» 
Idwwemmangsgebiet angehäxenden Theile der Provinz Schleſien von hervorragendſter Be⸗ 
bentung; es werben Maßnahmen darin vorgefehen, und es follen Arbeiten ansgeführt 
werden, bie im ihrer Tragweite von ben fegensreichiten Folgen begleitet fein werden. 
Das wird allfeitig anerlannt, . 

Es wird aber auch weiter anerlanıt, daß die Koften und Nachtheile, die burch die 
Ausführungen ber im 8 7 des Gefekentiwurfs angeordneten Maßnahmen entfichen werben, 
und für bie bes Staat, die Provinz, und bie Gemeinde als heitragspflidtig herangezogen 
werben follen, fehr gering fein werben. 

Mit Ruckſicht auf bie hohe Bedentung bes Geſetzes einerſeits, und andererfeits anf 
die geringen Koften und Nachtheile, die damit in Berbindung fichen, hatte das Ab⸗ 
georbnetenhaus einftimmig beſchloſſen, daß in biefem einen alle dem Berlangen ber 
Königlichen GStanteregierung nachgegeben werben ſolle, ohne aber damit das Princip an- 
zuerleınen, daß bei derartigen Welioratisnsarbeiten bie Provinz verpflichtet fei, zu den 
Koften beiguiragen. 

Unter dieſem Borbehalt, meine Herren, ift damals einſtimmig bier vom ganzen 
Abgeorbnetenhaufe der Beſchluß gefaßt worden. Allerdings haben wir babei bie Hoffuung 
gehabt, daß daB Herrenhaus fi diefem Beſchluß gleichfalls anfügen werde. Der Antrag, 
der von mir und meinen Kollegen Baenſch⸗Schmidtlein und v. Kölichen geſtellt worden 
if, und der Ihnen unter Mr. 828 der Druchſachen vorliegt, bezweckt nichts weiter ale 
Die Wieberherfiellung des frügeren Beſchlufſes des Abgeordnetenhanſes, ao bie Wieder⸗ 
herftellung des 8 7 in ber früheren Faffung. Ich hoffe, meine Herren, daß Sie wieber 
dieſem Beſchluß Ihre Zuſtimmung ertbeilen werden, und ich glaube wohl weiter bie 
Hoffnung ausfpreden zu dürfen, daß dieſem Wunſche und diefem Ausſpruch gegenüber 
aud) das Herrenhaus bei einer nochmaligen Beratung feine Zuſtimmung ertheilen wird, 
insbeſondere wenn dann feitens der Königlichen Staatsregierung, wie ja wohl zu er- 
worten flieht, auch im Herrenhaufe klar und deutlich ausgefprochen werben wird, daß eine 
Ablehnung unferes Beſchluſſes das Scheitern der ganzen Geſetzesvorlage au natiwenbigen 
Folge haben würbe. 

Ich bitte Sie alfo, meine Herren, daß Sie mögfichft einſtimmig den von uns ge- 
fiellten Antrag annehmen wollen. 

(Bravol) 

Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten Freiherr v. Hemmerkein: 
Meine Herren, id bin verpflichtet, namens der Staatsregierung erneut die Erklärung 
abzugeben, daß der Geſetzentwurf in ber Faſſung des Herrenhanſes für die Gtante- 
xegierung unannehmbar if. Daraus folgt, daß ich alle diejenigen Herren, die ein Inter⸗ 
effe für das Zuftandelommen dieſes nach meiner Meinung hochwichtigen Geſetzes haben, 
Dringend bitten muß, dem Antrage des Herrenhanſes nicht zuzuſfimmen, Dagegen bem 
Antrage, der nuter der Nr. 828 von den Herren Seydel (Oirſchberg) und Genofien 
eingereicht if (f. S. 106), mögliäft einſtimmig ihre Zuſtimmung zu geben. Ich gebe 
mich der Hoffnung hin, baß bei erneuter Berathung im Herrenhaufe das Herrenhaus 
Ihrem Beſchluſſe beitreten wir, und daß bamit das Auftandelommen biefes hochwichtigen 
Seſetzes geſichert iſt. 

Abgeordneter v. Kölichen: Meine Herren, als wir in dieſem Jahre uns mit dem 
voorliegenden Geſetzentwurf zum erſten Male beſchäftigten, beſchloß dieſes Hohe Hans, 
Daß bei ber Vertheilung der Keften und der Ausgaben, welche durch die Ausführung 
Dieſes Geſetzentwurfes entſtehen würben, ’4 die Gemeinde, */, die Provinz unb der 


a 
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Stoat bezahlen ſolle. Meine politiſchen Freunde haben damals zum größten Theile 
nicht für dieſe Dreitheilung geftinumt, und zwar beshalb, weil wir ber llcberzengumg 
waren, daß wicht bei jeber Gelegenheit, wo «6 ſich um allgemeine Melierationen Handelt, 
die Provinz berangegogen werben joll; benn wenn der Geundfak, daß bei eben folden 

Gelegengeiten die Provinz herangezogen werben foll, Plot greift, fo wirb eime Ueber⸗ 
laftung der Provinzen flattfinden, wenigſtens fo lange, ale fie nur in ber tage find, fd 
durch direfte Sufchläge zu ben Gtaatsfteuern ihre Eimmahmen zu verihaffen Meine 
politiſchen Freunde vertreten auch heute noch dieſe Anſicht wie damals; traigbem fin 
wir aber entihloffen, heute für die Faſſung, welche wir Ihnen für den 8.7 vorſchlagen 
zu ſtimmen, weil wir feſt überzeugt find, daß diefer Entwurf eine durchans günfige um 
fegensreihe Wirkung für die weitere Entwicklung ber Waflergefegebung für Gelee 
Haben wird. Wir find Aberzeugt, daß mit biefem Geſetzentwurf ber erfie Schritt ge 
than wird für die ferneren großen Arbeiten, welche für unjere Provinz; Schlefien abfeist 
nothwendig find, und auf welche wir bisher wech warten. Wir wollen aber damit glei 
zeitig der Königlichen Staatsregierung den Wunſch und die Bitte ansfpredgen, fo fdmel 
‘ale möglich diejenigen Maßregeln zu treffen, weiche nothwendig find, um die Rtegulizumg 
unferer ſchleſiſchen Blüffe ins Werk zu ſetzen: dene der augenblickliche Zuſtand kamı 
nicht Länger beibehalten werden. Die Mittel, weiche bisher aus ben NRothfiundögeibers 
berhanden waren, und weldhe zu außerordentlich fegensreichen Maßnahmen, befenkes 
im Gebirge, verwendet worden find, find erfchöpft. Mit dem 1. Auguſt d. 3. ſind ie 
Arbeiten im Riefengebirge eingeftellt werben; im den Niederungen und and im Gebisg 
finden jelst von Geiten der Privaten bie fo nothwendigen Arbeiten zur VBefefligung ka 
Ufer nicht mehr flatt, einmal weil niemand weiß, wie fidh die ferneren Berhättuifie ge 
finften werden, weiche Regulirungen vorgenommen werben follen, weil man befkäubg 
wartet, daß feitens des Staates diefe Arbeiten ausgeführt werben. 

Bir werben alſo für die Heranziehung ber Provinz ſtimmen; aber ih bin em- 
drücklich feitens meiner politiichen Frennde beauftragt, zu erllären, daf wir nicht woltuicen, 
daß ber Srundfat, bei allen Meliorationen mäfje and die Preuinz herangezogen werden, 
zur Regel were. Wir Haben nad ben Erflärungen bes Herrn Finanzminiſters ve 
Befürdtung, daß es im feiner Abſicht Tiegt, dieſen Grunbfat zur Negel zu erheben. 
Wir würden dem nicht zuftimmen können, und wenn wir bier eine Ausnahme muacer 
und erflären: wir wollen auch die Provinz Schleſten heranziehen, — jo verwahren wu 
uns, daß damit ein Präjudiz für die Ankunft geſchaffen werde. 

(Bravo! rechts.) 

Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten Freiherr v. Hammerfeia: 
Meine Herren, die Königliche Stanteregierung war der Meinung, daß der Wiberfaw 
des Herrenhauſes dauernd nicht beftehen bleiben würbe, ſondern ba mit her A 
flimmung des Herrenhanſes der Geſetzentwwurf zur Berabfdiebung gefangen wärke. Ss 
Ruckſicht auf diefe Hoffnung waren fon die weitgegenbften Schritte getan, um mit ver 
Ausfügrung des Geſetzes vorzugehen. Dieſe vorbereitenden Maßregeln finb nods 
‚nicht beendet, lediglich dethalb, weil das Geſetz nicht gefihert war. Sch faun aber 
figern, daß, fobald das Geſetz verabfchiedet ift, mit der ‚allergrößten Energie Daran 
gangen wird, da® Gefets auszuführen und dafür die geeigneten techniſchen 
zu finden. 













(Brave!) 
Abgeordneter Vaenſch⸗ Echmidtlein: Es if uns Schleſiſern wahrfich nicht Leicht 
fallen, in dieſe Drittelung der Koſten ſchließlich einzuwilligen; aber, nuchdem wir 
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befimmte Exllärung des KAriglichen Staateminiſterinms vor ws hatten, daB das Ge⸗ 
ſetz unter allen Umftänden fällt, wenn nicht bie Provinz ebenfalls mit herangezogen 
wird, haben wir uns mit fchwerem Herzen in der Kommiffiee damals zu biefer Dritte- 
Iung entſchloffen. Und ‚das, was die Kommiſſion als richtig anerkannt bat, hat 
das ganze Kmus nachempfunden, indem es nachher einſtimmig ben Iamaligen Be⸗ 
ſchluß der Kommiſſton angenommen bat. Der Herr Miriſter für Landwirthſchaft hat 
mit vollem echte betont, daß biefes, wenn and mur Heine Geſetz von größter, eminent 
wichtiger Bedeutung ſpeciell für die Provinz Schleſten iR. 

Meine Herren, ich kamm nur wieberhefen, daß wir dieſes Weich als bie erße Gprofe 
einer Leiter betrachten, bie für Schleften eine Reihe vom heilſamen Geſetzen bilden möge, 
damit wir endlich, feniel in Menfchenkräften liegt, dafir forgen, daß unfere Provinz von 
den ſchweren Schäden, die dns Hochwaſſer im Lanfe von Sahrhunderten verurſacht hat, 
in der Zukunſt nach Möglichkeit verſchont bleibe. 

Es ift mir heute erſt ein Nothfchrei aus dem Kreife Schönau zugegangen, wo eine 
theitweife Regulixung der Katzbach deswegen unterbleiben mußte, weil eben nicht ein 
Pfennig mehr vorhanden if, um biefe ſeitens aller Behöͤrden als durchaus wichtig 
anerlannte Regufirung ber Katzbach herbeizuführen. 

Meine Herren, die Beichlüffe, die das Herrenhans in biefer Sache gefaßt hat, Haben 
uns ja alle Aberraſcht, umfomehr als wir wußten, daß die Kommiſſton des Herren⸗ 
banfes ebenfalls beichloffen Hatte, rite die Beichläffe diefes Haufes anzunehmen. Sch 
bit der Ueberzeugung, daß ber letzte Beſchluß des Herrenhauſes immerhin nur auf einer 
Zufallemajorktät beruft, da er mit 41 gegen 89 Stimmen gefaßt if. 

Meine Herren, wir legen eine umgemeine Wichtigkeit auf bas Zuſtandelommen 
biefes Geſetes, weil wir befiunmt Hoffen, daß, wenn erft dieſe Ausführung in Angriff 
genommen werben wird, in möglichft balbiger Zeit mit dem in Ausficht geftellten Geſetz 
über die Regulirung der Gebirgeflüfſe norgegangen werben dikfte. Wir hatten die be⸗ 
ſtinmte Hoffunng nad der Erklärung des Minifteriums, daß bereits im dieſem Jahr 
uns ein Geſetz im diefer Hinficht vorgelegt werben würde. Die Kürze der Seſſion ſcheint 
doch wahrlich nicht Schuld daran zu fein, daß wir das Gefek nicht belommen haben. 
Umſomehr begrüße ich die Ausführungen bes Herrn Minifiers und bin ihm jeher dankbar 
dafür — umb Schlefien wird ganz befonders bankbar dafür fein —, daß wir heute au 
feinem Bunde die Erklärung gehört haben, daß in allerkürzeſter Zeit mit ber Aus- 
führung dieſes Geſetzes vorgegangen werden wird. 

IH habe namene meiner politifchen Freunde nur zu exflären, daß wir dem gegen« 
wäürtigen Antrag rite annehmen. 

(Bravo! bei den Freilonſervativen.) 

Abgeordneter Kopſch: Meine Herren, ale ber vorfiegende Geſetzentwurſ in biefem 
Hohen Haufe eingebradgt wınde, da war allfeitig Freude über denfelben vorhanben. 
Man hoffte, daß derſelbe fo ſchnell ale mögfich erlebigt werben wilde, damit bie be» 
abfihtigten Bauten in Angriff genommen werden fünnten. Ach die beiheiligten 
ſchleſtſchen Diftrikte Hofften auf eine möglihft ſchnelle Erledigung, damit enblih ein 
Anfang mit den Schutmaßregeln gegen bie Ueberſchwemmumgsgefahr gemacht werben 
Tönne. Um fo größer iſt die Enttänfgung und der Ummuth darüber, daß durch ein 
Hin» und Herſchieben zwiſchen dem Abgeordueten hauſe und Herrenhaus das Zuſtaude⸗ 
kommen dieſee Gejſetzes verzögert wird. 

Es hat ſich hier ein Prineipienfireit entfponmen einerſeite zwiſchen ber Regierung, 
andererſeits zwifhen dem Herrenhauſe. Die Regierung Hält fe an bem Princip, daß 
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bei Landesmdioratisuen die Betheifigten zu entiprehenben Beiträgen berangeyogem werben 
ſellen. Uubererfeite will das Herrenhaus dieſes Princip nicht auerlennen. Es erhelt 
zam Vrincip, daß dieſes Priuciy nicht gelten darf. 

Nun, dieſes Princip des Herrenhaufes iR ja für die betreſſenden Provinzen wich 
nur amehmbar, es iR für dieſelben auch billig; aber von Gelten der Stegierzmg fa 
es nicht als recht und billig angeiehen werben. Wir ſtud der Bleinung, daß über bien 
verſchiebdenen Princiien doch noch ein auderes Princip ſteht, nänskich das Princip eimewe Re 
leidenden fo ſchneſl als möglich beizufpringen und ihm Hilfe zu gewahren. Die fchlefiiden 
Gebirgediſtrikte haben bereits im Jahre 1889 auf Hilfe geivartet, als bie große cher: 
ſchvemmung bes Jahres 1888 unfer ſchleſiſches Gebirgsland heimgefucht hatte. Jet 
warten fie bereits von nenem 2 Jahre. An ungenügender Juformatien der Segierang 
lann bie Verzögerung nicht liegen; denn Reifen der Beamten, Befichtigungen ſind tell 
zur Genuge gefchehen. Auch die Zufagen feitens der Regierung find mittlerweile immer 
geringer geworben ; flatt 80 Brifionen follen BO Millionen verwandt, flatt 19 Sammd, 
beiten nur 8 errichtet werben. Manches if ia allerdings in den betreffenden Dißrilten 


geſchehen; aber was geſchehen ift, if nicht ausreichend, umb manches, was gefchehen 


if, iſt direft verlehrt. Wer einige Bauten au den ſchleſtſchen Gebirgsfikffen geichen 
bat, muß fich wundern, wie diefelben haben vollführt werden können. Ich mödhte 
wur binweifen auf die Thaliperre durch den Eifenbahnbanum bei Zöwenberg, auf ler 
bauten bes Dueis bei Nohrsdorf und die Negulirung bes Baderbaches bei Warkiſſe 
Gerade der letzte Fall beweift, wie bie einfachſten Regeln für Ylußbeuten nich 
beachtet werben. Herr von Levetzow ſprach im Herrenhaufe ben and) wow jeben 
Laien als richtig anerlannten Satz aus: jebermann fängt bei der Reinigung eine 
Flußbettes umten au. Wenn Sie aber nad Markliffe in Schleftien formen und ber 
Baderbach anfehen, fo werden Sie finden, daß von der Landeögrenze bis Markliſſe, auf 
einer Gtrede von mehreren Kilometern, der Fluß vorzüglich regulirt und daB tube 
auf 10 bis 13 m erweitert worden, in Markiifia ſelbſt aber das Flußbett in Der Bih 
herigen Breite von B bis 4 m geblieben if. Das Waſſer füllt wie in einem Trichte 
bineim, und bie Erfahrungen in biefem Jahre haben gezeigt, daß bei ſonſt ungefährfugen 
Uufgwellungen des Bades die Gtabt Aberfäivenmt und ‘großer Schaden ber sfmehin 
feuer heimgelucten Bürgern zugefügt wird. Bei ſelchen Waſſerbanten ii es rm 
Wunder, daß für alle biefe Diſtrilte ih in den letzten Jahren die Veberidisemennmgd- 
gefahr vergrößert Hat. Lieberall hört man im den Gebirgeorten, daß ſchon bei geringen 
Niederſchlagen Ueberfluthungen eintreten, wie das in früherer Zeit wicht ber Fall war. 
Die Flufſe find verfandet, die Flußbenen ſelbſt viel zu ſchmal. 

Ueber den Werth ber feiten® ber Regierung geplanten Maßnahmen find bie Suter 
effenten durchaus zweifelhaft. Sie glauben nicht, daß die beabfiäitigten Gtammerle zu 
Sammelbeden weſentliche Hilfe bringen werben. Auch bie Lanbaner Hanbeiskaummer, 
die doc wohl in ber Lage iR, ein auf Keuutniß der Matur ber Gebirgefläffe Kafıztet 
jadhwerfländiges Urtheil abzugeben, bat fi im biefem Sume geüukert. Sie erwarte, 
daß von der Befeitigung ber Berfaubung und der Berengung ber Flaßbetten für die 
Betheiligten weſentlich Erſprießlicheres heranskemmen würbe als durch bie geplanten 
Sammelbeclen. Bor allen Dingen bebauert fie mit vollem Recht, daß die Sorge de 
Bewohner dur dieſe Berzögerung burdgreifender Maßnahmen und Bauten wid 
gemindert wird. Wer den Zuftand ber fchlefiihen Gehirgefläfle aus eigener Unfchemung 
feunt, wer mit den Gebirgebewohnern verbehrt und ihre bangen Gorgen gehört bat, 
wird gern bereit fein, fiber alle Principien ſich hinwegzuicken uud dem oberfien PBriacip 
zu folgen, diefen armen Leuten fo ſchnell als möglih Hiffe zu bringen. 
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Bir haben gehört, da die Regierung von ihrem Princiy wicht abzugeben geneigt 
it, und fo Hoffen wir denn von der Einfiht des Herrenhanfes, daß es bereit fein wird, 
bem echt chriſtlichen Princip, einem unverfchuldet Nothleidenden ſchnelle und wirkſame 
Hüfe zu bringen, zu folgen und das Geſetz in der nunmehr vorgeſchlagenen Faffung 
anzunehmen. 

Der Yntrag des Herrn Anllegen Serdel wird ven nus einſtimmig angenommen 
werben. Es freut mich dieſer Antrag um fo mehr, als er ein lieber Bekannter von 
mir iR; denm berfelbe Antrag iR im feinen Hanpttheilen im der Kemmiſſton von wir 
geRellt worden, mub wenn ſich num aud andere Bäter dapı gefunden haben, das Kind 
iM mie genau fo Tieb wie vorher. Bir werben einkimnıig für diefen Antrag eintreten. 
Wir danken dem Herrn Miniker, daß er erliärt het, ernffi in die Arbeiten eintreten 
zu wollen, und wir hoffen, daß bie in biefem Walle fo priscipientrene Regierung in 
biefer Richtung num ihr Wort erfüllen wird. 

(Bravo! bei deu Yreifiunigen.) 

Bräflident: Die Generaldiskuffion iR geſchlofſen. 

Ich eröffne die Specialdistuffion, und zwar über 81, — 2, — 8, — 4, 
— 5, — 6, — ſchließe die Diekuſſion und flelle ohne befondere Abfimmung fehl, daß 
die $5 1 bis 6 ummerinbert angenommen find. 

3 exröffne nunmehr die Diekufften über 8 7. Hierzu if ber Autrag Seydel 
Girjchberg) und Genoſſen auf Wr. 828 geſtellt, welcher den 57 wie folgt faflen wii: 

67 


Soweit die Zurüdhaltung des Nieberfchlagwaffers oder die Verhütung der 
Entkehung von Waflerriffen, Bodenabſchwemmungen, Hangrutſchungen, Geröll- 
oder Geſchiebebildungen es erfordert, kann der Regierungsprüſident 

1. die Entwäflerung von Moorflächen, 
2. die Beaderung und die Beweibung von Grundſtücken auf Hochlagen ober 
an Gebirgshängen 
unterfagen ober einſchrunken, 
8. vie Verlegung oder Vefeitigung vorhandener Gruͤben 
anordnen. 

Für die den Grundbeſihhern oder Nutzungsberechtigten hieraus entſtehenden 
Nachtheile und Koſten Haben zu /, die Gemeinde (Gutebezirl), zu *%, bie Provinz, 
zu , der Staat Entſchüdigung zu leiſten. 

Soweit eine Gemeinde (Gutsbezirk) leiftungsunfähig ift, treten am ihre 
Stelle der Staat und die Provinz zu gleichen Thellen. Lieber das Maß der 
Leiftungsfähigleit entſcheidet mangels Verſtündigung zwiſchen Provinz und Gtant 
endgültig der Bezirksausihuß. 

Diefer Antrag iſt noch nicht amsreichend unterfiitigt; id; bitte die Herren, welche ihn 
unterflägen wollen, ſich zu erheben. 
Geſchieht.) 


Ganſe.) 

Die Diekuſſion if geſchloſſen. Wir lommen zur Abſtimmung. Ich werde zuerſt 
über den Antrag auf Nr. 388 abſtimmen laſſen. Wird der angenommen, baum iſt 
Samit der 8 7 gefallen nub biefer Antrag an feine Stelle getreten; wirb er abgelehnt, 
fo werde ich über den Paragraphen ber Borlage abftinmen Iaffen. — Damit ik das 
Haus einverftanden. 
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„3% Pike biekenigen Gerven ih zu erheben, weide deu Antrag auf Mr. 328 
ammepmuen wein, 
Geſchieht.) 


Des iſt die Mehrheit; der Antrag if angenommen un) au bie Stele bes 65 
getreten. 

Ich eröffne die Diekuffion über 6 8, — 9, — 10, — 11, — 12, — Neberſchriß , 
und Einleitung, — ſchließe die Disiuifion umd Pelle ohne beionbere Abftinemrung feR, 
baß diefe Theile des Cuiwurfe angenommen find, 

Ih denle, meine Herren, wir Binnen jet gleich zur Abfimmung im Ganzer 
fchreiten, da ſich weiter nichts verändert bat, als daß au Girlie des 6 7 ber Untrag auf 
Nr. 828 eingefellt if. — Damit iR das Haus eiwerſtanden. 

Daum bitte id, daß diejenigen Herren ſich erheben, welche den Gefehentmurf 
endgültig annehmen wollen. 

Geſchicht.) 


Das iſt die Mehrheit; der Geſetzentwurf it augen ommen. 


87. 
Derhandlungen des Herrenhauſes über den in veränderter Saflung 
vom Abgeordnnetenhanfe zurüdgelangten Gejeßentwurf, Betr. Schu 
maßregeln im Quellgebiete der linksſeitigen Suflüffe der Oder in der 
Provinz Schlefien. 


Einmalige Sthluhderathung. 
19. Sitzung am 24. Auguſt 1609. 

Praſident: Der fünfte Gegenſtand unſerer Tagesordnung iſt: 

Einmalige Schlußberathung des in veränderter Faſſung von dem Haufe 
der Abgeordneten zurüdgelangten Entwurfs eines Geſetzes, betrefſend 
Schutzmaßregeln im Quellgebiete der Iintsfeitigen Zuflüſſe ber Oder in 
ber Provinz Echlefien. 

Regierungslonmmiffare find die Herren: Geheimer Ober-Regierungsrath won Fried⸗ 
berg, Landforftmeifter Schule, Geheimer Baurath von Munſtermann, Geheime Ober- 
Finanzraäthe Havenftein und Dombois. 

Berichterftatter ift Herr von Kliging für den verhinderten Herrn von Wiedebach 
und Noſtitz⸗Jankendorf. 

Ich erſuche Herrn von Klitzing, feinen Bortrag zu halten. 

Berichterſtatter von Mitzing: Meine Seren, eine Kommiſſtonsberathung bat uidyt 
ſtattgefunden. Ich kann mid alſo darauf beſchraͤnken, eine einfache Anführung ber 
Thatſachen bier vorzunehmen. Meine Herren, wir baben das Geſetz bereits pweimal 
im Haufe gehabt. Zweimal ift es im Abgeordnetenhauſe abgelinbert worden. Die 
diesmalige Abänderung befchräntt fi) darauf, bie erfte Fafſung des Abgeordnetenhauſes 
wieberberzufiellen, ımb zwar if nur 8 7 geändert worben. Meine Herren, bie Nedner 
im anderen Haufe haben anerfannt, daß unfere Beichlüffe beffer wären als die ihren; 
fie haben anerkannt, daß die Regierung fi auf einen Stanbpunft ſtellt, der eigentfi 
nad) dem Geſetz und nad ber Materie nicht zutreffend if. Meine Herren, die Pre 
vinzen haben bie Mittel durch das Dotationsgejes vom Juli 1875 nicht für biefe 
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Ywede, und namentlich nicht in ausreichendem Maße fir dieſe Zwecke befommen, 
bie bier den Provinzen auferlegt \verden follen, und der Kreis der Verbefferungen, 
des Nutzens, der bier geſchaffen werden foll, ift fo ſchwer zu begrenzen, daß es wohl 
angebracht geivefen wäre, den Staat ganz befonder® heranzuziehen und nicht bie Pro- 
pinzen. Trotzdem bat das Abgeordnetenhaus durch die Erflärung ber Königlichen 
Staatsregierung, daß, wenn ein gegentheifiger Beſchluß gefaßt würde, die Königliche 
Regierung nicht in der Lage wäre, das Geſetz zur Ansfkhrumg zu bringen, ſich be- 
wegen laffen, die erft vorgenommene Abänderung abermals vorzunehmen und uns zu 
erfuchen, bem beizutreten. Meine Herren, ich muß, fo leid mir das thut, dem An⸗ 
trage des anderen Haufes folgen; ich ſchließe mich alfo dem Antrag an, ben Geſetz⸗ 
entwurf in der Yaffımg, wie er vom Abgeordnetenhauſe zurückgekommen ift, anzu⸗ 
nehmen. Ich kann aber nit umbin, nochmals ausdrücklich dagegen Berwahrung 
einzulegen, daß die Regierung aus diefem einen Falle, wo wir nn$ in der Zwangs⸗ 
Inge befunden haben, der Provinz Schlefien eine durchaus dringend nothiwenbige Ber- 
befferung an den Buflüffen der Ober nicht vorzuenthalten, ein Präjudiz fchaffe, 
daß fie den Provinzen Laften auferlege, die ihnen gefeglih und materiell nicht zu⸗ 
lommen. 
(Bravo!) 

Dinifter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten Freiherr von Hammerſtein⸗ 
Lorten: Deine Herren, ich habe die kurze, aber fehr dringende Bitte an Gie zu 
richten, den Beichlüffen des Abgeorbnetenhaufes im $ 7 bes vorliegenden Geſetzes 
bezw. dem Antrag Ihres Herrn Berichterftatterd zuzuftimmen. Die Staatsregierung 
legt einerfeitS den allergrößten Werth darauf, daß dieſes gegen bie Gefahren der 
Hochgebirgsgewäfler in Schlefien gerichtete Geje zu Stande kommt, ift aber anderer- 
feit8 aus principiellen Gründen nicht in der Lage, das Geſetz in der Faſſung anzu- 
nehmen, wie e8 aus den Berathungen diefes Hohen Haufes hervorgegangen if. 
Dürden Sie alfo auf Ihrem Beſchluſſe beharren, fo würde ein fehr zwedmäßiges, 
nothwendiges Geſetz zu meinem perfönlicden und dein Bedauern der Staatsregierung 
nicht verabfchiedet werden Tönnen. Ich richte deshalb nochmals die dringende Bitte 
an das Hohe Haus, dem Antrag Ihres Herrn Berichterftatters zuzuftimmen. - 

Freiherr von Mantenffel: Ich will auch nur eine ganz furze Erflärung namens 
meiner politiſchen Freunde abgeben. 

Wir find nicht gewillt, uns den Wünfchen, die aus Schlefien an uns beran- 
getreten find, zu wiberfeßen, und find bereit, auf die Bitte, die der Herr Landwirth⸗ 
fhaftsminifter uns vorgetragen bat, einzugehen, legen aber Verwahrung dagegen ein, 
daß aus der Zuſtimmung, die wir jett dieſem Geſetze zu Theil werben laffen, eine 
Zuftimmung dahin entnommen werden könnte, als ob wir den Grundfaß der Dritt- 
theilung, wie er in diefem Gefege zum Ausdrud gelommen if, unſererſeits acceptiren. 
Wir halten es für eine Ungerechtigkeit, die feitens der Regierung gegen bie Pro- 
vinzen begangen wird, und legen Proteft dagegen ein; aber im Intereſſe der Provinz 
Schlefin und auf Grund der rührenden Bitte bes Herm Landwirthſchaftsminiſters 
ffimmen wir daflır. 

(Heiterkeit und Bravo.) 


Bender. Es if eine fehr undanfbare Aufgabe, hier negativ nochmals auf die 
Sache einzugehen, und ich würde es nicht thun, da ich fehe, daB das Gejet; ange- 
nommen wird, und würde Ihre Zeit nicht aufhalten, wenn ich nicht, gegenüber ben 
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Ausführungen im anderen Haufe, gerade als Schlefier und als Vorſitzender ber 
Kommiffion des Provinziallandtags, die ſich mit der Sache befchäftigt Bat, mich dazu 
für verpflichtet hielt. Meine Herren, e8 ift immer auf bie Wunſche der Schlefter 
Bezug genommen und immer geltend gemacht worden, namentlich im audern Haufe 
ſehr fcharf, daß gerade die Stellungnahme des fchlefiichen Provinziallaubtages, die 
darin zum Ausbrud gefommen fei, daß er fich bereit erflärt babe, ſechs Millionen 
berzugeben, falls die Königliche Staatsregierung die großen Flußbauten ausführen 
wolle — baß gerade dieſes Vorgehen des Provinziallandtages eine gewifle Berech 
tigung, ja Verpflichtung für die Landesbehörden gäbe, nun auch zu biefen großen Laften 
die Provinz mit heranzuziehen. Ich muß da einen fundamentalen Irrthum aufllären. 
Die Provinz Schlefien hat die fechs Millionen für diefe Melioration noch gar nicht 
endgültig bewilligt, und ich kann Sie verſichern — ich bin im Propinziallandtag dafür 
eingetreten mit der Borficht, die mir die Stellung in einem durchaus nicht intereffirten 
Kreife zur Pflicht maht — ich kann Sie verfihern, in der Kommilfton fowehl wie 
im Haufe — ich glaube nicht zu viel zu fagen — war die Majorität gegen die Ber- 
Inge, und nur der jehr energifchen Einwirtung des Oberpräfidenten fowie unferer 
leitenden Provinzialbeamten, namentlich des Borfigenden des Provinzialausfchuffes und 
des Landeshauptmanns, und Dank der großen Autorität, bie dieſe Herren beſitzen, gelang 
es, die Majorität zu gewinnen. Die Vorlage wurde dann einmüthig fo angenommen, 
daß der Provinziallandtag im Allgemeinen feine Bereitwilligleit erflärte, fich aber 
feine endgültigen Beſchlüſſe vorbehielt nach Maßgabe der organifatorifhden Geſetze 
die die Staatsregierung für die Durchführung jener Flußbauten ankündigte. Der 
Provinziallandtag will feine. definitive Bewilligung davon abhängig maden, wie es 
mit der Unterhaltung der Flüffe gehalten werden fol, namentlich ob die Abſicht ber 
Königlichen Staatsregierung burchgeführt werden foll, baß diefe auszubauenden lie, 
an denen heute nur die Anwohner und der Staat im Ganzen intereffirt find, Liknftig 
von den Provinzen unterhalten werden follen. Im andern Haufe if direkt gefagt 
worden, und zwar nicht von einem Redner, fondern von breien oder vieren: dieſe 
durchaus freiwillige und fehr vorfichtige Beichlußfaffung des Provinziallandtages be- 
gründe eine Berechtigung für den Staat, ja gewiſſermaßen eine Verpflichtung, nm 
aud bier die Provinz zu den Koften ber Aufforftungen u. f. w. heranzuziehen. Ih 
fürdte, daß, wenn hier nun ſchon zum dritten Mal eine ſolche Belaftung der Brovim 
von der Lanbesbehörde verfucht wird, dies der großen Vorlage, deren Zuftandefommen 
ih fehr winjche, fehr hinderlich fein wird. Wir haben zum erften Male das Beſtreben 
der Königlichen Staatsregierung, die Provinzen zu Laften heranzuziehen, zu denen fe 
nach dem Geſetze nicht verpflichtet find, bei der Unterſtützung der Ueberſchwemmten 
des Jahres 1897 gefunden, dann bei ber von mir erwähnten großen Flußregufirungs- 
vorlage, und jet zum dritten Male. Wenn Herr Freiherr von Manteuffel nun fagt: 
ich bewillige zum dritten Male wieder unter Proteft, jo nütt das nichts, man 
ſchafft fo lediglich einen dritten Präcedenzfal. Es kommt vielmehr darauf an, def 
man im eimzelnen alle feftbleibt und abwartet, "ob die Königliche Staatsregierung 
wirklich die Verantwortung dafür tragen will, daß nichts gefchieht, weil wir forber, 
daß die Koften nad) Maßgabe der beftehenden Gejeke vom Staate getragen werben 
jollen. Hier if ein Nothſtand im Lande vorhanden; e8 muß geholfen werben, de} 
erfennt die Königliche Regierung felbft an, und nad dem Gefege, dem Allgemeinen 
Landrechte ift der Staat der Berpflichtete. Ich bin gern bereit, an der Hand de 
Paragraphen nachzuweiſen, daß in ſolchem Nothfalle nad) ausdrüdlicder gefetslicher 
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Borfheift der Staat einzutreten bat. Die Königliche Staatsregierung will die Bro- 
vinz heranziehen, für welche keinerlei Verpflichtung befteht. Im andern Haufe hat 
ſich allerdings ein Redner gefunden, der meinte: es fei Ehriftenpflicht, biefer brennen- 
den Nothlage abzuhelfen, und da die Staatöregierung das nicht anders wolle, follte 
man ruhig die Provinz heranziehen. Diefe Art, eine Chriftenpflicht zu erfüllen, erinnert 
mic an den heiligen Grispin. Wenn wir einen brennenden Nothſtand annehmen, fo 
haben wir als Landeslollegum ihm mit Landesmitteln abzuhelfen. Dazu find wir nad) 
dem Allgemeinen Landrecht verpflichtet. Wie kommen wir bazu, die Provinz heranzuziehen, 
für die eine folche geſetzliche Pflicht nicht befieht und bie fi) einmüthig gegen jeden 
Beitrag ablehnend verhalten hat? Man hat ſich dafür auf die Dotationsgeſetze berufen. 
Die Provinzialbotationen find feinerzeit vom Staate ben Provinzen gegeben worden, um 
dort die Selbftverwaltung mit Staatsmitteln zu fördern. Hier liegt Die Sache genau umge» 
lehrt. Die Provinz hat mit der Berwaltung gar nichts zu thun; fie ift nicht einmal 
in der Lage, eine förmliche Kontrolle auszuüben über das, was der Staat thut oder 
anordniet. Die Provinz fol alfo die Koften zahlen für Berwaltungsmaßregeln, die der 
Staat feinerfeitS vornimmt. Das ift aljo gerade das umgekehrte Verhältniß, wie es 
im Dotationsgefe vorgefehen if. Man kann ſich alſo nicht auf die Dotationsgefeie 
berufen. 

Die Belaftung der Provinz mit diefen Koften ift aber auch ungerecht. Wie 
kommen Oberfchlefien und Mittelfchlefien, abgefehen von dem Theil auf dem linken 
Oderufer, dazu, diefe Laften zu tragen? Im Provinziallandtage find diefe Dinge vor 
der Beichlußfeffung Außerft ſcharf und bitter behandelt worden, und ich muß jagen, 
volllommen mit Recht. Es giebt in Oberfchlefien Kreife, die zahlen gegen 100 Procent 
Kreistommunalabgaben. Die bier betheiligten Kreife, die an den Flüffen Bober und 
Dueis liegen, zahlen dagegen zur Zeit nur 18, 24, 30 Procent Kreistommunalabgaben. 
Run Schlägt es doch der Billigleit ins Geſicht. daß die Oberfchlefier, die ohnehin fchon 
fo viel ſtärler belaftet und noch obendrein die ärmeren Kreife find, wie z. B. der Kreis 
Lublinig, gezwungen werden follen, auch noch biefe Laften zu tragen. Sie find an 
der Sache viel weniger betheiligt als etwa die Kreife von Brandenburg und Pommern, 
die an der Oder liegen, aus den Gründen, die Excellenz von Levetzow früher hier aus⸗ 
geführt hat. AL Bertreter ber Provinzialhauptftadt und Mitglied des Provinzial. 
landtags bin ich ja freilich trotzdem wohl in der unangenehmen Lage, mid, Rekri⸗ 
minationen feitens der lußintereffenten nusfegen zu müflen, wenn ich diefe Dinge 
hier ausführe und alfo ſcheinbar im Augenblid gegen ihr Intereſſe ſpreche. Die Ber- 
treter der wirklich intereffirten ſchleſtſchen Kreife, die im anderen Haufe fehr aktiv 
geroefen find, find naturgemäß geneigt, zu fagen: es ift uns fchließlich gleichgültig, 
wer das Gelb giebt, wenn uns nur geholfen wird. Der Antrag auf Wiederherftellung 
der Megierungsvorlage ift im anderen Haufe von dem Vertreter der intereffirten 
Kreife fo begründet worden, und ich verdenfe das den Herren nicht, fie lönnen ſich 
dem nicht entziehen; aber an uns ift e8 zu fragen, ob wir ein Recht haben, fo zu 
verfahren, ob wir ein Hecht haben, den Provinzen Pflichten aufzuerlegen, die ihnen 
nicht zulommen und die fie freiwillig nicht übernehmen wollen. Mit Gejegen kann 
man ja freilich Alles machen; aber die Provinzen find nicht dazu gefchaffen, um Maß- 
zegeln, die ber ganze Stant für nothwendig erachtet und zur Durchführung bringt, 
zu bezahlen. Ich will auf die materielle Seite der Sache nicht weiter eingehen, auf 
die Maßregeln, ‚die dort in Frage find; ich will in biefer Hinfiht nur das Eine er- 
wähnen: die großen Verheerungen ber Fluſſe in ben lekten Jahren würden meiner 
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Ueberzeugung nad — und ich kann mich in diefer Beziehung auf das Gutachten vor 
Sadwerftändigen ftüen — durch dieſes Gefet; ſehr wenig oder gar nicht betroffen 
fein. Das Riefengebirge, wo bie Ueberſchwemmungen am böfeften auftraten, wird 
von dem Geſetz fehr wenig betreffen. Es handelt fi) bei dem vorliegenden Gel 
im Weſentlichen um Maßregeln in ben Borbergen, unb von den Hochgebirgätreifen 
tommt nur ber Kreis Landeshut in erheblichem Maße dabei in Betracht; das Rieſen⸗ 
gebirge felber ift fchon Heute gut bewaldet, und ich kann daher fagen, daß das Geſet 
meiner Auffaffung nad in jo nahe Beziehung zu biefen großen Kalamitäten der leiten 
Sabre nicht zu bringen iſt. Aber daß das Gefe außerordentlich wünfchensterth, ja 
nothiwendig if, ertenne ich ohne Weitereß an. Ich muß dann aber jagen, ich verfiche 
nicht, wie die Königliche Stantsregierung fagen laun: wir wirben bie Berantıvortung 
tragen, wenn fie bei Aufrechterhaltung unferes fräheren Beichluffes das Geſetz unans- 
geführt ließe. Ich meine, die Königliche Staatsregierung wärbe dann allein die Ber- 
antwortung tragen, wenn bem Nothſtand nicht abgeholfen wirbe. Beide Häufer bes 
Landtages find bereit, das nöthige Geld zu geben, es flände alſo durchaus nichts im 
Wege, das zu thun, was nöthig if. Dazu ift ohnehin und principiell der Staat der 
BVerpflichtete; nad) dem Landrecht muß er eintreten, ſoweit bieß nicht bie Interefſfenten 
ſelbſt können. Wenn wir das Geſetz gehen ließen, wie es fonft liegt, jedoch überhaupt 
nichtS darüber fagten, wer die KXoften tragen foll, fo müßte eo ipeo ber Staat bieie 
Koften tragen. Das fteht im Allgemeinen Landrecht, und die Intereffenten velkrden 
den Staat mit der Klage vor dem Richter in Aufpruc nehmen können; der Staat, 
der diefe Zwangsmaßregeln in den Bergen anoronet und durchfühhrt, würde den be- 
treffenden Grundbeſitzern für allen Nachtheil haften, der für fie aus dieſem Zwang 
entftände. 

Benn zur Geltung gelommen ift, baß bie Provinz intereffirt fei, weil die Kreiſe 
in der Provinz liegen, fo ift ja richtig: bie Kreife liegen in der Provinz, aber bie 
Provinz als Ganzes ift gar nicht intereffirt. Man nimmt die Provinz in Aufyprus, 
weil man die eigentlich Iutereffirten, bie ben Bortheil haben, nicht greifen und wey 
man im Einzelnen nicht unterfcheiden kann, wieviel Bortheil jeder Betheiligte an dieſen 
Mafregein bat. Aber das ift ja gerade die Pflicht des Staates, einzutreten, wenn 
bei einem allgemeinen Nothſtand folche Hilfe nothiwendig ift und wenn fonft fein 
geeifbarer Berpflichteter da ift, der diefe Abhilfe jchaffen könnte. 

Die Provinz it in feiner Weiſe verbunden, dem Staate diefe allgemeine Hiffe- 
pflicht abzunehmen. In diefer Beziehung möchte ich noch geltend machen: es Hanbelt 
fich bei diefem Geſetze überhaupt nicht um Mteliorationen in dem Sinne, wie bie 
Dotationdgefeke fie verſtehen, eine Melioration if} gar nicht im Frage; fir bie be 
troffenen Grundbeſitzer handelt es ſich vielmehr um Deteriorationen, um Berichlechterumg 
der Wirthichaftserträge an Ort und Stelle. Allerdings vom allgemeinen weiteren 
Standpunkt aus kann man dabei ja wohl von Meliorationen ſprechen. In Wirk 
lichleit aber find es zunächſt Schusmaßregeln zu Gunften Drüter, und die De 
tationdgefetge Tönnen darauf feinen Falls bezogen werben. Wenn eine Rothlage be- 
ſteht, Die weitere Kreife in fich zieht und bei deven Wbhilfe im vorliegenden Yale 
nit nur einzelne Kreife einer einzelnen Provinz, fondern auch weite Kreiſe der Pre 
vinzen Brandenburg und Pommern intereffirt find, fo muß ber Staat eintreten; das 
erfordert das Recht und aud) die Billigkeit. Mir würde e8 ja leid thun, werm id 
nad) Haufe fäme und mir würde von Unkundigen vorwerfen laffen müflen: du hei 
gegen das Geſetz geflimmt, du haft mit dazu beigetragen, daß es nicht zu Stande ge 
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Tommen iſt; jetst fünnte ſchon mit den Wrbeiten angefangen werben. Ich muß foldhe 
Vorwürfe gerwärtigen, allein ich färdte fie nicht und will ruhig ber Königlichen 
Staatöregierung die Verantwortung dafür lafſen, ob fie bas Geſetz ohne den Previn- 
zialzuſchuß unausgeführt Infien will. Ich ſtimme gegen bie Herangiehung der Provinz 
in biefen Falle, gerabe weil ich wünfde, daß die große Melioration, die ich vorhin 
erwähnte, der große Ausbau der Gebirgsflüffe, unter Zuſtimmung der Provinzial 
behörden zu Stande fommen möchte. Ich bin überzeugt, wenn in dieſer Weife weiter 
mit Zwang gegen die Provinz vorgegangen wird, fo wird bei den Mitgliedern des 
Provinziallandtages die Bereitwilligleit nicht wachfen, jene gewaltige Laft von ſechs 
Millionen Mark zu Gumflen der Flußanwohner freiwillig der Provinz aufzuladen. 
Bei jedem, der den früheren Berathungen unferes Provinziallandtags beigewohnt bat, 
muß die VBeforgniß entftehen, daß die damals zurüdgebrängte Oppofition gegen jeme 
Lafenübernahme doppelt wiederkehren wirb, wenn der Staat immer aufs Neue bie 
Provinz zu Leiftungen zwangsweiſe heranzieht, die nad ber Landesgeſetzgebung vom 
Staate zu tragen find umd bei denen e8 ben Provinzen nad) ihrer heute zu Recht 
beſtehenden Verfafſung Aberlaffen bleiben muß, fie freiwillig zu übernehmen, wenn fie 
das wollen. Der Staat follte fle ihnen nicht aufzwingen, es fei benn, daß er bie 
Gefetgebung über die Organifation und die Aufgaben ber Provinzen änderte. Darüber 
ließe fich ja reden, ob man die Provinzen nicht in ganz anderer Weife als felbfiver- 
waltende Glieder des Staates ausgeftalten follte, fiber den Rahmen der YZufländig- 
feiten und Pflichten hinausgehend, den die Brovinzialordnung und die Dotationsgefege 
ihnen gegeben haben. Das müßte durch organifatorifche Geſetze beftinmt werben. 
Solange die Provinzen fo beftehen, wie fle find, ſoll man ihre Belaftung in bem 
Rahmen halten, den die Provinzialordnung und die Dotationsgefetze beftimmen. Das 
vorliegende Geſetz geht weit Aber biefen Rahmen hinaus; es ift den beftehenden Ge⸗ 
ſetzen ebenfo zuwider, wie es unbillig iſt. Es wird auch ſchädlich und unpraftifch fein. 
Trotz aller Vorbehalte, die hier und im andern Haufe laut werden, wirb die König- 
liche StaatSregierung durch unſere Zuſtimmung beftärtt werden in der Neigung, die 
Provinzen zu Stantsleiftungen heranzuziehen, für deren Tragung die Provinzen nicht 
organifirt find. Wir werden in den Provinzialbehörden immer ıumerquidlichere Ver: 
Handlungen und fhließlich im einzelnen Falle eine Oppofition haben, die freitillige 
Leiftungen der Provinz, wie 3. B. zum geplanten Ausbau unferer Gebirgsflüffe, auf 
das Heußerfte erichwert. Ich kann das mit aller Beſtimmtheit vorausfagen; denn ich 
weiß, welche Muhe es fchon bei der erften Berathung jener größeren Vorlage im 
Provinziallandtage gemacht hat, die Oppofition zu begütigen. 

Fürft von Hatzfeldt⸗Trachenberg: Meine Herren, id) ſtimme dem Herm Bor: 
redner barin volltommen bei, baß es nicht zweckmäßig ift, den Provinzen immer neue Auf⸗ 
gaben aufzuerlegen, ohne daß ihnen neue Einnahmequellen eröffnet werben. Ich 
möchte Sie aber ebenfo dringend bitten, in dem vorliegenden Falle die Principienfrage 
auf fich beruhen zu laffen und ben Gefegentwurf in ber Faſſung anzunehmen, wie 
er aus dem anderen Haufe an uns berübergelommen iſt. Ich möchte dabei darauf 
aufmerffam machen, daß her Provinzialausfguß von Schlefien einftimmig dem Ent- 
wurf in der urfpränglichen Faſſung, welche allerdings eine andere war als die heutige, 
feine Zuftimmung gegeben hat und baß die Abänderung erft nachher durch den Pro- 
vinziallandtag hineingekommen ifl. Gewiß ift dieſes Geſetz bloß ein Feiner Stein in 
Dem Bau, welchen wir aufricgten müffen, um bie Provinz Schleſien vor ähnlichen 
Sataftrophen zu bewahren, wie fie vor zwei Jahren über diefelbe hereingebrochen find. 
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Aber vernachläffigen Sie auch nicht einen Heimen Bauftein in dem großen Gefäge. 
Um fo weniger dürfen wir bdiefen Heinen Bauſtein vernadjläffigen, als ich die Hofl- 
nung babe, daß in unferer nächften Tagung nunmehr endlich durch Mebereinftimmung 
der Königlichen Staatsregierung und der Provinzialverwaltung auch das große Ge- 
bäude zu Stande kommen wird, welches die Provinz Schlefien vor fünftiger Gefahren 
bewahren foll. 

Bräfident: Es hat fich niemand mehr zum Worte gemeldet. Dann fchließe ich 
die Diskuffion und ſtelle nunmehr, dem Antrage des Herrn Referenten folgend, ben 
8 7, auf den es hier einzig anlommt — für bie anderen Paragraphen fiehen umnfere 
früheren Berathungen feft — zur Abſtimmung, und zwar in der Faſſung, wie fie vor- 
liegt. Ich bitte alfo diejenigen Herren, welche ben & 7 in ber vorliegenden Fafſung 
annehmen wollen, fich zu erheben. 

Geſchieht.) 

Das iſt die große Majorität. 

Nunmehr würden wir, da die obigen Paragraphen nicht geändert find, iiber das 
ganze Geſetz abftimmen, und ich bitte diejenigen Herren, welche für das ganze elek 
find, fi} zu erheben. 

Geſchieht.) 


Das iſt die große Majorität. Das Geſetz iſt in ber vorliegenden Fafſung au⸗ 
genommen. 


Forſtſtrafrecht und Strafprozeß. 
88. 
Polizeiverordnung, betreffend das Fangen von Singvögeln. 
FZuläſſigkeit der Hevifion. 


Eine Bolizeiverorbnung bes Regierungspräfidenten zu Oppeln vom 15. Juli 
1890 verbietet in Ausführung bes $ 34 des F.⸗F.P. G.) im Intereffe des Feld⸗ 
und Forſtſchutzes das Aufftellen von Vorrichtungen zum Zwecke des Fangens won 
Eingvögeln auf fremden Grundftüden. 

Der Angeflagte wurde von ber Straflammer auf Grund biefer Polizei-Berorb 
nung verurtheilt. Seine Revifion ift auf Grund des 8 59 des F.eF.P.⸗G. für m- 
zuläffig erflärt: Nach $ 59 ift bie Reviſion nur zuläffig, wenn eine nad 88 20, 21 
F.F.P.⸗G. ftrafbare Handlung den Gegenſtand der Unterſuchung bildet; gemäß 8 60 
findet „auf Zuwiderhandlungen gegen die im Sntereffe des Felb- und Forſtſchutzes 
erlaffenen Polizeiverordnungen das in biefem Geſetze vorgeichriebene Verfahren An- 
wendung.“ 

Urtheil des Kammergerichts vom 16, März 1896. Johow, Sahrönd 
Bd. XVII. ©. 218. K. D 


89. 
Sorftdiebftahl; dritter Rückfall. 


Am vorliegenden Galle hatte die Straflammer angenommen, daß ein dritter 
Rüdfall im Sinne des 5 8 des Forſtdiebſtahlgeſetzes **) nur dann vorliege, wenn bie 


») Jahrb. Bd. XII. ©. 258. 
“", Jahrb. Bd. X. ©. 46. 
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zur Aburtheilung ftehende That und die fämmtlihen 3 rechtskräftigen Bor. 
fitafen, welche den Vorausſetzungen entiprechen müffen, wie fie in dem Urtbeile des 
Kgl. Kammergerichts vom 80. Mai 1881 (Jahrbuch Bd. 2 S. 278)*) feftgeftellt find, 
innerhalb der legten 2 Jahre liegen. 

Das Kammergericht hat diefe Anficht verworfen und erklärt, e8 fomme nur da- 
rauf an, daß bie abzuurtheilende That innerhalb eines Zeitraumes von 2 Jahren 
feit der legten Berurtheilung liegt. Borausfegung für ben dritten Rüdfall ift hier- 
nad: 1. rechtöfräftige Berurtheilung wegen Forſtdiebſtahls, 2. darauffolgende That 
und rechtskräftige Verurtheilung wegen dieſer That, 3. daranffolgende That und 
techtöfräftige Verurtheilung wegen diefer That, 4. darauffolgende That inner- 
halb der nädhften zwei Sabre. 

(Dies entſpricht dem Begriffe des Rückfalls im Sinne des 8 245 Str. G. B.) 

Entfcheibung des Kammergerichts vom 237. April 1896. Johow, Jahrbuch 
Bb. XVII. ©. 297. K. D. 


Jagd und Fiſcherei. 

90. 

Sonntagsjag?d. 

1. Eine Polizeiverorbnung des Oberpräfidenten ber Provinz Brandenburg 
vom 5. Oktober 1896 verbietet bie Treibjagd an Sonn- umb Feiertagen. 

Zu den hiernach verbotenen Zreibjagden gehört auch die Treibjagb auf nicht 
jagbbare Zhiere, z. B. Kaninchen: Die erwähnte Polizeiverordnung beruht auf der 
Allerh. Kab.-O. vom 7. Februar 1837, welche die Negierungen ermäditigt, nach den 
Berhältniffen der einzelnen Orte oder Gegenden ihres Bezirks Anordnungen zur 
äußeren Heilighaltung der Sonn- und Fefttage zu erlaffen. Bon diefem 
Gefihtspunlte aus iſt der in der Polizeiverordnung gebrauchte Ausdrud Treib⸗ 
jagd zu beurtheilen, nicht im jagdtehnifhen Sinne Gewöhnlich wird aller- 
dings unter „agb“ bie Verfolgung und Aneignung jagbbarer Thiere verftanden, 
aber hierdurch wird nicht ansgefchloffen, daß auch das Jagen von wilden Thieren, 
welche nicht dem Jagdrecht unterliegen, fondern Gegenftand des freien Thierfangs 
find, als Jagd anzufehen ift. Dies ergiebt fi) unbedenklich aus 8 385 II, 16 ALR., 
welcher von Jagden auf nicht jagbbare Thiere Tpricht. 

Urtheil des Kammergerihts vom 24. Mai 1895. Johow, Jahrbuch 
Bd. XVII. ©. 813. 

2. Der 8 2 der Kurheſſiſchen Sabbathorbnung vom 16. Auguft 1770 verbietet 
an ben Sonn- und Fefttagen alle öffentlichen Luftbarfeiten und führt als Beiſpiele 
Schaufpiele, Schlittenfahrten, Scheibenfchießen an. 

Die Angeflagten hatten am Sonntage, den 22. September, früh Morgens um 
5 Uhr auf dem Anftande bie Jagd ausgeübt und 3 Hafen gefchoffen. Sie find von 
der Anlage der Uebertretung der Sabbathordnung freigefprodden: Nothwendiges Er- 
forderniß zur Anwendung des 8 2 ift, daß die betreffende Luſtbarkeit eine öffentliche 
fei, d. h. daß fie, wie 3.8. beim Sceibenfchießen, allgemein zugänglich fei. Diefe 
Borausfegungen treffen nicht zu bei einer Privatjagd, wie im vorliegenden Yalle. 


=) Jahrb. Bb.XV. ©. 119. 


Ein Beſchluß ber Kurfürftlichen Regierung ber Provinz Fulda vom SO. Oltober 
1840 Hat das Jagen „als Bergnügen“ unter die Beſtimmungen ber Sabbath 
ordnung geftellt. Diefer Beſchluß aber bat keine Geſetzeskraft und findet im dem 
Haren Wortlaute der Sabbathorbnung keine Beſtätigung. 

Urtheil des Kammergerihts vom 2. Juli 1896. Johow, Jahrbuch 
8b. XVII. ©. 314. K. D. 


9. 
Bannoverfche Jagdordnung. 


1. „Brakle“. 


Der $ 83 Abf. 1 der Hannov. Jagborbnung vom 11. März 1859 beſtimmt: 
„Die Jagd mit Windhunden ift nur bis zum 1. Oltober, diejenige mit 
Jagdhunden (Brakken) nur vom 15. September oder, falls bie be. 
treffende Obrigfeit folches verfügt, vom 1. Dftober an bis zum jagt 
ſchluſſe geſtattet. ... “ 

Unter Brakke im Sinne diefer Beſtimmung ift nicht die Braffe im technifchen 
Sinne, fondern „ein gewöhnlicher, ſchwach mittelgroßer Hund zu verfiehen, welder 
auf der frifhen Wildfährte laut jagt und das Wild den Jägern zutreibt.” 

Das Kammergericht hat fich ber Begriffsbeſtimmung von Rieſenthal (Stelling, 
Hannovers Jagdrecht zu $ 33 ©. 195 Anm. 8) angeichlofien. 

Im vorliegenden Falle handelte es fi um einen Hund, ber einer Kreuzung 
von Tedel unb Hofhund entflammte; es war von ihm feſtgeſtellt, ba er „we 
den Braften eigenthümliche Eigenfchaft bes felbfländigen ausbauernden lauten Jagent 
wodurd fie das Wild beunrubigen und bemfelben gefährlich; werden können, ſich «u 
geeignet hatte ober fie von Natur befaß.” 

„Diefe Auslegung entipricht auch dem Zwecke bes Geſetzes, eine aus der Art 
einer ſolchen Jagbausübung entfiehende Gefahr für bie Erhaltung bes Wild⸗ 
fandes zu verhüten. (Vgl. Motive bei Stelling a.a. DO. Anm. 1 6.193, 194).” 

Entſcheidung des Kammergerichts vom 31. Juni 1897. Johow. Jahrbuch 
3b. XVIII. ©. 288. 


2. 8 36 ber Hannoverfhen Jagdordnung. 
Der 5 36 Abf. I lautet: 

„Wer einen Jagdbezirk, in welchen er zur Ausübung der Jagd nick 
befugt, außer den Heerftraßen und den in Verbindung der Ortfchaften 
dienenden Fahrwegen mit Schießgeivehr, wenn ſolches nicht ungeladen und 
außerdem zum augenblidlichen Gebrauch untauglid) gemacht iſt, oder mit 
fonftigen Jagdgeräthſchaften betritt, verwirkt Gelbitrafe von 1 bis 30 T’hirn., 
fofern nicht jene Handlung etwa als Verſuch des Wilddiebſtahls firengerer 
Strafe unterliegt.“ 

Diefe Beftimmung ift durch 8 368 Ziff. 10 Str. G. B. aufgehoben: 
„wer ohne Genehmigung des Jagdberechtigten oder ohne fonftige Befugniß 
auf einem fremden Jagdgebiete außerhalb bes öffentlichen, zum gemeinen 
Gebrauche beftimmten Weges, wenn auch nicht jagend, doch zur Jagd aus- 
gerüftet, betroffen wird, wird beftraft..... . - “ 
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Diefe Beſtimmung des Str. G. B. behandelt denfelben Gegenſtand, wie 8 36 
dee Hannoverſchen Jagdordnung und fest daher als reichsgeſetzliche Vorſchrift die 
Iandesgefeßliche Beſtimmung außer Kraft. 

Entſcheidung des Rammergerichts vom 36. April 1897. Zohow, Jahrbuch 
8b. XVIIL ©. 286. 


3. „gu Schaden gehendes Wild.” 

Nach 8 37 der Hannov. J.O. dürfen „Schwarzwild und in Feldmarken zu 
Schaden gehendes Rothwild“ auch während der geſetzlichen Schonzeit gefchoffen 
werben. Diefe Beſtimmung ift durch 8 3 des Wildſchongeſetzes vom 26. Februar 
1870*) aufrechterhalten. 

„Die in ben einzelmen Landestheilen zum Schutze gegen Wildſchaden in Betreff 
des Erlegens von Wild, auch während der Schonzeit, gefetslich beftehenben Befugniſſe 
werden durch dieſes Gefek nicht geändert.“ 

Im vorliegenden Falle hatte der Angeflagte einen Spießer in dem Augenblicke 
geichoflen, als er eben aus dem Wald auf den unbebauten Streifen Landes (Weg) 
bor dem Moggenfelde berausgetreten, witterte, äugte und ficherte. 

Die Straflammer hat die Worte „zu Schaden gehendes Wild” dahin ausgelegt: 
«8 fei zwar wicht erforderlich, daß das Rothwild bereit? an ben Feldkulturen wirklich 
Schaden angerichtet habe, es fei aber wohl nothwendig, daß nach verftändiger 
Würdigung aller Umftände in Bezug auf das in Feldmarken gehende Rothwild bie 
höchſte Wahrfcheinlichleit beftebe, daſſelbe werde fofort Schaden anrichten, fei e8 durch 
Zertreten der Kulturen, fei es durch Aefen, die Schabenszufügung müſſe alfo un- 
mittelbar bevorftehen.. 

Das Kammergericht bemerkt Hierzu: diefe Auslegung entipreche dem Wortlaut 
und dem Zwed ber Ausnahmebeftimmung bes $ 27; denn biefelbe habe die Erlegung 
des Wildes zur Abwendung einer Beichäbigung der Feldkulturen zulaffen wollen; 
zur Erreichung dieſes Zweckes genüge aber nicht die Möglichkeit der Schabenszufägung, 
fondern es müßten Umftände vorliegen, welde nach verfiändigem Ermeflen bie 
Schadenszufügung faft zur Gewißheit, alfo höchſt wahrſcheinlich machten; die höchſte 
Wahrfcheinlichkeit aber fei nur vorhanden, wenn das unmittelbare Eintreten ber 
Schadenszufügung zu erwarten fei; lege man diefe Auslegung der Beurtheilung des 
Sachverhalts zu Grunde, fo fei dem Porberrichter darin beizutreten, daß eine 
Scadenszufügung feitens des Spießers unmittelbar nod) nicht bevorftand; denn ber 
Spießer habe nur gefichert und fei noch nicht im Begriffe des Aeſens geweſen; die 
Schadenszufügung fei hiernach zwar möglich, aber bis zum Schuſſe bes Angeflagten 
noch nicht höchſt wahrfcheinlich gewejen. 

Entfheidung des Kammergerichts vom 15. Oktober 1896. Johow, Jahr⸗ 
buch Bd. XVIII ©. 289. 


Krammetsvogel in Bannover. Jagdfchein. 


1. Der Krammetsvogel ift im Gebiete des vormaligen Königreichs 
Hannover ein jagdbbares Thier. 


2) Jahrb. Br. IL S. 197. 
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3. Wer in diefem Gebiete Dohnen zum Fangen bes Krammets⸗ | 
vogels aufftellt, bedarf eines auf feinen Namen lautenden Zagb- 
ſcheines. 

Der Krammetsvogel iſt in Hannover, wie allſeitig anerlaunt wird, ein jagbbares 
Thier; bie ergiebt fi) namentlich auch aus 5 3 Abf. 2 der Hannov. Jagborbrung, 
in welchem anerlannt wird, daß jedem Grundeigenthümer bie Befugniß zufteht, auf 
feinen Grundftüden in bochhängenden Dohnen den Dohnenftrich auszuüben; bierams 
folgt, daß der Krammetsvogel dem freien Vogelfang nicht unterliegt (Minifterial: 
anmweifung vom 81. Juli 1850, Stelling, Jagdrecht ©. 15, 280). | 

Nach 5 1 des Jagdſcheingeſetzes vom 31. Juli 1895*) muß jeder, der die agb 
ausübt, einen Jagdſchein bei fich führen. Unter Jagd verfieht man das „Wuffuden, 
Nachſtellen und Verfolgen jagbbarer Thiere, um biefelben lebend ober todt in Wet za 
nehmen“; bierbei fommt es nicht darauf an, mit welchen Mitteln dies geſchicht. 
Deshalb „bedarf auch jeber, der in Gebieten, in denen der Krammetövogel ein jag> 
bares Thier ift, ſolche in Dohnenftrichen fängt, eines auf feinen Namen ansgefteliten 
Jagdſcheins, gleichviel, ob er dies als Grundeigenthümer, als Fagbpächter ober mit 
Erlaubniß des Jagdberechtigten thut (vgl. Boltdammers Archiv, Bd. 22 ©. 667; 
Oppenhoff, Rechtſpr. bes Obertribunals, Bd. 3 ©. 80, Rechtſpr. des Neichsgeruhts 
in Straff., ®b.5 S. 673; Bauer, Die Jagdgeſetze Preußens, Anm. 2 zu & 1 be 
Jagdſcheingeſetzes, S. 86)." Hätte der Geſetzgeber beabfichtigt, den Krammetsvegel- 
fang von der Jagdſcheinpflicht auszufchließen, fo hätte dies im 82, ber die Amt 
nahmen aufführt, gefagt fein müflen. Auch die Entitehungsgeichichte de8 Jagdſchei 
geſetzes beflätigt dies: Rad) dem Kommiffionsberichte (Drudf. des Haufes der Wi 
1895, Bb. V, Nr. 206, S. 3)**) beantwortete der Regierungslommiffar die Frage einet | 
Mitgliedes der Kommiffion, ob es zur Ausübung des Krammetsvogelfangs auch eine 
Jagdſcheines bedürfe, dahin, daß nur in Landestbeilen, in benen bie Jagdbarkeit kei 
Krammetsvogels feftftehe, ein Jagdſchein nothwendig fei, nicht dagegen da, wo, we 
in Schleswig-Holftein, der Krammetspogel nicht jagdbar fei. 

Entiheibung des Kammergerichts vom 22. April 1897. Johow, Zah 

. buh Bd. XVIII ©. 287. K. D. 


Kaninchenfang auf fremden Grundſtücken. 


Eine Polizeivorſchrift, welche den mit Strafe bedroht, der fremte 
Grundſtücke zum Zwecke bes Fangens wilder Kaninden ohne fdhrift- 
liche, auf beſtimmte Beit ertheilte Erlaubniß bes Eigentbümers ober 
Nutznießers des betreffenden Grundfiüds betritt, if rehtsgältig. 

Urtheil de8 Kammergerihts vom 22. April 1897. Johow, ZJahrbad 
Bd. XVIN ©. 279. 

Durch diefe Entſcheidung ift die Polizeiverordnung des Oberpräfidenten der 
Provinz Sachſen vom 17. Oktober 1892 für gültig erkläͤrt. „Diefelbe iſt zum Sie 
bes Eigenthums erlaffen und fteht in feiner Weife mit $ 15 des Wildfchadengefehet 
und ebenfowenig mit $ 10 des Feld- und Forftpolizeigefeges vom 1. April 1880 um 





*) Jahrb. Bd. XXVIL ©. 182. 
**) Jahrb. Bd. XXVII. ©. 229. 
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mit $ 868 Ziff. 10 6.8.8. in Widerſpruch. Das Wildichabengefeg vom 11. Juli 
1891 Keftimmt zwar im 8 15, daß wilde Kaninchen dem freien Thierfange, alſo ber 
freien Oftupation eines eben unterliegen, bierans folgt jedech nicht, daß die Grund⸗ 
fitdle der Willkür eines jeden Beliebigen ausgefeht find, und daß jeder Kaninchen- 
fang, mit Ausnahme des Yangens in Schlingen auf fremden Grundſtücken, und das 
Betreten derfelben zu diefem Zwecke erlaubt ift. Auch dem freien Thierfange gegen- 
über finden alle diejenigen Vorſchriften des Reichsſtrafgeſetzes und bes Feld⸗ und 
Forfwolizeigeſetzes vom 1. April 1880 Anwendung, melde zum Schutze der Wälder, 
der Aecker und Wiefen erlaffen find und das unbefugte Betreten fremder Grundftüde 
bei Strafe verbieten. Die diesbezüglichen Befimmungen im $ 868 Ziff. 9 Str. G. B. 
und im 8 10 des Feld⸗ und Forftpoligeigefees ftehen auch nach 8 2 bes Einfährungs- 
gefees zum Reichsſtrafgeſetzbuch der Rechtsgültigkeit der in Rede ſtehenden Polizei. 
verordnung, welche in rechtsverbindlicher Form auf Grund des 86, insbeſondere 
ber Buchſtaben a und f des Geſetzes vom 11. März 1850 zum Schutze des Eigen⸗ 
thums an Feldern, Wiefen, Weiden und Wäldern von der zuftändigen Polizeibehörbe 
erlaffen iſt, wicht entgegen, denn duch bie im Str. G. B. und in dem Feld⸗ umd 
Forftpolizeigefete aufgenommenen Polizeivorfchriften bat der Kreis der Polizei⸗ 
füibertretungen überhaupt nicht erſchopft werden follen.“ K. D. 


9. _ 
Jagdſchein. Sortichaffen der _Jagdbente. 

Wer nad Ausübung der Jagd außerhalb des Yagdaebieted zur Jagd ausgerüſtet bie 

Jagdbeute fortichafft, macht fi durch den Nichtbefik bes Jagdſcheins nicht ſtrafbar. 

Das Kammergericht hatte in feinem Urtheile vom 12. Juni 1898 (Johow, 
Jahrb. Bd. XIV ©. 336, vgl. in diefem Jahrbuche Bd. XXVII ©. 157) den 
Sat aufgeftellt: 

„es ift gleichgültig, ob der Angeflagte, als er zur Borzeigung bes Jagd⸗ 
eins aufgefordert wurde, noch jagte ober fich bereit$ auf dem Heimwege 
befand; denn er bat faltifch die Jagd ausgeübt und wurde, noch zur Jagd 
ausgerüftet, betroffen.“ 

Bon bdiefem Sat ift der höchſte Gerichtshof Preußens in Straffachen nunmehr 
abgegangen und hat den obigen neuen Sat unter Berufung auf Bauer, Die 
Jagdgeſetze Preußens S. 111 und v. Seherr-Thoß, Jagdſcheingeſetz S. 84, 95 u, 
89 ausgeiprocden. 

Urtheil des Kammergerihts vom 13. Mai 1897. Johow, Jahrbuch 
Bd. XVIII ©. 281. K. D. 


95. 
Jülich“ und Bergifche -Jagd- und Sorfifaßungen. Feldmark Wiehl. 
Die jagbpolizetlicden Beſtimmungen der Julich⸗ und Bergiichen Jagd⸗ unb Forſt⸗ 
Tagungen vom 8. Mai 1761 gelten nicht in der Feldmark Wiehl. 


Der Angellagte hatte feinen Hund ungelnüppelt im Felde bei Wiehl berumlaufen 
laffen; er wurde beshalb wegen Mebertretung des $ 11 im Kap. I ber Julich⸗ u. 
Bergifhen Jagd⸗ und Forſtſatzungen angeflagt. 
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Das Kammergericht bat erfanıt: 1. pwar feien bie erwähnten Satzungen ned 
in Geltung, wie bereitö im einem Urtheil vom 22. NRosemiber 1894”) angensummmen jei, 
aber 3. die Satzungen hätten feine Beltung in Wiehl. 

Entfcheibung des Kammergerichts vom 17. Mai 1897. u — 
Bd. XVII S. 296. 


9. 
Stodflinten. Seilhalten. 


Eine PBolizeiverorbuung der Regierung zu Arnsberg vom 3. Juli 1874 befiimmmt 
auf Grund des $ 367 Rr. 9 Str. G.B.: 

„Stoß-, Hieb- und Schußwaffen, welde in Gtöden, Röhren ober in äbs- 
licher Weife verborgen find, feilzubalten ober mit fich zu führen, in werbeten.” 

Die Angellagten haben in verſchiedenen Zeitungen Stodflinten angepriefen nmd 
gleichzeitig darauf hingewieſen, daß illufrirte Preislißen unentgeltlich und frei zu 
beziehen ſeien. 

Hierin it ein „Feilhalten“ zu finden. „Wenn au im Allgemeinen nad 
herrſchender Rechtsanficht unter dem „Feilhalten“? einer Waare, wie das Reichögeridkt 
in dem Urtbeil vom 9. April 1894 (Entidy. in Straffaden Bd. 25 ©. 242) an 
geführt hat, „das Bereithalten derſelben zum Verlauf an einer dem Publikum zu- 
gänglidyen, zum Verlauf beftiimmten Stelle” zu verfiehen if, fo if body, wie des 
Revifionsgericht angenommen bat, bei Anwendung eines Geſetzes zu prüfen, ob der 
Gefeßgeber unter dem „Feilhalten“ ein Bereithalten in diefem engeren Sinne gemeint 
bat oder ob feine Abſicht dahin gegangen ift, diefen Begriff weiter zu fafjen uud 
unter dem „Feilhalten“ auch ein öffentliches Ausbieten der Waare unb ein Bereit: 
halten berfelben zum Gewerbe durch Dritte zu verftehen. 

Nah Anfiht des Nevifionsgerichts ift das Wort „Heildalten” in dem Berbe 
der Polizeiverorbnung vom 3. Juli 1874 in ber letzteren Bedentung zu verfiehen. 
Deshalb hat der Vorderrichter auch ohne Rechtsirrthum feftgeftellt, daß die Angellagten 
die Stodflinten in Zeitungen zum Kauf ausgeboten haben und daf auch eine Meike 
von Betellungen zur Ausführung gelangt find. Haben die Angeflagten die Gted- 
flinten, welche fie in ihrem Arbeitszimmer aufbetwahrten, auf Grund ber Beftellungen 
an die Befteller verfenbet, fo haben fie die Flinten für diefe Käufer dort auch bereit- 
gehalten.“ 

Urtheil des Kammergerichts vom 7. Oktober 1897. Johow, Jahrbuch 
3b. XVIII ©. 221. 8. ©. 


9. 
Jagd in Befellihaftswaldungen in Kurhefien. 


Die 58 18, 19 des Kurheſſiſchen Geieges vom 7. Sept. 1865 beſtimmen: 
„Die Gemeinden haben die Jagd, insbejondere au auf ihrem eigenen 
Grundbeſitze ebenfalls durch öffentlich meiftbietenbe Berpahtung auszuüben.“ 


Jahrb. Bb. XXIX. ©. 328. 
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„In gleicher Weile find die Jagden in allen Halbegebrauchs⸗,, Märter- 
ſchafts⸗, Gefellichafts- und bergleichen Waldungen dffentlich meifibietend 
zu verpadhten.“ 

Das Kammergericht leitet aus biefen Beftimmungen, aus ber Stellung bes $ 19 
zu $ 18, aus der Entftehungsgefchichte und dem Zweck ber Beftimmung den Sat 
ab, daß im ehemaligen Kurfürſtenthum Heffen die Jagd in Gefellfchafts- 
waldungen nur dur Berpadtung im Wege bes dffentlihen Meiftgebots 
ausgeübt werden dürfe. 

Entſcheidung bes Rammergerichts vom 5. November 1897. Se Sabre 
buch Bd. XVIII ©. 298. K. D. 


98. 
Ablieferung von Birfchgeweihen. 


Die Kur⸗ und Neumärkiſche Holz, Maf- und Jagdorduung vom 20. Mai 1720 
enthält im Tit. XXV $ 1 die Befimmung, baß gefundene Hirſchgeweihe an bie 
Jagdbedienten abzuliefern feien. Diefe Beſtimmung if noch gültig. 

Der deshalb verurtheilte Angellagte machte in der Neviſionsinſtanz geltend: 

1. Die Vorſchrift des Tit. 86 8 1 Rebe im Wideripruche mit dem Allg. Landrechte, 

2. fie fei durch das F⸗F.⸗P.G. vom 1. April 1880 außer Kraft gefeht. 

Zu 1: Abgeworfene Hirſchgeweihe, die noch nicht in Befig genommen find, find 
herrenloſe Sachen im Ginne des $ 7 II, 16 A.L. R.; nah 8 7 können berrenlofe 
Sachen, die fi der Staat nicht ausdrücklich vorbehalten bat, auch ohne befondere 
Einwilligung defielben von Privatperfouen in Befig genommen werben. Der & 7 
enthält alfo einen Vorbehalt des Staates und es bleiben demnach auch nad) Inkraft⸗ 
treten bes AL.R. alle gefeglichen Beftimmungen über bervenlofe Sachen zu Gunſten 
des Staates noch gültig. 

Zu 2: Der $ % FFJ.P. G. befimmt: 

„Mit biefem Zeitpunfte — d. i 1, Juli 1880 — treten alle dem gegen- 
wärtigen Geſetz entgegenflehenden geſetzlichen Befimmungen außer Kraft. Ins⸗ 
befondere treten außer Kraft alle Strafbefimmungen der Feld⸗ und Forſt⸗ 
polizeigefete.“ 

Unter entgegenftehenden Beftimmungen lönnen nur foldye verflanden werben, 
welche mit dem Inhalte des Geſetzes im Widerſpruch ſtehen; das F.F.P. G. aber 
hat über Wildſtangen keine Vorſchriften. Als „Knochen“ im Sinne des 8 26 F.⸗F.⸗P. G. 
können die Geweihe nicht angeſehen werben. 

Das F.F.⸗P.G. hebt im 8 96 alle Strafbeſtimmungen der Feld⸗ und Forſt⸗ 
polizeigefege auf und in ber Begründung des Megiermgsentwurfs iſt in der angefügten 
Lifte B unter den aufgehobenen Gefezen auch die Kur⸗ und Neumärlifdie Holz, Maft- 
und Jagdordnung vom 20. Mai 1720 aufgeführt. Hieruach if dies Geſetz unzweideutig 
aufgehoben, foweit es feld» und forftpolizeifiche Beftimmungen enthält. Das Geſetz 
iR aber aud eine Yagborbnung. Jagdpolizeiliche Beſtimmungen aber find 
Buch das F.F. P.G. nicht aufgehoben. Der & 1 Tit. 85 betrifft nicht den Forſt⸗ 
fchug, iM vielmehr auf den Urundfag zurüdzuführen, daß dem Jagd— 
berechtigten auch die Nugungen der Wildfiangen gebühren; fie if dem- 
nach jagbpolizeilihen Charakters. Auch die Stellung des Kit. 85 in der Holz, 
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Mafl- und Jagdordnung läßt Mar eriennen, daß der Tit. 85 ein Theil ber Jagd⸗ 
ordnung if. 
Urtheil des Kammergerichts vom 283. December 1897. Johew, Jahchoq 
Bd. XVIII ©. 282, 8. D. 


99. 
Kurheffifches Jagdrecht. Schonzeit. Jagdfchein. 


8 26 des Kurheſſiſchen Geſetzes vom 7. September 1865 befimmt: 

„Alle Grundftüde, welche mit einer Dauer oder dichten Umzäunum 
nebft verfähließbaren Thür verfehen find, bleiben von der Auskbung der 
Jagd feitens der Gemeinde und britter Sjagbberehtigter ausgenommen 
Den Befitern ſolcher Grundftüde ſteht e8 jederzeit frei, das in beefelben 
eindringende Wild, jedoch ohne fid) dazu einer Schießwafle bedienen zu 
bürfen, zu tödten und im eigenen Ruben zu verwenben. | 

Keinem Grundbefiger lann e8 um der Jagbausäbung willen verweit 
werben, feinen Grundbeſitz mit einer folchen Einfriebigung und verjdiieh 
baren Zhüren zu verfehen. . . .” 

Die Befugniß iſt zum Schutze gegen Wilbfchaben gegeben und verfolgt der 
Zwed, den Grundbefiter jederzeit zur Abwehr des feinen umfriedeten Beſitz jchäbigens- 
den Wildes zu bereditigen. Der $ 25 iſt deshalb durch 98 des Wildfchongeiehet 
vom 26. Yebruar 1870 aufrechterhalten: 

„Die in den einzelnen Landestheilen zum Schutze gegen Wildſchaden 
in Betreff des Erlegens von Wild, aud) während der Schonzeit, gefegkid 
beftehenden Befugniffe werden durch dieſes Geſetz nicht geändert.” 

Den Beſthzern der im 8 25 bezeichneten Grundftüde ſteht hiernach bie Jagd: 
ausübung zu. Sie müffen deshalb einen Jagdſchein haben, um fidh ein jea> 
bares Thier zueignen zu dürfen. 

Da der im vorliegenden Falle Angeflagte ben Jagdſchein nicht beſaß, war e 
auf Grund des 3 12 des Jagdſcheingeſetzes vom 31. Juli 1895 zu befirafen. 

Entſcheidung des Kammergerichts vom 3. Januar 1898. Johow, Fakr 


buch ®d. XVII S. 291. 8. 2. 
100. 
Mühlenteih. Privateigentbum nach franzöfifchem Recht. Sifcherei 
porrichtung. 


An einem kunſtlich hergeſtelten Mühlenteich iſt auch nad) Tranzöftidden Medite 
Privateigenthum möglich. 

Für bie Frage, ob durch eine Fiſchereinorrichtung sum Zwede dei Kiligfange 
mehr als bie Hälfte der Waſſerfläche für den Wechſel der Fiſche verſperrt wich, 
iR ein Wehr, obwohl es zunächſt bloß zum Zwede bed Mühlenbeiriches angel 
ik, dennoch zu berückſichtigen, wenn bie Fiſchereiverrichtung mit bem Wehr ia 
bauernde Verbindung gebracht iR, fo, bat bie Mitbenukung bei Wehes den Fid 
fang möglich oder ergiebig macht. 

Die Erfigung einer Fiſchereivorrichtung darch denjenigen, der bei alleinige 
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Sigenibumsredht an dem Gewäfler bat, if nicht nit möglih, da Niemand eine 

Grunddienſtbarleit an eiguer Sache baben kann (nemini res sua serrit). 
Entſcheidung des Oberverwaltungsgerichts, 3. Senats, vom 5. Oltober 1898. 
Entfheidungen Bd. XXXIV ©. 301. RD. 


101. 


Dermweigerung unentgeltlicher Jagdfcheine an Privatforftbeamte. 
(Minifterial«BT. f. die gef. innere Verwaltung 1899 ©. 118.) 

Den Ausführungen treten wir darin bei, daß die Borausfehungen des 8 23 
Ziffer 2 des Forftbiebftahlsgefeges vom 15. April 1878*) im gegebenen alle 
vorliegen. 

a8 Geſetz beitimmt, daß Perfonen, welche mit dem Forſtſchutze betraut find, 
ein für allemal gerichtlich beeidigt werben können, „wenn fie auf mindeſtens drei 
Jahre mittelit fchriftlihen Bertrages angeftellt find.” Das trifit bei den Gräfl. 
v. Sch. ſchen Forftbeamten zu. Ihre Anflelung ift zunächſt auf drei Jahre erfolgt, 
und verlängert ſich nad) dem Bertrage von felbft um ein weiteres Jahr, wenn keine 
Kündigung eintritt. Die Anficht des Amtsgeridhtes zu H. daß die Anftellung im 
Forſtdienſte vertragsmäßig flet3 auf drei weitere Jahre verlängert werden müſſe, 
um dem 523 Ziffer 2 a.a. O. zu genügen, findet im Geſetze feine Stutze. Sie 
würde aud in ihrer äußerften Konfequenz zu ber offenbar irrigen Annahme führen, 
daß die ein für allemal erfolgte Beeidigung von Forſtſchutzbeamten, deren Anftellung 
fih auf einen Tängeren, als dreijährigen Zeitraum erftredt, in- dem Augenblide 
hinfällig würde, in welchem bie Reftbauer der Anftelung unter den Beitraum von 
drei Jahren herabgebt. Die Verfügung des Amtsgerichtes zu H., durch weldye bie 
Gräfl v. Sch. ſchen Forſtbeamten aufgefordert worden find, die ihnen zum Nachweife 
der allgemeinen Bereibigung zugefertigten Ausfertigungen der Bereidigungs-Protokolle 
an da8 Gericht zurüczureichen, kann daher als fachgemäß nicht erachtet werben. 

Ich, der unterzeichnete Kuftiz-Minifter, werde das Amtsgericht in H. mit ent- 
ſprechendem Befcheide verfehen. 

Im Uebrigen bemerken wir noch Folgendes: 

Bei Einbringung und Erlaß des Jagdſcheingeſetzes vom 31. Juli 1895**) hat 
die Abficht beftanden, bei Ertheilung unentgeltlicher Jagdſcheine nicht nur an ftaatliche, 
fondern auch an bewährte Privat⸗-Forſtbeamte möglichſt weit zu gehen. Diefe Ab⸗ 
ficht wurde auch vom Landtage gebilligt. Es würde alfo den Sinne bes Geſetzes 
zuwiderlaufen, wenn man ſich bei Anwendung des 8 5 a. a. D. bezw. bes 825 
Abſatz 2 des Forſtdiebſtahlsgeſetzes engherzig an die Auslegung von Buchſtaben 
Tlammern wollte. 


Berlin, den 20. Juli 1899. 


Der Juſtiz⸗Miniſter. Der Miniſter für Lendiwirtkichaft, 
In Bertretung: Tomänen und Yoriten. 
Nebe Pflugftedt. - In Vertretung: 
Sterneberg. 


®) Jahrb. Bb.X., ©. 46. 
“") Jahrb. Bd. XXVIL, ©. 182. 
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102. 
Geſetz, betr. Ergänzung der geſetzlichen Dorfchriften über die Ausübung 
der Jagd auf eigenem Grundbeſitz. Dom 7. Auguft 189%. 
(Sefeg- Sammlung ©. 151.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen :c. verorbnen, mit 

Zuftimmung beider Häufer des Landtages linferer Monarchie, was folgt: 
Einziger Artikel. 

Die Bildung eines eigerren Jagdbezirkes ift auch dann zuläffig, wer bie dafkr 
in Betracht kommenden Grundftüde in mehreren Landestheilen liegen, in denen dw 
geſetzlichen Borfchriften über die Bildung eines eigenen Jagdbezirkes von einander 
abweichen. In diefem Falle kommen die für den größeren Theil ber Grunbkäk 
geltenden geſetzlichen Borfchriften zur Anwendung. Bei gleicher Größe iſt dasjenige 
Geſetz maßgebend, welches den größeren Flächeninhalt für bie Bildung eines eigenem 
Jagdbezirkes erfordert. 

Urkundlich unter Unferer Hoͤchſteigenhändigen Unterſchrift und beigebrudten 
Königlichen Infiegel. 

Gegeben Wilhelmshöhe, den 7. Auguſt 1899. 

(L. 8.) . WBilgelm. 
Thielen. Boffe Frhr. v. Hammerftein Schönftedt. Frhr. v. d. Rede. 
v. Goßler. Or. v. Poſadowsky. 


108. 

Derhandlungen des Hauſes der Abgeordneten über das Gefeg, betr. 
Ergänzung der gefeglichen Dorfchriften über die Ausübung der Jagd 
auf eigenem Grundbeſitz. 

A. 

Antrag. 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, dem nadftehenden Geſetzentwenf 
die verfaffungsmäßige Zuflimmung zu ertbeilen: 
Entwurf eines Geſetzes, betr. Ergänzung ber gejetzlichen Weridprifien 
über die Ausübung der Jagd auf eigenem Grunbbefig. 
Bir Wilhelm, von Gotte® Gnaden König von Preußen x. verorbnen, mit Zu 
fiimmung beider Häufer bes Landtags Uinferer Monarchie, was folgt: 
Einziger Artikel. 

Die in den einzelnen Landestheilen der Monarchie beſtehenden geier- 
lichen Borfchriften über die Ausübung ber Jagd auf eigenem Srunbbeit 
finden auch dann Anwendung, wenn ber Grundbefi, welcher ben eigenen 
Jagdbezitk bilden foll, in mehreren Gemeinben belegen ift, in denen mm 
Borfchriften von einander verſchieden find. 

In diefen Tyalle find für die Berechtigung zur Bildung eines eigrmen 
Jagdbezirks diejenigen gefeßlichen Borfchriften zur Anwendung zu brungen, 
weldhe in berjenigen Gemeinde gelten, in twelder der größere Tel 
bes Grundbefitzes liegt. 
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Bei gleicher Größe der Theile gelten diejenigen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften, welche den größern Flächeninhalt für die Bildung eines eigenen 
Jagdbezirks erfordern, 

Urlundlich zc. 

Berlin, deu 15. Mai 1899. 

Kirſch (Düffeldorf). Freiherr v. Plettenberg-Mehrum. 
Unterftügt durch: 

Albers. Dr. Baarth (Poſen). v. Böhlendorff-Köipin. v. VBornftebt. 
Freiherr v. Bubdendbrod. Brütt.v. Eiſenhart⸗Rothe. Freiherr v. Eynatten. 
Graf v. Zindenftein v. GEdtz. Dr. Freiherr v. Heereman. Herold. 
Zargen. Im Walle. Kaute. Letocha. Dr. Oſtrop. Schettler. Schmidt 
Barburg). Bopelius. Wallenborn. Dr. Weihe (Herford). Weſter Schulte. 


B. Erſte Beratbung. 
72. Sigung vom 8. Juni 1899, 

PBräfident: Wir treten in die Tagesordnung: 

Erſte Berathung bed Antrags der Abgeordueten Sich (Düfelberi) und 
Freiherr won Plettenberg: Mebrum auf Annahme eines Gelekentwurfs, 
betreffend Ergänzung der geſetzlichen Vorſchriften über die Uusübung 
ber Jagd auf eigenem‘ Grunbbeftk. 
Ich erdffne die Diskuffion; das Wort hat der Herr Antragfteller Freiherr v. Pletten⸗ 
berg⸗Mehrum. 

Antragſteller Freiherr v. Plettenberg ⸗Mehrum: Das Jagdgeſetz vom 81. Oktober 
1848 ſtellt als Grundſatz auf: die Jagd ſteht jedem Grunbbefiker auf feinem Grund 
und Boden zu. Diefes Jagdrecht mußte im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit, der 
@ittfichleit, des Schutzes der Feldfrüichte und der Erhaltung eines mäßigen Wildftandes 
Beihräntfmgen unterliegen, und es wurde infolgedefien das Forſtpolizeigeſez vom 
7. März 1850 erlafien, welches die Ausübung bes einem jeben Grundbeſttzer zu- 
ſtehenden Jagdrechts befonderen Beftimmungen unterwarf und insbefondere beftimmte 
— was für ben vorliegenden Tall von Intereſſe —, daß zur eigenen Ausübung bes 
Jagdrechts auf feinem Grund und Boden der Befiker mur befugt ift auf ſolchen Be- 
fitgungen, welche in einem ober mehreren aneinander grenzenden Gemeinbe- 
bezirten einen land- und forfiwirthichaftlich benutten Flächenraum von minbeflens 
300 Morgen einnehmen und in ihrem Zuſammenhang duch fein fremdes Grund⸗ 
ſtuck unterbrochen find. Die Trennung, welche Wege ober Gewäſſer bilden, wirb als 
eine Unterbreung des Bufammenhanges nicht angefehen. 

Meine Herren, was der Geſetzgeber gewollt bat, liegt Mar vor Augen. Der 
@efetsgeber wollte dem Jagdbezirkbefitzer das ihm durch das Geſetz von 1848 zuſtehende 
Hecht, auf feinem Grund und Boden zu jagen, nur foweit beſchränken, als es höher 
ſtehende aligemeine Intereſſen geftatteten. Die Minimalgröße von 300 Morgen 
wurde als genügend für bie Bildimg eimes eigenen Jagdbezirks angefehen und — 
offenbar auch im Intereſſe der pfleglichen Behandlung der Jagd — es für wünfchens- 
werth erachtet, daß nach Thunlichleit der eigene Befiger die Jagd ausübe, weil 
natürlich ein folder im großen und ganzen an der Erhaltung eines guten Wildflandes 
ein größeres Intereſſe haben wird, als ein Jagdpächter. 

Jahrb. d. Preuß. Zorft- u. Jagdgeſeßzg. XXXI 91 
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In dieſem Sinne auch hat ber damalige Geſetzgeber ausgeſprochen, daß Wege 
oder Gewaſſer eine Tremung nicht bilden ſollen. Er hat aber zwei aubere Mögliuf- 
feiten ber Unterbrechung des Zuſammenhanges aufer Betracht unb deshalb außer 
Berüdfihtigung gelafien; das war bie Trennung durch Eiſenbahnlinien und die 
Trennung durch frübere Landesgrenzen. Man bat damals bie Möglichkeit wohl ned 
nicht vorausgefehen, daß die Eifenbahnen in foldem Maße wadfen und zunehmen 
würden, wie das inzwifchen gefchehen ift, und man hat auch nicht die Moͤglichkeit der 
Angliederung neuer Landestheile an unfern preußifchen Staat im Auge gehabt. Sn 
zwifchen haben die beiben Möglichkeiten ihre Erfüllung gefunden; bie Eiſenbehnen 
durchziehen vielfach die Jagdbezirke krenz umd quer ımb ſchneiden fie in heile, die, 
wenn fie als nicht zufammenbhängenb gedacht werben follten, trogbem fte einen Jas- 
bezirk von weit über der vorgefchriebenen Große bilden, doch einen eigenen Tagbbeut 
nicht mehr darftellen witrben. Dagegen haben wir vor zwei Jahren in eier Geſches 
novelle Abhilfe gefchaffen, die damals in diefem Hohen Haufe feine Beanſtandecz 
fand. Es handelte ſich eben weniger um eine Frage von großer principieller Bedeutuy 
als um eine einfache Ergänzung bes beitehenden Jagdpolizeigeſetzes, die fich ans der 
Umftänden als nothivendig ergeben hatte. Bas Sberverwaltungsgericdht bat num, wi 
feiner Zeit bei dem Falle der Trennung durch Eiſenbahnen, fo auch iss bem ber 
Trennung durch Lanbeigrenzen, zu Ungunſten ber Jagbbezicisbefiger enticheiden müſſen 
weil der Wortlaut im Jagbpolizeigeſetz ausbrädiich auffüährt, was nicht trennen fell 
Bas alfo im Geſetze nicht angeführt ift, muß logifcher Weife aid trennend gelten, 
und fo fonnte das Oberverwaltungsgericht nicht wohl anders entſcheiden, als es ge 
than dat. Bis zum jahre 1898 war e8 allgemeine Gepflogenbeit, die Jagdbezule 
wenn fie auch zu einem Theile in einem der angeglieberten neuen LanbeStheile Ioges, 
nicht als durch die Landesgrenze getrennt anzufehen; aber baun wurbe bem Ber: 
waltungsgerichte die Entfcheibung der Frage unterbreitet, ob ein Zheil des Gelänkel 
im Gebiete de Jagbpolizeigeſezes und ein Theil im @ebiete des Heffifchen Weiche 
liegen bürfe, wenn bie Grunbftüde unmittelbar aneinander gremzten und febishh 
durch die Landesgrenze getrennt würben. Ber Kreisausſchuß nahm in Diefem Fe 
an, daß die ehemalige Landesgrenze ein Hinderniß für bie Annahme eimes cm 
beitlichen Jagdbezirkes bilde. Der Bezirlsausſchuß nahm das Gegentheil am; hai 
DOberverwaltungsgericht entſchied durch Urtheil vom 2. November 1893: die Ze 
ſammenlegung der Grunbdftüde in den @ebieten der verfchieberren Jagdgeſetze ſei ze 
zuläffid. Im Jahre 1897 wurde bie entſprechende Frage für das Berhältuig ic 
Sagbpolizeigefeßes zur bannoverfchen Jagdordnung den Berwaltungsgerichten ver 
legt. Das Oberverwaltungsgericht erfannte auch hier durch Urtheil vom 4. ehr 
1897%) im Sinne der Entſcheidung von 1893 und berief fih auf die gleichmaßi 
Litteratur und namentlich darauf, baf 800 Morgen des Zagbpslizeigeiches verfchie 
feien von 300 Morgen der bannoverichen Jagborbnung, denn der preußifche Becge 
enthalte 0,285 ha, ber hannoverſche 0,262 ha. Der hanneverſche Fagbbezirt if ai 
größer als der preußiſche. 

Früher ift die Handhabung ber Beftimmungen über die in verſchiedenen Per 
theilen liegenden Jagdbezirke auch durch gemeinfchaftliche Entjcheidungen der Minier 
für Landwirtbichaft und des Innern vom 23. Auguſt und 8. Oltober 1877 in & 
Jagdbezirkbeſttzer günftigen Sinne entfdhieden worden, und bet ber durch diefe NUege 
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rungsentſcheidungen fanktionirie und bis zu der Entſcheidung des Oberverwaltungs⸗ 
gerichts thatſäͤchlich beſtandene Zuſtand in leiner Weiſe Schwierigkeiten ergeben. Es 
handelt fi) alfo jetzt darum, einen Yuflanb wiederherzuſtellen und geſetzlich feftzulegen, 
der Jahre hindurch zu allgemeiner Zufriedenheit beftanden hat. Ich weiſe darauf 
Din, daß durch Annahme biefes von Herrn Kollegen Kirſch und mir vougelegten Ent- 
wurfs bie im liebrigen beſtehenden landesgeſetzlichen ober polizeilichen Beſtimmungen 
in den verjchiebenen Theilen des Jagdbezirko durchaus nicht tangirt werben, ebenfo 
wenig wie bie Zuflänbigleit der betreffenden Behörden beburdh ingend wie in Frage 
geRellt wird, 0 

Diefer Geſetzentwurf ift ſchon im vorigen Jahre durch eine Petition des Grafen 
Schmifing-Kerifendrod im Herrenhauſe angeregt und auch in der Agrarkonmiſſton 
unferes Hauſes am 10. März v. J. erörtert werben. In letzterer wurde feſtgeſtellt, 
daß die Berwaltungspraxis für bie Grenze von Weſtfalen und Hammover von 1877 
bis 1897 ohne Schranken angenommen bat, bie ehemalige Landesgrenze hindere die 
Annahme bes felbfändigen Yagbbezicts nicht. Ich bitte das Hohe Haus, zur Wieber- 
herfiellung eine® Buftandes, wie ex früher zu allgemeiner Befriedigung befand, bie 
Sand bieten und unjern Geſetzentwarf — dee in keiner Weile einer puliinftigen 
Regelung des Jagdpolizeigeſetzes präjudieirt — in demfelben Ginne amehmen zu 
wollen, wie ver zwei Jahren die Geſetzesnovelle, betreffend die ‚Aufhebung ber 
Zreunung ber SJagbbezirte burd) bie Eiſenbahnen. 

Die Fafjung unferes Antrages ift noch der Berbefferung bebürftig, und wir be- 
Halten uns eine ſolche bis zur zweiten Lefung vor. 

(Bravo! rechts.) 

Abgeoröneter Kirſch (Düffeldorf): Wie der Herr Borrebner Ihnen bereits mit- 
geteilt hat, ift ſowohl biefem Hohen Haufe wie dem Herrenhauſe eine dem Gegen⸗ 
flanb betreffende Petition vor längerer Beit unterbreitet geivefen, und die Agrar⸗ 
tommiffion bat durch Beſchluß vom 10. März 1898 die betreffende Petition als 
Material für die Dringend nochwendige Abänderung der Jagdgeſetzgebung der Staats- 
zegierung zu überweifen befchlofien. In das Plenum diefes Haufes if bie Angelegen- 
Heit nicht mehr gelangt. Dagegen bat fi) das Plenum bes Herrenhauſes mit der 
Sache ſelbſt befaßt, und dort ift fogar ein weitergehender Antrag geflellt worden. 
Auch diefer ift der Staatsregierung als Material uberwieſen worden. In der Kom⸗ 
sniffton des Herrenhaufes und im Plenum defielben ift bavon ausgegangen worden, 
man könne biefe Frage fo regeln, wie Mirzlich die Frage ber Trennung der Jagd⸗ 
bezirte durch Eifenbahnen geregelt worden war, und deshalb wurbe vorgeſchlagen zu 
fagen: „Die Trennung, welche Wege oder Gewäfler oder Grenzen auch der Provinzen 
und Gebiete bilden, die früher felbfländige Staaten waren ober dazu gehöxten und 
der preußischen Monarchie einverleibt find, wird als eine Unterbrechung nicht ange 
Sehen.” Diefe Beftimmung follte in die einzelnen Jagdordnungen, bie in Preußen 
noch vorhanden find, aufgenommen werden. Wber mit Yug unb Hecht hat damals 
Bereits ber Herr Regierumgsvertreter erflärt, eine derartige Beflinunmig wurde nicht 
zum Biele führen. Es befieht eben ein großer Unterſchied: Die Eiſenbahn trennt 
thatfächlich den Bezirk, während bie Grenzen ber Provinzen bo nur eine rechtliche 
Zrennung herbeiführen. Die weitere Folge diefer rechtlichen Trennung if, daß eben 
auf der einen Seite der Grenze das eine Recht gilt und auf der anderen Seite das 
andere Net. Würbe man alfo die Grenze aufheben und erllären, fte bildet feine 
Trennung mehr, fo hätte man ein boppelte® Recht vor fih. Es muß aljo ein Yus« 
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weg geſucht werben, um feſtzuſtellen, welches ber verſchiedenen Rechte zur Geltung 
zu kommen bat, und da beten ſich verſchiedene Wege. 

Man konnte jagen, ber Befiger eines Kompleres, ber in zwei rechtlich verſchiedenen 
Jagdgebieten liegt, hat zu erfläxen, nad) welchen diefer Nechtsbeziehungen er bie eigene 
Jagd ausüben will. Das ſchien uns zu willlurlich zu fen. Man bitte auch jagen 
tönnen, bie betreffenden Behörden der Provinzen tüunten fi darüber einigen. Id 
bielt es aber für richtiger, eine Beftimmte Norm bier in dem Geſetz felbft zu geben, 
und da war wieder die Frage, ob man für ben Beſthzer batjenige Net maßgebend 
fein laffen will, welches den kleineren Grundbeſitz für die eigene Jagd erforbert, aber 
ob man feftfeßen follte, daß die Beflimmung mafigebenb wird, welche unter dem ver- 
ſchiedenen Vorſchriften für die Bildung bes JTagbbezizts das größere Flaͤchenmeß er⸗ 
fordert. In dieſer Beziehumg haben wir geglaubt, den leisten Borſchlag machen zu 
müffen, und darauf beruht bie Beſtimmung in Abſatz 2 des vorgeſchlagenen 
Entwurfes. 

Diefe einzelnen Jagdordnungen find nämlich bezäglich der Größe der zur eigenen 
Jagdancubung erforberfichen Fläche üußerft verichteben. Würden diefe einzelnen Be 
fimmungen «alle nur eine mit dem preußifdden Jagbpolizeigeſetz bereinſtimmende 
Morgenzahl, alſo 800 Morgen, annehmen, fo hätte eine beſondere Schwierigkeit wit 
beftanden, aber durch bie Einverleibung von Gebieten aus verſchiedenen Staaten 
haben die darin für die Jagdausübung auf eigenem Grunbbefig beſtehenden Ber- 
ſchriften feine Aenderung erlitten, und dieſe find eben fehr verſchieden. Go Bat in 
Kurdeffen der eigene Jagdbezirk einen Umfang von 100 Kaſſeler Aeckern, bas fmb 
circa 23 ha. 

Für bie Jagdordnung der ehemaligen freien Stadt Fraukfurt beftand bie Be 
fiimmung, daß zur eigenen Jagbausübung bereits befugt war, wer einen Kompler von 
300 Feldmorgen hatte, diefe entfpreches aber nur einer Zahl von 287 preußiſchen BRorgen. 

Im Kreife Herzogthum Lauenburg beftand die Beftimmung, da 300 Calenberger 
Morgen maßgebend fein follten; das find 310 preußische Morgen. 

In Bayern war wieder ein bejouberer Unterſchied. In Bayern, von dem wir 
einzelne kleinere Gebietstheile 1866 erworben haben, befteht die Beitimmung, daR 
200 bayeriſche Tagewerle im Flachland und 400 im Shochgebirge erforderlich Fink. 
Das wärde entipredden einer preußifchen Morgenzahl von 830, bezw. 533. 

In Hannover, alfo derjenigen Provinz, die den Anlaß zu biefem Entwurf gegebex 
bat, find 800 bannoveriche Morgen erforderlih; das entfpricht einer Zahl non 307 
preußiſchen Morgen. 

In Naflau waren 800 Metermorgen nöthig; das entiprucht einer Zahl von 293 
preußifchen Morgen. 

Sie jehen hieraus, wie verſchieden dieſe einzelnen Beſtimmungen find, und im 
welche Lage ein Beftger kommen laun, wenn er ein Terrain bat, welches zuſammen 
genommen nur nad der einen ber beiden Beſtimmungen einen ausreichenden Flachen⸗ 
inhalt für die Ausübung der Jagd giebt. Hier foll der Entwurf eingreifen für bie 
Frage: haft bu die eigene Jagd? und maßgebend foll dasjenige Recht fein, wo der 
Befiger den größeren Theil der zufanunenhängenden Beſitzung liegen bat. 

In den leisten Abſatz haben wir noch eine Beftimmung für ben Fall getroffen, 
daß die beiden Theile, woraus der. Beſitz beſteht, gleich groß find. Das wird ein Zell 
fein, der nicht leicht vorfommen kann. Daun wird wohl faum eintreten, daß nidkt 
mindeftens ber eine Theil noch um eine Ruthe größer ift als der andere. 
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Ich möchte hervorheben, daß tm Uebrigen fi die Auslübung der Jagd nad dem 
in den einzelnen Bezirken geltenden Recht auch fernerhin zu richten hat. Durch 
unfern Gefeentwinf tollen wir nur das Recht zur Bildung der eigenen Jagd feit- 
Bellen laſſen. 

Welche Befugniffe infolge der Ausübung der eigenen Jagd den Vellern zufteben, 
vichtet ſich danach, ob fe in dem einen Theil oder in dem andern Theil der Beſitzung 

. ausgeübt werben foll. Deswegen tft e8 auch unerheblich, ob bereits der Beſitzer eine 
fo große Morgenzahl hat, daß er nad) dem Recht jedes der beiden Bezirke zur Aus- 
übung der eigenen Jagd befugt wäre. Wir hätten ja unfern Entwurf auf den Fall 
befchränfen lönmen, daß die Beſtimmungen bdeffelben nur dann Platz greifen, wenn 
nad) dem einen oder nad dem anderen Recht eine nicht ausreichende Morgenzahl 
vorhanden wäre. Wber wir haben geglaubt, es allgemeiner faffen zu können, fo daß 
jet der Fall darunter einbegriffen ift, wen ſowohl im einen wie im andern Bezirk 
nad) den beſtehenden Beſtimmungen die Morgenzabl für den eigenen Jagdbezirk aus- 
reihend if. Die jagdpolizeilihen Borfchriften, die im Mebrigen für den Beſttzer 
maßgebend bleiben follen, find verfchieden: in dem einen Bezirk hat er ſich nach diefen, 
in dem andern Bezirk nach jenen Vorfchriften zu richten. 

Wie Sie fehen, ift das ganze Geſetz ein Nothgeſetz. Es würde nicht nothwendig 
fein, fofern wir ein allgemeines Jagdpolizeigeſetz hätten, wodurch gleiches Mecht für 
die ganze Monarchie gefchaffen wird. Aber ba wir vor zwei Jahren bazu übergegangen 
find, bezüglich der Eiſenbahnen eine Aenderung für die Bildung eine eigenen Jagd⸗ 
bezirks eintreten zu laffen, haben wir e8 für erforderlich gehalten, auch in diefem 
Punkte, der in einzelnen Fällen ſchon praktiſche Schwierigleiten hat zu Tage treten 
Iafien, eine Aenderung vorzunehmen, um gegenüber der Entfcheibung bes Oberver- 
waltungsgerichts, die ich vom juriſtiſchen Standpimfte fire durchaus zutreffend halte, 
eine geſetzliche Unterlage für diejenigen Beſitzer zu geben, die nach der einen oder der 
anderen Richtung ein nicht ganz ausreichende® Terrain haben, um I zum eigenen 
Jagdbezirk zu gelangen. 

Meine Herren, wir bitten, eine Kommiſſionsberathung nicht eintreten zu laffen. 
Es werben noch einzelne redaktionelle Aenderungen erforderlich fein, die wir in ber 
zweiten Lefung vorfchlagen werden. Sofern Ste mit dem materiellen Inhalt, ben 
Herr Freiherr v. Plettenberg und ich Ihnen eben entwidelt haben, einverflanden 
find, bitten wir Sie, feine Kommiſſionsberathung eintreten zu laſſen, fondern bireft 
die Sache in der zweiten und britten 2efung hier weiter zu berathen. 

Negierungstommiffer Beheimer Oberregierungsrath Freiherr 9. Seherr⸗Thoß: 
Meine Herren, ich bin nicht in der Lage, namens ber Königlichen Staatsregierung 
eine Erflärung abzugeben, da biefe ſich mit dem Gegenſtande noch nidht befaßt hat. 
Ich Tann mid) deswegen auf einige ganz kurze thatfächliche Bemerkungen beſchränken. 

Nach den Erläuterungen, die die Herren Antragftellee ihrem Untrage gegeben 
haben, bezweckt der Geſetzentwurf Tediglich das eine, die Bildung felbftändiger Jagd⸗ 
bezirfe auch dann für zuläffig zu erflären, wenn einzelne Grumbftüde in verfchiedenen 
Provinzen oder Landestheilen liegen, in denen zur Zeit noch ein verfchiebenes Jagd⸗ 
recht gilt; und zwar auch in dem Falle, wenn die Grundſtücke einzeln nicht die für 
die Bildung eines felhftändigen Jagdbezirks erforberliche Größe haben. 

Die Tendenz des Antrags fiimmt mit der Auffaffung, die bie Staatsregierung 
früßer, d. 5. bis zu dem von den Herren Antragftellern erwähnten Erfenntniffe des 
Dberverwaltungsgeridyts gehabt hat, überein. Sie ift in einem gemeinfchaftlichen 
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Erlafte des Minifiers für landwirthſchaftliche Angelegenheiten und des Innern vom 
8. Oftober 1877 ausgeiprochen worden. 

Was die Faſſung des Geſetzentwurfes betrifft, jo haben die Herren Antragfeller 
in Ausficht geftellt, bei der zweiten Lefung noch einige Aenderungen vorzubringen. 
Ich glaube, daher noch abwarten zu follen, wie dieſe Aenderungen lauten swerben. 

Abgeorbneter Dr. Freiherr u. Heereman: Weine Herren, im Auſchlufſſe an bie 
Ausführungen des geehrten Herrn Borrebuers nur ein paar Worte, weil ich auch von 
Betheiligten aus meiner Heimathsprovinz gebeten worden bin, mich ber Sache anzu- 
nehmen. Es if meiner Meinung nad lediglich ein Werk ber gleichmäßigen ober 
ausgleichenden Gerechtigkeit, welches wir bier vornehmen, wenn wir eine Kleine 
Anderung in das Geſetz hineinbringen oder hinzufügen. 

Nach dem Jagbpolizeigefeu bilden Wege und Wafler unb die Gemeindegrenzen 
für den felbftändigen Jagdbegirk keine Grenze und ſchneiden den Bezirk ber felb- 
fländigen Jagdbezirke nicht durch. Alfo es ift gleichgiltig, wenn jemand in einer 
Gemeinde einen Theil des Grundbeſitzes beſitzt und in einer anderen ben anberen 
Theil und das Ganze über 300 Morgen bildet, fo hat er das Recht auf eine felb- 
fländige Jagd. Es ift gleichgiltig, ob bie Gemeinden verſchiedenen Kreifen angehören, 
und ob die Grundſtücke in verfchiedenen Gemeinden ober Kreifen liegen oder nidht; 
das ift alles ohne Belang, fofern der Grundbeſitz nur in ber erforberlicden Größe im 
BZufammenbange liegt. 

Nun kommt es aber mehrfach vor, daß an der Grenze zwiſchen Hennower und 
Weſtfalen von den Grundbeſitzungen gerade ein Theil in der einen und ein Theil im 
der anderen Provinz liegt. In ben beiden Provinzen gelten verſchiedene Jagdrechte, 
und da ift nun eine große Schwierigleit ber Berechnung entftanden, und un Folge 
deren find manche Erunbbefiger des eigenen Jagdrechts auf einem großen Theile 
ihres zufammenbängenden Grunbbefiteß, ber in Hannover liegt und für fi) anders 
berechnet wird, verluftig gegangen, und dies ift nach meiner Meinung ein recht um- 
gleiches und ungerechtes Verhältniß. Wir haben, weil jet auch Hannover umd, vote 
wir bören, ja auch Heffen und Bayern inlänbifhe Theile find, alfo eine Landesgrenze 
nicht mehr vorliegt, gerade fo gut einen Anſpruch wie alle anderen Grunbbefiter, 
beren Befigungen in zwei inländifchen verfdjiebenen Gemeinden Tiegen. 

Gerade um bei der Lage an früheren Landesgrenzen das außzugleihen — weil 
eben durch die Verfchiebenheit der Beitimmungen für bas Jagdrecht Schwierigfeiten 
entftehen und auch daraufhin die Entfcheibungen des Oberverwaltungsgerichts ergangen 
find —, gerade um dieſem Uebelſtande abzubelfen, if diefer Antrag geftellt, und würde 
eine kleine gefegeberifche Aendberung nothwendig fein. 

Someit mir befannt, ift feitens der Königlichen Staatsregierung früher umb in#- 
befondere auch ſeitens des Herrn Minifters für Landwirtbichaft dieſer Uebelſſand an- 
erfannt. Er bat aber auch befonders hervorgehoben: ea fei nicht möglich, im Ber- 
waltungswege eine Aenberung berbeizuführen, fondern es lönne nur durdh eine gefeg- 
liche Regelung und Aenderung bdiefem Uebelftande Abhilfe geichaffen werden. ch 
vermutbhe, daß die Staatsregierung auch jest noch fehr gern bereit fein wirb, wenn 
feiten® bes Haufes diefer Antrag angenommen wird, eine Art von Meinem Nothgeſed 
ergeben zu laſſen, welches biefem Uebelſtande abhilft und denjenigen Grunbbefittern, 
die bei den neuerworbenen Lardestheilen Preußens gerade auf der Grenze Tiegen, 
daffelbe Recht dadurch zulommen läßt, welches die anteren Grundbefiter auf Grumb 
be Jagdpolizeigeſetzes haben. 
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In diefem Punkte ift nach meiner Meinung eine ausgleichende Gerechtigkeit 
nothwendig, und daher bitte ich Sie, dem Antrage zufimmen zu wollen. 
(Bravo!) 
Bräfident: Die Diskuffion if geſchloſſen. Ein Antrag auf Kommiffions- 
berathung liegt nicht vor; die zweite Lefung wird alfo im Plenum flattfinden. ' 


©. Zweite Beratbung. 
79. Sigung am 21. Juni 1899. 
Präfident: Wir kommen zum fechften Gegenftand der Tagesordnung: 


Zweite Beratbung des Antrags der Abgeordneten Kirk (Düflelborf) 
und Freiherr v. Plettenberg Mebrum auf Annahme eines Gefekentwurfs, 
betreffend Ergänzung der geſetzlichen Vorſchriften Über bie Ausübung ber 
Jagd auf eigenem Grunbbeflk. 

Dazu liegt vor der Antrag des Abgeordneten Kirich und v. Plettenberg Mehrum 
auf Nr. 280 der Drudfaden*). 

Ich eröffne die Diskuffton über den einzigen Artikel mit dem Antrag auf Nr. 330 
ber Drudfaden. 

Das Wort hat der Abgeorbnete Kirſch (Düffelborf). 

Abgeordneter Kirſch (Düffelborf): Meine Herren, bei ber erften Berathung des 
vorliegenden Gegenftandes ift gegen ben damals von uns geftellten Antrag und gegen 
die Tendenz des Antrags fein Widerfpruch im Haufe erfolgt. Wir haben aber bereits 
damals erflärt, daß möglidderweife eine redaktionelle Aenderung der Beftimmung er- 
forderlich fein würde, und baben uns biefe für die zweite Lefung vorbehalten. Das 
Ergebniß unferer gepflogenen Berathungen ift nun ber heutige Antrag, der thatfächlich 
in der Hauptſache daſſelbe will wie ber urfprünglich von uns geftellte Antrag. 
Sat 2 und Sat 8 entfpredden dem Abſatz 2 und Abſatz 3 bes früher von ung ge 
ftellten Antrages. In Sat 1 ift aud feine Aenberung gegen den Abfat 1 des von 
uns früher vorgefchlagenen Gefetentwurfs enthalten. Es ift nur pofitiv bier beftimmt, 
daß aud dann, wenn der Brundbeftg, der zum eigenen Jagdbezirk dienen foll, in 
Bezirken liegt, die Hinfichtlich der Bildung des Jagdbezirks verſchiedenes Recht haben, 
ein Recht auf die Bildung des eigenen Sagdbezirts beftehen fol. Wir bitten um 
Annahme des Antrags auf Nr. 230 ber Drudfacen. 

Bräfident: Das Wort wird nicht verlangt; die Diskuffion ift geſchloſſen. 

Bir kommen zur Abftimmung. Ich werde zuerft über den Antrag auf Nr. 230 
ber Drudfachen abftimmen lafien. Wird er angenommen, dann ift bie in Nr. 185 


°, Der Antrag lautet: 
Das Haus ber Abgeorbnneten wolle beichließen, dem vorgejchlagenen Urtilel folgende Yaflung au 
geben: 
Die Bildung eines eigenen Jagbbezirts ift auch dann zuläffig, wenn bie bafür in Betracht 
kommenden Grundftüde in mehreren Lanbesiheilen Tiegen, in benen bie gefeglichen Vor⸗ 
ſchriften über bie Bilbung eines eigenen Jagdbezirks von einander abweichen. In biefem 
Halle kommen bie für den größeren Theil ber Grundſtücke geltenden geſeglichen Vorſchriften 
zur Anwendung. Bei gleicher Größe ift dasjenige Gele maßgebend, welches ben größeren 
Flaͤcheninhalt für die Bildung eines eigenen Jagdbezirks erfordert. 
Berlin, ben 19. Juni 1899, 


Kirsch Düffelborfu Freiherr v. Plettenberg: Mebrum . 
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der Druckſachen enthaltene Fafſung des Artikels beſeitigt. Wird er abgelehzent, dans 
werde ich über den einzigen Wrtilel bes Geſetzentwurfs, Ar. 185 der Druckſachen, «b- 
flimmen laffen. — Damit ift das Haus einverſtanden. 
Ich bitte, daß biefenigen Herren fi) erheben, welde ben Antrag auf Wr. 2% 
der Druckſachen annehmen wollen. 
Geſchieht.) 


Das iſt die Majorität; er iſt angenommen. 

Ich eröffne die Diskuſſion über Ueberſchrift und Einleitung — und ſchließe fe. 
Ich darf wohl ohne beſondere Abſtimmung feſtſtellen, daß auch Ueberſchrift und Ein⸗ 
leitung angenommen find. 


D. Dritte Berathung. 
84. Situng am 24. Juni 1899. 

Bräfident: Wir gehen über zum vierten Gegenfand: 

Dritte Beratung des auf Unirag der Abgesrhueten Kirk (Düffelberi) 
und Freiherr v. Plettenberg. Mebrum angensmmenen Gefeheutwurkt, 
betr. Ergänzung ber geſetzlichen Vorſchriften über bie Wusübung ber 
Jagd auf eigenem Grunbdbeſitz. 

Sch eröffne die Beneraldisfuffion — und fchließe fie. 

Ich eröffne die Specialbistuffion über den einzigen Artilel, — Ueberſchrift 
und Einleitung — und ftelle ohne befondere Abſtimmung fe, daß biefe Theile bei 
Geſetzentwurfs angenommen worden find. 

Bir kommen zur Abflimmung im ganzen, zu welchem Behufe ich bitte, dei 
diejenigen Herren ſich erheben, welche ben Befeentwurf definitiv annehmen wollen. 
Geſchieht.) 

Der Geſetzentwurf iſt angenommen. 


104. 
Verhandlungen des Herrenhauſes über das Geſetz, betr. Ergänzung 
der geſetzlichen Vorſchriften über die Ausübung der Jagd auf eigenem 
Grundbeſitz. 


Einmalige Schlußberathung. 
16. Sitzung am 5. Juli 1899. 


Präſident: Wir kommen zum zweiten Gegenſtande der Tagesordnung: 
Einmalige Schlußberathung über den aus ber Initiative des Hanfes ber 
Abgeordneten hernorgegangenen Entwurf eine Geſetzes, betreffend Er- 
gänzung ber geſetzlichen Borjeriften über bie Ausübung ber Jagd enf 
eigenem Grundbefik. 

Als Regierungsfommiffare werben fungiren die Herren Geheimer Ober-Regierumgs- 
rath Freiherr von Seherr-Thoß, Geheimer Juſtizrath Wiebe, Geheimer Regierungs- 
rath von Fallenhayn, Landforftmeifter Schultz. 

Berichterftatter ift Herr Fürft zu Salm-Horfimar, dem ich das Wort ertbeile. 

Berichterftatter Fürft zu Salm-Horfimar: Die Beranlaffung zu dem uns vor 
liegenden Gefegentwurf iſt eine Petition des Grafen Schmifing-Kerßenbrod, welche, 
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wie Sie ſich erinnern werden, dieſem Hohen Hauſe ſchon im vorigen Jahre vorgelegen 
bet. Graf Schmiſing beantragte damals, bie Ziffer a des 8 2 des Jagdpolizeigeſetzes 
vom 2. März 1860 dahin abzuändern, daß der Bufammenhang von Jagdbezirken 
euh im Falle der Tremmung berfelben durch Grenzen von früher ſelbſtändige 
Staaten bildenden, jet der Preußifchen Monarchie einverleibten Provinzen am⸗ 
exlannt wirb. 

Der Berichterfintter der Petitionsfommilfion beantragte in ber vorigen Seffton, 
diefe Petition der Königlichen Staatsregierung als Material zu überweifen. 

Um nun ben Wunſchen des Petenten doch noch in einiger Weife gerecht zu 
werben, beantragte Herr Graf von Korff-Echmifing, eine ganze Reihe von beitehenden 
Jagdpolizeivorſchriften — ich kann »diefelben wohl fibergehen, indem ich bloß erwähne, 
daß fie fi) auf das Königreich Bayern, die ehemalige freie Stadt Frankfurt, das 
ehemalige Königreich Hannover, bie ehemaligen Herzogthümer Heſſen⸗Naſſau und 
Zauenburg beziehen — durch folgenden Wortlaut zu ergänzen: 

bie Trennung, welche Wege oder Gewäfler oder Grenzen auch ber Pro- 
vinzen und Gebiete bilden, die früher felbfländige Staaten waren ober 
bazu gehörten und der Preußifchen Monarchie einverleibt find, wird als 
eine Unterbrechung des Zuſammenhanges nicht angefehen, und werben alle 
dem entgegenftehenden Beſtimmungen aufgehoben. 

Da bie Vertreter ber Königlichen Staatsregierung auch dieſem Antrage wichtige 
Bedenken nicht entgegenftellten, fo wurde auf Beſchluß diefes Hohen Haufes auch diefer 
Antrag der Koniglichen Staatsregierung als Material überwiefen. 

Das Abgeordnetenhaus hat fih in der vorigen Seffion ebenfalls mit der Petition 
des Strafen Schmifing befchäftigt, umd auch dort wurde befchloffen, bie Petition ber 
Königlichen Staatsregierung als Material für die dringend nothwendige Abänderung 
der Jagdgeſetzgebung zu überweifen. 

In biefer Seſſion ift e8 den Abgeordneten Kirſch (Düfjeldorf) und Freiherr 
von Plettenberg-Mehrum gelungen, einen gangbaren ZBeg zu finden, um ben liebel- 
fländen entgegenzutreten, die ſich durch die Jagdpolizeigeſetzgebung in ben verichiedenen 
früher felbftändige Staaten bildenden Gebietstheilen ergeben haben. Wenn bie 
Petition des Grafen Schmifing und der Antrag des Grafen Korfi-Schmifing damals 
feinen Erfolg hatte, weil fie Landesgrenzen ebenfo wie Wege und Gewäfler behandelt 
wifien wollten, analog dem Antrage bes Grafen Inn⸗ und Knyphauſen in Bezug auf 
Eifenbahnanlagen, und vergaßen, daß die Landesgrenzen eigentlih nur noch durch die 
Berichiedenartigleit der Geſetzgebung dies- und jenfeits ber Grenze in die Erfcheinung 
treten, fo haben die Abgeordneten Kirfch und Freiherr von Plettenberg einen anderen 
Weg befchritten. Sie gehen gleich auf den fpringenden Punkt ein, nämlich auf die 
Berfchiedenartigleit der Jagdgeſetzgebung biesfeits und jenjeits der ehemaligen Landes- 
grenze. Der vorliegende Geſetzentwurf beflimmt nun, daß 

die Bildung eines eigenen Jagdbezirks auch dann zuläffig ift, wenn die 
dafür in Betracht kommenden Grundftüde in mehreren Landestheilen 
Tiegen, in denen bie geſetzlichen Borfchriften über die Bildung eines eigenen 
Jagdbezirks von einander abweichen. In diefen alle kommen die für 
den größeren Theil der Grumbftiidle geltenden gejetzlihen Borfchriften zur 
Anwendung. Bei gleicher Größe ift dasjenige Geſetz maßgebend, welches 
ben größeren Flächeninhalt für die Bildung eines eigenen Jagdbezirks 
erfordert. 


.-—. 
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- Wendet man nun biefen Geſetzentwurf anf ben Fall des Grafen von Gchmifm. 
Kerhenbrod an, fo würben, da fein Brunbbefls cira 560 BRorgen ausmacht, der dan 
die Grenze des ehemaligen Königreich® Hannover unb der Provinz Wehfalen in zwei 
ungleiche Theile gefchnitten wird, etwa derart, daf in Hannover 400, in Weſtfele 
160 Morgen liegen, nad biefem Gefekentwurf auf ben gefammten Jagbbezirk die 
Beftimmungen bes Jagdrechts bes ehemaligen Königreich8 Gannover zur Winmenbung 
gelangen. Durch bie Entfcheibung der Minifterien für Lanbwirtbfchaft und bes men 
vom Auguft und Oftober 1877 iſt anerlaunt worden, baß bie ehemaligen Lande 
grenzen feine Trennung eines Jagdbezirks im Sinne bes Geſetzes bilben. Diefer 
Zuftand hat zwanzig Fahre ungehindert zur allgemeinen Befriedigung beftanben, bu 
infolge eines Erfenntniffe® des Oberberwaltungsgerichtes von 3. November 189 
ber Jagdvorſtand der Gerneinde Käingdorf das Lanbraiitamt zu Melle bat, bem 
Grafen von Schmifing-Kerbenbrod die Ausübung ſeines Jagdrechtes anf feinem in 
zwei Provinzen liegenden Jagdbezirk zu unterfagen. Dieſem Aufinen wurde and 
infolge eines neueren Exlenntniffes des Oberverwaltungsgerichtes vom Jahre 189: 
Folge gegeben. Der uns vorliegende Gefekentwurf ſoll nun ben früheren Zırkaxd, 
wie er zwanzig Jahre lang zur allgemeinen Befriedigung beflanden bat, wieder⸗ 
herſtellen. Da nun auch verfchiebene andere Grundbeſitzer in derſelben Lage find we 
Herr Graf Schmifing-Kerßenbrod und ebenfo in der wohlberechtigten Ausiibung ihres 
Jagdrechtes durch die Erlenntniffe des Oberberwaltungsgerichts beeinträchtigt find, ie 
bitte ich das Hohe Haus, dem vorliegenden Gejegentwurf, wie er aus dem Abgeorbucien 
hauſe hervorgegangen ift, unverändert bie verfafiungsmäßige Zuflimmung ertbeile 
zu wollen. 

Bräflbent: lieber diefen Antrag eröffne ich die Diskuffion. — Es meldet fh 
niemand zum Wort. Ich ſchließe biefelbe. 

Bir fommen zur Abftimmung. 

Einziger Artikel. — Ich brauche ihn nicht zu verliefen, da er eben vom Hem 
Berichterftatter verlefen worden if. Ich bitte biejenigen Herren, welche für Zi 
einzigen Artikel find, fi) zu erheben. Geſchieht.) 

Der Artikel iſt angenommen. 

Ich nehme an, daß bie Ueberſchrift und ber Eingang ebenfalls vom Hohen Haue 
angenommen find, wenn fein Widerfpruch erfolgt. — Ich Tonflatire dies umb bitk 
nunmehr die Gerren, bie für das ganze Geſetz, wie es uns vorliegt, find, fi med 
einmal zu erheben. Geſchieht.) 

Das Geſetz iſt angenommen. 


Perſonalien. 
105. 
Deränderungen im Königl. Preuß. Sorft- und Jagdverwaltungs- 
Perfonal vom ı. Juli bis 30. September 1899. 
(Im Anſchluß an ben gleichnamigen Art. 70 ©. 152 bfs. WdE.) 
I. Bei der Central: Berwaltung und Den Feritalademien: 
Der Regierungs- und Forftratö Müller it aus ferner Beichäftigung als Gälfsarbeiter 
beim Minifterium ausgefchieden und bat bie Gefchäfte der ihm bereits fräker 
verliehenen Forſtrathsſtelle MWiesbaden-Naftätten übernommen. 
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Der Oberförner Kurlbaum zu Klein-Raujod, Reg.⸗Vez. Königsberg, ift als fork- 
techniſcher Hälfsarbeiter ins Minifterium berufen worden. 

Der Oberförker Dr. Möller in Eberswalde ift zum Profeſſor der Botanik ernannt, 
von feiner bisherigen Stelle abberufen und mit der: neu gebilbeten Stelle des 
Vorſtehers der mylologifchen Abtheilung Bei der mit ber Forſtakademie Ebers⸗ 
walde verbundenen Hauptftation des forftlichen Verſuchsweſens betraut worden. 


II. Bei den Vrerinmiale Verweltungen ver Staatsforſten: 
A, Geſtorben: 


Klüber, Regierungs- und Forſtrath zu Danzig. 

Uth, Regierungs- und TForftrath zu Hersfeld, Reg.⸗Vez. Kaſſel. 
Weyland, Hegierungs- und Forſtrath zu Kaffel. 

Stahl, Forftmeifter zu Dombrowka, Reg.Bez. Oppeln. 
Zurhauſen, Forftmeifter zu Eiterbagen, Reg.Bez. Kaflel. 
Worzewsti, Forftmeifter zu Korfchin, Reg.-Bez. Bromberg. 
Knecht, Oberförfter zu Büren, Reg. Bez. Minden. 
Pattberg, Oberförfter zu Gottsbüren, Reg.Bez. Kaflel. 


B. In den Ruheſtand find getreten: 


Lizak, Forftmeifter zu Schmalleninglen, Reg.-Bez. Gumbinnen. 

Rothe, Forſtmeiſter zu Schwerin a. W., Reg.Bez. Pofen. 

Staubejand, Yorfimeifter zu Liebentwerba, Reg.-Bez. Merfeburg. 

Burich, Revierförfter zu Althammer, Oberf. Stoberau, Reg.-Bez. Breslau. 

Dame, Nevierförfter zu Dahlheim, Oberf. Harbehaufen, Reg.-Bez. Minden. 
Fehlkamm, Revierförfter zu Dammersbach, Oberf. Madenzell, Reg.⸗Bez. Kaſſel. 
Lode, Revierförſter zu Marienthal, Oberf. Grenzheide, Reg.Bez. Polen. 


C. Verſetzt ohne Acnderung des Amtscharakters: 

Betzhold, Regierungs⸗ und Forftrath, von Hildesheim nad) Marienwerder unter 
Uebertragung der Forſtinſpektion Marienwerder-Strasburg. 

Grüneberg, Regierungs- und Forſtrath, von Marienwerber nad Hildesheim unter 
Uebertragung der Forftiinfpeltion Hildesheim⸗Klausthal. 

Hempel, Regierungs- und Forftrath, von Gumbinnen nad) Köslin unter Uebertragung 
der Forftinfpeltion Koslin⸗Oſt. 

Dan gen. Edelmann, Forfimeifter, von Rothenfier nach Stepenik, Reg.-Bez. Stettin. 

Klör, Forftmeifter, von Peifterwit, Reg.Bez. Breslau, nad) Oblau, Reg.-Bez. Breslau. 

Krumbhaar, Forftmeifter, von Johannisburg, NReg.-Bez. Wiesbaden, nach Merenberg, 
Amtsfig Weilburg, Reg.⸗Bez. Wiesbaden. 

Dr. Martin, Forftmeifter, von Weilburg, Reg.Bez. Wiesbaden, nach Eberswalde, 
Reg.⸗Bez. Potsdam. 

Dlberg, Forflmeifter, von Ibenhorſt, Reg.Vez. Gumbinnnen, nad) Schwerin a. ®. 
Reg.Bez. Pofen. 

Schraubfietter, Forſtmeiſter, von Rofengrumd, Reg. Bez. Bromberg, nad Lieben« 
werda, Reg.⸗Vez. Merfeburg. 

Bando, Oberförfter, von Neuenheerſe, Reg.-Bez. Minden, nach Erkner, Reg.-Bez. 
Potsdam. 
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Dietmar, Oberfürfler, von Frielenborf, Reg. Dez. Kaffel, nach Lübben, Reg.-Be 
Frankfurt. 

aber, Oberförfter, von Sartigswalde, Neg.⸗Bez. Königäberg, nad Alt⸗Placht, 
Neg.Vez. Potsdam. 

Heilmann, Oberförfter, von Schleiden, Neg.Bez. Aachen, nach Rtenenheerie, Reg- 
Be. Minden. 


Kittlausz, Oberförfter von Naſtätten, Reg.-Bez. Wiesbaden, nad Duidborn, Amt 
fs Bullenkuhlen, Reg. Vez. Schleawig 

Pawlowski, Oberförfter, von Pfeil, Neg.-Bez. Königsberg, nach Zbitzko, Reg.Bez. 
Oppeln. 

Fehr. von Rechenberg, Oberförfter, ‚bon Marjoß, Reg. Bez. Kaflel, nad) Weiße 
warte, Reg.⸗Vez. Magbeburg. 

Nubdolph, Oberförfter, von Freyburg a. U., Reg.-Bez. Merfeburg, nach Steinberge, 
Amtsfiz Neu⸗Ruppin, Reg.⸗Bez. Potsdam. 

Tillgner, Oberförfter, von Puppen, Reg.⸗Bez. Königsberg, nach Peiſterwit, 
Reg.-Bez. Breslau. 

Boigt, Oberförfter, von Nieberaula, Reg. Bez. Kaffel, nad Hadamar, Reg.⸗Bez 
Wiesbaden. 

Finke, Nevierförfter, von Jankowitz, Oberf. Rybnik, Reg.-Be. Oppeln, nad Ali⸗ 
hammer Il, Oberf. Stoberau, Reg.-Bez. Breslau. 

Holzerland, Revierfürfter, von Reuhalenberg, Oberf. Rehhof, Reg.Bez. Marien⸗ 
werder, nach Reulinum, Dberf. Drewenzwalb, Reg. Bez. Marienwerder. 
Mogall, Revierförfter, von Immichenhain, Oberf. Oberaula, Neg.⸗Bez. Kaflel, nad 

Dammersbadh, Oberf. Madlenzell, Reg.-Bez. Kaffe. " 


D. Gefördert, bezw. verfeht unter Seilegung since höheren Amtsharaklers: 
Heddenhaufen, Forfimeifter zu Forſthaus Zienitz, Oberf. Dannenberg, Reg.-Ber 
Lüneburg, ift zum Regierungs⸗ und Forſtrath unter Uebertragung der Fork- 
ratbeftelle Gumbinnen⸗Laſdehnen ernannt worben. 


E. Bu Sbsrförkern wurden ernannt die Sorflaffefferen: 
Bräuer zu Marjoß, Reg-Bez. Kaffel, 
Schmidt, Otto, zu Naflätten, Reg.⸗Vez. Wiesbaden. 
Bähr, zu NRofengrund, Reg.Bez. Bromberg. 
Frhr. von Maffenbad zu Freyburg a. U., Reg.Bez. Merfeburg. 
Graven zu Dalbeim, Reg.Bez. Minden. 
Duaft zu Hobenftein, Reg.-Bez. Königsberg. 
Krichel dorff zu Zorfhaus, Reg.Bez. Hildesheim. 
Stippler zu Immichenhain, Amtsfig Neukirchen, Reg.Bez. Kaffel. 
Lehmann zu Puppen, Reg.Bez. Königsberg. 
von Groote, Eberhard, zu Dannenberg, Reg.-Bez. Lüneburg. 
Schleiff zu Hartigsmwalde, Reg.-Bez. Königsberg. 
Hasfen, Wilhelm, zu Friedrichsberg, Amtsſitz Neumark, Reg.-Bez. Marienwerder. 
Gs bels zu Johannisburg, Reg.-Bez. Wiesbaden. 
Hafenhauer zu Taubenfließ, Amtsſitz Tuchel, Reg.Bez. Marienwerder. 
Hoffmann, Georg, zu Friedensdorf, Amtsſitz Biedenkopf, Reg.Bez. Wiesbaden. 
Roth zu Todenhauſen, Amtsſitz Forſthaus Frielendorf, Reg.Vez. Kaſſel. 
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Schwarzlofe gu Kommufin, Amtsfit Heidenburg, Neg.-Bez. Königsberg. 

von Düring unter Uebertragung der Klofter-Öberförfterei Margoninsborf, Amtsfik 
Mergeninsborf, Neg.Bez. Bromberg. 

Kupner, Albert, zu Schmalleninglen, Reg.Bez. Gumbinnen. 

Hermann, Otto, zu Neuenburg, Reg.⸗Bez. Marieniverber. 

Schmidt, Wilhelm, zu Kreuzburg, Reg.Bez. Oppeln. 

Büllers, Oberleutnant im Reitenden Feldjägerklorps zu Schleiden, Reg.Bez. Aachen. 

Freiherr von dem Busfche zu Rothenfier, Reg.Bez. Stettin. 

Hente zu Bande, Anıtsfig Przedborow, Reg.-Bez Poſen. 

Rehefeld zu Pfeil, Reg.Bez. Königsberg. 

Thielow zu Niederaula, Reg.Bez. Kaffel. 


F. Als einſtweiliger Kevierverwalier wurde berufen der Sorkaffefor: 
Hadel nach Ibenhorſt, Reg.Vez. Gumbinnen. 


6. Als Hilſoarbeiter bei einer Regierung wurden berufen die Sorflaffeforen: 
Hilveti nah Gumbinnen. 
Duint nah Köln. 
Weſener nad Königsberg. 
Benner nad Danzig. 


H. | Bum Wevierförker wurde endgültig ernannt der Sörfer: 
Rage zu Zienig, Oberf. Gohrde, Reg.-Bez. Lüneburg. 


J. Als Revierförter auf Probe wurden berufen die Sörfler: 
Dalchow auf bie Revierförfterfielle Dufterlale, Oberf. Meiersborf, Reg.-Bez. Potsbam. 
Jedicke auf die Revierförfterfielle Roſenthal, Oberf. Schwerin a. W., Neg.-Bez. Poſen. 
Neufchäfer auf die Revierförſterſtelle Dedenborn, Oberf. Höfen, Reg.⸗Bez. Machen, 
Niemer auf die NRevierförfterfielle Klanzig, Oberf. Klaushagen, Reg.Bez. Köslin. 


K, Ben Charakter als GHegemeifter erhielten Die Sörker: 

Balte zu Lüdersdorferdamm, Oberf. Kummersdorf, Reg⸗Bez. Potsdam (beim lieber» 
tritt in den Ruheſtand). 

Biedermann zu Shronftau, Oberf. Dembio, Reg.-Beg. Oppeln (beim Uebertritt in 
den Rubeftanb). 

Bölfche zu Kunzendorf, Oberf. Ullersdorf, Reg.Bez. Liegnig (beim nebertritt in den 
Ruheſtand). 

Handt zu Koritten, Oberf. Lagow, Reg.Bez. Frankfurt (beim Uebertritt in den 
Nuheſtand). 

Herm zu Brieſelang, Oberf. Falklenhagen, Reg.-Bez. Potsdam (beim Uebertritt in ben 
Rubeftand). 

Keutfch zu Bromslirden, Oberf, Eibrighaufen, Reg.Bez. Wiesbaden (beim Ueber⸗ 
tritt in den Ruheſtand). 

Knigge zu Vogelgefang, Oberf. Grunewalde, Reg.-Bez. Magdeburg (beim UWebertritt 
in den Ruheſtand). 

Melchior zu Stöderhof, Oberf. Siebengebirge, Reg.Bez. Köln (beim Uebertritt in 
den Ruheſtand). 
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Peters zu Gwald, Oberf. Grunewalde, Weg.-Bez. Magdeburg (beim Uebertritt in 
den Rnbeftand). 

Schmidt zu Warthewald, Oberf. Waftelle, Reg.Vei. Bofen (beim Uebertritt in bez 
Nubeftand). 

Träger zu Dubrau, Oberf. Peitz, Reg⸗Bez. Geantfart (beim nebertrit in be 
Ruheſtand). 

Wahlſtab zu. Barförbe, Obetf. Planken, Reg.Vez. Megdeburg (beim Uebertritt ia 
den Ruheſtand). 

von Freyberg zu Göornewitz, Oberf. Roſenſeld, Neg⸗Bez. Merſeburg (beim Ueber 
tritt in den Ruheſtand). 

Krahmer zu Authauſen, Oberf. Fallenberg, Reg.Bez. Merſeburg (beim llebertrit 
in den Ruheſtand). 

Schröder zu Fermerswalde, Dberf. Rofenfelb, Reg.-Bez. Merfebnrg (beim Ueber 
tritt in den Ruheſtand). 

Laskowski zu Wengerin, Oberf. Eichwald, Reg. Bez. Gumbinnen (zum 50 jährigen 
Sublläum): 

Hente zu Forſthaus Mofpert, Oberf. Eupen, Reg.Bez. Aachen. 

Bergin zu Therefia, Oberf. — Reg.-Bez. Bromberg. 


.SFo⸗rſikaſſenbeamte: 

Der Forſtkaffenrendant —* in Regenthin, Reg.Bez. Frankfurt a. O., & 
geſtorben. 

Der mit der probeweiſen Verwaltung der Sorftaffe zu Zechlin, NReg-Bez. Potöbam, 

betraute Foͤrſter Lüdemann iſt endgültig zum Gorftlaffenrendanten er: 
nannt worden. 
M. Wereltungsinberungen: 
1. Die nachſtehend genannten Obezförftersien find neu eingerichtet tworben: 

Im Reg.⸗Bez. Königsberg: Hohenſtein und Kommuſin durch Theilung der Dber- 
förftereien Lanslerofen bezw, Grunfließ. 

Am Reg. Bez. Marienwerder: Tyriedrichäberg, Neuenburg und Taubenfließ burd 
Theilung ber Oberförftereien Lonkore und Wilgehneberg bezw. Bülnmeheik 
und Hagen bezw. Junkerhof, Schwiedt und Woziwoda. 

Am Reg.⸗Bez. Potsdam: Erkner, Alt⸗Placht und Steinberge durch Theilumg der 
Oberforſtereien Rüdersdorf und Friedersdorf bezw. Himmelpfort und Ser 
Thymen bezw. Neu⸗Glienicke und Alt-Ruppin. 

Im Reg.-Bez. Frankfurt: Lübben durch Theilung der Oberföckerei Börnichen. 

Im Reg.⸗Bez. Pofen: Wanda aus Theilen ber Oberförflerei Grenzheide und des 
angefauften Walbfläden ber Güter Przedberow und Wanda. 

Im Reg.Bez. Breslau: Ohlau durch Theilung der Oberförfterei Peiſterwit 

Im Reg.Bez. Oppeln: Kreuzburg durch Theilung der Oberförftereien Vedlanı, 
Dombrowla und Kreuzburgerhütte, Zbitzko aus Theilen ber Oberföckemn 
Dembio und den Flächen bes angelauften Gutes Zbithko. 

Im Reg. Bez. Minden: Dalbeim durch Theilung der Oberföfereien Boddeben um 
Hardehauſen. 

Im Reg.Bez. Kaſſel: Immichenhain durch Theilung der Qerföorſtereien Nenkicche 
und Oberaula. 

Im Reg.⸗Bez. Wiesbaden: Friedensdorf durch Theilung der Oberförfterei Glabenbak- 
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Aus den in den Provinzen Weftpreußen, PBofen und Brandenburg belegenen Forſten 
des hannoverfchen Klofterfonds ift die bezüglich der Verwaltung und bes 
Schutzes von ber Gtaatsforfiverwaltung übernommene Kloſter⸗Oberfoͤrſterei 
Margoninsdorf gebildet worden. 

1I, Die beiden Reviere der Göhrbe und bie Oberförſterei Lüchow, Neg.⸗Bez. 
Lüneburg, find unter einander andermweit abgegrenzt, außerdem ift der bisherigen 
Dberförfierei Böhrberieh der Name Gohrbe, ber bisherigen Oberförflexei Gohrde⸗ 
Oſt der Name Dannenberg beigelegt worden. 


106. 
Ordens⸗Verleihnugen 


an Sorft- und Jagdbeamte vom ı. Juli bis 30. September 1899. 
(Im Anſchluß an den gleichnamigen Urt. 71, ©. 153 die. Wb8.) 


A. Der Rothe Adler-Orden III. Alaffe mit der Schleife: 
Li zak, Forftmeifter in Schmalleningten, Reg.⸗Bez. Gumbinnen (bein Uebertritt in 
ben Rubeftand). 
B. Ber Rothe Adler-Beden IV. Biafle: 


Baaſen, Revierförfter zu Simmerath, Oberf. Höfen, Reg.Bez. Aachen (beim Ueber⸗ 
tritt in den Ruheſtand). 


C. Ber Arenen-Erden IV. Alaſſe: 

Burich, Nevierförfter zu Althammer, Oberf. Stoberau, Reg.⸗Bez. Breslau (beim 
Uebertritt in den Ruheſtand). 

Dame, Nevierförfter zu Dalheim, Oberf. Hardehaufen, Reg.⸗Bez. Minden (beim 
Vebertritt in den Ruheſtand). 

Tode, Nevierförfter zu Marienthal, Oberf. Grenzheide, Reg.⸗Vez. Pofen (beim Ueber- 
tritt in den Ruheſtand). 

Nichter, Revierförfter zu Neulinum, Oberf. Drewenzwald, Reg.⸗Bez. Marienwerder 
(beim Webertritt in den Rubeftand). 

Bartel, Hegemeifter zu Schönberg, Oberf. Zanderbrüd, Reg.⸗Bez. Marienmwerder 
(beim Uebertritt in ben Ruheſtand). 

Gallus, Hegemeifter zu Kerngrund, Oberf. Karzig, Reg.⸗Bez. Frankfurt (beim 
Uebertritt in ben Ruheſtand). 

Hartwig, Hegemeifter zu Brunftplag, Oberf. Lindenbuſch, Reg.Bez. Marienwerder 
(beim Webertritt in den Ruheſtand). 

Klie, Hegemeifter zu Moyfall, Oberf. Schuenhagen, Reg.⸗Bez. Stralfund (beim 
Uebertritt in den Ruheſtand). 

Marr, Hegemeifter zu Altendambach, Oberf. Schleufingen, Reg.-Bez. Erfurt (beim 
Vebertritt in den Ruheſtand). 

Poppenberg, Hegemeifter zu Lindhorſt, Oberf. Woltersborf, Reg.- Bez. Potsdam 
(beim Uebertritt in den Ruheſtand). 

Rhode, Hegemeifter zu Höfelhaus, Oberf. Gauleden, Reg.⸗Bez. Königsberg (beim 
Mebertritt in den Ruheſtand). 

Nölede, Hegemeifter zu Letzlingen, Oberf. Leglingen, Reg.Vez. Magdeburg (beim 
Uebertritt in den Ruheſtand). 
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Zierach, Hegemeifter zu Pechteich, Oberf. Pechteich, Reg.-Bez. Potsdam (beim lieber- 
tritt in ben Nubeflanb). 

Ziſchka, Hegemeifter zu Mehltheuer, Oberf. Kottwig, Neg.⸗Bez. Breslau (beim Ueber. 
tritt in den Ruheſtand). 

Bergemann, Forſter zu Strepe, Oberf. Kleve, Weg.«Bez. Dffeldorf (beim Liebertritt 
in den Ruheſtand). 

Dinfe, Yörfter zu Junoza, Oberf. Czersot, Reg. Dez. Marienwerber (beim lebertritt 
in den Ruheſtand). 

Döbel, Förfter zu Plötzno, Oberf. Gildon, Reg.Bez. Marienwerber (beim Uebertritt 
in den NRubeftand). 

Gombert, Förfter zu Seigertshaufen, Oberf. Neukirchen, Reg.- Bez. Kafiel (beim 
Uebertritt in den Ruheſtand). 

Grunow, Förfter zu. Hafenwintel, Oberf. Wilbelmswalbe, Reg. Bez. Danzig (beim 
Uebertritt in den Ruheſtand). 

Haſchke, Förfter zu Kallmellen, Oberf. Uszballen, Reg-Be. Gumbinnen (beim 
Uebertritt in den Ruheſtand). - 

Jaguſch, Förfter zu Rottftiel, Oberf. Alt-Ruppin, Reg.-Bez. Potsdam (beim Ueber 
tritt in den Ruheſtand). 

Karftedt, Förfter zu Friſchenau, Oberf. Tapian, Reg. Dez. Königsberg (beim Lieber: 
tritt in den Ruheſtand). 

Kröhnte, Förfter zu Rehhof, Oberf. Lindenbufh, Reg.⸗Bez. Darienwerder (beim 
Uebertritt in den Ruheſtand). 

Lang, Förfler zu Wuftweiler, Oberf. St. Wendel, Reg.-Bez. Trier (beim Uebertritt 
in ben Ruheſtand). 

Lichtenberg, Förfler zu Hergershaufen, Oberf. Morſchen, Reg.-Bez. Kaffel (beum 
Vebertritt in den Rubeftand). 

Lippert, Förfter zu Kammerforft, Oberf. Rüdesheim, Reg. Bez. Wiekbaden (beim 
Uebertritt in den Ruheſtand). 

Defterlich, Förfter zu Kalemba, Oberf. Wildungen, Reg.-Bez. Danzig (beim Uebertritt 
in den Ruheſtand). 

Beh, Förfter zu Friedenthal, Oberf. Rittel, Reg.⸗Vez. Marienwerber (beim Uebertritt 
in den Ruheſtand). 

Rofenthal, Forſter zu Scäferei, Oberf. Oliva, Reg⸗Bez. Danzig (beim Uebertritt 
in den Ruheſtand). 

Scholz, Törfter zu Barosie, Oberf. Wilhelmsberg, Reg.-Bez. Marienwerder (beum 
Vebertritt in den Ruheſtand). 

Schwarzkopf, Förfter zu Schelleningten, Oberf. Schorellen, Reg.-Bez. Sumbinnen 
(Beim Uebertritt in den Ruheſtand). 

Schwedt, Förfter zu Hütten, Oberf. Rendsburg, Neg.-Bez. Schleswig (beim Ueber⸗ 
tritt in den Ruheftanb). 

Biefe, Förfter zu Drewenz, Oberf. Drewenzwald, Reg. De. Marienwerber (beim 
Vebertritt in den Ruheſtand). 

Wunn, Förfter zu Densberg, Oberf. Densberg, Reg.-Bez. Kaffel (bein Uebertritt 
in den Ruheſtand). 

Grumme, Gehegereuter (Förſter) zu Siedenholz, Oberf. Luß, Reg.Bez. Luneburg 
(beim Uebertritt in den Ruheſtand). 
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D. Bas Allgemeine Ehrenzeichen: - 
Noll, Förftler zu Berghofen, Oberf. Battenberg, Reg.Bez. Wiesbaden (beim lieber- 
tritt in den Ruheſtand). 
Boppe, Forſtſchutzgehulfe zu Wenfe, Kreis Zeven, Reg.Bez. Stabe. 
Graubach, Forfifchutgehülfe zu Dingelftebt, Oberf. Dingelftedt, Reg.-Bez. Magdeburg. 
Förfterling, Holzhauermeifter zu Dingelftedt, Oberf. Dingelftedt, Reg.-Bez. Magdeburg. 
Klein, Holzhauermeifter zu Berſteningken, Oberf. Wilhelmsbruch, Reg.⸗Vez. Gum⸗ 
binnen. 
Lude, Holzshauermeifter zu Alt⸗Monchwinkel, Oberf. Rüdersdorf, Reg.-Be,. Potsdam. 
Neumann, Holzhauermeifter zu Biederitz, Oberf. Biederit, Meg.-Bez. Magdeburg. 
Nebfeibt, Holzbauermeifter zu Sandförde, Oberf. Torgelorv, Reg. Bez. Stettin. 
Schnelle, Holzbauermeifter zu Oppelbain, Kreis Lutlau, Reg.-Bez. Frankfurt. 
Schulz, Holzhauermeifter zu Roderbeck, Oberf. Kehrberg, Reg.-Bez. Stettin. 
Wienſch, Holzhauermeifter zu Maſſow, Oberf. Rupp, Reg.-Bez. Oppeln. 
Woitaffel, Holzhauermeifter zu Groß⸗Döbern, Oberf. Rupp, Reg.-Bez. Oppeln. 
Wölfer, Holzhauermeiſter zu Grillenberg, Kreis Sangerhaufen, Reg.-Bez. Merfeburg. 
Flachs, Oberholzhauer zu Wollhaus, Kreis Soldin, Reg.Bez. Frankfurt. 
Goſemann, Oberbolzhauer zu Hobenmwalde, Kreis Lebus, Neg.-Bez. Frankfurt. _ 
Pieper, Oberholzhauer zu Ramſel, Kreis Lingen, Reg.Bez. Osnabrüd. | 
Wollenberg, Oberholzhauer zu Choſſewitz, Kreis Lübben, Reg.⸗Bez. Frankfurt. 


E. Die Erlaubnif zur Anlegung fremder Arden erhisiten: 

Freiherr von Rordenfiycht, Forſtmeiſter zu Lödderitz, Reg.-Bez. Diagbeburg, bes 
Herzoglich Anhaltinifchen Hausordens Albrecht des Bären 1. Klaſſe. 
Frädrich, Forſtaufſeher zu Stolzhaufen, Oberf. Stölzingen, Reg.Bez. Kaffel, des 
Defterreichifchen filbernen Verdienſtkreuzes mit der Krone, des Großherzoglich 
Heffiihen Allgemeinen Ehrenzeichens mit der Inſchrift: „Fir Verdienſte“ und 
ber filbernen Verdienftimedaille bes Herzoglich Sachfen-Erneftinifchen Hausordens. 


107. 
Chrouologiſches Verzeichniß 
der im gegenwärtigem (XXXT.) Bande des Jahrbuchs enthaltenen 
Geſetze, Erlaſſe, Staatsminifterial- Beichlüffe, Inſtruktionen, Negulative 
und Minifterial- Verfügimgen :c. 
(Im Anſchluß an ben gleiänamigen Artikel im XXX. Bande, Geite 345.) 
(Ehronologifche Berzeichniffe diefer Art vom Sabre 1851 an für die 
erfien acht Jahrgänge 1851— 1858 des Jahrbuchs im Forft- und Jagd⸗Kalender für 
Preußen befinden fich im VIII. Jahrgange 1858, Seite 77, von da ab für bie 
einzelnen Jahrgänge IX— XVII /1859—1867) jedesmal am Schluß des Kalender- 
Jahrbuchs, die Fortfegungen in den Bänden des vorliegenden, ſeit 1868 vom 
Kalender getrennten Jahrbuchs.) 


18885. 1895. 27. Aprii S. 289. 
7. Januar 6. 188, 24. Mai 6.289. 2. Juli S. 290. 
1898. 1896. 3., S. 101. 


22. Juni 817. 16. Marz S. 288. | 15. Oktober ©. 291. 
Jahrb. d. Preuß. Forſt⸗ u. Jagbgeſesg. XXXI. 22 


1897, 1899. 6. 

2. Aprii S.28 8. Januar 6.44, 184. 

(2mal). 6.,  6©.%6. 8. 

26., ©. 291. 7., G. 97. 12. 

18.Mi 628 10. „ 68. 18, 

17. „ ©. 8%. 18. „ ©. 54. 

81. Juni S. 290. 17., ©. 68. 16. 
7. DOttober 6. 29. tl. „ G. 48, 

b. » ©. 186. 1. Jebruar ©. 64. 2 
5. Roimber S. 286. | 91 Eu |» 

28. December S. 296. GT” 3 r 

1898. 3 23 — 8, 

26. Januar ©. 185. ac 5 
Mr se |. 244 8. 
el EM 8. Marz S. 40, 134. 

. 24. 18. 

—a &. 138. 10. „ ©. 128. * 

1.0 an 1. 

14. Juni 6. 80. 16. „ Sı18 2. 

3. „ 8.189. | 18 e. 181 . 
1. Juli ©. 106. 289. 27. 
1. September S. 7, 8. 20. ©. 148. 28, 

DO. S. 7. 21., 6. 181. 1. 
5. Oftober ©. 297. 2 „ S. 118, 8, 

12. „ ©. 4. 180. 4, 

DD. u ©. 6. A. „ ©. 106. 5, 

3. m S. 133. DD. „ ©. 108, 

ee „686. 80. „ ©. 8. 10. 

BB „ ©. 98. 1. Ari S. 96. 16. 

8. nn S. 48. 4. Bi S. 91. 20. 
4, November ©. 41. 5. „ e 1% 

5. G.. 10%. (Smal). 26. 
8. December ©. 8, 41 . S. 128. 81. 
6. „83. 18. „ S. 91. 7. 
7. „ ©. 5. DD. „ S. 108. 18, 

10. „ @. 1. A ©. 164. 2A. 

4. „ G. g9. 6. „ S. 150 

16. „ ©. ©. 28. ©. 


Druckfehler⸗ Beritigung. 


Seite 49. Art. 21 if das Datum der Berfügung: 8. März 18989. 


Drud von E. Buhbinder In Reu: Ruppin. 
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©. 126, 
127. 


S. 121. 
©. %. 
S. 109, 

122. 


©. 92, 263, 
271 


®&. 101. 
©. 99, 183. 


©. 156. 
©. %. 
©. 126. 
E.%, 101 
S. 29. 
S. 110. 
©. 1082. 
S. 116. 


186. 16. September S. 178. 








